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Vorwort. 


Die hier vorliegende Arbeit bildet äußerlich genommen ein Heft 
de3 vom „Deutſchen Verein für Wohnungsreform” herausgegebnen 
Sammelwertles „Die Wohnungsfrage und das Neid“. 
Urfprünglich war dieſes Heft von dem Brivatdozenten an der Berliner 
Univerfität Dr. Baul Voigt, dem Berfaffer des fpäter erfchienenen 
befannten Werkes „Grundrente und Wohnungsfrage in Berlin und 
feinen Bororten” übernommen. Als diefer aber im Auguft 1900 durch 
Aſturz in ben Alpen jäh feinen Tod fand, wurde mir die Arbeit 
übertragen. Schon längere Sjahre vorher hatte ih mich mit Der 
Rädtifchen Bodenfrage beichäftigt. Als ich aber nun vom Jahre 1901 
an mich planmäßig und unter Beranftaltung eigner Erhebungen und 
Nachforſchungen ber Sache wibmete, ſchwoll mir dieſe unter der Hand 
mehr und mehr an, und e8 war bie auch nicht wohl zu vermeiden, ba 
e3 auf bem vorliegenden Felde an abjchließenden Arbeiten und Unter- 
fuchungen, deren Ergebniffe man nur in einer Broſchüre hätte zu- 
fammenzufaffen und zur PBarftellung zu bringen brauchen, durchaus 
fehlte. Auf diefe Weife wurde ich genötigt, lange eigne Beweisführungen 
mit dem dazu gehörigen Materiale aufzuftellen; auf dieſe Weije ging 
aber auch ein Jahr um das andre hin, und auf biefe Weife erreichte das 
Verl ſchließlich notgedrungen auch einen Umfang, der weit über ben 
Rahmen der Sammlung von Arbeiten, zu der es gehört, hinausgeht. 

Auch innerlih, darf man wohl fagen, ift da8 Werk über diefen 
Rahmen hinausgewachſen. Es behanbelt feinen Stoff bei weitem nicht 
allein unter dem Gejichtöpunfte der Wohnungsfrage, jondern es bemüht 
fich wenigſtens, da3 ungeheure Problem der ftäbtifchen Bodenfrage nad) 
verfchiednen Nichtungen hin weit über die reine Wohnungsfrage hinaus 
anfzurollen. Trotzdem aber ift eine unbedingte Vollftändigfeit in 
ber Behandlung bes Gegenftandes weder erzielt noch beabjichtigt worden. 
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Um bie Rädtijche Bobenfrage wirfiich einigermafen auszukhöpfen, müßte 

in Bezug auf fie doch jedeniallä mindeitens folgendes gegeben werben: 

1. Eine vollkäudige Schilderung ber beſtehenden Zuflände fowie 

auch ihres geſchichtlichen Berbens, uub zwar für das bebaute 

ſowohl wie für des unbebante Gebiet, wobei insbejondre auch 

Die Fragen der Gänferipeinfstien und der Berkhuldung ein- 
gehender zu befandelun wären. 

2. Eine möglich vollkändige Kritik des VBefichenden jowie Auf- 
bedung der Urſachen der Mipftände, beides wiederum jowohl 
für das bebante wie für das unbebante Gebiet 

3. Eine vollkändige Erörterung der eimfchlagenden Abhilfs⸗ 
maßregeln unter Anftellung gremdiäglicher Ziele. 

4. Ein Berlnüpfjen aller der eben angegebnen Tinge mit den 


allgemeinen vollswirtiichaftlichen, rolitifchen, jozialen ufw. 
Zuftänden und Zielen. 


Und da2 alles nicht nur für diefe oder jene Ortsgrößenklaſſe, ſon⸗ 


dern für alle Hädtifhen Siediungen 


Bon diefer gewaltigen Gefamtaufgabe löſt — oder beſſer geſagt 
verſucht zu löſen — das hier vorliegende Werk nur einen Vruchteil; 
vor allem und in erſter Linie behandelt es das derzeit noch unbebaute 
Gebiet und die Reform der erſt noch zu ſchaffenden neuen Quartiere, 
d. 5. die unfer8 Erachtens wichtigfte Reformanigabe. Dagegen Tonnte, 
abgefehen von andren Unvollftänbigleiten, leider das bebaute Gebiet 
nur recht nebenbei behandelt werben, ebenfo auch die Frage der Ber- 
Ihuldung; bei der Darftellung der Wertentwidiung der Grundftüde ift 
ferner faft ausfchließlich der Umſatzwert berüdfichtigt worden, während 
der Ertragswert nur geftreift wurde; auch das Hiftorifche hat nur wenig 
Berückſichtigung finden können, und die oben geforderte Berfnüpfung 
der Bodenfrage und ihrer einzelnen Zeile mit den allgemeinen voll3- 
wirtfchaftlihen ufw. Zuftänden konnte felbftverfändlich auch nur fehr 
teilmeife gegeben werben. Endlich habe ich mich zwar redlich bemüht, 
fo ſehr wie irgend möglich auch die bislang fehr zu Unrecht viel zu wenig 
beacdhteten Berhältniffe ber Heineren Orte zu berüdjichtigen, aber große 
Lücken find auch da geblieben. Troß aller diefer Unvollftändigfeiten 
nebe ich mich aber doch der Hoffnung hin, daß, wie fhon angedeutet, 
das Wichtigfte der ftädtifchen Bodenfrage in dem vorliegenden Buche 
behandelt ift, zumal ja die eben angeführten Themata zum größten Teile 
nicht vollftändig Üübergangen murden, fondern immerhin ein gemwiffes 
Maß von Behandlung erfahren haben. 
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Aber nicht nur in Bezug auf Bollftändigkeit, fondern auch fonft 
muß ein Buch wie das vorliegende natürlih mit Kritik gelejen 
werben. Für den Wiſſenſchaftler ift ja jchließlich Die Mahnung, das in 
einem Werke Geſagte nicht blindlingd Hinzunehmen, fondern eigne 
Fritil daran zu üben, überflüffig, aber für dag übrige Publikum mag 
fie doch angebracht fein. Bei einem Buche wie dem vorliegenden wird 
e3 dem Verfaſſer oft nicht möglich fein, allen Bedenken gegen das 
ſchließlich Geſagte fo nachzugehen, wie e8 an fich erforderlich wäre; auch 
it bei einem folcden Werke von Anfang an eine gewilfe Haft, ein ge- 
wiffes Drängen auf das Ende hin faft unerläßlich, da man fonft Gefahr 
läuft, überhaupt nie fertig zu werden; im vorliegenden Falle war Eile 
auch noch durch äußere Gründe geboten. Auch möge man entjchuldigen, 
daß, fo forgfältig auch im allgemeinen auf Mare Begrifisbeftimmungen 
und genaue Begriffsanwendung geachtet worden ift, doch in der Hibe 
des Gefechtes dies Ziel nicht immer ganz vollftändig erreicht worben 
fein mag. Auch das hat fich nicht vermeiden laffen, daß mancherlei nicht 
berüdfichtigt oder nicht genug berüdjichtigt worden ift, was Anfprud 
auf mehr Beachtung gehabt hätte. Die benugte Literatur 3. 8. ift ja 
gewiß überall mit kritifden Augen angefehen worden, aber auch den 
über fie in den Beitjchriften u. dgl. veröffentlichten Kritifen nachzugehen, 
war im allgemeinen nicht möglich. Auch die Geſichtspunlte und Lehren 
der Hygiene hätten wohl eine gründlichere Beachtung und Xerarbeitung 
beanfpruchen können. Troß alledem glauben wir, daß alle diefe Mängel 
den Hauptwert bes Buches nicht fo beeinträchtigen. Und im übrigen: 
unfer Wiſſen und unfre Leiftungen find und bleiben nun einmal felbft 
im beiten alle Stüdwerf, und in befonder® hohem Grade muß dies 
da der Fall fein, wo eine fo umfajfende und jo fchwierige Aufgabe wie 
hier in Angriff genommen worden ift. 

Endlich möchte ich an diefer Stelle noch auf befondre Punkte 
aufmerffam machen, deren ich nachträglich zufällig inne geworden bin, 
- und die ich an biefer Stelle befanntzugeben mich verpflichtet fühle. 

Auf Seite 226 ift ausgeführt, daß anzunehmen fei, daß der Bau» 
ttellenpreis im weſentlichen wenigftens fogleich Durch die Bebauung 
jeine Berzinfung finde und nicht durch die Erwartung erft viel 
fpäter eintretender höherer Erträge nennenswert beeinflußt werde. 
Nachträglich ift mir doch zweifelhaft geworben, ob diefe Auffaffung 
ganz richtig ift. Sch bin nicht in ber Lage, den Tatbeitand genau nad» 
zuprüfen, aber ich neige jet doch zu der Anjicht, daß in vielen Fällen 
der Bauftelleripreis doch nicht jo ganz unbedeutend davon mit beeinflußt 
wird, daß man für fpätere Zeiten höhere Erträge aus den betreffenden 
Grunbftüden erwartet, als fie fih in der erjten Periode nad) der 
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Bebauung ergeben. Sollte ſich dieſe Anſicht als richtig erweiſen, ſo 
wäre in ben Ausführungen im 7. Kapitel einiges zu ändern und nament⸗ 
lich zu ergänzen. Doc würbe Davon vermutlich der Kern unſrer Aus⸗ 
führungen, die Auseinanderfegung der Berhältniffe auf Seiten Des 
Bauftellenangebot3, nicht wefentlich oder gar nicht berührt werden, 
fondern vorwiegend oder ausschließlich die Berhältniffe auf Seite Der 
Nachfrage nach den Bauftellen, und zwar in dem Sinne, daß die Fähig- 
feit und Willigfeit diefer Nachfrage, die hohen Bauftellenpreife zu zahlen, 
dadurch eine weitere Erflärung erführen. Die Ausführungen der andren 
Kapitel, außer dem 7., dürften nur ganz wenig berührt werden. 


Der zweite Punkt ift der, baß zu den auf Seite 22 genannten 
ftatiftifhen Anforderungen gewiß noch einzelne hinzuzufügen 
wären, vor allem aber die, daß auch feftgeftellt werde, ob die Veräuße- 
rungen ber betreffenden Grundftüde an bie endlichen Bauenden ober 
an ben Zwifchenhandel erfolgt waren, ferner welche Zahlungsbedingungen 
ausgemacht wurden und namentlic; ob — bei Berfäufen an Bauende — 
diefe von den Verkäufern mit Baugeld u. dgl. unterftügt wurden. 


Im Anſchluſſe an diefe Mitteilungen möchte ich auch noch bemerken, 
daß ich mich fehr gern hier in diefem Buche ausführlich und ausdrücklich 
mit den von Prof. A. Boigt, Frankfurt a. M., und Dr. Wdolf 
Weber in ihren Werken „Kleinhaus und Mietlaferne” und „Über 
Bodenrente und Bodenfpefulation in der modernen Stadt” vorgetragnen, 
m. €. vielfach fehr irreführenden Anfichten über bie ftädtifche Bodenfrage 
augeinandergejegt hätte; indes die Nüdficht auf meine gemeffene Zeit 
fowie der Umftand, daß eine ſolche Bolemif im Rahmen des vorliegen- 
den Buches doch Schließlich auch ihr Bebenkliches gehabt Hätte, haben 
mich abgehalten. Hoffentlich findet fich demnächſt Gelegenheit, das 
Verfäumte an andrer Stelle. nachzuholen. 


Was die Duellen und die Literatur für das hier vorliegende 
Wert betrifft, fo find außer den Druckwerken an Büchern und Broſchüren, 
an Geſetzen, DOrtöftatuten u. dgl. natürlich auch Zeitungen und Zeit. 
IHriften in großer Zahl herangezogen worden, ebenfo auch in um- 
faffenden Maße bloße Beitungsausfchnitte. Daß daneben au eigne 
Beobachtung eine nicht geringe Molle gefpielt hat, verfteht ſich 
von jelbit. Insbeſondre aber fei noch darauf hingemwiefen, daß in aus⸗ 
giebiger Weife auch von dem Hilfsmittel der perfönlicden eingehenden 
Befragung von Sahverftändigen über verfchiebne Materien 
Gebrauch gemacht worden ift; namentlich habe ich auf diefem Wege in 
den Jahren 1901 und 1902, ergänzend im Jahre 1905, eine ziemlich um- 
faffende Privatenguete in Dresden über die Yuftände und 
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Verhaältniſſe der Stadterweiterung u. dgl. vorgenommen. Über zwei 
Städte, Leipzig und Mannheim, gelang es, ſehr umfaſſende eigne 
Fragebogen ausgefüllt zu erhalten (vgl. S. 170 und 171). Andrer- 
feit3 muß freilich bemerkt werben, daß die Benubung ber Literatur 
gewiffen Einfchräntungen unterlag. Zunächſt war es ſelbſtverſtändlich 
im allgemeinen nicht möglich, literarifche Erfcheinungen noch zu berüd- 
fihtigen, die erft nach Abfaffung der einzelnen Teile des Werkes er- 
ſchienen, und ba fich diefe Abfafjung immerhin über mehrere Jahre 
hingezogen hat, fo hat manches nicht mehr verwertet werden Tönnen, 
da3 an und für fich wohl darauf Anfpruch gehabt hätte. Im übrigen ift 
e3 bei der großen Ausdehnung des Gebietes freilich auch nicht möglich 
gemwefen, die jeweils bereit3 vorliegende Literatur in vollem Umfange 
durchzuarbeiten. Bon der Benutzung der ausländifchen Literatur wurde 
mit menig Ausnahmen überhaupt Abftand genommen. 

Einzelne Bücher zu nennen, die einen ganz befondren Einfluß auf 
diejes Werl ausgeübt Haben, ift ſchwer möglich. Am eheften dürfte dies 
noch auf das Paul Boigtiche Werk „Grundrente und Wohnungsfrage in 
Berlin und feinen Bororten” zutreffen, ſowie auf einige Kapitel aus 
dem Sombartſchen „Modernen Kapitalismus”. Im übrigen jchulde 
ih für wertvolle beenbeeinfluffung auch dem Gedankenkreiſe der 
Sartenftabtbewegung, der Bodenreformer, fowie Herrn Prof. Kobelt 
in Schwanbheim bei Frankfurt a. M. erheblichen Dank. Aber neben Diefen 
ftehen natürlich noch zahlreiche andre. Doch wer vermag, wenn er erft 
einmal in fi) jelber die ganzen Gedankenreihen zu einem einheitlichen 
Gewebe vereinigt hat, noch alle die einzelnen Urheber zu nennen und 
vollenda zu beftimmen, wie viel diefer und wie viel jener getan hat! 

Es it fchon oben erwähnt worden, und e3 verfteht fich ja ſchließlich 
auch von felbft, daß ein Werk wie das vorliegende längere Zeit zu feiner 
Abfaffung bedurfte, zumal der Berfaffer noch mwejentliche andre Berufs- 
pflichten daneben zu erfüllen hatte. Es ift nun notwendig, bie einzelnen 
Zeitpunkte der Abfajfung der verfchiebnen Teile des Werkes anzugeben, 
ſchon meil häufig bie Ausdrüde „jebt”, „heute“, „gegenwärtig“ uſw. 
gebraucht worden find und diefe Ausdrüde fich jeweils auf den Augen- 
blid der Abfafjung des betreffenden Stüdes des Werkes beziehen. Mit 
den ernfthaften Vorarbeiten für da3 Buch wurde, wie ſchon oben erwähnt, 
1901 begonnen; doch habe ich mich fchon etwa während 7 Kahren vorher 
mit der ftädtifchen Bodenfrage bejchäftigt und fie einigermaßen verfolgt. 
Mit der Abfaffung des eigentlichen Tertes wurde im Juni 1904 an- 
gefangen, und fie erfolgte dann, von Zeit zu Zeit unterbrochen und 
faft immer begleitet von mandherlei andren Beruf3arbeiten, in folgenden 
Abfägen, wobei ich die Termine nur ganz ungefähr angebe: 
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Kapitel 1—3 (abgefehen von einem Kleinen fchon früher geichriebnen 
Stück): Juni, Zuli, Auguft 1904. Durchſicht zum großen Teil 
Dezember 1904. 

Kapitel 4 und Schlußwort zu Kapitel 3 und 4: Januar und Fer 
bruar 1905. 

Kapitel 5: Februar und März 1905. 

Kapitel 6 erfter Teil: Mai, Juni, Juli 19085. 

Kapitel 6 zweiter Teil: September, Oktober 1905. 

Hier wurde nun die Reihenfolge der Bearbeitung unterbrochen und im 
Zufammenhang mit andren Arbeiten zunächſt die Bearbeitung de3 11. 
und 12. Kapiteld vorgenommen, fo daß fich Die weitere Abwickelung der 
Sache folgendermaßen geftaltete: 

Kapitel 11: Dezember 1905, Januar 1906, Mai bis September 
1906. | 

Kapitel 12: Xuni 1906. | 

‚Kapitel 7: September 1906 bis Februar 1907. | 

Kapitel 8: März und April 1907. | 

Kapitel 9: Mai und Juni 1907. | 

Kapitel 10: Juni bis Oktober 1907. 

Borwort und Schlußwort: Oktober 1907. 

Jedes einzelne Kapitel wurde fehr forgfältig durchgefehen, eine 
nochmalige torrigierende Überarbeitung des ganzen Werkes jedoch nad) 
Abſchluß der legten Kapitel hat nicht ftattgefunden; fie wäre auch [don 
aus dem äußeren Grunde unmöglich gemefen, weil bie meiften Kapitel 
alsbald nad ihrer Vollendung gebrudt ober doch wenigſtens gelegt 
wurden. Es folgt indes aus diefer Sachlage, daß jeder einzelne Teil 
der Arbeit von dem Standpuntte der Verhältniffe der Zeit feiner Ab- 
faffung aus zu beurteilen if. Im übrigen würde auch eine ſolche 
forrigierende Überarbeitung nach Abſchluß des Ganzen wohl kaum viele 
Änderungen ergeben haben. 

Über das Verhältnis des Deutfhen Vereins für Woh- 
nungsreform zu dDiefem Werte fei noch bemerft, daß der Berein 
es allerdings für feine Aufgabe erachtet hat, das Wert zuftande zu 
bringen; irgendwelche weitere Verantwortlichkeit, fei e8 für den Inhalt, 
jei es für die Form des Buches, trifft indes den Verein nicht, fondern 
diefe Verantwortlichkeit fällt ausſchließlich auf mic. 

Endlich noch folgendes: Diefes Buch Hier ift entjtanden nicht 
allein durch meine eigne Arbeit, fondern auch durch die ‚freundliche 
indirelte Mithilfe zahlreicher andrer. Eine große Zahl von PBerfonen, 
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in amtliher und in nichtamtlidher Stellung, hat mich in überaus 
Tiebenswürbiger Weife durch Auskünfte, Ratjchläge, Materialnachmweifung 
a. dgl. unterftüht. Ihnen allen Bier auf-da8 Herzlichfte zu danken, 
ift mir eine angenehme Pflicht. Sch hoffe, daß fie für die Mühen, die 
ich ihnen verurfacht habe, und für die in manchen Fällen nicht geringe 
Snanfpruchnahme ihrer Zeit nunmehr, nad) Bollendung diefes Werkes, 
durch das Berwußtfein werden entſchädigt werden, doch an einer für 
da3 Gemeinwohl nicht unwichtigen Sache nubbringend mitgewirkt zu 
haben. Beſondren Dank jedoch möchte ich ausfprechen meinen zahlreichen 
Gewährsmännern, die mi über Dresdner VBerhältniffe 
unterrichtet haben; ferner der Gehe-Stiftung in Dresden für bie 
fo überaus wertvolle Unterftügung durch ihre reiche Bibliothek, ſowie 
aud den Herren Direktor Brof. Dr. Betermann, Brofeffor Wuttle 
und Profeſſor Schanze von der Gehe-Stiftung für die ftet3 Hilfäbereite 
Auskunft in den verfchiedenften wiſſenſchaftlichen Fragen. Weiter Herrn 
D. Meißgeier in Leipzig und dem Statiftifgen Amte der 
Stadt Mannheim für freundliche Ausfüllung der oben erwähnten 
umfangreihen Fragebogen über Leipziger bzw. Mannheimer Berhält- 
niffe und Herrn Meißgeier auch noch für mannigfacdhe fonftige Aus- 
fünfte, ferner Heren Privatdozenten Dr. Walter in Leipzig für Über- 
laffung ſchätzbarer Materialien über die Frage der ſtädtiſchen Dezen- 
tralifation; Herin Bürgermeifter Wiel in Wermelskirchen und 
der Wermelskirchner Zeitung für freundliche perſönliche Auf- 
Märung und für die Geftattung des Abbrudes der in Anhang 2 diefes 
Werkes gebrachten Artikel; endlih Frin. J. Barth in Dresden für 
verftändnig- und aufopferungspolle Unterftübung durch Stenographieren 
und Schreibmafdinieren. Herr Dr. Seutemann in Hannover hat 
die große Freundlichkeit gehabt, das Inhaltsverzeichnis anzufertigen 
und die lebten Korrekturen zu erledigen; auch ihm gebührt hierfür 
herzlicher Dank. Bor allem aber fei nicht vergeffen die große Geduld 
und das weite Entgegenlommen, welches der Deutſche Verein für 
Wohnungsreform, vertreten durch feine Herren vom Borftand und 
Ausſchuß und insbefondre duch feinen Vorfigenden, Herrn Charles 
2. Hallgarten in Frankfurt a. M., mir bei Abfaffung biefes Werkes 
gezeigt haben. Es war nicht immer leicht, wenn ſich diefe Abfaffung 
immer wieder um neue lange Friften hinauszog, die nötige Geduld und 
den feften Glauben an eine endliche glüdlihe Vollendung zu bewahren. 
Dadurch, daß diefes von Seiten der eben genannten Stellen geſchehen 
ift, haben fie fich ein großes Verdienſt um das Zuftandelommen biefes 
Werkes erworben! 

Und nun zum Schluß! In wie vielen heißen Wochen, ob der 
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Sommer draußen glänzte oder der Winterfchnee zum Fenſter herein- 
blintte, ift die fleißige Feder über das Papier geglitten, ift in raftlojer 
Gedankenarbeit um die große Sache gerungen worden, unermübet, 
immer vorwärts! Aber freilich hat auch eine weife Vorfehung darüber 
gewaltet und hat mir oft — ich fegne das heute! — verhüllt, wie fern 
das erfehnte Ende tatſächlich noch war. Aber nun iſt diefes Ende ba, 
und fo fahre nun hinaus, mein. Büchlein, in die Welt, und jchaffe und 
wirkte foviel Gutes, wie du kannſt und vermagft! 


Dresden, im Oltober 1907. 


Seite 84. 
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Druckfehlerverzeichnis. 


2. Zeile von oben muß vollſtändig geſtrichen werden und dafür geſetzt: 
„jähriger Benutzung eines Hauſes darſtellt, mit den Bauſtellen⸗ 
preiſen,“ 


. Anmerkung muß es betreffs der Breslauer Arbeit heißen S. 113 


ſtatt 112. 


. 8. und 9. Zeile von oben fallen weg und ftatt deſſen heißt es: „Be⸗ 


zahlung oder Sicherftellung ber Straßenkloften an bie Gemeinde oder 
an Dritte u. dgl.” 


. 11. Beile von unten muß erfeßt werben burch die Worte: „Srunb- 


fiüd produzieren. Ein Grundftüd mag in feinem Ertraertrage” 


. 6. Beile von unten fällt weg und ftatt ihrer muß es heiken: „Wußer 


dem Binsverluft find aber u. E. unter die“ 


. Oberfte Zeile „wer ftatt wir”. 


2. Beile von oben „Bauftellen” ſtatt ‚„Brauftellen“. 


. 14. Beile von oben „und” ftatt „uns“. 


Erfter Abſchnitt. 


Die Tatsachen der Wertentwicklung des 
städtischen Grund und Bodens. 


\ Erſtes Kapitel. 


Befßichtliches. 


Deutſchland Hat im 19. Jahrhundert nicht zum erften Male das 
Schaufpiel einer mächtigen Steigerung bes Wertes des ftädtifchen Grund 
und Boden? und einer großen Bereicherung beftimmter Klafjen aus 
diefer Duelfe erlebt. Ahnliches hat fich ſchon einmal bei ung im Mittel- 
alter zugetragen. Als vom 10. Jahrhundert an fich bei ung die Städte 
zu entwideln begannen, die gemwerblicde und Handelstätigkeit in ihnen 
ftieg, die Bollszahl zunahm, die Feſſeln der Hörigfeit für die Stadt- 
beruohner allmählich abgeftreift wurden und ſchließlich auch die Geld- 
wirtfchaft immer mehr einzog, da gewann auch der Grund und Boden, 
auf dem dieje ganze Entwidlung fich vollzog, gewaltig an Wert und trug 
feinen glüdlichen Befitern reiche Ernten. So fagt Urnold in feinem 
noch immer fo überaus leſenswerten Buche „Zur Gefchichte des Eigen- 
tums in den deutfchen Städten” (Bafel, H. Georg, 1861) auf ©. 64 mit 
Bezug auf die Abgaben und Zinfe, bie an bie eigentlichen Eigentümer 
des fäbtifchen Bodens für die Hergabe an andre im fog. Leiherecht ge- 
zahlt wurden, folgendes: 

„.... Rur ſoviel ift ficher, daß die Abgaben in der ältern Zeit im Vergleich 
zu denen der fpätern außerordentlich gering waren und von einer Hofftatt nicht 
mehr betrugen al3 von einem gleich großen Garten- oder Feldgrundftüd. Als 
aber ſpäter die Baupläge und mehr noch bie guten Häuſer 'gefuchter wurden und 
der fleigende Handelsgewinn die Mittel gab, fie zu bezahlen, fiel der ältere Maß- 
ftab hinweg. Es bot jich für den Grundheren nun Gelegenheit, höhere Abgaben 
zu erhalten, und die Höhe des Zinſes richtete fich nicht mehr nach der Ertrags- 
fähigfeit des Bodens, fondern nad; bem Meiftgebot der Bewerber. Dieje wurde 
wieder baburd bedingt, weldden Gewinn die Beſitzer von Häufern oder Grund» 

Die Wohnungsfrage unb bas Reich, 8. Heft. 1 
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ftüden in der Stadt machen fonnten. Der Begriff ber Ertragsfähigleit des 
ftädtifchen Eigentums warb ein anderer, indem er ſich mit dem neuen Arbeit3- 
lohn und fpäter mit bem neuen Kapitalzind ind Gleichgewicht ſetzte; genau fo, 
wie in aufblühenden Stäbten der Gegenwart das Grundeigentum oft mit un 
glaublich hohen Preifen bezahlt wird. Ganz diefelben Erfcheinungen begegnen 
una bei dem Anfang unjerer ftädtiichen Entwidlung, nur daß ein Preis damals 
unerhört fein Tonnte, den wir felbft relativ wieder jehr gering finden. Wurde 
von dem Eigentümer mit dem Boden zugleich ein Haus verliehen, das durch 
Lage, Geichäftsverfehr, Bauart, Nähe bes Wafferd oder fonftige Vorzüge aus- 
gezeichnet war, fo mußte das alles fo gut mit bezahlt werden wie heutzutage, 
und e3 erflärt fich auf Diefe Art namentlich, warum gerade bei Heinen Häufern 
nicht felten unverhältnismäßig hohe Abgaben vorkommen... .” 

Und ähnlich fagt Sombart in feinem „Modernen Kapitalismus” 
(1902), Band LI, auf ©. 2%: 

. Daß die tatfädhlihe Steigerung der Grundrente in den mittelalter- 
lichen "Städten eine fehr beträchtliche gemweien if, ... .. müßten wir ohne weiteres 
annehmen, auch wenn wir feine quellenmäßigen Belege bafür hätten. Ich glaube, 
daß (verhältnismäßig) das Anwachſen der ftädtifchen Grundrente während bes 
Mittelalter namentlich wohl in der Zeit von 1200 bis 1400 feinesgleichen erft 
wieder in den Städten des 19. Jahrhunderts erlebt Hat, abgefehen natürlich vom 
Altertum.‘ 


Abjolut genommen ftehen die Wertziffern des Mittelalters natürlich 
weit gegen die heutigen zurüd, aber an relativer Bedeutung für Volks⸗ 
wirtſchaft und Gefellichaft läßt ſich diefer ganze mittelalterliche Bor- 
gang der ſtädtiſchen Bobenmwertfteigerung doch in vieler Beziehung mit 
dem, was und dad 19. Jahrhundert gebracht hat, vergleichen. 

Indes auf die Blüte der Städte folgte eine Periode des Nieber- 
ganged. Das Fehlen einer machtvollen Bentralgewalt, die aus der 
großen religiöfen Bewegung entfprungene und langandauernde Un- 
fi'herheit aller Verhältniffe, die Verlegung der Handelöwege im Gefolge 
der Entdedungen und Eroberungen andrer Völker, der 30jährige Krieg 
und andre Urfachen führten zu Stillftand und Zerfall, und erft längere 
Beit nach dem Weitfälifchen Frieden beginnt wieder ein ftärferer und 
allgemeinerer Auffchwung der deutſchen Stäbte, freilich unterbrochen 
durch die Napoleonifchen Kriegszeiten. Dafür, daß fchon in ber zweiten 
Hälfte des 18, Jahrhundert? und im 19. Jahrhundert auch fchon vor 
den 60er und 70er Jahren die Grunditüdpreife wieder kräftig ftiegen, 
ſeien nachftehend zwei Zeugniffe aus Freiburg i. Br. und au Bres- 
lau angeführt. 

Über erftere Stadt Iiegt eine Arbeit von M. Conrad, „Die Ent- 
widlung der Häuferpreife in Freiburg i. Br. während ber 
legten Hundert Jahre”, vor. (Jena, Guftav Fiſcher, 1881.) Ihr 
Verftändnis und ihre Verwertung bieten zwar gan; außerorbentliche 
Schwierigkeiten; auch behalten aus mannigfachen und ſchwerwiegenden 
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Gründen (f. d. Anhang Nr. 1) die Schlüffe, die wir hier und an andern 
Stellen aus dem Conradſchen Materiale ziehen, troß aller Bemühungen 
in bedauernswert hohem Grade den Charalter des Unficheren und Proble⸗ 
matiſchen und dürfen mit den Ergebniffen aus andern befjer durch— 
geführten und beffer begründeten Arbeiten bei weitem nicht auf eine 
Stufe geftellt werden. Trotzdem möchten wir auf fie angeficht8 ber außer- 
ordentlichen Seltenheit jo meit zurüdreichenden Materials über die 
Preisentwidlung des ſtädtiſchen Grundbeſitzes nicht verzichten. Wir 
haben aus dem Conradſchen Materiale die Tabelle 1 (f. S. 4 u. 5) zu⸗ 
ſammengeſtellt und berechnet. 


Zur näheren Erläuterung biefer Tabelle muß in erjter Linie auf den An- 
hang Nr. 1 hingewiefen werden. Jedoch feien einige Bemerkungen auch Bier 
gemacht: 

Die Grundftüce, auf die ſich die Tabelle bezieht, find ausſchließlich be⸗ 
baute Privat-Grundftüde Der „durchſchnittliche Kaufwert“ der 
Kolonne 6 beruht auf den tatjächlich erzielten Kaufpreiſen, einfchließlich der- 
jenigen bei öffentlichen Verfteigerungen, in den anfänglich zehn⸗, Später fünf 
jährigen Perioden, deren Mitteljahre die in der erften linken Geitenfpalte an- 
gegebenen Jahre find. An und für fich bezieht fich diefer durchſchnittliche Kauf- 
wert natürlich auf die bebauten Privatgrundftüde der ganzen Stadt; vom Jahre 
1840 an jedoch iſt die damals neu entftehende 5. Stadtabteilung zuzüglich 
einer Heineren Anzahl ſchon vorhandener Grundftüde, bei Feſtſtellung des durch» 
ſchnittlichen Kaufmwertes überhaupt weggelaſſen worden ; von ber Periode 1840/44 
an beziehen fich bie burchfchnittlichen Kaufwerte alfo nur noch auf die im Jahre 
1840 ſchon vorhandenen bebauten Privatgrundftüde. Vie eigentlich wichtigen 
Schlüſſe ziehen wir nachſtehend aus der Tabelle aber nicht, weil fie den durch⸗ 
ſchnittlichen Kaufwert aller bebauten PBrivatgrumdftüde, jondern meil fie ben 
der jogenannten Stammgrundftüde gibt. Unter Stammgrunditüden werben 
dabei die jeweils in einem bejtimmten Jahre, 3. B. 1755, 1800 oder 1842, ein- 
mal vorhandenen Grundftüde ohne die mit der Zeit hinzugetretenen weiteren 
Grundſtücke verjtanden. Wenn wir alfo 3. B. von bem durchſchnittlichen Kauf- 
werte reden, den bie Stammgrundftüde des Jahres 1800 im Jahre 1872 erlangt 
hatten, fo ift damit eben derjenige Kaufwert gemeint, bei dem bie im Jahre 1800 
einmal vorhandenen Grundftüde, für fich iloliert betrachtet, im Jahre 1872 
angelangt waren. 

Es wird natürlich befremben, baß ber durchſchnittliche Kaufwert dieſer 
Stammgrundſtücke in Kolonne 6 und 7 unſerer Tabelle mit dem durchſchnittlichen 
Kaufwert aller jeweils überhaupt vorhandenen (nach 1840 nach Abzug der 
5. Stadtabteilung vorhandenen) bebauten Privatgrundſtücke der Stadt einfach 
identifiziert wird. Indes geſchieht dies nur in dem Sinne, daß dieſer letztere 
Wert das mindeſte an durchſchnittlichem Kaufwert darſtellen ſoll, was die 
Stammgrundſtücke früherer Jahre bis zu dem betreffenden Zeitpunkte erreicht 
hatten, während wahrſcheinlich tatſächlich ihre Kaufwertzunahme jeweils noch 
etwas über dieſen Stand hinausging. Eine zutreffendere Beſtimmung des 
jeweiligen Kaufwertſtandes der Stammgrundſtücke zu finden, iſt uns nach dem 
Conradſchen Materiale leider unmöglich geweſen. Hinzugefügt ſei nur noch, daß 
— infolge Abtrennung der 5. Stadtabteilung — für die Stammgrundſtücke des 

(Fortſetzung auf S. 6.) 
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Tabelle ii 


Entwicklung des durchſchnittlichen nomineflen Gaufwertes dei 
der Einmoßner- und Gebäude 


ı1I a I: Ja] so 6. 
Durchſchnittlicher nomineller 

Zus, bei. Zur, bez. h * 

Abnahme |Anzahl der Abnahme Raufuert des (v Debmuten * 

der Ein | Gebäude "m ftü * von onı 

mohnerzahlimit Wohn: —* ie von ba an erſt entfehende 


Jahres zahl wohnerzahl gegenüber | räumen | gegenüber 
dem letzt⸗ auf den be⸗ dem letzt⸗ x 
der S vorane \bauten Pri. voran Kaufwert eine Stammgrund 


8 einem beliebigen vorangefühe 
gehenden vatgrunds | gehenden au 
Stande i in| ftüden | &tande in Sabre, in dem aus Rubril 1 





0, %, erfichtlichen Jahre. 
n 
1661 (für die Periode 1755/f 

1755 | 3657 — 678 — oder dad Mitteljahr 1759) 
1770 — — — — 2421 
1780 — — — — 3197 
1789 7878 115 779 15 3689 
1800 9050 15 979 26 6102 
1807 9334 3 1026 db 6914 
1812 9636 3 | 1086 1 6648 
1817 9937 3 1045 1 6721 
1822 11222 13 1062 1 7363 
1827 14817 28 1070 2 9729 
1832 14290 0 1137 6 9406 
1837 13872 —3 1177 4 10630 
1842 14640 6 1241 5 13135 
1847 15885 9 1280 3 13925 
1852 16441 3 1298 1 11501 
1857 16517 0 1334 3 13429 
1862 17617 7 1392 4 18997 
1867 20888 18 1559 12 22824 
1872 26134 25 1806 16 33089 
1875 30531 17 2171 20 — 
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Breiburg i. B. 
jebauten Privatgrundſtückte, Bes. der „Bfammgrundflücke” ſowie 
aht von 1755—1874. 


Bemerkungen 





— — — — — 


Trauriger Zuſtand der Stadt nad mannigfachen Kriegswirren, mehr als 
1/, der Einwohner vollſtändig verarmt. 


MWiederauflommen und dann wieder allmählicher Niedergang der Granat- 
fchleifereten in Freiburg. 


1796—1815 Kriegszeiten; Verſchwinden der Iehten Granatichleifereien aus 
Freiburg, aber günftige Zeit für die Landwirtichaft. 


Im Sabre 1806 Übergang aus der öfterreichiichen in die babifche Herrfchaft. 


1816 Rotjahr } Bid Mitte der 20er Jahre Geſchäfts⸗ 
Iofigfeit und Gelbnot. 


1885 Anſchluß Badens an den Bollverein; in den folgenden Jahren Grün⸗ 
dung mehrerer Fabriken in Freiburg mit gutem Erfolge. 

1845 Eröffnung der Eifenbahn nach Karlsruhe, 

1847 der nad) Balel. 

1848/49 Unruhen und Badiſcher Aufftand; bis 

1860 Belagerungäzuftand über Freiburg; in der 

erften Hälfte der 50 ex Jahre bedeutende Auswanberungen ber Bevöllkerung. 


1860 Aufhebung des Belagerungszuftandes. Einrichtung von Sparkaſſen 


1866 Friebe und Allianzvertrag mit Preußen. | und Gewährung von Gypo- 


1870/71. Geamgöfikher Rrieg; Begründung | Geankung Son Baunerinen 
eutſchen Reiches. und einer Krebitanftalt. 


N: ı Yuspiir. Ir Zirnie Senne 


‚scers _2 um me meer “om re Imele nor mer miele, 
wer A mir Sur unerz Puismeumg üc nles ne zug 


er mer. zug zBRICTVeI Front mgeicer. mr sur allem, 


Geoiunenumrum. us mr =ı Scommpmzmmtif sımlc au Sme me je 
eirrer. u ımj = ie m Seziruermg or Nee Sumiıse je Seide» 
mutam azueprıne wer muB. © To ummlaım peruner RE \uger, ? zehe: 
EAINAA = ms 1 Im womcemener Tromerizmrmgt er Sum 
gamptide une nier neer Iariiner ns 2 urme. er rd mic 
ste Se-tmgmug Druretmer t Zr = nug muen. zen zız zenide 
sm Tnuny Ir 1uch ırfener Sursar jemrter Sermtegerummr schen, 
" Mei wir Yang u Ener‘, 00 zumän NE Runcye =, nee 
ae a mr Herdung mar dar TEE Ind BERE 5 \cr® mem ger 
„rermusfer 2 Se ec ns me — ‚ je Nummidnider Seiam:- 
aufwm-2s is Shin de IT (mon FE — zuuger- zehen die 
22 mund 09 wirzı mug Inzioere x Beemmecın mer I D—Wt 
3 Keiss ws Share Sm pNGEL Ir.Seger. yiee Yuhe Ser Sm ueient- 
scher 1a nur je emueeneonener zesie Je por Exzune ver Geld 
euuenug ar 2 — 3 zralmger. 
enich af se Pemertuug, Ja? rs merrSmder Sconex ELITE EIEIgET- 
ade zuenre Ieneäieee er Tome x Sormmpıntkh m 
rest „emater dr Se me mer IE io come eig, Bi 
vie Dir= ZUR KumTat ‚Tee LIeoerr! "er mungen „ze geyrhen dt 
2 ger 03 wrirıh ver Scene we zerer Ice V er rteelleng 
je Peneruug ug Fecimieroiz 2er Foordtitseerz wrın. zii or Xxcenigen 
gres ıbnuzcı ZUctes ° mid iser ei nes ver Icon. 
Sater #4 Tıı u S_.tem ut ziinhe Teieriz gegen bie 
Iıßee riesen, fı rer Fr ek DTmar az wir nuertioriwertes 
Zeagts ı er IC 123 berzar z2nchene Kınrızz Sowvdi im 18. 


. [4 


mie zu I rözscmier Seen die Zeumumsmemiiee nd beliebigen 
1303 1a Mei} sur immer Terre nminisiz erbeblih an 
Rrs:nerz Eeic-¶ers Mar ritd Nu, mer man ams der 
Tasei.: 1 ce nein aemde Taee 2 abiexzer. 

mach Zaseı 0:3 Se ZurmmzranNiid: id eutzeinen Jahres 
nat Ki’as? 2 lärzten Betiode, neml: a zer ſelchen von rund 
I %, cn 1747 az tor Jabren ausm naiod einen jehr viel 
Biäersn surSiseuiigen Kautoert gehabt, als im Aniangsiabre. Und 
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Toßefle 2. 


Die Stammgrundftüde des zuerjt genannten Jahres ftiegen bis zum 
zweitgenannten Sabre abfolut in Mark (nomineller Kaufwert) 





in 9/0, des Standes des 


erftgenannten Jahres. 
1759—1789 1661 122 
1770—1800 2421 152 
1780—1812 3197 108 
1789 —1817 3689 55 
1800—1832 6102 54 
1807—1837 5914 80 
1812—1842 6648 97 
1817—1847 5721 143 
1822 —1852 7363 56 
1827 —1857 9729 38 
1832 —1862 9406 102 
1837 — 1867 10630 115 
1842 —1872 13135 152 
1847 —1867 13925 64 
1852 —1872 11501 188 





weiter: auch wenn man über bieje 30- bez. 20jährigen Perioden hinaus» 
geht, Jo fommt gleichfalls nie ein Jahr, wo der durchſchnittliche Kauf⸗ 
wert der Stammgrunditüde des Anfangsjahres nicht fehr viel höher 
ftände, al3 eben in diefem Anfangsjahre, obwohl diejer Wert nicht immer 
auf der Höhe bleibt, Die er mit Schluß der 30- bez 20jährigen Periode 
erlangt hatte. Und aud) wenn man nun die Abzüge madt, die not- 
wendig find, um von der fchetnbaren auf die wirkliche Kaufwertſteigerung 
zu fommen, dürfte diefes Hauptergebnig in feinen Grundzligen doch das⸗ 
felbe bleiben (f. den Anhang). Eine andre Frage ift freilich, ob nicht von 
der fo feftgeftellten Kaufwertſteigerung ein Stüd nicht auf den Grund und 
Boden, jondern auf Steigerung der Baumerte, auch der älteren Häufer, 
infolge Steigerung der Baukoſten zurüdzuführen if. Mangels aller 
näheren Nachrichten Über diefen Punkt muß diefe Frage hier dahingeftellt 
bleiben. Indes läßt ſich wohl vermuten, daß ein folche8 Steigen ber 
Baukoſten erft in den 60er und 70er Jahren des 19. Jahrhunderts in 
Sreiburg ins Gewicht fallende Rolle gejpielt haben wird, während 
der für uns bejonderd wertvolle Teil der Freiburger Biffern in dem 
Nachweiſe der Kaufiwertiteigerung ſchon im 18. und in der erften Hälfte 
de3 19. Jahrhunderts liegt. Im übrigen darf bei dem allen nicht 
vergeifen werden, daß die Grundjtücde unfrer Tabellen 1 und 2 über- 
haupt nur den älteren, in gewiſſen Beziehungen — in gejchäftlicher 
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Kapitel 1—3 (abgeſehen von einem Heinen ſchon früher geſchriebnen 
Stüd): Zuni, Zuli, Auguft 1904. Durchſicht zum großen Teil 
Dezember 1904. 

Kapitel 4 und Schlußmwort zu Kapitel 3 und 4: Januar ınd Fer 
bruar 1905. 

Kapitel 5: Februar und März 1905. 

Kapitel 6 erſter Teil: Mai, Juni, Juli 1905. 

Kapitel 6 zweiter Teil: September, Dftober 1905. 

Hier wurde nun die Reihenfolge der Bearbeitung unterbrochen und im 
Bufammenhang mit andren Arbeiten zunächſt die Bearbeitung des 11. 
und 12. Kapitel vorgenommen, fo daß fich die weitere Abmwidelung der 
Sadje folgendermaßen geitaltete: 

Kapitel 11: Dezember 1905, Januar 1906, Mai bis September 
1906. 

Kapitel 12: Juni 1906. 

. Rapitel 7: September 1906 bis Februar 1907. 

Kapitel 8: März und April 1907. 

Kapitel 9: Mai und uni 1907. 

Kapitel 10: Juni bis Oktober 1907. 

Vorwort und Schlußwort: DOftober 1907. 

Jedes einzelne Kapitel wurde jehr forgfältig durchgeſehen, eine 
nochmalige korrigierende Überarbeitung des ganzen Werkes jedoch nad) 
Abſchluß der Testen Kapitel Hat nicht ftattgefunden; fie wäre auch ſchon 
aus dem äußeren Grunde unmöglich gemwefen, weil die meilten Kapitel 
alsbald nach ihrer Vollendung gedrudt oder doch wenigſtens gejegt 
wurden. Es folgt indes aus diefer Sachlage, daß jeder einzelne Teil 
der Arbeit von dem Standpunkte der Berhältniffe der Zeit feiner Ab⸗ 
faffung aus zu beurteilen if. Im übrigen würde auch eine folche 
forrigierende Überarbeitung nad) Abfchluß des Ganzen wohl faum viele 
Änderungen ergeben haben. 

Über das Verhältnis des Deutfhen Vereins für Woh- 
nungsreform zu dieſem Werfe fei noch bemerkt, daß der Berein 
e3 allerdings für feine Aufgabe erachtet hat, das Werk zuftande zu 
bringen; irgendwelche weitere Verantwortlichleit, fei e3 für den Inhalt, 
jei es für die Form des Buches, trifft indes den Verein nicht, fondern 
diefe Verantiwortlichkeit fällt ausſchließlich auf mid. 

Endlich noch folgendes: Dieſes Buch Hier ift entitanden nicht 
allein durdy meine eigne Arbeit, fondern auch durch die freundliche 
indirefte Mithilfe zahlreicher andrer. Eine große Zahl von Berfonen, 


Vorwort. xXIX 


in amtlicher und in nichtamtlicher Stellung, hat mich in überaus 
Tiebenswärdiger Weife durch Auskünfte, Ratichläge, Materialnachweifung 
u. dgl. unterftügt. Ihnen allen hier auf-da3 herzlichfte zu banken, 
ift mir eine angenehme Pflicht. Ich Hoffe, daß fie für die Mühen, die 
ich ihnen verurfacht habe, und für die in manchen Fällen nicht geringe 
Inanſpruchnahme ihrer Zeit nunmehr, nach Vollendung diefes Werkes, 
durch das Bemwußtfein werden entfchäbigt werben, doch an einer für 
dad Gemeinwohl nicht unmwichtigen Sache nuhbringend mitgewirkt zu 
haben. Befondren Dank jedoch möchte ich aussprechen meinen zahlreichen 
Gewährsmännern, bie mid über Dresdner VBerhältniffe 
unterrichtet haben; ferner der Gehe-Stiftung in Dresden für die 
fo überaus wertvolle Unterftügung durch ihre reiche Bibliothel, ſowie 
auch den Herren Direktor Prof. Dr. Betermann, Profeffor Wuttke 
und Brofeffor Schanze von der Gehe-Stiftung für die ftet3 hilfsbereite 
Auskunft in den verfchiedeniten wiffenicaftlichen Fragen. Weiter Herrn 
D. Meißgeier in Leipzig und dem Statiftifhen Amte der 
Stadt Mannheim für freundlihe Ausfüllung ber oben erwähnten 
umfangreichen Fragebogen über Leipziger bzw. Mannheimer Berhält- 
niffe und Herrn Meißgeier auch noch für mannigfache fonftige Aus- 
fünfte, ferner Herrn Privatdozenten Dr. Waller in Leipzig für Über- 
lafjung ſchätzbarer Materialien fiber die Frage ber ftädtifchen Dezen- 
tralifation; Herrn Bürgermeifter Wiel in Wermelskirchen und 
der Wermelskirchner Zeitung für freundliche perſönliche Auf- 
Härung und für die Geftattung des Abbrudes ber in Anhang 2 diefes 
Werkes gebrachten Artikel; endlich rin. J. Barth in Dresden für 
verſtändnis⸗ und aufopferungsvolle Unterftügung durch Stenographieren 
und Schreibmafdhinieren. Herr Dr, Seutemann in Hannover hat 
Die große Freundlichkeit gehabt, das Inhaltsverzeichnis anzufertigen 
und Die legten Korrelturen zu erlebigen; auch ihm gebührt hierfür 
herzlicher Dank. Bor allem aber fei nicht vergeffen die große Geduld 
und das weite Entgegenlommen, welches der Deutfche Verein für 
Wohnungsreform, vertreten durch feine Herren vom Vorftand und 
Ausſchuß und insbefondre durch feinen Vorfigenden, Herın Charles 
2. Hallgarten in Frankfurt a. M., mir bei Abfaffung diefes Werkes 
gezeigt haben. Es war nicht immer leicht, wenn fich diefe Abfaffung 
immer wieber um neue lange Friften hinauszog, die nötige Geduld und 
den feiten Glauben an eine enbliche glüdliche Bollendung zu bewahren. 
Dadurch, daß biefes von Geiten der eben genannten Stellen gefchehen 
ift, Haben fie fi) ein großes Verdienſt um das Zuſtandekommen diefes 
Werkes erworben! 

Und nun zum Schluß! In wie vielen heißen Wochen, ob ber 
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Hemeren Bauftellen, wo ein fehr viel größerer Bruchteil der Fläche für 
die Bebauung beftimmt ift. 

Ergänzt feien dieſe Belege weiter noch durch eine Überficht für Halle. 
Für diefe Stadt hat der jegige Reichſtagsabgeordnete und Profeffor 
9. Paaſche*) vor längeren Jahren eine Unterfuhung veröffentlicht, 
die hier einfchlägt, und i. 3. 1900 Hat Dr. Karl Steinbrüd**) diefelbe 
Unterfuchung fortgefegt und ergänzt. Es find die Kaufpreife von 170 
in der Altftadt Halle gelegenen Häufern, die ſchon in dem Jahrzehnt 
1830/39 vorhanden waren und umgefegt wurden, verfolgt worden. Es 
handelt fih um Wohnhäufer, die jedoch zum Teil ſich in Gefchäftslage 
befinden und Läden befiten; übrigens haben die Häufer in der ganzen 
Beobachtungszeit, mindeſtens aber feit 1830/39, Teine größeren baulichen 
Veränderungen erfahren. Endlich begründen gewiffe Momente, deren 
Ausführung Hier zu weit führen würde, die Vermutung, daß möglicher- 
weiſe diefe Häufer relativ ein wenig ftärfer im Preife geftiegen find 
als andre Häufer. 

Wenn man nun für die einzelnen Jahrzehnte die Verlaufspreiſe 
derjenigen diefer Häujer zufammenfunrmiert, die außer von 1830—39 
auch in dem betr. Jahrzehnt verkauft worden find, und diefe Verkaufs⸗ 
fummen (db. 5. einmal die von 1830/39 und zum amdern bie in bem 
fpäteren damit zu vergleichenden Jahrzehnte) einander gegenüberftellt, 
fo ergibt fich folgende Tabelle 4 (Steinbrüd ©. 16, die Einwohner⸗ 
zahlen aus Tab. ©. 18 ebenba). 

Taßefkle 4. (Halle a. S., Altftadt.) 


1 2 8 4 5 6 
5 5* 8 
*5 u m 3 2255 25 un 23 
ge ER u Re . 
238 38 52 s2888235.-3 Einwohner: 
s23]82»8)l 2.882588” ahl 
RE IREBIRESTIEER SS 








1820—1829| 70 [393120 | 297225 
1840—1849| 86 1535230 | 765165] 142,96 
1850—1859| 88 [559560 |1050390| 187,38 
1860—1869| 94 1595245 11773990] 298,08 
1870—1879| 129 [787500 13516750] 446,45 
1880—1889| 78 |482580 I|3630610| 752,33 1885: 81949 
1890—1895| 45 |219630 |1852725| 843,56 [|1895:113541 


*) 9. Paaſche, Über die Entwidlung der Preife und der Rente 
de3 $Smmobiliarbefiges zu Halle a. ©. Halle 1877. (Habilitationsſchrift.) 

Dr. 8. Steinbrüd, Die Entwidlung der Preije des ftäd- 
tifhen und Tändlihden Smmobiliarbefiges zu Halle (Saale) und 
im Saalfreis. Jena 1900. ©. Fiſcher. 


: 25200 
1846: 32134 
1855: 35468 
1864: 45004 
1875: 59861 
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Der Tabelle zugrunde Tiegen nur eigentliche Berläufe; Subhaftationen und 
dergl. find mweggelaffen worden, ebenfo fonftige augenfcheinlich anormale Preiſe. 
Das Zahrzehnt 1830/39, das im allgemeinen von Paaſche und Steinbrüd 
als Ausgangspunkt der Bergleichung gewählt worden ift, ftellt nad ihnen am 
beften der Rormalzuftand der erften Hälfte bes 19. Jahrhunderts für Halle dar. 


Diefe Tabelle ragt ſchon weit über die hier zunächſt zu betrachtende 
Zeit hinaus, aber fie beweift doch auch für diefe, für die Jahre 1840/49 
und 1850/59 gegenüber 1830/39, wieder eine jehr bedeutende Steigerung 
des Kaufwertes der ftädtifhen Grundftüde, wenn fich freilich, auch diefer 
Nachweis wiederum auf innenftädtifhe Grundftüde bezieht. Möglicher- 
weife würde fich die Steigerung auch etwas abſchwächen, wenn man 
von ihr abzöge, was auf den Einfluß des etwa veränderten Zinsfußes 
zurũckzuführen wäre. 

Wahrſcheinlich ließen fich diefe Belege noch nicht unerheblich ver- 
mehren, aber auch ſchon das hier Angeführte wird genügen, um die 
oben aufgeitellten Behauptungen zu erhärten. Natürlic) hat es weder 
im Mittelalter noch aud) im 18. und 19. Jahrhundert an Rüdichlägen 
bei der Steigerung ber hier in Betracht fommenden Werte ded Bodens 
gefehlt; aber fie waren nicht fo heftig, fo allgemein und fo bauernd, 
daß fie die Grunderjcheinung des Steigens als die vorherrfchende hätten 
verdrängen können. 


Zweites Rapitel. 


Einwände und Wedenken. 


„Keine Rofe ohne Dornen !” heißt e8, aber die Rojen der ftatijtifchen 
Erkenntnis der Werte bes ftädtifchen Bodens find nicht nur mit einzelnen 
Dornen umgeben, fondern um zu ihnen zu gelangen, muß man, wie 
weiland der Prinz im Märchen von Dornröschen, förmlich eine ganze 
Dornenhede von Schwierigkeiten und Widermärtigfeiten durchbrechen. 
Schon das einfadhe richtige Verftändnis des auf diefem Gebiete vor⸗ 
liegenden Materials ift nicht fo leicht. Immer find, wenn man Die 
Frage der Bewegung ber Werte des Bodens aud) nur einigermaßen 
richtig beurteilen will, längere Beiträume ins Auge zu faſſen, und in 
ihnen können eine wahre Unmenge verjhiedener Momente wirkſam 
werden. Denn was wirkte nicht auf Wert und Preis des Grundbefiges 
ein! Nach Lage, Größe, zugelafjener baulicher Ausnugung u. dgl. mı. 
zerfällt dag Material meiter in eine große Zahl Unterabteilungen. 
Handelt e3 fi) um bebauten Boden, fo find ferner der Gebäudewert 
und die Veränderungen, die er durch Umbauten u. dgl. erfährt, in 
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Nücdficht zu ziehen. Aber der Gebäudewert wiederum ijt meijt weder 
Direkt greifbar, noch andrerjeit3 etwas Feitftehendes; er muß in der 
Negel erit aus dem Feuerverficherungsmwerte herausgeſchält werden 
und unterliegt Schwankungen, nicht nur nad) dem Grade der Abnutzung, 
fondern auch nad) dem Stande der Baumaterialpreife und Arbeitslöhne. 

Bollends ſchwierig und unficher wird aber die Lage, wenn man, 
wie bei gewiſſenhafter Arbeit doch nicht zu umgehen, das auf unſerm 
Gebiete zur Verfügung ftehende Material kritiſch prüft daraufhin, 

ob e3 die zu berüdfichtigenden Erfcheinungen auch mit der nötigen Voll⸗ 

ſtändigkeit enthält; ferner, ob gegen die Richtigkeit der gemachten 
Angaben an fi nicht Bedenken vorliegen; und endlid), ob gewiſſe 
moDdifizierende Geſichtspunkte beachtet Jind. Auf diefe Dinge muß 
bier noch etwas näher eingegangen werden, aber freilich Tönnen unfre 
Bemerkungen über dieſes von der Wiffenfchaft noch wenig durchforſchte 
Gebiet weniger den Anfprucd erheben, eime wirkliche Erledigung der 
Sade zu fein, als eine vorläufige, dem Irrtum noch vielfach. ausgeſetzte 
Orientierung. Yerner berüdjichtigen wir in den Ausführungen dieſes 
Kapitels, von feiner allgemeineren zweiten Hälfte abgejehen, nur die 
Einwände und Bedenken gegen die auf Grundlage der Preis-, nicht 
gegen die auf Grundlage ber Ertragsſtatik zu gewinnenden Ergebniffe; 
denn auch in ben Kapiteln 3 und 4, auf die dieſes Kapitel vorbereitet, 
werden ganz überwiegend nur die erjteren abgehandelt. 

Ein großer Teil wenigſtens ber eingehenderen, zu einer richtigen 
Statiſtik gejtalteten Angaben über die Preisentwidlung ftädtifher Grund- 
ftüde fußt auf dem, wa3 hierüber aus den Grundbüchern oder aus den 
Steuerfataftern oder aus beiden zufammen erjichtlich iſt. Aber weder die 
eine, noch Die andere Duelle, und jelbft nicht beide zufammen, dürften bis⸗ 
her die ftattgefundenen Umſätze ganz vollftändig geliefert Haben. Wenn 
aus dem Grundbuche oder feinen Beiakten hervorgeht, 3. B. dab A an den 
D verfauft hat, fo ift Damit noch nicht unbedingt gefagt, daß nicht neben 
diefem formell verlautbarten Umfage von AanD tatſächlich noch andre, 
nicht offiziell verlautbarte hergelaufen fein können. A kann an B, diefer an 
C und C erft an D verfauft haben, aber aus Gefälligfeit oder kraft aus⸗ 
drüdlicher Verabredung hat A die grundbuchliche Übertragung direkt 
an D vorgenommen. Namentlich aud), wenn Ugenten für einen Dritten 
erworben haben, wird leicht ein Umfagfall nicht zur Eintragung ins 
Grundbuch gelommen fein. Und ebenfo wird e8 wohl auch dem Steuer- 
fatafter gegenüber gefchehen fein können, auch abgefehen davon, daß 
fi die Nachmweifungen ber Steuerbehörde wohl meift erſt auf ben 
Meldungen de3 Grundbuchamtes aufbauen. Die Verſuchung, derartig 
einzelne Umſätze gewiffermaßen zu unterfchlagen, lag nicht nur aus 
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einfacher Bequemlichkeit vor, fondern auch, weil die Eintragung bes 
Grimdbejigmwechfel3 in die betr. Bücher wohl faft überall in bem una 
intereffierenden Gebiete nicht mehr oder minder bedeutenden Roften an 
Stempeln, Gebühren u. dgl. belaftet fein dürfte ober die betr. Akten 
überhaupt nur zwecks Erhebung einer Steuer vom Grundbeſitzwechſel 
geführt werden. Sole nicht zur offiziellen Kenntnis der Behörden 
fommenden Umjäte wollen wir „wilde Umſätze nennen. 

Zum Belege für ihr Vorkommen fei aud) eine Stelle aus der oben 
©. 8 erwähnten Schrift von Kieferigfy angeführt. Dort auf S. 25 
fagt nämlich) der Berfaffer mit Bezug auf dad von ihm für die Beit 
von 1813—70 näher verfolgte ehemalige Breslauer Feſtungsgelände: 
„... Selbft die Grundbücher find nicht ganz verläßlih. Wenn jemand 
eine Teilfläche jenem Nachbar verlaufte, fo brachte er e3 häufig nicht 
zur Kenntnis des Gerichts. Insbeſondere Tonnten die Grunditüde durch 
Straßenanlagen Stark verfleinert werden, ofme daß im Grundbuch etwas 
vermerkt wurde. Die Unvolfftändigfeit der Grundbücher war unter 
anderm dadurch bedingt, dab die Grundftüde früher nicht regelmäßig 
vermeffen wurden. ... .“ Und in einem Wrtilel des Organs der Boden- 
teformer, der „Deutſchen Volksſtimme“ (1904, ©. 388/89) Heißt es mit 
Bezug auf Bremen: „... Bisher wurde bei der Veräußerung von 
bebauten und unbebauten Grunbitüden eine Staat3abgabe von 145 Pro- 
zent vom Kaufpreiſe erhoben. Diefe Abgabe wurde erit fällig, wenn 
die „Laſſung“, d. h. die Übertragung des Eigentums an den Käufer, 
gericht3feitig erfolgte. Bei diefem Verfahren blieben viele Veräußerungs- 
gefchäfte abgabenfrei. Wenn ein unbebautes Grundftüd an einen Bau⸗ 
unternehmer verkauft wurde, fo pflegte in der Negel vereinbart zu 
werben, daß bie Eigentumsübertragung erſt dann erfolgen folle, wenn 
fi ein Käufer für da3 auf dem Grimditüd zu erbauende Haus gefunden 
babe, und dann direkt an diefen, nicht erft an den Bauunternehmer. 
In foldem Falle wurde die Abgabe nur gezahlt von dem VBeräußerungs- 
geſchäfte zwifchen dem Bauunternehmer und dem Käufer des neuerbauten 
Haufes; der Kauf zwischen dem Eigentümer des unbebauten Grunditüdes 
und dem Bauımternehmer blieb fteuerfrei, obgleich, wie der Bericht 
ber Steuerbeputation hervorhebt, gerade die Veräußerung von Bau 
Rellen, weil babei die größten Gewinne erzielt werden, durch die Ver⸗ 
äußerungsabgabe befonderd getroffen werden follte. .. .” 

Welche Folgen haben nun biefe Umftänbe für die Beurteilung des 
vorliegenden preisftatiftifchen Materials? 

Einmal natürlich ift die Zahl der Umſätze tatfächlich größer, ala 
aus dieſem Material hervorgeht. Namentlich für Zeiten Tebhafter 
Srundftüdipekulation, wo ein gemiffes ziemlich ſtrupelloſes Spefulanten- 
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tum ftarf in den Vordergrund tritt, dürfte das zutreffen. Weiter aber 
werden, wenn wir hier von den Fällen des Erwerbs durch beauftragte 
Ügenten für Dritte abfehen, bie auf bie gefchilderte Weife der Statiftif 
entgangenen Umſätze folhe zu niedrigeren Preiſen geweſen fein, als 
die Preife der endlich eingetragenen letzten Umfäte waren. In der 
Regel nämwich fprechen dringende Gründe ſowohl bei dent biäherigen, im 
Grundbuche eingetragenen Eigentümer, wie bei dem Erwerber dafür, 
das Augeinanderfallen der tatfächlihen Rechtölage und der im Grund» 
buche eingetragenen nicht längere Zeit beitehen zu laſſen. Umſätze, 
die gar nicht im Grundbuche oder ben Grundakten zum Borfchein 
fommen, werden daher in der Negel nur ein kurz dauerndes Zwiſchen⸗ 
jpiel darftellen, und ebenſo dürfte es fich da verhalten, wo etwa einer 
jelbftändigen, nit auf den Grundbuchmeldungen aufgebauten Negi- 
jtrierung der Steuerbehörde Umfähe entgangen find. Relativ bald wieder 
umgefegt werden aber Grundftüde im allgemeinen wohl nur dann, 
wenn auf diefe Weife ein Gewinn zu erzielen, wenn alfo der fpätere 
Preis höher ift als der erſte. In die gleiche Richtung weift bie Ver⸗ 
mutung, daß folder fchneller Grundbefigwechjel und folches Verbergen 
vor Grundbuh und Steuer doch vorzugsweiſe in die Zeit Iebhafter 
Grundſtücksſpekulation fallen dürften, Diefe find aber im allgemeinen 
zugleich folche raſch fteigender Preiſe. Indes Tann man au dem 
derartigen Ausfallen einer Anzahl von Umfäten nicht ohne meiteres 
ichließen, daß bei Erfaffung der ausgefallenen Umſätze durch die Sta- 
tiftit das burchfchnittliche Preisniveau höher geweſen fein würde. Denn 
wenn dieje entgangenen Preife auf der einen Geite auch niedriger 
waren als die darauf eingetragenen, jo waren fie auf der andern Geite 
eben doch auch wieder höher als die vorher eingetragenen, und fo 
findet eine gewiffe Ausgleichung ftatt. 

ragen mwir nad der zahlenmäßigen Bedeutung, die dieſes ganze 
Moment der „wilden Umfäbe beanspruchen darf, fo läßt ich Leider eine 
irgendwie genaue Antwort nicht geben. Biel wird darauf ankommen, 
ob an den betreffenden Orten und Zeiten für die Ahtretungen des. Kauf⸗ 
oder Entſtehungsrechts eine Anmeldepflicht zum Grundbuche bez. den 
Grundalten ober zur Steuer bejtand oder nicht, und mit welchen Ge— 
bühren u. dgl. diefe Abtretungen etwa belaftet waren. Denn in Form 
folder Abtretungen vollziehen fich eben im wefentlichen dieſe „wilden“ 
Umſätze. Aber auch örtliche Gewohnheiten, Sitten, Anſchauungen mögen 
in Bezug auf Anmeldung oder Nichtanmeldung zum Grundbuche oder 
zur Steuer bei diefen Abtretungen eine Rolle gefpielt Haben. Und fo 
befinden toir una da in einem Dunkel, da nur die eingehendite Einzel- 
forfehung fo recht aufzuhellen vermöchte. Wber fchließlich werden wir 
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Doch diefe3 ganze Moment der „milden Grunditüdsumjäge nicht ala 
fo fehr in die Wagfchale fallend betrachten dürfen, wenigſtens nicht 
in Bezug auf das Preisniveau. Da bei einer Preisitatiftik des ftädtifchen 
Grundbefiges Taufh, Schenkung und Erbſchaft aus guten Gründen 
jowiejo ausgefchieden werden müfjen, fo handelt es fich bei ben für 
die Statiftif in Betracht kommenden „milden Umfäben faft nur noch 
um Abtretungen des Kaufs- oder Entſtehungsrechtes; dieſe bürften aber 
doch ganz überwiegend eine wirklich zahlenmäßig bedeutende Rolle nur 
beim Agentenerwerb für Dritte und in Spekulantenkreiſen fpielen und 
ihlieglich überhaupt nur einen mäßigen Bruchteil ber ganzen Umſätze 
bilden. Weiter wird jedenfall3 überall wenigſtens ein erheblicher Pro— 
zentjat der Kauf oder Entjtehungsrecht3abtretungen zur Negiftrierung 
duch die Grundbuch» und eventuell auch durch Die Steuerbehörben 
kommen. Und endlich würde auch der Einfluß der wirklich entgangenen 
Umjäße auf da3 Preisniveau, wenn fie erfaßt worden mären, wohl 
faum jo fehr ftark fein, 

Umgefehrt greifen natürlich diefe ganzen Korrekturen nicht Platz, 
wenn die Ziffern, um die es fich handelt, auf jachverftändiger Schäßung 
3 3. von Steuerbehörben beruhen und nicht auf der Ermittlung ber 
tatſächlich gezahlten Preiſe. 

Nicht vollſtändig umfaſſen aber großenteils die Unterſuchungen 
der ſtädtiſchen Grundſtückspreiſe die Umſätze weiter ſchon inſofern, als 
in der Regel ganze Umſatzarten weggelaſſen ſind. Soweit dies 
Tauſch, Schenkung, Erbſchaft, Erbſchaftsauseinanderſetzung und Ent- 
eignung betrifft, wird man das Weglaſſen nur billigen können und 
ernſthafte Nachteile für die Richtigkeit der ſo gewonnenen Anſchauung 
wohl nicht zu befürchten brauchen. Bei Enteignung und Schenkung 
bedarf das weiter feiner Erläuterung. Bei Erbſchaft oder Erbſchafts⸗ 
auseinanderſetzung mögen die Preife zwar an fich ein gewifjes Intereſſe 
beanjprudhen, aber für die Trage, auf die e3 uns doch im weſentlichen 
ankommt, nämlich welchen Marktpreis der ftäbtiihe Grundbefig im 
allgemeinen bat und wie fich diefer Preis entwidelt, kommen fie 
doch nicht eigentlich in Betracht. Bei den Taufchfällen wäre bies 
legtere eher der Fall, aber fie müjfen notgedrungen mweggelaffen werden, 
weil e3 entweder an einem Preife überhaupt fehlt oder der angegebene 
zu großen Einwänden ausgefegt ift. Übrigens bürften fie nicht fo 
zahlreid) fein, daß ihre Weglaffung ind Gewicht fällt. Wenn aber, 
twie dies in verfchiedenen Unterfuchungen der Fall ift, auch die Zwan gs⸗ 
verfleigerungen von Grunditüden meggelaffen und nur noch die 
freihändigen Verkäufe berüdfichtigt find, fo kann dies nicht als richtig 
anerfannt werben. Die Zwangsverſteigerung ift fo tief mit unfern 
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ganzen Grundbejigverhältniffen verflohten und fpielt zahlenmäßig 
immerhin eine folde Rolle, daß fie unbedingt berüdjichtigt werden 
follte — fomwohl bei der Ermittlung des Preisftandes in einem ge= 
gebenen Augenblide, wie bei derjenigen feiner Entwicklung durch längere 
Beiträume. 

Unvollſtändig find endlich wohl die meilten Unterſuchungen über 


. | ftädtifche Grundſtücks- und Bodenpreife noch infofern, als fie zwar die 


Umfäte ganzer Grunditüde, aber nicht diejenigen von Grundſtücks— 
anteilen enthalten. Indes muß in diefer Ausfcheidung der Anteils» 
umſätze ein Vorzug erblidt werden, denn fie werden im allgemeinen gar 
zu leicht anormale Preiſe liefern; und wo fie berüdfichtigt find, muß 
deshalb darauf geachtet werden, ob und inwieweit fie etwa eine anormale 
Verfchiebung des Preisftandes bewirkt haben. Andrerfeit3 find natürlich 
bei der einfahen Umfaghäufigfeit der Grunditüde auch die Anteils⸗ 
umfäße mit zu berüdfichtigen. 

Uber nicht nur dur) Mangel an Vollſtändigkeit eröffnen fich Yehler- 
quellen, fondern auch direlt falſche Angaben kommen vor in den 
Unterlagen. Wie fchon oben gefagt, ftammen bei einem großen Teil 
der eingehenderen Unterfuchungen der Entwidlung der ftädtifchen Grund- 
ftüdspreife die Angaben aus den Grundbüdern und Gteuerfataftern. 
Die erheblihen Gebühren und Stempel bei Grundbudeintragungen 
und die Umfapfteuern u. dgl. dürften fich aber im allgemeinen nad) der 
Höhe der Umjahfumme richten, und hierin liegt dann natürlich ein 
ftarfer Antrieb, diefe geringer anzugeben, ala fie if. Der Direktor 
des Statiftifchen Amtes der Stadt Straßburg, Dr. Geißenberger, geht 
in einer 1900 veröffentlichten Arbeit (Heft 5 der Beiträge zur Statiftif 
der Stadt Straßburg) ſogar fo weit, Gebäudelaufpreife überhaupt für 
eine ungeeignete Grundlage der Wertſtatiſtik des Grundbefites zu er- 
Hören. Er fagt auf S. 17: „... Auch Angaben über Gebäudefaufpreife 
find unguläffig, da fie in dem Kaufakte felten in ber ganzen Höhe an—⸗ 
gegeben werden und dem Werte des Verkaufsobjektes nicht entjprechen. 
Hierzulande Liegt ein befonderer Grund zur Annahme diefes Einwurf? 
vor, da man bei Beſitzwechſel gar zu gern an ben betreffenden En- 
regiftrementsgebühren ‚fparen‘ möchte” Und bei dem Worte „uns 
zuläfjig” fügt er noch in einer Anmerkung 1 unter ber Linie Hinzu: 
„sm gleihen Sinne äußert fi) Joppen in einer Heinen, aber ver- 
dienſtvollen Arbeit ‚Zur Regelung der Grundfteuer in Elfaß-Bothringen‘. 
Straßburg 1878.” Auch Paafche, „Über die Entmwidlung der Breife und 
der Rente des Immobilarbefiges zu Halle a. S.“, 1877, fagt auf ©. 11, 
nachdem er bereit3 die Kaufpreife bei Verkäufen unter Verwandten, bei 
Übernahme aus einer Erbichaft und ähnliche anormale Fälle aus feiner 
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Unterfuhung der Preisentwidlung der Häufer in ber Altſtadt Halle 
ausgefchieden hat, folgendes: ‚Leider werden aber Damit noch lange 
nicht alle Fehlerquellen vermieden fein; denn es ift ja befannt, wie oft 
nicht die eigentlichen Verkaufsſummen in die Hypothelenbücher ein- 
getragen, fondern geringere Summen angegeben werden, um an Stem⸗ 
peln oder fonftigen Sporteln oder Gebühren zu fparen. Für foldhe 
Tehler war ung natürlich fein Korrektiv geboten, nur augenfcheinlicd; 
abnorme Bahlen Tonnten wir von der Berechnung augfchliehen. ... .“ 
Aber er verwendet dann boch diefes Material als Grundlage eines großen 
Zeile feiner Unterfuhungen, und Karl Steinbrüd, der Paaſches 
Arbeit fortgefegt hat („Die Entwicklung der Preife Des ftädtifchen und 
ländlichen Smmobilarbefiges zu Halle und im Saalkreiſe“, Xena, 
G. Fiſcher, 1900) meint in Bezug auf den im Grundbuche angegebenen 
Raufpreis (©. 3): „Außer jener zu hohen oder zu niedrigen tatfächlichen 
Teftftellung des Kaufpreifes ift es dann allerdings nicht ausgefchloffen, 
daß in einer unmahren, natürlich zu gering gemachten Angabe besfelben 
behuf3 Steuerhinterziehung fich eine fernere Fehlerquelle eröffnet. Muß 
man febtere auch im Auge behalten, wird fie ſchwerlich ala belangreid) 
anzufehen fein und auch wohl in den den wirklichen Wert überfteigenden 
Preifen einen Ausgleich finden.‘ 

Steinbrüd alſo ſowohl wie Paaſche nehmen dieſes Moment nicht fo 
ſehr tragifh, und ihr Urteil fällt um desmillen noch befonder3 ins 
Gewicht, weil fie beide, um die nötigen Auszüge für ihre Unterſuchung 
zu machen, eingehend im Grundbuche gearbeitet Haben, Dabei natürlich 
auch mit den Grundbuchbeamten in vielfadhe Berührung gelommen find 
und fo Gelegenheit hatten, ihr Urteil auf Kenntnis ber praftifchen Ber- 
hältniffe aufzubauen. 

Auch font nehmen anfcheinend im allgemeinen die für ung in 
Betraht kommenden eingehenderen Unterfuchungen über ftäbtifche 
Grundſtückspreiſe feinen ernftlichen Anftoß an der etwaigen, infolge der 
Abfiht an Gebühren uſw. zu fparen eingetretenen Nichtübereinftimmung 
zwifchen ben aus Grundbuch, Steuerkataftern uſw. ausgezogenen Preifen 
und ber Wirklichkeit, wenn fie auch Häufig überhaupt ihnen anormal 
fheinende Breife weglaſſen. Schon danach muß man wohl annehmen, 
daß e3 ſich Hier um feinen fo großen Fehler handeln kann. In biefer 
Richtung bewegt ſich auch die Meinung eines von un perjönlich be- 
fragten ſehr erfahrenen älteren Grundbuchbeamten in “Dresden. Man 
muß auch bebenten, daß von den Grundbuch⸗ unb Steuerbeamten doch 
eine gewifje Kontrolle ausgeübt wird, und daß, um überhaupt eine folche 
falfche Angabe zuftande zu bringen, die Übereinftimmung ber beiden 
Kontrahenten notwendig ift; ferner, Daß ein gewiſſer Ausgleich zwifchen 
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zu niedrig und zu hoch angegebenen Preifen jtattfindet, denn aud) 
folche Tehtere fommen — aus verjchiedenen Beweggründen — gar nidjt 
fo ganz felten vor. Außerdem wird man wohl annehmen dürfen, 
daß bei den Unterfjuchungen, die überhaupt die anormalen Preife aus⸗ 
gefhieden Haben, auch die hier in Rede ftehenden Unregelmäßigfeiten 
großenteild ausgeſchieden worden find. 

Über natürlich beſchränken ſich die Fehler in den Unterlagen nicht 
auf folche, bie aus der Abjicht der Gebühren- uſw. Hinterziehung ent- 
fprungen find: auch aus andern Gründen kommen Preisangaben in 
Grundbuch, Steuerfataftern uſw. vor, wo entweder der eingetragene 
Preis mit dem wirklich ausgemachten nicht übereinjtimmt ober doch 
infolge befonderer Umſtände durchaus anormal if. Wo Inventar, 
Gefchäftseinrichtung, ein Apothefenprivileg oder bergl, mit verkauft 
find, wo abfichtlid, um leichter Hypotheken zu belommen, fehr hohe 
Kaufpreiſe ausgemacht worden find; mo unfichere Hypotheken mit in 
Bahlung gegeben werden u. dgl. m. — da werben Die Preife zu hoch 
fein. Umgekehrt, wo zugleich mit dem Umfag Neallaften oder läſtige 
Bedingungen übernommen worden find; wo bie Umfäße unter Ver- 
wandten ftattfanden; wo infolge nicht in den Unterlagen verzeichneter 
Abtretungen des Kauf- oder Erftehungsrechtes ala ſchließlich ein- 
getragener Preis vielleicht nicht derjenige des legten, ſondern ber eines 
porangehenden Umfabes angegeben worben ift; mo in Depreffionsgeiten 
der letzte oder einer ber lebten Hypothekarier das Grundſtück in der 
Bmwangsverfteigerung übernimmt und feine eigene Hypothek natürlich 
nicht ausbietet ufm. — da werden bie Breife zu niedrig fein. 

Es leuchtet ein, daß eine wirflih ganz zuverläfjige Unterfuchung 
eigentlih vermittelt kritiſcher Prüfung jedes einzelnen Umſatzfalles 
alle die angegebenen irreführenden Fälle ausfcheiden müßte Zum 
mindeften aber ift zu verlangen, daß wenigſtens die fehon einer ober- 
flächlichen Betrachtung anormal fcheinenden Fälle ausgefchieden find. 
Der Grad der Sicherheit, mit dem man fich auf die Ergebniffe der 
betr. Unterſuchung verlaffen kann, fteigt und fällt natürlich in dem 
Maße, in dem diefen Forderungen genügt if. Im übrigen iſt freilich) 
zu jagen, dab auch hier, wenn nicht gerade die etwaige Ausmerzung 
bedenklich jcheinender Preife einfeitig vor ſich gegangen ift, eine gewiſſe 
Ausgleihung zwifchen zu hoben und zu niedrigen Preifen ftattfindet. 
Immerhin befteht eine gewiſſe Vermutung, daß im allgemeinen, wo 
nicht eine. ganz bejonders Fritifche Ausſonderung der Preife ftattgefunden 
Bat, immer noch eher die zu niebrigen ala die zu hohen Preife vormalten. 

Einer befonderen Gefahr find noch die Bauftellenpreife aug- 
gefeßt. Ste können Teicht zu Hoch erfcheinen, weil fich unter ihre Umfäge 
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folche mifchen können, wo ein Neubau bereit3 im Gange tft. So jagt 
die Arbeit de3 Breslauer Städtiſchen Statiftifhen Amtes über „Den 
Grundbefigwechfel, die Boden- und Häuferpreife in Breslau während 
der letten Jahrzehnte” (Breslau, Morgenitern, 1902) auf ©. 2: 
„... Die große Mehrzahl der umgefegten Grundftüde wird kurz vor 
oder nad) Bejitimwechjel bebaut. Da Tann 3. ®. das Grundftüd in dem 
Steuerfatafter und in allen anderen Berzeichnijfen noch als unbebaut 
gelten, während der Preis tatjächlich für ein im Bau befindliche Haus 
gezahlt worden if. Ohne eine Fritifche Prüfung jeder einzelnen Preis⸗ 
angabe iſt das gar nicht zu erfennen und faum zu vermeiden, daß bie 
Bauftellenpreije durchſchnittlich Höher ſcheinen als fie wirklich find. . .” 
Sehen wir indes von diefem legten Momente ab und fajfen wir 
alle3 zujammen, jo werden wir das vorgelegte Material doch ohne 
allzu große Bedenken gebrauchen können, vorausgejekt, daß anormal 
fcheinende Preiſe wenigſtens einigermaßen von ber betr. Unterfuchung 
ausgeſchieden worden find. Wo das letztere freilich nicht der Fall 
geivefen ift, bleibt ein recht großer Grad von Unficherheit übrig. 
Indes ſelbſt wenn fich gegen die Volljtändigkeit und Richtigkeit der 
Angaben feine Einwendungen mehr erheben, jo iſt die Sache damit 
doch noch nicht erledigt. Nicht alles, was nominell al3 Wert- oder 
Preisveränderung erfcheint, ift auch wirklich eine folche, oder wenigſtens 
nit in dem lUimfange, wie e3 zunächft erjcheint. Wenn 3. 8. Das 
oder die Grundftüde in einem bejtimmten Jahre 50000 M Toften und 
nah Ablauf einer Neihe weiterer Sahre 100000 M oder umgelehrt 
nur 25000 AM, fo ift noch nicht ohne weiteres gejagt, daß der Preis 
auf das Doppelte geftiegen oder auf bie Hälfte gefallen iſt. Das ift 
nur dann ber Fall, wenn ſowohl das Sacdjobjelt wie das Geldobjelt in 
ihrer inneren Bejchaffenheit fich ganz gleich. geblieben find, jo daß man 
wirklich fagen Tann, daß man in den fpäteren Beitpunften für ein 
und biefelbe Sache fo viel mehr oder fo viel weniger ſich in ihrem 
Werte ebenfall3 völlig gleich gebliebener Geldeinheiten befommt. In 
der Regel werben aber ſowohl auf feiten des Sach⸗, wie auf feiten des 
Gelbobjeltes Veränderungen vorkommen. Beim Sachobjekte ift das 
möglich ſchon wenn man für die verjchiedenen Zeitpunkte individuell 
diefelben Grundftüde miteinander vergleicht, vollends aber natürlich, 
wenn, wie es meift der Fall ift, in dem fpäteren Zeitpuntte zwar 
in derfelben Gegend gelegene und überhaupt vergleichbar erjcheinende, 
aber immerhin doch individuell andre Grundſtücke genommen jind als 
in dem erften. Diefe Veränderungen auf feiten des Sach— 
objektes können beftehen in Veränderungen der Größe der Grund» 
fläche, Veränderungen in der Größe des Gebäudequantums (Umbauten, 
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Hinzutreten von Grundſtücken mit größerer Gebäudemaffe uſw.), Ber- 
änderungen im Prozentverhältniffe der bebauten Fläche zur unbebauten 
und in Veränderungen betr. die Verteilung der Grundfläche oder des 
Gebäudequantums vder beider unter die einzelnen, fchließlich den Durch⸗ 
ichnitt ergebenden Grundftüde. All das find Veränderungen des Sad)- 
objeftes, bie in Betracht kommen, auf Die geachtet werden muß und Die 
wenigitens einen gemwiffen Grab nicht überfchreiten Dürfen, wenn noch 
Vergleichbarkeit vorhanden fein joll. 

Undrerjeit3 find natürlid auch Veränderungen im Geld- 
objefte möglich. Die einzelne Geldeinheit Tann zu dem fpäteren 
Zeitpunkte einen andern Wert haben al3 zu den früheren. Das ift 
möglid) ſowohl durch Veränderungen im Gilber- oder Goldgehalte 
ber Münzen u. dgl. m., wie auch durch allgemeine Veränderungen 
in der Kaufkraft des Geldes. Wir kommen damit auf das fchiwierige 
Gebiet der Veränderungen des Geldwerted. Hierzu wollen wir 
nur bemerfen, daß wir für da3 heutige Preußen (mit wenigen Aus— 
nahmen, wie vor allem Frankfurt a. M.) von etwa 1822 an bis zur 
Gegenwart feine wejentliche Veränderung des Geldwerteö, weder durd) 
Veränderung des Silber- oder Goldgehaltes der Münzen, noch durch 
Veränderung ber Kauffraft des Münzmetall3 annehmen. Won den- 
jenigen Veränderungen im Austaufchverhältniffe zwiſchen dem Wäh- 
tungsmetall und den Gütern, die auf feiten der letzteren liegen, iſt 
dabei natürlich abgefehen. Diefe unfre Annahme beruht auf der Anficht, 
daß in Norddeutfchland auf feiten des Silbers, etwa vom Anfange der 
2Der Jahre des 19. Jahrhunderts an bis zum Anfange der 70er Sabre, 
nur ein fo bejcheidener Wertfall gegenüber den Gütern im allgemeinen 
borgelommen ift, daß er bei dem Materiale, das wir im nächſten und 
übernäcdjiten Kapitel verarbeiten, vernadhläfiigt werden kann (während 
er freilich in Sübbeutfchland etwas ftärfer war), und daß das Gold 
bei uns, mindeſtens jeit Einführung der deutſchen Goldwährung, Teine 
wefentliche Wertveränderung in fich erfahren Hat. Wir nehmen alfo, 
unter Umrechnung des Talerd in 3 Mark, für das heutige Preußen 
und das 19. Jahrhundert für unfre Zwecke eine nicht wefentlich ver- 
änderte Gleichheit de3 Wertmeſſers, des Geldes, in ſich an, während 
freilich auf der Seite der Güter erheblihe Wertſchwankungen zu ver- 
zeichnen find. Ungefähr ähnlich, dürften ſich Die Geldwertverhältniffe 
der Schweiz feit Ende der 60er Jahre verhalten. 

Endlich iſt noch auf zwei in der Regel nicht beachtete, trotzdem aber 
recht wichtige Momente aufmerlfam zu machen, deren eined etwaige 
Preisfteigerungen geringer und deren andres fie größer erfcheinen 
läßt, als fie in Wirklichkeit find. Das erjte ift ber mit der Zeit 
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eintretende Berfchleiß bei bebauten Grundftüden Wenn z. 8. 
ein bebautes Grunditüc im Sahre 1870 für 30000 M verlauft worden 
it und e3 wird im Jahre 1895 dann für 50000 M verlauft, fo rebet 
jedermann nur von diefen 20000 A Preiszuwachs. Aber eigentlich 
ift, wenn auch nicht der nominelle Preis, fo Doch dag, worauf es uns 
oft eigentlich antommt, die Gewalt der wertfteigernden Momente, noch 
größer gewejen, als fich in diefen 20000 M ausdrüdt. Denn an fid) 
it das in Rede ftehende Haus in den 25 Jahren von 1870—95 natürlich 
nicht mehr, jondern weniger wert geworden, weil fein baulicher Zuſtand 
fih naturgemäß mit Ablauf ber Zeit verfchlechtert Hat. Und nicht 
nur dag: aud) die Anſprüche der Zeit, namentlich in Bezug auf Hygiene 
und Komfort, find in den 25 Jahren geftiegen; vieles zu ihrer Be- 
friedigung ließe fi) in unfrem Haufe nur mit erheblichen Koften, andres 
Aberhaupt gar nicht ſchaffen. Es handelt fich alfo nicht nur um den 
materiellen, fondern, wie der verſtorbene P. Boigt einmal privatim fehr 
richtig fagte, au um den ideellen Verſchleiß. Wenn troß dieſes 
doppelten Verſchleißes da3 Haus nah) 25 Kahren nicht mit weniger, 
fondern mit 20000 M mehr bezahlt wird, fo beträgt die Macht der 
wertfteigernden Momente, in Geld ausgebrüdt, nicht bloß 20000 M, 
jondern noch mehr. 

Das andre Moment find die Veränderungen des Binsfußes. 
Wenn in einer Periode, jagen wir von 20 Jahren, der Binzfuß im 
allgemeinen von 5% auf 4% herabgeht, fo werden am Schluß der 
Periode die einen feſten Ertrag gebenden Objekte im allgemeinen nicht 
mehr da3 20-, fondern das 26fache dieſes Ertrages, nach Abzug der 
nötigen Unfoften, an Rapitalwert darftellen. Ein unverfchuldetes Haus 
alfo, das 3. B. 3000 M Reinertrag abwirft, würde in diefen 20 Jahren 
von 60000 M Kapitalwert auf 75000 Ab Steigen, ohne daß fein Ertrag 
auch nur um einen Pfennig fich zu vermehren braudte. Das ift ja 
nun gewiß auch eine Steigerung des UObjeltes, die ſowohl privatwirt«- 
ſchaftlich für den Inhaber wie vollöwirtfchaftlid von großer Wichtig. 
keit ift, aber fie läßt fi doch in vielen Beziehungen nicht auf eine 
Stufe ftellen mit einer Preisfteigerung, die auf Grund fteigender Er- 
träge des Objektes erfolgt if. Da wir in Deutichland in den legten 
30, 40 Jahren in einer Periode ftarf fallenden Zinsfußes gelebt haben, 
fo muß dieſes Moment bei unferer Unterfuchung ebenfalls beachtet werden. 

Werden wir mit dem Vorftehenden nun wohl auch das meilte an 
allgemeineren Einwänden und Bedenken erſchöpft haben, fo doch immer 
noch nicht alles. Deshalb fei Hier nur noch ergänzend erwähnt, daß 
auch die Schwierige Yrage, ob der Bodenmwert bei bebauten Grund» 
Rüden durch Abzug des Gebäudewertes vom Gefamtmwerte feitgeftellt 
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werben darf — auf welche Frage wir im nädjiten Kapitel eingehen —, 
hierher gezogen werden kann und daß fich gegen die Feititellung von 
Preisfteigerungen an ber Hand befonders häufig umgefehter 
Grundſtücke ber Einwand erheben läßt, daß diefe Grundftüde ver- 
mutlih anor mal ftark im Preife geitiegen find. 

Bei diefer Gelegenheit fei endlich auch, darauf aufmerkſam gemadjt, 
daß bei vielen Mitteilungen und Arbeiten über ftädtifche Grundſtücks⸗ 
preije, namentlich bei unbebauten Grundftüden, leider gewiſſe Angaben 
fehlen, die zum Verſtändnis und zur richtigen Beurteilung bes Gebotenen 
fehr wichtig wären. Insbeſondere betrifft dies mehr oder minder 
die folgenden Punkte: 

1. Die Lage der Grundftüde. 

2. Mitteilung darüber, ob bie Grunditüde an fertiger oder pro⸗ 
viforifch hergeftellter Straße oder im unaufgefchloffenen Felde 
Liegen. 

. Ob die Straßenkojten in den Preiſen eingefchloffen find oder nicht. 

4. Welches die erlaubte baulihe Ausnutzung der Grundftüde ift. 

5. In welche Größenklaſſen die Grundftüde fallen, wie groß ihr 
Hinterland ift uſw. 

6. Uuf welchen Umfäten die Preisangaben beruhen: ob nur auf 
freihändigen Verkäufen oder auch auf Berfteigerungen, Erb⸗ 
ſchaftsauseinanderſetzungen uſw. 

7. Ob der Einfluß der aus Grundbuch und Steuerkataſter nicht 
zu entnehmenden „wilden“ Umſätze berückſichtigt iſt. 

8. Ob auch der Umſatz von Grundſtückſsanteilen berüchſichtigt 
iſt oder nicht. 

9. Ob und inwieweit die Unterlagen (Grundbücher, Steuerkataſter) 
der betreffenden Aufſtellungen als ganz zuverläſſige und richtige 
Angaben gewährend gelten können. 

Faſſen wir alle die angeführten zahlreichen Bedenken und Ein— 
wände zuſammen, ſo ergibt ſich, daß die ſtatiſtiſche Erkenntnis des 
Wertſtandes der ſtädtiſchen Grundſtücke und ſeiner Entwicklung aller⸗ 
dings nicht nur ungewöhnlich ſchwierig iſt, ſondern auch mit großen 
Unſicherheiten zu kämpfen hat. Allein ſo ſchlimm ſind dieſe Übelſtände 
doch nicht, daß wir auf den Verſuch einer zuſammenfaſſenden ſtatiſtiſchen 
Erkenntnis ganz verzichten müßten. Nur freilich werden wir bei der 
großen Menge von Beeinfluſſungs- und Irrtumsmöglichkeiten nur 
ſolche Schlüſſe ziehen dürfen, die ſich als große übereinſtimmende Grund- 
züge aus einem ziemlich breiten Materiale darſtellen, und werden uns 
der Unſicherheit und Korrekturbedürftigkeit aller unſrer Ausführungen 
immer bewußt bleiben müſſen. 
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Und nun wollen wir mutig in das Dorngehege eindringen! — 


Morbemerkungen 
zu Kapitel 3 u. 4 und dem Schfußmorfe, 8. 85 u. 86. 


1. Entiprechend bem Bufchnitte der ganzen hier vorliegenden Arbeit find 
bei den Feſtſtellungen in Kapitel 3 und 4 vorwiegend bie reich&beutichen Ver⸗ 
hältnifje berüdfichtigt worden; zur Ergänzung wurden jedoch auch bie wichtigften 
dem Berfafjer diefer Arbeit befannt gewordenen Unterfuchungen über Drte bes 
deutſchen Sprachgebietes außerhalb des Meiches herangezogen, außerdem aus 
dem gemifchtfpradhigen Gebiete die Arbeit über Prag, Schriften de3 Vereins 
fir Sozialpolitil, Bd. 94, 1901. 

2. Das jet Schon ziemlich angewadjjene Material über die Entwidlung der 
Preiſe, Erträge uſw. des bebauten und unbebauten Grunbbefites in ben Städten 
Deutichlands und etwa noch ben deutſchen Teilen ber Schweiz und Oſterreichs 
vollftändig heranzuziehen, es in alle feine Feinheiten zu verfolgen und 
namentlih auch, e3 in allen Beziehungen Tritifch zu prüfen, würde eine 
felbftändige überaus mühevolle und langmierige wiſſenſchaftliche Arbeit bedingen. 
Demgegenüber mußten wir una im folgenden damit begnügen, nur einen Teil 
dieſes Dlateriald, wenn auch einen großen und wichtigen, zu verwerten und nur 
einige große Grundzüge aus ihm herauszulefen, vor allem aber bie Fritifche 
Prüfung des Materiald nur bis zu einem gemiffen Grabe vorzunehmen. Zum 
Beifpiel konnten die im 2. Kapitel bargelegten Geſichtspunkte nicht vollftändig 
berüdfichtigt werben. 

Daß demgemäß unferen Ergebnijjen ein gemwiffer Grab von Unſicherheit an- 
haftet, leugnen wir nicht, aber wir hoffen doch, daß bei bem immerhin auf 
gemandten großen Maße von Mühe und Sorgfalt wenigſtens die Grundzüge 
diejer Ergebniffe fich al8 richtig ermeifen werden. Und wir vertrauen im übrigen, 
daß etwaige Unrichtigkeiten durch bie fortichreitende wiſſenſchaftliche Forſchung, 
dur die Nachprüfung unferer Ergebniffe durch andere Sachverſtändige, zu ber 
wir hiermit ausdrüdlich auffordern, werben berichtigt werben. 

Terjenige Teil des Material3, der in unjerer Darftellung übergangen 
worden ift, bezieht jich in der Hauptfache auf die Entwidlung der Erträge bes 
Grundbefite3 und des Ertragswertes. Wir haben verfucht, uns fo weit wie 
nur irgend möglich auf die reine Preis- und Kaufmwertitatiftif zu beſchränken. 
Bon dieſer dürfte allerdingd weitaus der größte und wichtigſte Teil heran- 
gezogen jein. 

3. Im allgemeinen ift in ben Darlegungen bes 3. Kapitel3 von der An- 
nahme ausgegangen worden, baß bie Baufoften in den legten Jahrzehnten ge- 
ftiegen find und daß biefes Moment auch auf eine entfprecdende Erhöhung der 
Gebäubemwerte der [don beftehenden Gebäude hingewirkt hat, während ander- 
ſeits freilich diefem merterhöhenden Momente ba3 wmerterniebrigende des Ber- 
ichleißes der Gebäude gegenüberfteht. Someit eg — aus objektiven und jub- 
jeftiven Gründen — möglich war, ift diefem Umftande der Gebäudewerterhöhung 
bei ſchon beftehenden Baulichkeiten durch fteigende Baufoften auch in ben Dar- 
fegungen des 3. Kapitel3 Rechnung getragen worden. Aber im übrigen ift e3 
auch fein fo großes Unglüd, wenn da und bort als Bodenwertfteigerung auch 
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da3 mit erſcheint, was eigentlich &ebäubewertfteigerung ift, denn in wichtigen 
Beziehungen, namentlich in dem Charalter al3 unverdbienter Gewinn, find beide 
Wertfleigerungen doch gleich zu beurteilen. — 

Neben ber von uns angenommenen allgemeineren auffteigenden Bewegung 
ber Baufoften gibt es nun aber offenbar noch bedeutende fpezielle Schwan- 
fungen derſelben zwiſchen den Beiten ber wirtichaftlihen Hochlonjunktur und 
denen ber Depreilion. In den erfteren dürften die Baufoften ſehr erheblich höher 
fein als in ben letzteren, unb wenn man ben Bauwert ber großen Maſſe ber 
fhon früher gebauten Häufer als fich gleichfalls nach biefem jeweiligen Stande 
ber Bauloſten richtend betrachtet, jo würde er aljo auch je nachdem fehr erheblich 
ſchwanken. Auf dies Moment haben nun aber im allgemeinen weder die 
unferen Betrachtungen zugrunde liegenden Unterfuchungen Rüdficht genommen, 
noch war es una möglich da3 zu tun, und wir müllen und Daher mit einer 
allgemeinen Bemerkung über bie Einwirkung dieſes Momentes begnügen. Im 
allgemeinen — fo nehmen wir an — fallen die Zeiten erhöhter Bauloften mit 
denen erhöhten Wertes des Boden3 zufammen und umgelehrt die erniedrigten 
Bauloften mit denen erniedrigten Wertes des Bodens. Auf diefe Weile würden 
diefe von und nicht berüdfichtigten Baukoſtenſchwankungen eine größere Gleich- 
mäßigfeit desjenigen Wertes herbeiführen, ber nach Abzug der jeweiligen Bau- 
werte von den Geſamtwerten ber Grundftüde für den Boden dieſer lebteren 
verbleibt. Denn in den Zeiten hoher Gefamtwerte der Grundftüde und folgeweife 
auch Hoher Werte ihres Bodens wäre ein höherer Baumertbetrag, ala jetzt ge 
ichehen, von diejen Gejamtwerten abzuziehen, und die Folge wäre ein niedrigerer 
verbleibender Wert für den Boden als jest. Und auf entjprechendem Wege würde 
fi durch Abzug niedrigerer Bauwerte als jept in Depreifionzzeiten ein höherer 
Wert für ben Boden herausftellen. 

In unjeren Betrachtungen in Kapitel 3 und 4 ift, wie fchon gejagt, dies ganze 
Moment unberüdfichtigt geblieben — ſowohl bei den fpeziellen Ziffern wie bei 
den allgemeinen Ergebnijjen; doch würden fpeziell dieje letzteren wohl auch bei 
Berückſichtigung kaum fich weſentlich ändern. 

4. Die Betrachtungen in Kapitel 3 und 4 beziehen fich im allgemeinen nur 
auf ſolche Orte, die in den legten Jahrzehnten im Aufblühen begriffen waren und 
namentlich ihre Einwohnerzahl vermehrt haben. Bei der Würdigung ber volls⸗ 
wirtſchaftlichen Geſamt entwidlung darf nicht vergeifen werden, daß es außer 
ihnen auch noch ſolche gibt, die ftillgeftanden haben oder gar zurüdgegangen find. 


Drittes Kapitel. 


Wie Entwicklung des Brundrentenwertes und ins 
Befondere des Brundrentenkaufwertes des Beßauten 
Bandes in den legten Jabrzehnten. 

Wenn wir denjenigen Boben ind Auge faſſen, der in den Städten 
bei una heute bebaut iſt, die ſich in ben legten Jahrzehnten eines 


mehr oder minder großen Aufblühens zu erfreuen Hatten, und wenn 
wir feinen heutigen Wert gegenüberftellen dem Wert des vor 30 und 
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40 Jahren bebmuten Bodens, fo wie diefer Wert damals war, fo iſt 
die erfte Tatſache, die uns in3 Auge fpringt, Die ungeheure Ber- 
mehrung des Wertes überhaupt. 

Wir befinden und wie in einem Zauberlande Die Millionen, 
ja die Milliarden fprießen nur fo aus bem Boden hervor. Dürrer 
Sandacker, dem vorher nur mit Mühe und Not Tärglihe Ernten ab- 
gerungen werden fonnten, verwandelt ſich ohne beſonderes Zutun 
jeiner Befiger in das reine Goldfeld; arme Bauern in Holzichuhen und 
Leinwandkitteln werden nicht felten zu reihen Leuten und vielleicht 
nod häufiger verwandelt fit Wohljitand in Reichtum. Wer da Hat, 
dem wird gegeben! Während bie Landwirtſchaft ſchwer um ihre Eriftenz 
ringt, während ganze Schichten des Handwerks im Elend verfinten, 
während der Arbeiterftand mühſam um jeden Grofchen kämpfen muß 
und, von der Furie der Arbeitslofigkeit verfolgt, oft nicht Hat, mo 
er fein Haupt hinlegen kann, während Reich, Staat und Gemeinbe 
mit immer ftärfer anfchiwellenden Schulbenlaften zu kämpfen haben, — 
während all dies gejchieht, ergießt fick ein großer, breiter Goldſtrom 
von den im Wert fteigenden bebauten und unbebauten ftädtifchen 
&eländen. Hier verwandeln ſich Schweiß, Mühe und Entbehrungen 
eines ganzen Volkes in unverdienten Ertrag für foldhe, bie da ernten 
ohne zu fäen, oder werben durch eine von Grund aus unzweckmäßige 
Drganifation der Stadterweiterung unfinnig verfchwendet — das Ganze 
ein gemaltiges, zugleich aber in vieler Beziehung zur jchärfiten Kritik 
herausforderndes Schaufpiel. 

Suden wir nun diefer ganzen Entwidlung in ihrem zahlen- 
mäßigen Verlaufe etwas näherzutreten, und zwar in dieſem Kapitel 
zunächft der des bebauten Landes. 


Ehe wir indes das tun, können wir nicht umhin, ung mwenigftend kurz mit 
ben Bedenfen auseinanderzufegen, Die neuerdings dagegen erhoben morden find, 
den Bodenwertbebauter Grundftüde Dur Abzug des Gebäudewertes 
vom Gefamtmwerte feftzuftellen. Der Haupturheber diefer Bedenken ift Pro- 
feffor Andreas Voigt- Frankfurt a.M. in ben Schriften des Vereins für Sozial- 
politik, Bb. 94 (erfchienen 1901), S. 197— 201, Treten wir der Sache etwas näher. 

Ob der Weg, ber zu einem Ziele eingefchlagen wird, richtig ift, Tann man 
nicht beurteilen ohne Mare Borftellung des Zieles felber. Wir müſſen alfo zu— 
nächſt die Frage beantworten, worum e3 fich eigentlich bei diefen Bodenwert⸗ 
berechnungen bebauter Grunbftüde im Endzmwed handelt. Das fcheint uns aber 
das Folgende zu fein. Bor unferen Augen ftehen und erregen immer mehr die 
öffentliche Aufmerkſamkeit der außerordentliche hohe Stand und das Steigen 
der Grundftüdswerte in aufblühenden Orten, einerlei ob man nun dabei die durch 
Rapitalifierung gewonnenen Ertragswerte oder die Kaufmwerte im Sinne hat. 
Von diefer Gefamterfcheinung beichäftigen uns inbes hier im allgemeinen nur 
die Umftände und Vorgänge bei den bebauten Grunbftüden. Wir fühlen deutlich, 
daß wir es bei diejen hohen Werten und der Steigerung bebauter Grundftüde mit 
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einer Erſcheinung zu tun haben, die von allergrößter Wichtigkeit iſt für Die 
Einlommendverteilung, die Kapitalbildung, die Belaftung ber breiten Volls- 
majjen und vor allem auch für die praftifche Politik wie Steuermaßregeln uſw. 
Das aber, was jeder nur einigermaßen fozial angehaudhte Beobachter ganz 
bejonders empfindet und was der ganzen Ericheinung ihren eigentümlichen heraus- 
fordernden Charakter verleiht, das ift, daß die ganzen in Rede ftehenden Werte 
offenbar in zwei grundverfcdhiebene Teile zerfallen: in einen durch fpezielle 
wirtichaftliche Leiſtungen ber betreffenden Grundftücbefiger und ihrer Bormänner 
für die Grundftüde — dur Rapitalaufmendungen, Arbeit, Unternehmertätig- 
feit und Riſikoübernahme — geichaffenen Teil und in einen anderen, der ohne 
ihr Butun entitanden ift durch die Entwidlung unferer Volkswirtſchaft und 
unfere8 Städteweſens, durch eine Reihe von dieſen Befitern unabhängiger 
Momente, die fi, im allgemeinen nicht genauer verfolgbar, auf die Tätigfeit 
und Entwicklung mannigfacdher verfchiedener Kreife und Verhältniffe gründen 
und die wir zufammenfaffend die „Grundrentenurſachen“ nennen wollen. 
Es ift von größtem Intereſſe und von größter praftifcher Wichtigkeit, den Verſuch 
zu machen, diefen zweiten Teil von jenem erften zu fcheiden, ſich über feinen 
Umfang und dad Wann und Wie feiner Entftehung Mar zu werden, und das ift 
es, worum e3 ſich im Grunde bei all diefen Bodenmwertberechnungen bebauter 
Grundſtücke handelt. 

Wenn wir nun den Verſuch diefer Scheidung maden, fo werden wir 
von dem erften, dem von ben Befigern geichaffenen Teile der Werte aus⸗ 
geehn müſſen. Wir ftellen zunächft ihn feft, und mas dann noch vom Geſamt⸗ 
werte, einerlei ob fTapitalifierter Ertrags- oder ob Kaufwert, übrig bleibt, 
das ift eben ber andere, der zweite Teil. Als von den Befigern zweifellos 
gefhaffen muß nun zunächſt der Kapitalaufwand gelten, ben fie in das be- 
treffende Grundſtück dur) Bauen Hineingeftedt haben. Aber außer ihm kommt 
noch anderes in Betracht, was in der Regel vollftändig Überfehen wird. Zunächſt 
ftellt die Erbauung eines Haufes und weiterhin auch deffen bauliche Ergänzung 
durch Umbauten und dergleichen boch eine Urt Unternehmertätigleit des betreffen- 
den Bauherren dar, und an fich wäre beshalb außer dem Baukapitale aud) ein 
Stüd Unternehmergeminn, ala durch den Befiger des Haufes bezw. jeine 
Bormänner geſchaffen, von dem Geſamtwerte ded Grundftüd3 abzufegen. 


Wir werfen nun den von ben Beligern für Neu⸗ wie für Umbauten und 
dergleichen geleifteten Bauaufwand und die von ihnen durch das Bauen geleiltete 
Unternehmertätigfeit zufammen und betrachten fie, wie e3 auch der Wirklichkeit 
entfpricht, als eine einheitliche wirtfchaftliche LXeiftung für das Grundftüd. Wenn 
wir nun, wie e3 bei ftatiftifgen Betrachtungen doch die Regel ift, es nicht mit 
einem oder zwei Grundftüden, fondern mit einer größeren Bahl jolher zu tun 
haben, fo ift im Durchſchnitt ein großer Teil menigftens des Unternehmer- 
gewinnes ſchon gededt, wenn wir unterfchiebglos den ganzen Bauaufwand als 
wirtfchaftliche LZeiftung der Beliter vom Gefamtmerte der Grundftüde abfeßen. 
Denn die wirtichaftliche LZeiftung des Bauaufwandes befteht an jich nicht in jeinem 
Koftenbetrage, jondern in der durch diejen zuftande gebrachten Nutzwirkung, die 
eben durch das größere oder geringere Maß von Gefchid und Glüd bei diefer 
Unternehmung de3 Bauens in ihrer Größe beitimmt wird. Entiprechend diejem 
Maße Tanıı aber natürlich die Nutzwirkung des Bauens an ſich nicht nur über, 
fondern auch unter dem Bauaufmwande ftehen, und wir haben daher, wenn wir 
diefen immer voll als wirtichaftliche Leiftung einfepen, bereit3 wenigſtens einen 
Zeil des durch glüdliche Bauaufwendungen erzielten Unternehmergewinnes mit 
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zum Ausdrud gebradit. Möglichermweife bleibt dann freilich immer noch ein 
Stüd Unternehmergewinn übrig. Aber jein Umfang läßt ſich nicht näher 
beftimmen und ift aller Wahrſcheinlichkeit nach im Durchſchnitt der Fälle, wenn 
er überhaupt eriftiert, tatjächlich nur recht gering. Wir glauben ihn daher, ohne 
einen mwejentlichen Fehler zu begehen, ganz vernadhläffigen zu Fönnen. Immer⸗ 
hin aber muß diejes ganze Moment im Auge behalten werden, insbeſondere 
natürlich da, wo e3 fi nur um einzelne Grundftüde hanbelt. 

Weit wichtiger al3 der Abzug, der unter dem Titel bes Unternehmergewinnes 
außer den Bauaufiwendungen noch etwa von den Werten ber bebauten Grund- 
ftüde zu machen wäre, ift der andere, der zum Ausgleiche der Verluſtchancen zu 
dienen hat. Wenn wir bei einem Grundftüde zu zwei verſchiedenen Beitpunften 
durch Abzug der Hineingeftedten Bauaufwenbungen den verbleibenden Heft 
feftftellen und fich eine bedeutende Steigerung besfelben von dem früheren zum 
jpäteren Zeitpunkte ergibt, fo dürfen wir nicht fagen, daß diefe Steigerung in 
ihrem ganzen Betrage ohne jede wirtichaftliche Gegenleiftung der Beſitzer fei. 
Beobachten wir dasſelbe Grundftüd durch längere Zeit, duch einige Jahrzehnte 
hindurch, fo ergeben ſich auch wieder Senkungen de3 eben dargelegten Neft- 
betrages. Mit anderen Worten: die Hausbeſitzer im allgemeinen haben es nicht 
nur mit nicht von ihnen verurfadgten Wertfteigerungen ihrer Grundftüde, 
fondern aud) mit nicht von ihnen verurſachten Wertminberungen zu tun, 
und im Dinblide auf dieje Iebteren muß man ihnen von ben erfteren wenigſtens 
ein angemejjene3 Stüd zum Ausgleiche zubilligen. Diefes Stüd haben die 
Hausbeſitzer zwar nicht „‚geichaffen‘‘, wie wir dies ber Kürze halber hier und da 
auh von ihm zufammen mit den Bauaufmendungen und dergleichen fagen, 
aber fie Haben eine wirtichaftlicde Gegenleiftung dafür geleiftet. Bon einer 
Heranziehung des unverdienten Wertzuwachſes zur Dedung der den Haus 
beitgern nicht durch den Umſatz ihrer Grundftüde, jondern durch deren laufende 
Bewirtſchaftung etwa erwachſenden Berlufte wird abgefehen, da angenommen 
wird, daß diefe Berlufte anderjeit3 in den laufenden Gewinnen der den Haus— 
bejigern günftigen Jahre ihren Ausgleich finden. Wiemweit diefe Annahme zutrifft, 
vermöchte freilich nur eine eingehende Unterſuchung der Tatſachen zu zeigen. 

Sm übrigen iſt nun freilih bei der Durchführung der Berückſichtigung 
diefer beiden Leiftungen der Befiter, der Bauaufwendungen und der Tragung 
de3 Riſikos, ein Unterjchied zu machen. Die Bauaufiwendungen berüdjichtigt man, 
indem man in jedem einzelnen Augenblide ihre Summe vom Gejamtiwerte 
abzieht; das Riſiko Dagegen, indem man für ziemlich lange Perioden die 
nad Abzug der Bauaufmendungen verbleibenden Reſte einander gegenüberftellt. 

Treilich erhebt fi, wenn man nun bie vorftehend ffizzierten Abzüge vom 
Geſamtwerte machen will, noch ein Bedenken. Man kann jagen, Daß der Ge- 
famtwert nicht nur feinem Betrage, fondern auch feiner Art nach ſich von den 
einzelnen Teilen, die ihn zuftande gebracht haben, unterſcheide, und daß daher 
ein erlegen in fie überhaupt nicht zuläſſig fei. Uber jchließlich find wir bei 
wirtfchaftlich-politifchen Fragen doch hundertfach unausweichlich vor die Aufgabe 
geftellt, bei einer durch verfchiedene Faktoren zuftande gebrachten Geſamtwirkung 
den Anteil diefer einzelnen Faktoren zu fchägen, und auf mehr ala eine ungefähr 
zutreffende Schäßung ift es am legten Ende ja aud Hier nicht abgefehen. 

Faſſen wir alles zufammen, fo ergibt fi), daß wir nach Abzug ber Bau- 
aufwendungen einfchließlich derjenigen für Umbauten und dergleichen und nad) 
Berüdjichtigung des Riſikos von den Gefamtwerten der bebauten Grunditüde 
allerdings nur noch dasjenige übrig behalten, was nicht auf einer wirtfchaft- 
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lichen Leiftung der Beſitzer oder ihrer Vormänner für die Grundftüde beruht, 
fonderu auf den „Grundrentenurfahen”. Natürlih darf man damit nicht 
verwechieln, daß die jeweiligen Befiger einen wohlbegründeten Anſpruch aud) 
auf biefes letztere Stüd haben fönnen, vor allem, weil jie ed möglicherweife im 
Kaufpreife feinerzeit, als fie die Grundftüde erwarben, mit bezahlt haben. Aber 
deswegen haben fie es nicht wirtfchaftlich gefchaffen. Wenn ich eine hochwertige 
Bauftelle kaufe und ein Haus darauf baue, fo mag ich ein Recht darauf haben, 
daß mir nicht nur der Wert des Haufes, fondern auch ber der Bauſtelle nicht 
entzogen werde, aber wirtichaftlich gefchaffen für das betreffende Srundftüd habe 
ich nur ben erfteren. 

Bon den Straßenbaufoften jehen wir der Einfachheit wegen und 
weil fie doch nicht fo fehr ins Gewicht fallen, bei all diefen Erörterungen ganz ab. 

Nah alledem können wir nicht finden, Daß diejenigen, die bisher Die 
Methode befolgt haben, den Gebäubewert vom Gefamtwerte abzuziehen, im 
Unrecht find, und wir verwerten deshalb auch ungeſcheut diefe Methode in den 
hier folgenden Erörterungen. Es fcheint und im Gegenteil, daß der Kritiker 
diefer Methode, Profeſſor Boigt, verlannt hat, worauf es praktiſch an- 
fommt. Anberfeit3 wird man ihm in einigen wichtigen Einzelheiten 
allerdings beipflichten müſſen. 

Zunächſt iſt es allerdings mißlich, den durch Abzug des Gebäudewertes vom 
Geſamtwwerte gewonnenen Bert als „Bodenwert“ zu bezeichnen, wie das bisher 
üblich war. Man muß da zweierlei unterſcheiden. Erſtens kann man, wie Voigt 
richtig jagt, bei einem bebauten Grundſtücke in dem Sinne von Bodenwert 
reden, daß man damit ben Preis meint, den man für das Stüd Boden würde 
zahlen können, wenn eö noch unbebaut wäre. Dabei ſetzt man dann die Möglidy- 
feit, wir wollen nicht jagen, wie Boigt annimmt, der möglichft günftigen 
Bebauung, ficher aber wenigſtens ber im gegebenen Falle ortsüblichen Bebauung 
voraus. Es würbe allerdingd wohl ba3 befte fein, den Ausdrud „Bodenwert“ 
bei bebauten Grunditüden auf diefen Wert oder Preis zu beichränfen. 


Zweitens kann man an ſich unter Bodenwert bei bebauten Grunbitüden 
auch den auf die erörterte Reife durch Abzug des Gebäubewertes uſw. heraus⸗ 
geihälten, nur auf die „Srundrentenurjachen” zurüdgehenden Wert verftehen. 
Diefer wird aber in der Regel — und auch darin hat Boigt recht — mit jenem 
erften Bodenmwerte nicht übereinftimmen, fchon aus dem einfachen Grunde, weil 
er in erfier Linie beftimmt wird Durch die tatfächlih vorhandene, nicht Durch die 
als möglih anzımehmende Bebauung. Es wäre daher richtiger, für dieſen 
Bodenwert im zweiten Sinne einen anderen Ramen einzuführen, und wir ge- 
brauchen deshalb für ihn von nun an den Ausdruck „Grundrentenwert”. 
Der diejem Begriff zugrunde liegende theoretiſche Gedanke ift der, ben nicht auf 
wirtichajtlihen Leiftumgen der Grundftüdsbejiter oder ihrer Bormänner für 
die Grimdftüde, jondern auf den „Grundrentenurfachen” beruhenden Zeil ber 
Grundftüdswerte herauszuichälen. Tabei find nun aber noch verichiebene Unter- 
ſcheidungen zu machen. Einmal wird man unterjcheiden müſſen je nachdem, 
ob man beim Geſamwerte der Grumdftüde vom Rauf- oder vom Ertragdwerte 
ausgeht oder auch ganz von einer ſolchen Unterfcheidung abfieht. Dann aber 
wird man, wenn man die durch Abzug der Bauaufwendungen von den Gejamt- 
werten file verichiedene Zeitpunfte gewonnenen Werte miteinander vergleicht, 
dies in verjchiedener Weile tun können: entweder ohne alles weitere ober indem 
man durch Seranziehung möglichſt langer Perioden mit ihrem Wechſel von 
Wertfleigerung und Bertfall erft die richtige Schägung des wiſſenſchaftlich un- 
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verdienten Gewinnes oder Verluftes der Grundftüdsbefiger ermögliht und fo 
uamentlih auch der Tragung des Riſikos durch fie gerecht wird. 

Nach dem allen ftellen wir nunmehr folgende Namengebung für unfern 
Gebrauch feit. 

1. „Srundrentenmwert“ nennen wir den lediglich dur Abzug des 
Sebäudewertes vom Gefamtmwerte gewonnenen Wert des Bodens der 
bebauten Grundftüde, ohne Rüdficht darauf, ob man dabei vom Kauf- 
werte oder vom Ertragswerte der Grundftüde ausgeht. Unterfcheiden 
wir diefe Ausgangspunkte, jo reden wir von „Grundrentenkauf— 
wert” und „Srundrentenertragsmert”. Jedoch ift der Grund- 
rentenfaufwert nicht buchftäblich jo zu verftehen, daß ihm immer nur 
eigentliche freihändige Berläufe zugrunde Tiegen, fondern er beruht 
wenigſtens grundfäglih auch noch auf anderen Umfägen. Indes fpielen 
bie eigentlichen freihändigen Verkäufe naturgemäß zahlenmäßig mohl 
überall die Hauptrolle und verfchiedene Unterfuhungen beruhen auch 
allein auf ihnen. Bei der Erörterung der einzelnen Unterfuhhungen find 
dem Grundrentenlaufmerte von uns natürlich jeweils Diejenigen Umfäße 
untergelegt, von benen die betreffende Unterfuhung ausgeht. 

2. „Srundrentengemwinn” bezw. „Örundrentenverluft‘ nennen wir 
die fi) Durch einfache Gegenüberftellung der Grundrentenwerte ein und 
derfelben Gruppe von Grundftüden zu zwei verjchiedenen Zeitpunkten 
ergebende Differenz. Suchen wir dagegen bei ein und berjelben Gruppe 
von Grundftüden auf dem Wege ber Abwägung und Bergleihung von 
Steigen und Fallen des Grundrentenwertes innerhalb einer längeren 
Periode den Gefamtgewinn oder Gejamtverluft an diefem feitzuftellen, 
fo reden wir von „reinem Grundrentengewinn” und „reinem 
Grundrentenverluft”. 

Ein weiterer Punkt, in dem Voigt recht hat, find feine Bedenfen gegen 
ben Seuerfaffenmwert als Nepräfentanten des Baumertes. Feuerlaffe und 
Bauwert find in der Tat nicht ohne weiteres daſſelbe, und es wäre einmal eine 
eingehende Unterſuchung wert, wie weit fie etwa voneinander abweichen. Auch 
Das Steigen der Bauloften in den lebten Jahrzehnten jollte bei der Feſtſtellung 
des Bauwertes ſchon einige Zeit beitehender Gebäude an und für fich allerdings 
in Anſchlag gebracht werben. Aber anderjeit3 wirft dieſes Steigen ben Befikern 
dieſer Gebäude freilich gerade fo gut unverdiente Gewinne zu, wie das Wert⸗ 
vollerwerden des Bodend. Und mit Rüdjicht Hierauf kann man fragen, ob e3 
nicht Doch beffer wäre, dieſes Steigen der Bauloften bei Feſtſtellung bes ab- 
auziehenden Gebäudewertes unberüdjichtigt zu laſſen. Bei unferen bier vor- 
ftehenden Erörterungen find wir aber trogdem von der Annahme ausgegangen, 
DaB die vom Gejamtmwerte abzuziehenden Bauaufwendungen der Beliger zu 
berechnen feien nach dem Stande ber Bauloften in dem betreffenden Beitpunlte, 
für den der Grundrentenwert des Grundſtücks feitgeftellt merden foll, und 
anderfeit3 unter Berüdfichtigung de3 allgemeinen Berfchleiße3 der Baumerfe. 
Sp wollen wir in allen Fällen in den vorfiehend gemadjten Erörterungen 
das verftanden wiſſen, was als „Bauaufwand“, „Gebäudewert“ oder dergleichen 
vom Geſamtwerte abgezogen werden ſoll, und in dieſem Sinne haben wir 
dieſe verſchiedenen Ausdrücke als gleichbedeutend gebraucht. 

Im übrigen muß nachdrücklich betont werden, daß es ſchon ſehr günſtig 
für die Hausbeſitzer gerechnet iſt, wenn man ihnen den geſamten jeweiligen 
Gebäudewert als von ihnen wirtſchaftlich geſchaffen zurechnet und unverkürzt 
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vom Gejamtiwerte der Grundftüde abzieht. Zwar dat dieſer Gebäudewert auf 
fpeziellen wirtfchaftlihen Leiftungen von ihnen oder ihren Vormännern für Die 
Grundftüde beruht, ift nieht zu bezweifeln; aber für einen Teil diefer Leiftungen, 
nämlich für die laufenden Reparaturen und dergleichen des Hauſes, haben fie 
auch ſchon laufend eine Entihädigung erhalten, indem in den Mieten ein ent- 
fprechenber Zeil Hierfür ftedt. Man fann daher die berart in die Gebäudewerte 
eingeflojjenen Beträge gewiffermaßen auch als von den Mietern, nicht von den 
Hausbefitern, geleiftet betrachten. Wird nun der volle zeitgemäße Baumert ber 
Gebäube, der doch zum Teil auf diefen Leiftungen für laufende Reparaturen und 
dergleichen mit beruht, zugunften der Hausbeſitzer vom Gejamtmwerte abgezogen, 
fo erhalten diefe eigentlich eine Entfhädigung für Aufwendungen, die nicht fie, 
fondern andere gemacht haben. Es handelt jich bei diefem Moment immerhin 
nicht un fo ganz unmwefentliche Beträge, wenn man längere Perioden ind Auge 
faßt, und man könnte daher auch aus diefem Grunde fragen, ob man nicht 
demgegenüber die Erhöhung des Baumertes durch Die Steigerung der Baufoften 
unberüdfichtigt laſſen folle. Wir haben trogdem darauf verzichtet und rechnen 
ohne alles weitere den gefamten Gebäudewert der Grundftüde den Hausbeſitzern 
zu als auf wirtfchaftlichen Leitungen von ihnen für die Grundſtücke beruhend. 

Was freilich bie Verwertung der einmal vorliegenden Unterfuchungen 
anlangt, jo müffen wir ung eben ſchlecht und recht behelfen mit der Art und 
Weife, wie fie den Bauwert dur ben Feuerkaſſenwert miedergegeben an⸗ 
genommen haben und mit den Forrefturen, die wir daran nachträglich noch 
anzubringen vermochten. 

Behalten wir immer feft im Auge, was mit dem von und jo genannten 
„Srundrentenmwerte” eines Grundſtückes eigentli gemeint ift, jo merden wir 
aud nicht zuzugeben brauchen, daß die Berechnung biefes Wertes zu abjurden 
Ergebniffen führe. Voigt führt als ein folches abjurdes Ergebnis vor allem an, 
daß e3 dann — fagen wir 3. B. etwa in Friegözeiten, wo naturgemäß bie 
Grundftüdspreije jehr gedrüdt find — vorlommen Tönne, daß der Gefamtiwert 
eine Grundſtücks geringer fei, al3 der zur Berechnung unferes Grunbrentenmwertes 
verwendete Baumert. Gewiß Tann das vorkommen, aber e3 hat im Lichte unferer 
Betrachtungen nichts Abfurbes mehr. Es heißt dann eben nur, daß die Gefamt- 
verhältniffe für den Grundbefig in dem betreffenden Zeitpunfte derart fhlecht 
find, daß nicht einmal die — wenn auch nad) den zeitgemäßen Bauloften be- 
rechneten — in das Grundftüd hineingeftedten Kapitalaufmendungen ber Beſitzer 
Durch den Gejamtwert mehr gededt werden. Im Gegenteil, es gibt dann ber 
fi negativ geftaltende Grundrentenmwert ein willlommenes Mittel an die Hand, 
um zu zeigen und zu mefjen, wie der Grundbefiß feinen Befigern unverbient nicht 
nur Gewinne gewähren, fondern auch große Berlufte zufügen kann, wie alfo auch 
er, wie alles in der Welt, feine zwei Seiten hat. 


Nach dieſer Abjchweifung kehren wir zu der oben angekündigten 
näheren Beleuchtung des zahlenmäßigen Verlaufs der Wertentwidlung 
ber bebauten Grundftüde innerhalb der Ießten Sahrzehnte in unfern 
aufblühenden Orten zurüd. 

Profeffor Andreas Voigt in Frankfurt a. M. hat in Bd. 95, ©. 341 ff. 
des Vereins für Sozialpolitit auf Grund der Statiftifchen Jahrbücher der 
Stadt Berlin eine Berechnung über den Anteil gegeben, Den Gebäudewert 
und „fogenannter Bodenwert“, d. i. unfer „Grundrentenertragswert“, 
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an der Zunahme des gefamten Ertragswertes der bebauten Grundſtücke 
der Stadt Berlin haben. Wir entnehmen der betreffenden Tabelle 
©. 342 die Spalte über die Zunahme des Grundrentenertragäiwertes. Es 
berechnete fi) danach ber Grundrentenertragämwert ber bebauten 
Srundftüäde der Stadt Berlin: 


Tabelle 5. 

i. J. 1830 uf 17 MU. M. | 1%. 1877 auf 1304 Mil. M. 
„ . 1840 „ 33 „ n „. 1880 „ 10422 , n 
„. 18345 „ 56 „ n „. 1883 „ 1125 „ n 
n„ 1850 „ 45 „ n „. 1885 „ 124 _ n 
„ 1853 „ 83 „ n „. 1890 „ 1890 _ n 
„. 1858 „ 16 „ n „. 1891 „ 20289 „ n 
„. 1562 „ 229 „ u „. 1892 „ 2066 „ n 
„. 1865 „ 331 _„ n „.. 1893 „ 2097 „ n 
„. 1869 „ 454 „ n „. 1895 „ 2005 „ n 
„ 18970 „ 530 „ n „. 1896 „ 2031 „ n 
„ 132%, 82 „ n „.1897 „ 2108 „ n 
„ 1875 „ 1859 „ n „. 1898 „ 2118 „ n 


Bemerkungen zu Tabelle 5. 


Die Tabelle gibt Ertrags-, nit Kaufwerte. Sie ift gewonnen durch 
Rapitalifierung ber Mieterträge ber bebauten Berliner Grundftüde unter ber 
Borausfegung, daß biefe Mieterträge im Durchſchnitt etwa 51/,0/, bes Gejamt- 
werteö der Grundftüde ergeben. Diefe Mieterträge find danach in allen Jahren 
gleihmäßig mit 18 multipliziert worden; das Fallen des Hypotheken⸗ und 
Kapitalzinsfußes ift alſo nicht berüdfichtigt morben. Bon den fo Fapitalifierten 
Mieterträgen wırrden die Feuerverſicherungsſummen abgezogen, und ber Reſt ift 
der in der Tabelle angegebene Grundrentenertragswert. 

fiber die Bollftändigkeit, mit der die bebauten Berliner Grundftüde auf- 
genommen find, macht U. Boigt feine Angaben; es fehlen möglicherweije gewvifie 
ber Beiteuerung nicht unterliegende Kaetgorieen; fie fallen indes zahlenmäßig 
wohl Taum fehr ind Gewicht. Im übrigen ift wohl anzunehmen, baß in ber 
ganzen Periode feine weſentlichen Beränderungen in ben für die Aufnahme in 
die Tabelle als bebaute Grundftüde maßgebenden Anſchauungen fattgefunden 
haben, da A. Boigt davon nichts erwähnt. 

Den TFeuerverjicherungswert, ohne daß irgendwelche Abzüge wegen Alters- 
abnügung der Gebäude von ihm gemacht würden, betrachtet Voigt in biefem 
Halle al3 recht gut ben jeweiligen Bauwert repräfentierenb (S. 345), ba ja 
dieſer Bauwert anderjeit3 durch das Steigen ber Bauloften fich erhöht habe. 

Im übrigen liegt allerdings die eigentliche Bebeutung der angeführten 
Bahlenreihe nicht in den abfoluten Ziffern, gegen deren Bollfländigfeit und 
Nichtigkeit ſich —— einwenden läßt, ſondern in dem Bild der Bewegung 
nnd Entwidiung des Grunbrentenertragäwertes, das dieſe Zahlen geben. Und 
biefes Bild wird in den Grundzügen wenigſtens richtig fein. Denn felbft wenn 
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in der Beobachtungszeit fich in der Methode und den Unterlagen bei der Auf- 
nahme der Zahlen diefes oder jene? geändert haben follte, jo werden dieje 
Anderungen doch fchwerlih mehr als ein paar Hundert Millionen Mark auf 
oder ab bewirken, und über die fann man fchließlich angeſichts der gewaltigen 
Geſamtziffern hinweggehen. — 

Wieviel ſich daher auch gegen dieſe Ziffern einwenden läßt, ſo viel 
ſteht doch wohl feſt, daß die Geſamtſumme, um die der Grundrenten⸗ 
ertragswert des bebauten Berliner Bodens von 1830, ſpeziell aber 
von 1870 an zugenommen hat, eine ungeheure iſt, daß ſie ſich nicht 
nach Millionen bemißt, ſondern in die Milliarden geht. (S. übrigens 
auch A. Wagner, Wohnungsnot und ſtädtiſche Bodenfrage, S. 6, und 
Adickes Studien über die weitere Entwicklung des Gemeindeſteuerweſens, 
S. 103, auf Grund von Eberſtadt.) 

Wenn wir noch einen weiteren Beleg anführen ſollen für die 
ja eigentlich notoriſche Tatſache, daß in unſern anwachſenden Städten 
der heute bebaute Boden eine unendlich viel größere, nicht auf wirt⸗ 
ſchaftliche Leiftungen der Grundbefiger für die Grundftüde zurüdgehende 
Wertfumme darftellt al3 der vor 10, 20, 30 oder 50 Jahren bebaute, 
jo gehen wir vorüber an den Ziffern, die Baul Voigt (Grundrente und 
Wohnungsfrage in Berlin und feinen Bororten, ©. 217) für Char— 
fottenburg für die Beit von 1865—97 geliefert hat und die gleich» 
fall3 eine ungeheure Zunahme zeigen, und wenden und nah Wien. 
Über dieſes fagte Profeffor v. Philippopich im Herbſt 1901 auf der 
Generalverfammlung des Bereins für Sozialpolitit in München nad) 
dem offiziellen Verhandlungsberichte (Schriften des Vereins für Sozial- 
politit, Bd. 98, ©. 46): „Es ift fein Yweifel, der Bodenpreis fteigt 
fortwährend. Um melde Summen e3 fi) hanbelt, will ih an Wien 
illuftrieren. Der heute bebaute Boden von Wien mag ald Ausgangs 
punft dienen. Für die Jahre 1860/65 Habe ich feinen Wert auf 
317 Mill. Gulden berechnet, jeßt aber hat er fi auf 1113 Mill. Gulden 
erhöht. Der Bodenmwert ift alfo rund um 800 Millionen geftiegen. 
Wie groß auch der bei einer ſolchen Schäßung gemachte Fehler fein 
mag, e3 handelt fich jedenfall3 um ſehr hohe Ziffern. Selbſt wenn wir 
in Abzug bringen die Rückſicht auf den inzwiſchen geſunkenen Zinsfuß, 
bleibt doch eine Steigerung von etwa 600 Millionen anzunehmen. Nicht 
in Abzug bringe ich das Sinken des Geldwertes, weil ich glaube, daß 
eine der mwejentlichiten Urjachen der ſinkenden Geldwerte eben gelegen 
ift in dem jleigenden Bodenpreis. Die Tatjache fteht feft: um mehrere 
hundert Millionen Gulden ift der heutige Wert des Bodens in Wien 
größer als vor 35 Jahren. .. .” 

Wenn wir nım diefe ungeheure Zunahme des Grundrentenmwertes 
des bebauten Bodens überhaupt in unfern aufblühenden Städten in 
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ihre Beitandteile zerlegen, fo find drei Hauptquellen zu unterfcheiben, 
Die Sefamtfumme hat zugenommen: 

einmal, weil der bebaute Boben mit dem Anwachſen der Städte 
fi) naturgemäß ſehr ausgedehnt hat; 

zum andern, weil im allgemeinen bei den einmal bebauten Grund- 
ſtüchen durch allmähliche höhere und dichtere Bebauung eine ftärkere 
baulide Ausnugung als im Anfang der Periode bez bei der erfien 
Bebauung vorhanden war, eingetreten ober wenigſtens möglich ge⸗ 
worden ift, 

und Drittens endli, weil in weiten Umfange und jedenfalls 
ohne entjprechend ſtarke Gegentendenz biefelben bebauten Grundſtücke, 
auch abgejehen von allmählicher ftärferer baulicher Ausnutzung, im 
Laufe der Zeit in Ertrag und Preis geftiegen find, und zwar noch 
erheblich mehr, al3 es ben etiwa geftiegenen Vaukoſten entiprechen würde. 

Davon, daß auch der Aufwand für die Schaffung von Straßen, 
Kanälen uſw. (ohne die Koſten des Straßenlanbes, da diefe als ohne 
weitereö in den Preifen der anliegenden Bauftellen ſteckend betrachtet 
werden) mit in der in Rede ftehenden Geſamtwertzunahme fteden 
fann und wohl auch meiſt ftedt, unb von etwaigen ähnlichen kleineren 
Momenten foll hier ganz abgefehen werden, zumal wir bei ben für. Berlin 
und Wien angeführten Belegen nicht mwiffen, ob und inwieweit etwa 
Diefer Aufwand bei ben dort angegebenen Summen des Örundrenten- 
wertes des bebauten Bodens berüdfichtigt iſt oder nicht. 

Für die Ausdehnung des bebauten Bodens in anwachſenden 
Städten und die Zunahme der Gefamtfumme feine Grundrentenmwertes 
aus diefer Duelle braucht e3 weiter leines Beweiſes. 

Auch die allmählidhe ftärlere Bebauung der einmal vor- 
handenen bebauten Grundſtücke ift unleugbar troß des Beſtrebens mancher 
neueren Bauorönungen, auch in den bereitö bebauten Gegenden mehr 
Luft und Licht zu fchaffen. Nach U. Voigt (Schriften des Vereins für 
Sozialpolitil, Bd. 95, ©. 34649) ift in Berlin von 1865—98 bei 
den von der Gebäubefteuernachweifung erfaßten Gebäuden und bes 
bauten Grundſtücken die Durchichnittliche Zahl der Gebäude pro 1000 qm 
Grundſtücksflaͤche von 1,43 auf 2,26 geftiegen unb außerdem hat bei 
den von ber Wohnungsftatiftit ermittelten Wohngebäuden von 1864—95 
bie durchſchnittliche Zahl der Geſchoſſe von 3,3 auf 4,7 zugenommen, 
Ahnlich fagt auch die trefflicde Arbeit des Breslauer Städtifchen 
Statiftifden Amtes über „Grundbeſitzwechſel, Boden- und Häuferpreife 
in Breslau während der legten Jahrzehnte‘ (Breslauer Statiſtik, 19. Bd., 
IL Heft, Breslau 1902, E. Morgenftern) auf ©. 116: „Bevor wir 
daran gehen, bie Preisfteigerung zu meſſen, muß noch darauf hin- 

Die Wohnurigtfrage und das Rei, 8. Heft. 8 
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gewiefen werden, baß man nicht ohne meitered aus dem Durchſchnitts⸗ 
preife bebauter Grundſtüucke auf die Veränderungen der Bodenmwerte 
fchließen darf. .... Wber die regelmäßigen Wertſteigerungen, die ſich 
bei ſolchem Verfahren herausftellen, beruhen keineswegs nur auf dem 
Anwachſen der Bodenwerte, an die der Laie allein benlt. Der Grund 
und Boden wird vielmehr mit der Zeit immer mehr auögenubt, be- 
fonder3 auch infofern, ala Die Gebäude immer weiter in die Höhe wachfen. 
Das bebeutet u. a., Daß ber Baumert, auf die Duadratmeterzahl der 
bebauten Parzellen reduziert, immer größer wird, .. .“ Aber wenn 
man derart auch bei weitem nicht Dem Boden allein zufchteben darf, was 
zum Teil auf die Zunahme der Bebauung zurüczuführen ift, jo wird 
man ambderfeit3 doch annehmen dürfen, dab bieje fteigende Bebauung 
ihrerfeit8 auch wiederum dem Boden an fich einen höheren Wert und 
Preis verleiht. Indes wird e8 bei dem von una behandelten Materiale 
mit wenigen Ausnahmen nicht möglich fein, die Wirkung dieſes Mo- 
mente von der Wertiteigerung des Bodens überhaupt abzutrennen, 
zumal jedenfall3 ſchon die Möglichkeit ftärferer Bebauung vor ber wirk⸗ 
lichen Ausführung diefer Tebteren in ben Preijen, bie für die be— 
treffenden Grundſtücke gezahlt werden, ganz oder teilmeife eskomptiert 
wird. Auch bürfte in den wichtigſten Beziehungen die dem Boden an 
fih durch ſtärlere Bebauung oder ihre Möglichleit verliehene Wert⸗ 
fteigerung ungefähr ähnlich zu beurteilen fein, wie die ohne dieſe Um- 
fände eingetretene Wertfteigerung. Wir werben deshalb im folgenden 
bie erſtere mit der Tegteren im allgemeinen in eins zuſammenwerfen und 
ungetrennt mitemander behandeln, wenn auch Die beiden Geſichts⸗ 
punkte ftändig im Auge zu behalten find. 

hr die Steigerung des Grundrentenmwertes des bebauten 
Boden3 bei denfelben Grundftäden liegt jeßt bereit ein ziemlich 
reiches Material vor, von dem wir jedoch, wie ſchon in den Bor- 
bemerkungen zu diefem Kapitel gefagt, vornehmlich das über den Grund- 
rentenfaufwert behandeln. Beginnen wir mit ben zentralen Lagen 
ber Stäbte, in welchen Lagen die Ausnutzung ber Grunbftüde zu 
geſchäftlichen Zweden die enticheidende ober doch jedenfall3 eine 
fehr bedeutende Rolle ſpielt. 

Begeben wir uns zunächſt nah Berlin an den Haudppigteir 
plag, einen Heinen, unregelmäßig geformten Pla mitten im Herzen 
der großen, wogenden Weltſtadt. Wir befinden uns auf geſchichtlichem 
Boden. Hier erhob fich einjt eine Baftion Der großen Feſtungsanlage, 
die der Große Kurfürft um Berlin und Köln zog und die freilich ſchon 
einige Jahrzehnte fpäter wieder weggeriſſen wurde; hier jaß Fritz Reuter 
in der fogenannten Hausvoigtei 1834 in Unterſuchungshaft; hier ent- 
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faltete ſich ſchon das ganze neungehnte Jahrhundert hindurch eine rege 
gemerbliche und gefchäftliche Tätigkeit. Jetzt liegt der Hausvoigteiplatz, 
wie ſchon erwähnt, jo recht in der Gegend des intenfiven Berliner Ge- 
ſchäftslebens, unweit der Leipziger- und Friedrichftraße und der Anden 
und bit an der Reichsbank. Im bejonderen ilt er das Bentrum der 
Damenmäntellonfeltion, eine Berliner Gewerbszweiges von außer- 
ordentlicher Bedeutung, der nicht nur für das Inland arbeitet, fondern 
auch einen großen Export betreibt. In Berbindung mit der Kon⸗ 
zentrierung ber Damenmänteltonfeftion an diefer Stelle erfuhr ber 
Hauspoigteiplag vor noch nicht jo langer Seit große baulide Um- 
änderungen. „Eine vollftändige Umgeftaltung,” fagt Andreas. Boigt 
(Schriften des Vereins für Sozialpolitif, Bd. 94, ©. 194), „erfuhr der 
Hausvoigteiplatz während der 80er und 90er Jahre, mo die Damen- 
mäntellonfeltion, die, jchon früher hier durch, einige Firmen vertreten, 
jest bier ihr Hauptquartier aufſchlug. Die alten Gebäude, Die bisher 
wenigftend in ihren oberen Stockwerken für Wohnzmwede eingerichtet 
gewefen waren, wurden faſt ſämtlich niedergerifien und durch moderne 
Geſchäftshäuſer erſetzt.“ Entſprechend diefer wunderbaren Lage ent- 
wickelte fi) denn auch der Grundrentenkaufwert in faſt märchenhafter 
Weile. Es betrug ber Grundrentenfaufmert der bebauten 
Grundftüde am Hausvoigteiplag im Durchſchnitt pro Qua— 
Dratmeter 
i.%. 1865: 115 M. 
„ 1880: 344 „ 
„ 1895: 990 „ 


Bemerkungen zu dem voritehenden Ziffern. 


1. Die Zahlen find gegeben nach Andreas Boigt (auf Grund der Studien 
von Paul Voigt) in ben Schriften des Vereins für Sozialpolitil, Bd. 94, ©. 195. 

2. Die Gefamtwerte, aus benen die eben angegebenen Werte pro Duadrat- 
meter abgeleitet find, beruhen nur zum Teil auf wirklich gezahlten Kaufpreiſen, 
zum anberen auf Schägungen und Rechnungen. Aber nad) der Urt ihrer Er⸗ 
mittelung dürften biefe Geſamtwerte fich doch am eheiten ald normale Kaufwerte 
charakteriſieren laſſen. — Siehe U. Voigt, a. a. DO. ©. 195—197, in Berbindung 
mit Baul Voigt, Grundrente und Wohnungsfrage in Berlin und feinen Vororten, 
©. 3—6. 

3. Natürlich laſſen fich auch gegen bie Hier angeführten Ziffern wieder 
zahlreiche Bedenken geltend machen. Möglicherweife ift der TFeuerlaffenmert etwas 
zu niedrig angefebt worden, fpeziell für bie Jahre 1865 und 1880, um dem 
jeweiligen Baumwerte ganz zu entiprechen, movon die Folge wäre, daß bie 
Grundrentenkaufwerte möglicherweife etwas zu hoch find. Wichtiger aber ift 
wohl noch, daß anjcheinend der von 1880 an gefunfene Zinsfuß bei ben Gefamt- 
werten berädfichtigt worden ift unb mithin ihre Steigerung von 1880 auf 1895 


3* 
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und damit auch die ber Grundrentenkaufwerte in bem gleichen Beitraume zu 
einem wenn auch nur jehr mäßigen Bruchteile auf dieſes Sinlen des Zinsfußes 
zurüdzuführen ift. Troß alledem geben bie Biffern aber doch ein wenn aud) nut 
ungefähr zutreffendes von bem ungeheuren Steigen des Grundrentenlaufs 


wertes in biefer zentralen Geſchaͤftslage der Reichshauptſtadt — 

Wenn nım aud der Hausvoigteiplatz jelbit für Berliner Gefchäfts- 
lagen außergewöhnlich ſtark geftiegen jein mag, fo werden wir Doch, im 
Durchſchnitt für Die ganze ausgedehnte innere Geſchäftszone des älteren 
Berlin für die legten 30, 40 Jahre eine fehr bedeutende Zunahme des 
Grundrententaufmwertes ded Bodens der damals ſchon bebauten Grund» 
itide annehmen dürfen. Andreas Voigt, der Herausgeber und Er⸗ 
gänzer bes P. Voigtſchen Werkes über Die hier einfchlägigen Berliner 
Berhältniffe, hat nad) den Anorimungen und der Methode P. Boigts 
eine große Tabelle über die Entwidlung des Grumdrententaufwertes in 
den einzelnen Stadtteilen von Berlin fertigftellen laffen und fie in 
280. 94 des Vereins für Sozialpolitit auf S. 251 ff. veröffentliht. Da- 
nad wäre in dem alten Kern und Gefchäftäzentrum bes heutigen Berlin 
der Grundrentenkaufwert bei den Straßen», nicht bei den Eckgrundſtücken, 
pro Quadratmeter in folgender Weiſe geftiegen: 


Taßelle 6. 
Eutwickluug des durchſchnittlichen Grundrentenfaufivertes pro 
Quadratmeter der bebanten Strafeugrundftäde in den eigentlichen 


Geſchäftsvierteln des inneren Berlin 1865—95. 
Der angegebene Wert betrug Mark: 







Seiamen 
18655] 105 127 67 126 87 
18801 269 277 190 324 267 
18955] 530 520 536 7123 653 





Die diefen Grundrentenkaufmerten zugrunde liegenden Gefamt- 
werte der Grunditüde beruhen, wie oben die am Hausvoigteiplatz, 
großenteild auf Schäpungen und Rechnungen, dürften fi aber wie 
jene am eheften ald normale Kaufwerte charakterifieren Laffen. 

Nun können wir und allerdings mit U. Voigt der Einficht nicht 
verjchließen, daß gegen dieje Ziffern bes Grundrentenkaufwertes große 
Bedenken jprehen. Zwar davan, daß es ſich anfcheinend bei ben zu⸗ 
grunde gelegten Grunditäden nicht in allen drei Jahren durchweg um 
diefelben Srundftüde handelt, wollen wir una nicht weiter ftoßen. Aber 
die Biffern des Grundrentenwertes find gewonnen duch Abzug des 
Gebäubewertes vom Gefamtwerte. Dabei ift der Gebäubewert offenbar 
zu niedrig angefegt worden, wenn man unter ihm, wie e8 doch wohl 
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richtig ift, den Baumert der Gebäulichkeiten jeweils in dem betreffen- 
ben Jahre verfteht. Infolgedeſſen find die Grundrentenwertziffern 
zu hoch. Weiter aber ijt der Geſamtwert ber Grundftüde für 1896 
offenbar unter Berückſichtigung de3 ca. von 1880 an geſunkenen Zins 
fußes feſtgeſtellt worden. Die Steigerung des Geſamtwertes und folge- 
weife natürlich auch Die des Bodenwertes von 1880 auf 1895 ift alfo 
zu einem Teile fozufagen feine ganz vollwertige. Aber es ift ſchwer 
zu glauben, daß, auch wenn man alle Diefe Momente voll berüdfichtigt, 
von der fo großen, aus unſrer Tabelle erſichtlichen Bodenmwertfteigerung 
nit noch ein ſehr beträchtlicheg Stüd übrig bleiben follte, und ein 
flüchtiger Verſuch an der Hand ber detaillierteren Ziffern bei U. Boigt, 
a. a. O. ©. 254, die Grundrentenlaufwertfteigerung entjprechend den eben 
gemachten Einwänden zu forrigieren, bat dies Ergebnis beftätigt. Es 
bleiben immer noch von 1865 auf 1880 unb von 1880 auf 1895 ge⸗ 
waltige Wertfteigerungen übrig. 

Wer nit nur für Berlin, auch für andre anwachſende Städte 
läßt ſich eine ſtarke Srundrententaufmwertfteigerung bed Bodens der 
bebauten Grundftüde in den inneren gejchäftlichen Lagen nachiweifen. 
So betrug in Breslau in der „Innern Stabt” der Grundrentenkaufwert 
bes Bodens pro „aufgelafjene‘ bebaute Parzelle in ben Jahren 

1886/89 1890/94 1895/99 

31000 4. 34000 M. 56000 M. 
und nad) der fehr gewiffenhaften Arbeit, der dieje Ziffern entnommen 
find, darf angenommen werden, daß dieſe Steigerung nicht etwa auf 
zumehmende Grundſtücksgröße zurüdzuführen if. Ob und inwieweit 
etwa ein Sinten des Rapital- und Hypothekenzinsfußes mitgewirkt hat, 
bleibe Dahingeftellt; die große Steigerung im britten Jahrfünft kann 
jeboch keinesfalls durch ein etwaiges ſolches Sinken erflärt werben, 


Bemerkungen zu den vorſtehenden Ziffern. 


Die Ungaben find entnommen ber ſchon früher erwähnten Arbeit bes 
Breslauer Städt. Statiftifchen Amtes über „Den Grundbefitmechfel, die Boden⸗ 
und Häuferpreife in Breslau während der letzten Sahrzehnte”, Breslauer 
Statiftil, 19. Bb., II. Heft. Breslau, E. Morgenitern, 1902. ©. 120 u. 121. 
Die angegebenen Grundrentenkaufwerte jind gewonnen dur Abzug der bier, 
in der „Innern Stadt”, den Baumert wenigſtens Teiblich wiedergebenden Feuer» 
tare vom Breife der umgeſetzten Grundſtücke. Ms Grundſtücksumſätze find nur 
„Auflafiungen”, d. 5. freiwillige Veräußerungen von Grundftüden vor bem 
Grundbuchrichter, zugrunde gelegt worden, und auch diefe nur, foweit durchaus 
verläßliche Preisangaben vorlagen. — 


Wir verweifen ferner auf die oben ©. 10 gegebene Tabelle 4 über 
Halle a ©. 
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Bei ihr handelt es ſich gleichfalls um Häuſer der innern Stadt, 
und auch hier iſt wiederum eine gewaltige Steigerung der Preiſe feft- 
zuftellen. Während bis 1850/59 die Gruppen von Häuſern, die fo- 
wohl 1830/39 wie in dem betreffenden fpäteren Sahrzehnte verkauft 
worben waren, doch noch nicht ganz das “Doppelte des Preijes von 
1830/39 erreicht hatten, |teigen fie für Die Perioden 1860/69, 1870/79, 
1880/89 und 1890/95 auf das 3-, Ala-, Tg und ſchließlich fogar 
Slyefache des Preifes von 1830/39. Wenn es jich Hier auch vielleicht 
um über das fonft in Halle in der gleichen Gegend Gemwöhnliche hinaus⸗ 
gehende Preisfteigerungen handeln mag, jo weit diefe Tabelle doch 
auf alle Fälle wiederum auf eine gewaltige Grundrentenfaufwert- 
fteigerung de3 im Bentrum einer aufblühenden größeren Stadt gelegenen 
bebauten Bodens Hin. Denn da die bier in Rebe ftehenden Grund- 
itüce innerhalb der Beobachtungszeit baulich nicht mejentlich verändert 
worden find, Tann man diefe großen Preisfteigerungen jedenfalls nicht 
einem erhöhten Aufwande von Baufapital zufchreiben. Und die etwaige 
Erhöhung des Bauwertes, die an und für fih mit ber — jedenfalls 
auch in Halle vorliegenden — Steigerimg der Baukoſten eintritt, vermag 
natürlich derartige Preisfteigerungen auch nicht entfernt zu erflären, zumal 
ihr die Altersabnutzung der Gebäude gegenüberfteht. Endlich dürfte auch 
ein etwaige Fallen des Hypotheken⸗ und Rapitalzindfußes — auch in 
Verbindung mit den beiden eben angeführten Momenten — zur Er- 
Märung bei weitem nicht ausreichen. 

Schließlich fei al3 weiterer Beweis für Die Zunahme des Grund⸗ 
rentenwertes bei ſchon bebauten Grundftüden in dem Innern größerer, 
aufblühender Städte no ein Beleg aus Frankfurt a M. angeführt. 
Sn feiner Schrift „Studien über die weitere Entwidlung des Gemeinde- 
ſteuerweſens“ (Tübingen, Laupp, 1894) berichtet der Frankfurter Ober- 
bürgermeifter Dr. Adickes auf ©. 105/6 unter anderm folgendes: 
„... Diefer letztgenannte Umftand (gemeint find die großen Ber- 
jchiedenheiten in der Wertiteigerung der einzelnen Grundftüde) wird 
durch Aufftellungen beftätigt, welche in Franffurt a. M. auf Grund 
der feit 1842 geführten Mietjteuerregifter neuerdings angefertigt find. 
Bei 110 Probehäufern, welche feine oder nur geringfügige bauliche 
Beränberingen erlitten haben, ergaben fich Berfchiedenheiten in der 
Steigerung der angegebenen Mieten von außerordentlihem Umfang. 
Die Steigerung von 1842—94 erreichte nämlich in einem Falle einen 
Sat von 581,3% unb in einem andern von 507,6%, in 4 andern 
betrug fie zwiſchen 400--500%, in 16 Fällen zwiſchen 300—400%, 
in 18 Fällen zwiſchen 200—300%, in 36 zwiſchen 100-—200%, in 
22 zwilchen 50—100% und in 12 unter 50%. 
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Die Unterlagen diejer Ziffern — die Mietangaben — find nicht 
ganz zuverläffig, allein doch nur in dem Sinne, daß fie vielfach zu 
niedrig find, namentlich rüdjichtlicd; der von den Eigentümern felbft 
benupten Räume, Überdies lafjen fich die großen Berfchiedenheiten in 
ber Wertfteigerung auch an den Kaufpreijen, welche für jene Probe⸗ 
bäufer in dem gedachten Beitraum erzielt find, verfolgen. 

Bejondere Gründe diefer Wertfteigerung laffen fich begreiflicherweife 
nur in einzelnen Fällen jpezieller nachweifen, wie etwa Umwandlung 
eine zum Alleinwohnen beftimmten Wohnhauſes in ein Geichäftshaus, 
Errichtung von Läden oder Wirtfchaften, Straßenerbreiterungen u. a. m. 
Die allgemeine hierbei zugrunde liegende Urfache ift dabei immer bie 
zunehmende Intenjität des Verkehrs und der Menſchenanſammlung, 
in deren Folge gewiffe Wohnſtraßen zu Geſchäftsſtraßen werden und 
die gefteigerte Nachfrage zur Erhöhung der Mieten treibt. 

Die Umbauten jind hierbei von großer Bedeutung, infofern oft 
ein ſehr geringer baulicher Aufwand — Anlegung von Ladenjenftern 
u. dergl. — eine ſehr erheblidhe Steigerung des Ertraged ermöglicht.” 
Fr uns ift in diefem Zufammenhange das Wichtigfte in biefem Zitate 
die Feftftellung wiederum, daß innerhalb 52 Jahren alle oder jo gut wie 
alle der 110 Probehäufer ihren Mietertrag fehr bedeutend, teilmeife 
außerordentlich gefteigert haben, daß diefe Steigerung auch in ben 
Kaufpreifen ihren Ausdruck gefunden hat und daß fie nicht auf weſent⸗ 
fihe Aufwendungen von Baulapital zurüdgeführt werden kann. Daß 
aber die Häufer ihrer Lage nad) mehr und mehr in da3 Innere ber 
Stadt gerüdt find, geht aus dem lmftande hervor, daß fie ſchon 1842 
beftanden. Bei dem außerordentlihen Anwachſen Frankfurt war da3, 
wa3 damals fchon beitandb, im Jahre 1894 wohl faft ausnahmslos ala 
innere Stabt zu bezeichnen, wenn freilich damit auch noch nicht gefagt tft, 
daß die Häufer alle gerade in die glänzendfte Geſchäftslage ge- 
fommen jeten. 


Indes wäre e3 ganz einfeitig, nur bie Bertfleigerungen ins 
Auge zu faſſen; wir müſſen auch die etwaigen entgegengeiehten Er- 
fheinungen, Bertminderungen und Wertftillftand, berlüd- 
ſichtigen. Rur jo können wir ein richtiges Bild gewinnen. 

Beginnen wir wieder mit Berlin und betrachten wir zunächft 
noch einmal die oben S. 31 gegebene Tabelle 5. Sie ftellt, wie ſchon 
oben gejagt, den auf den Mieterträgen, jedoch ohne Berüdfichtigung bed 
Schwankens des Kapitalzinsfußes aufgebauten Srundrentenertragäwert 
des Bodens der bebauten Grundſtücke in ber Stadt Berlin bar. Bir 
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übergehen den Rückgang des gefamten Grundrentenertragsmwertes von 
1845 auf 1850 ımd wenden uns glei) den Borgängen in den 70er 
Jahren zu. Da fällt ber gefamte Grimdrentenertragswert der bebauten 
Srundftüde vom Jahre 1875 bis zum Jahre 1877 auf einmal um über 
150 Millionen Mark und dann von 1877—80 gar um weitere 262 Mil- 
lionen, insgefamt von 1875—80 um 417 Millionen. Und das, trogbem 
die Bevölferung und die Zahl der Gebäude von 1875 auf 1880 erheblich 
Stiegen! Diefe Zahlen deuten auf eine fehr ftarfe Entwertung des 
bebauten Grundbeſitzes damals hin, auch wenn wir mit einer gemiffen 
Unficherheit der Zahlen der Tabelle 5 rechnen. Es war eben damals 
die Zeit nad den Gründerjahren, unſre erjte große Krifenzeit im 
neuen Reiche. Auch der jährliche durchſchnittliche Verkaufspreis der 
verfauften bebauten Grundſtücke (einjchlieklich der jubheitierten) und 
der Prozentbetrag, um ben diefer Preis den durchſchnittlichen Feuer⸗ 
verſicherungswert derfelben Srundftüde überragte, fielen von 1875—80 
in ganz Berlin bedeutend. Etatiſtiſches Jahrbuch der Stadt Berlin, 
20. Jahrgang, ©. 128/29.) Es ift geradezu unmöglich anzunehmen, daß 
dDiefe ganze Kataftrophe der Volkswirtſchaft im allgemeinen und des 
Berliner jtädtifchen Grundbeſitzes im befonderen nicht auch den Grund⸗ 
rentenlaufmwert des bebauten Boden? der zentralen Lagen, deren 
BVertfteigerung wir oben geſchildert haben, herabgedrüdt haben follte. 
Ein weiteres Anzeichen hierfür finden wir noch in einer von A. Voigt 
(Berein für Sozialpolitik, Bd. 94, ©. 223—28) mitgeteilten Mietertrags- 
ftatiftif einer beträchtlichen Zahl von Berliner Grundftüden 1853—92, 
auf die wir gleich ımten noch einmal zurüdtommen. Nach ihr ift der 
Mietertrag in den nächſten Jahren nah 1875 auch bei denjenigen 
bebauten Grundftüden in den meiſten Fällen nicht unerheblich geſunken, 
die fich in ben oben von und wegen ihrer großen Grundrententaufwert- 
fteigerung behandelten zentral gelegenen Stadtteilen Alt⸗Berlin, Alt⸗ 
Köln, Friedrichswerder, Dorotheenftadt und Friedrichſtadt befanden. 
Und für den Hauswoigteiplap zeigt die nachfolgende Stelle von 
A. Boigt mit Deutlichkeit, Daß auch dort nad) den Grünbderjahren ein 
Rückſchlag erfolgte. A. Voigt ſagt nämlich (Verein für Sozialpolitit, Bd.94, 
©. 193) in Bezug auf den Smusvoigteiplaß: „. . . Eine rege Spefulationg- 
tätigfeit jegt in den 60er Jahren ein und erreicht in den 70er Jahren 
ihren Höhepunkt. In den Gründerjahten wurden für Grundftüde am 
Hausvoigteiplag Preife bezahlt, die zum Mieterträgnis in gar feinem 
Verhältnis jtanden und für die erft die Miet- und Ertragfteigerungen 
in den 80er Jahren ein fichered Fundament fchufen.” Und von diefen 
80er Jahren heißt e3 Dann ein paar Zeilen weiter: „Die Mieterträge 
wachen Daher bedeutend, fo daß von 1865—80 ber Gebäubdelteuer- 
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nutzungswert und damit ber Gefamtmwert ber Grundftüde fich verdoppelt, 
obwohl 1880 ſchon ein Rückſchlag gegen 1872—75 eingetre- 
ten war.” 

Machen wir nad) dem allen noch — wenn auch mit unzulänglichen 
Mitteln — den Verſuch, die Gefamtentiwidiung bed Grundrentenbauf⸗ 
wertes der bebauten Grunditüde der hier in Rede ftehenden zentralen 
Lagen der Stadt Berlin Fury zu flizzieren. Dieſe Entwidlung fcheint 
uns ungefähr dad Bild wellenförmig auffteigender Terraffen 
zu gewähren. Wir ftoßen bier auf eine Geftaltung der Kaufwert⸗ 
entwichlung, die wir noch wiederholt antreffen werden, und wollen 
daher gleich hier vorausfchiden, daß fie und — auf Grundlage ber bis⸗ 
herigen Berhältniffe — geradezu das Bewegungsgeſetz bes Grund- 
rentenlaufwertes ein und derfelben Grundftüde in auf- 
blühenden Orten barzuftellen fcheint. Als ihre charakteriſtiſchen 
Zeichen betrachten wir einmal, daß die Entwidlung im ganzen eine 
durchaus aauffteigende ift, zum andern, daß das Auffteigen von Zeit zu 
Zeit durch Rüdichläge, Durch Täler unterbrochen wird, und drittens 
endlich, daß im allgemeinen jedes folgende Tal weniger tief al3 das vor» 
angehende, und jeder folgende Berg höher als der vorangehende ift. 

Was nun die eben erwähnten zentralen Tagen von Berlin an⸗ 
langt, jo gehen wir von der Annahme aus, daß der Grundrentenkaufwert 
ein und derfelben Grundſtücke fich ungefähr ebenfo, wenn auch nur 
in ganz groben Zügen und nicht auf dem gleichen Niveau, bewegt hat, 
wie ihr Mietertrag. Freilich werden erft weitere Forfchungen lehren 
müffen, ob dieſe Annahme durchaus haltbar ift, aber vorberhand gehen 
wir von ihr aus. Auch fehen wir dabei von denjenigen Veränderungen, 
die der Grundrentenkaufwert unferen Aufftellungen gegenüber etwa 
durch Beränderungen des Hypotheken⸗ und Kapitalzinzfußes erfahren 
hat, ganz ab. Nun ergibt die von A. Voigt (Berein für Sozialpolitif, 
Bd. 94, ©. 223 ff.) angeführte, ſchon oben erwähnte Mietertragsftatiftit 
für unsre hier in Betracht fommenden Stadtteile Alt-Berlin, Alt-Köln, 
Friedrichswerder, Dorotheenjtadt und Friedrichsſtadt für ein und bie- 
felben Grundſtücke von 1853—75 ein ununterbrochenes, mächtige An 
fleigen der Mieterträge. Dann folgt ber ſchon oben erwähnte Rüd- 
flag. Aber auch nicht bei einer einzigen der zahlreichen verfolgten 
Häufergruppen ift der durchſchnittliche Mietertrag 1877 oder 1883 aud) 
nur annähernd fo gering wie ber vom Sabre 1853 oder ſelbſt der 
von 1862. Und dann wiederum folgt ein Steigen der Mieterträge, 
das ſchon nad) der Voigtſchen Statiftif, Die nur bis 1892 reicht, bei 
weitaus ben meiften diefer Gruppen über den hödjften Stand ber 
Der Jahre hinausführt. Nehmen wir nım dazu noch den Einfluß 
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der außerordentlichen Aufſchwungsperiode von 1895 an, fo ift es bei- 
nahe jicher, daß wir, etwa im Jahre 1901, bei wohl fajt allen Gruppen 
auf einem zweiten, den erjten erheblich überragenden Höhepunkt des 
Mietertrages anlangen. Danach dürfte aber bereit3 wieder, im Zu⸗ 
fammenhange mit der jeitdem eingetretenen wirtfchaftlicden Depreffion, 
eine mäßige Senkung erfolgt fein. Wir Haben aljo die oben an⸗ 
gegebene Charakteriftifa der wellenförmigen Zerraffierung durchaus 
beieinander: am Anfang der Entwidlung 1853 ein tiefe Tal, damn 
bis ca. 1875 eine ftändige Hebung, dann wieder ein Tal, aber dieſes 
durchaus nicht fo tief wie das erfte, dann wiederum ein Berg, aber 
erheblich höher als der erjte, und endlich vermutlich wieder ein Tal, 
aber wiederum dieſes dritte offenbar nicht fo tief wie das zweite, ge- 
ſchweige denn wie das erjte, wobei man allerding3 wird abwarten müſſen, 
ob ſich die Mietwerte diefer Berliner Gegenden in den nächſten Jahren 
nit noch etwas jenten werden. Hat der Grundrententaufwert fich 
ebenfo bewegt wie die Mieterträge, fo zeigt feine Entwicklung alfo aud) 
dDiefe Geltalt. Es ift immerhin wahrſcheinlich, daß fie ſich auch bei 
ibm findet, mwenigftend® wenn man von bem etwaigen Einflufjfe von 
Hypothefenzinzfußveränderungen abjieht. 

Übrigens fcheint auch in ganz Berlin bei den bebauten Grund- 
ftüden die Entwicklung der Mieterträge und — wie wir aljo folgemweife 
annehmen — auch die der Grundrentenfaufmwerte ungefähr ebenfo ver- 
laufen zu fein, wie in diefen zentralen Lagen, immer unter Ausfcheidung 
des Einfluſſes etwaiger Hypothelenzingfußveränberungen. „Bon 1853 
bis 1875 fand demnach,“ fagt U. Voigt Über ganz Berlin im Hinblid 
auf die von ihm gegebenen Miettabellen, ,. . . eine ganz bedeutende, 
100 Prozent ımd mehr betragende Steigerung der Mieterträge |tatt. 
Bon 1875 an jedoch fielen die Mieterträge bis zum Jahre 1883, um 
dann wieder zu fteigen. Aber noch 1892 waren in ben meiften Fällen 
die Mieterträge von 1875 noch nicht wieder erreicht. ..... Die an⸗ 
fteigende Bewegung hat dann bis zur Gegenwart (1901) angehalten; 
in weldem Maße fie jich feit 1892 geltend gemacht, darüber fehlen 
leider die Nachweiſe.“ Wir möchten hinzufegen, daß nad, den Miet- 
tabellen von U. Voigt auch in ganz Berlin nirgends die Mieterträge 
von 1877 oder 1883 den tiefen Stand von 1853 oder 1862 erreicht 
haben und daß angenommen werden darf, daß bis 1901 jedenfalls 
allgemein der höchſte Stand der 70er Jahre überjchritten worden ift. 

In den U. Voigtſchen Tabellen find in dieſe Entwidfung der Miet- 
erträge der Häufer offenbar die Veränderungen, die diefe DMieterträge 
durch Umbauten u. dergl. erlitten, mit hereingenommen worden und 
folgerichtig ift Dasfelbe auch bei unfern beiden vorftehenden Betrachtungen 
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— der nur über die 5 Stadtteile umd ber über Die ganze Stabt — 
gefchehen. Indes Liegen den Tabellen infolge ihrer bier nicht näher 
zu erörternden Einrichtung in der Hauptſache anfcheinend doch inner- 
halb der Betradhtungszeit baulich wenigſtens nit von Grund auf 
umgeänderte Häufer zugrunde. Aber jelbft, wenn ba3 der Fall gemwefen 
wäre, wfrde unfer Hauptergebnis doch wohl Taum weſentlich anders fein. 

Auch für die Innere Stadt von Breslau, bie wir ſchon oben 
anführten, läßt fich die wellenförmig auffteigende Terraffierung ala Ge— 
ftalt der Entwicklung bes Grundrentenfaufmwertes des bebauten Bodens 
recht wahrfcheinlih machen. In der ſchon mehrfach erwähnten Bres⸗ 
lauer Arbeit find, wie ſchon oben mitgeteilt, die Grundrentenkaufwerte 
pro bebaute Parzelle in der „Inneren Stadt” angegeben wie folgt: 

1886/9 1890/4 1895/9 
31000 M. 34000 AM. 56000 . 

Sn einer Anmerkung ift ferner mitgeteilt, daß die entjprechende Zahl 
für 1874/9 beträgt: 32000 M. Obwohl wir und nicht verhehlen, daß 
gegen dieſe letztere Zahl möglichermweife noch größere Bedenken fprechen 
al3 gegen die vorangeführten, wollen wir fie doch notgedrungen ver- 
wenden und auch annehmen, daß fie fi auf eine bebaute Parzelle 
von Durchfchnittlich gleiher Größe wie in den andern Sahrfinften 
bezieht. Bor 1874/79 können wir nun meiter unbedenflich einen er⸗ 
heblih höheren Grundrentenkaufwert für die gleiche bebaute Parzelle 
der Inneren Stadt anfegen. Zum Belege dafür vermweifen wir außer 
auf die allgemeine volläwirtfchaftliche Tage damals auf die Feltitellung 
der Breslauer Arbeit (S. 115), dab von 1875 bis 1880 die Mieten 
in der Inneren Stadt von Breslau gefallen find, und auf die an der- 
jelben Stelle fich findende, allerdings auf ganz Breslau ſich beziehende 
Äußerung: „Am Anfang des Jahrzehnts hatte die Gründerzeit hier wie 
anderwärt3 die Bodenwerte ftarf in die Höhe getrieben. Dann kam 
ein Rückſchlag...“ Wir feben demnad für 1870/3 einen Grundrenten⸗ 
faufwert von 40000 M für unfre Parzelle ein, in der Unnahme, damit 
ungefähr das Richtige zu treffen. Die rückläufige Bewegung der Boden- 
faufiwerte von 1874/9 Hat jich dann offenbar 1880-85 noch fortgejebt, 
aber nur mäßig. E3 deuten hierauf u. a. die anormal große Zahl ber 
Zwangsverſteigerungen in der Innern Stadt Anfang ber 80er Jahre 
und der weitere Nüdgang der Mietpreife hin (©. 125, 115). Bir 
glauben den durchſchnittlichen Grundrentenkaufwert der gleichen be=- 
bauten Parzelle mit 29000 M ungefähr zutreffend für die Jahre 
1880/85 anjegen zu können. Endlich ift etma vom Sahre 1900 an, 
entfprecdend ber feitbem in Breslau eingetretenen tiefen Depreffion 
auf dem Grundſtücksmarkte (ſ. insbefondere S. 128 oben), wiederum 





44 v. Mangoldt: Die Städtiſche Bodenfrage. 


eine Sentung des Grundrentenkaufwertes unfrer bebauten Parzelle 
gegenüber der vorangehenden Periode 1895/99 anzunehmen, weshalb 
wir für die Jahre 1900/2 den durchſchnittlichen Grundrentenlaufmwert 
mit 50000 M anfegen. Auf diefe Weife belommen mir für eine bebaute 
Parzelle gleichbleibender Größe der Breslauer Innern Stadt folgende 
Bahlen als wahrſcheinlichen durchſchnittlichen Grundrententaufwert in 
den verjchiebenen Perioden: 
1870/38 1874/9 1880/56 1886/9 1890/4 1895/9 1900/2 

40000 4 82000 M 29000 4 31000 M 34000 M 56000 4 50000 M 

Wie man fteht, ergeben dieſe Zahlen wiederum genau das Bild 
wellenförmig auffteigender Tervaffen: das Ganze gliedert fi in Berg 
und Tal, aber das zweite Tal ift weniger tief als das erfte und der 
ziveite Berg höher als der erſte. Aber freilich ift wieder mehr als eine 
ziemlich unsichere Wahrfcheinlichkeit mit dieſen Ziffern nicht geliefert, 
denn in den Unterlagen, auf denen fie beruhen, ſteckt ein zu großes Stüd 
Willkürlichkeit. Auch muß dahingeſtellt bleiben, wieweit diefe Ziffern 
etwa durch fteigenden oder fallenden Hypothelen⸗ und allgemeinen 
KRapitalzinsfuß beeinflußt find. Der höhere Wert, den ber Boden durch 
größere bauliche Ausnutzung allmählich erlangt (d. h. natürlich nicht 
ber größere Baumert an fi"), ſteckt Dagegen in den Ziffern ſchon barin. 
Immerhin werden wir im ganzen die wellenförmige Terrafjierung doch 
auh fir die Breslauer Innenſtadt als Entwidlungsgeitaltung des 
Grundrententaufmwertes für ziemlich wahrfcheinlihd annehmen dürfen, 
wenn vielleicht auch noch ein Unterfchied zwiſchen Gefchäftzitraßen und 
andern zu maden ift. 

Ein anderes Bild gewähren die oben (©. 10) für Halle angeführten 
Zahlen. Hier läßt fich irgend ein Rückgang überhaupt nicht feftitellen. 
Bwar find bei einzelnen Grunditüden im Laufe der Entwidlung aud 
einmal Preisrückſchläge erfolgt*) aber eine Senkung des durchſchnittlichen 
Preisftandes der Geſamtgruppe unter den der Vorperiode ift nirgends 
zu bemerfen; e3 find vielmehr die Häufer der unterfuchten Gruppe im 
Durchſchnitt von 1830/39—1890/95 ohne Unterbrechung geftiegen. 
Selbft nad) den Gründerjahren fcheint ein Rückſchlag nicht erfolgt zu 
jein, denn bei Paaſche ©. 22 (f. oben S. 10) Heißt ed von unſrer 
Hallenjer Häufergruppe: „Die lebten 3 jahre 1874, 1875 und 76 
treiben die Preife der Grundſtücke trog der ungünftigen Konjunkturen, 
die fich in allen Geſchäftsbranchen fühlbar machen, weiter in die Höhe, 
md überall find höhere Preife notiert, al3 in den vorhergehenden 





*) Siehe Steinbrüd, Die Entwidlung der Preife des ftädtifchen und länd⸗ 
lihen Smmobiliarbejiges zu Halle (Saale) und im Saalfreife. 1900. G. Fiſcher. 
Tabelle I und II. 
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Sahren des großartigen Aufſchwungs, den alle gewerblichen Unter» 
nehmungen gemadht hatten.” Es muß dahingeſtellt bleiben, ob bieje 
una vorderhand anormal erſcheinende Preisentwicklung etwa doch auf 
wichtigere Durchbrechungen des bisher aufgeltellten Geſetzes der wellen⸗ 
förmigen Terraffierung Hindeutet — etwa in Verbindung mit dem 
wechſelnden Hypotheken⸗ und Kapitalzinsfuße —, oder ob fie auf rein 
Iolalen Eigentitmlichleiten Halles oder vielleicht auch auf ſolchen ber 
hier zugrunde liegenden Unterfuchung beruht. In diefer letzteren Be- 
ziehung ift jedenfall® das eine zu beadjten, daß die Hallenfer Zahlen 
nur auf eigentlihen Käufen fußen, Zwangsverſteigerungen aber weg⸗ 
gelajfen find. Das trägt manches zur Erflärung des Fehlens von 
Rüdichlägen bei. Kommen Doc) dieſe großenteil3 gerade in ben Zwangs⸗ 
verfleigerungen zum Ausdrude. Denn wer wird freiwillig in un 
günftigen Zeiten verlaufen! 

In Bezug auf Frankfurt a M. endlich) müjfen wir ung bei dem 
Mangel aller näheren Angaben jeder Erörterung darüber enthalten, 
ob die auch dort anzunehmende große Steigerung des Grundrenten- 
kaufwerts der innenftädtiichen Grundſtücke von Rüdichlägen unterbrochen 
gewefen ifl und ob fie die Geftalt wellenförmiger Terraffierung ge- 
habt Bat. 

Es ilt uns im Rahmen dieſer Abhandlung nicht möglich, das 
einfchlägige Material noch weiter vorzuführen, Aber eine, wenn aud) 
nur oberflähliche Prüfung hat ergeben, Daß e3, ſoweit wir es überhaupt 
einer Durchſicht unterziehen konnten, die Hauptgrundzlige unfrer Dar- 
fellung in Bezug auf die Entwidlung des Grundrentenfaufwerts des 
bebauten Bodens in den zentralen Lagen aufblühender Orte teils be- 
ftätigt, teild ihnen wenigſtens nicht widerſpricht. Wir bürfen aljo bei 
ein und benfelben Grundſtücken in biefen Gegenden das außerordentliche 
Steigen des Grundrentenkaufwerts in den lebten 30, 40 Sahren als 
ganz, feine Entwicklung in diefer Zeit in Geftalt mwellenförmig auf- 
ſteigender Terraſſen wenigſtens als ziemlich gefichertes Ergebnis be- 
trachten. Dabei ift die Wertfteigerung, die der Boden an ſich durch 
zunehmende baulihe Ausnutzung oder die Möglichkeit folder erfährt, 
mit der aus andern Urſachen ftammenden zufammengeworjen. Was 
den Einfluß der Hypotheken⸗ und Kapitalzinzfußveränderungen anlangt, 
jo bleibt eine außerordentliche Steigerung des Grundrentenkaufwertes 
der bier in Rede ftehenden innenftäbtiichen Lagen auch ohne fie be= 
ſtehen, und erſt recht ift das der Fall mit ihnen; und ebenfo fcheint 
es mit der wellenförmigen Zerrafjierung zu fein. — 
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Es iſt noch früh, ganz früh an einem dDämmernden Sommermorgen ; 
noch Hat die Naht kaum Abfchied genommen, und ein ftahlgrauer 
Morgenhimmel dehnt ich zu unfern Häupten, da wanbern wir hinaus 
aus dem Zentrum ber Stadt, aus ber Sphäre der ftädtifchen Bureaus, ber 
Bentralverwaltungen, der großen Finanzinftitute, der erſtklaſſigen Laden⸗ 
gefchäfte, hinaus immer weiter in die ftilleren Vorſtädte. 


„3 it nachts um drei, ſchon blaffer Tag, 
Kein Menſch die Gaſſe fommen mag, 
Rings ift’3 fo leer, jo leer. 


Die Häufer ftehn in tiefer Ruh’ 
Und Halten vielhundert Augen zu, 
Ms jchlafen fie tief und ſchwer. 


Und nachſinnend überbenten wir Freud’ und Leid Diefer Gegenden, 
die Schickſale nicht bloß der Menjchen, nein, auch ihrer Werte, ber 
Häufer, die fi) da endlos vor uns dehnen, eins faft genau mie ba3 
andre, und von denen doch jedes feine eigene Entwicklung bat. Und 
wieder bleibt unfer Gedanke haften an dem mogenden Auf- und Ab- 
fteigen der Grundſtückswerte, an dem fo viele Menfchenfchidfale Hängen, 
und wir fehen die Häufer an und fragen fie: mas Habt ihr bier 
draußen Davon erlebt, wa3 war euer Shidfal? Ja, wenn fie reden 
fönnten! Bon wie mancher glücklich ergatterten, unverdienten Million, 
die nım mit dem Schweiß und den Entbehrungen ganzer Generationet 
verzinft werden muß, aber auch von wie mancher mißglüdten Spe- 
Iulation, zerftörten Hoffnungen, verſchwundenen Erjparniffen würden 
ſie erzählen! Uber jie bleiben ftumm, und wieder müffen mir das 
mühjfelige Werk beginnen, allerlei Zahlen aus allerlei Schriften zu- 
jammenzufucgen, um zu erfahren, was auf diefen Blättern des Schid- 
ſals geichrieben fteht. Und wieder fangen wir an mit ber Reichs⸗ 
hauptitadt. 

Bir nehmen zunächſt die ſchon mehrfach erwähnte, nach den An⸗ 
gaben von Paul Voigt angefertigte A. Voigtſche Tabelle der Ent- 
widlung des Grundrentenfaufmwertes der bebauten Straßen- (nicht Ed-) 
Grundſtücke in Berlin zur Hand (Berein für Sozialpolitil, Bd. 94, 
©. 254ff.), die wir oben ©. 36 ſchon für die fünf zentraliten Stabtteile 
bon Berlin benußt haben. Aus ihr ftellen wir zunächſt feit, Daß in Drei 
der äußeren Stadtteile — Friedrich) Wilhelmftabt, Yuifenftabt dies⸗ 
ſeits des Kanals und Luifenftadt jenfeit3 des Kanals — bie Zahl der 
beobachteten Grundſtücke ji von 1865—95 oder wenigſtens von 1880 
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auf 1895 nicht fehr ftarf verändert hat, wir eg alfo dort vffenbar im 
wejentlichen mit denfelben Grundftüden zu tun haben. Und bei ihnen 
ift in der betreffenden Zeit — Friedrich Wilhelmftadt 1865/80 und 
1880/95 und Zuijenftadt diesſeits und jenſeits 1880—95 — der Grund⸗ 
rentenkaufwert de3 bebauten Bodens pro Quadratmeter immerhin er- 
heblich geitiegen. Und das bleibt aud) fo, auch wenn wir entiprechend 
den Bedenken von U. Voigt und unfern eigenen reichliche Korrekturen 
vornehmen, den gemeinen oder Gejamtwert, aus dem der Grundrenten- 
kaufwert durch Abzug des Gebäudemwerted gewonnen ift, mit Rüdficht 
auf den im gemeinen Werte berüdjichtigten gefunfenen Hypothefen- und 
Kapitalzinsfuß 1895 gegenüber 1880 und 1865 um den 9. Teil kürzen und 
den abzuziehenden Gebäubemwert für 1880 und 1895 oder (— bei Ber=- 
gleich nur von 1880 und 1895 miteinander —) auch nur für 1895 
wegen der gejtiegenen Baufoften erhöhen, mithin den Grundrentenfauf- 
wert für die beiden eben angegebenen Jahre 1880 und 1895 gegenüber 
der Tabelle bedeutend erniedrigen. Bei den Straßengrundftüden der 
andern äußeren Stadtteile von Berlin verhält fich anfcheinend mit 
einigen wenigen Ausnahmen die Sache ebenfo: im allgemeinen ift 
überalf von 1865 auf 1880 und von 1880 auf 1895 ein nit un» 
erhebliches Anwachſen des Grundrentenlaufmwertes pro Duadratmeter 
des bebauten Bodens feftzuftellen, auch wenn man durch die eben an- 
gegebenen Korrefturen den Grundrentenfaufmert für 1880 und 1895 
gegenüber ber Tabelle ftarf verringert. Nur Handelt es ſich freilich 
bei diefen andern Stadtteilen in der Tabelle ſowohl 1880 wie 1895 
zum großen Teile um andre Grundftüde als in dem jeweils vorher=- 
gehenden Bergleichgjahre, offenbar indem zu dem urfprünglichen Be— 
ftande von 1865 bez. 1880 noch jemweild eine bedeutende Anzahl neu 
bebauter Grundſtücke Hinzugenommen worden jind. Dabei fegen wir 
natürlich als ganz felbitverftändlich voraus, daß die fchon für 1865 
bez. 1880 in bie Tabelle aufgenommenen Grunditüde ſich aud in dem 
Grundſtücksbeſtande für 1880 und 1890 bez. 1895 der Tabelle wieder⸗ 
finden. Sm Hinblid auf diefe fo feftgeftellte Wertbewegung wird man 
nun jagen dürfen: nicht nur, daß der Grundrentenkaufwert des Quadrat⸗ 
meter3 bebauten Bodens in ben betreffenden äußeren Stadtteilen, Berlins 
von 1865 auf 1880 und von 1880 auf 1895 im Durchfchmitt geftiegen 
it, fondern auch, daß es wahrfcheinlich ift, daß die jchon 1865 bez, 1880 
beftehenden bebauten Grundftüde diefe Bewegung mitgemacht haben. 

Die Gefamtwerte, aus denen bie Voigtſchen „Bodenwerte“ — das 
find unfre Grundrentenkaufwerte — abgeleitet find, beruhen nur zum 
Heinen Teile auf wirklich gezahlten Raufpreifen, zum weitaus größeren 
auf Schägungen und Rechnungen; aber nach der Art ihrer Entitehung 
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Laffen ſich dieſe Geſamtwerte am eheiten als normale Kaufwerte charak⸗ 
terifieren. Die Wertzunahme, die der Boden durch allmähliche größere 
bauliche Ausnugung erfahren hat, ift bei den vorftehenden Erörterungen 
mit eingefchloffen, wern auch natürlich der geftiegene Gebäudewert ab- 
gezogen if. Im übrigen darf freilich nicht verſchwiegen werden, daß 
die ganzen Grundrentenfaufwertzahlen der bier in Rede ftehenden 
Tabelle, namentlich nachdem jie von ung ftarf forrigiert werben mußten, 
feine eigentliche Sicherheit, fondern nur eine Wahrfcheinlichfeit ge- 
währen. 

Indes wird die Richtigkeit des von uns vorjtehend gewonnenen 
Ergebniffes der Grundrentenfaufwertfteigerung beftätigt durch die fchon 
oben ©. 42 für ganz Berlin beſprochene Entwidlung der Mieterträge ein 
und derjelben Grundftüde in den äußeren Stadtteilen Berlins. Wenn die 
Grundrentenkaufwerte bes bebauten Bodens nur einigermaßen entiprechend 
diefer Entwidlung verlaufen find, fo waren fie 1880 troß des Rüd- 
ſchlages nad) den Gründerjahren noch immer ein ganzes Stüd höher 
al3 1865 unb wiederum 1895 felbftverftändlich höher ala 1880. Mit 
dem allen läßt fi) die von ung oben ©. 42 gerade an der Hand diefer 
A. Voigtſchen Mietitatiftit als wahrfcheinlich feitgeftellte, wellenförmig 
terraffierte Geftalt der Grundrentenlaufmwertentwidlung bes bebauten 
Berliner Bodens überhaupt recht wohl vereinigen. 1865 mie 1880 
liegen in den Tälern diefer Terraffenentwidlung, aber das zweite Tal 
ift nicht fo tief wie das erjte; 1895 dagegen befindet ſich bereits ftarf 
am Aufftiege zu einem neuen Berg. Auch was U. Boigt in Bi. 94 
des Vereins für Sozialpolitif auf ©. 201 über die Entmwidlung der tat- 
ſächlichen Kaufpreife auf der Lübbener Straße in Berlin mitteilt, be- 
weift nicht gegen die hier angenommene Wertjteigerung des bebauten 
Berliner Bodens: gegen die von 1865 auf 1880 felbitverftändlich nicht, 
weil die Lübbener Straße erſt 1872—77 erbaut wurde, und gegen die 
bon 1880 auf 1895 nicht, weil von WU. Voigt ganz andre Jahre, bei 
denen ber hohe Preisftand der Gründerzeit und der darauffolgende 
Nüdichlag eine Nolle Spielen, miteinander verglichen find. 

Faſſen mir alles zufammen, fo ftoßen wir aljo auch bei ben 
äußeren Stadtteilen von Berlin für bie legten 30, 40 Jahre wieder 
auf diefelbe Geftaltung der Entwicklung bes Grundrentenfaufiwertes 
des bebauten Bodens wie bei den zentralen: Steigerung des Grund⸗ 
rentenkaufwertes pro Duadratmeter jedenfalls, aber vermutlich nicht 
ununterbrochen, fondern in Geftalt wellenförmig auffteigender Terraffen. 

Bergleihen wir nun endlich noch die Grundrententaufmertfteigerung 
des bebauten Bodens pro Duabratmeter in den äußeren und zentralen 
Stadtteilen Berlind miteinander, indem wir die unlorrigierte A. Voigtſche 
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Tabelle zugrunde legen, jo ift e8 bei der Mangelhaftigfeit des Materials 
freilich recht mißlich, entjcheiden zu mollen, ob prozentual, wenn man 
den Grundrentenlaufwert von 1865 zugrunde legt, die erfteren ober 
die leßteren bis 1895 ftärker geftiegen find. Aber es feheint doch, daß 
e3 die erfteren, die äußeren, waren, die ftärfer ftiegen, mas fi un- 
gezwungen dadurch erflären läßt, daß fie eben großenteils 1865 noch 
einen jehr niedrigen abfoluten Wert Hatten (ſ. U. Voigt, Verein für 
Sozialpolitik, Bd. 94, ©. 253). Ganz anders fteht die Sache dagegen, 
wenn wir die abjolute Wertzunahme ins Auge faſſen. Hier werben 
die äußeren Stadtteile offenbar bei weitem von ben zentralen Lagen 
übertroffen. Nehmen wir die unkorrigierte Tabelle bei AU Voigt, 
©. 254 ff., für die Straßen- (nicht Eck⸗!) Grundftüde, fo ergibt ſich 
in den fünf zentralen Stadtteilen als die geringjte abfolute Zunahme des 
Grundrentenlaufwertes pro Duabratmeter des bebauten Bodens von 
1865 auf 1895 bie in Alt-Köln von 127 auf 520 M, allo um 393 ; 
in den äußeren Stadtteilen dagegen beträgt die geringfte entiprechende 
Wertzunahme nur 2 M pro Duadratmeter, nämlih in Wedding und 
Gefundbrunnen von 12 auf 14 M. Und umgefehrt beträgt die ftärfite 
Wertzunahme bei den Straßengrundftüden in den zentralen Lagen 
597 M pro Quadratmeter (in ber Dorotheenſtadt von 126 auf 723 Mb), 
in den äußeren Stadtteilen dagegen nur 232 M (in der Unteren 
Friedrich⸗Vorſtadt von 25 auf 257 M). Und bei den Edgrundftüden 
fheint es ſowohl mit der relativen wie mit der abjvoluten Wertjteigerung 
ungefähr ebenfo zu liegen, wie vorftehend für die Straßengrundftäde 
angegeben. Diefe Feitftellungen enthalten vielleicht einen Wink, bei 
der Einführung von Wertzumadhäfteueen nicht bloß auf die relative, 
fondern auch auf die abjolute Wertfteigerung abzuitellen; es könnten 
fonft leicht gerade die wuchtigſten Wertfteigerungen unverhältnismäßig 
geltnde davon kommen oder gar ganz entgehen. 

Auch aus andern Städten läßt fich die Steigerung bed Grund⸗ 
rentenlaufmwertes des Bodens der bebauten Grundſtücke in den Außeren 
Stadtteilen belegen. Dem „Statiftifden Jahrbuche für die Stadt 
Dresden”, Jahrgang 1902, ©. 53 (Dresden 1903, v. Zahn & Jaenſch), 
entnehmen wir umftehende Tabelle. 


Bemerkungen zu Tabelle 7. 


1. Der „Bobenlaufwert”, b. i. unfer Grundrentenkaufwert, ift in ber 
Tabelle nicht für den Quadratmeter, fondern nur für das verkaufte bebaute 
Grundſtück gegeben. Es wäre alfo an ſich möglich, daß feine Steigerung nit 
auf einem Steigen be3 Wertes pro Quadratmeter beruhte, ſondern barauf, daß 
in den fpäteren Zahren zufällig größere Grundſtücke verlauft worden find als 
in den früheren. Allein die Negelmäßigleit bes Steigens in allen Stabtteilen 

Die Bohnungdfrage und das Reid, 8. Heft. 4 
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Tabelle 7. 


Wert der verkauften bebanten Grundſtücke 1886-1900 nad 
Stadtgegenden in Dresden. 








;8, Durchſchnuttlicher gs. 32, 

2g [) 4 2 * So 

Sal au |238| „u |E-5 | 

Stadtgegend dahebritt | E33 Es 88 | 885 |S,3]$e& 
za5| 82 333 |932 |2 *lasa 

3 | 88 |E| "= |@ 22€ 


1886—1888 | 101 I 98, | 87,3 | 56,6 | 60,33 | 4,86 
1889—1891 | 107 | 118,6 | 37,4 | 76,5 1 67,16 | 4,16 


Innere Altfiebt. ... . | [1882-1894 | 114 | 126,6 | 33, | 980 | su | Au 
1895—1897 | 168 | 156,5 | 48.4 |118.1 | 7228 | os 

1898-1900 | 147 | 188,4 | 30. [148,8 | 78.40 | 4.os 

1886—1888 | 376 ol 54,7 Fr 82,55 — 

Pienelice Borftabt 1892—1894 | 582 | 99.1 | 65 | 885 | 38. | ds 
und Johannflabt . . | | 1a95—1897 | 889 | 117 | 725 | 45.5 | 38.4 | 5.0 


1898—1900 | 715 | 186,5 | 77.1 | 59,4 | 48,55 | 4,04 


1886—1888 | 294 | 106,8 | 61,0 | 45,6 | 42,77 | B,os 
1889-1891 | 854 | 1184 | 67,6 | 50,5 | 49,05 | 4, 
1892—1894 | 8317 | 121,5 | 68,6 | 52,9 | 43,4 | 5, 16 
1895—1897 | 5065 | 148,6 | 77,8 | 70,8 | 47,04 I 4,71 
1898—1900 | 410 | 160,3 | 79,. | 80,» | 50,4 | 457 


1886—1888 | 215 | 64,0 | 39,2 | 24,7 | 38,64 | 5,0 
1889 —1891 | 265 | 725 | 89,4 | 88,1 I 45,02 | 5,4 
1892—1894 | 282 | 78,3 | 88,3 | 85,1 | 47,85 5, 60 
1895—1897 | 484 | 95,5 | 46,5 | 48,9 | 51,2, | 5, 
1898—1900 | 348 | 115,6 | 52,8 | 628 | 54,58 | 4, cs 


1886-1888 [| 831 581 | 843 | 233 | 40,14 5 
1889-1891 | 896 I 75,7 | 46,5 | 29,5 | 88,60 | 5,09 


See und Sudvorſtadt 


Wilsadruffer Borftabt 
und Yriedrichftadt . 


Innere Neuftadt und 


m 1892—1894 | 841 | 768 | Ada | 81, | 40,80 | 5.10 

Antonſtadt 1895—1897 | 648 | 885 | 48 s83M | 4ns 
1886—1888 | 79 | 86,5 | 260 | 9 | 26,50 I 5,00 

Leipziger Vorftäbte . . 1892—1894 | 128 | 620 | 443 | 178 | Ber I 5,54 
1895—1897 | 210 | 749 | 47,0 | 26,0 | 35,08 I 5,08 

1898—1900 | 157 | 94,5 | 52,1 | 42,7 I 45,04 I 5,00 

1892 —1894 281 7731| Bde | 22,7 | 20,35 | 4,72 

Strehlen ..-... . 1895— 1897 59 I 88 555 | 38 | 7 Hr 


1898-1900 65 I 93,3 | 49,8 | 43,5 I 46,72 | 4,10 


Shiin ....... 1892—1894 | 182 | 58,7 | 35,6 | 18.1 | 33,75 | 4sı 
Pieſchen und Trachen⸗ 1898 - 1900) 825 | 90,5 | 55,0 | 85,5 | 49,28 | 5,18 
b 


erge Pe ee Er 1898—1900 262 66,4 87, 1 29,3 44.18 4,64 


1886—1888 11896 | 76,3 | 45,8 | 830. | 39,79 | 5.12 
1889—1891 11758 | 89,8 | 58.1 | 36,7 | 40,88 | 5.10 
Dresden ....... 1892—1894 | 1944 | 88,7 | 52.1 | 86,6 | Alızı | 5,38 
1895—1897 | 3849 | 106,0 | 58,3 | 47,7 | 44,98 | 4,8 
1898—1800 12891 | 122,0 | 61,. | 60,6 | 49,05 | 4,72 
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und durch alle Perioden hindurch zeigt, daß biefem Umſtand jedenfalls keine 
fehr große Bedeutung zugemeſſen werden Tann, und die ziemlich bedeutende Zahl 
von Srundftüden, die faft in jedem Stadtteile in den einzelnen dreijährigen 
Perioden umgejegt werden, bürgt für eine gewiffe Ausgleihung zufälliger 
Größenunterfchiede untereinander. Wir gehen deshalb hier bavon aus, daß bie 
in der Tabelle gegebene Grundrentenfaufwertentwidlung bes bebauten Bodens 
auch pro Quadratmeter ungefähr zutrifft. 

2. Der Bodenfaufwert der Tabelle, d. i. unfer Grundrentenkaufwert, if 
auch hier durch Abzug des Feuerverficherungsmwertes vom Gefamtiverte gewonnen. 
Obgleich die Zahlen der Königl. Sächſiſchen Brandverfiherungsanftalt, bei der 
die Dresdener Gebäude mit wenigen Ausnahmen verfichert find, jedenfall3 den 
Gebäudewert viel zuverläjjiger wiedergeben als die Zahlen privater Feuer⸗ 
verficherungen, wird man jene Zahlen doch immerhin nur als annähernd richtig 
für den jeweiligen Gebäudewert betrachten bürfen. Das überträgt ſich dann 
natürlich au auf den Grundrentenlaufmwert, was deſſen abfolute Höhe angeht, 
während die Vergleichbarkeit feiner Ziffern untereinander nicht leidet, wenn bei 
allen Zahlen die Fehler in entfprechender Weife gemacht worben find. Dafür 
aber, ob das der Fall geweſen, wie überhaupt für die Vergleichbarkeit ber 
Grundrentenlaufwertziffern untereinander, muß bie Verantwortung der Dredbener 
Statiftit überlaffen bleiben. 

3. Die Tabelle ftügt fi) ausſchließlich auf freihändige eigentliche Verkäufe. 
Es fehlen aljo namentlih auch die Zwangsverſteigerungen. Ihre Berüd- 
fihtigung würde jedenfalls den PBreisftand im allgemeinen und überdies den ber 
zwei legten breijährigen ‘Perioden (1895/97 und 1898/1900) gegenüber ben 
früheren im bejonderen etwas fenfen, da die Zwangsverſteigerungen in biefen 
zwei lebten Berioden, namentlich aber in ber legten, zahlreicher waren gegenüber 
früheren unbebeutenderen Zahlen. 

4. Die Einwirkungen des wechſelnden Hypotheken⸗ und Kapitalzinzfußes 
find in der nachftehenden Würdigung ded Dresdener Zahlen nicht berüdfichtigt. 
Sie waren aud) jedenfalls nicht jo groß, um das Ergebnis in feinen Grund» 
zügen umzumwerfen. immerhin mwürbe aber die Grundrentenlaufwertfteigerung, 
wenn man fie unter Annahme de3 gleichhleibenden Hypotheken⸗ und Kapital- 
zinsfuße3 von 1886—88 für alle Perioden berechnete, möglichermeife vor 
1886— 97 nicht unerheblich ſchwächer, von 1898—1900 dagegen ftärfer ausfallen 
als in der Tabelle. 

ALS zentrale Tage kann man in diefer Dresdner Tabelle nur bie 
Innere Altitadt bezeichnen; die Innere Neuftadt wäre auch allenfalls 
noch als folche aufzufaffen, wenn fie nicht mit der Antonjtadt zufammen- 
gefoppelt wäre. Es ergibt fich aber, daß nicht bloß in der Inneren 
Altjtadt, fondern auch in allen andern Stadtteilen der Grundrenten- _ 
faufwert bes bebauten Bodens pro Einheit fehr ſtark geftiegen it. Bon 
1886/88 bis 1898/1900 ift er in der See- und Südvorſtadt um ca. 
76% vorgerüdt, in der Pirnaifchen Borftadt und Sohannftadt um 
12700, in der Wilsdruffer Vorftadt und Friedrichſtadt um 152%, um 
ebenfoviel in der Inneren Neuſtadt und Antonftadt und in den „Leipziger 
Borftädten” gar um etwa 330%! Und felbft in Strehlen und Striejen, 
die, wenn auch einverleibt, doch, Schon fat mehr Bororte als Bor- 

4* 
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ftädte find, bat fich der durchſchnittliche Grundrentenkaufwert in Den 
wenigen Jahren von 1892/4 bis 1898/1900 annähernd verdoppelt! 
Da Sieht man doch noch, wie Neichtum entfteht! Freilich bedeuteten 
die fpäteren 90 Jahre auch für das Dresdener Grundftüdsgejchäft eine 
Hochkonjunktur, wie fie wohl noch, nicht dagemefen war und wohl aud) 
fo bald nicht wiederfehren wird. Nun kann man vielleiht einmwenden, 
daß die in der Tabelle angegebenen Preife vermutlich vor allem durch 
Umfäte von Neubauten beftimmt worden feien. Allein, mag das auch 
zutreffen, fo wird man fi) doch dem Schluffe, daß auch der Boden 
der älteren, fchon beftehenden bebauten Grundftüde gewaltig geftiegen 
ift, nicht entziehen können. 


Übrigens ift, nach diefen Dresdener Ziffern zu urteilen, hier nicht 
nur die abfolute, fondern aud die relative Wertfteigerung des Bodens 
in den zentralen Lagen die ftärffte gewejen. Die relative Wertfteigerung 
der Inneren Altftadt wird nur von den „Leipziger Vorſtädten“ und ihre 
wuchtige abfolute Wertiteigerung überhaupt von feinem andern Stadt- 
teil übertroffen. 


Dem Gefeß der mwellenförmigen Terraſſierung miderfprechen dieſe 
Dresdner Biffern anjcheinend, denn von irgend einem Rüdfchlage ift 
bei ihnen fo gut wie nicht? zu fpüren. Aber diefer Widerfprud; 
verfhmwindet, wenn man die Beobachtungszeit ausdehnt. Durch private 
Nachforſchungen in Dresden haben wir für verjchiedene Stadtteile 
feitgeftellt, daß für fertige Bauftellen in ungefähr der gleichen Gegend 
der Preis pro Quadratmeter in der 90er Aufſchwungsperiode viel, 
viel höher war ala in der 70er, und ferner, da nad) den Grünber- 
jahren auch in Dresden eine ſtarke und Iangandauernde Grundſtückskriſe 
bi3 in die 80er Jahre hinein geherrfcht hat. Nimmt man — was wohl 
unbedenklich gefchehen kann — eine ähnliche Bewegung auch für den 
Boden des bebauten Landes an, jo würde ſich für die fchon länger 
bebauten Gegenden ein erfter Höhepunkt des Grundrentenkaufwertes in 
ben 70er Jahren ergeben, darauf ein breites Tal oder mindeftens ein 
längerer Stillftand und dann ein zweiter den erften weit überragender 
Berg. Endlich, dab feitdem ſchon wieder ein ſtarker Rüdichlag ber 
Srundftüdamwerte eingetreten ift, ift offenkundig. Die mwellenförmig auf⸗ 
fteigende Terrafjierung ift alfo offenbar auch hier wiederum die eigent- 
fiche Geftalt der Entwidlung bes durchſchnittlichen Grundrentenkauf- 
wertes des bebauten Bodens. 

Wie endlich in der Mer Aufſchwungsperiode auch in den Außen⸗ 
teilen von Düffeldorf die Häufer im Preife geftiegen find, mag 
Tabelle 8 zeigen (j. ©. 54/55). 
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Bemerkungen zu Tabelle 8. 


1. Die vorftehende Tabelle ift zufammengeftellt aus Ungaben in dem Buche 
bes Geichäftsführers der Düſſeldorfer Handeläfammer D. Brandt: „Stubien 
zur Wirtichafts- und Berwaltungsgeichichte der Stadt Düffelborf im 19. Jahr⸗ 
hundert” (Düffeldorf, Auguſt Bagel, 1902), S. 153-156. Aus ben bort an- 
geführten Srundftüden find diejenigen ausgewählt, die, foweit man nad) dem 
Stadtplane feftftellen Tonnte, in den Wußenteilen von Büffelborf und auch da 
nicht gerade in den Hauptgeichäftsftraßen Tagen. 

2. Offenbar find in den unjerer Tabelle 8 zugrunde liegenden Ungaben bes 
Brandtſchen Buches im allgemeinen die Preife befonber8 häufig umpgefehter 
Grundftüde mitgeteilt. Bei ſolchen Grundſtücken bürften aber die Preisfteigerungen 
für gewöhnlich über das Normale, Durchſchnittliche Hinausgehen; das muß alſo 
bei Betrachtung unjerer Tabelle in Rückſicht gezogen werben. 

3. Es ift ferner nicht feftgeftellt, wieweit zwifchen den einzelnen Umfäben 
etiva bauliche Veränderungen der Grundſtücke vorgekommen unb mwieweit infolge 
deifen die PBreisfteigerungen hierauf zurüdzuflihren find. 

4. Die ben Brandtichen Angaben zugrunde liegenden Umfäte find anſchei⸗ 
nend mit einer einzigen Ausnahme, die nicht in unfere Tabelle aufgenommen 
it, ausſchließlich richtige freihändige Verkäufe. — 

Bird man nach den vorftehenden Bemerkungen die Bahlen ber 
Tabelle 8 auch nicht ohne weiteres als typifch für die Preisfteigerung 
der Düffeldorfer bebauten Grundſtücke in den ftilleren Straßen ber 
Außenſtadt überhaupt betrachten bürfen und noch weniger ala typiſch 
für die Entwidlung des Grundrentenlaufmertes bes bebauten Bodens 
dort, fo bilden fie doch jedenfalls ein ſtarkes Argument bafür, über- 
haupt eine wejentliche Steigerung dieſes Kaufmwertes anzunehmen. Denn 
allein aus etwaigen Umbauten und aus dem Umijtande, daß wir es 
wahrſcheinlich mit beſonders Häufig umgefeßten Grundftüden zu tun 
haben u. dgl. m. lafjen fich dieſe zahlreihen und zum Zeil recht be- 
deutenden Preisfteigerungen jedenfall3 nicht erklären, fondern da wird 
man eine erhebliche Wertiteigerung des Bodens in den betreffenden 
Lagen im allgemeinen mit annehmen müffen. 

Wir müffen e3 und verjagen, noch weitere Material über bie 
Grundrentenfaufwertentwidlung de3 bebauten Bodens der äußeren 
Stadtteile vorzuführen. Es Liegt folches 3. B. noch vor für Wien 
(Berein für Spzialpolitit, Bd. 94), Bafel (Kozak, Bericht über bie 
Erhebungen betr. Liegenſchaftsverkehr im Kanton Bajel-Stadt. Bafel, 
1899) und Breslau (Breslauer Statiftit, 19. Bb., 3. Heft), ganz ab- 
gejehen von einigen geringfügigeren Angaben für verichiebene andre 
Orte. Nach einer gemwifjen, wenn auch nur oberflächlichen Prüfung 
diefes Material können wir nur fagen, Daß es unſre bisherigen Auf. 
Rellungen anfcheinend bejtätigt. Auch nad ihm find im ganzen in ben 
legten Sahrzehnten offenbar faſt durchweg große Steigerungen bes 
Srundrentenfaufmwertes pro Einheit des bebauten Bodens in den äußeren 
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Tabelfle 8. 


Preisentwicklung einer Anzahl bebauter Grundftüde 
in den Anpenteilen von Düfjeldorf. 








Fläche in Sabr der | Kaufpreis in 


Lage ar Veraͤußerung M 

Abnfeldfirafe. - - - .» . . 4.47 1894 67 000 

1898 70 000 

1899 71.000 

Anlafrdfe -. . » 2 20. 2,19 1897 82 000 

1898 53 000 

Brunnenfirafe - . » . . . 8,67 1893 82 000 

1894 36 000 

1898 86 000 

j 1900 86 000 

1901 43 500 

Kapelftce -. . » 2... 2,78 1898 50 000 

1899 67 000 

Eomeliuäfrafe -. -. . . .» . 8,88 1898 67 000 

1896 65 000 

1896 74 000 

Corneliusſtraße.... 7,84 1890 48 500 

1894 50 000 

1897 55 000 

Himmelgeifterfiraße . . . . . 25,68 1891 25 000 

1893 88 000 

1899 47 000 

Serdberfieafe - . . 2 2... 1,80 1889 20 000 

1891 223 700 

1892 25 000 

1896 82 000 

1800 83 700 

Serderfrafe - - . 2 2... 7,51 1897 62 000 
1897 68 200 

Sergonftrafe -. - - > 2... 8,86 1892 34 500 

1894 45 000 

1894 47 500 

1900 54 000 

Kichfelfirae -. -. . . .. 8,00 1898 45 000 

1897 48 000 

1899 56 000 

Zindenftrnfe - -. » 2.2. 2,55 1890 85 000 

1805 101 000 

1896 108 600 

Lindenftrafe - -. . 2. 2.2. 2,47 1896 52 000 

1896 57 000 

1890 *) 89 000 

Martinftrafe - . - 2» 2. 4,00 1890 48 000 

1890 54 000 

Neußerfirate -. -. . . 2... 2,85 1896 42 500 

1896 51 000 

Nordfrafe. - - - 2 2 0. 1,77 1888 44 500 

1894 57 000 

1896 65 000 


*) Hier liegt offenbar ein Irrtum in der Jahreszahl vor. 
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Flaͤche in Sabr der 


Veräußerung 


Lage 


Oberftraße - . 
88 870 
28 
Palm aße 
Wu 8 
Rethelſtraße 
fr 42 500 
28.000 
Schloßſtraße 
28 000 
38 000 
Schumannſtraße W000 
27 000: 
81 000 
86 000 
86 000 
MWaflerftrafe . 45 000 
49 000 
80 000 


Stadtteilen ber beireffenden Orte anzunehmen, und ebenſo liefert es, 
wie e3 fcheint, teils direft Anzeichen für Die wellenförmig auffteigende 
Terrafjierung als Geftalt diefer Wertentwidlung, teil3 widerſpricht es 
der Annahme einer ſolchen Geftaltung wenigſtens nicht weſentlich. 

Der Einfluß der vermutlich überall allmählich fich eintellenden 
intenfiveren baulichen Ausnutzung ber Plätze ift dabei eingejchloffen. 
Und aud, wenn man von den Veränderungen des Grundrententaufe 
mwertes pro Einheit in Abzug zu bringen verfucht, was auf ben 
mechjelnden Hypotheken⸗ und Kapitalzinsfuß zurüdgeführt werden mag, 
fo bleiben, wie e3 fcheint, Die beiden eben aufgeftellten Behauptungen, 
betreffs Steigerung des Grundrentenfaufmwertes und wellenförmige Ter- 


raffierung besfelben im mwefentlichen doch beftehen.*) 


Alle unsre bisherigen Aufftellungen haben ſich im wejentlichen 
auf größere und große Städte bezogen, ſchon weil über diefe ganz andres 
ftatiftifche3 Material vorliegt ala über Heinere. Aber auch für dieſe 
kleineren Städte laſſen ji) bedeutende Steigerungen des Grund» 
rentenkaufwertes des bebauten Bodens nachweijen, wenn mur die Orte 
im allgemeimen im Aufblühen begriffen find. 


*) In einem Anfang 1904 im BDrud erfchienenen Heinen Bortrage „Die 
Stäbtiihe Vodenfrage” (Göttingen, Vandenhoeck & Ruprecht) habe ich mid be⸗ 
treffö der Hier zuletzt erörterten Berhältniffe ſteptiſcher ausgeſprochen; ich muß 
nunmehr Die Bier dDargelegte Anſicht als die beſſer begelinbete begeifjnen, 

Mango 
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Sm Sahre 1901 wurden uns auf Anfrage die nachfolgenden Mit- 
teilungen in einem Privatbriefe über die Stadt Bernburg, Die be- 
fanntlih in Anhalt an der Saale liegt, zur Berfügung geftellt: 

„Die Wohnhäufer im Zentrum der Stadt, 3. B. in der Linden⸗ 
und Auguftftraße, find in den legten 10 Zahren im Durchſchnitt um 
20-—30% im Werte geftiegen; z. B. wurde in der Sedanſtraße 1896 
ein Haus mit 12500 M gelauft und 1901 für 14700 wieder verkauft, 
in der Schloßftraße wurde 1895 cin Haus für 18000 M erworben und 
1901 für 23500 #6 weiter verfauft. Bei einem Haufe der Karlitraße 
waren bie Preife 1896: 12500 M, 1901: 14500 MH. In der Auguft- 
ftraße toftete ein Haus vor ungefähr 12 Jahren 9000 M und wurde 
vor einiger Beit, nachdem ein Heines Hintergebäude errichtet war, 
mit 18000 4 weiter verkauft. 

Die Gefchäftshäufer find noch ftärker im Preife geftiegen. So 
befinden fi in ber Poftftraße zwei Häufer, die vor etwa 3 Jahren 
mit 54000 M erftanden mwurden, jebt foll ein davon für denfelben 
Preis verkauft fein. Das andre hat noch 13000 M Bauloften ver- 
urfadht und Soll für einen Preis von 45000 M verkauft werden. Für 
ein andres Gefchäftshaus wurden 1892: 47000 M gezahlt, 1896 forderte 
ber Befiter für dasfelbe Gebäude 97000 M. Kin drittes Gebäude in 
ber Wilhelmftraße foll vor etwa 13 Zahren mit 140000 M angelauft 
und 1900 für 215000 M weiter verfauft fein. 

Die Urſachen diefer Wertfteigerungen find in der Hebung des 
Verkehr? und in der Schaffung von Anlagen zu fuchen, vielleicht auch 
in dem Vorgehen des hiefigen Hausbefigervereind. Die Einwohner- 
zahl Bernburgs ift in den letzten 10 Yahren um etwa 5000, nämlich 
bis auf 34300 geftiegen. Leider haben wir noch fein Material aus 
ben 70er Jahren des vorigen (d. 5. des 19.) Jahrhunderts zur Ber- 
fügung, fonft würden wir für einen großen Teil der Bergitadt Wert⸗ 
fteigerungen von 100 und noch mehr Prozent nachweifen. Wir fennen 
nur den Preis von zwei Häufern der Auguftitraße, die zur Zeit ihrer 
Erbauung zufammen 15000 M Lofteten (1878); jegt koſten fie min- 
deſtens das Doppelte. 1875 hatte Bernburg etwa 20000 Einwohner, 
fein Wachstum hat e8 hauptſächlich der vor ungefähr 20 Jahren ge- 
grünbeten Sodafabrif zu verdanken.“ 

Mag auch felbft ein noch größerer Teil der hier vorftehend an⸗ 
geführten SKaufwertfteigerungen, als aus den obigen Angaben birelt 
hervorgeht, durch Vergrößerung des Gebäudekapitals mittelft Ergän- 
zungsbauten, Umbauten u. dergl. zu erklären fein, jo bleiben doch 
jedenfalls noch darüber hinaus große Wertjteigerungen für den Boden 
übrig. Wie weit und in welcher Richtung an der ganzen Bewegung 
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etwa auch Änderungen bed Hypotheken⸗ und Kapitalzinzfußes mit- 
gewirkt haben, muß dahingeftellt bleiben; ebenfo vermögen wir man⸗ 
gel3 näherer Kenntnis der Bernburger Berhältniffe nicht zu ent- 
iheiben, ob die angeführten Daten fih nur auf dad Stadtzentrum 
oder auch auf die äußeren Stadtteile beziehen. Zur Frage ber Rüd- 
ihläge in der Wertentwidlung und der mwellenförmigen Terraffierung 
vermögen diefe Bernburger Zahlen natürlich feinen Beitrag zu liefern, 
da fie im allgemeinen nur die Auffchmwungsperiode der Mer Jahre 
umfaffen. 

Ferner ſeien noch einige Daten über Schönebed a. d. €. gegeben. 
Es ift das ein inbuftrielles Städtchen unmeit Magdeburg. Seine 
Einwohnerzahl ift faft das ganze 19. Jahrhundert hindurch, namentlich 
aber von 1871 an, geitiegen; fie betrug 


i. J. 1816: 4813 % 
„ 1861: 9235 „ 
„ 1871: 9877 „ 
„ 1900: 16261 


Dort Hat der Stadtverordnete und Notar E. Krumbhaar ala Ertra- 
beilage zum Schönebeder Tageblatt Nr. 135 von 12./6. 1904 eine 
fehr Iehrreiche Heine Schrift veröffentliht: „Die Grund⸗ und Gebäube- 
fteuer in Schönebed. Eine bodenreformerifche Dentichrift für Stadt- 
väter und Steuerzahler”*), in der er u. a. folgendes über die Wert«- 
fteigerung der bebauten Srundftüde in Schönebed mitteilt: 

„... Man Tann wohl mit Sicherheit annehmen, daß die Haus- 
grundftüde in ganz Schönebed im Durchſchnitt feit 50 Jahren um 
das Doppelte ihres Wertes gewachſen find, an manden Stellen wird 
der Wertzuwachs noch erheblich höher geweſen fein. Ein Grundftüd 
am Elbtor ift im Jahre 1869 mit 15000 M verkauft und 1887 mit 
24000 M, eins am Markt in ben 60er Zahren mit 14000 M, im 
Sahre 1894 mit 24000, ohne daß bauliche Berbefferungen vorgelommen 
waren. Ein andres Hausgrundftüd 1871 mit 18900 M, 1874 mit 
26700 A, 1877 mit 30100 M. 

Ein Haus auf der Salzerftraße wurde im Jahre 1844 neu gebaut. 
Der Bauplat Toftete 2040 AM, 1862 wurde dad Grundftüd mit Haug 
für 12300 M, 1873 für 22500 M und 1887 für 34000 AM verlauft. 
Dafür dürfte es heute nicht mehr zu haben fein. 

Venn man für den legteren Fall auch berüdjichtigen mag, daB 
durh das Einbauen von zwei Läden und NAusbauen von Binter- 


*) Bu beziehen buch Heren Adolf Damaſchke (Bund Deuticher Boden⸗ 
zeformer), Berlin NW., Leifingftraße 11. 
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gebäuden Aufwendungen entftanden find, fo bleibt doch ein gewaltiger 
Wertzuwachs übrig. 

Wenn man eine längere Zeit nimmt, fo fieht man, daß der Wert 
beftändig gewachſen ift: 

In der Broihausgaffe koſtete dasſelbe Hausgrundftüd 

i.%. 1800: 1140 % 
„ 1833: 1560 „ 
„ 1873: 4575 „ 
„ 1899: 9800 „ 
An der Telgeleberitraße f 
i. J. 1816: 1200 „ 
„ 1869: 1869 „ 
„ 1901: 3900 „ 
Sn der Schorniteinfegeritraße 
1839: 3600 %#M. 1903: 7300 % 
In der Gteinitraße 
i. J. 1819: 3360 M. 
„ 1870: 9000 „ 
„ 1885: 11060 „ 
In derfelben Straße 
i. J. 1825: 1575 
„ 1878: 5700 „ 
„ 1888: 8100 „ 

Auch hier treffen die eben oben von uns für Bernburg gemachten 
Bemerkungen zu, nur daß es bier fehr wahrſcheinlich ift, daß die 
BWertjteigerungen fi) nicht bloß auf das Zentrum, jondern auf die 
ganze Stadt beziehen, joweit ihre Teile Schon einige Jahrzehnte beftehen. 
Was die Rückſchläge anlangt, fo erftreden fih die Schönebeder Be- 
obachtungen zwar über eine hinreihend lange Zeit, um auch foldhe zu 
umfaffen, aber offenbar hat ber Berfaffer der Heinen Schrift auf ſolche 
Rückſchläge als für feinen praftifchen Zweck (Steuerreformen u. dergl. 
in Schönebed!) zu wenig mwefentlich, nicht weiter geachtet, und aus ihrer 
Nichtanführung Tann daher nicht gefchloffen werden, daß feine vor— 
gelommen feiern. Im ganzen gewähren jedenfalls diefe Mitteilungen 
über Bernburg und Schönebed, wenn fie auch natürlich nicht den 
ftrengen Anforderungen einer fachmänniſchen Statiftif genügen und 
wenn wir fie auch nicht weiter nachprüfen können, einen ftarfen Beleg 
dafür, daß in den legten Sahrzehnten auch in den kleineren auf- 
blühenden Städten der Grundrentenfaufmwert des bebauten Bodens pro 
Einheit ftarf geftiegen ift. 

Weiter werden jich ſtarke Kaufwertfteigerungen bebauter Grundftüde 
namentlid) wohl auch in ben Vorortgemeinden großer Städte 
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finden, zu denen ja bis zu einem gewilfen Grade fchliehlich auch ſchon 
Schönebeck gehört. In diefer Hinficht fei nur erwähnt, daß z 8. 
Aſſeſſor Alfred von Noſtiz-Wallwitz 1900 in einem Auffage über „Die 
Kommunalbeiteuerung in den Bororten” (Dr. Fiſchers Zeitfchrift für 
Praris und Gefehgebung der Verwaltung, Leipzig, Roßberg & Berger, 
21. Bd., 3. u. 4. Heft, ©. 207) in Bezug auf diejenigen Vorortgemeinden 
de3 Königreiches Sachſen im Dresdener, Leipziger und Chemnißer 
Gebiet, die von den mwohlhabenderen Bevölkerungsklaſſen bewohnt find, 
von „der raſchen Wertiteigerung ber Villengrundſtücke“ ſpricht. 

Auch da3 fehr geringfügige fonftige Material, das ung über die 
Srundrentenfaufmwertentwidfung des bebauten Boden in Heineren auf- 
blühenden Orten in Deutſchland befannt geworden ift, betätigt einer- 
ſeits deſſen ſtarke Wertfteigerung und nötigt anderfeit3 nicht von ber 
Annahme abzujehen, daß mwellenförmige Terraffierung auch hier Die 
Geftalt der Entwicdlung if. Freilich mag uns ja troß immerhin 
mannigfacher Nachforſchungen doc, diefes oder jenes hier einfchlagende 
Stück Material entgangen fein, und die mellenförmige Terraffiermg 
vermögen wir für den bebauten Boden dieſer Heineren Orte überhaupt 
nicht zu belegen, fondern nur nad) inneren Gründen und nad) dem 
Beijpiel der größeren Orte anzunchmen. Aber troßdem merden wir 
eine im allgemeinen ziemlich ftarf auffteigende &rundrentenlaufwert« 
entwidlung des bebauten Bodens in den legten Jahrzehnten aud in 
den Heineren aufblühenden Orten als fo gut wie ficher, die mellen- 
förmige Terraffierung wenigitend al3 ſehr wahrfcheinlich betrachten 
dürfen. Und da3 wird jedenfall3 ebenjo bleiben, auch wenn wir den 
etwaigen Einfluß von HHpothefen- und Kapitalzinzfußveränderungen 
in Wbzug bringen. 


Biertes Kapitel: 


Die Raufwertentwicklung des unßebaufen Bodens 
in den Feten Jahrzehnten. 


Vorbemerkungen. 


1. Die Borbemerkungen ©. 23 u. 24 finden auch auf das nadjitehende 
Kapitel finngemäß Unmwendung, wie ſchon aus ber Überſchrift dort, „Vor⸗ 
bemertungen zu Kapitel 3 und 4 und dem Schlußworte“, hervorgeht. Hier fei 
jedoch nochmals ausdrücklich darauf hingewieſen, daß auch im 4. Kapitel das 
einſchlagende Material nicht abjolut vollftändig herangezogen, daß es ferner noch 
weniger als im 3. bi3 in jeden Winfel und bis auf jeden Punkt Fritifch geprüft 
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und abgewogen werben Tonnte, und endlich, daß es auch unmöglich war, jedem 
auftauchenden Bedenken bi3 zum legten Ende nachzugehen, jo daß eben Irrtümer 
ba und dort troß aller Mühe und Sorgfalt möglich bleiben. 

2. Unter Kaufwert wird in diefem Kapitel in erfter Linie natürlich jeweils 
der Wert veritanden, der fich ergibt unter Yugrundelegung derjenigen Umſätze, 
von denen die betreffende Unterfuhung ausgeht. Im übrigen verfiehen wir 
unter ihm den Umfatwert unter AZugrundelegung ber eigentlichen freihändigen 
Berläufe und der Zwangsverſteigerungen. 


Wir haben das Anjchwellen der Werte beim bebauten Lande ver- 
folgt und ftaunend die ungeheuren Summen betradhtet, um bie es ſich 
da handelt: vervollftändigen wir jebt das Bild durch Verfolgung des 
unbebauten Landes. 

Beginnen wir, um fozufagen gleich einen „fetten Biſſen“ vorweg⸗ 
zunehmen, mit Charlottenburg, ber Schweiterftabt der Reichshaupt⸗ 
fladt, das nicht nur ein fabelhaftes, amerikanische Berhältniffe beinahe 
noch übertreffendes Wachstum zeigt, fondern auch einen Hauptfik gerade 
der reiheren Mitglieder der Bevölkerung der ganzen Menfchen- 
anfammlung von Berlin und Bororten bildet. Dort bat nad) Paul 
Boigt, „Grundrente und Wohnungsfrage in Berlin und feinen Bor- 
orten‘,*) ©. 217, ber Gefamtwert des jeweild unbebauten, der Grund- 
fteuer unterliegenden Geländes betragen: 

i. J. 1865: 4 Mil. M. 
„ 1880: 20 „ „ 
„ 1886: 30 5 
„ 1897: 10 „ „ 


Bemerkungen zu ben vorftchenden Zahlen. 


1. Der hier angeführte „Wert“ ift ein gefchäßter Wert. Er beruht für 1897 
auf ber Einſchätzung für die kommunale Grundfteuer, deren Taren mit benen 
für Die „gemeinen Werte” der flaatlihen Ergänzungsſteuer identiſch find 
(f. Breslauer Statiftit 19. Bd. IH. Heft ©. 113 Anm. 1) und die ſtark hinter 
den Preiſen zurückbleiben, Die bei freihändigen Verkäufen und Zwangsverſteige⸗ 
rungen zufammen für diefelben Grundſtücke erzielt werben (f. die eben zitierte 
Stelle der Breslauer Statiftif); für die früheren Jahre beruht ber hier an- 
geführte Wert auf Schägungen von P. Boigt. 

2. Die Zahl für 1897 trägt in hohem Grade den Charakter einer Minimal- 
zahl; vermutlich, meint P. Voigt (S. 217), würde die Annahme von 150 Dil. 
Mark der Wahrheit näher kommen. — 


Dieſes unbebaute Land beſteht zum größten Teile aus noch un⸗ 
aufgefchloffenem Lande. Freilich ift felbft in diefen ſich fo glänzend 


*) Jena, &. Fiſcher. 1901. 
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entwidelnden Charlottenburg der Kaufiwert des unbebauten Bodens 
nit ununterbroden geftiegen. Der Rückſchlag nad den 70er 
Gründerjahren mit dem Zuſammenbruche faft all der zahlreichen 
Zerrainunternehmungen, welche ſich die Umgegend von Berlin zum 
Wirkungsfelde auserkoren hatten, brachte auch hier einen Einfchnitt. 
„In der Zeit von 1875—80, jagt Paul Boigt (S. 191/2), „lag aud) 
in Charlottenburg dag Terraingefchäft ziemlich darnieber, ſoweit über- 
haupt Beſiztzwechſel ftattfanden, handelte es fich meift um Notverläufe, 
bei denen häufig erzeptionell ungünſtige Preife erzielt wurden. Die 
Mehrzahl der Spekulanten hielt ihre Terrains in der Hoffnung auf 
beijere Zeiten feft.” Und von dem nördlich der Spree liegenden 
Gelände, den Nonnenwiefen, teilt er mit, daß dort 1873—75, wenn 
auch nur vereinzelt, Preije erzielt wurden, die felbft 1899 noch nicht 
wieder erreicht waren. 

Ein womöglich noch glängenderes Beifpiel von ber Gteigerung 
bed Kaufwertes des bei Berlin gelegenen Baulandes bietet der Kur⸗ 
fürftendamm, jene große, beim Zoologiſchen Garten beginnende und 
durch Berliner, Charlottenburger und Wilmersdorfer Gebiet bis zum 
Grunewald führende Prachtſtraße, an der aud) die Kaiſer Wilhelm- 
Gedächtniskirche Liegt. Diefer Straßenzug wurde 1883—86 angelegt. 
Die Bebauung fegte erft Mitte der 80er Jahre recht ein; big etwa 
1899 war ungefähr etwa3 über die Hälfte bebaut. Baul Voigt hat 
nun auf ©. 236 feines mehrfach zitierten Werkes folgende äußerſt 
interefjante Berechnung der Gefamtwertfteigerung de3 Bodens am Kur⸗ 
jürftendamm gegeben: 

„Der Kurfürftendamm innerhalb der Ringbahn enthält unter der 
Annahme einer duchhfchnittlihen Grundftüdstiefe von 75 m etwa 
500000 qm Bauland zu beiden Seiten*) und etwa 200000 qm Straßen- 
land. Dieſes Terrain von 70 ha hätte 1860 bei xeinem Ackerwert 
einen Gejamtmwert von 100000 M repräfentiert. Die Wertfteigerung 
de3 Grund und Bodens in ber Folgezeit ift, wie gezeigt wurde, in 
den einzelnen Zeilen der Straße eine fehr verjchiedene gemefen; 
verfuht man unter Wusgleihung diefer Differenzen fchähungs- 
weife einen Durchſchnittswert zu ermitteln, fo läßt fich etwa folgende 
jchematifche Skala des fteigenden Geſamtwertes aufftellen, bie zwar fein 
genaues NRefultat, aber immerhin doch Näherungswerte und damit 
ein ungefähr zutreffendes Bild der ganzen Bedeutung diefer Wert- 
bewegung zu geben vermag. 

*) Bei ber Berechnung des Baulandes finb die auf ben Zoologifchen Garten 


und natürlich auch bie auf die Nebenſtraßen und Pläte entfallenden Streden von 
der Gefamtlänge ber Straße (4100 Meter) in Abzug gebracht worden. 
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Der Gefamtwert des Grund und Bodens am Kurfürftendamm be» 
trug ungefähr: 
in Millionen M. Prozentuale Steigerung 


Ackerwert 
1860 0,1 100 
1865 1,0 1000 
1870 2,5 2500 
1872 6,5 6500 
1885 14,0 14000 
1890 30,0 30000 
1898 50,0 50 000 


Mad) Vollendung des Ausbaues ber Straße, wahrſcheinlich 1903/4, 
wird ber Gefamtwert voraugfichtlihd 60—65 Mill. AM, alfo die pro- 
zentuale Steigerung des Aderwertes 60—65000 betragen. 

Die Koften der geſamten Straßenanlage, die ſich allerhöchitens 
auf 3-4 Mill. A ftellen können, verfchwinden biefen üngeheuren 
Beträgen gegenüber.” 

Das, was P. Voigt hier ala den „Geſamtwert“, „Durchſchnitts⸗ 
wert‘ ufw. bezeichnet, ift, fomweit wir zu urteilen vermögen, der Kauf- 
wert ded Boden? an der Hand der tatjäcdjlich gezahlten Preife, ob 
mit oder ohne Zwangsverſteigerungen, muß dahingeftellt bleiben; für 
1898 zum großen Teile an der Hand der Einfhägung für die Er- 
gänzungafteuer. Nun ift allerdings von 1885 an fortichreitend ein 
immer größerer Teil des Kurfürftendammes bebaut, und wir wollen 
hier den Kaufwert des unbebauten Bodens haben. Mlein auf S. 230 
fagt P. Voigt von dem im Berliner Weichbilde gelegenen Teile des 
Kurfürſtendammes, daß der Boden bis zur endlichen Bebauung ſchon 
fo ziemlich den Höhepunkt feines Kaufwertes erreicht habe und nachher 
nicht mehr mefentlich geftiegen ſei. Wir find wohl bereditigt, dies 
Urteil auf die ganze jeweils bebaute Zone des Kurfüritendammes aus- 
zubehnen, ohne damit einen gar zu großen Fehler zu madhen. Wenn 
ed aber an dem ift, fo fällt doch bis auf einen mäßigen Bruchteil 
die ganze ungeheure, in ben obigen Zahlen ausgedrüdte Kaufwert— 
fteigerung des Bodens auf das Konto der Preisfteigerung des Landes 
als unbebauten. Und mag man nun aud) noch, wenn man meiter Fritif 
übt, entfpredhend den Wbzügen, die wir im vorigen Kapitel bei den Paul 
bez. U. Poigtfchen Zahlen für die Grundrentenfaufmwerte bebauter 
Berliner Grunditüde gemacht haben, auch hier gewiffe Abzüge von 
der Gejamtlaufmwertfteigerung machen (wegen Fallens des Hypotheken⸗ 
zinsfußes und ferner — bei den bebauten Grundjtüden — wegen Unter- 
Ihätung bes Gebäudemwertes und infolgedeffen zu hoher Bewertung des 
Bodens), e8 bleibt doch immer ein gerabezu ungeheuerliches Anwachſen 
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bes Bodenlaufwertes übrig, ein unerhörtes Aufquellen von Reichtum 
zugunften weniger und — zu Laften vieler! — 

Indes ift auch hier wiederum die Entwidlung doch nicht ganz 
ohne Rückſchlag abgegangen. „In der zweiten Hälfte der 70er Jahre 
rubte die Bautätigfeit ganz und es trat ein zeitweiliger Rückgang der 
Bodenpreife ein” fagt B. Boigt auf S. 230 von der Gegenb des 
Kurfürftendammes. Die 70er Krife bedeutet alfo auch Hier wieder 
einen Einjchnitt, wenn aud) wohl nur einen leichten. 

Auch die Villenfolonie Grunewald, deren Anlegung eng mit der 
Schaffung des Kurfürftendammes zufammenhängt, könnten wir als 
Beleg für die mächtige Steigerung der Bodenpreife in der Berliner 
Umgegend anführen, allein wir wollen ung mit @inzelheiten jebt 
nit mehr aufhalten, fondern nur noch einen Blid darauf werfen, 
wie jich die Preife des unbebauten Landes in ber außerhalb der 
Berliner Stadtgemarlung gelegenen näheren Umgebung 
Berlins, der Gegend der Bororte, ganz im allgemeinen entiwidelt 
haben, wenn man die Mitteilungen von P. Voigt hierüber zugrunde 
legt. Unſre Betrachtung bezieht fich zunächſt auf das Preisniveau des 
jeweild unbebauten Landes im allgemeinen, nit auf einzelne in 
dividuelle Flächen; aber man wird annehmen dürfen, daß daß einzelne 
unbebaute Grunditüd wenigſtens ungefähr dieſelbe Preisentwidlung 
durchgemacht hat. 

Bor dem 70er Kriege hatte num das in Rede ftehende Gebiet durch- 
weg fehr billige, wahrfcheinlich dem Ackerwert gleichjtchende oder doch 
ihm jehr nahelommende Preife für unbebaute Grundftüde; dabei bürfte 
e3 jich im mwefentlihen noch um durch Straßen nicht aufgefchlofjenes 
Land gehandelt haben. Die 70er Gründerjahre trieben die Preife 
dann auf da3 10—50fadhe des Ackerwertes hinauf, und zwar nicht etwa 
nur für die tatfächlich nahe vor der Bebauung ftehenden Grundftüde, 
fondern für einen viel weiter gezogenen Kreis. Bezahlt wurben im 
allgemeinen etwa 3—12000 M für den preußifchen Morgen; zwiſchen 
diefen Ertremen dürften ſich im allgemeinen ſowohl die Preife des auf» 
geichloffenen mie des unaufgefchlojfenen Landes bewegt haben. Bon 
1875 an, nach Ausbruch des 70er Kraches, hat dasjelbe Gebiet dann 
wieder weſentlich niedrigere Preife für unbebaute Grundftüde, und 
zwar jedenfalls für aufgefchlofjene wie für unaufgefchlofjene. Dieje De- 
preifion dauerte ziemlich lange. „Am Anfang der 80er Yahre ftanden 
fie (d. 5. die Bodenpreiſe) faft überall noch bedeutend unter den 
Sägen der Grünberjahre, und felbft um die Mitte des Jahrzehnts 
Hatten fie unter Einwirkung der Bevölferungszunahme, des wirtjchaft- 
lichen Aufſchwungs und einer noch fehr ſchüchternen Terrainfpetulation 
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die frühere Höhe kaum wieder erreicht.” (PB. Boigt, ©. 124.) Aber 
den niedrigen Stand von vor ben Gründerjahren erreichten im all» 
gemeinen die Preife deswegen doch durchaus nicht und zu Teinem 
Zeitpunkte. Bon 1887 an bis zur Beit der Abfaffung der PB. Voigt⸗ 
ihen Schilderung, etwa 1899/1900, find die Preife des unbebauten 
Bodens in unferm Gebiete, und zwar offenbar ſowohl der aufgefchloffenen 
wie der unaufgefchloffenen Grunditüde, dann wieder außerordentlich 
geftiegen, und zwar weit, weit über den Stand ber Gründerjahre 
hinaus. Endlich dürfen wir wohl vermuten, daß, entſprechend ber 
ganzen mwirtfchaftlichen Lage, etwa von 1900 ab wieder ein neuer Fall 
der Preife wie an fo vielen Orten, jo auch bier eingetreten ift, wenn 
auch nur ein mäßiger und jeßt wahrſcheinlich ſchon wieder überwundener. 

Faſſen wir alles zufammen, jo gemährt die Entwidlung des Preis- 
niveaug der jeweils unbebauten Grundftüde der Berliner VBorortegegend 
— und daß einzelne individuelle Grundftüd dürfte fich ungefähr ebenſo 
verhalten haben — wiederum durchaus den Unblid mwellenförmig auf- 
fteigender Terraffen. Bor 1870 Bodenpreife, bie ungefähr gleich dem 
Aderwert find oder ihm doch naheftehen. Dann ein plößliches, überaus 
ſtarkes Auflteigen auf eine erfte Höhe, dann mwieber ein Herabſinken in 
ein Tal, das aber bei weitem nicht-fo tief ift wie das, aus dem bie 
erjte Steigerung begonnen. Weiter von 1887 an eine neue gewaltige 
Gteigerung der Preife, die fehr viel höher hinaufführt ala die ber 
Gründerjahre. Und danach vermutlich wieder, etwa von 1900 ab, eine 
neue mäßige Einſenkung, die aber jedenfall3 wiederum auch nicht ent- 
fernt fo tief hinabführt wie die nad) 1875. 

Andreas Voigt hat nun freilich in Bd. 94, ©. 229/30 des Vereins 
für Sozialpolitif eine Tabelle von Bauftellenpreifen aus den auf der 
Schöneberger Gemarkung gelegenen Teilen von Berlin SW. für Die 
Jahre 1890-97 mitgeteilt, wonach dieſe Preiſe in dem bezeichneten 
Beitraume nicht geftiegen, eher fogar gefallen find. Indes braucht 
diefe Tabelle keineswegs unbedingt einen Widerſpruch gegen unfre 
obigen Feftitellungen zu bedeuten. Räumlich bezieht fie fich auf einen 
immerhin doch nur jehr mäßigen Bruchteil des ganzen Berliner Borort- 
geländes, und zeitlich nur auf 8 Jahre; vor allem aber fahlih ift 
nicht erjichtlich, ob es fich, bei den zugrunde liegenden Umfägen nicht 
im wefentlihen nur um der Bebauung ſchon ganz nahe ftehende Bau⸗ 
ftellen gehandelt Hat. Bei den von uns für Charlottenburg, den 
Kurfürftendamm und die Berliner Vororte im allgemeinen aufgeführten 
Gteigerungen des Bodenkaufwertes dagegen handelt es ſich zum großen 
Teile um das Wertvollerwerden von Landlompleren bis zu ber Grenze 
ber dicht beuorftehenden Bebauung. Wir vermögen alfo in dieſen 
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Mitteilungen von U. Voigt, fo wie fie da vorliegen, keine Widerlegung 
unfrer Anſchauungen zu erbliden. 

Um welche Summen e3 ſich im Übrigen hei der großen Hauffeperiode 
des Berliner Borortgeländes von 1887 an handelt, davon mag bie 
folgende Stelle bei P. Voigt, S. 142/43, mwenigftens ungefähr eine 
Borftellung geben, wenn aud in ihr offenbar die Wertfteigerung bes 
bebauten und de3 unbebauten Bodens zujammengeyogen und eine 
Nachkontrolle überhaupt nicht möglich ift: 

„Eingeleitet durch die Bauordnung von 1887, durch bie Reform 
des Vorortverkehrs von 1891 im höchſten Maße begünftigt, durch Die 
Vorortbauordnung von 1892 Taum vorübergehend gehemmt, überall 
durch die Verwaltungspraxis gefördert, fajt ununterbrochen von einem 
glänzenden Aufſchwung des ganzen Wirtfchaftslebens und einer ftarken 
Bevölferungsvermehrung begleitet, hat die Terrain- und Bauſpekulation, 
der die ungeheure Vermehrung der Betriebsmittel der Hypotheken⸗ 
banfen jederzeit die erforderlihen Kapitalien zur Verfügung ftellte, 
in der Berliner Umgegend bis zur Gegenwart (ca. 1899/1900) an- 
gehalten, mit jedem Jahre an Ausdehnung und Intenſität gewonnen, 
und in einem Jahrzehnt unermeßlide Summen eingeheimft. Nach 
einer fummarijchen Berechnung beträgt die von 1887—98 eingetretene 
Wertfteigerung allein des Grund und Bodens in ben Berliner Bororten 
nicht weniger als rund eine Milliarde Mark.’ 

Aber nicht bloß für die Weltitadt Berlin oder vielmehr ihre 
Umgebung läßt jich die Steigerung des Kaufwertes bed unbebauten 
Landes verfolgen, auch für zahlreiche andre Orte bis herunter zu recht 
Heinen liegen Belege vor. 

Beginnen wir mit Breslau, indem wir ung wieder auf bie 
bewährte Arbeit des dortigen Städt. Statiftifhen Amtes, 19. Bd., 
IN. Heft 1902, ftügen. „Unleugbar“ — fagt diefe Arbeit ©. 15 und 16 
in Bezug auf ganz Breslau und unter Bugrundelegung der „Wuf- 
Iaffungen” (alfo ohne Subhaftationen!) — „it eine Gteigerung 
Der Bodenpreife vorhanden, die von Jahr zu Jahr fortjchreitet. Es 
ift aber nicht jo Leicht, fie ftatiftifch nachzumeifen. Denn die teuerften 
Bauftellen fcheiden immer wieder aus den Reihen der Übrigen, indem 
fie bebaut werden. Billige Flächen an der äußeren Peripherie, die 
bisher in feften Händen waren und daher in der Befigmwechfelftatiftit 
nicht erfchienen, treten anderfeit3 als Bauftellen neu auf den Markt. 
Durch diefe ftete Bewegung muß natürlich der allgemeine Durch⸗ 
ſchnittspreis immer wieder herabgebrüdt werden, auch wenn er fonft 
eine große Tendenz zum Steigen hat. 

An ber Tat gibt e3 zwei ganz verjchiedene Arten von Preis- 


Die Bohnungbfrage und dab Reid, 8. Heft. 5 
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fteigerungen, die wir zu verfolgen haben. Erſtens die Preiiteigerung, 
die das einzelne Grundftüd erfährt. ... Eine zweite Frage ift 
bie, ob die Preife für eine bejtimmte Gattung von Grundftüden ge⸗ 
fliegen oder gefallen find und inäbefondere für Baujtellen, die kurz 
vor ben Bau ftehen. Dan zieht alfo nicht für alle Perioden diefelben 
Grundftüde zum Vergleich heran, fondern für jede Periode andere.’ 
Bon ber erften Art der Preisfteigerung fagt die Breslauer Arbeit, 
fie fei „zum Zeil eine ſtarke, zuweilen ſprunghafte“; von der letzteren 
jagt fie, daß fie „in der Hegel nur langfam vorwärts geht und eine 
Periode von 15 Jahren für fie noch nicht viel bedeutet”. Auf dieſe 
legtere Preiöfteigerung wird nun an der Hand der Auflafjungen für 
Breslau noch näher eingegangen. Es ftellt ſich Heraus, daß, wenn 
man die zwei Jahrfünfte des Jahrzehntes 1886/95 einander gegen- 
überftellt, fich der Preisftand im Durchſchnitt fämtlicher Auflaffungen 
aller unbebauten Parzellen mit Preisangabe nicht geändert hat, daß 
aber für ba3 dritte Jahrfünft 1896/1900 eine erhebliche Preisfteigerung 
feftzuitellen if. „Das Preisniveau,” jagt die Breslauer Arbeit am 
Schluſſe ihrer einjchlägigen Betrachtungen, „ilt vielmehr nicht bloß 
fcheinbar, fondern tatfächlich ſtark geftiegen, wie das auch Kenner der 
BVerhältniffe nicht leugnen.‘ Weiter ala über die angegebenen 15 Jahre 
erftreden fich die ftatiftifchen Nachweifungen ber Breslauer Arbeit für 
Das unbebaute Land nicht, aber aus dem Tert ©. 127/8 geht die große 
Wahrſcheinlichkeit hervor, daß auf dieſe Steigerung des Preisniveaug 
von 1900 ab wiederum ein Ginten gefolgt ift. — 

Eine eingehendere Unterfudhung über bie Preisentwidlung des 
unbebauten Landes liegt auch für die Univerfitätsftadt Gießen vor 
von Dr. J. U. Meyer*). Diefe Arbeit umfaßt die Jahre 1877—1902 
und unterſucht vor allem die Preife des gefamten an bie eigentliche 
Altſtadt Gießen fi) anlehnenden, heute bereits zu einem beträchtlichen 
Teile bebauten Landes. Das, mas feftgeftellt wird, find Durchſchnitts⸗ 
preife, anfcheinend nur aus freihändigen Verkäufen, nicht aus Zwangs⸗ 
verfteigerungen, und zwar Durchſchnittspreiſe nicht individuell der⸗ 
jelben Grundftüde, fondern jeweil3 von Gruppen von Grundftäden, 
nämlich der in einer beftimmten, innerlich zufammengehörigen Gegend 
gelegenen; es dürften alfo den zeitlich einander gegenübergeitellten 
Preifen derjelben Gegend zu den verjchiedenen Zeitpunkten großenteils 
verfchiedene Grundſtücke zugrunde liegen. Wir haben es alfo bei 
Meyer mit der Entwicklung bed Preisniveaug beftimmter Gegenden 


*) J. U. Meyer, Die wirtfchaftlichen Verhältniffe des Grund und Bodenz 
ber Stadt Gießen in den legten fünfundzwanzig Jahren. Inaugural-Differtation, 
Gießen 1903. Paberborn, Bonifacius-Druderei. 
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zu tun, nicht mit der des Preisniveaus beftimmter Maffen von Grund⸗ 
ftüden, 3. B. von Grundftüden in befter Wohnlage oder von Grund⸗ 
ſtücken für Wrbeiterhäufer uſp. Denn das würde jebenfall3 öfters 
vorausfegen, daß zu den verfchiedenen Zeitpunkten verfchiedene Gegen- 
den einander gegenübergeitellt werden, da das, was Gegend für befte 
Wohnhausneubauten oder für Urbeiterhausbauten u. dergl. ift, nicht 
ein» für allemal feitzuftehen pflegt. Ob die Straßenkoften in ben 
Preifen eingefchloffen find oder nicht, geht aus der Unterfuhung von 
Dr. Meyer für die Zeit nach 1888 nicht hervor. Bis 1888 hat Die 
Stadt die Straßen auf ihre Koften gebaut. 

Was nun die materiellen Ergebniffe der Unterſuchung anlangt, 
jo haben fich die Berlaufspreife bes unbebauten Bodens faft in dem 
ganzen unterfuchten Gebiete von 1877—1902 ganz außerordentlich: 
gefteigert. Geſtiegen ift ſowohl ber größte Teil bezjenigen 1902 noch 
unaufgefchlofjenen Geländes, da3 an die bis dahin ausgeführten Straßen 
anſchloß, wie das zur Auffchliegung Durch Straßen gelangenbe Gelände 
bei Gelegenheit diefer Auffchließung und mie endlich namentlich bie 
fertig geftellten Bauftellen. Die hauptſächlichſten Preisfteigerungen 
find erft in ber Beit von 1890-1902 eingetreten. So fagt auch 
Meyer felber auf ©. 15: „. . . Vergleichen wir unfre Durchſchnitts⸗ 
zahlen, jo jehen wir, daß eigentlich bis in die 80er Jahre hinein, ja 
bis 1890 von einer rapiden Steigerung nicht die Rede ift.... . Die 
fteflenweife fprungbafte Bewegung gleich um Hunderte von Prozenten 
entſtammt ben lebten 13 Jahren....“ Es hängt dies offenbar damit 
zufammen, daß die ganze Entwidlung der Stadt erit etwa vom Ende 
der 80er Jahre an richtig in Fluß kam. Die Einwohnerzahlen von 
Gießen betrugen 

i. J. 1875: 13985 
„ 1880: 17003 
„ 1885: 19001 
„1890: 20571 
„ 1895: 22932 
„ 1900: 25564 


Wie fchon angedeutet, war das Maß ber Steigerung des Kaufwertes 
jehr bedeutend. Wohl weitaus ber größte Teil des hier in Rede ftehenden 
Geländes hatte 1877 nur den Ader- oder einen ihm fehr naheftehenden 
Kanfwert. Hiervon Hatte 1902 felbft der noch nicht aufgejchloffene 
Teil faſt überall mindeſtens den Aachen, vft einen noch weit höheren, 
3 B. den 6= oder 10fachen Kaufwert pro Duabratmeter erlangt. Ganz 
anders aber find natürlich bie Steigerungen bei dem inzwiſchen durch 
Straßen aufgefhloffenen Lande. Dieſes hat bis 1902 meiſtens eine 

5* 
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Steigerung auf minbefteng das 10fache, oft auf das 15- oder 20fache, 
ja fogar auf das A0fache des Ader- oder diefem naheftehenden Kauf« 
wertes durchgemacht. Wber auch jelbft da, wo bie erften Preisangaben 
aus ber beobachteten Periode ſchon mit weſentlich fiber dem Acker⸗ 
werte liegenden Preiſen anfegen, find bis 1902 faft durchgängig noch 
gewaltige Steigerungen erfolgt: auf das 2Ys-, auf das 4- und b», ja 
feldft auf das 8- und 10fache des erften Preifes. Wieviel von biejen 
Gteigerungen auf die 1888 eingeführte Tragung der Straßentoften 
burch die Anlieger zurüczuführen ift, muß freilich dahingeſtellt bleiben ; 
allzuviel wird es aber kaum gemejen fein, und bei dem heute noch 
unaufgefchloffenen Lande mußte dies Moment natürli umgekehrt 
preiberniebrigend wirken ftatt preiserhöhend. 

Preisminderungen find dagegen in Gießen in unfrer Beobachtungs⸗ 
periode fo gut wie gar feine vorgelommen. Man Fönnte darin eine 
Widerlegung der Regel von der mwellenförmigen Terraffierung erbliden. 
MWlein, einmal fehlen, wie ſchon vben gejagt, offenbar die Zwangs⸗ 
verfteigerungen, und bann muß man auch bedenken, daß ald Yusgangs- 
punkt der Preisvergleichung bier im allgemeinen gerade die “Jahre 
1877 ff. dienen. Diefe Zeit bis ftarf in die 80er Jahre hinein war 
aber, wie man in der Meyerfchen Arbeit, ©. 19ff., nachlefen Tann, 
für Gießen feine günftige. Die 25 Jahre Beobachtungszeit umfchließen 
alfo möglicherweife am Anfang ein Tal, aber diefes erfcheint nicht 
als ſolches. Im übrigen jagt Meyer auf ©. 16, „daß die legte 
Krifis in der deutſchen Wirtfchaftsgefhichte auch an Gießen nicht 
fpurlo8 vorübergegangen ift und jomit auch für unfre Stadt auf den 
Smmobilienmarkt in gewiſſer Hinfiht lLähmend gewirkt hat“. In ber 
Anzahl ber Verkäufe kommt dies auch zum Wusdrud, in den von 
Meyer gegebenen Preiſen freilih nicht. 

Mit Gießen find wir ſchon in die Meihe der kleineren Orte 
eingetreten. Es ift eine Tatſache von großer Wichtigkeit und Trag- 
weite, daß bie Erfcheinung der ſtark fteigenden Baulandpreife fich 
bei ung nicht auf die großen Städte beſchränkt, fondern ſchon längſt 
auch in ben anwachſenden Heineren Städten, ja ſelbſt in zahlreichen 
Dorfgemeinden auftritt und daß alfo aud dort der ganze jchidjal- 
ſchwere Kompler von ragen, Übelftänden, Aufgaben u. dergl., der 
ih an dieſe Erſcheinung Inüpft, in die Höhe wächſt. Wir reihen 
für diefe unfre Behauptung Hier fchnell noch einige Belege zufanmen, 
ohne uns dabei auf mehr als eine ganz oberflädhliche Eritifche Prüfung 
des Material? einzulafjen. 

Am Großhergogtume Dldenburg, ohne Birkenfeld und ohne 
das Fürftentum Lübeck, entiwidelten fi, in den Stadtgemeinden die 
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Kaufpreife für einzelne „unbehaufte” (db. 5. im allgemeinen unbebaute, 
jebenfall3 aber nicht mit Wohngebäuden bebaute) Landftüde bei frei» 
bändigen und andern Verkäufen zufammen in folgender Weife:*) 

Es wurden bezahlt pro ha Mark 


in ſämtlichen in der Stadtgemeinde 

Stabigemeinden Didenburg allein 
1869/73 862 6143 
1874,78 1298 6735 
1879/83 1847 13751 
1884/88 1796 8051 
1889/93 2124 11209 


Afo auch hier haben wir fowohl in der Hauptitabt Oldenburg wie 
namentlich den Heinen Stabtgemeinben des Landes ein fehr beträdht- 
fihes Steigen des Preisnivenus. Mag nun au ein Teil Diefer 
Steigerung auf einer Zunahme des Iandwirtfchaftlichen Wertes ber 
betreffenden Ländereien beruhen, zumal die oldenburgiihen Stadt⸗ 
gemeinden im allgemeinen auch ziemlicdy ausgedehnte Landbezirke um⸗ 
faffen, fo zeigt fi) anderfeit3 darin entfchieben doch auch ſchon ber 
Einfluß fteigender Baulandpreife. Bemerkenswert find übrigens auch 
hier wieder die Ruckſchläge. Wenn wir annehmen, — wozu wir nach 
der Geftaltung der ganzen Wirtſchaftslage in ber zweiten Hälfte der 
Her Yahre wohl berechtigt find —, daß in der Stadt Oldenburg nad 
1893 noch eine beträchtliche Steigerung der Preife flattgefunden hat, 
fo haben wir in jämtlichen Stadtgemeinden wie in Oldenburg allein 
genau wieder bie wellenförmige Terraffierung als Geftaltung der Preig- 
entwidlung. Übrigens ift bie ftädtifche Bevölkerung des Herzogtums 
von 1871—% um 79% geftiegen. 

Wenn man freilich aus fämtlichen Stadtgemeinden die Stadt 
Oldenburg wieder ausfcheidet, jo zeigt ſich bei den verbleibenden 
Heineren Gemeinden allein keine mwellenförmige Terraffierung, fondern 
ein ununterbrochenes Anfteigen ber Preife pro Hektar. Die ent- 
fprechenden Ziffern find, von 1869/74 an aufwärts gerechnet, 3803 Mb, 
1020 M, 1104 M, 1416 A und 1637 M. 

Über Bernburg erhielten wir im Jahre 1901 aus berfelben 
Duelle wie oben beim bebauten Lande folgende Privatmitteilungen: 
„Sn der Nähe ber Schönen Ausficht wurbe vor etwa 8 Jahren eine 
Hauskabel (1/4 Morgen) mit 700 M verkauft; vor kurzem mwurbe fie 
für 2400 M meiter verkauft. Ein Bauplat in der Wafferturmftraße 
hatte vor 10 Jahren einen Wert von 700 M, er hat bem Beliger 


" Kollmann, bie Kaufpreife des Grundeigentums im Großherzogtum 
Oldenburg von 1866—1893. Tübingen, Laupp, 1895. ©. 90. 
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infolge der Straßenpflafterung 1000 M Untoften verurfadht und hat 
jet einen Wert von 3300 M. Bauterrain in der Nähe der Wolfgangs-, 
Bauer», Kanal» und Hallefhen Straße Toftete noch vor 4 Jahren pro 
Duadratmeter 2,50 A, während in biefem Jahre 7,50 AM unb mehr 
für da3 Quadratmeter gezahlt find. Außerhalb des Bebauungsplanes 
wurde in der Nähe der Bergftadt vor 3 Jahren Land verpacdhtet und 
dem Pächter für ben Fall, daß der Berpächter während der Pachtzeit 
ftirbt, da8 Vorkaufsrecht gewährt; er hat in diefem Falle 850 M für 
den Morgen zu zahlen. In biefem Jahre find dem Beſitzer 1500 M 
für den Morgen geboten worden.” Wenn fich vielleicht auch dieſes 
oder jened bei dieſen Preisjteigerungen ganz, oder teilmeife durch 
Aufwendung von Straßendofter erflären mag, fo doch jebenfalls bei 
weitem nicht alles. | 

Wir weiſen ferner auf bad im Sommer 1903 rund 12000 Ein- 
wohner zählende, an der Bergitraße unweit Heidelberg gelegene in- 
duftrielle Landſtädtchen Weinheim Hin. Über dieſes ſprach fich der 
dortige Fabrilant Freudenberg in einem Vortrag 1903 zwar dahin 
aus, „daß die Bodenpreife nicht hoch im Vergleiche zu ben Preifen, 
welche anderwärts gezahlt werden‘, jeien, aber er jeßte hinzu: „Immer⸗ 
hin ift die Entwidlung bedenklich, wir eilen den Schweſterſtädten mit 
beflagenäwerter Schnelligfeit nah. Der Preis derjelben Grundftüde 
ift heute der dreifache wie vor 10 Sahren.” Mag nun vielleicht auch 
die legtere Angabe nicht typifch für die Gefamtheit der als Bauland 
in abfehbarer Zeit in Betracht kommenden Grundftüde fein, fo ergibt 
fig doch wohl fo viel, daß eine rafche und ſtarke Preisfteigerung diefer 
Grundftüde vorliegt. Und für die Zukunft eröffnete Herr Freudenberg 
folgenden Ausblid: „Unjer Weinheim bat zwar noch eine erhebliche 
Anzahl von Bauplägen im Stadtinnern. Bon außen her ift es aber 
von einem Gürtel von fteilen Bergen, von fideikommiſſariſchen Befigen 
und von Fabrifgrundftüden zu 9/,, eingefhnürt. 3 ift baher ganz 
ficder, daß wir im Stadtinnern bald jehr hohe Bodenpreije befommen.” 

Stark fihnellen die Preife natürlih aud) da in die Höhe, wo 
eine lebhafte Induſtrie in mehr ländliche Gegenden eindringt. Das 
it ſchon in Weinheim bis zu einem gewiffen Grade der Yall, mehr aber 
noch in andern Gegenden. Aus ber Schrift von Landrat Berthold, 
„wer Spar- und Bauverein zu Blumenthal bei Bremen’ (1896—1897), 
entnehmen wir, daß ſich von 1884 an bie Induftrie in dem Bezirke 
ander Unterwejer bei Blumenthal reikend fchnell entwidelte. In⸗ 
folgebefjen ftand z. 8. in Blumenthal felber, al3 1893 dort der Spar= 
und Bauverein gegründet werden follte, da3, „was noch an Bauftellen 
vorhanden war, fo hoch im Preife, daß es für Genofjenfchaftsbauten, 
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bei denen Yuteilung von Gartenland zum Haufe beabfichtigt wurde, 
unerfhiwinglich blieb. Auch ließ fich die mächtig aufftrebende Bau- 
tätigfeit in Blumenthal und feinen beiden Nachbargemeinden (1885—95) 
‚nicht planmäßig auf geeigneten Flächen zuſammenhalten“, fonbern 
warf fich „in vegellofer Zerfplitterung längs aller öffentlihen Wege, 
über die ganzen Feldmarken Hin”. Die Folge mar aber, „daß jebt 
die Feldmarken überall Bauftelleneigenfchaft erhielten und das Land 
durchweg übermäßig im Preife gefteigert wurde. Es wird eine ganze 
Weile dauern, bis dies ſich, dem wirklichen Bauftellenbebitrfniffe ent- 
iprechend, zurüdgebildet Haben wird; und viele Hausplätze und Lände- 
reien, die teuer gelauft find und jegt noch teurer gehandelt werden, 
können dann, jobald an Stelle bes wilden Bauens geregelte Bebauung 
tritt, einer ftarfen Entwertung nicht entgehen‘. 


Ein Seitenftüd zu diefen Ausführungen bietet folgende Bemerkung 
Calwers über den oberfchlefifhen Induſtriebezirk in feinem 
Jahrbuche „Handel und Wandel”, Jahrg. 1901, ©. 156, für das Jahr 
1%01: „Häufer mit Wohnungen von 3 Zimmern und Küche, welche 
jehr gefragt find, zu erbauen, war durch die durch die Spekulations⸗ 
ſucht im Induſtriebezirke heraufgefchraubten Preife der Baupläge nicht 
mehr reniabel. Während in der Stadt Görlitz, einer von dem beften 
Publifum bewohnten Stadt Schlefiens, Baupläte in guter Geichäfts- 
lage zu dem Preife von 7—8 M pro qm zu verlaufen find, zahlte 
man in Königshütte, felbft in den entlegenften Gegenden der Stadt, 
wie der Charlottenftraße ufm., einer Gegend, wo nur Arbeiterhäufer 
errichtet werden können, 10 A pro qm. Auf ber Kaijerftraße, ber 
Hauptgefchäftsgegend Königshüttes, zahlt man 30—70 M, auf ber 
Kronprinzenftraße 2040 A pro qm.” 

Außerorbentli find natürlich die Steigerungen des Kaufwertes 
in den Burortgemeinden großer Städte. Wenn in einem orien- 
talifhen Märchen der Sultan oder irgend ein mächtiger Geift großmütig 
Beutel mit Gold und Edelfteinen an feine Lieblinge verteilt, fo kanm 
es Taum üppiger zugehen als hier. Aus einer Wrbeit von Aſſeſſor 
A. vd. Noſtitz⸗Wallwitz*), auf die fih auch die im Januar 1904 vor» 
gelegte ſächſiſche Gemeindeſteuervorlage beruft, entnehmen wir über Die 
einjchlägigen Perhältniffe in den nachfolgend genannten Vorort» 
gemeinben von Dresden, Leipzig und Chemnit da8 Nachitehende: 


*) Die Kommunalbefteuerung in den Bororten. Dr. Fiſchers Zeitichrift 
für Praxis und Gefeggebung der Verwaltung zunächſt für das Königreich Sachien, 
XXI. Bd., Heft 3 und 4 (Doppelheft). Leipzig, Roßberg & Berger, 1900. 
©. 220/21. 
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„Ber mittlere Kaufwert des Duadratmeters hat ſich — nad) ober⸗ 


fachlicher Schägung — beifpielöweife erhöht: 
von 1879 auf 1889 von 1889 auf 1899 


in der Gemeinde: um % weiter um %, 
Deuben 100 100 
Kappel 100 100 
Paunsdorf 400 100 
Mölln 600 300 
Kaditz 50 500 
Neid 75 600 
Laubegaft 600 700 
Cotta 100 1000 
Heidenau 100 1200 


Gemeint ift offenbar Bauland, nicht etwa bebautes Land. Nicht 
ganz Kar ift, ob die Wertfteigerung von 1889 auf 1899 zum Aus⸗ 
gangspunkt den Wert von 1879 oder den von 1889 Hat. Ebenjo muß 
bahingeftellt bleiben, wieweit etiwa bie Aufwendung von Straßenfoften 
dieſe Steigerungen erflärt. Aber fei dem auch wie ihm wolle: fehr, 
fehr große Steigerungen liegen jebenfall3 vor. In einigen der zulegt 
genannten Gemeinden, welch’ Iebtere ebenjo wie Deuben in der Gegend 
von ‘Dresden liegen, dürften übrigens, wie wir aus eigener Wiſſenſchaft 
hinzufügen Tönnen, nach 1899 die Kaufwerte wieder gejunfen fein, 
vielleicht ſogar in allen fünf. 

Ein geradezu klaſſiſches Beifpiel, wenn auch nicht fo fehr von 
der Entftehung ber WWertjteigerung wie von ihrer Feftitellung und 
Aufdedung, ift aber aus der Gemeinde Shwanheim befannt. Schwan- 
heim liegt, nachdem der Frankfurter Vorort Niederradb vor einigen 
Sahren nad Frankfurt a. DM. eingemeindet worden ift, eme Meine 
Stunde von der jegigen Yrankfurter, ehemaligen Niederrader Ge⸗ 
markungsgrenze entfernt und ift ein Ort von gegenwärtig etwa 45000 
Einwohnern. Wir lefen nun in den „Aufgaben ber Gemeindepolitif” 
von Damafchle (Jena, &. Fiſcher, 5. Auflage, 1904) folgende Dar- 
ftellung des um Schwanheim fehr verdienten und feit langen Jahren 
dort wohnhaften Dr. med. Kobelt: „Die Gemeinde Schwanheim (Main) 
ift in ber glüdfihen Lage, noch einen bedeutenden Grundbeſitz ihr 
eigen zu nennen, und hütet denfelben forgjam. Auch wenn die Ge— 
meindevertretung geneigt geweſen ift, größere Stüde auf verlodende 
Angebote Hin zu verlaufen, hat fich immer ein Teil ber Bevölkerung 
fehr energisch dagegen erflärt und duch Einfprache beim Kreisausſchuß 
ben Verkauf Hintertrieben. So hat die Gemeinde heute noch einen 
Gemeindewald von 750 ha und über 100 ha Ader und Wiefen. Ob⸗ 
wohl vorwiegend von Arbeitern und Mleinbauern bewohnt, fehr raſch 
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wachſend — in den legten 25 Jahren von 2000 Seelen auf 3500 — 
und deshalb durch Schule, Armenunterftügung und Straßenunter- 
haltung fchwer belaftet, braucht fie trogbem nur 30% Eintommenfteuer 
und 40% Realſteuern zu erheben. Ein Teil ihres Gemeindewaldes 
fchiebt jich zwifchen den Gemarkungen Niederradb und Frankfurt bis 
an einen beliebten Frankfurter VBergnügintgsort, das Forfthaus, und 
in die Nähe der Niederrader Rennbahn. Die vorderſte Spite, durch 
einen Bahndamm abgetrennt und ca. 70 Morgen groß, hatte ſich 
ein Mitglied der Frankfurter haute finance zur Anlage einer Billa 
auderfehen; er bot 12—1300 AM pro Morgen, das Wlsfache bes Tar- 
werted. Die Gemeindevertretung ftimmte zu; der Kreisausſchuß ver- 
fagte auf eingelegte Bejchwerde hin die Genehmigung. Der Finany 
mann verdoppelte jein Gebot und verſprach der Gemeinde außer 
der Verpflichtung, einen Teil feiner — fehr beträchtlichen — Steuern 
in die Gemeindefaffe zu zahlen, noch eine Ertragabe von 10000 M. 
Refultat genau dasſelbe. Der geärgerte Reflektant wandte fi) nad) 
einer andern Gegend; aber an feine Stelle traten nun verfchiedene 
andre, und die Gebote gingen bis 3600 M pro Morgen. Haupt- 
refleltant war ein jehr reicher Sportsmann. Da die Oppofition aber 
unbeugfam mar, wurde diefem fehließlich der Vorſchlag gemacht, das 
Städ nad) dem englifchen lease-hold-Syftem zu pachten. Er ging 
fofort darauf ein, pachtete auf 50 Fahre und verpflichtete fich dabei, 
eine Billa auf dem Grundſtück zu errichten, die nach Wblauf der 
Bachtzeit der Gemeinde anheimfällt. Die Gemeinde erhält alſo jetzt 
von dem Heinen Stüd bes Waldes, das durch, feine eigentümliche Lage 
forftlich faft wertlos war, einen Sahresertrag von 6000 M, baneben 
Die Gemeindefteuer eines vielfahen Millionär, und in 48 Jahren 
fallt ihr eine Billa zu, deren Erbauungskoſten ungefähr eine halbe 
Million betragen follen. Der Pächter foll jetzt ſchon ein Angebot 
von 800000 A gemacht Haben, fall3 man ihm das Stüd als Eigentum 
überlaffen tolle, Doch ift wenig Ausficht dafür vorhanden, daß Die 
Gemeinde zuftimmen wird. Bis zum Heimfall wird das Grundſtück 
Sängft in ber Frankfurter Bahnlinie*) liegen und Millionen wert fein. 

An einen Berlauf andrer Stüde bes Waldes dent nun natürlich 
niemand mehr. Ein Antrag des Frankfurter Rennvereind wegen 
Terrain für eine Galoppierbahn ift gar nicht ernftlich in Betracht 
gezogen worden. Der Verein hat. fi auch ohne weiteres entichloffen, 
Das nötige Land zu pachten.”**) 

*) Soll wahrſcheinlich Baulinie heißen. 

*) Schließlich iſt vor kurzem das hier in Rede ſtehende Waldſtück doch für 
600000 Mark von ber Gemeinde verkauft worden, zu welchem Entſchluſſe be⸗ 
fondere Umftände beigetragen haben. 
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Doh genug der Einzeldeifpiele und Ziffern! Beenden 
wir dieſe Betrachtung und fuchen wir das Ergebnis, wenn vielleicht 
auch nicht ganz einwandfrei, zufammenzufafjen. Der Koftenbetrag 
der Aufwendungen für Straßenland und Straßenbau ift dabei, jomeit 
irgend möglich, bereit3 ſchätzungsweiſe von den Steigerungen abgeſetzt, 
bez. die Kaufwertminderung um ihn verftärkt. 

Überall und überall, wohin wir auch faffen: Steigerung der Kauf⸗ 
werte des unbebauten Boden, an der einen Stelle in bejcheidenem, 
an der zweiten in hohem, an der dritten in geradezu fabelhaften Grade, 
aber Steigerung überall. Und nicht etwa nur in den großen Städten! 
Die Bewegung hat auch Fleinere Städte, wie Gießen, Oldenburg, Bern- 
burg ergriffen, und fie hat jelbft nicht Halt gemacht vor bisherigen 
Landgemeinden, wie an der Unterwefer, und relativ fo Heinen und 
abgelegenen Städten wie den Oldenburger Stadtgemeinden. Wllerdings 
find in unfern einzelnen Belegen jehr häufig die Zmangsverfteigerungen 
nicht berückſichtigt. Aber auch, wenn wir deren Einfluß ſchätzungs⸗ 
weile einjegen, fo bleibt das Gefamtergebnis doch jo wie eben hier 
audgedrüdt. 

Das, was wir durch die obigen Belege nachgewiejen zu haben 
glauben, ift zunädft die Steigerung des Kaufwerte bei in- 
dividuell denjelben Grundftüden während der Beobachtungszeit. 
Zum Teil liegen hierfür direkte Belege vor; im übrigen aber glauben 
wir ohne weiteres annehmen zu dürfen, daß da, wo das Preisniveau 
für Bauland im allgemeinen gejtiegen ift, die am Unfang der betrefjen- 
den Beobacdhtungsperiode vorhandenen individuellen Grundſtücke erjt 
recht geitiegen find. Wir dürfen alfo danach behaupten, daß im 
allgemeinen in ben aufblühenden Orten Deutſchlands in den legten 
Sahrzehnten Ddiefelben unbebauten Grundftüde ganz außerordentlich 
im Kauſwerte geftiegen find, und dabei ift der preißermäßigende Einfluß 
ber Zwangsverſteigerungen ſchon mit berädfichtigt. 

Wer aud für die Steigerung des Preisniveaus von Bauland 
im allgemeinen liegen eine ganze Anzahl Belege vor, während es — 
worauf wir gleich unten kommen — an irgendwie entfprechend ftarfen 
entgegengejegten Erfcheinungen fehlt. Wir müffen danach annehmen, 
daß im allgemeinen in den aufblühenden Orten Deutfchlanda auch 
dieſes Preisniveau in den legten Jahrzehnten eine ftarfe Steigerung 
erfahren bat. Und auch bei diefem Ergebniffe ift bereit3 der Einfluß 
der Zwangsverſteigerungen mit eingejeßt. 

Wie eben fchon angedeutet, fommen allerdings auch Rückſchläge, 
Minderungen des Kaufwertes vor: wir haben jie nad; Möglichkeit ſchon 
bei der Einzeldarftellung berüdjichtigt. Aber im allgemeinen halten 
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fie doch ben Steigerungen bei weitem nicht Die Wagfjchale, auch wenn 
man die Zwangsverſteigerungen durchaus gebührend berüdjichtigt. Wo 
immer man in den aufblühenden Orten Deutſchlands die Entwidlung 
des Kaufwertes bed Baulandes für eine längere Zeit, für einige Jahr⸗ 
zehnte von der Gegenwart an rückwärts näher unterfucht, überwiegen bei 
weitem die Steigerungen. Enbli hat auch diefe Entwidlung wiederum 
mindefiend häufig, vielleicht überhaupt die Geſtalt wellenförmig auf- 
fteigender Terraffen, und zwar jedenfall3 ſowohl bie des einzelnen 
unbebauten Grundftüds, wie die des Preisniveaus des Baulandes. 
Die Zwangsverſteigerungen find dabei mit berüdfichtigt. 

Natürlich vermodhten wir das uns belannt gewordene Material 
vorjtehend nicht abfolut vollftändig vorzulegen. Uber eine, wenn aud) 
nur flüchtige Prüfung des übrigens nicht allzu bedeutenden meg- 
gebliebenen Reſtes hat ergeben, daß er unfre vorftehenden Behauptungen 
über die Steigerung des Kaufmertes des unbebauten Bodens in großen 
und Heinen aufblühenden Orten und über das Vorlommen und bie 
Gewalt von Rüdichlägen ebendafelbft teils betätigt, teils ihnen menig- 
fteng nicht wefentlich widerſpricht — und all da3 unter Berückſichtigung 
ber Zwangsverſteigerungen. — 

Vergeſſen darf aber allerdings bei all ben vorftehenden Aus- 
führungen nicht werden, daß jie fi) nur auf aufblühende, d. h. vor 
allem nur auf an Bevölkerungszahl wachſende Orte beziehen. 


* * * 


Wenn man vom Oſten, vom Auslande, von Ruſſiſch⸗-Polen kom⸗ 
mend wieder nach Deutſchland zurückkehrt und nach langer Nachtfahrt 
ſich allmählich Berlin nähert, ſo freut ſich das Herz des Deutſchen 
über die fo viel befier gepflegte Landſchaft, über die ſauberen Steinhäuſer, 
die relativ guten Chauffeen, kurz über den äußeren Anblid einer fort> 
gejchritteneren Kultur. Uber was ift da3? Noch eine ganze Weile 
vor Berlin, noch fern draußen auf weitem freien Felde faujt der Zug 
immer wieder an riefengroßen PBlafattafeln vorbei, und auf denen 
leſen wir ba3 Wort „Spekulationsterrains“ —: ſoviel wir im Vorbei⸗ 
faufen erfennen können, preift auf ihnen irgend eine Landgefellichaft 
dieſe Felder weit, weit da draußen vor Berlin als geeignete Gegen- 
ftände zum Spefulieren mit Land an. So laſen wir mwenigftend an 
einem Herbftmorgen des Jahres 1902, und die Tafeln werben mohl 
noch dort ſtehen. Da fällt einem ein großer Tropfen Wermut in 
den Becher patriotifcher Freude. Iſt das unsre beutjche Kultur? Wir 
eilen freudig dem Brennpunkte modernen deutjchen Lebens zu, und 
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ziemlich das erfte, was uns grüßt, ift das Wahrzeichen volls- und 
heimatverberbender Kräfte, ift die erfreulihde Mitteilung, daß fie ihre 
fegensreiche Tätigkeit, und von der Natur abzufperren und möglichit 
jeden Quadratmeter Landes durch Beſetzung mit Mietlafernen in ein 
üppiges Miftbeet für Bodenzinfen zu verwandeln, ſchon bis weit, weit 
vor die Hauptftabt hinaus erftredt haben. 

In ber Tat floßen wir hier auf eine der bebenklichften Seiten ber 
modernen Entwidlung unſrer Bodenbefit- und Bodenpreisverhältniffe. 
Das Hinauffchnellen der unbebauten Ländereien im Preife, ihre ſpekulative 
Bewertung ala Bauland beichräntt fich längſt nicht mehr auf die eigene 
Gemarkung der größeren Städte, fondern hat fich vielfach weit 
darüber hinaus in ihre Umgebung erftredt. Im Fruhjahre 1902 
ftellten wir auf Grund von Ausſagen verjchiebener guter Sachkenner 
3. B. fell, daß in ber ganzen Elbebene zwiſchen Dresden und 
Pirna, welch leßteres, von der äußerjten Dresdener Gemarkungsgrenze 
aus gerechnet, in der Luftlinie etiva 11, vom Ausgang des jogenannten 
Großen Gartens in Dresden und ber Landftraße entlang aber etwa 
15 km oberhalb Dresden an der Elbe liegt, einem Gebiet von ftunden- 
weiter Ausdehnung mit etwa anderthalb Dutzend Ortfchaften, das fich 
an die ohnedies fchon jehr weit ausgedehnte Dresdener Gemarkung 
nah Eitdoften anſchließt, — daß alfo in diefem ganzen Gebiete Damals 
höchſtens noch an wenigen Stellen der Duabratmeter unaufgefchloffenen, 
rohen Feldez unter etwa 3 AM zu haben war, während an vielen Stellen 
Die Preije weit höher gingen. Ob bei Anlauf jehr großer Flächen auf 
einmal die Preiſe mwejentlich billiger gemwefen fein würden, muß dahin- 
geitellt bleiben; dagegen war natürlich das im Eibüberfhmenmumngs- 
gebiete Tiegenbe Land billiger. Und dieſe Preife beſtanden, obmohl bei 
Hortfegung der bisherigen Urt und Weije der Befieblung diejes Gebiet 
noch nicht einmal in Jahrzehnten auch nur annähernd bebaut fein würde, 
und obwohl bie anftoßende, vor furzem erft außerordentlich erweiterte 
Dresdener Gemarkung nad) den bißherigen Begriffen noch Raum bietet 
für Hunderttaufende, und endlich, obwohl das Sahr 1902 bereit in 
Die Zeit einer ſchweren Grundſtückskriſe für Dresden und Bororte fiel, 
wenn auch anderfeitö das in Rede ftehende Gebiet ala befonders günftig 
gelegen bezeichnet werben muß. 

Indes nicht für Dresden allein Tönnen wir derartige Dinge an- 
führen. In der ſchon mehrfach zitierten Arbeit bes Breslauer Sta- 
tiftifchen Amtes (Breslauer Statiftil, 19. Bb., III. Heft) Heißt e8 3. ©. 
— auf ©. 127 —, nachdem mitgeteilt ift, daß fi) von etwa 1893 
an in Breslau eine jehr lebhafte Grundftüdzfpefulation entwidelt hat: 
„Naturgemäß mußte diefe erhöhte Nachfrage dazu führen, baf auch 
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die Preiſe ftiegen. ... Rah ſachverſtändiger Auskunft wird 
ergänzend mitgetilt, daß auch außerhalb des Weichbildes 
ganz übermäßige PBreife gezahlt worden find.”* Weiter in 
dem gleichfalls fchon fo oft angeführten Werke von Paul Boigt „Grund⸗ 
vente und Wohnungsfrage in Berlin und feinen Vororten“ lefen wir auf 
©. 191 über die jehr ausgedehnte Charlottenburger Gemarkung: 
„Bis zum Beginn der 60er Jahre mar dag außerhalb des eigentlichen 
Baugebietes liegende Terrain im allgemeinen noch als Aderlanb oder 
gärtnerifches Land gewertet und mit 100-300 Talern per Morgen 
verfauft worden; jeit dem Ende der 60er und Anfang der 
70er Zahre gibt es in der Eharlottenburger Gemarfung 
fein Aderland mehr Die Minbeftpreife felbjt für entlegene und 
fehr große Komplexe ftellten ſich Schon damals auf etma 2000 Taler 
pro Morgen.” Und dabei dürfte felbft Heute noch faum bie Hälfte des 
überhaupt für die Bebauung in Betraht kommenden Gebietes ber 
Charlottenburger Gemarkung bebaut fein. Ferner war über Hannopver 
in einer Heinen Schrift: „Kommt der Krach?“**) von dem Königl. 
Baurat Unger auf ©. 28 ſchon 1894 zu lefen: „Die Zeiten, in welchen 
der Srundbejig in einer großen Stabt und in deren Umgebung nur 
durch Bebauung entweder mit Früchten oder mit Häufern angemefjene 
Berzinjung finden Tonnte und daher ein Handelsobjekt mar, dejjen 
Wert Iebiglich durch den wirklichen Ertrag infolge der einen oder ber 
andern dieſer Benubungsarten fich beitimmte, jind vorüber. Der 
Ertrag, welder durch Benugung oder Berpadtung Der 
Ländereien als Ader- und Gartenland zu erzielen ift, ent— 
ſpricht in ftundenmeitem Umfreife der Stadt Hannover ſchon 
längft nit mehr einer auh nur mäßigen Berzinfung des 
Berlaufsmwertes und hat daher faum noch fonderlihe Be- 
Deutung.“ 


Wie auh in mehr Iändlichen Gegenden im Gefolge der An» 
ftedlung von Induſtrie, ſtarken Emporfchnellend der Bautätigfeit 
und der ZBerfplitterung ber letzteren über ein größere® Gebiet im 
weiten Umkreiſe die bisherigen einfachen Feldfluren Bauftellenpreife 
erhalten, haben wir oben ©. 70 bei Blumenthal an der Unter- 
wejer gejeben. 

Vielfach treiben gerade große Berfehrsunternehmungen, die 
ala Haupt- oder Nebenzwed haben billige8 Bauland zu erfchließen, 


*) Das Sperren ber betreffenden Worte in dieſem und den folgenden Zitaten 


iſt von uns veranlaßt! 
**) Hannover, Manz & Lange, 189. 
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draußen die Preiſe in die Höhe. So fagte Oberbürgermeilter Adides*) 
im September 1900 auf der Berfammlung des Deutjchen Vereins für 
öffentliche Gefundheitäpflege in Trier: „Aber, meine Herren, wenn 
auch alles gefchieht, was Hier unter C2 angeregt worden ift, und wenn 
dadurch in gewiſſem Sinne auch eine ungefunde Steigerung der Boden⸗ 
preife verhütet werben kann, fo kann man fi darüber doch nicht 
täufchen, daß einige der Mittel jehr zweifchneidig find. Denn 
die Anlage von VBorortbahnen fteigert wieder die Boden- 
preife, hat mwenigfteng entfhieden die Tendenz dazu; auch 
wirken die Eingemeindungen fehr leicht nach diefer Seite hin.‘ 

In der Nähe von Berlin ift in den lebten Jahren ber Teltom- 
fanal entflanden, der bereit3 zu einer weſentlichen indujtriellen Be— 
Iebung des von ihm durchzogenen Gebietes geführt hat. Über bie 
Bodenpreisfteigerungen, die diejes Unternehmen da draußen weit vor 
ben Toren von Berlin hervorgerufen hat, in einer Gegend, die bis 
dahin wahrfcheinlich zum großen Teil rein ländlichen Charakter getragen 
hatte, teilte Dr. Laux in einem Auflage in der „Deutſchen Volksſtimme“, 
der Halbmonatsfchrift der Deutſchen Wodenreformer, in ber Nummer 
vom 5. Dezember 1903 auf ©. 710 u. 711 folgendes mit: „Die Teltow- 
Tanalverwaltung hat das Gelände, das fie für den Kanal benötigte, 
teils freihändig erworben, teil3 aber auch mußte zum Enteignungs- 
verfahren gefchritten werden. Überall ftellte fich heraus, daß die Kanal- 
verwaltung bedeutend höhere Preife zahlen mußte für diefes Kanal- 
gelände, als das Land, landwirtfchaftlich genommen, wert war! 

Diefe Fünftliche Steigerung der Preiſe ift an allen Stellen, bie 
der Kanal durchfchneidet, nachzumeifen. So erhielten in Kohlhaſen— 
brüd bie früheren bäuerliden Befiter 25°—50 M für die Duabratrute; 
für das jest durch) den Kanal „merkantil“ beeinflußte Terrain verlangt 
man heute 140 M für bie Duabratrute. In der Gemeinde Stolpe 
hat der Morgen in dem Kanalgelände einen lanbwirtfchaftlichen Wert 
von 1200 M, jebt werben verlangt 4000—6000 AM. Wiefengelände 
zwiſchen Griebnitfee und Albrechtsteerofen von landwirtichaft- 
lihem Wert von 1200 M für den Morgen mußte von der Kanal⸗ 
verwaltung mit 30004000 M ertvorben werben; gefordert murden 
fogar 5000 M. Zn Albrechtsteerofen felbft hat der Morgen ödeften 
Sandbodenz einen lanbwirtfchaftlichen Wert von 600 6; die Kanal⸗ 
verwaltung hat dafür 2000 M bezahlen mülfen. Die Berhältniffe in 
Teltow-Schönom find ja befannt und eingehend von unfrer „Deut⸗ 
ihen Volksſtimme“ (1901, ©. 573) gewürdigt. 


L Pr Beutiöhe Vierteljahrsfchrift für öffentliche Geſundheitspflege, 83. Banb, 
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Ein intereffantes Beifpiel vom Steigen der Grundrente an ben 
Kanälen gibt un Lichterfelde-Steglig. Dort kaufte der befannte 
Herr dv. arftennsLichterfelde zu Anfang ber 70er Jahre den Grund 
und Boden mit 0,50 M für den Quadratmeter; eine Terraingejellfchaft 
faufte Died auf mit 11—12 M für den Quadratmeter. Im Enteignungs- 
verfahren mußte die Ranalverwaltung 13—20 AM für ben Quadratmeter 
zahlen. 

Noch bedeutender find die Steigerungen an ber öftlichen Strede des 
Kanals, weil hier das Terrain reine® Bauland geworden if. In 
Nudow-Sohannisthal beträgt der landwirtichaftlihe Wert eines 
Morgen 800—1200 AM. Die Kanalbauverwaltung hat hier für 3000 6 
gelauft. Die Rudower Bauern haben an einen Biwifchenhändler den 
Morgen mit 45000 6 verkauft, biefer wieder an eine Terraingejell- 
ihaft mit 7—11000 H!! In Alt⸗Glienicke hat die Kanalvermaltung 
mit 3000 MA den Morgen gelauft; jetzt nad) Fertigftellung des Kanals 
gilt Hier der Morgen 9500 MH! Als Aderland gerechnet, war der 
Wert dieſes Terraing 8900 M. 

Dies find die Preigfteigerungen auf der ganzen Linie des Kanals; 
e3 ift offiziell feitgeftellt worden, daß durch ben Bau des Teltowkanals 
die Preife um das Drei» biß Bierfache geftiegen find! Allerdings hat 
bie Kanalverwaltung davon nicht? gehabt, im Gegenteil, fie hat noch 
„merlantil” beeinflußte Ertrapreife bezahlen müfjen! Alle diefe Mehr- 
werte find ohne ihr Zutun, nur weil der Kanal gerade dort durchgeführt 
wurbe, in bie Tafchen der glüdlichen Anlieger gefloffen und vor allen 
Dingen der Terraingefellfchaften, die zum Teil ſchon beitanden, zum 
Zeil aber — wie das „Induſtrie⸗Viertel Berlin-Tempelhof” und die 
„zerraingejellihaft am Teltomfanal Rudom-Kohannisthal A.G.“ — 
zur Ausbeutung des Geländes am Teltowkanal ad hoc gegründet find. 

Gerade biefe Berhältniffe find ein fchlagender Beweis für unfre 
Theorie, wie fie Pohlman in unfrer Bundesſchrift „Die vergefjene 
Grundrente“ niedergelegt hat; fie find Grundlagen von unſchätzbarem 
Werte für unfern jebt beginnenden Kampf für eine gerechte Aus⸗ 

geſtaltung „künftiger Kanalprojekte!“ 

In der Tat ſollte man bei den bevorſtehenden großen preußiſchen 
Kanalbauten durch rechtzeitigen Landerwerb des Staates und der Ge⸗ 
meinden, durch eine Wertzuwachsſteuer u. dergl. dafür ſorgen, von 
denjenigen, denen ſolche großen Landgewinne zufallen, einen angemeſſe⸗ 
nen Teil des Gemwinnes für die Allgemeinheit zu erlangen, namentlich 
aber auch dafür, durch rechtzeitige fcharfe Bauordnungs⸗ und Be 
bauungsplanbeftimmungen nad) dem Grundſatze der Gartenmäßig- 
feit zu verhüten, daß die Steigerung der Bobenpreife wiederum auf 
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biefem neuen Siedelungslande die alten Übelftände der viel zu Dichten 
Beſiedluug, des Mietlafernenbaues uſw. erzeugen. 

Noch mehr als einen Beleg könnten wir des weiteren anführen 
für das Hinausgreifen der Bodenſpekulation und beträchtlicher Boden⸗ 
preiſe weit über die gegenwärtigen Gemarkungen der großen Städte 
hinaus; aber das bisher Angeführte wird vorderhand genügen. 

Nun mag ja allerdings bei den von uns angeführten Beiſpielen 
unter dem Drud einer fpäter eintretenden Krife mehrfach auch wieder 
eine Rückbildung der PBreife fich eingeftellt haben oder ji noch 
in Zukunft einftellen. Aber es ift ſchwer zu glauben, daß diefe wieder 
bi3 zum Wdermwerte hinunterführen follte; ein fehr erheblich darüber 
Hinausgehender Kaufwert wird auch in diefen Vorortgegenden weit 
draußen, nachdem fie einmal derart geftiegen find, jedenfalls auf alle 
Fälle übrig bleiben, folange wir nicht geradezu von einer wirtfchaft- 
lichen oder politifchen Kataftrophe betroffen werden. Das ift auch 
nad) Analogie der Vorgänge in ber Berliner Umgegend in der 70er 
Krife anzunehmen, über die Paul Voigt fi auf ©. 119/20 feines 
Werkes wie folgt ausfpricht: „Durch die Gründerjahre wurde in voll⸗ 
ftändiger Berfälfchung der urjprünglih an bie englifhen Baugenoffen- 
ſchaften anfnüpfenden Ideen die Ara der Tapitaliftifhen Terrain- 
jpetulanten für die Berliner Umgegend eingeleitet. Ein großer Teil 
de3 Grund und Bodens kam in die Hände gewerbsmäßiger Terrain- 
ſpekulanten. Mit einem Schlage wurden die Grunbbefiger der Um⸗ 
gegend über die Möglichkeit, durch Verwandlung ihrer Sandfchollen 
in Bauland fabelhafte Reichtümer zu erwerben, aufgeflätt. Die Wert- 
begriffe erfuhren eine vollftändige Umgejtaltung ; die Bodenpreisbilbung 
vollzog fih jest überall unter Rückſicht auf die Möglichkeit der zu 
fünftigen Verwertung al3 Bauland. Wohl trat in der zweiten Hälfte 
ber 70er Sabre ein ftarles Sinken der Bodenpreife ein; an vereinzelten 
Stellen fand fogar zeitweife eine Nüdbildung zum Ackerwert ftatt. 
Im allgemeinen aber hielten begreiflichermweife die Grund— 
befier überall dort, wo einmal eine intenfivere Terrain» 
ſpekulation eingefett hatte, an der Bewertung ihrer Län— 
dereien ald Bauland feit, wenn fie auch zu erheblich niedrigeren 
Preiſen als in den Gründerjahren zu verlaufen bereit waren.” 

Andrerjeit3 darf man freilich nach den vorftehenden Ausführungen 
nicht etwa annehmen, daß nun überall in weitem Umfreife um die 
größeren Städte bei uns das unbebaute Land bereit? ungehenerliche 
Preife erreicht habe. Es ift vielmehr eine fehr bemerfenömwerte und 
troftreihe Tatſache, Daß es verichiedene Belege jehr wahrſcheinlich 
machen, daß namentlih größere Komplere unaufgefchlofjenen, un⸗ 
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bebauten Landes in der Nachbarſchaft unjrer großen Städte auch heute 
noch vielfach erft einen Preisjtand erreicht haben, ber zwar an fid 
hoch fein mag, im Bergleih zu den üblichen Preifen ber Dicht vor 
der Bebauung ftehenden Baujtellen aber jedenfalls fehr niedrig if, — 
auh wenn man die Koſten in Nüdficht zieht, welche die Umwandlung 
jener Flächen in richtige Bauftellen durch Abtretung des Straßenlandes 
und die Koften bes Straßenbaues auf alle Fälle noch verurfachen würbe, 

Sn dem 1903 erfchienenen Ergänzungshefte II der Eharlottenburger 
Statiftit (Charlottenburg, Karl Uri & Eo.), das eine Reihe wertvoller 
graphifch-ftatiftifcher Tafeln enthält, findet fich 3. B. auf Tafel 17 eine 
Darftellung be3 Wertes des unbebauten Bodens in ben einzelnen Stabt- 
bezirten des Charlottenburger Weichbildes nach der Einjhägung für 
die dortige kommunale Grundfteuer nach dem gemeinen Werte. Aus 
diefer Tafel, die fich auf das Jahr 1901 bezieht, geht hervor, daß 
damals noch in annähernd ber Hälfte bes Charlottenburger Weichbildeg, 
in den weiten Bezirken nördlich der Spree und im Stadtteil Weitend, 
ber Wert des Quadratmeters unbebauten Bodens nur auf weniger als 
10 A geichäßt wurde, in Weftend z. B. auf 6,26 M, Am Königsdamm 
füblih auf 5,56 4, Am Königsdamm nörbli gar nur auf 4,67 M. 
Und in einem weiteren großen Teile bes Weichbildes, in Kalowswerder, 
Martinifenfelde, Halbinfel ftand ber Wert des unbebauten Quadrat⸗ 
meterö immerhin erft zwiſchen 10 und 20 AM. Und bag, obwohl in 
biefem ganzen Gebiete, namentlich aber in dem legtermähnten Teile, 
bereit3 Anfänge der Bebauung und Aufſchließung vorhanden. find. 
Demgegenüber wurde der Wert des Duabratmeterd ber unbebauten 
Grundftüde in den Stadtgegenden, wo es ſich vermutlich im wefentlichen 
um nahe vor der Bebauung ftehende fertige Bauftellen handelte, weit, 
weit höher geſchätzt — 3. B. im Schloßviertel Nr. 1 (de3 Plans) 
auf 33 M, Kurfürftendbamm Nr. 3 auf 54 M, in der Inneren Stabt 
Nr. 13 auf 64 M, Lübom Nr. 3 auf 56 M, bei ben weiter innen 
gelegenen Grundftüden aber noch meit höher, z. B. Hochſchulviertel 
Nr. 1: 71 M, DOfiviertel Nr. 5: 88 M, Dftoiertel Nr. 2: 125 A 
und Innere Stadt Nr. 4 endlich fogar 178 M. Demgegenüber bemerfte 
über Charlottenburg Paul Voigt einige Beit vorher fehr richtig auf 
S. 216 feines Werkes: „ebenfalls find die Bodenpreife in dem nörd- 
lich der Hamburger Bahn und der Spandauer Ehauffee belegenen Gebiet 
derartig niedrig, daß fich noch, jetzt bie fchärfften baupolizeilichen Be⸗ 
ſchränkungen ohne pofitive Vermögensverluſte für die Grundbefiger 
einführen ließen, zumal ſich das Terrain großenteild noch, in den Händen 
der ehemaligen Aderbürger befindet. Zum mindeiten aber jollte dieſes 
Gebiet dem Vororthochbau (4 Stod, 5/5, ber Fläche bebaubar) unter- 

Die Wohnungdfrage und dad Reid, 8. Heft. 6 
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worfen werben, bei bem die Grundeigentümer immer noch viele Mil« 
lionen gewinnen würden, da fi) der Duadratmeter auch in den Arbeiter- 
vierteln des Vororthochbaues auf mindeſtens 30—40 M ftellt. Die 
Grundbefiter würden alſo nicht gefrhädigt, dem Gemeinwohl aber 
würde erheblich genüßt, wenn ein derartig großes Gebiet, das mit Dem 
Landhausbezirk von Weftend zufammen mehr ald die Hälfte des Char- 
fottenburger Weichbildes umfaßt, der intenfivften Bebauung entzogen 
würde.” 

Sn Breslau Zofteten nad) der Breslauer Statiftit (19. Bb., 
II. Heft, ©. 12) die in den Jahren 1891—95 aufgelafjenen unbebauten 
Parzellen, die zwar innerhalb des Stadtgebietes, aber mehr ald 2 km 
entfernt vom Rathauſe lagen, im Durchſchnitt pro Quadratmeter nur 
5 AM. Hierunter find aber noch viele richtige Bauftellen einbegriffen. 
Nimmt man nur die Parzellen, die über 5000 qm groß waren und 
bie daher vermutlih nur noch ganz wenige aufgefchloffene, fertige 
Bauftellen enthielten, fo ftellt fih ein Preis von nur 3 M pro Duabrat- 
meter heraus. Nun ift allerdings, wie wir oben gefehen haben, gerabe 
nad 1895 der Preis des unbebauten Landes in Breslau beträchtlich 
gefliegen; aber er tft nach 1900 vermutlich bereitö mieder gefallen, 
und wir dürfen annehmen, daß auch heute noch im Breslauer Stabt- 
bezirke, mindeſtens aber in feiner nächften Nachbarſchaft größere Land⸗ 
tomplere zu mäßigen Preifen zu haben find — freihändig, und erft 
recht natürlih in der Zwangsverſteigerung. 

Über Elberfeld fagt Dr. R. EHerftadt in feinem Buche „Rheiniſche 
Vohnverhältniffe” (Jena, ©. Fiſcher, 1903) auf ©. 72: „In den ent- 
fernteren Wußenbezirten (b. 5. bes Elberfelder Weichbildes) find in 
ben legten Jahren große zufammenhängende Gelaändeflächen zu Spe- 
kulationszwecken angelauft worden; die angelegten Preife betragen je 
nach Lage 4 M (Katernberg, Norden) bis 8 AM (Süden) für ungeregeltes 
Gelände, alfo ohne Straßenkoften.” Der Preis der fertigen, aufe 
geſchloſſenen Bauftellen in den Elberfelder Außenbezirken betrug da⸗ 
gegen in den Jahren 1900-1902 nad) ber gleihen Quelle etwa 
20—50 M. 

Für die Umgegend von Dresden tft ung felber im Yrühjahre 1902 
bei unfern Nachforſchungen dort mitgeteilt worden, daß die Hänge 
und Hochebenen außerhalb ber Dresdener Gemarkung, welche die oben 
befprochene Efbebene zwifchen Dresden und Pirna in einer Entfernung 
von etwa 1—5 km vom Fluffe begleiten, damals in der Hauptfache noch, 
landwirtſchaftliche Preife Hatten. 

Nach diefen Belegen, zu denen fich noch andre fügen Tiefen, barf 
man wohl annehmen, daß in weitem Umfange felbft bei den Großftäbten 
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Deutſchlands, teils innerhalb ihrer Gemarkung, teils und namentlich 
aber in naher Nachbarſchaft derſelben, noch große Flächen erſt einen 
Preisſtand erreicht haben, der eine ganz anders weiträumige und garten⸗ 
mäßige Bebauung, als fie in dieſen Städten bisher üblich iſt, zulaſſen 
und der fie überhaupt geeignet machen würde, als Grundlage einer 
wenigfteng einigermaßen eingreifenden Neform zu dienen. Voraus⸗ 
fegung allerdings wäre wohl, was bie Erwerbung anlangt, daß diefe 
in großen, gleich in ganzen zufammenhängenden geichlofienen Land- 
fompleren, am beiten ganzen Landgütern, erfolgte. Hier eröffnet fi 
bei jchnellem Eingreifen, namentlich duch einfchneidende Bauord- 
nung3- und Bebauungsplandeihränkungen nad, dem Grund» 
faße der Gartenmäßigkeit, ein Feld für wirkliche reformatorifche Taten! — 

Wir wenden uns nad) dem allen zum Schluffe auf Grund einer 
flühtigen Durchſicht des Materiald noch kurz der Erörterung des 
Berhältniffes zwiſchen dem Kaufwerte zu, den ein und dieſelben 
Srundftüde als Bauftellen dicht vor der Bebauung haben und dem, 
den ihr Boden dann fpäter hat, nach der Bebauung. Mit legterem 
Werte ift natikelich der Grunbrentenfaufmert gemeint. Als „Kaufwert“ 
und „Orundrentenlaufwert‘ betrachten wir jedoch in dieſer Eröterung 
bier nur den auf Grundlage ber freihändigen Verkäufe feftgeitellten Wert. 

An und für fi) follte man denken, daß im allgemeinen der Grund- 
rentenlaufwert des Bodens eines bebauten Grundftüdes bald nach der 
Bebauung nicht unerheblich höher fein müßte, als der Kaufwert des 
Grundftüdes ala Bauftelle dicht vor der Bebauung. Denn folange ein 
Grundflüd unbebaut ift, muß doch immer noch die Unficherheit, ob 
und wann die Bebauung eintreten und tatfächlich durchgeführt fein 
wird, preisdrüdend wirken. Aber dem mwiberfprechen anfcheinend einige 
Stellen bei P. Boigt, „Grundrente und Wohnungsfrage uſw.“, in denen 
in der Hauptfache auch nur auf Grundlage von freihändigen Verkäufen 
feftgeftellte Werte zur Erörterung ftehen dürften. In diefem Werke 
leſen wir nämlich auf ©. 230 über den innerhalb der Berliner Stadt- 
gemarfung gelegenen Teil des Rurfürftendammes: „Nach der Bebauung 
ift eine weſentliche Wertfteigerung bes Grund und Bodens nicht 
mehr eingetreten. Auch am Kurfürftendamm zeigt fich die Erfcheinung, 
ber wir fo Häufig in Berlin begegnen. Die Terrainfpelulation verſteht 
ed, die Bodenpreife biß zu ber bei der gegebenen baulichen Ausnugung 
überhaupt noch möglichen Höhe zu treiben.” Und über einige Char⸗ 
Iottenburger Straßen jagt P. Voigt auf ©. 211/12, indem er den 
berechneten Bodenwert bei bebauten Grundftüden „mit den Bauftellen- 
preifen” vergleicht, „wie fie unmittelbar vor Errichtung eines Hauſes 
in ben betreffenden Straßen gezahlt wurden”, zunächſt zwar: „Vergleicht 
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man den berechneten Bodenwert, wie er fich nad) Errichtung und mehr- 
Strohmann des Terrainfpefulanten war, gingen bie Bauftellenpreife 
fo ergibt jich, daß die Bauftellenpreife dort, mo ein potenter Bauunter- 
nehmer auf eigenes Riſiko das Gebäude errichtet hat, faſt immer 
wefentlich niedriger als die berechneten Bodenwerte waren”; aber 
dann heißt es weiter: „Wo dagegen der Bauunternehmer lediglich ein 
Strohmann bes Terrainfpelulanten war, gingen die Bauftellenpreife 
über den nachher erzielten faktiichen Bodenwert noch hinaus oder kamen 
ihm wenigften3 fehr nahe. Endlich und vor allem ift auf ©. 242 zu 
lefen: „Die Preisbildung in der Kolonie Grunewald hat fich wie in 
allen ber Bebauung neu erfchloffenen Gegenden abweichend von ber 
Preishildung in älteren Bebauungsgebieten vollzogen. Hier (gemeint 
find eben dieſe älteren Bebauungsgebiete!) find die Terrainfpefulanten 
über die ungefähr mögliche Höhe des aus der Art ber baulichen Wus- 
nutzung refultierenden Bodenpreijes unterrichtet und laffen die Bauftelle 
an den Erbauer eines Haufes nur zu einem wenig unter bem Marimum 
bleibenden Breife ab.“ Im übrigen ift es vielleicht nicht überflüfftg 
anzumerlen, daß ber „Vodenwert“ ber bebauten Grundftüde bei P. Voigt 
wentifh ift mit unjerem Grundrentenkaufwerte hier. 

Ande3 vermögen wir in diefen Stellen von P. Voigt doch feine 
rechte Widerlegung unfrer zuerst ausgefprochenen Vermutung zu er- 
bliden, daß der Kaufwert der Bauftelle dicht vor der Bebauung im 
allgemeinen nicht unerheblich niedriger fein müfje, ala der Grundrenten- 
kaufwert derjelben Stelle in bebautem Zuſtande kurze Zeit nachher. 
Die P. Boigtfchen „Bodenwerte“ der bebauten Grundftüde in den 
obigen Zitaten find gewonnen durch Abzug des Gebäubewertes vom 
„gemeinen Werte” der ganzen bebauten Grundftüde. Diefe gemeinen 
Werte find aber aller Wahrjcheinlichteit nach*) nicht unerheblich 
niedriger, als die tatfächlichen freihändigen Berläufe, und dad muß 
jih dann natürlih auch auf die auf diefer Grundlage beruhenden 
berechneten ‚‚Bobenmwerte” übertragen. Die von P. Boigt zum Ver⸗ 
gleiche herangewgenen Bauftellenpreije find aber wahrfcheinlih im 
wefentlihen einfach freihändige Verkaufspreiſe und derart könnte fich 
ihr Hinaufragen bis auf und über das Niveau der Grundrentenkauf⸗ 
werte zwanglos erflären. | 

Nun liegen zwar auch noch aus anbern Städten Andeutungen. in 
der Richtung eines Gegenbeweijes gegen unfre an die Spitze geftellte 
Vermutung vor. In den Preifen ber Dresdener Bodenſpekulation gibt 
es ein etwas berbes Wort: „Die Bauftelle hat Wert, das Yaus ift 


*) Siehe Breslauer Statiftil, 19. Bd., IH. Heft, ©. 112, und in Ber 
bindung damit P. Voigt, S. 5, beſonders die Anmerkung. 
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Drei.” Allein das ift Doch nur eine vage Äußerung, auf bie man 
feinen Beweis bauen Tann. Ferner jagt Fritz Trefzer, der in einer 
1894 erfchienenen Heinen Arbeit*) für die Stadt Bern bie „Bodenwerte“ 
bei bebauten Grundftüden in befannter Weife durch Abzug der Gebäude⸗ 
werte von den Gefamtpreifen (bei freihänbigen Verkäufen) berechnet 
und auch die Preife des unbebauten Landes verfolgt hat, auf ©. 10: 
„Wir Tonftatieren ferner, daß da, wo die indirelt durch Rechnung ge- 
fundenen Preife mit denen des zunächft gelegenen offenen Landes ver⸗ 
gliden werden konnten, gar feine oder nur fehr geringe Differenzen 
bervortraten.” Aber bier ift wiederum nit fo recht Har, was mit 
„offenem Lande” gemeint if, ob nur — wie es einzig richtig wäre — 
aufgefchloffenes, richtige, fertige Bauftellen darftellendes oder auch un⸗ 
aufgefchloffenes. Auch ift der Ausbrud „Fehr geringe Differenzen” 
zu unbeftinmt. Kurz, ein richtiger Gegenbeweis gegen die von ung 
ausgefprochene Vermutung ift, nad) flüchtiger Durchficht des ung vor- 
liegenden Materiald wenigſtens, wohl kaum zu erbringen. 


Wahrſcheinlich Liegt die Sache vielmehr fo, wie fie oben in ber 


einen Stelle von P. Voigt eigentlich ſchon ausgedrädt ift: normaler 
und foliber Weiſe ift der Bauftellenpreis dicht vor der Bebauung ein 
Stück niedriger ald nachher ber Grundrentenkaufwert desfelben Bodens 
in bebauten Zuſtande. Mber in den allerdings wohl recht häufigen 
Fällen, wo mit Hilfe des Bauſchwindels die Bauftellenpreife vor ber 
Bebauung ſchwindelhaft in die Höhe getrieben find, erreichen fie das 
Niveau bed bald nach ber Bebauung vorhandenen Grundrentenkauf⸗ 
wertes, ja überfteigen e8 oft. In biefen Fällen tritt dann eben erft 
durch die Bebauung und den tatſächlichen Ertrag des Haufes jene 
Feftftellung, daß ber Bauftellenpreis unhaltbar hoch war, ein, bie ſchon 
vor der Bebauung hätte maßgebend fein follen. 


Schkußwort zu Rapitel 3 und 4. 
Borbemerkung. 
Die Vorbemerlungen 1 und 2 zum 4. Kapitel gelten auch hier. 





Wir find am Ende unſres erften, die Tatjachen der Wertentwid- 
lung bejchreibenden Teiles. Wir haben die gewaltige Bewegung ber 


so’ Die Srundpreife in der Stabt Bern. Bafel, Verlag von Dr. 9. Müller, 
ı . 
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Kaufwerte des bebauten wie des unbebauten Bodens in den aufblühenden 
Städten Deutſchlands in den letzten Jahrzehnten an unſern Augen 
vorüberziehen laſſen. Wohin wir auch blicken, faſt in allen dieſen Orten, 
in großen wie in kleinen, ein machtvolles Aufſteigen. Zwar zeigen ſich 
innerhalb längerer Perioden in der Regel auch Rückſchläge; namentlich 
die 70er Kriſe macht einen Einſchnitt, und das ganze Aufſteigen ſcheint, 
wenn man längere Zeiten ins Auge faßt, mehr die Geitalt mellenförmig 
auffteigender Terraſſen al3 die eines ununterbrochen anfteigenden Berg⸗ 
rüdens zu haben. Uber im allgemeinen ift die Linie der Entwicklung 
doch eine ſtark aufiteigende, ſowohl bei bem bebauten wie bei dem 
unbebauten*) Boden, darüber Tann fein ‘Yiweifel fein. 

Natürlich muß diefe Entwidlung auf große Gewinne für die glüd- 
lichen Beſitzer des Bodens hinwirken, aber diefe Gewinnausſichten 
werben noch verftärkt durch einen andern Umftand, auf den bisher zu 
wenig geachtet worden ift. In den Zeiten ungünitiger, verluftbringender 
Preife ift nämlich anjcheinend trog vermutlicden ſtarken Anſchwellens 
ber Biwangöperfteigerungen die Zahl der Umſätze fehr viel Heiner als 
umgelehrt in den Zeiten Hoher, geminnbringender Preiſe. E3 wäre 
ehr zu wünſchen, daß bald einmal auf diefe recht ſchwierige Kom⸗ 
bination zwiſchen Preisentwicklung und Umfabhäufigfeit unter dem 
Geſichtspunkte von Gewinn und Berluft für die Bodenbeſitzer näher 
eingegangen würde. Wir müfjfen und hier damit begnügen, zu wieder⸗ 
holen, daß unfres Erachten? durch diefe Geftaltung der Umfaghäufigfeit 
bie Gewinnchancen ber Grundſtücksbeſitzer erheblich vermehrt werben. 

Allerdingd darf man andrerſeits Preisdifferenzen zugunften ber 
Bejiter nicht ohne weiteres und ohne jeden Abzug ald Gewinn biejer 
buchen. Bei unbebauten Grundftüden fpielt Hier — wenigſtens privat- 
wirtihaftlid — die Frage, wieviel der Befiger während der Zeit 
feines Beſitzes an Zinſen und Binfeszinfen zugefebt hat, eine große 
Rolle; und bei bebauten brängt fi) die Erwägung auf, ob die Kauf- 
wertfleigerung des Bodens nicht vielleicht öfter die Amortifation des 


*) Nach Abfchluß dieſer Unterfuchungen wird und von befreundeter Seite 
bemerkt, daß für die Kaufmwertentwidlung des unbebauten Bodens die wellen- 
förmige Terrafjierung früher wohl zutreffe, daß aber neuerbing® infolge bes 
Eingreifend der großen Banken in die Terrainunternehmung und Boden⸗ 
fpefulation ein Fallen der Preiſe überhaupt nicht mehr vorlomme, fonbern ftatt 
befien nur noch ein Stilftehen, eine Stagnation der Breife vor dem neuen 
Aufftiege. Diejer Einwand dürfte fih nun allerdings wohl nur für eine An- 
zahl großer Städte erheben laſſen und bedarf auch für dieſe natürlich noch 
eingehenver Prüfung. Immerhin erfcheint er nicht ganz unbeacdhtlich, und des: 
wegen wollten wir ibn hier wenigftend erwähnen, wenn wir uns auch auf eine 
nähere Erörterung nicht mehr einlaflen können. 
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Gebäudes erfegen muß, indem dieſe möglicherweife nicht felten in dem 
laufenden Mietertrage nicht enthalten ift. Wir hoffen, auf diefe Fragen 
im dritten Abſchnitte Diefer Arbeit noch etwas näher eingehen zu können. 

Uber auch fonft fehlt es dem Bilde der Kaufwertentwidlung, das 
fi, von ber Seite der glüdlichen Beſitzer her betrachtet, als fo glänzend 
darftellt, nicht an Schatten. Bor allem ift hier die hohe Verſchuldung 
— und nit nur die der bebauten Grundftüde! — zu nennen: eine 
ungemein wichtige Yrage, guf die wir aus Zeitmangel hier leider gar 
nicht eingehen Tonnten. 

Und dann ift nicht zu vergeffen, worauf jchon in den Borbemer- 
tungen zu Kap. 3 und 4 hingewiefen worden ift, daß ben aufblühenden 
und an Volkszahl zunehmenden Städten Deutſchlands in den legten 
Sahrzehnten doch auch eine ganze Anzahl ftillftehender oder gar ab⸗ 
nebmender gegenübergeitanden haben. Man wird annehmen dürfen, 
daß in diefen im allgemeinen kein Fortichreiten der Grundrenten⸗ 
faufwerte und der Kaufiwerte des Baulandes, fondern Gtillftand und 
Rückgang, keine Gewinne, fondern weit eher Verluſte zu ‚verzeichnen 
find. Zur vollswirtfchaftlihden Gefamtbilanz gehören aber auch fie! — 

Aber freilich — das dürfen wir wohl, auch ohne ung nähere Kennt⸗ 
nid von dem eben erwähnten Borgange zu verſchaffen, jagen —: ber 
Grundton bes Wildes bleibt immer, trog Rüdichlägen, trog mancher 
Einwände im einzelnen, troß ber Verſchuldung und troß ftillftehender 
oder zurüdgehender Städte, eine ungeheure Wertzunahme bes 
ftäbtifchen Bodens im ganzen in Deutfchland und ein Einheimfen 
riefiger unverbienter Gewinne bajelbft! 


Zweiter Abſchnitt. 


Umsre Stadterweiterung und ihr System. 


Fünftes Kapitel. 


Gefitzverbaktniſſe und Gefitz zerſplitterung. 
Vorbemerkungen zum fünften Kapitel. 
1. Die Ausführungen dieſes Kapitels beziehen ſich nur auf das Deutſche 
ei 


2. Ebenfo beziehen fich diefe Ausführungen naturgemäß nur auf die an- 
wachſenden Orte des Deutichen Reiches — es fei denn, daß der Zuſammen⸗ 
hang deutlich etwas anderes ergibt. 


Da unten, da liegt ſie, die Stadt! Wir ſchauen vom Berge auf 
fie hinunter. Wie ein großes, vielgliedriges, gefräßiges Ungeheuer 
liegt fie da zwilchen den grünen Fluren: an den großen Landftraßen 
entlang redt es feine langen Fangarme, in der Mitte liegt der un- 
förmliche Körper zufanrmengeballt; Rauch und Dunft fchweben um fie 
ber, ein dumpfes, verworrenes Dröhnen durchzittert von ihr aus 
unabläffig die Luft. Und in ihrem Innern, da ringt und flutet es 
von Leben aller Art: auf den Straßen drängen und ftoßen fich Die 
Menſchen, rattern die Wagen, fchellt die „Elektriſche“; in den Häufern 
wird gehandelt, gearbeitet, gelacht, geweint, da halten Tod und Leben 
wechjelweife ihren Einzug, da fpielt fi) der ganze „Jahrmarkt des 
Lebens‘ ab, mit allen feinen Mbftufungen vom Erhabenen bis zum 
Lächerlichen, von der Verzweiflung bis zur zitternden höchiten Freude. 

Und alljährlich wächſt diefes gefräßige Ungeheuer „Stadt”! Fine 
der umgebenden Fluren nad) der andern verfchlingt ed. Alte Leute, 
bie lange nicht in ihrer Heimat waren, faffen fi) an den Kopf, wenn 
fie endlich zurückkehren: mo find die Fluren, wo fie als Kinder fpielten, 
wo ber Garten bes Nachbars, aus dem fie Birnen und Apfel ftibigten ? 
ort, verſchwunden, bebaut! Wo find die idyllifchen Ausflugsorte ihrer 
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Kindheit nahe vor den Toren? Längft mit bampfenden Fabriken 
bejegt, mit gewerbreihen Vorſtädten, mo die Säge kreiſcht und ber 
Hammer bröhnt. Und fo geht es meiter mit biefem Wachstum, Jahr 
um Jahr! — 

Und wir nehmen das alles fo ruhig hin, ala etwas GSelbftverjtänd- 
liches, ohne ung viel Sorgen und Gedanken darum zu machen. Und 
doch werben biefem ganzen Vorgange nicht viele in der langen Geſchichte 
unſres Volkes an Bedeutung gleihlommen! Und nicht nur das: diefer 
von uns fo gleichmütig Hingenommene Borgang ftellt ſchon in dem 
rein Äußeren Wachsſtum der Stadt ein ſchweres und wichtiges Stüd 
Geihichte dar, da3 voll ift von Mühen und Widermwärtigleiten, voll 
it aber vor allem von erbitterten Interejfenfämpfen und von Wus- 
fchreitungen des menſchlichen Eigennutzes mannigfachfter Art. 

Ya, fie wächſt, die Stadt, alljährlid — aber das it feine jo ganz 
einfache Sache. So, wie fie daliegt, ift fie Hineingefegt in eine Flur, 
die ihrerfeits oft eine mehr als taufendjährige Geſchichte Hinter fich 
Bat und die für deren Bedürfniſſe zugefchnitten mar, aber nicht für 
da3, eine wachſende Stadt von Behntaufenden und Hunberttaufenden 
in fi aufzunehmen. Und nur langjam und unter großen Mühen und 
ſchweren Kämpfen, Stüd für Stüd, geht die Ummandlung der alten 
Bauern- und Gärtnerflur in geordnete ſtädtiſche Grundſtücke vor ſich. 
Schon rein techniſch erheben ſich mancherlei Schwierigkeiten. Da find 
Straßen verjchiedener Urt und Güte zu bauen, bie verjchiedenften 
Sorten von Pflafter, Bürgerfteig und Straßenbefeitigung fommen in 
Frage, Höhen- und Tiefenverhältniffe müffen berüdjichtigt werden; 
Verkehr, Schönheit, Feuerficherheit, alles verlangt fein Recht. Und 
dann die Berforgungsnege und die Ranalifation! Die Abwäſſer, die 
Auswurfftoffe, der Müll müfjen befeitigt, Wafjer, Gas, Eleltrizität 
müffen zugeführt werben. Dazu find Schleufen, Rohre, Dämme er- 
Torderlih, ein ganzes, bis ins Feinſte verälteltes Net von großen und 
Heinen Kanälen und Leitungen aller Art ift nötig. Sa, dieſe Auf 
gaben drängen fich fogar am allermeiften auf, denn jie liegen auf dem 
Gebiete der Hygiene und von ihrer glüdlichen Löfung hängen Leben 
und Gefundheit der immer ftärfer anfchmwellenden ſtädtiſchen Maſſen ab. 

Sind derart die technifchen Aufgaben fchwierig, fo find es Die 
rechtlichen nicht minder. All das eben Ungeführte muß geleitet, gebaut, 
geſchaffen werden auf Yluren hinaus, die von Haus aus in der Regel 
nicht einem oder zwei, fondern Dutzenden, ja Hunderten von Befigern 
gehören. Gewiß find viele davon willig, aber viele andre find auch 
ftörrifch, eigenfinnig, habgierig, uneinfihtig. Die Anwendung redit- 
licher Zwangsgewalt aber ift koftfpielig und hängt von allerhand Voraus⸗ 
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ſetzungen ab. So iſt man immer wieder auf Verhandeln, Begütigen, 
Uberreden, Entſchädigen angewieſen; vieles gelingt erſt beim zweiten, 
dritten, vierten, zehnten Anlaufe, andres gar nicht, und noch nach 
Jahrzehnten und vermutlich ſogar Jahrhunderten wird die Stadt die 
Wunden und Verunſtaltungen an ihrem Leibe zeigen, die ihr ſo zu⸗ 
gefügt worden find. Mögen die Schwierigleiten dort größer und da 
Heiner fein, aber vorhanden find fie ficherlich überall. Noch mühſamer 
unb ſchwerer aber als die doch immerhin mit Autorität und Zwangs⸗ 
gewalt ausgeftattete öffentliche Behörde Hat oft die private Tätigkeit 
zu kämpfen. Denn ber beinahe wichtigite Teil der ganzen Gtadt- 
erweiterung, die Bereinigung der zahlreichen, bisher nad) landwirt⸗ 
Ihaftlihen, gärtnerifchen und dergleichen Geſichtspunkten geformten 
Befigftüde, in melde die umgebenden Fluren zerfallen, in richtige, 
ordnungsmäßige Baublöde und wiederum deren Zerlegung in richtige 
anbaufähige einzelne Bauftellen, alſo biefer beinahe wichtigfte Teil 
ber Stabtermweiterung ift — ein denkwürdiges Zeugnis für die privat- 
Tapitaliftifche Verblendung unjrer Epoche ! — im allgemeinen überwiegend 
der privaten Tätigfeit überlaffen. Hier ift das Feld der Terraingefell- 
ſchaften und ber einzelnen privaten „Aufichließenden”. Sie bilden, wenn 
auch nicht ausschließlich, fo doch großenteild die fogenannte Boden- 
fpefulation. Diefe ift bei una mehr und mehr beinahe von aller Welt an- 
geflagt und gefehmäht worden und wir werden in einem jpäteren Kapitel 
fehen, mit wie viel oder wie wenig Recht. Aber das eine fei doch ſchon 
hier gejagt, daß jedenfall3 ber eben erwähnte Teil der Bodenſpekulation 
mit fehr großen Schwierigkeiten zu fämpfen hat. Da ihm natürlich noch 
viel weniger als der öffentlichen Behörde rechtliche Zwangsgewalt zufteht, 
um Die zahlloſen wider- und audeinunderftrebenden Terrainbefiger, 
mit denen der Aufichließende es ſehr oft zu tun hat, fih willig und 
gefügig zu machen, fo gehört für diefen Teil der Bodenfpefulation wohl 
meift ein auferordentlicher Aufwand von Geld, Zeit, Mühe, Geduld, 
Menichenfenntnis, Lift und Gefchid dazu, um zum Ziele zu fommen, 
zumal weiterhin das Terrain nit nur zufammenzubringen, ſondern 
auch wieder durch Berfauf zu verwerten iſt. 

Diefe Verhältniſſe und Schwierigkeiten find ed, mit denen bie 
Stadterweiterung zu tun hat, und auf fie und den ganzen Vorgang 
ber Stabterweiterung müſſen wir jet etwas näher eingehen. Zuvor 
aber find noch einige Begriffsbeftimmungen zu geben für Begriffe, 
mit benen nun fortdbauernd zu arbeiten iſt. Wir gebraudhen nämlich 
die folgenden Begriffe im fünften und den folgenden Kapiteln, ſoweit 
nicht deutlih aus dem Zuſammenhange etwas andres hervorgeht, 
durchweg in dem hier nachftehend angegebenen Sinne, während in 
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den voranftehenden Kapiteln eventuell auch einmal eine Abweichung 
von diefem Sinne vorkommen kann. Dabei wollen wir nicht behaupten, 
daß man „Stadterweiterung” und „Aufſchließung“ nicht vielleicht auch 
noch etwas anders definieren könne; für unjre Zwecke halten wir aber 
die nachfolgenden Definitionen für genügend. 

1. Unter „Stadterweiterung” verftehen wir die Gejamtheit 
der auf die Gewinnung neuer Baugebiete durch Umwandlung bis dahin 
rohen Feldes u. dergl. in fertige, bebauungsfähige einzelne Bauftellen 
und Darbietung diefer an die Bautätigfeit gerichteten oder wenigſtens 
aus diefem Anlaß erfolgenden mirtfchaftlichen, rechtlichen und tech“ 
nifhen Maßnahmen. &8 gehören zu ihr alfo ſowohl behördliche Maß- 
regeln, wie die Aufftellung von Bebauungsplänen und die häufig von 
den Gemeinden felber übernommene Ausführung des Straßenbaues, 
wie andrerjeit3 private Tätigleiten, wie die Tätigfeit der Terraingejell- 
fhaften ufw. Nicht mehr zur Stadtermweiterung rechnen wir die eigent- 
fihe Bautätigkeit, wohl aber ſämtliche Beſitzwechſel in Grundftüden, 
die aus Anlaß dieſes ganzen Ummandlungsprozefied erfolgen, big 
zu und mit benen, durch welche die Bauftellen in die Hand des endlichen 
Bauenden fommen. Allerdings find viele von dieſen Befigmwechjeln rein 
fpefulativer Urt und verfolgen gar nicht den Zweck, dad Land der Auf 
Schließung oder die Bauftelle der Bautätigkeit zuzuführen, und tragen 
mithin zur Stabterweiterung eigentlich auch nicht bei; ebenfo kann 
man rein logijch fragen, ob es richtig ift, wenn man einmal die Bau— 
tätigfeit nicht zur Stadtermweiterung rechnet, den nad) Schaffung einer 
fertigen Baujtelle erfolgenden Bejigübergang in die Hand des endlichen 
Bauenben noch mit zur Stadterweiterung zu rechnen, ftatt zur Bau⸗ 
tätigleit. Aber Gründe der praftifchen Vereinfachung der Erörterungen 
laffen das eine wie das andre angezeigt erfcheinen. Endlich gebrauden 
wir den Ausdrud Stadtermweiterung, fomweit nicht au8 dem Zufammen- 
hange beutli etwas andre hervorgeht, nit nur für eigentliche 
Städte, fondern für Orte aller Art, auch für Dörfer, alſo allgemein 
im Sinne von Ört3ermweiterung. 

2. Unter „Aufſchließung“ dagegen veritehen mir die Ge— 
famtheit der auf Umwandlung des bis dahin rohen Feldes u. bergl. 
in fertige bebauungsfähige Bauftellen und deren ſpätere entfprechende 
Berwertung direft gerichteten — wirtjchaftlidhen, rechtlichen und tedh- 
niihen — Maßnahmen, und auch hier beichränfen wir ung nicht auf 
die eigentlichen Städte, fondern wenden den Begriff auf Orte aller 
Art an; ebenfo fchließen wir auch hier die eigentliche Bautätigkeit aus. 
Es leuchtet ein, daß die Aufſchließung ſich großenteil3 mit der Stadt⸗ 
erweiterung dedt. Aber doch nicht vollftändig. Aufſchließung ift ein 
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engerer Begriff als Stadterweiterung. Es fcheiden aus einmal bie 
rein ſpekulativen Beſitzwechſel, die nicht zum Bivede, fondern nur 
aus Anlaß der Umwandlung de3 Landes in Bauftellen erfolgen; 
und es ſcheiden weiter aus bie Maßnahmen, die mehr als Voraus⸗ 
fegung denn als Ausführung diefer Umwandlung erjcheinen, vor allem 
häufig die Wufftellung bes Bebauungsplanes. Außerdem fieht man 
bei ber Stabterweiterung die ganze Angelegenheit mehr unter dem 
Geſichtspunkte der öffentlich-rechtlichen Aufgabe einer ſachgemäßen Er⸗ 
weiterung bed Gemeinweſens, bei der Aufichliegung dagegen miſcht 
fih ſtark ber Geſichtspunkt der privaten Terrainunternehmung ein. 

3. Die Ausdrüde „Beſitz“ und „Befiter‘ werden von und im 
allgemeinen nicht im ftreng juriftifchen, fondern im Sinne des gemöhn- 
Iihen Sprachgebrauchs angewendet, wonach fie gleichbedeutend find mit 
Eigentum und Eigentümer. 


Die erſte Yrage, die fi) ung bei Erörterung der Stadterweiterungs⸗ 
verhältniffe aufdrängt, ift die: wem gehörte das Gelände, auf dem 
bie Erweiterung unjrer anwachſenden Städte in den legten Jahrzehnten 
vor ſich gegangen ift? Und weiter: wen gehört gegenwärtig dasjenige, 
auf das nach dem bisherigen Syſtem biefe Städte für ihre fernere 
Erweiterung in den nädften Jahrzehnten angemwiefen find? Es ift 
Har, daß eine wirklich ausreichende Antwort auf diefe Fragen nur 
durch eingehende Forfchungen in den einzelnen Orten gegeben werben 
fönnte. Wir müffen uns hier, wie fo vielfach in dieſer Arbeit, Damit 
begnügen, eine gewiſſe Wahrfcheinlichleit nachzumeifen. 

Zunächſt find wir in der Lage, über Dresden einige Mitteilungen 
zu machen. Dort haben wir im Jahre 1902 für einen großen Teil des 
feit be 60er Jahren allmählich für die Bebauung in Anſpruch ge- 
nommenen und des für die Stabterweiterung auf ber bisherigen Grund⸗ 
lage in den nächſten Sahrzehnten in Betracht kommenden Geländes 
die Entwidlung der Befibverhältniffe durch zahlreiche eingehende Er- 
örterungen mit älteren hervorragenden Sachkennern feftgeftellt; auch 
empfingen wir dabei einige mertvolle Mitteilungen über bie Befik- 
entwidlung und den Befigftand in Stadterweiterungsgebiete im all» 
gemeinen. 

Danach laſſen fich für Dresden in diefen Beziehungen etwa die 
nachfolgenden Grundzüge feftitellen. Wir behandeln dabei Dresden 
und feine im Lauf der Jahre, namentlich) neuerdings, einverleibten 
Bovorte für die ganze Beit ald Einheit, ſtoßen uns auch nicht daran, 
daß unfre Betrachtung da ober dort noch über das heutige Stadtgebiet 
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hinausgeht; übrigens ift dies Ießtere nicht in großem Umfange ber 
Tall, da das Dresdener Stadtgebiet durch die neueren Einverleibungen 
außerordentlich erweitert worden ift. 

Somohl in den 70er wie in den 80er und 90er Sahren und im 
Sabre unfrer Nachforſchungen — 1902 — gehörte in den meiten, von 
una unterfuchten Gebieten das für die Stadterweiterung in den jeweils 
nächſten Jahrzehnten nach den bisherigen Grundfägen in Betracht 
fommenbe Gelände — zu bem wir in allen Fällen auch die fertigen 
Bauflellen rechnen — einer Reihe ſehr verfchiedener Eigentümer. Wir 
müſſen nämlich zwiſchen diefen Eigentümern einen Unterjchied machen, 
der in den wirflichen Verhältniſſen begründet und von großer Wichtig- 
keit ift. 

Ursprüngli gehörte — dürfen wir annehmen — wohl in allen 
unjern anwachjenden Städten faft das ganze Gelände, auf dem fich die 
GStadtermweiterung fpäter vollziehen jollte und noch immer weiter vollziehen 
foll, ſoweit e3 nicht etwa in öffentlidem — fiskaliſchem, tommunalem 
— Beſitz war, ländlihen Befitern: großen und Heinen Landwirten, 
Bauern und NRittergutsbejibern, fowie auch Inhabern von nur einigen 
Morgen großen Stellen, welch' Iebtere ihren Haupterwerb nicht aus 
ihrem Lande, fondern auf andre Weije zogen. Aber von der Zeit an, mo 
das flärfere Anwachſen der ftädtiihen Einwohnerzahlen einfegt, dürfen 
wir una die Entwidlung der Bejitverhältniffe etwa folgendermaßen” 
vorftellen. Es geht allmählich ein großer Zeil des in Rede ftehenden 
®eländes in andre Hände über. Einmal faufen fich allerlei bemittelte 
Leute aus der Stadt dort draußen größere und Heinere Landftüde, um 
fie al3 Gärten einzurichten und zu benußen, wobei allerdings wohl 
häufig fhon ein Stüd Spekulation mitspielt. Ferner pflegen ſich 
Gärtnereien und Ziegeleien in der Nachbarfchaft diefer anmachjenden 
Städte anzufiedeln und erwerben oft bedeutendes Areal dort. Endlich 
und vor allem aber gehen große Landflähen in den Beſitz von 
einzelnen und Gefelffchaften über, die fie im mefentlihen nur 
zu bem Zwecke Taufen, um an dem mit der Ausdehnung der 
Stadt fteigenden Grundwerte zu gewinnen — fei ed nun, daß jie 
jelber die Auffchließung durch Straßen betreiben, fei es, daß fie dies 
andern überlafjen. | 

Es ift Har, daß, unter dem Geſichtspunkte der Stadtermweiterung 
betrachtet, zwifchen dieſen Gruppen große. Unterfchiede obwalten. 
Einmal was die Opfer bei der Erwerbung be3 Landes anlangt: 
von der erften Gruppe, den urfprüngliden Befigern — wir nennen 
fie die Urbefiger — läßt fih annehmen, daß fie im allgemeinen 
das Land durch Kauf ufw. oder Erbichaft erlangt haben, ohne Opfer 
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zu bringen, die den landwirtfchaftlichen Wert des Geländes weſentlich 
überfiiegen. Hachſtens da, wo bei Exbteilungen das Land oder fein 
fünftiger Erlös nicht gleichmäßig unter die Erben verteilt, fondern 
einzelnen Erben ihr Erbteil in größerem Umfange ald den andern 
in Form ſchon erheblich über den landwirtſchaftlichen Wert hinaus 
bewerteten Landes zugeteilt wird, Tann von Auslagen aud) dee Ur⸗ 
bejiter für das Land die Rede fein, die den Tandwirtichaftlicden Wert 
weſentlich überftiegen; aber auch da wird wohl faft immer wenigſtens 
noch ein relativ niedriger Wert zugrunde gelegt worden fein. Indes 
vernadjläffigen mir der Einfachheit halber diefen Fall und nehmen 
von den Ürbefitern durchweg an, daß fie ungefähr zum landwirtſchaft⸗ 
lien Werte in den Befig ihrer Ländereien gelommen find. Wllerdings 
bedarf auch dieſe Annahme noch der Beitätigung durch eindringendere 
Örtliche Unterfuchungen, weil es ja immerhin möglich märe, daß ein 
leichtes ſpekulatives Moment auch ſchon in diefen Kreis bei den land» 
wirtfchaftlichen Käufen ber Urbefiter hineingefpielt habe. Indes glauben 
wir vorderhand mit ihr arbeiten zu Dürfen. 

Ganz anders liegt die Sache aber bei der letzten unjrer oben er- 
wähnten Gruppen, den Käufern auf Spefulation. Sie bringen wohl 
faft immer für die Erwerbung bed Landes Opfer in Geftalt von Kauf⸗ 
oder Erftehungspreifen, die den Tandwirtichaftlichen Wert des Geländes 

„ erheblich überfteigen, fehr häufig folche, die bereit3 ein Vielfaches, 
das 5», 10- und 20Ofache desjelben und noch mehr betragen. Aus 
dieſer Berfchiedenheit ergibt fich ohne weiteres eine ſehr verfchiedene 
Dizpofition ber Befiger. Hein rechnungsmäßig laufen zwar 
ber einen wie der andern Gruppe, folange fie da3 Land nicht feinem 
erhöhten Wert entiprechend buch Verkauf oder Bebauung verwertet 
haben, von dem hohen, aber noch nicht nutzbar gemachten Werte Des 
Landes Zinſen und Zinfeszinfen auf. Wber die Urbeſitzer werben dieſe 
im allgemeinen nicht ald Opfer empfinden und werten, während dies 
bei den Spekulationskäufern natürlich anzunehmen if. Dazu kommt, 
daß die Urbefiter häufig bereit? durch Abverkauf einzelner Stüde 
ihres Befiges in materiell fehr günftiger Tage find, während umgefehrt 
die Spekulationskäufer oft mit erheblichen Schulden auf bem Lande zu 
rechnen und große Summen an Zinfen Sahr für Jahr bar heraus- 
zuzahlen haben. Als das natürliche Beftreben gerade der Spetulations- 
befiter, gerade der eigentlichen Bodenfpefulation darf daher das an- 
genommen werben, ihren Befif nicht, wie fo oft behauptet wird, zurlid«- 
zubalten, fondern ihn fo bald wie möglich durch Veräußerung, durch 
Anlegung von Straßen, durch Verlauf, Durch Bebauung zu verwerten, 
wenn auch natürlich das Beſtreben, möglichſt günftige Preife zu erzielen, 
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ein Gegengewicht bildew wirt. Ber Urbefiter dagegen im allgemeinen 
kaun warten. Ihm fteht ja fein Land, wenn wir einmal einen kauf⸗ 
männifchen Ausdrud bet einem abjolut unlaufmännifchen Individuum 
gebrauchen wollen, nur ungefähr mit feinem Iandwirtfchaftliden Werte 
zu Buche und deſſen Erforderniffe werden fo ziemlich durch den laufenden 
landwirtſchaftlichen Ertrag gededt. Dazu kommt eine eben ſchon an 
gebeutete Berjchiedenheit der ganzen Stellung und Betrachtung bei den 
beiden Gruppen. Nicht nur, daß ber Bauer, der Urbeſitzer Tein 
Kaufmann ift und Binfen und Binfeszinfen, fo lange er fie nicht bar 
bezahlen muß, nicht wie jener berechnet und empfindet: es ftellt fich 
Tür ihn der Verlauf feines Landes auch als ganz etwas andres dar als 
für die Terraingejellichaft, für den Bodenfpekulanten. Für biefe legteren 
bedeutet Die Wiederveräußerung des erfauften Landes den erjehnten Zeit- 
punkt, wo fie das in dieſe Unternehmung hineingeftedte Kapital wieder 
heraus und die Arme für neue Unternehmungen wieder frei befommen. 
Je eher beides gejchieht, um fo beſſer! Verkauft der Bauer, der Ur⸗ 
befiter dagegen fein Land, fo gibt er damit zugleih die Grundlage 
feiner bisherigen Eriftenz auf. Es eilt ihm damit gar nicht, er will 
noch lange Bauer oder Landwirt fein, er hängt an feiner Scholle. 
Ihm wird e3 nicht auf baldigen Verlauf ankommen, fondern nur 
Darauf, daß er, wenn er einmal verlauft, einen möglichft hohen Preis 
erhält. Yreilich gibt e8 auch eigenfinnige Spelulanten. Aber trogdem 
werden wir das abfichtliche Zurüdhalten des Landes, das zähe, zögernde 
Averkaufen nur Stüd für Stüd, das Bauern und Warten auf höhere 
und immer noch höhere Preife doch vornehmlich bei den Urbefigern zu 
fuchen haben. Ste werben wirklich häufig als ein ſchweres Hindernis 
der Stadterweiterung zu betrachten fein, während bie eigentliche Boden- 
fpefulation in gewiffem Sinne wenigſtens ald die Stadterweiterung 
fördernd anzufehen ift — aber freilih ‚fragt mi nur nicht, wie!” 

Auch wenn wir und auf den Standpunkt einer gründlichen 
Reform in unferm Stadterweiterungsweſen ftellen, wird 
zwiſchen Urbefi und Spekulationsbeſitz ein Unterfchied zu machen fein. 
Bei jenem, für ben die Beſitzer faft gar feine Opfer über den land- 
wirtſchaftlichen Wert hinaus gebracht haben, erfcheint ein reformierendes 
und bie Werte ſtark herabdrüdendes öffentliches Eingreifen berechtigter 
und wohl auch Leichter durchzuſetzen als bei dem Spekulationsbeſitz, 
auf den bereit3 große Summen verwandt worden find, wenngleich wir 
damit durchaus nicht fagen wollen, daß nicht auch bei biefem ein 
ſcharfes Eingreifen gerechtfertigt wäre. 

AB in einer Art Mittelftellung zwifchen Urbefit und Spekula⸗ 
tionsbeſitz befinblich, wenngleich eriterem näher als letzterem, erfcheinen 
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Die Gärtnereien und Ziegeleien im Stadtermweiterungägebiete. Sie 
werden ihr Areal oft zu Preifen gelauft haben, in Die bereit ein 
fpefulative8 Moment hineinfpielte, und auch pfychologifh dürften diefe 
Gärtner und Ziegeleibejiter oft die Mitte zwifchen dem eigentlichen 
Terrainfpelulanten und dem eigentlichen Urbejiber halten. Die Bau- 
meifter und Bauunternehmer dagegen, die im unaufgefchloffenen 
Lande Areal befigen, denen namentlich aber ein großer Teil ber fertigen 
Bauftellen gehört, rechnen wir im allgemeinen zu den Spekulations⸗ 
bejigern. Mit einem Teile ihres Landes dürften fie wirklich mejentlich 
nur Spekulationszwecke verfolgen, und mit dem andern, ben fie in ber 
Hauptſache allerdings für den Betrieb ihres Gewerbes brauchen, ver- 
binden ſich doch immerhin gleichjall3 ſpekulative Nebenabfichten. 

So etwa bürfen wir uns auf Grund einiger offenkundiger Tat- 
fahen und der daran anfnüpfenden Folgerungen die Dinge zurecht⸗ 
legen, und wir werden weiter unten fehen, ob und wie weit die Ve⸗ 
obachtung der Tatfadhen damit übereinftimmt. 

Kehren wir nun zur Befigentwidlung im Dresdener Stadt» 
erweiterungsgebiete zurüd. Sowohl in den 70er wie in den 80er 
und Mer Jahren und endlich auch 1902 gehörte — wiederholen wir 
— das jeweils für die nächften drei bis vier Jahrzehnte in Betracht 
kommende Gelände in den von ung unterfuchten Gebieten fehr ver- 
ſchiedenen Eigentümern, und zwar, wie wir nun hinzufügen wollen, 
ſowohl Spekulationsbeſitzern wie Urbefigern und wie endlich Gärt- 
nereien und SBiegeleien. Für die 60er Jahre können wir infolge 
gewiffer äußerer Umftände unfrer Nachforſchungen das Vorhandenſein 
von Spekulationzbefig im damaligen Stadterweiterungsgebiete zivar 
nur zum Heinen Teile direkt nachweifen, aber es läßt ſich mit Sicherheit 
auch für damals annehmen. Urfprünglidh, etwa bis 1866, befand ſich 
das den damaligen bebauten Kern der Stadt umgebende unbebaute Ge⸗ 
fände, auf dem fich die große Stadterweiterung ber nächſten Jahrzehnte 
vollziehen ſollte, offenbar im Befige einer Reihe ftädtifcher Aderbürger, 
deren Gehöfte in den damaligen Borftädten und deren Ländereien im 
wejentlichen innerhalb der Stadtgemarfung lagen; ferner im Beſitz 
einiger außerhalb ber eigentlichen bebauten Bone, aber innerhalb ber 
Stadtgemarkung gelegenen fogenannten Stadtgüter oder „Vorwerke“, 
endlich in dem einer Anzahl Gärtnereien und Befiter größerer Privat⸗ 
gärten, ſowie jedenfall® auch ſchon, wenn auch wohl in geringem 
Umfange, einiger fpefulativer Käufer. Außerdem mögen die Bauern 
der benachbarten Dörfer öfters auch in der Stadtgemarkung Beſitz 
gehabt haben. Weiter draußen Tamen dann die Fluren eben dDiefer 
ipäter einverleibten benachbarten Dorfgemeinden. In den von uns 
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näher unterfuchten Zeilen wurde nun diefer Urbefit innerhalb ber 
Stadtgemarfung in den 60er und 70er Jahren von ber Spehulation 
zum größten Teile auögelauft, und fpäter wiederholte fich dieſes Auf- 
faugen des Urbefiges durch den Spefulationsbefig mit den näher am 
bereit3 bebauten Gebiete gelegenen Teilen der Fluren der eben er- 
mwähnten benachbarten Vorfgemeinden. Auf diefe Weife war allerdings 
in jedem beliebigen Zeitpunkte zwifchen den 60er Jahren und dem 
Endpunkte unſrer Nachforſchungen 1902 der Beſitz des jeweils für 
die näcdjiten drei bis vier Jahrzehnte in Betracht kommenden Stabt- 
erweiterungsgeländes in unfern Gebieten zwifchen Urbefigern und Spe- 
fulationgbejigern geteilt, wozu noch eine Anzahl Gärtnereien und 
Ziegeleien treten; aber — und das ift die zweite bemerkenswerte und 
wichtige Yeititellung —: der engere, direkt an das bereits be- 
baute Gebiet anſchließende Landgürtel war, wenigftend vom 
Anfang der 70er Jahre an, jeweils ganz Überwiegend in den 
Händen der Spefulation, während ungelehrt weiter draußen 
der Urbefjig bei weitem überwog. Und fo waren die Beſitzver⸗ 
hältniffe auch 1902 no. Und zwar können wir da für da3 ganze 
Dresdener, für die nächften drei bis vier Jahrzehnte nach den bis- 
herigen Grundfägen und Verhältniffen in Betracht kommende Stadt- 
ermeiterungsgebiet feitftellen, daß Urbefig und Spekulationsbeſitz ge⸗ 
mifcht waren, daß aber in ber inneren, zunächft in Betracht kommen⸗ 
den Bone ganz überwiegend Spefulationsbefig, in der äußeren ganz 
Überwiegend Urbeſitz vorlag. 

Hiermit hängt dann endlich auch noch eine andre michtige Be— 
obadjtung zufammen: in ber ganzen von und ind Auge gefaßten 
Epoche, etwa von 1866 an His 1902, Haben in den von ung näher 
unterfuchten Teilen de3 Dresdener Stadterweiterungsgebietes im all«- 
gemeinen vor allem die größeren Terrainfpefulanten die 
Aufſchließung durh Straßen und Schaffung von Bauſtellen aus dem 
rohen Felde u. dergl., mit allem, was dazu gehört, unternommen 
und beforgt, die feinen Terrainfpefulanten und namentlich die Ur- 
befiger dagegen nur wenig. Den Anſpruch, fich mwenigftens in etwas 
um den ortfchritt der Stadtermweiterung verdient gemacht zu haben, 
fönnen aljo im mejentlihen nur die erfteren erheben. Nach glaub«- 
würdiger Verficherung, die und zuteil geworden, haben jich übrigens 
im ganzen Dresdener Stabterweiterungsgebiete in ber in Rede ftehen- 
Den Periode die Dinge etwa ebenjo verhalten, und wir bürfen wohl auch 
annehmen, baß fich feit 1902 nichts Wefentliches in diejer Veziehung 
geändert bat. Überdies ift es auch nicht verwunderlich, Daß die Sache 
fo liegt, wie eben bargetan. Bon den Urbeſitzern wird nach unfrer obigen 
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Schilderung niemand erwarten, daß fie jo leicht das mit taujend 
Schwierigkeiten und Fineffen, mit bedeutendem Rifilo und großer 
finanzieller Belaftung verbundene Gefchäft des Aufichließens von Terrain 
in die Hand nehmen. Der Heine Spefulant aber ift dazu gleichfalls 
nicht in der Lage, denn das „Aufichließen”, die eigentliche Terrain- 
unternehmung, db. h. das Erwerben von rohem Feld u. dergl., feine 
Umwandlung in fertige, bebaubare Bauſtellen und feine Wiederber- 
wertung in diefer Geftalt — diefe Unternehnrung ift, wie wir im nädjiten 
Kapitel noch jehen werden, ihrer Natur nach wenigſtens bis zu einem 
gewiſſen Grade Großunternehmung. Die öffentlichen Körperfchaften aber 
endlich, der Staat und vor allem bie Gemeinde, haben es in Dresden 
innerhalb unfrer Berichtszeit big 1902 Hier leider, abgejehen von Aus⸗ 
nahmefällen, nicht für ihre Aufgabe gehalten, felber direft dag Yuf- 
ſchließungsgeſchäft in die Hand zu nehmen. 

Natürlich vermochten wir unsre privaten Nachforſchungen nicht 
derart auszudehnen, daß wir für die verjchiebenen hier vorftehend be 
züglich des Dresdener Stabterweiterungsgebietes aufgeftellten Behaup- 
tungen einen abfolut exakten Beweis führen könnten, aber für eine 
ziemliche Sicherheit berfelben vermögen wir Doch immerhin einzuftehen. 

Was die Befibverhältniffe im Jahre 1902 in Dresden anlangt, 
fo werben unsre Behauptungen Übrigens auch beftätigt Durch einige 
ſtatiſtiſche Feftftellungen des Dresdener GStatiftifhen Amtes. Deſſen 
„Mitteilungen“, 14. Heft (Dresden, von Zahn & Jaenſch, 1904), be 
handeln „Das bebaute und unbebaute private Grundeigentum in Drei 
den und bie Berufd- und Eintommensverhältniffe der Eigentümer”. 
(Berfaffer Dr. 8. Seutemann.) Dort finden wir auf ©. 18 für das 
Sahr 1901 die Eigentümer des unbebauten Landes innerhalb der da» 
maligen Stadtgemarlung nach Berufsabteilungen gegliedert. Es er⸗ 
gibt ſich einerfeitd, daß unter den indgefamt 841 Eigentümern oder 
vielmehr, wie ſich die angeführte Statiſtik in Nüdficht auf gemiffe 
Umftände ausdrüdt, Eigentümergruppen, die den damaligen, ziemlich 
engen Kreis bes noch unbebauten Dresdener Stabtgebietes befaßen, 
doch immerhin 24 in der Abteilung: „Selbftändige Landwirte, Gärtner 
u. bergl.” fich fanden. Diefe Abteilung dürfen wir aber wohl mit 
einigem Recht im mefentlichen als Urbejiter oder doch dieſen nahe 
ftehenden Befiger anſprechen. Außerdem Laffen fi noch in einigen 
andern Berufsabteilungen Urbefißer vermuten, und endlich haben, wie 
ans ber Überficht ©. 30/31 der genannten Beröffentlihung hervorgeht, 
in der eritermähnten Wbteilung: „Selbftändige Landwirte uſw.“ auch 
einige Beſitzer einen relativ recht bedeutenden Beſitz. Es war alfo 
damals auf jeden Fall in den noch unbebauten Teile ber Stabi» 
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gemarfung noch Urbejig vorhanden. Andrerfeit3 aber geht aus der 
Beruföftellung der ganz überwiegenden Maſſe der Eigentümer hervor, 
daß fie in der Hauptjache Feine Urbefiter gewefen fein können. Und 
da nun die Damalige, noch nicht durch, die neuen großen Einverleibungen 
erweiterte Stadtgemarkung zum großen Teile zufammenfällt mit dem 
oben ©. 97 ind Auge gefaßten „engeren, direlt an das bereit3 bebaute 
Gebiet anfchliegenden Landgürtel”, fo ergibt ſich auch nad; diefer 
ſtatiſtiſchen Feititellung, daß diefer Landgürtel 1901 und folgemweife 
jedenfall3 auch 1902 bis auf relativ Heine Bruchteile nicht mehr im 
Urbejit, fondern in Spefulationd- oder dieſem doch naheftehendem 
Bejite war. Das Übrigens nicht jehr ausgedehnte öffentlihe Grund⸗ 
eigentum ift in diefe Statiftit nicht einbezogen. 

Die in Rede ftehende Dresdener Arbeit gibt ung aber auch nod) 
nach einer andern, für und ungemein wichtigen Richtung einen gewiſſen 
Aufſchluß, nämlich Über die Zerfplitterung des für die Stadtermeiterung 
zunächſt in Betracht Tommenden Geländes. Das unbebaute Dreödener 
Gebiet betrug 1901 rund 1600 ha. Scheiden wir nun von den oben 
erwähnten 841 „Eigentümergruppen“, denen dieſes Gebiet gehörte, 
diejenigen aus, die je nur bis 10 ar im Beſitze hatten, weil anzunehmen 
ift, daß es fich Hier großenteil3 um Bauſtellen handelte, fo bleiben 
immer noch 561 „Eigentümergruppen” übrig. Auf jede einzelne Gruppe 
fielen danach noch nicht ganz 3 ha im Durchſchnitt ala Beſitz, und 
noch wejentli weniger, wenn wir annehmen — was wahrſcheinlich 
zutrifft —, daß in den 1600 ha der öffentliche Bejig mit enthalten 
ift und ihn mithin vorher abziehen. Nun wird aber weiter der Beſitz 
des einzelnen jehr häufig natürlich nicht aus einer einzigen, ſondern 
aus mehreren Parzellen beitanden, und dieſe werden oft nicht an einer 
Stelle de3 Stadtgebieted zufammen, fondern an verfchiedenen Stellen 
und im Gemenge mit denen zahlreiher andrer Beſitzer gelegen haben. 
Die Gefamtzahl der Parzellen des unbebauten Dresdener Stadtgebietes 
1901 betrug rund 2000, und dabei find die mit bebauten Grundftüden 
verbundenen unbebauten Parzellen noch nicht berüdfichtigt; andrerjeits 
find freilich die Bauftellen in dieſer Zahl wieder einbegriffen. Derartig 
durcheinandergewirrt und verfilzt in Bezug auf die Bejitverhältniffe 
war alſo damals basjenige Gebiet, auf das die Dresdener Stadt- 
erweiterung zunächſt angemwiefen war. 

Freilich hat die Dresdener Stadterweiterung fchon in dem ganzen 
von und hier ins Auge gefaßten Beitraume, von ben 60er Jahren an 
bis 1902, mit ähnlichen Schwierigkeiten zu kämpfen gehabt. An und 
für fich allerdings boten ja von Haus aus die früher erwähnten Ader- 
bürger- und bäuerlichen Befitungen in der Stabtgemarkung jebigen 
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Umfangs größere Flächen in je einer Hand dar. Aber ſchon dieſe 
Befigungen waren in ziemlich bedeutenden Grade in einzelne Stüde 
zerfplittert, Die untereinander und mit denen fonftiger Beſitzer im 
Gemenge lagen. Ein Zufammenlegungsverfahren hat auf der ganzen 
weiten Flur von Dresden jetzigen Umfanges überhaupt nicht ftatt- 
gefunden — weder für die Flur des alten Dresden, noch für diejenigen 
ber bis heute einverleibten Ortfchaften. Und die ja ſchon feit Anfang 
unfrer Betrachtungsperiode tätige Terrainipefulation hat dann an- 
anfcheinend, trogdem fie natürlich vielfach größere gefchloffene Flächen 
in einer Sand vereinigte, die Bejigzerfplitterung im ganzen doch noch 
mehr gefördert al3 verringert. j 

Ähnlich wie in Dresden fcheint die Entwidlung ber Befißverhältniffe 
auch in dem Berliner Stadterweiterungägebiete, als welches wir hier 
vor allem die Bororte behandeln, verlaufen zu fein. Wir entnehmen 
darüber dem Werle*) von P. Voigt, das fich auch hier wieder, wie faft 
überall, al3 eine wahre Fundgrube des Wiſſenswerten ermeilt, fomwie 
einigen andern Quellen das Folgende: 

Bi3 ca. 1866 hat anjcheinend das unbebaute Gelände der Berliner 
Bororte faft ausschließlich den Urbefigern gehört, aber von da bis 
zum (Ende ber fogenannten Gründerjahre ging ein großer Teil desfelben 
in den Beſitz von Spekulationsgeſellſchaften und einzelnen Spefulanten 
über (P. Voigt, ©. 113—120). Erft recht dürfte dies letztere im 
eigentlihen Berliner Stadtbezirk der Fall geweſen fein. Indes Tann 
von einem völligen Auslaufen ber Urbejiter durch die Spekulation 
damals jedenfalls nicht die Rede fein (f. auch PB. Voigt, S. 119 unten), 
und nah Eintritt der Krife fiel überdies ein Teil des ſpekulativ auf- 
gelauften Geländes wieder an die bäuerlichen Borbefiter zurüd. „Die 
Terrains der aufgelöften Gefellichaften,” heißt es ©. 119 bei P. Boigt 
in diefer Beziehung, „Tamen für billiges Geld in den Beſitz von Einzel- 
fpefulanten oder fielen an die Gründer oder die bäuerlichen Vorbeſitzer 
zurüd, die fie in der Hoffnung auf günftigere ‚Zeiten fefthielten und 
meift aud) in den SOer und Wer Jahren mit großem Vorteil veräußert 
haben, foweit fie fich nicht noch gegenwärtig in ihrem Beſitze befinden.‘ 
Aus dem zweiten Teile dieſes Zitates geht alfo weiter hervor, daB 
die Urbefiger ihre Terrain teilweife bis zur Beit der Abfafjung des 
P. Voigtſchen Buches, ca. 1899/1900, feftgehalten haben, und wir 
werden wohl annehmen dürfen, daß dies nicht bloß Die Terrains waren, 
bie in Berfolg der 70er Kriſe wieder an die Urbeſitzer zu rückgefallen, 
fonbern auch foldhe, die gar nicht aus den Händen der Urbefiter ge- 


1901 *) Grundrente und Wohnungsfrage in Berlin und feinen Vororten. Jena, 
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kommen waren. Ebenfo läßt fich annehmen, daß auch jebt noch Stüde 
biefer Ländereien in den Händen der Urbeſitzer find. Speziell für 
dad Gelände von Schoeneberg bei Berlin können wir da3 Feithalten 
de3 unbebauten Landes durch die Urbefiter auch noch durch eine andre 
Duelle belegen. In dem II. Verwaltungsberichte des Magiftrates 
der Stadt Schoeneberg, welcher Bericht die Zeit vom 1./4. 1899 bis 
31./3. 1903 umfaßt, ift die Entwidlung Schoenebergs geſchildert und 
daraus geht hervor, daß, von einigen Ausnahmen abgefehen, die dortigen 
Ürbefiger ihr Land bis zum Abſatz direkt an die Auffchließenden 
feftgehalten haben. Speziell mit Bezug auf die Hauptentwidlungsperiode 
Schoeneberg3, ca. von 1890 an, heißt e3 in dem genannten Berichte 
auf ©. 33: „So verbreitete ſich plöglic) ungeahnter Wohlftand in den 
Kreifen der ländlichen Befiter. Zäh hatten fie ihre Ländereien fo 
lange feftgehalten, bi3 ihre Verwertung al3 Bauland ermöglicht war, 
und fie dann direft an diejenigen Gefellichaften oder Unternehmer 
veräußert, welche die Ummandlung des NRohlandes in baureife Grund» 
ſtücke vorzunehmen gefonnen und durch ihre Kapitalien dazu aud) im⸗ 
flande waren. Nur felten nahmen die urſprünglichen Eigentümer jelbft 
die Umwandlung von Rohland in Bauftellen vor.” In andern Vorort- 
gegenden find Dagegen die Urbefiter von der Spekulation ausgefauft 
worden, ſchon bevor dag Land in bie Hände derjenigen fam, die nach⸗ 
her die Aufſchließung tatfächlich ausführten, 3. B. am Kurfürftendamm 
(B. Voigt, 235 i. V. m. 220), und jedenfall3 wird wohl in faft allen 
Bororigegenden maffenhaft Land Lange, lange Sabre ehe die Auf- 
ſchließung erfolgte in fpefulativen Händen geweſen fein, einerlei, ob 
dies nun die jpäteren Aufſchließenden maren oder nidt. 

Nehmen wir alles zufammen und faffen wir da3 gejamte für 
Berlin und Bororte ald Stadterweiterungsgebiet für die jeweils nächften 
brei bis vier Jahrzehnte in Betracht kommende unbebaute Lanb inß 
Auge, fo ftellt fich ala fehr wahrſcheinliches Ergebnis heraus, daß 
zu allen Zeiten ſeit 1866 in diefem Lande ſowohl der Urbeſitz mie 
der Spefulationgbefig in bebeutendem Umfange vertreten waren. 

Auch gegenwärtig dürften die Dinge nicht viel anders liegen. 
Auf ©. 152—155 feines Werkes führt P. Boigt aus, daß die Bildung 
von Bororten um Berlin herum fi im mefentlihen auf Die Drei 
Gebiete erſtens im Südweſten an der Ring-, Potsdamer, Wetzlarer und 
Anhalter Bahn, zweitens im Dften und Südoſten an der Spree und 
Dahme und der Schlefifhen und Görliter Bahn, und drittens in ber 
Waldgegend an ber Norbbahn befchränfe.. „Nur in diefen drei Rich— 
tungen ift ber Einfluß Berlins auf die Befiedlung der Umgegend bis 
auf eine Entfernung von 4—5 Meilen deutlich zu fpüren; in allen 
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andern Richtungen dagegen beginnt das wirtichaftlich jelbftändige, rein 
landwirtfchaftlide Gebiet ſchon in einer Entfernung von höchſtens 
1—11 Meilen von der Berliner Weichhildgrenze, ein Unterfchied, 
der ſich in den Bodenpreifen deutlich ausprägt.“ 

Nach diejer Stelle und nad) den Schilderungen, die B. Voigt von 
diefem Iebteren weiten Gebiete macht, muß man annehmen, daß in 
ihm zur Zeit ber Abfaffung des P. Voigtfchen Buches, ca. 1899/1900, 
ber Urbeſitz und daneben noch ftäbtifcher (Niefelfelder!) und ftaatlicher 
Beſitz durchaus vorherrichte, während man nicht wird behaupten können, 
daß, auch nad) dem bisherigen Maßftabe der Stadterweiterung von 
Berlin und Vororten gemeifen, nicht wenigſtens Teile dieſes Gebietes 
für dieſe Erweiterung in den nächſten 30-40 Jahren in Betradht 
men. Sn den wenigen Jahren jeit 1900 werden dieje Teile aber 
wohl nicht gerade alle aus dem Urbeſitz in Spekulationsbeſitz über- 
gegangen fein. Außerdem aber darf man wohl mit Sicherheit an- 
nehmen, daß mindeſtens bedeutende Reſte von Urbefiß fich auch in den 
oben genannten eigentlichen Borortgegenden und bis zum Beginne der 
Straßenmaffe des eigentliden Berlin Hin finden. Es ergibt ſich 
alfo auch hier wieder, daß jedenfalld aud) gegenwärtig in dem, nad) 
dem biöherigen Maßſtabe gemeſſen, für die nächften Jahrzehnte für 
die Stadterweiterung von Berlin und Vororten in Betracht fommenden 
unbebauten Gelände Urbefig und Spefulationsbefig miteinander ge= 
miſcht find. 

Auf der andern Seite muß aber mit aller Energie betont werden, 
daß anjcheinend auch in Berlin und Vororten der engere, unmittelbar 
an das bereit3 bebaute Gebiet anjchließende Gürtel unbebauten Landes 
in der ganzen Zeit, etwa von 1866 an biz heute, jeweils überwiegend 
in Spelulationzbefit gemejen fein muß. PBollftändig zwingend ließe 
fih auch da3 natürlich nur durch eingehende örtliche Nachforſchungen 
beweifen, aber wir können doch einige bemerfenswerte Anzeichen in 
diefer Richtung liefern. Bon den eigentlihen Baujtellen zunächſt ift 
eö wohl überall und zu allen Zeitpunkten in unferm Gebiete felbft- 
verftändlidh, daß fie mit ganz wenigen Ausnahmen in Spelulationd- 
befig waren. Was dann weiter die Spefulationsperiode etwa von 
1866—75 anlangt, fo lefen wir bei B. Voigt, ©. 115, über die Ber- 
Iiner Bororte: „Am ftärfiten war die Spekulation natürlich, in den 
näheren Bororten, namentlich Charlottenburg, Wilmersdorf, Schoene- 
berg, Tempelhof, Rirdorf, Lichtenberg⸗Friedrichsberg und Weißenfee, 
wo faſt überall neben den vielen Einzeljpefulanten Aktiengefellfchaften 
operierten. Da die Spelulation im ganzen jehr bedeutend war, fo iſt 
ber Schluß wohl nicht zu gewagt, daß in dieſen näheren Bororten 
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jedenfall ein ſehr großer Teil des unaufgeſchloſſenen unbebauten 
Landes damals in Spekulationshände kam, und er wird troß teilmweifen 
Nüdfalles an die Urbefiter in der dann folgenden Kriſenzeit doch 
großenteild3 auch fpäter in den Händen irgend welcher Spekulanten 
geblieben fein. Wenn die Spekulation aber jchon in den Bororten 
eine berartige Befigftellung einnahm, fo wird dag noch mehr für ben 
eigentliden Berliner Stadtbezirk gelten. 

Auch in der 1887, mit der Einführung der Berliner Bauordnung 
auch für die Vororte, einfebenden neuen großen Spekulationsperiode 
war wiederum in ben nächſten Vororten die Spekulation am ftärfften 
(BP. Voigt, 127, 128), außerdem in den füdmeltlihen. „Auf die Ent- 
wicklung ber nördlichen Bororte war der Einfluß der Bauordnung be⸗ 
deutend geringer, fo daß ihre fpätere Befeitigung Teinerlei Schwierig« 
feiten machte; einmal waren die Verfehröverhältniffe fehr mangelhaft, 
und außerdem hatte bie Spekulation -in den riefigen noch unbebauten 
Flächen des Berliner Weichbildes mehr ald ausreichenden Tummelplag 
zur Betätigung ihres Tatendrangs.” (BP. Voigt, ©. 128.) Damit 
ift alfo wiederum gejagt, daß fich die Spelulation vor allem auf den 
engeren, ohne weiteres an das bebaute Gebiet anjchließenden Ring warf, 
und man wird annehmen dürfen, daß jie folgemweife diefen mit der 
Zunahme der Bebauung fi natürlich gleichfalls ausdehnenden Ring, 
pon dem fie ſchon vorher fo große Zeile bejeffen, nun noch intenfiver 
in Befig nahm. Ganz beſonders charakteriftiich ift aber eine Gtelle 
auf S. 140 und 141 bei Paul Voigt. Es ift dort die Rede von 
ber modernen Entwidlung der Berliner Bororte vom Jahre 1887 bis 
etwa 1900, und zwar im befonderen von der Einführung der Kanali- 
fation und Wafjerleitung und wie diefe Einführung die Entitehung der 
Mietlaferne begünftigte und indireft die Auffchliegung des unbebauten 
Geländes durh Straßen jemweil3 auf ein enges Gebiet beichräntte. 
Es wirb mitgeteilt, daß „in den meiften Vororten mit geregelter 
Ranalifation, d. h. aljo in faſt allen näheren Bororten, die Erbauung 
von Wohnhäufern an noch nicht vorihriftsmäßig regulierten und 
fanalifierten Straßen generell verboten” ift, und es heißt dann etwas 
weiter unten: 


„Jedenfalls vollzieht fich die Unlage der Straßen und ihre Kanalifierung 
ſtets nur im möglichft engen Anſchluß an die Bautätigfeit, und dadurch erhält 
die Zerrainipefulation die Möglichkeit, fi) mit voller Wucht auf ein relativ 
Heines Gebiet zu werfen, hierauf alle ihre verfügbaren Kapitalien zu lonzentrieren, 
die Bodenpreife in die Höhe zu treiben und dadurch das Mafjenmiethaus zur 
einzig mögliden Bebauungsweife zu machen. Die Konkurrenz des übrigen 
billigeren Terraing wird durch das Bauverbot einfach) ausgejchloffen, der natür⸗ 
liche Monopolcharakter bes ftäbtifchen Grund und Bodens ſyſtematiſch verftärft. 
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Wäre nicht ſtets in allen aufblühenben Orten der weitaus größte Teil aller 
Ländereien ber Bebauung entzogen, fo wäre ein derartiger Bodenmwucher wie heute 
einfach unmöglich, da die Spelulanten bei der verſchärften Konkurrenz wegen des 
Binsverluftes gar nicht imftanbe wäten, die Breife für unbebaute Ländereien 
bauernd hochzuhalten. — — — 


Wir werden auf biefe Außerjt wichtige und bemerkenswerte Stelle 
fpäter no) in anderm Zuſammenhange zurüdzulommen haben. Bier 
jei nur hervorgehoben, daß fie für die näheren Berliner Vororte ein 
relativ kleines, nämlich das unmittelbar an daS bereits bebaute Gebiet 
anjchliegende Gebiet al3 das eigentliche Wirkungsfeld der Spekulation 
bezeichnet und für dieſes den Schluß nahe legt, daß es allerdings fo 
gut wie vollftändig in ihren Händen: it. 

Gehen wir endlich, auf die Gegenwart, den Stand Unfang des 
Jahres 1905, ein, fo ergibt fih auch für ihn, daß jebenfall3 der 
engite, jagen wir für die Bebauung etiva der nädjiten 10 Sabre in 
Berlin und Bororte in Betracht lommende, unmittelbar an daß bereits 
bebaute Gebiet anjchließende Streifen unbebauten Landes im mefent- 
lichen in der Hand der Spekulation ift, an der übrigens feit eimer 
Reihe von Jahren unſre Großbanken, wie Deutſche Bank und Dresdner 
Bank, ftark beteiligt find. Dabei wird freilich, wie in diefen Erörte- 
rungen hier überhaupt, die Fortſetzung der Stadtermweiterung nad 
den bisherigen Grundfägen und in ber bisherigen Weife angenommen, 
während tatfächlich grundlegende Änderungen in ihr, nämlich, vor allem 
die Berpflanzung großer Teile von ihr auf viel weiter draußen ge- 
legene3, von der Spelulation noch nicht wejentlich erfaßtes Gelände 
mit aller Macht ſchon für die nächſte Zukunft zu erftreben find. Aber 
hier gilt es ja, die Verhältniffe nach den zur Zeit herrihenden Voraus⸗ 
fegungen zu ſchildern. Daß das Gelände an bereits fertigen Straßen 
in Berlin und Bororten, alfo die eigentlichen Bauftellen, in Spekula⸗ 
tionshänden find, darf. hier mie fonft als jelbitverftändlich angefehen 
werden. Im übrigen, was das unaufgefähloffene Land angeht, fo Liegt 
ein ftarfer Beweis fchon in den hier vorjtehend gemachten Ausführungen. 
Denn der nad ihnen in dem unbebauten Gelände von Berlin und 
Bororten und namentlidy in bem bemußten engeren Ringe jo reichlich 
vorhandene Spekulationsbefig ift natürlich in der Zwiſchenzeit nicht 
auf einmal verfchwunden. Und wenn er auf der einen Geite aud) 
durch die fortichreitende Bebauung abgenommen hat, jo ift anzunehmen, 
daß er dafür auf der andern Seite durch die fortichreitende Tätigkeit 
der Spefulation reichlich wieder zugenommen haben wird. 

Zum Überfluß haben wir aber auch aus einer fehr bedeutenden 
Zahl von Ausſchnitten aus den Handelsteilen angefehener Blätter Über 
die Terrainoperationen in unbebautem Lande in und bei Berlin, welche 
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Ausſchnitte fi auf die letzten Jahre beziehen, eine Zuſammen⸗ 
ftellung maden laffen, und aus ihr gebt hervor, daß ſchon nad) 
diefem ſtark zufälligen und naturlich immerhin noch jehr Tüden- 
haften Materiale ein jehr großer Teil bes bewußten inneren Ringes 
für Berlin und Vororte gegenwärtig in der Hand von Terrain- 
gefellfchaften, fpefulativen Konfortien und Einzelfpefulanten if. Wie 
ausgebildet übrigens allein ſchon das Xerraingefellichaftäwejen in 
Berlin und Bororten ift, geht Schon aus der großen Zahl derartiger 
Gejellichaften hervor. P. Boigt (©. 143) gibt für die Berliner Vor⸗ 
orte, etwa für Anfang 1900, allein die Zahl der einfchlägigen Altien- 
gefellichaften auf rund 20 an, außerdem feien noch alle möglichen 
andern Gejellihaftsformen, namentlich aber die Gefellihaft mit be— 
ſchränkter Haftung, die fi) neuerdings für diefen Zweck bejonderer 
Beliebtheit erfreue, im Terraingeſchäft der Berliner Vororte üblich; 
und Damaſchke gibt in der neueften Auflage feiner „Bodenreform“ 
(1904) die Zahl ber Berliner Terraingefellichajten auf 72 an (©. 67), 
wobei freilic) nicht ganz klar ift, ob Damit die in Berlin und Umgegend 
tätigen oder die in Berlin domizilierten Gefellfchaften gemeint find — 
jedenfall3 indes das erftere. Aber fei dem, mie ihm wolle: eine fehr 
große Zahl ſolcher Gefellichaften ift jedenfall3 vorhanden, und daneben 
eine Menge Einzelfpefulanten. Unb wo foll fid) denn das Tätigkeits— 
feld für diefe ganze Maſſe finden, wenn nicht vorzugsweiſe im näheren 
Umfreife um das bereit3 bebaute Gebiet? — 

Endlich zeigt ſich auch in Berlin und Bororten wieder, daß im 
allgemeinen die Urbefiger nur ausnahmsweiſe einmal die Aufſchließung 
ihres Geländes durch Straßen ufm. in die Hand nehmen, daß 
dies Gefchäft vielmehr, wie e3 ja auch in der Natur der Sache liegt, 
die Domäne der ſpekulativen Kräfte und fpeziell der Großfpefulanten 
it. Bon der Auffchließung durch Staat und Gemeinde jehen wir hier 
ab; fie fheint übrigens in Berlin und Umgegend bisher im allgemeinen 
ziemlich unbedeutend geweſen zu fein. Paul Voigt erzählt für Die 
erfie große Aufichließungsperiode der Berliner Bororte, etwa von 
1866—75, fehr viel von Terrainjpefulanten, aber gar nichts von 
Urbeſitzern als Aufſchließenden. Noch deutlicher wird das hier Be— 
hauptete aus feinen Schilderungen für die zweite große Aufichließungg- 
periode von 1887 an. „Eine relativ Heine Anzahl von Großſpekulanten,“ 
heißt es da auf ©. 142, „find die eigentlichen Träger der Entwidlung; 
e3 find faft immer diefelben Perfonen, die in den verfchiedenen Orten, 
bald in Charlottenburg und bald in Schoeneberg uſw. Terraind er- 
werben und parzellieren, fie entweder auf eigenes Riſiko oder mit 
Hilfe von Etrohmännern mit fünfftödigen Mafjenmiethäufern bejegen. 
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Ein folder Großfpefulant begnügt ſich felten mit der Errichtung ein⸗ 
zelner Häufer; gewöhnlich unternimmt er es, eine ganze Straße zu 
erbauen, und die Banf, mit der er arbeitet, ift unter Umftänden in 
der Lage, die Kapitalien einer ganzen Pfandbrief-Serie in einer einzigen 
Straße unterzubringen.‘ 

Endlih haben wir ja aus ber fon oben angeführten Stelle aus 
bem II. Berwaltungsberichte von Schoeneberg bei Berlin gejehen, daß 
die Urbejiger felbft Hier, wo fie ihr Land zähe bis nahe an die 
Schwelle der Auffchließung feithielten, im allgemeinen nicht felber 
auffhloffen. Sie verkauften e3 vielmehr an große, Tapitalfräftige 
ZTerraingefellfchaften und Einzelunternehmer, welche dann die Auf⸗ 
ſchließung vornahmen. 

Kurz, überbliden wir das Ganze, fo finden wir in allen Teilen 
die ſchon bei Dresden gemachten Beobachtungen bejtätigt, abgeſehen 
von der Befißzerfplitterung, auf die wir hier unfre Aufmerkſamkeit 
gar nicht gerichtet haben. Auch in bem großen Gefamtlompler von 
Berlin mit Vororten ift das für die GStadterweiterung ber nächſten 
Sahrzehnte nad) dem bisherigen Maßſtabe jeweils in Betracht kommende 
unbebaute Land, wenn man das ganze Gebiet ind Auge faßt, in jedem 
Beitpunfte, etwa von 1866 an bis heute, Anfang 1905, zu bedeutenden 
Teilen offenbar ſowohl in der Hand des Urbefites wie des Spekulations⸗ 
beſitzes geweſen; zu jedem Zeitpunkte diefer Periode aber hat weiter 
der engere, ſich unmittelbar an das jeweils bebaute Gebiet anfchließende 
Landgürtel anjcheinend ganz überwiegend, wenn nicht geradezu aus⸗ 
ſchließlich, in Spekulationsbeſitz geſtanden; und die eigentliche Auf- 
ſchließung durch Straßen endlich ift in der ganzen Periode fat gar nicht 
Durch die Urbeſitzer und faſt ausſchließlich durch die Terrainfpefulanten, 
und zwar vor allem durch die großen unter ihnen — die großen 
Einzelfpefulanten und die Gefellfchaften — erfolgt. 

Dies find natürlich nur Grundzüge, die noch vielfach ergänzender 
und forrigierender Strihe bedürfen. Und aud für diefe Grundzüge 
fönnen wir ung nur auf ziemlich mangelhaftes Material ftügen. Auf 
diefe Weiſe ift ein abfolut zivingender Beweis freilich nicht erbracht, 
aber doch eine bedeutende Wahrjcheinlichleit. Uber mas da noch fehlt, 
mag wenigſtens in etwas durch die Erwägung erſetzt werden, daß 
außer den tatfächlihen Beobachtungen auch die innere Wahr- 
fcheinlichkeit überzeugend für jeden ber drei angegebenen Grund- 
züge fpricht. 

Wir wären in der Lage, mwenigftend für Teile unjrer Behaup- 
tungen, noch aus andern großen Städten ald Berlin und Dresden 
Belege anzuführen. Indes wollen wir nur noch auf eine fehr charafte- 
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riftifhe Stelle für Düffeldorf Hinweifen, um dann einen ganz kurzen 
Bli auf die Verhältniffe in Meineren Orten zu werfen. 

In der Arbeit von Dr. J. Feig, „Die Verhältniffe des Grund 
und Bodens in Düffeldorf unter dem Einfluffe der Wirtſchaftskriſe von 
1900” (Schriften des Vereins für Sozialpolitik, Bo. 111, 1903), Iefen 
wir auf ©. 150/51 über Düfjeldorf folgendes: 


„zer Grundbefig im unbebauten Stabtgebiet mar mohl mweit über die Mitte 
des vorigen Jahrhunderts Hinaus ganz überwiegend landwirtſchaftlicher Klein- 
befig mit nur einzelnen wenigen größeren Gütern. Noch heute ift in den noch 
rein oder überwiegend landwirtſchaftlichen Außenorten ber Grund und Boden 
ſtark zerfplittert, unb ein großer Teil desjenigen Bodens, ber heute ſchon 
al Bauland in Betracht kommt, ift es ebenfall3 noch, ſodaß bie Anmwendbarleit 
ber ler Adickes für Düffeldorf oft nicht unerwünfdht wäre. Daneben bat aber 
doch auch eine ſtarke Beſitzkonzentration Bla gegriffen. Bor allem war 
es die private Spelulation, die große Flächen Bauland in einer Hanb vereint 
bat; ein Wunder wäre e3 ja, wenn in einer fo ſtark aufftrebenden Stabt wie 
Düffelborf ſich Teine Tebhafte Spekulation entwidelt hätte. Leider laſſen ſich nur 
für dad Ergebnis diejer Beliglonzentration einige Daten geben auf Grund von 
Auszügen aus dem Material der Gemeindegrundfteuer. Hiernach gab e3 Anfang 
April 1903 an Beſitzern von fteuerpflichtigem unbebauten Boden: 


folde mit einem Befig von über 100000 M Wert: 196 
darunter 71 V " [2] 800 000 ” ” 52 
" " ” [12 " „ 1 000 000 ” " 10 


Der Grundbeſitz jener 52 Bejiger mit je über 300000 ME. ftellt einen Wert 
von 34847296 ME., der ber 10 Befiter mit je über 1 Million MI. einen Wert 
von 14810289 ME. dar, während der gefamte fteuerpflihtige unbebaute 
Grundbeſitz für das vorangegangene Jahr auf 84,06 Millionen ME. tariert 
war. Hiervon beträgt alfo ber Beſitz der 52 größten Befiger 410/,, ber ber 
10 größten Befiter allein 171/0/,. Der Fläche nach dürfte allerdings bie 
Stellung des Sroßbefites bei weitem Feine fo beherrfchende fein wie bem Werte 
nad), da der noch nicht Baulandwert aufmweifende Boden ganz überwiegend in 
Heinen Händen ift. Leider mußte eine Ermittlung bes Flächeninhalts des Groß- 
grundbeſitzes aus Mangel an Zeit unterbleiben.” 


Aus diefer Stelle geht für die Zeit ihrer Abfaffung die Mifhung 
von Urbefit und Spetulationsbefis in der unbebauten Düffeldorfer 
Stabtgemarfung zwar nicht abfolut ficher, aber doch mit größter Wahr- 
fcheinlichkeit hervor; zugleich aber ergibt fich aus dem vorlegten Satze 
wiederum, daß der Spetulationsbefig — denn als folcher ift ja der 
Düfjeldorfer Großbejig nad) den obigen Ausführungen Feigs vor 
allem aufzufaffen — vornehmlich in bereit3 Baulandwert befigendem 
Lande beiteht, d. h. alfo offenbar in foldyem, das in dem engeren, näher 
an ben bereit3 bebauten Gebiete befindlichen Gürtel Liegt. Übrigens 
fehlen in den obigen Angaben des fteuerpflichtigen Beſitzes einige 
gerade der größten Befiber, wohl weil fie feine Steuern zahlen; jo 
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der Fiskus mit einer Anzahl Grundftüde, verfchiedene Stiftungen und 
vor allem die Stadtgemeinde felber. 

Für kleinere Orte ift uns nur wenig Material zur Hand. 
Für Gießen, dad im Jahre 1900 eine Einwohnerzahl von rund 26000 
hatte, Liefert die ſchon im erſten Abſchnitte dieſes Buches benutzte Arbeit 
von Dr. 3. U. Meyer*), insbeſondere auf den Seiten 17—19 ein Bild 
ber Befißverteilung besjenigen Bodens, „der für Die nächſten 50 Jahre 
für die Bebauung in Betradht kommt“, nad) dem Stande des Jahres 
1902. Danach war diefes Land damals im Befige 

1. einer Reihe Heinerer Leute und auch der Aderbau treibenden 
Bevölkerung. Die diefer legteren Kategorie angehörenden Beſitzer darf 
man wohl vollitändig ala Urbejiger, die der erjteren angehörenden 
wohl wenigſtens großenteild als folche bezeichnen; 

2. mehrerer größerer Bauunternehmer; 

3. einiger vermögender Fabrilanten, einer Aftienbrauerei und 
einiger fonftiger fpefulierenden Privaten; 

4. der Kirche, der Armenvermwaltung, einer Stiftung und des 
Evangelifhen Arbeitervereins; 

5. — in fehr bedeutendem Umfange — der Stadtgemeinde. 

Alfo auch hier wieder liegt eine Mifchung von Urbefih und Spe— 
fulationdbefi vor, foweit da3 Land nicht in öffentlihem Beſitze iſt. 
Über die Verteilung des angegebenen Befiges auf die nähere und ent- 
ferntere Umgebung de3 bereit3 bebauten Gebietes läßt fi aus der 
Gießener Arbeit Ausreichendes nicht entnehmen. 

Über Merfeburg und Weißenfels haben wir felbft für eine 
im Sahre 1894 erſchienene Arbeit**) einige Nachforfchungen angeltellt. 
Da uns da3 Urmaterial nicht mehr zur Hand und die Erinnerung 
nicht mehr lebhaft genug ift, müffen wir uns einfad an das auf ©. 65 
diefer Arbeit niedergelegte Ergebnis halten. Nachdem zuvor die Gtei- 
gerung ber Bodenpreife in Merfeburg und Weißenfels in den voran⸗ 
gehenden Sahrzehnten dargelegt ift, heißt es dort: 

„zen Vorteil von diefen geftiegenen und fteigenden Bodenpreifen haben 
natürlich die Hausbejiter, deren Grundftüde auf diefe Weife allmählich mert- 
voller werden, vor allem aber diejenigen, melde da3 Bauland befaßen und 
bejiten, auf dem die neuen Stadtviertel aufgebaut worden find und auf denen 


in der Zukunft hauptjächlich weiter gebaut werden wird. Es find das in beiden 
Städten nur eine Handvoll Leute, im mefentlichen diejenigen, welche bei ber 


*) Die wirtfchaftlichen Verhältniffe des Grund und Bodens ber Stabt 
Gießen in den lebten fünfundzwanzig Jahren. Inaugural-Biffertation, Gießen 
1903. Druck der Bonifacius-Druderei in Paderborn. 

**) 8. v. Mangolbt, Aus zwei deutfchen Kleinftäbten. Ein Beitrag zur 
Arbeitermohnngsfrage. Jena, G. Fiſcher, 1894. 
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1854 für Merfeburg, 1855 für Weißenfels begonnenen Gemeinheitsteilung und 
Berfoppelung (Separation) ihre Felder infolge Zufall oder eigener Schlauheit 
in die unmittelbare Nähe der Stadt gelegt erhielten.” 

Hieraus geht zum mindeiten hervor, daß zur Zeit der Abfaſſung 
der Arbeit, etwa 1893, vor allem die Urbeſitzer im Bejite des Bau- 
lande3 waren. Es läßt fih aber annehmen, daß dies erjt recht in 
den noch weiter zurücgelegenen Jahren der Fall geweſen fein wird. 
Daß daneben 1893, wenigſtens in dem fchnell wachſenden Weißenfels, 
„Ihon Heine Anfänge einer richtigen Terrainfpefulation‘ zu bemerken 
waren, iſt direlt vor der angeführten Stelle gejagt. Was die Ein- 
mohnerzahlen anlangt, fo hatte Merfeburg 1892 rund 18000 und 
Weißenfels 2425000 Einwohner. 

Endlich haben wir im Jahre 1902 auch für die fchon früher er=- 
wähnten, außerhalb der erweiterten Dresdener Stadtgemarfung in der 
Elbebene linken Ufer3 zwiſchen Dresden und Pirna gelegenen etwa 
20 Ortſchaften durch die übereinftimmenden Auskünfte mehrerer guter 
Sachkenner feftgeftellt, daß in den allermeiften diefer Ortſchaften da- 
mal3 der Spefulationzbejig neben dem Urbeſitze bereit3 recht reichlich 
angejiedelt war; in einzelnen beherrichte er das Feld faft volljtändig, 
fo vor allem in dem mit einer Station der Dresden-Bodenbacher Eifen- 
bahn verfehenen Orte Heidenau, wo ein fpefulativer Fabrikant in der 
zweiten Hälfte der 90er Jahre die ganze noch unaufgefchloffene Flur 
auflaufte und auf diefer Unterlage ſpäter die „Bodengefellichaft Hei- 
denau“ bildefe. Nach der ergänzenden Auskunft eines unfrer Gewährs⸗ 
männer follte übrigen damals (1902) der Spefulationzbefig in all 
diefen Orten zufammen zum ganz überwiegenden Zeile in der Hand 
von nur etwa einem Dutzend Perfonen liegen, welche dieſe Spefulation 
gewerb3mäßig betrieben, fehr wohlhabend und faſt alle in dem benach⸗ 
barten Dresden zu Haufe jeien. Sie follen es auch — nad) derfelben 
Auskunft — fein, welche die Auffchließung beforgen. Mag nun aud) 
diefe Auskunft im einzelnen nicht genau zutreffen, fo ift doch wohl 
ſoviel wahrſcheinlich, daß in dem ganzen Gebiet eine verhältnismäßig 
Heine Zahl von Leuten als Hauptträger der Spelulation und ber 
Aufichliegung damals hervorragten. 

Berfuchen wir nach dem allen noch, wenn auch mit aller Vorſicht, 
ein Gefamtbild der Befigentwidlung3dverhältniffe des Stadt» 
erweiterungsgelände3 um unfre anwachſenden Orte zu gewinnen, 
fo ift wohl vor allem zwiſchen großen und Heinen Orten zu ımter- 
fcheiden. In den großen Städten und deren nädjiten oder vielleicht 
beifer: am engiten mit ihnen verbundenen Vororten dürfte gegenwärtig 
von dem unmittelbar an das bereit bebaute Gebiet anjchließenden un⸗ 
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bebauten Zandgürtel der ganz überwiegende Teil in Spekulationsbeſitz 
fein, aber überall freilich werden ſich aud in dieſem engften Ringe 
noch mehr oder minder große Stüde von Urbefig finden. In dem 
weiter draußen gelegenen Gelände tritt dann der Urbefig in größeren 
Maſſen auf. Daneben ſpielt in einer Anzahl von Städten ber öffentliche 
Beſitz, insbejondere der der Stadigemeinden felber und unter ihrer 
Verwaltung ftehender Stiftungen u. dergl., eine immerhin nicht un- 
erhebliche Rolle — teil3 in beiden Bonen, teil3 wahrſcheinlich auch 
nur in einer von ihnen. Im übrigen werden ſelbſtverſtändlich zwiſchen 
den verjchiedenen Orten auch große Verſchiedenheiten obmwalten. 

Begünftigt wird die Erhaltung des Urbefiges auch in dem in Rebe 
ftehenden engeren Ringe in einer Reihe der anwachſenden Großftäbte 
durch die jtarfe Berfplitterung des dortigen unbebauten Grundbefißes. 
Wir fommen auf diefen Punkt gleich unten ausführlicher. Uber hier 
muß betont werden, daß die für eine Anzahl großer Städte vorliegenden 
Klagen über ſtarke Befißzerfplitterung im Stabterweiterungsgelände in- 
direkt das Vorhandenſein von viel Urbefig in den betreffenden zer- 
fplitterten Gegenden beweiſen. Denn es läßt fich nicht annehmen, daß 
bie Beſitzer Diefer zahlreichen zerjplitterten Heinen Stüde überwiegend 
ſolche Perfonen find, die die betreffenden Stüde auf Spekulation gefauft 
haben. Im übrigen ift freilich den betreffenden Städten mit dieſer 
Durchbrechung des „Spekulationsringes“ in ihrem Stadtermweiterungs- 
gelände auch nicht gedient. Allerdings beherrſcht dann die Spekulation 
diefe Stücke nicht, dafür find fie aber der Stabterweiterung überhaupt 
nur jehr ſchwer zugänglich, folange wir nicht allgemein mindeftens ein 
rationelle8 Umlegungsverfahren haben. 

Auch rückwärts bis etwa 1866 dürften die Verhältnifie in unfern 
großen Städten ähnlich wie jegt gelegen haben, nur daß entjprechend 
der immer größeren Kleinheit der betreffenden Städte auch dieje Ber- 
hältniffe fi immer mehr denen unfrer kleineren und Heinen jebt an- 
genäbert haben werben. 

Auch in diefen treffen wir jegt — abgejehen vom öffentlichen Beſitz 
— anfcheinend meift eine Mifhung von Urbefig und Spekulationsbeſitz 
im Stadterweiterungögelände, aber vermutlich ift der Spekulationsring 
um die betreffenden Städte nicht fo ſcharf ausgebildet, wie in ben großen. 
Der Urbefiß ragt jedenfall3 jehr oft noch in großen Stüden bis dicht 
an das bereit bebaute Gebiet heran. Es ift nicht unmwahrfcheinlich, 
daß dies mit dem wenigſtens noch teilmeifen Vorkommen eines andern 
und einfacheren Syſtems der Auffchließung zufammenhängt, wonach 
diefe nicht ein befonberes, bedeutende Kapitalien und erhebliche Ge- 
[häftsgewandtheit vorausſetzendes Geſchäft ift, fondern die Bauenben 
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direkt von den Urbeſitzern kaufen und ſelber jeweils für eine oder 
einige Bauſtellen die Straße anlegen, was ſeinerſeits allerdings wieder 
vorausſetzt, daß an die Herſtellung der Straßen keine großen An- 
forderungen geftellt werben. 

Sn den entfernteren Bororten endlich und in den anwachſenden, 
von der Induſtriebevölkerung bewohnten oder jelber induftriellen Dör⸗ 
fern werden wir und im Ortgermweiterungsgelände gegenwärtig gleich⸗ 
fall3 eine Mifhung von Urbefig und Spekulationsbeſitz vorzuftellen 
haben, nur daß in den Dörfern der Urbefit ftarf überwiegt und dort 
erft die Anfänge eines richtigen Spekulationsbeſitzes ſich zeigen. 

So das Gejamtbild, von dem allerdings wohl zahlreiche Aus— 
nahmen vorlommen werden. 

Wir leugnen nicht im geringiten, daß dieſes Gejamtbild, nament- 
ih was feinen legten Teil anlangt, ftar! auf Bermutungen beruht. 
Aber da uns weiteres Material heranzuziehen aus verfchiedenen Gründen 
unmöglid war und die aufgeftellten Behauptungen immerhin große 
innere Wahrjcheinlichleit befiten, fo arbeiten wir im meiteren mit 
ihnen wie mit feftgeftellten Tatſachen, fordern jedoch zugleich die weitere 
wiſſenſchaftliche Forfhung auf, in eine Nachprüfung der in Rede ftehen- 
den Behauptungen einzutreten. 

Endli noch einige Worte über die vorjtehend ſchon berührte 
Befibzerfplitterung. Die aus ihr für die Stabterweiterung ber- 
vorgehenden Übelftände find und waren in Deutfchland leider ftarf 
verbreitet. 

Wenn das für die Erweiterung einer Stadt nad) einer beitimmten 
Richtung in Frage Tommende Gelände einigen wenigen großen Gütern 
gehört und in geſchloſſenen Kompleren beieinander liegt, fo mag das 
ben betreffenden Beſitzern eine gefährlide monopoliftifhe Stellung 
gewähren, aber für das Zuftandeflommen der Auffchließung ift es oft 
günftig. Der Auffchliegende und die Gemeinde haben e3 dann bei An- 
legung der Straßen wenigftend nur mit einer oder doch wenigen Per- 
fonen zu tun, und vor allem, wenn die Straßen einmal zuftande kommen, 
fo hängt die Schaffung günftiger, für die Bebauung ohne meiteres 
geeigneter Bauftellen an ihnen in der Hauptſache nur von der Ent⸗ 
fchließung einer oder fehlimmftenfall3 einiger weniger Perfonen ab, 
die im allgemeinen alle ein ſtarkes pefuniäres Intereſſe an der baldigen 
Schaffung der Bebauung förderliher Zuftände haben. Ganz anderz, 
wenn das betreffende Stadterweiterungsgelände einer Menge Fleinerer 
Befiter gehört, ſodaß im allgemeinen jede neu anzulegende Straße 
ſich über die Befigtümer einer ganzen Reihe verfchiedener Eigentümer 
erſtrecken muß. Nicht allein, daß die Unlegung der Straßen felbft 
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dann leicht auf eine Menge Schwierigkeiten ftößt, fondern die Schaffung 
der Straßen verbürgt auch noch in feiner Weife, daß an ihnen dann 
auch wirklich brauchbare Bauftellen entjtehen. Da find vielmehr neue 
und womöglich nod) größere Schwierigkeiten zu befiegen. Sehr an= 
ihaulich werden diefe gefchildert in einer Denffchrift des Verbandes 
deutjcher Architekten- und Singenieurvereine über die fogenannte Um- 
Iegung*). Da heißt e8 auf Seite 1—5: 


„Hat bie Gemeinde durch freie Vereinbarung mit den Grundbeſitzern oder 
durch das Enteignungdverfahren das Straßenland erworben und eine Straße 
angelegt, fo find damit noch keineswegs alle an dieſe Straße ftoßenden Grund- 
ſtücke bebauungsfähig geworden, mindeftens nicht derart bebauungsfähig, wie es 
in wirtſchaftlicher ımb gejumdheitlicher Beziehung verlangt werden muß. Sucht 
auch ein guter Bebauungsplan durch paſſende Blodteilung, durch eine geeignete 
GStraßenlage, gegebenenfall3 durch Abweichungen von der geraden Richtung und 
von der Parallelität der Straßenfronten den vorhandenen Wegen und Grund- 
ftüdsgrenzen nad) Möglichkeit fich anzufchließen, fo erlangen doch auch dadurch 
die bisherigen Feldgrundſtücke nur in der Minderzahl der Fälle eine folche Lage 
zu den Baulinien, daß fie ohne weiteres in Bauftellen von geeigneter Form und 
Größe eingeteilt oder ohne Teilung bebaut werden Tönnten. Dies ift erft recht 
nicht der Fall, wenn die neuen Straßen von den alten Wegen abweichend haben 
feftgeftellt werben müfjen, mas häufig gar nicht zu vermeiden ilt. In ber 
Mehrzahl der Blöde ift vorher ein Grenzaustaufch, eine Geftaltveränderung, 
eine Umlegung der Feldgrundftüde unentbehrlich; denn dieſe liegen oft völlig 
ſchief zu den Baulinien, oder fie liegen überhaupt nicht an den Straßen, oder 
fie liegen im unregelmäßigen Gemenge, oder fie find troß günftiger Lage infolge 
ihrer Geſtalt, beifpielsweife in Streifenform von nur zwei oder drei Meter 
Breite, bebauungsunfähig. In allen jolden Fällen wird erft durch die Um- 
legung die Bebauungsfähigfeit erzeugt. — — — In manchen Fällen, wo ein- 
fichtige, verträgliche und mwohlmeinende Eigentümer in einem Blod mit un- 
geregelten Grenzen nebeneinander Tiegen, gelingt es denfelben nad einigen 
Verhandlungen, bei welchen gewöhnlich ber Gemeindevorftand als Vermittler 
wirkt, die Umlegung, von ber ja jeder einzelne Nuten hat, in allfeitigem Ein- 
veritändnid vorzunehmen. Das ift offenbar das Ideal; und wären alle Leute 
ſtets einfichtig, verträglih und wohlmeinend, jo wäre alles in befter Orbnung. 


Aber viele Menſchen find Leider nicht immer mit dieſen drei vortrefflichen 
Eigenfchaften gleichzeitig ausgeftattet. Da nun aber in den meiften Blöcken 
bei der Umlegimg jede Grundſtück in feinem Beitande eine gewiffe Underung 
erfährt, jo genügt der Widerſpruch eines einzigen Beſitzers, um alle anderen 
lahm zu legen und die Negelung auf Jahre hinaus zu vereiteln. Es ift eine 
menſchliche Eigentümlichleit, welche bei folchen Umlegungsverhandlungen immer 
wieder zum Borjchein kommt, daß, obmohl jedem einzelnen Beſitzer aus der 
Regelung feines Grunditüdes Vorteil erwächſt, er doc zugleich mit großer 
Aufmerffamleit und Eiferſucht den Vorteil prüft, der dem anderen zufällt, unb 
daß die Meinung, ber andere erlange einen größeren Nutzen ala er felbft, den 


*) R. Baumeifter, 3. Elaßen und J. Stübben: Die Umlegung ſtädtiſcher 
Grundftüde und die Bonenenteignung. Denkfchriften des Verbandes Deutjcher 
Ardjitelten- und Ingenieurvereine, Heft 2. Berlin, Ernft Toeche, 1897. 
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rund zur Ablehnung liefert. Das hat zur Folge, daß mitunter bie bauliche 
Entwidlung der Stadt an einer ungeorbneten, Grundſtücksgruppe Halt machen 
muß, weil bie Einftimmigfeit ber Befiger nicht zu erzielen ift und ein Zwangs⸗ 
mittel nicht befteht. 

So ift oft der Verlauf, obwohl eine eigentliche Böstvilfigleit nicht vorliegt, 
fondern nur menſchliche Unpollfommenheit e8 nicht zur notwendigen Einftimmig- 
feit Tommen läßt. Mancher Heine Beliger, manche bedrängte Witwe Hagt 
trauernd, daß diefer oder jener die Umlegung verhindere; niemand Tann helfen. 

Schlimmer noch wird die Sachlage, wenn der planmäßige Eigennuß die 
Regelung zu. hintertreiben fucht. Eine Baugefellihaft oder ein großer Boden- 
fpefulant, der eine gemwiffe Menge von Grundftüden aufgelauft oder parzelliert 
hat und zum Verlauf augftellt, braucht nur bei guter Gelegenheit ein einziges 
Grundſtück in den benachbarten unregulierten Blöden zu erwerben, fo hat er, 
indem er die Umlegung ablehnt, feine Konkurrenz fo lange unſchädlich gemadıt, 
als er für fein Intereſſe will. 

Wenn troß jahrelanger Bemühungen die Einftimmigkfeit nicht zuftande 
fommt, was dann? Das Einfachſte if, Daß ber oder die Widerfirebenden von 
anderen Beteiligten ausgelauft werden, vielleiht zu hohen Preifen. Oft Hat 
der Widerftrebende dann gerade das erreicht, was er beabfichtigt, und die anderen 
tun gut, diefen Weg zu beichreiten, fobald fie die Abſicht merfen. 

Will aber der Ablehnende nicht ausgekauft werden, fo kommt es darauf 
an, wer es an längften aushält! Und leider ift diefe unfaubere Spekulation auf 
die Schwäche des Nachbarn eine ſehr häufig vorlommende Erfcheinung. Ber 
Heine Befiger kann nicht ein Jahrzehnt und länger fein Grundſtück unverwertet 
liegen lafjen, er ift gezwungen, loszuſchlagen, fobald ihm ein halbwegs ent⸗ 
fprechendes Gebot gemacht wird. Dan nennt das audhungern, wie überhaupt die 
termini technici in dieſer gegenjeitigen Belagerung der Kriegsſprache entlehnt 
find. Die Großen Hungern die Kleinen aus und teilen die Beute; der Gtarfe 
vergewaltigt den Schwachen. Aber auch der Eigenfinnige und Uneinfichtige 
ſchädigt die Vorwärtsſtrebenden; der Böswillige ſchädigt alle. ... .” 


Daß aber eine Befißzerfplitterung, die niehr oder minder derartige 
Schwierigkeiten bereitet, oder wenigſtens bereiten müßte, injofern fie 
nicht durch die Bereinigung großer Flächen in einer Hand durch Die 
Zerrainfpefulation befeitigt wird, in dem Ermeiterungsgelände vieler 
unſrer anmwachjenden Orte befteht, dafür nachftehend mwenigftens einige 
wenige Belege. 

Zunächſt verweifen wir auf die fchon oben ©.107 für Düjfeldorf 
angeführte Etelle, in der ausdrüdlich von der ftarfen Beſitzzerſplitterung 
des unbebauten Bodens in ber Düffeldorfer Stadtgemarkung die Rede ift. 

Daß ferner in Franffurt a. M. an vielen Stellen des Stadt⸗ 
erweiterungsgeländes eine ganz, außerordentliche Beligzerfplitterung 
mindeftena bis ganz vor kurzem beitand, aller Wahrjcheinlichkeit nach 
aber wenigſtens teilmweife auch jetzt roch beiteht, geht aus den lang- 
jährigen Verhandlungen über die fogenannte lex Adides und aus dem 
endlichen Erlaffe eines Sondergefeges für Frankfurt a. M. zur Be- 
feitigung bes in Rede ftehenden Übelftandes hervor. 

Die Wohnungsfrage und das Rei, 8. Heft. 8 
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Sehr Iehrreich ift ferner eine Schrift des Wirkl. Geheimen Ober- 
regierungsrates Küſter vom Dftober 1903*). Der Berfafjer fpricht 
aus eigener reicher Erfahrung, denn er war lange Jahre bei der 
Generallommiffion für das Mheinland, die vielfach mit Umlegungen 
u. bergl. audy für Städte befaßt war, tätig. In der Schrift heißt 
e3 glei am Anfange im zweiten Satze, nachdem im erjten die Be- 
feitigung der Hinderniffe, welche der Errichtung hinreichender „eigener 
Wohnſtätten“ entgegenftehen, al3 dringend wünſchenswert bezeichnet 
worden ift, folgendermaßen: „Zu dieſen Hindernijjen gehört in erfter 
Linie die Zerjplitterung des Grundbefiges, die vermengte Lage und 
die zur Bebauung ungeeignete Form der Heinen, in der Nähe der 
Städte und Dorfichaften gelegenen Parzellen.” Freilich ift nicht ganz 
far, was hier unter einer „eigenen Wohnftätte” verjtanden tft; indes 
jheint damit einfach eine felbftändige Wohnung, fei es im Eigen, fei 
es im Miethaufe, gemeint zu fein, und jedenfalls bezicht fich der 
zitierte Sag ganz allgemein auf die Erfchliegung von Baugelände 
überhaupt. 

Über nicht nur aus der NRheingegend, fondern aud) aus andern 
Orten erfchallen derartige Klagen. In einer — übrigens viel zu wenig 
befannten — Schrift des Hauptbeamten des Stuttgarter fommunalen 
Wohnungsamtes, G. Füßenhäufer, „Die Wohnungsfrage mit befonderer 
Beritdfichtigung der Stuttgarter Verhältniſſe“, 1902 (Stuttgart, Kohl- 
hammer), heißt e3 in Bezug auf Stuttgart auf ©. 12: „Die Heinen 
Parzellen auf der Stadtmarfung, von denen faft jede in einer andern 
Hand ift, fchließen für die Negel die Aufitellung eines eigenen Be— 
bauungsplanes durch die Eigentümer und in zahlreihen Fällen auch 
die felbitändige bauliche Verwertung aus.” Wuch ließen ſich noch 
weitere Belegftellen für die Befißzerfplitterung der Stuttgarter un— 
bebauten Stadtgemarfung aus diejer Schrift anführen. 

Auf dieſe Weife wird es verſtändlich, wenn die oben genannte 
Denkſchrift des Verbandes der Architekten- und Ingenieurvereine 
in unmittelbarem Anjchluffe an die von uns oben zitierte Stelle fort- 
fährt: „Wer ſolche Vorgänge, die fich in faſt allen Stadtermweiterungen 
abjpielen, hier ftiller, dort offener, hier im geringeren, hier im größeren 
Umfange, am meiften natürlich bei einem fo zerfplitterten Grundbefiß, 
wie ihn die Feldmarfen der weſtdeutſchen Städte aufweiſen; wer diejen 
Krieg im Frieden beobachtet Hat und von theoretifchejuriftifchen An— 
ihauungen nicht allzu ſehr angefränkelt oder gar durch felbitifche Inter— 
eſſen im Urteil getrübt ift, der wird es verftehen und billigen, daß 


*) Die Erfchliegung von Baugeländen und die Bildung geeigneter Bau- 
ſtellen durch Umlegung der Grundftüde. Drud: Auguft Bagel, Düffeldorf. 
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bautechnifche und Hugienifche Kreife immer wieder die Forderung nad} 
gefeglicher Regelung ſtellen.“ 

Vollends kompliziert und ſchwierig werben dieſe ganzen Berhält- 
niffe noch dadurch, daß e3 fich bei der Schaffung von Straßen und der 
Umformung ber bisherigen landwirtfchaftlihen und gärtnerifchen 
u. dergl. Befigftüde ja nicht nur um die Eigentümer handelt, fondern 
auch um die vielen Hypothekengläubiger und fonftigen Perjonen, 
die außer den Eigentümern noch ein dDingliches Recht an den in 
Trage kommenden Grundftüden befigen. Doc davon jpäter! — 

Befonders betont werben muß noch, daß ſich die durch die Belih- 
zeriplitterung hervorgerufenen Hinderniffe für die Ortserweiterung nicht 
etwa nur in den Großftädten finden, ſondern daß fie offenbar ebenfo 
oder noch ftärker in Meinen Städten und auch in ländlichen Gegenden 
auftreten, wo Orte in raſcher Entwidlung begriffen find. In der ſchon 
oben erwähnten Schrift von Küſter heißt es im Hinblid auf die durch 
die Bejibzerfplitterung herporgerufene, der Bebauung entgegenftehende 
Lage, Form und Größe der unbebauten Grundftüde auf S. 6 oben 
ausdrüdlih: „Alle diefe Hinbernifje, welche gegen die Bebauung 
und fomit gegen die Förderung des öffentlichen Wohles und des Privat- 
interejfes herbortreten, zeigen fi) fowohl in Teilen der eigentlichen 
Stadtbezirke, als auch in und bei geſchloſſenen Ortſchaften.“ 

Auf der VI. Generalverfammlung des Rheinischen Vereins zur 
Förderung des Arbeitermohnungsmwefens im Juni 1904 in Düſſeldorf 
ferner, mo ber VBerfafjer der eben erwähnten Schrift einen Vortrag über 
den von ihm in diejer niedergelegten und begründeten Geſetzentwurf 
betreffend die Umlegung hielt, berief er ſich mehrfach auf Verhältniffe 
in Heineren Orten. Und in der Diskuſſion fagte Oberbürgermeifter 
Adickes⸗Frankfurt a. M. fogar, ohne weſentlichen Widerfpruch zu finden, 
daß die Erfahrungen bei der Generallommiffion für das Nheinland, 
auf die ſich der Bortragende vielfach geftübt hatte, „im großen und 
ganzen nur Erfahrungen in ländlichen Bezirken und Meineren Orten‘ 
feien. 

Auf der andern Seite fcheinen freilich die Befigzerfplitterung umd 
ihre Übelftände in vielen Orten nur ſchwach vorhanden zu fein. In 
einer Schrift von Landgerichtärat a. D. Merlo vom Yahre 1901 über 
die lex Adickes*) finden wir auf ©. 27 eine bei Gelegenheit der Be— 
ratung der alten lex Mides in der Kommiſſion des Preußifchen 
Herrenhaufes getane Außerung des damaligen Oberbürgermeifter3 von 


*) Der Entwurf eines Geſetzes betreffend die Umlegung von Grundftüden 
in Sranffurt a. M. (neue Lex Adides) und die Wohnungsfrage. Köln 1901. 
Baul Neubner. 


8* 
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Magdeburg zitiert. Die alte lex Adides wollte gleichfalls die Umlegung 
wegen ber häufigen Zerfplitterung des Stadtermweiterungsgeländes und 
außerdem die fogenannte Bonenenteignung einführen. Die Äußerung 
des Magdeburger Oberbürgermeijters lautet nun demgegenüber: „Wir 
in Magdeburg haben das Bedürfnis nad) einem Geſetze, wie es hier 
gegenwärtig vorliegt, bisher nicht empfunden, find vielmehr biöher 
mit dem Geſetze vom 2. Juli 1875 (Fluchtliniengefeß) immer aus- 
gekommen, obſchon wir jo viele Fluchtlinien gelegt, fo viele Straßen 
durchbrochen und fo viele Straßenerbreiterungen ausgeführt haben, 
wie kaum eine zweite Stadt.” Diefe Äußerung läßt vermuten, baß 
fi im Magdeburger Stabtermweiterungdgelände die Übelftände der Be- 
fißzerfplitterung bi3 damals nicht fehr bemerkbar gemacht Hatten, — 
vorauögefegt, daß die Hußerung wirklich genau fo gefallen ift, und 
daß fie ihr Urheber nicht durch andre noch mejentlich eingefchränft 
oder abgeändert hat, was alles wir im Augenblide nicht nachprüfen 
fönnen. 

Auch in der Berliner Borortgegend muß e3 die Gtadt- 
erweiterung vielfad, wenn nicht gar überwiegend, mit großen ge- 
gefchloffenen Geländeflächen zu tun gehabt haben. Bon der erjten großen 
Spefulationsperiobe, ca. 1866— 75, erzählt B. Voigt auf ©. 115 feines 
Werkes: „Überhaupt erwarben die großen Spekulanten mit Vorliebe 
Nittergüter, weil fie relativ billiger al3 Bauernhöfe waren und meil 
der Spefulant nur mit einem Manne zu unterhandeln braudte, um 
ein großes, zufammenhängendes Terrain zu erhalten.” In Königs- 
berg i. Br. endlich haben wir jelber im Jahre 1902 gejehen, wie von 
einer Terraingefellihaft auf dem Gelände eines bisherigen großen 
Nittergute3 vor den Toren der Stadt eine große Zahl untereinander 
zufanmenhängender Straßen weit hinaus und faft noch völlig un«- 
bebaut angelegt waren — ein Vorgang, der bei vorangehender größerer 
Befibzeriplitterung des Geländes faft unmöglich erfcheint. Überhaupt 
fpielen die Befibzerjplitterung und ihre Folgen offenbar im Norden 
und Often bes Reiches eine viel geringere Rolle bei der Stabterweiterung 
al3 im Süden und Weften. Das ift au) ganz natürlich, denn nicht 
nur war bon Haus aus der landwirtichaftlide Gropbejig im Norden 
und Dften ganz anders ausgebildet als im Süden und Weſten, jondern e3 
haben dort auch die Zufammenlegungen von Grundftüden auf Grund 
der Bufammenlegungsgejebgebung einen ganz andern Umfang gewonnen. 

Wir haben uns im Borftehenden bei der Erörterung der Befib- 
zerjplitterung in den Ort3ermweiterungsgebieten im weſentlichen an Die 
Gegenwart und lebte Vergangenheit gehalten. Es darf aber unbedenklich 
angenommen werden, daß ähnliche Verhältniffe in ber ganzen uns 
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hier interefjierenden Periode, etwa von 1866 an big heute, geherricht 
haben. Die alten landwirtichaftliden Fluren, in welche hinein das 
Anwachſen der Städte, Vororte und Induſtriedörfer ftattfand, waren 
eben einmal in vielen Gegenden fehr zerfplittert. Nun wird ja aller- 
dings Die eben ſchon erwähnte Zufammenlegung der Grunbftüde auf 
Grund der Zufammenlegungsgefebgebung oft einigermaßen Wandel 
gefchaffen haben, aber — wie gleichjalla eben jchon erwähnt — in 
der Hauptjache doch nur im Often und Norben unfres Baterlandes, 
viel weniger im Süden und Weſten; und aud) für den Often und Norden 
nur fehr allmählid. Ein ftarfer Beweis für das Vorhandenſein er- 
heblicher Befigzeriplitterung in den Stadterweiterungägebieten auch 
früher liegt dann weiter in der ſchon fo langen Geſchichte der auf 
Einführung einer gefeglicden Umlegung de3 Baugeländes gerichteten 
Beftrebungen. Sie ſetzten ſchon 1874 mit einer Reſolution des Ver— 
bandes Deutfcher Architekten» und ngenieurvereine ein, wurden dann 
namentlih vom Deutſchen Verein für öffentliche Gejundheit3pflege umd 
durch die erite Einbringung der jogenannten lex Wide im Jahre 
1892/93 im Preußiſchen Landtage fortgeführt und find bis heute nicht 
zur Ruhe gefommen. 

Bufammenfaffend ftellen wir nad dem allen in Wiederholung 
unter ſchon oben ausgeſprochenen Anſicht feit, daß die Befitzerfplitte- 
rung in Ort3erweiterungsgelände ſowohl heute ein mweit verbreitetes 
Übel in den großen und Heinen anwachſenden Orten Deutſchlands ift, 
wie aud) offenbar e3 in der ganzen Periode etwa von 1866 an ge- 
weſen ift. 


Sechſtes Kapitel. 


Ber tatfächlihe Bang der Stadterweiterung. 
Erfte Abteilung: Spezieller Teil. (Dresben.) 


1. Einleitung. 


Dem Ausländer, der nad Deutichland fommt, fällt wohltuend die 
geoße Ordnung auf, bie bei uns herricht. Er wird am Bahnhofe nicht 
gleich von Droſchkenkutſchern und Gepädträgern über Ohr gehauen, 
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Sean Te jaben Are Liz: er der Je Seoger u pırem 
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Tieie beiden Grundzüge beutichen öfrentlichen Sebens Funden mir 
auch, bei der Ztudterweiterung wieder: die peiniie ürremtlihe Uro- 
nung eimerieits, andrerieits aber auch die gromen Nachteile, welde ein 
jolhes Zuitem weitgehender und Kümdizer örfemıi:her Reglemrutierung 
mt ſich bringt. Unire Stadterweiterung geht auf der einen Seite 
infolge undarienden örtentiihen Eingreifens tchr ihän ordentlich wor 
jich; auf der andern Seite aber bat uns diejes umiaitende and doch im 
jeimer Att wieder unvollfommene und halse örientli4e Eingreifen eine 
ganz; auterordentlihe Berkärkung der monopolähnlidhen Stellung der 
das jeweilig nächite Bauland beiigeuden Stellen gebracht umd Dımit 
eine Fülle ſchwerwiegender Nachteile: ebenio hat unter Grudbuch⸗ 
em zwar eine anberorbentlihe Klarheit und Zunerläiigfeit des 
Achts- und Kreditverlehts beit. Grunditüde erzeugt, aber auch eine 
geradezu unheilvolle Möglichleit heruorgerujen, den Boden zum Radı- 
teil Tritter mit fpefmlativen Werten dauernd zu belaften. Es if eben 
mit Der einfachen äußeren Lrönung und Reglementierung nüht getan: 
die Tinge haben auch ſchwerwiegende Rüdwirkungen, die richtig ab- 
zuichägen mehr Beisheit notwendig if, ala ie ein eijriges Bolizei- 
uud Juriſtengemũt in der Regel befitt. Auf dieſe nachteiligen Rüd- 
wirtungen der öffentlichen Maßnahmen in unjrer Stadterweiterung 
werben wir zwar erft in den nächſten Kapiteln ausführlicher eingehen, 
aber al3 Einleitung zu der jegt jogleich folgenden Schilderung biejer 
Mafnahmen mag ein folder Hinweis doch immer jchon angebracht fein. 

m übrigen gehen wir in diejem ganzen Kapitel wieder denſelben 
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Eingemeindungen. 
Durch Einverleibung von Vorortgemeinden ufw. Hat die Stadt von 
1866 bis Januar 1903 folgenden Zuwachs erfahren: 





Einwohnerzahl nach 


Tag der Fläche einſchl. der letzten der erften 


Einverleibtes Gebiet ber Gewäfler Volkszähl. Volkszähl. 








Einverleibung nu |y.d. Ein In. d. Eim 
verleibung |verleibung 
Gemeinde Stabt Neudorf | 1. Yan. 1866 | gegen 220 | 
Srtrehlen l. „ 1892 | 265,56 2502 | 5080 ° 
„ Striefen 1. Juli 1892 | 3836,01 10820 | 20 677 
pieſchen 1. „ 1897: 221,81 16423 | 24.045 
u Trachenberge mit ! | 
Wild. Mannıu.Hellerberge| 1. „ 1897 115,68 1422 | 9281 
König Aldert:Bart |1.Nug.1899 | 117,54 8 | 
Gemeinde Gruna | 1. Apr. 1901 ı 176,56 3594 4 485**) 
n Räcknitz 1. Juli 1902 63,84 | 478 456 
„ Seibnig 1. „ 1902 | 284,07 2299 | 2908 
„ Bfeertnig 1. „ 1902| 73,87 310 306 
„Blauen 1. Jan. 1903 | 206,91 13185 | 12352 
8Lsbtau 1. „ 1908 | 204,66 | 88447 | 34955 
Naußlitz 1. „ 1908| 19848 1161 | 4378 
Wöifniß 1. „ 1908 60,00 710 | 710 
„ Cotta 1. „ 1908| 160,79 | 12522 | 13.036 
„ Mebigau 1. „ 1908 95,13 1786 | 1881 
„ Midten 1. „ 1908 | 185,09 47al | 538 
„ Rabig 1. „ 19038 | 495,28 3780 | 4178 
Trachau 1. „ 1908 | 196,55 4520 | 5416 





Weg wie im vorigen: wir fuchen zunächit die Verhältniffe an einem 
Beifpiel Marzulegen und zu erörtern, und zwar wieder an Dresden, 
für da3 wir im Jahre 1902 genauere Forſchungen angejtellt Haben, 
die dann im Jahre 1905 von und noch ergänzt wurden, und bemühen 
uns dann, eine gewiſſe Ullgemeingültigfeit der gefundenen Säge nad)- 
zumweijen. 

Bei diefer Bezugnahme auf “Dresden it e3 notwendig, ſich über 
den Umfang der Stadt Har zu jein, auf den fich die jeweiligen Aus— 
führungen beziehen, denn biefer Umfang hat fich im Laufe der legten 
Jahrzehnte durch große Einverleibungen ſtark verändert; inbejondere 
hat nach ben: Zeitpunfte, mit dem unfere Betrachtungen im allgemeinen 
Ihließen, bin Anfang des Jahres 1902, noch eine gewaltige Ertveite- 
rung bes Stadtbezirkes ftatigefunden. Wir fchiden deshalb unſren 


*) Die Einwohnerzahl von Stadt Neudorf ift in den angegebnen Ein: 
wohnerzahlen von Dresden früherer Jahre bereits enthalten. 

++) Die kurſiv gebrudten Zahlen beziehen fih auf die Ymwifchenzählung 
vom 1. März 1908. 
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Ausführungen folgende dem „Statiftifhen Jahrbuche jür die Stadt 
Tresden, Jahrgang 1903” entnonmene Tabelle über die Eingemein- 
dungen voraus, an ber wir nur da3 ändern, daß wir bei den Ein- 
wohnerzahlen bie Angaben der männlichen und weiblichen Einwohner 
zu Gefamteinwohnerziffern zufannmenziehen. (Siehe Tabelle S. 119.) 

Außerdem find in einer Anzahl von Fällen unbedeutende Ber- 
änderungen de3 Stadtgebieted durch Einflurung und Ausflurung ein- 
zeiner Parzellen vorgefommen. 


2. Die anf dem Gebiete der Stadtertweiterung liegenden öffentlich- 
rechtlichen Vorausſetzuugen der Baugenehmigung im allgemeinen. 


Tas Hauptfächlichfte endliche Ziel der ganzen Stabterweiterung 
ift Darbietung folder Bauparzellen an diejenigen, die bauen wollen, 
daß dieſe letzteren auf den betreffenden Parzellen ihre Tätigfeit ohne 
weitere beginnen können. Natürlich find die Grenzen zwiichen Stadt- 
erweiterung im Sinne unferer Begriffsbeftimmung und Bautätigfeit 
nicht abfolut feft, ein Hinüber- und Herübergreifen findet oft ftatt; 
aber im allgemeinen wird man die eben gegebene Zielfegung für Die 
Stabterweiterung feithalten können. Um nun diefes Ziel der Stadt- 
erweiterung zu erreichen, ift vor allem die Erfüllung derjenigen äffent- 
licherechtlihen Bedingungen notwendig, ohne welche von einer Bau— 
genehmigung in Dresden und offenbar auch in vielen andern Orten 
überhaupt nicht die Rede iſt. Diefe öffentlicherechtlichen Bedingungen 
laffen fich im allgemeinen im mefentlichen unter die nachfolgend auf- 
gezählten Geſichtspunkte zuſammenfaſſen. Es handelt fich indes dabei 
bier nit um fämtliche öffentlicherechtlichen Vorbedingungen der Bau- 
genehmigung, vor allem z. B. nicht um die Übereinftimmung ber 
eigentliden Baupläne mit den behördlichen Vorfchriften, jondern nur 
um die mit der Stadterweiterung in unfrem Sinne enger zufammen- 
hängenden Vorbedingungen; auch ift nicht gejagt, daß die Erfüllung 
aller biefer Borbedingungen von den Aufichließenden felber ausgehen 
muß, auch die Gemeinde uſw., zum Teil auch die Bauenden beteiligen 
ih daran. Ebenso foll endlich aud nicht gejagt fein, daß immer und 
überall unbedingt allen der nachftehend angeführten Gefichtspunfte 
genügt fein muß. Died vorausgeſchickt, find alfo die Geſichtspunkte, 
um die e3 fich handelt, folgenbe: 

I. Es muß ein gültiger Bebauungsplan für diejenige Gegend 
vorliegen, in ber gebaut werben foll; 

II. e8 muß der Bauplag an einer für den öffentlichen Verkehr 
beitimmten und bergerichteten. Straße oder Plage Liegen; 

III. e8 muß der in Frage fommende Bauplatz rechtlich und tat- 
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jähli von der umgebenden Landmaſſe losgelöft fein (Zergliederung 
oder Dismembration), und er muß Hinfichtlich feiner Form, der 
Größe des Hofes uſw. den ortsüblichen Vorfchriften entfprechen ; 

IV. es müjfen gemiffe, auf dem betreffenden Grundftüd Lajtende 
finanzielle Verpflichtungen, und zwar ſowohl folche, die aus der 
Vergangenheit ftammen, wie foldhe, die erft die Zukunft betreffen, 
orbnungsmäßig erledigt fein. Hier handelt e3 fich vor allem um die 
eines fchönen Ausſehens befondere ardjitektonifche Anforderungen be- 
züglich der Faſſaden u. dergl. geitellt werden. 

V. in befonderen Fällen müjjen oft auch noch befondere 
Anforderungen erfüllt werden, ehe die Baugenehmigung erteilt 
wird, jo vor allen bei gewerblichen Anlagen, oder mo befondere 
bugienifche Vorkehrungen notwendig find, oder wenn im Intereſſe 
eines ſchönen Ausſehens bejondere architektoniſche Anforderungen be- 
züglid) der Faffaden u. dergl. geftellt werben. 

Lebe diefer Bedingungen erfordert mın — die eine mehr, die 
andre minder — zu ihrer Erfüllung eine ganze Reihe von Maßnahmen 
und Borfehrungen. Es ift nun notivendig, daß wir darauf für Dresden 
etwas näher eingehen. Es mag fein, baß ung dabei troß der auf dieſe 
Schilderungen verwandten Mühe da oder dort einzelne Ungenauig- 
feiten oder Fehler unterlaufen, aber im großen und ganzen wenigſtens 
treffen unſre Schilderungen ficher zu, und fchließlich fommt e3 ja auf 
dad Detail auch weniger an al3 auf das Gefamtbild. Im übrigen 
bemerfen wir noch, daß wir, mo nicht etwas andre3 vermerkt ift oder 
deutlich aus dem Zufammenhange hervorgeht, den Zuftand an der 
Wende ber Jahre 1901/02 zugrunde legen. 


3. Der Bebauungsplan. 

Zu dem eben angegebenen Zeitpunfte galt für Presden Die 
„Straßen-Bauorbnung für die Stadt Dresden“, in Kraft vom 
1. 7. 1897, die übrigens auch zu der Zeit des Jahres 1905, wo ir 
dieſes niederjchreiben, im wejentlichen noch unverändert in Kraft ftand.*) 
Sie beftimmt in 8 8, 1: „Die im Gemeindebezirte der Stadt Dresden 
gelegenen Grundſtücke dürfen nur nach vorgängiger planmäßiger Rege- 
Iung ihrer Bebauung bebaut werben, welche für ganze Stabtteile, für 
einzelne Straßen oder Plätze ober für Teile davon durch Feitftellung 
von Bebauungsplänen erfolgt.” Bon diefem Grundſatze ließ die Straßen- 
bauordnung nur in $ 11, 2 einige nicht fehr ind Gewicht fallende 
Ausnahmen zu. Die Feitfegung von Bebauungsplänen iſt bisher in 

*) Seitdem iſt nun die „Bauordnung für die Stadt Dresden vom 
22. Dezember 1905” in Kraft getreten. 
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Dresden ftüdweije erjolgt, indem jeweils für ein größeres Stüd des 
Stadtermweiterungsgeländes, eine beftimmte Stadtgegend, ein folcher her- 
geftellt wurde; einen einzigen großen Bebauungsplan, der mit einem 
Schlage für da3 ganze an und für fi in Frage fommende Stadt- 
erweiterungsgelände feitgejegt worden wäre, hat es bis heute in Dresden 
nicht gegeben, jedoch befindet ſich ein jolcher zurzeit in Borbereitung. 
Im übrigen möchten wir glei) an diefer Stelle bemerfen, daß die 
Straßenbauordnung unter „Bebauungsplan” nit nur den zeichne- 
rifhen Plan verfteht, jondern auch die jeweils als Ergänzung des 
betreffenden Bebauungsplanes für das fragliche Biertel beſonders er- 
laffenen Bauvorſchriften. Wir folgen bei Erörterung der Dresdner 
Verhältnifje diefem Wortgebraude. 

Die Erzielung eines ſolchen ftüdweifen Bebauungsplanes für ein 
beftimmtes Gelände, wie eben dargelegt, war nun aber feineswegs eine 
leichte Aufgabe. Die Sache mußte vielmehr durch eine Menge Inſtanzen 
laufen, und beinahe in jeder fonnten ſich Anftände und Schwierigkeiten 
ergeben. Als wir Unfang des Jahres 1902 und näher um diefe Frage 
fümmerten, wurden ung folgende Stufen angegeben, welche die An⸗ 
gelegenbeit eines neuen Bebauungsplanes in Dresden damals regelmäßig 
zu durdjlaufen Hatte, ehe dieſer wirflih in Kraft trat und nad ihm 
Straßen angelegt und Häufer gebaut werden konnten, und wir haben 
Grund zu der Annahme, daß fich feitdem nichts Wefentliches in dieſem 
Verfahren geändert hat. 

I. Zunächſt muß überhaupt der erſte Anftoß, eine Flur, die 
bisher feinen Bebauungsplan hatte, mit einem ſolchen zu belegen, ge- 
geben werden. Er erfolgt Häufig durch Antrag derjenigen, die Das 
betreffende Gelände auffchließen wollen, oft aber auch durch irgend 
eine ftädtifche Stelle, vor allem das Tiefbauamt. 

DI. Erfte eigentlie Aufftellung be3 Bebauungsplane?. 
Sie gefchieht in ber Regel durch das Tiefbauamt, unter Umftänden auch 
durch das ftädtifche Vermeſſungsamt, nicht felten, namentlich früher, 
auch durch die eben unter I erwähnten, die Aufichließung betreibenden 
Intereſſenten; in diefem legten Falle natürlih Prüfung und eventuell 
Umänderung dieſes Planes durch das Tiefbauamt. 

III. Prüfung des Planes und Ausarbeitung der fpeziellen Be⸗ 
bauungsbeftimmungen betreffend Hofgröße, Gebäubehöhe, Geſchoßzahl 
u. dergl. duch; da8 Baupolizeiamt in Verbindung mit dem Bau- 
polizeiausjchuß, der aus Stadträten, Stadtverordneten und fach- 
verftändigen Mitgliedern der Bürgerfchaft beiteht. 

IV. Da8 Baupolizeiamt zieht den Stadtbezirf3arzt zu Rate. 
Ferner find die Bebauungspläne, „ſoweit fie den Elbftrom, Staat3- 
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eifenbahnen oder Fluren von Nachbargemeinden berühren, dem Elb⸗ 
firomamte, der zuftändigen Eifenbahnpermaltung oder der Bau⸗ 
poligeibehörde der Rachbargemeinde zur Erklärung mitzuteilen‘ 
(Straßenbauordnung für die Stadt Dresden $ 12, 2). 

V. Befhlußfafjung über den Bebauungsplan durch die I. Rats- 
abteilung. 

VI Bejhlußfaffung über den Bebauungsplar durch den Ge⸗ 
famtrat. 

VII. orlegung bes Planes an das Minifterium des Innern 
„zur vorläufigen Kenntnisnahme und Prüfung” (Straßenbauordnung 
$ 12, 2). 

VII. Offentlihe Auslegung bes Planes an Ratöftelle zur 
Kenntnisnahme für jedermann und Öffentliche Bekanntmachung dieſer 
Auslegung. 

IX. Einholung der Zuftimmung der Stadtverordneten, bie 
ihrerfeit3 wiederum die Sache durch ihre Ausſchüſſe laufen laſſen. 

X. Nach Herftellung der Übereinftimmung zwifchen Rat und 
Stadtverordneten Einholung der Beftätigung des Minifteriums 
des Innern. 

Bir find nicht mit dem Geſchäftsgange vertraut und wollen daher 
nicht dafür bürgen, daß nicht vielleicht noch die eine oder andre Stufe 
der Entwicklung weggelaffen ift; die rein formelle Bekanntmachung der 
endgültigen Feititellung bes Planes und feiner minijteriellen Beitätigung 
im Amtsblatte am Ende der ganzen Sache haben wir 3. 8. ſchon fo» 
wiefo weggelaffen. Soviel fteht aber jedenfalls feit, daß es fih um ein 
ungemein umftändliches, verwideltes und zeitraubendes Verfahren han 
delt, zumal wenn man bedenkt, daß die einzelnen Inſtanzen doch nicht 
zum Spaß mit der Sache befaßt werben, jondern daß e3 fait überall 
möglich ift, daß fich Bedenken, Einwände, Widerjprüche, Abänderungs«- 
vorfchläge erheben und zur Erledigung gebracht werden müſſen. Unter 
diefen Umftänden wird es nicht wundernehmen, daß uns von fachver- 
ftändiger Seite mitgeteilt wurde, daß normalerweiſe die Fertigftellung 
eines Dresdner Bebauungsplanes mindeſtens 1—2 Sabre, oft länger, 
in befonderd langwierigen Fällen ſogar 4—6 Jahre dauerte. 

Bei Umplanungen — Änderungen, Ergänzungen — beitehender 
Bebauungspläne war im allgemeinen dasſelbe Verfahren, wie vorſtehend 
gefchildert, einzuhalten, wenigftens wenn es fich um mejentliche Ande⸗ 
rungen handelte. 

Im übrigen ift freilich zu betonen, daß die Periode der Anfertigung 
von Bebauungsplänen jet für Dresden zum größten Teile vorbei ift, 
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folange man nicht von ganz anderen Srundjägen bei der Stadterweite- 
rung ausgeht; denn die nach den bisherigen Grundſätzen der Stadt- 
erweiterung für die nächften Jahrzehnte in Betracht fommenden Fluren 
find gegenwärtig eben größtenteil3 mit gültigen Bebauungsplänen ver- 
jehen, wenn auch deren Zufammenfafjung und Bereinheitlihung in 
einen großen Gejamtplan nod übrig bleibt. Andrerjeit3 bat das 
gefchilderte Verfahren aber gerade in berjenigen Zeit — bor einigen 
Sahren — in Rraft geftanden, wo bejonders viele und twidhtige der 
für die nächſten Jahrzehnte in Betracht Tommenden Bebauungspläne 
feftgefegt wurden, und auch vorher ſchon dürfte das Verfahren im 
wefentlichen fo gehandhabt worden fein. Jedenfalls aber gewährt die 
obige Schilderung einen guten Einblid in die Sorgfalt, aber auch in 
die Umftändlichleit und Langwierigkeit, mit der in unfren großen 
Städten die Feltitellung der Bebauungspläne betrieben wird, wenn 
wir annehmen, daß anderwärt3 wenigſtens ähnlich wie in Dresden 
verfahren wird. 


4. Die Strafe. 


Nach dem oben S.121 angeführten 88,1 der Dresdner Straßen- 
bauordnung war es jebenfall3 vom 1. Juli 1897 an und fomit auch 
1901/02 in Dresden im allgemeinen nicht möglich, auf Gebieten zu 
bauen, für die fein Bebauungsplan beftand. 

Weiter ftellt $ 8, 3a der genannten Straßenbauorbnung jelt, daß 
durch die Bebauungspläne inäbefondere feftgejebt werben „die Ylucht- 
linien, innerhalb deren in alten wie in neu anzulegenben Stadtteilen 
die Bebauung von Grundftücden zugelaffen werden foll und wonach die 
zum Öffentlichen Berfehrsraume oder zu Vorgärten beftimmten Flächen 
auszujcheiden find”. Dieſe Fluchtlinien find natürlich identiſch mit den 
porgejehenen Straßen, Pläten u. dergl. Es ergibt fich aljo, daß außer- 
halb diefer durch die Bebauungspläne vorgejehenen Straßen, Plätze uſw. 
niemand bauen fonnte. 

Die Straßen, Plätze ufw. mußten aber nicht nur durch die Be— 
bauungspläne vorgejehen, fie mußten auch tatjächlich hergeitellt fein, 
ehe gebaut werben tonnte. 8 27 Ziffer 1 ber Straßenbauorbnnung lautet: 
„Wer an einer neuen Straße ein bisher unbebautes Grundftüd oder den 
unbebauten Teil eines bereit3 bebauten Grundftüds bebauen oder ein 
bereit? vorhandenes Gebäude erneuern, erhöhen, erweitern ober weſent⸗ 
li verändern mill, hat zuvörberft die Straße in Gemäßheit bes 
Bebauungsplanes von Straßenkreuz zu Straßenfreuz einfchließlich der 
letzteren zu befchaffen dergeftalt, daß diefe mit mindeltens einer bau- 
planmäßig fchon beftehenden Straße unmittelbar verbunden wird. Der 
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Bebauung wird die dauernde Einfriedigung gleichgeachtet.” Und Biffer 4 
beöfelben Paragraphen lautet weiter: ‚Die Straße muß in dem be- 
flimmten Umfange (Ziffer 1) befchafft und hHergeftellt fein, bevor die 
Baugenehmigung erteilt wird. Ausnahmen hiervon können vom Rate 
zugelaffen werden. Der Rat Tann aber, wenn die Straße nicht in 
boller Ausdehnung oder nur vorläufig hergeftellt wird, vorher wegen 
der endgültigen Herftellung Sicherheit verlangen.” Auf Pläge finden 
dieſe Vorſchriften entjprechende Anwendung. ($ 30 Straßenbauordnung.) 
Weiter mußten natürlich diefe neuen Straßen, Pläge u. bergl. nicht 
nur überhaupt, jondern auch den darüber in Dresden beftehenden 
Vorſchriften entjprechend hergeftellt fein, ehe daran zu bauen erlaubt 
murde. Dies verſteht fich ſchon von jelbit, es findet ſich aber auch ein 
wenn auch nur indirelter Hinwei darauf in ber Straßenbauordnung. 
sn dem eben zitierten $ 27, der von ber „Anlegung neuer Straßen‘ 
handelt, wird in Ziffer 2 u. a. beftimmt, daß der Unternehmer einer 
neuen Straße die Koften der Straßenherftellung zu tragen hat, und 
dabei ift auf „$ 20 flg.” der Straßenbauordnung vermwiefen, welche eben 
die in Rede ftehenden Borjchriften über die ftäbtifchen Anforderungen 
an die Straßenberitellung enthalten. 

Indes ift dabei doch eine Einſchränkung zu machen. Allerdings 
mußten die neuen Straßen und Pläge im Zufammenhange mit der 
Baugenehmigung den öffentlihen Anforderungen entfprechend. her- 
geftellt werden, aber die Baugenehmigung wurde in ber Regel ſchon 
erteilt, wenn nur der Straßenförper und bie Entwäfferungsanlagen 
fertig waren. Wegen de3 übrigen mußte indes völlige Sicherheit ge- 
leiftet werden, ehe man die Baugenehmigung befam, und da dann 
überdies die reguläre Fertigſtellung der Straße bezm. des Platzes ber- 
jenigen der Bauten in der Regel bald folgte, fo verhalten ſich für unfere 
Betrachtung die Dinge ziemlich ebenjo, wie wenn die Baugenehmigung 
erſt nach völliger Fertigitellung der Straße bezw. des Platzes erteilt 
worden wäre. 

Außer an neuen Straßen oder Plägen konnte natürlich auch an 
ſchon beftehenden öffentlichen Verkehrsräumen gebaut werben. Das 
fonnten entweder folche Berfehröräume fein, die erjt unter der Geltung 
der Straßenbauordnung von 1897 entitanden waren und fomit alſo 
das Stadium ber „neuen Straße uſw.“ in dem eben dDargelegten Sinne 
durdjlaufen und deſſen Anforderungen erfüllt hatten, oder folche, die 
entmweber vor der Straßenbauordnung von 1897 entitanden waren oder 
die in ben einverleibten Ortfchaften zurzeit der Einverleibung beftanden 
hatten. Auch in diefen beiden legteren Fällen hatten aber doch immer- 
hin gewiffe Anforderungen erfüllt fein müffen, ehe die Straßen und 
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Plätze für den Anbau al3 zugelaffen galten. Bei den Einverleibungen 
wurde überdies faft in jedem Fall eine befondere Vereinbarung darüber 
getroffen, welche Straßen als beftehende zur Bebauung ohne weiteres 
zugelafien werden follten. Indes jollen durch die Einverleibungen bis 
zum Beginne des Jahres 1902 auf diefe Weife nicht beſonders viele 
ohne weiteres anbaufähige, aber noch nicht im mejentlichen vollbebaute 
Straßen hinzugetreten fein, während bei den neuejten großen Einver- 
feibungen das Umgefehrte der Fall geweſen fein foll. Faſſen wir alles 
zufammen, fo fommen wir für ben von uns ins Auge gefaßten Zeit- 
punkt, 1901/02 — und fomohl gegenwärtig wie aud) in den 90er 
Jahren fcheint es nicht anders gewejen zu fein —, zu dem Ergebnis, 
daß, wo immer in dem damaligen, innerhalb des Gemeindebezirkes 
gelegenen Dresdner Stadtermweiterungsgebiete gebaut werden follte, dies 
nur möglich war, wenn nicht nur an der betreffenden Stelle Durch einen 
Bebauungsplan eine Straße oder ein Platz, furz ein „öffentlicher Ver⸗ 
kehrsraum“ vorgefehen, fondern erft wenn diejer öffentliche Ber- 
kehrsraum ben darüber beftehenden öffentlichen VBorfchriften entfprechend 
auch tatfächlich hergeftellt war. Mit andern Worten, die Be- 
bauung war durchaus an das Neb jeweils über bad bereit3 vollgebaute 
Gebiet hinaus beftehender, aber noch gar nicht oder erft teilweiſe bebauter 
Straßen und Pläge gebunden. War diejes Neb groß, und namentlich 
fonnte e3 leicht und ohne Schwierigkeiten mefentlich erweitert werden, 
fo Tonnte allenfall® von einer gewiſſen Konfurrenz der Bauitellen- 
befiger untereinander die Rede fein; war beides aber nicht der Fall, 
fo mußte die3 mit Notwendigkeit in der Nichtung eines Hinauftreibens 
der Preife wirken. 

Bon den übrigens nicht bedeutenden Mopifilationen, welche Dies 
Ergebnis durch die Behandlung der Umbauten etwa erfährt, fehen 
wir hier ab. 

Welches waren nun die öffentlichen Anforderungen, denen 1901/02 
genügt fein mußte, ehe eine Straße oder ein Platz als „für den Ber- 
fehr und den Anbau fertiggeftellt” galt? Es verfteht fich von felbit, 
daß wir bei Beantwortung biefer Frage nicht auf die techniſchen Ein- 
zelbeiten eingehen, fondern nur die für una mwichtigften Gefichtöpunfte 
angeben können. Da ergibt fih zunächſt einmal, daß ein Unterfchied 
zu machen iſt zwiſchen den älteren, bereit3 vor Inkrafttreten der Straßen- 
bauordnung und den nachher hergeitellten öffentlichen Verkehrsräumen. 
Bu den eriteren gehörten aber nicht nur die vor dem 1. Juli 1897 ent- 
ftandenen, fondern auch die nachher entitandenen, fomweit fie in erft 
jpäter einverleibten Ortſchaften lagen und dort zur Zeit der Einver- 
leibung bereit? beftanden. Auf diefe beiden Abteilungen, die ja in der 
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eben bereit3 oben erörterten Gruppe der „‚beitehenden” öffentlichen 
Verkehrsräume mit enthalten find, gehen wir hier weiter nicht ein; für 
die ‚nachher hergeftellten öffentlichen Verkehrsräume“ aber läßt fich 
folgendes feititellen: 

a) eine neu anzulegende Straße durfte nicht in Heinen Bruch— 
ftüden, fondern fie mußte jeweild in Gemäßheit des Bebauungsplanes 
wenigftens von einem Straßenfreuz bis zum nächſten hergejtellt werden; 
außerdem mußte fie mindeiten3 an einem Ende unmittelbaren Anfchluß 
an eine hauplanmäßig ſchon beſtehende Straße erhalten. Neue Straßen 
Batten fich alfo allemal mindeſtens mit einem Ende an das jchon be— 
ftehende Straßenneg anzufchließen, und fie mußten ſogleich von An— 
fang an nicht nur bis zu einem beliebigen Punkte, fondern bi3 dahin 
durchgeführt werden, wo ein Straßenkreuz, d. 5. aljo eine Schneidung 
mit einer andern, vom Bebauungsplane als öffentlicher Verfehrsraum 
anerfannten Straße, entweder tatjächlich vorhanden oder vom Bebau- 
ungsplane vorgejehen war. Diefe legtere Forderung beruhte zum Teit, 
wie e3 fcheint, auf Verkehrs- und feuerpoligeilihen Gründen, zum Teil 
auch auf dem Gedanken, daß andernfalld bei Herftellung der Straßen 
in Heinen Stüden die ftädtifche Arbeitslaft — ſowohl die in den 
Bureau wie die außen bei der tatfächliden Ausführung der Straßen 
— gar zu fehr gefteigert würde; endlich) und vor allem auch auf ber 
Gefahr, daß die Straßen ungleihmäßig werden würden u. dergl. Übri- 
gen3 waren früher vor der Straßenbauordnung von 1897 die An— 
forderungen noch jtrenger, indem bei Neuanlegung von Straßen nicht 
nur für da3 eine Ende, fondern auch für das zweite Anfchluß an eime 
tatfächlich Schon bejtehende Straße verlangt wurde, der Aufchluß an 
eine bauplanmäßig erft geplante Straße alſo nicht genügte. 

Auf Plätze fanden diefe Grundjäße entjprechende Anwendung. 

b) Neu anzulegende Straßen und Plätze waren von Anfang an 
mit Schleufen zu’ verjehen; ebenfo mußte für ein Grundftüd, ehe die 
Baugenehmigung erteilt wurde, hinreichende PVerforgung mit Zrint 
und Brauchwafjer feitgeitellt fein, was mohl in den meiſten Fällen 
Wajjerleitung vorausfegte. Ferner waren die Fahrbahnen der Straßen 
mit einem fejten Untergrunde aus hartem Geftein zu verfehen und zu 
befchottern oder zu pflaftern; die Gangbahnen waren zu befiejen oder 
nrit Granitplatten zu belegen. 

c) Der Rat konnte Ausnahmen von den vorftehenden Anforde- 
rungen zulaffen, doch famen foldhe nur in bezug auf die Art der Be— 
ihaffenheit u. dergl. der Straße bez. des Platzes öfters vor, nicht in 
bezug auf die Anforderungen Hier oben unter a. Andrerſeits 
wurde bei den großen Einverleibungen der leßten 15 Jahre für eine 
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Anzahl Straßen in ben einzuverleibenden Orten ausgemacht, daß fie 
nod nad) den alten, in den betreffenden Orten bejtandenen leichteren 
Anforderungen hergejtellt werben dürften. >. 

Es war indes nicht fo einfach, wie es auf den erften Blick fcheinen 
könnte, im Machtbereihe des Stadtrates zu Dresden zur Erfüllung 
diefer Anforderungen und zur tatfächlichen Herftellung eines öffent- 
lichen Verkehrsraumes, an dent gebaut werden konnte, im Stabterweite- 
rungsgebiete zu gelangen. Auch bier war ein ziemlich langer und 
fchwieriger Weg zurüdzulegen. 

Die Straßen und Pläbe im Dresdner Stadterweiterungdgebtet 
wurben in der ganzen damaligen Zeit in erfter Linie auf Betreiben 
und für Rechnung privater Auffchließender gebaut; daneben baute 
gelegentlich auch die Stadtgemeinde von ſich aus einen öffentlichen 
Verfehrsraum. In allen Fällen — vielleiht von befonderen Aus- 
nahmen abgeſehen — wurde aber, einerlei, welches die die Anlage des 
öffentlichen Verlehräraumes betreibende Stelle iwar, der Verkehrsraum 
nur gebaut, wenn e8 der Nat für gut fand, und wurde er zweiten? vom 
Nate in eigner Negie ausgeführt. Der Rat beſaß alfo in bezug auf Die 
Unlegung öffentlicher Straßen und Bläge ein Doppelte Monopol: 
erftend ein Entſchließungsmonopol darüber, ob die betreffende 
Straße oder der Pla überhaupt gebaut werden follte, und zweitens 
ein Monopol für die tatfähliche Ausführung der Straßen und 
Pläge. Da aber naturgemäß die einmal in den Bebauungsplänen porge- 
fehenen Straßen und Pläbe alle wenigſtens in der Theorie zur Auge 
führung beftimmt waren, jo Fleidete fich da3 Entſchließungsmonopol des 
Rates, fo, wie e3 in der Straßenbauordnung ausgedrückt ift, einfach in die 
Form, daß der Nat beſtimmt, wann bie fo vorgefehenen Straßen und 
Pläte gebaut werden follten. $ 25 Ziffer 1 der Straßenbauordnung 
von 1897, der noch heute in Kraft fteht, lautet: „Die öffentlichen 
VBerfehrsräume werden vom Rate auf Koften ber Berpflid- 
teten hergeſtellt. Den Zeitpunft der Herftellung beftimmt 
der Rat.” (Die Sperrung rührt von uns her!) Der Rat genehmigte 
nun — wir haben hier übrigens nicht fpeziell den Zeitpuntt 1901/02, 
fondern die ganze Periode, etwa von Anfang der 80er Jahre bis 
1901/02 im Auge — keineswegs ohne weiteres jeden Antrag bon 
Zerrainbefigern, die Straßen und Plätze bauen und die Koften dafür 
tragen wollten, wobei natürlich ſchon als jelbftverftändlich vorausgeſetzt 
ift, daß es fich ohnedies nur um ſolche öffentliche Verlehrsräune han- 
delte, die in den Bebauungsplänen vorgejehen waren. Er lehnte viel- 
mehr folche Anträge auf Ausführung der bauplanmäßigen Straßen 
und Pläge nicht jelten ab und gab ihnen in der Regel nur jtatt, wenn 


Sechſtes Kapitel: Der tatfächlihde Gang ber Stadtermweiterung. 129 


ihm ein Bedürfnis für Anlegung der betreffenden öffentlichen er- 
kehrsräume vorzuliegen fchien. Dabei wurde, minbeftens in ben 90er 
Jahren, im allgemeinen auf ein ziemlich enges Zufammenhalten der 
ganzen Stadtanlage und Bautätigkeit in unmittelbarem Anfchlujfe an 
das bereit3 von Häuſern erfüllte Gebiet Hingearbeitet. 


Allerdings konnte und Tann fi noch heute der Antragfteller 
gegen den ablehnenden Beſcheid des Rates an die Oberbehörden wen- 
den. ber e8 ift von diefem Rechte jo gut wie fein Gebrauch gemadjt 
morden; wenigftend konnten wir das für die Zeit von Ausgang ber 
80er Fahre an feftitellen, und vorher dürfte e3 nicht anders gemefen 
fein. Einmal legten bie Auffchließenden wohl großen Wert auf ein 
möglichft gutes Verhältnis zur Stadt, und dann ſcheint auch Die 
Meinung herrſchend gemwejen zu fein, baß die Oberbehörden die Stabt 
in der Trage bes Bebürfniffes nach neuen öffentlichen Verkehrsräumen 
doch nicht Torrigieren würden. 


Der regelmäßige Gang, den die ganze Angelegenheit der An- 
legung eines öffentlichen Verkehrsraumes unter dem Gefichtöpunlte, 
den öffentliden Anforderungen zu genügen, durchlaufen mußte, in 
dem Hauptfalle, den wir hier nur ins Auge fajfen wollen, wo bie An- 
fegung der betreffenden Straße oder Plabed auf Betreiben privater 
Aufichliegender gefchah, ift uns nun für die 90er Jahre und bie Zeit 
bi3 zum Schluffe unferer Beobadytungszeit, 1901/02, im allgemeinen 
etwa folgendermaßen gefchildert worden. Dabei mag dahingeitellt Blei» 
ben, ob fi die Sache unbedingt in der angegebenen Reihenfolge 
abwickelte. 

a) Zunächſt mußte derjenige, der die Anlegung der Straße uſw. 
betrieb, das für ſie erforderliche Land von etwaigen darauf haftenden 
Hypotheken u. dergl. befreien und ferner es auf dem Wege der 
fogenannten Dismembration tedhnifh und rechtlich aus ben 
Eigentum3zufammenhängen, in benen es biöher mit dem umgebenden 
Lande geftanden hatte, Ioslöfen. Es mag indes fein, daß dieſe Vor- 
gänge aud) erft in einem fpäteren Stadium der Sache erfolgten. Jeden— 
fall3 aber war meiter nötig 

b) Antrag des Auffchließenden beim Tiefbauamt ober 
beim Stadtbauamt A (d. i. die juriftifche Wbteilung des Tiefbauamtes) 
auf Heritellung der Straße uſw. 

c) Prüfung des Geſuches nad der technifchen, juriftifchen 
und finanziellen Seite hin durch die Beamten bes Tiefbauamted und 
des Stadbtbauamtes A. Es ſcheint weiter, daß dabei wenigſtens teil- 
weife fchon in diefem Stadium und wohl unter Mitwirfung des Bau- 
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3, Die Bergliederung und die übrigen Vorausſetzungen. 


Weiter der Dritte Gefihtspunft! Denn auch mit der Schaf- 
fung von Straßen und Pläßen, die für ben Verkehr und den Anbau 
fertiggejtellt waren, war bie Sache noch nicht erledigt, waren die hier 
in Betracht fommenden öffentlich-rechtlichen VBorausfegungen des Bauens 
noch nicht alle erfüllt. Es kam vielmehr noch hinzu, daß auch die 
Bauitellen, auf denen gebaut werden follte, wie fon oben gejagt, auf 
dem Wege der fogenannten Yergliederung oder Dismembration 
rechtlich und tatfächlich von der umgebenden Landmaſſe losgelöft fein 
und daß fie überdies gewiffen Anforderungen Hinfichtlich Größe, Form 
uſw. entfprechen mußten. Das waren Vorausfegungen der baupolizei- 
lichen Bauerlaubnis; leßtere wurde ohne Erfüllung dieſer Voraus— 
jegungen nicht erteilt. Wir haben bei diefer Erörterung wiederum in 
erfter Linie unfern Zeitpunkt 1901/02 im Auge. 

Unter Dismembration oder, wie in Dresden neuerdings einge— 
führt ift und wie man als Deutſcher auch, wohl beffer jagt, Zergliede- 
rung, verjtand und verjteht man in Dresden — und wohl überhaupt —, 
wie fchon mehrfach angedeutet, einen doppelten Vorgang: einmal einen 
technifhen und zum andern einen juriftifhen. Der techniſche beiteht 
darin, daß durch den Geometer das in Frage kommende Landftüd in 
richtige, den verfchiedenen Anforderungen entjprechende Baujtellen uſw. 
zerteilt wird, der juriftifche Hingegen in den notwendigen Umjfchrei- 
bungen im Grundbuh und im Steuerfatafter, wozu dann eventuell 
noch weitere, andre öffentliche Laften, 3. B. Anliegerleiftungen zer- 
gliedernde Umfchreibungen treten. In der Regel gefhah in Dresden 
die Bergliederung de3 ganzen in Yrage kommenden Geländes vor 
dem Bau der Straßen ufm., und die Herausfchälung des zu diejem 
felber erforderlichen Landes mar natürlich überhaupt Borausjegung 
de ganzen Straßenbaues und mußte daher vor dieſem erfolgen; 
das nicht zur Straße felber erforderliche Land wurde dagegen zumeilen 
— etwa wenn der Auffchließende ſich noch nicht ganz Har über Ein- 
teilung und Verwendung der Bauftellen war — erjt nach dem Straßen 
bau bismembriert. Auf alle Fälle mußte aber auch auf diefem Lande 
die Bergliederung vollzogen fein, ehe die baupolizeiliche Bauerlaubnis 
für die einzelnen Grundftüde erteilt wurde. 

Weiter mußten die Bauftellen auf eine Tiefe von 20 m von der 
Straße rechtwinklig verlaufen, wovon allerdings, wenigſtens bei offener 
Bauweiſe, oft Ausnahmen bewilligt wurden. Endlich mußten die Höfe 
eine „angemeſſene“ Größe behalten. 

Übrigend wurden zwar nicht diefe legten Anforderungen, wohl 
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aber die rechtliche Selbftändigkeit der einzelnen Grundftüde durch Ber- 
gliederung nicht nur von ber Baupolizei gefordert, fondern e3 war 
die auch ein natürliche Erfordernis für die Hypothelkenbeſchaffung. 
Denn man darf als felbftverftändlich annehmen, dab ſich weder der 
Landbefiger noch ber Hnpothelendarleiher den Schwierigkeiten aus- 
fegen wollte, die natürlich leicht entftehen Tonnten, wenn ein mit 
Hypotheken belegte® Grundftüd erjt fpäterhin in einzelne felbftändige 
Grundftüde zerteilt werben follte. 


Endlih mußten, ehe um die Zeit von 1901/02 in Dresden bie 
Baugenehmigung für ein Haus erteilt wurde, viertens die oben 
Geite 121 bezeichneten finanziellen Verpflidtungen für das be- 
treffende Grundftüd erledigt, und e3 mußten fünftens in den be 
fonderen Fällen die gleichfall3 oben Seite 121 angegebenen befonderen 
Anforderungen erfüllt fein. 


Hiermit glauben wir aber nun die die hier in Betracht fommen- 
den, feinerzeit in Dresden geltenden öffentlich-rechtlichen Borausfegun- 
gen der Schaffung bebauungssähiger Bauftellen wirklich wenigſtens 
in der Hauptfache erſchöpft zu haben. Schon die Erfüllung der Forde- 
rungen jeder einzelnen diefer Gruppen brachte eine Fülle von Schwierig- 
feiten und bebeutenden Zeitverluft mit fih; die Erfüllung aller vier 
bez. fünf zufammen aber bedeutete wahrlich eine ganz, außerordentlich 
Schwierige und umftändlihe Sache. Wenn alfo einerfeit3 in Dresden 
die Schaffung von Baugelände ganz überwiegend der privaten Ini— 
tiative überlaffen war, und man zu diejer, die bei ung auf zabliofen 
Gebieten jo Großes geleiftet hat, ja an und für fich vielleicht ein ge- 
wiffes Zutrauen haben könnte, jo wurde doch andrerfeit3 diefe Ini— 
tiative dur; bag eben gefchilderte umfaſſende öffentliche Eingreifen 
außerordentlich erfchwert und verlangfamt. Wichtiger aber ift noch, 
daß kraft des Entfchliefungsmonopols bed Rates über den Bau oder 
Nichtbau von Straßen u. dergl. dieſe private Initiative ſich überhaupt 
nur fomweit äußern fonnte, wie es ber Stadtverwaltung gefiel. Die Auf- 
ſchließung von Baugelände gehörte auf biefe Weife in ganz befon- 
berem Grade zu den fozufagen erlaubnispflihtigen Gewerben: 
zwar war hier da3 Gewerbe an fidy nicht erlaubnispflichtig, wohl aber 
jeder einzelne Ausführungsakt desfelben. Und es leuchtet ohne meiteres 
ein, daß auf diefe Weife die Stellungnahme ber ftädtifchen Behörden zu 
der privaten Auffchließungstätigfeit nicht nur in Hygienifcher, äftheti- 
fcher und derartigen Beziehungen, fondern auch in mwirtjchaftlicher Be- 
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ziehung, d. h. in betreff der reichlichen oder geringen Berforgung be3 
Bauftellenmarltes und der Preife der Bauftellen für die Stadtermeite- 
rung von ganz außerordentlihem Einfluffe fein mußte. 


6. Die eigentlichen treibenden Kräfte der Stadterweiterung. 
Einleitung. 


Dem fachlichen Inhalte nad) und, wenn wir von dem fpekulativen 
Beiwerke abjehen, find e8 drei große Aufgaben, welche die Stadt- 
erweiterung zu bewältigen hat. Einmal find die Straßen und 
Plätze mit allem, was dazu gehört, anzulegen, zum andern ift das rohe 
und bisher nad) ganz andern Geſichtspunkten geformte und verteilte 
Gelände in regelrechte Bauftellen, wie fie für die ftädtifche Bebauung 
erforderlich find, umzuformen und einzuteilen, und endlich drittens 
find die fertigen Banftellen an die Bautätigfeitzuüberführen. 
Wir haben vorftehend — zunädjft für Dresden — die öffentlich-redjt- 
fihen Borausjegungen und Bedingungen diefed ganzen Ummwandlungs«- 
und Bubereitung3vorganges im einzelnen burchgegangen; nun aber gilt 
eg, die Faktoren aufzuzeigen, welche als die eigentlichen Träger und 
die treibenden entwickelnden Kräfte dieſes Prozeſſes gelten mülfen, und 
ihre Wirffamfeit, und was fi) daran anſchließt, im einzelnen darzu— 
ftellen. Wir halten ung aud) da wieder zunächft nur an Dresden 
und gehen erſt fpäter auf andre Orte ein. Was aber Dresden an- 
langt, jo find natürlih, wenn auch unfre Schilderungen im großen 
und ganzen zutreffen werden, doch einzelne Srrtümer und Ungenauig- 
keiten nicht auggefchloffen bei der großen Schwierigkeit, fich über räums- 
lich und zeitlich jo ausgedehnte Vorgänge durch eine Privatenquete 
hinreichend zu unterrichten. Weiter behandeln wir zunädjft nur Die 
eigentliche Auffchließung, nicht die ſich an fie Heftende reine Speku— 
lation; von diefer wirb vielmehr im meiteren Berlaufe dieſes Kapitels 
befonder3 die Rede fein. 


7. Die Gemeinde in der Stadteriweiterung. 


. ®ir beginnen unfre Betrachtungen bier mit der Yeititellung, 
daß in Dresden die Stadt — und zu ihr rechnen wir in dieſem augen- 
blidlihen Zufammenhange auch die unter halb ftäbtifcher Verwaltung 
ftehenden Stiftungen —, eine fo große Rolle fie, die Stadt, wie wir vor» 
ſtehend gefehen haben, in der Stabdterweiterung im ganzen fpielte, doch 
zu ben eigentlichen treibenden und entwidelnden Faktoren auf diefem 
Felde nur in relativ recht mäßigem Grabe gehört hat. Die Stadt Hat 
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andre, dab bie Stadiverwaltung intireft die Aufichlichung neuer Srraen 
u. dergl. betrieb, indem ſie Die Briiger der betrefienden GErlände ihrer- 
ſeits zur Inangriftzckme der Aumchließung und zur Stellung ent: 
iprechender Anträge bei der Stadt veranlaite. Tieier Fall it bis 
zum Schluß unſerer Beobachtungszeit — 192 — immerkin ziemlich 
oft vorgelommen. Unterftügt wurde dieſes Beitreben der Stadt natürlich 
buch ihren, wenngleich im Verhältnis zu vielen andern Ztädten nicht 
ſehr bedeutenden, abjolut aber doch immerhin ins Gewicht jallenden 
Grundbeiig, auf Grund deiien fie nicht felten bei neu aufzuſchließenden 
Straßen au als Anlieger in Betracht fam. Andrerieits muß man 
ih freilih jagen, daß vermutlih in vielen Fällen diefer indireften 
Sininative Der Stadt die Auiſchließung fchlieglich auch ohne das ſtädtiſche 
Antreiben zuftande gefommen jein würde, wenn auch erft fpäter. 

Eine gewiiie Förderung hat die Stadt der Auffchließung endlich 
durd; Die Gründung ber fädtiichen Grundrenten- und Hypothekenanſtalt 
zuteil werben laflen, indem dadurch den Auffchließenden die Aufbringung 
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der Straßenfoften erleichtert wurde. (Siehe hier unten Seite 142.) Doc 
fommt dies Moment fchon infofern hier kaum in Betracht, al? die An- 
ttalt erjt im Herbſte 1900 ihre Tätigfeit eröffnete, und ihre Wirfjam- 
famteit fomit nur noch für etwa 1—11, Jahre in unfre Berichtszeit 
hier fällt. 

Nimmt man all dag chen Angeführte zufammen, jo fommt aller- 
Ding3 an und für ſich eine nicht unbedeutende Zahl von Fällen heraus, 
in denen die Stadt und die mit ihr verbundenen grundbeſitzenden Stif- 
tungen al3 die treibende Kraft für die Auffchließung neuer Baulände- 
reien zu betrachten waren. Aber diefem fördernden Einfluß ftanden 
gegenüber nicht nur die zahllofen Schwierigkeiten, welche die Erfüllung 
der vielen oben dargelegten öffentlich-rechtlichen Vorbedingungen des 
Bauens an und für fich machte, fondern aud) die bereit3 oben Seite 129 . 
kurz berührte bemußte und planmäßige Beichränfung der Aufichließung 
auf den nächiten, ſchmalen, direft an das bereitö bebaute Gebiet an— 
fhließenden Rand durch die Stadt. In Summa dürfte aljo in 
Dresden vielleicht für unfre ganze Beobachtungszeit, etwa von 1866 
bi3 1901/02, jedenfall aber für die 90er Jahre, der Einfluß ber 
Stadtverwaltung doch weit mehr als ein Hindernis, denn als eine 
Förderung einer flotten und reichlichen Auffchließung von Baulände- 
reien zu buchen fein. Allerdings erfährt dies Ergebnis durch. die wieder- 
holten bedeutenden Einverleibungen in verfchiedenen Richtungen wieder 
eine gewiffe Korrektur, namentlich indem eine Anzahl ohne weiteres 
anbaufähige Straßen neu in den Stadtkreis eintraten. 

Was endlidy die bis zum 1. Sanuar 1902 in Dresden einver— 
feibten Ortfchaften angeht, jo haben wir für fie zwar feine Nachfor- 
ſchungen jpeziell über die Tätigkeit der Gemeinde in der Aufſchließung 
angeftellt, wohl aber erjtredte fi) unfre allgemeine Enquete auf Die 
weitaus wichtigften diefer Ortfchaften, und wenn in einer von dieſen 
die Gemeinde eine bejonder3 hervorragende fördernde Rolle in der 
Aufſchließung gefpielt hätte, fo wäre und das wohl faum entgangen. 
Außerdem ift es aud) von vornherein unmahrjcheinlich, daß dieſe Ge- 
meinden mit ihrer doc; immerhin primitiven Verwaltung fich weſent— 
lich vormwärtötreibend in der Auffchließung betätigt haben follten. Wir 
nehmen alfo an, daß fie zum pofitiven Borwärtätreiben der Auf» 
ſchließung nicht mehr, fondern eher noch weniger getan haben ala dag 
benachbarte Dresden, und wir unterftellen das gleiche von den wenigen 
bi3 zum 1. Zanuar 1902 nad; Dresden einverleibten Heineren Vor⸗ 
ortgemeinben, auf die fich unfre Enquete nicht erftredt hat. Wir haben 
es danach bis Anfang 1902 in dem ganzen damals unter den Fittichen 
des Dresdner Rates vereinigten Gebiete nur mit einer geringen, die 
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Aufſchließung poſitiv vorwärtstreibenden Tätigfeit der Gemeinden 
zu tun. 


3, Das Privatunternehmertum in der Stadterwweiterung. 


Wenn e3 aber dergeftalt nicht die Gemeinde mar, welche die Stadt«- 
erweiterung fo recht eigentlich vorwärts trieb; wenn e3 weiter über- 
haupt nicht öffentlidherehhtliche Kräfte waren, die das taten: mo 
anders follen wir dann die treibenden Kräfte der Stadterweiterung 
ſuchen als im Privatunternehmertun? Und in der Tat, bier haben 
wir — das fei zunächſt für Dresden, und zwar in dem Umfange, den 
e3 am 1./1. 1902 hatte, fejtgeftellt — den eigentlichen treibenden und 
beforgenden Faktor des ganzen Prozefjes. Die Aufgabe, für die kom— 
menden Hunderttaufende von Bevölkerung ben Boden zu bereiten, neue 
Gegenden für fie aufzufchließen, in benen dann die Bautätigkeit ihr 
Werk verrichten konnte, diefe volfswirtfchaftlich, geſundheitlich, Tünft- 
lerifch und fozial fo überaus wichtige Aufgabe ift in dem Dresden des 
Umfanges von Unfang 1902 in der ganzen Periode von etwa 1866 bis 
1902 in allererfter Linie dem privaten Unternehmertum zur Löſung 
überlaffen gewefen. Und da es fich hier um die Beihaffung und Ber- 
wendung von Zand Handelt, fo liegt es in der Natur der Sache, daß 
diefe private Unternehmung ihrem Charakter nad) Landunternehmung, 
Terrainunternehmung, Bodenfpetulation fein mußte. 

Wer waren nun biefe Brivatunternehmer? Es waren in 
bunter Fülle eine ganze Reihe verjchiedener Kräfte: ſowohl Einzelſpeku⸗ 
lanten wie für den Einzelfall befonders gebildete Meinere Konſortien wie 
endlich richtige, für die Dauer gegründete Terraingefellfchaften. Die 
auffchließenden Einzelfpelulanten wieder waren bemittelte Privatleute 
aus allerhand Berufen, namentlich aber aus ſolchen mit Beziehung 
zum Baugewerbe, ferner Finangmänner und insbefondere größere ge— 
werbsmäßige Terrainjpefulanten. Die Konjortien find in ziemlich er⸗ 
heblicher Zahl vorgelommen, fcheinen aber hauptſächlich von Fleineren 
Befigern benußt worden zu fein. Unter ben richtigen Terraingefell« 
fchaften überragt alle andern weit bie bereit3 1871 gegründete und 
heute noch in voller Tätigkeit befindliche „Dresdner Baugefeltfchaft‘ ; 
fie hat in der Tat bedeutende Teile des allmählich jeit den 70er 
Jahren bebauten Gebietes erjchloffen. Mehrere Gefellfchaften, die in 
den 70er Jahren gegründet wurben, find inzwifchen wieder eingegangen. 
Im Übrigen vermögen wir freilich nicht zu jagen, ob und wie weit etwa 
in den einzelnen Abfchnitten ber Gejamtperiode einzelne Urten der 
Aufichließenden befonders hervortraten. Die Urbefiger haben im 
allgemeinen, wie ſchon oben im V. Kapitel außeinandergejegt, nur 


Sechſtes Kapitel: Der tatjächliche Gang der Stadtermeiterung. 137 


wenig aufgejchloffen: für gewöhnlich ging ihr Land, .che e3 zur Auf 
fhliegung herangezogen wurde, erſt in die Hand irgendwelcher fpefu- 
lativen Kräfte über. 

Auch manches merkwürdige Vorkommnis ift unter diefer Fülle 
ber Erſcheinungen mit untergelaufen. So haben ji — allerdings nur 
laut Mitteilung eines unſrer Gewährsmänner — in den 70er Jahren 
u. a. auch ein paar Herren aus Ralifornien an der Dresdner Boden⸗ 
ſpekulation in unaufgefchloffenem Lande beteiligt. Sie follen damals 
triumphierend erflärt haben: „Wir werben euch zeigen, mie Städte 
wachſen!“ Sie hätten aber jchon teuer gekauft, feien in die Krife Hinein- 
gelommen und hätten ihr Vermögen teilmweije bei der Sache verloren. 
Eine andre nicht minder intereffante Mitteilung desfelben Gemährs- 
mannes ift, daß die fämtlichen — oder jagen wir vielleicht beffer: 
fast ſämtliche — Aktien einer Heineren Dresdner Terraingefellichaft im 
Belite eines großen jchlefifhen Magnaten feien, d. h. damals zur Zeit 
der Mitteilung, 1902. Eine fichere Gewähr für Nichtigkeit diefer Mit— 
teilungen vermögen wir freilidy nicht zu übernehmen. — 

Nach alledem haben wir es alfo in der Dresdner Stadtermeite- 
rung der legten Jahrzehnte mit einer Menge verfchiedenartiger ſpeku⸗ 
lativer Kräfte zu tun, bie als auffchließende Unternehmer auftreten 
and die Stadterweiterung vorwärts treiben. Aber wenn mir, wie 
hier eben, nur die auffchließenben Spekulanten ins Auge faffen 
und nicht zugleich das große Heer derjenigen, bie nur fpefulieren und 
nicht auffchließen, fo ift nicht zu leugnen, daß offenbar die eigentlichen 
Terraingroßunternehmer, feien dies nun Einzelfpefulanten oder G&e- 
jellfchaften, den überwiegenden Teil der ganzen in den legten Jahr⸗ 
zehnten zur Auffchließung gelangten Geländemaffe von dem Dresden 
im Umfange de3 1. Sanuar 1902 zur Aufſchließung und Stadtermweite- 
rung gebracht haben. Einzelne der von und näher unterſuchten Stadt«- 
teile haben fie faft allein aufgefchloffen, in andern wenigſtens eine ganz 
berborragende Rolle gejpielt, und nicht mit Unrecht kann man fie vor 
allem wohl ala die eigentliche Triebfraft de3 ganzen Stadtermeiterungs- 
prozeſſes bezeichnen. 


9. Der Gang der Terrainunteruehmuug im allgemeinen. 

Wie geht nun, vom Standpunkte des Terrainunternehmerd aus 
gejehen, dieſes eigenartige Gefchäft, bie Terrainunternehmung, im ein⸗ 
zelnen vor ſich? Wir find in der Lage, davon nachjtehend für Dresden, 
wenn auch nur auf Grund der Angaben einiger weniger fachverftändiger 
GSewährsmänner, ein wenigſtens ungefähr zutreffendes Bild zu ent- 
werfen. Es fei aber ausdrücklich bemerkt, daß es ſich auch bier wieder 
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zunädjft nur um die eigentliche, auf die Auffchließung bis dahin rohen 
Feldes u. dergl. ausgehende Terrainunternehmung handelt, nicht um 
die bloße Spekulation, die nur fpetuliert, ohne fich an der Aufſchließung 
zu beteiligen. 

Die eigentlihe Terrainunternehmung zerfällt naturgemäß in 
zwei große Abfchnitte: den einen, ber die Beſchaffung des nötigen 
Landes und die Herftellung richtiger, fertiger, bebauungsfähiger Bau- 
ftellen aus ihm umfaßt, und den andern, der die Verwertung diefer Bau- 
ftellen, Die Erzielung des Gemwinnes, um beffentwillen doc) jchließlich die 
ganze Unternehmung betrieben wird, umschließt. Bei dem Ganzen verlief 
nun in Dresden in ben 80er und 90er Jahren bis zum Schluffe 
unſrer Beobachtungszeit 1902, insbeſondere aber in den direft vor 
diefem Schlußjahre Tiegenden 5-10 Jahren, an die unfre Gemwährs- 
männer wohl in erjter Linie gedacht haben, die Sache etwa in ber 
nachftehend angegebenen Weife. Ob die Reihenfolge der einzelnen Map- 
regeln unbedingt in allen Stücen richtig ift, möge dabei dahingeſtellt 
bfeiben; auch wollen wir troß der großen aufgewandten Mühe nicht 
für die unbedingte Richtigkeit jeder Einzelheit einftehen, jondern Tegen 
mehr Gewicht auf die Richtigkeit des Gefamtbildes. 

Dies vorausgefchidt, ging die Sache alfo etwa fo vor fi, wie 
fie in den beiden nachftehenden Abſchnitten 10 und 11 gefchildert wird. 


10. Die Schaffung der Banftellen. 


a) Zujammenfaufen eines als Objekt für die Auffchließung 
und Berwertung zu Bauftellen geeigneten größeren Landkomplexes. 
Diefe Aufgabe war aber keineswegs fo leicht, wie fie vielleicht fcheint; 
das lehren fchon einige einfache Überlegungen. Zunächſt kann man 
ſich überhaupt in der Auswahl des betreffenden Stüdes irren; nament- 
lid) wird, wie zahlreiche Beifpiele aus verfchiedenen Städten bemeifen, 
in guten Beiten bie Entwidlungsmöglichfeit eines Ortes, einer Gegend 
leicht gewaltig überfchägt, und c3 werden in der Hoffnung auf eine 
ſchnelle Entwicklung weite Ländereien relativ teuer angelauft, die dann 
tatfächlih erft noch lange Jahre unbenußt liegen bleiben und Zinſen 
freffen, ehe fie in Aufnahme fommen. Auf der andern Seite gilt. e3 
aber eben doch wieder beizeiten anzulaufen, denn je näher die Ent- 
wicklungsmöglichkeit erfcheint, um fo teurer ift natürlich das Land Schon 
beim erſten Einfauf. Billig faufen heißt vor allem zeitig kaufen. 

Eine andre Schwierigkeit lag für Dresden in der notwendigen 
Größe und Gefchlojjenheit des Terraind. Da die Stadt Dresden, wie 
wir oben gejehen haben, feine neuen Straßen zuließ, bie nicht fogleich 
bis zur nächſten fertigen oder wenigſtens bauplanmäßig vorgejehenen 
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Straße durchgeführt wurden, fo war e3 jchon aus diefem einen Grunde 
für den auffchließenden Terrainunternehmer notwendig, im allgemeinen 
mindeftena über das Land für einen Straßenabfchuitt und natürlich 
auch für die anliegenden Bauſtellen zu verfügen, denn ohne diefe lebteren 
hätte ja die ganze Bemühung für ihn gar feinen Sinn gehabt. Aber 
auch aus andern Gründen noch, wie wir unten fehen werden, hat bie 
Zerrainunternehmung die notwendige Tendenz, im großen vorzugehen. 
Es handelte fi alfo um größere gefchloffene Landkomplexe, über 
welche die Verfügung erlangt werden mußte, und da3 war nicht fo 
einfach. An und für fich boten ſich zwei Wege dar: entweder fonnte 
fi) der auffchließende ZTerrainunternehmer mit den gerade das Land 
Beligenden, ſeien dies nun Urbeſitzer oder gleichjfall3 Spefulierende, 
einigen und gemeinfam mit ihnen aufichliegen; oder er fonnte als 
einzelner oder doch. höchſtens mit wenigen andern zufammen bie ganze 
Sache in die Hand nehmen und den übrigen ihr Land ablaufen. Der 
eritere Weg war nun nad) den und gewordenen Mitteilungen und, wie 
es ja auch in der Natur der Sache Tiegt, fo fchwierig, daß er an— 
fcheinend, wenigftend dann, wenn es ſich um eine größere Anzahl 
beteiligter Befiger handelte, in der hier in Rede ftehenden Periode 
von etiva 1880 bis Anfang 1902 in dem Dresdner Stadtgebiete des 
Umfangs vom 1./1. 1902 nur felten befchritten wurde. Die Regel 
bildete alfo das Zuſammenkaufen des nötigen Landes durch einen oder 
durch wenige einzelne. Aber auch auf diefem Wege waren mannigfadhe 
Schmwierigfeiten zu überwinden. Daß es oft nicht leicht fein fonnte, im 
Dresdner Stadtertveiterungsgebiete größere gejchloffene Landkomplexe 
zujammenzufaufen, geht jhon aus der Bejitzerfplitterung hervor, Die 
wir im vorigen Kapitel dargelegt haben. In der Tat berichtete ung 
denn auch einer unſrer beften Gewährsmänner, daß, ehe die notwen— 
dige Arrondierung erreicht fei, in der Regel Jahre vergingen. Mag 
muın auch felbft eine fo lange Zeit nur für relativ große Projekte zu— 
treffen, als fchr leicht und fchnell zu erledigen wird man fich diefen 
Zuſammenkauf innerhalb dies Dresdner Stadtgebieted vom 1./1. 1902 
wahrjcheinlich überhaupt nur ausnahmsweiſe vorftellen dürfen. Aber 
geſetzt auch, der oder die Auffchließenden hatten glücklich die Haupt- 
mafje des begehrten Landes in ihrer Hand vereinigt, jo blieben doch 
häufig immer noch einzelne Heinere Stüde fremden Beſitzes zwiſchen 
diefer Mafje liegen, die eben doch zur Auffchließung mit nötig waren. 
Mit den Belitern diefer Stüde galt e8 dann alfo fi) außeinanderzu- 
fegen, ehe die Auffchließung vor ſich gehen fonnte. Glücklich, wenn der 
Auffchließende e3 dann nur mit fehmerfälligen, aber im Grunde doch 
biederen Leuten zu tum Hatte, die fich doch fchließlich, wenn vielleicht 
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öfters auch nur gegen anſehnliche Geldentſchädigungen, erweichen 
ließen, ſich der Aufſchließung anzuſchließen oder ihr Land doch noch 
abzutreten. Aber wehe, wenn der aufſchließende Terrainunternehmer 
auf Leute ſtieß, die kalt und berechnend auf die Ausnutzung ſeiner 
Zwangslage ſpekulierten, oder auch auf unzugängliche Querköpfe, die über⸗ 
haupt nicht von ihrem eigenſinnigen Standpunkte abzubringen waren. 
Uns ſind bei unſren Nachforſchungen innerhalb des jetzigen (1905) 
Dresdner Stadtgebietes eine ganze Reihe hier einſchlagender Beiſpiele 
erzählt worden, von denen wir hier die wichtigſten wiedergeben. 
Danach paſſierte es z. B. einem der größten und anſcheinend auch 
erfolgreichſten aufſchließenden Einzelſpekulanten Dresdens, daß ſich 
ſchließlich durch einen großen Beſitz unaufgeſchloſſenen Landes, den 
er in einer Vorſtadt hatte, noch ein Streifen von etwa 5—8000 qm 
Größe äußert Hinderlich Hindurchzog; er mußte ihn fchließlich Taufen 
für angebli 300000 Mark! An einer andern ausgedehnten Vorſtadt 
Dresdens befaß lange Jahre noch, von altergher ein Fleiſcher die Hälfte 
eines ber ehemals dort gelegenen Bauerngüter; er war ein Starrfopf, 
ber bis furz vor feinem Tode in ben Der Jahren faft fein Land abgab 
und bie Entwidlung der dortigen Gegend ungeheuer aufgehalten hat; 
allerdings handelte es ſich hier um ziemlich beträchtliche Ländereien. 
Weiter follen in einem jebt zu Dresden gehörenden großen Vororte 
ſchon in den 70er Jahren einige dortige Bauern planmäßig Land- 
ftüde, die andre zur Auffchließung notwendig brauchten, gefauft haben. 
In demfelben Vororte follen früher, als er noch nicht zu Dresden ge- 
hörte, ſogar eigenmächtige Berfperrungen von Straßen, melde die 
Intereffenten anlegen wollten, durch einzelne Landbefiber vorgekom⸗ 
men fein, die ihren Nachbarn ihr Land billig abtreiben wollten. Für 
eine andre Vorortgegend endlich, die übrigens im Unterfchied von den 
biäher erwähnten jet noch nicht zu Dresden gehört, haben wir zu- 
verläffig feftgeitellt, daß zwar fein eigentlicher Beamter, aber doch 
immerhin ein Angeftellter der Yeldvermeifung, der dort draußen zu 
arbeiten hatte, öfters folche „Zwangsſtücke“ gelauft hat. Er foll da- 
durch fchließlich auch wiederholt andre genötigt haben, fie ihm teuer 
wieder abzunehmen Kurz: es mangelt für unfern Kreis nicht an 
lieblichen Slluftrationen zu dem Worte von den „guten Freunden, ge- 
treuen Nachbarn u. desgl.“, und es kann fein Biweifel fein, daß auf 
biefe Weiſe in bem jebigen Dresdner Stadtgebiete den aufichließenden 
Terrainunternehmern ihr Werk oft ſehr erfchwert worden ift, und 
wiederholt ganze Gegenden auf lange Zeit zum Stillftand verurteilt 
worden find. Ob die $ 54ff. des Allgemeinen Baugefeßed für das 
Königreich Sachen vom 1. Juli 1900 (auch 8 36 Tommt vielleicht in 
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Betracht), welche die „Umlegung“ einführen, feither eine wefentliche 
Ünderung bewirkt haben, entzieht fich, unfrer Kenntnis. Unſre NRacdh- 
forfhungen fchließen mit der erjten Hälfte des Jahres 1902 ab, und 
bis dahin war anfcheinend von einer Änderung noch nicht viel zu fpüren. 

Hatte der oder bie auffchliegenden Terrainunternehmer nun alle 
diefe Schwierigkeiten fchließlich überwunden und die Verfügung über dag 
gefamte notwendige Gelände erlangt, jo konnte zu den weiteren Stufen 
de3 ganzen Unternehmens aufgeftiegen werben, und zwar folgte nun 
zunächſt in der Regel bie Sorge um ben 

b) Bebauungsplan, d. h. um die obrigkeitlihen Beſtimmun⸗ 
gen über die Straßenzüge, mit denen da3 Gelände befeßt werden durfte, 
die luchtlinien, die Baumeife und meift mohl auch über die zuläffige 
Höhe der Häufer, bie Anzahl der Geſchoſſe u. dergl. m. Ehe ein 
endgültig genehmigter Bebauungsplan vorlag, konnte, wie wir oben 
geſehen haben, das Gelände nicht bebaut, konnten natürlich auch Leine 
Straßen angelegt und konnte fomit das Gelände überhaupt nicht feiner 
Verwertung zugeführt werden. Der Terrainunternehmer mußte alſo, 
foweit die Stadt nicht ſchon von felber vorging, durch entfprechende 
Anträge dafür ſorgen, daß ein Bebauungsplan zuftande fam. Da aber 
die Feſtſetzung eines ſolchen endgültigen Bebauungsplanes durch Die 
Behörden, wie gleichfalls ſchon oben dargelegt, eine jehr fangmierige 
Sache war, fo ftieß die Dresdner Terrainunternehmung hier alfo aber- 
mals auf ein ſehr zeitraubenbes Hindernis. Andrerfeits iſt mohl frei- 
lich anzunehmen, baß das Hier angeführte erfte Stadium ber Terrain- 
unternehmung, das Zufammenfaufen bed Landes, öfters erft erfolgte, 
wenn die Bebauungspläne bereit3 fertig vorhanden oder wenn fie 
wenigitens ſchon in Ausarbeitung waren. 

c) Befreiung des Geländes von Hypotheken u. dergl. 
Wenn bie Stabt auf dem betreffenden Gelände Straßen anlegen follte, 
fo war die völlig Yaftenfreie Abtretung des für diefe erforderlichen 
Landes an die Stadt notwendig. Fall alfo Hypotheken oder vergl. 
auf dem Gelände ruhten, mußten fie zum mindelten für daß fpätere 
Straßenland befeitigt werden. Das konnte gejchehen entweder, indem 
die betreffenden Hypothekengläubiger uſw. fich mit der Umfchreibung 
ihrer Onpothefen u. dergl. auf die außer den Straßen verbleibenden 
Stüde einveritanden erflärten, oder indem bie Gläubiger ausgezahlt 
wurden. Mußte dies Iebtere gejchehen, jo waren die Hypotheken oft 
noch nicht fällig, und die Einwilligung der Gläubiger zu vorzeitiger 
Auszahlung war dann Häufig nur durch eine befondere Geldentjchädi- 
gung, ein Damnum, zu erlangen. Im übrigen möchten wir annehmen, 
daß im allgemeinen bei biefer Gelegenheit überhaupt die ganze Ange- 
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legenheit der bi8 dahin auf den Grundftüden Taftenden Hypotheken 
u. dergl. geregelt wurde. 

d) Zergliederung oder Dismembration, d. 5. alſo die 
tehnifhe und redtlihe Umformung und Einteilung des 
Geländes in einzelne Baujftellen entjprechend dem jeweils vorliegen- 
den Zwecke und den behördlichen Anforderungen (fiehe oben Seite 131). 
Unbedingt erfolgen mußte vor dem Straßenbau jedenfallß die Heraus- 
Ichäfung des Straßenlandes felber. In der Negel geichah damit gleich- 
zeitig auch die Zergliederung des eigentlichen Baugeländes; zumeilen 
jedoch, wenn man ſich über die wünſchenswerte Bildung der Bauftellen 
noch, nicht ganz Har war, erfolgte diefe auch erjt fpäter. 

e) Untrag bei der Stadt auf Straßenbau und gleichzeitig 
damit Anerbieten, das Straßenland unentgeltlid und laſten— 
frei abzutreten. Dieſer Antrag wurde in der im erjten Abjchnitte 
dieſes Rapitel3 näher dargelegten Weife von den ftädtifchen Behörden 
behandelt. Es handelte ſich auch Hier, wie wir mwiffen, um ein recht 
umſtändliches und langwieriges Verfahren, wenn es auch allerdings 
nicht entfernt ſoviel Zeit beanfpruchte wie die Feſtſetzung eines Be— 
bauungsplaned. Wurde die Ausführung der beantragten Straßen ab- 
gelehnt, jo war die Sache damit bis auf weiteres erledigt, nur daß der 
Abgemwiejene ſich an die Oberbehörben wenden konnte, was aber, wie 
wir oben gejehen haben, fo gut wie nicht vorfam. Im entgegengefegten 
Fall waren nun weiter folgende Stufen zu durchlaufen: 

f) Tatfähliche Abtretung des Straßenlandes und Hin- 
terlegung einer Raution in der vollen Höhe der der Stadt ver- 
mutlic; erwachſenden Straßenbaukoften. Diefe Koften konnten aller- 
dings auch „auf Rente genommen“ werden, d. h. es zahlte dann 
eine der hier fogleich nacdjftehend zu erwähnenden Stellen die Kaution 
an die Stadt und ließ fich dafür eine amortifierbare Rente auf den 
betreffenden Grundftüden eintragen. Zange Zeit war die einzige, plan— 


‚mäßig — und zwar im Intereſſe der Landeskultur — ſolche Geſchäfte 


betreibende Stelle die Königl. Sächlifche Landeskultur-Rentenbank zu 
Dresden, die fhon 1872 durch Gejeg zu diefem Geſchäftszweig für 
ganz Sachſen ermächtigt wurde. Später haben dann noch die 1895 ge- 
gründete Mitteldeutfche Bodenfreditanftalt in Greiz und neueſtens 
namentlich die am 1. Oltober 1900 eröffnete „Grundrenten unb Hypo— 
thefenanftalt der Stadt Dresden’ eine lebhafte Tätigkeit auf diefem 
Felde entwidelt. 

g) Tatfähliher Bau der Straßen durch das ftädtifche 
Tiefbauamt. 

Hiermit war dann der erfte Abfchnitt ber Terrainunternehmung 
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erfüllt, Höchitend daß noch die Abrechnung an Amtsftelle Über die 
Straßenbaufojten und die Rückgewährung der Kaution oder ihres über«- 
ſchießenden Reſtes folgte. 


11, Die Verwertung der Bauftellen. 


Der oder die aufichließenden ZTerrainunternehmer hatten nun das 
nächſte Biel ihres ganzen Unternehmens erreicht, fie hatten fertige be— 
bauungsfähige Bauftellen in der Hand. Nun galt es diefe möglichit 
gewinnbringend zu veräußern. Denn der andre Weg, der den Auf- 
fchließenden an und für fich theoretifch zur Verwertung ihres aufge- 
ſchloſſenen Landes offen hand, nämlich die Bebauung dieſes Landes 
durch die Auffchließenden felber, ift in der ganzen Periode von Anfang 
der 70er Jahre an bis 1902 in dem Dresden des Umfanges vom 1./1. 
102 nur ganz ausnahmsweiſe befchritten worden. 

E3 begann alfo nun der zweite Abſchnitt der Terrain» 
unternehmung. Bon ihm Haben wir für dag Dresdner Stadtgebiet 
des Umfanges vom 1./1. 1902 und für die 80er und 90er Jahre big 
1901/02, in3befondere jedoch für die 5—-10 Jahre direft vor 1901/02, 
auf Grund der Ausfagen einer ganzen Anzahl unfrer Dresdner Ge— 
währömänner, welche Ausfagen wir im Jahre 1905 noch durd) einige 
Nachtragserfundigungen ergänzten, etwa folgendes Bild gewonnen, das 
wenigften3 in feinen Grundzügen richtig fein dürfte. 

Auch der hier in Rede ftehende Abfchnitt der Terrainunternehmung 
war nicht fo ganz leicht. Zwar kann man annehmen, daß der Abſatz 
der einmal fertigen Bauftellen angeficht3 der oben erwähnten Grund- 
fäbe der Dresdner Stadtverwaltung betreffend den Straßenausbau 
an fich nicht fo ſehr ſchwierig war, wenigftens nicht in der 90er Auf» 
ſchwungsperiode, indem eben in den einzelnen Stadtgegenden nicht 
eher neue Straßen eröffnet wurden, al3 bis die vorgelagerten einiger» 
maßen bebaut waren. Aber Schwierigkeiten mußten einmal die noto— 
riſche Mittellofigkeit und vielfach auch Unfolidität eines großen Teils 
der Bauenden bereiten und weiter auch der Umftand, daß die Gejchälte 
fih nit gleichmäßig über die verjchiednen Jahre verteilten, jondern 
ſich maffenweife in die Zeit der Hochkonjunktur für das Terraingejchäit, 
alfo namentlich bie 9Oer Jahre, und da indbefondere wieder in Die Zeit 
von etwa 1895—1899 zufammendrängten. 

Der Abfah der Bauftellen von den auffchliegenden ZTerrain- 
unternehmern weg erfolgte einmal an direkt felber Bauende, zum andern 
aber auch an fpefulative Wiederverkäufer. In der Zeit der fchlechten 
Konjunktur für Terrainfpefulationen, etwa von 1875—1891, fcheint 
das erftere ganz überwiegend geweſen zu fein, während in ber Zeit 
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ber guten Konjunktur in den 90er Jahren umgekehrt anjcheinend ber 
Abſatz an ſpekulative Wiederverkäufer übermogen hat. Dieje fpefula- 
tiven Wiederverfäufer kauften in der Negel nicht nur ein oder zwei 
Bauftellen, fondern glei ganze Partieen joldher, etwa 6, 10, 20, ja 
30 Stüd auf einmal und, wenn man dazu nimmt, daß fie aller Wahr- 
fcheinlichfeit nach öfterd nicht nur in einem, fondern in verjchiednen 
Stadtteilen gleichzeitig ihr Wefen trieben, jo haben wir hier eine Art 
richtiger Bauftellentaufleute vor und. Im übrigen ift e8 fein Zufall, 
daß fie gerade in der Bert der günftigen Konjunktur auftraten. Nicht 
nur, daß offenbar im weſentlichen nur in diefer die Preife fo in bie 
Höhe gingen, daß wirtfchaftlich für einen ſolchen Zwiſchenhandel etwas 
Erhebliches zu holen war, fondern man wird gerade in folder Zeit 
biefe Bauftellenlaufleute auch ala ein Bedürfnig für die auffchließen- 
ben Terrainunternehmer bezeichnen dürfen. Denn in Diefen guten 
Beiten drängten ſich eben, wie ſchon gejagt, die Geichäfte außerordent- 
lich zufammen, und die aufjchließenden Terrainunternehmer konnten, 
darf man annehmen, auch nicht auf eine PVerlangjamung wirken, denn 
biefe Zeiten ftellten nach oft langen und fargen Jahren die Zeiten ber 
Ernte dar, von denen niemand mußte, wie lange fie anhalten würden, 
und die daher nah Möglichkeit ausgenutzt werden mußten. Die endlichen 
Abnehmer der Bauftellen aber waren vielfach mittellofe und zum Zeil 
fogar direkt unfolide Leute, mit denen Gejchäfte zu machen wieder eine 
befondere Spezialität war. Da waren den Auffchließenden, darf man 
annehmen, diefe Bauftellenlaufleute ſehr willfommen, die ihnen nicht 
nur ganze PBartieen von Bauftellen auf einmal, jfondern in der Daupt- 
fache auch da3 Riſiko dafür abnahmen. 

Diefe Bauftellenlaufleute waren ganz überiviegend mohlhabende, 
fapitalfräftige Leute. Sie gehörten allen möglichen Ständen, bejonders 
aber doch dem Baugewerbe und den ihm nahejtehenden Berufen an; 
wie weit ihnen die Tätigleit als Bauftellenhändler Schließlich zum Haupt- 
berufe wurde, muß babingeftellt bleiben. Auch HBiegeleibefiger, Mörtel» 
fabrifanten u. dergl. maren darunter, die, indem fie die Bauftellen 
verkauften, zugleich dafür zu forgen fuchten, daß bei der Bebauung ber 
Baujtelle der Bedarf an Ziegeln oder Mörtel oder dergl. von ihnen 
bezogen wurde. 

Die Bauftellenfaufleute ihrerfeit3 ſetzten die Bauftellen teild direkt 
an Bauende ab, teil3 aber gingen bie Bauftellen auch vor der Bebauung 
noch ein= oder mehrmals, ja zuweilen fogar noch viele Male ſpeku— 
lativ durch weitere Hände. Schließlich aber, fei es, daß ſchon die auf- 
fhließenden Zerrainunternehmer felber direkt an Bauende verkauft 
hatten, oder daß noch ein oder mehrere Hände dazwiſchen gemejen 
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waren — ſchließlich trat Früher oder fpäter doch die Bebauung ein. 
Übrigens bebauten auch ſchon die Bauftellenfaufleute felber öfters ein 
ober mehrere der von ihnen erivorbenen Bauftellen. Indes foll mit 
dem allen natürlich nicht gejagt fein, daß nicht viele Bauftellen fehr 
lange unbebaut blieben; und bejonders galt das natürlid von den- 
jenigen, bie ohne einen Anfang der Bebauung in die auf die 7Oer bez. 
in die auf die 90er Spetulationgperiode folgende Krifenzeit eintraten, welch, 
legtere übrigens für Dresden und Vororte jegt noch nicht überwunden ift. 

Auf der andern Seite darf man nun freilich nicht annehmen, da 
die Bebauung immer fo ganz von felbft und ohne weiteres eintrat. 
In einer großen Anzahl von Fällen allerdings bedurfte es keines 
befondern Antriebes zum Bauen: einmal herrfchte in den vornehmen 
Billenvierteln der Beſtellungsbau vor, vor allem aber faßten in einer 
großen Zahl von Fällen die baugewerblichen Ilnternehmer von fich 
aus, wie es ihre wirtfchaftliche Rolle it, den Blan zu Bauunterneh- 
mungen, erwarben Baujtellen und begannen zu bauen. Man wird atı- 
nehmen dürfen, daß dies zum großen Teile die Yälle waren, wo Die 
aufichließenden Terrainunternehmer direft an Bauende verfauften. In 
andern Fällen aber — und es fcheint, daß fie keineswegs gering an 
Zahl waren — ging der Antrieb zum Bauen nicht von dem Bauunter- 
nehmer, fondern von dem Bodenbejiter aus, und zwar waren e3 nicht 
fo fehr die Aufichließenden jelber wie die Baujtellenfaufleute und die 
etwa noch auf fie folgenden Bauftellenfpefulanten, die oft in dieſer 
Weile vorgingen. In diefen Fällen waren fie eg, welche die eigent- 
liche entijcheidende Snitiative zur Bebauung ergriffen, indem fie ſich 
einen geeigneten Bauunternehmer für ihre Zwecke juchten oder mwenig- 
ſtens ausſuchten, der dann die Bauftelle kaufte und bebaute. Natürlich 
waren den Bodenhändlern dabei an fi) bemittelte Bauunternehmer 
lieber als unbemittelte; aber bei den hohen Preiöforderungen, die dieſe 
Zwiſchenhändler vielfach ftellten, war e3, darf man annehmen, oft ein 
Ding der Unmöglichleit, bemittelte und folide baugemwerbliche Unter- 
nehmer zu finden, die unter folhen Bedingungen die Bauftellen über- 
nommen hätten, und fo griff man dann eben zu unbemittelten und oft 
auch unfoliden. Hier ftoßen wir alfo auf das in der Literatur über den 
Baufchwindel fo oft gerügte, trogdem aber fich anfcheinend immer noch 
einer robuften Geſundheit erfreuende Syitem des vorgefchobenen Bau- 
unternehmers3, des baugemwerblichen Strohmannes, der zwar formell 
der Bauherr und der Perpflichtete all der zahlreichen Lieferanten, 
Handwerker und fonftigen Baugläubiger ift, der aber in der Tat nur 
die Funktion eines Strohmannes ausübt, während derjenige, von dem 
der. entjcheidenbe Entſchluß Für den Bau ausgeht, und der den eriten 
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Vorteil davon bat, fich ala Hypothekengläubiger vorjichtig im Hinter⸗ 
grunde hält. Im übrigen ſoll — wenn wir doch einmal von der Ini⸗ 
tiative zur Bebauung ſprechen — dieſe Initiative öfters auch von 
Ügenten ausgegangen fein. 

Indes, nit nur durch die Smitiative zum Bauen, auch duch 
Gewährung von Baugeld haben die Bodenbefiger vielfach die Bebau- 
ung bed Boden? und damit die Realifierung ihres Umfabgemwinnes zu 
fördern gefudt. Sowohl auffchliegende Terrainunternehmer erften 
Ranges wie auch die Bauftellenfaufleute und wohl auch Heinere Bau— 
ftellenbefiger haben oft Bauunternehmern, die Bauftellen von ihnen 
täuflic übernahmen, Baugeld gewährt; es wird das eben oft bei ber 
Mittellofigfeit fo vieler Bauunternehner, der Größe der zu erbauen- 
den Objekte und namentlich oft auch bei den von den betreffenden 
Bodenverkäufern übertrieben in die Höhe gejchraubten BPreifen der 
Bauftellen eine Notwendigkeit geweſen fein, wenn überhaupt oder mit 
der gemünfchten Schnelligkeit aus der Verwertung der Bauftelle etwas 
werben Sollte. 

Faſſen wir diefe verjchiednen Erſcheinungen zufammen, fo fehen 
wir jchon hier im Bezirke von Dresden, wie das Auffchließungsgeichäft 
von Terrains und die Spekulation in fertigen Bauftellen über das 
ihnen eigentlich zulommende Gebiet im Dienſte Hochgefchraubter Land- 
preife hinauggriffen und allerhand Unfolidität verhängnisvoll förderten. 

Eine außerordentliche Rolle fpielten bei dem ganzen Abſatz der 
Bauftellen der Kredit und die Hypothefarifhe Eintragung — 
derartig, daß ohne dieſe Einrichtungen dieſes Abſatzſyſtem förmlich 
unmöglich erfcheint. Die Sache verlief nad unjern allerdings etwas 
mangelhaften Informationen etwa folgendermaßen. 

Zunächſt wurde von den auffchließenden Terrainunternehmern bei 
Verkauf direft an felber Bauende nur eine geringe Anzahlung, nad 
der einen Duelle 10—200%0 des Berlaufspreifes, nach der andern gar 
nur 50%0 verlangt; das übrige wurde bypothelarifch auf den betreffen 
den Bauftellen eingetragen. Bei Verlauf ganzer Partieen von Bau- 
ftellen an die Bauftellentaufleute, deren Wirffamfeit wir eben oben 
auseinandergefebt haben, wurden dagegen höhere Anzahlungen ver=- 
langt: 20, 25, 33% des Berfaufspreifes und mohl auch noch mehr. 
Immerhin überwog doch auch hier der Freditierte Neft regelmäßig bei 
weitem die bare Anzahlung, und auch er wurde hypothekariſch auf den 
Bauftellen eingetragen. Noch weit geringere Anzahlungen waren da- 
gegen bei dem Wiederverlaufe der Bauftellen durch die Bauftellenfauf- 
leute üblich. Oft wurde hier überhaupt feine Anzahlung von den Bauen- 
den gemad)t, im übrigen, im allgemeinen folche von etwa 1—5%. Alles 
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übrige wurde einfad; ala Hypothek hinter den bereit? vorhandenen Hy⸗ 
pothefen eingetragen. Wenn allerdings die Bauftellen nicht an einen 
felber Bauenden, fondern wiederum an einen Spekulanten verkauft 
wurden, jcheinen auch bier größere Anzahlungen üblich geweſen zu 
fein. Außer der Empfangnahme fo geringer oder gar feiner Anzahlung 
mußten die Bauftellenfaufleute mit ihrer Bauftellenhypothet oft hinter 
die für das aufzunehmende Baugeld zu beitellende Hypothek rüden. 
Kurz, im allgemeinen kann man fi) eigentlich kaum eine weitgehendere 
Kreditierung denken. Und das legt nun allerhand Schlüffe nahe: nicht 
nur auf die Leichtigkeit, mit der unter ſolchen Umftänden vermutlich 
nicht allein durchaus unbemittelte, fondern auch unfolide Bauunter- 
nehmer Eingang fanden; auch nicht nur auf das hohe Entgelt, auf 
die Preife, welche die Bauftellenzwifchenhändler ſich für all dies Ent«- 
gegentommen zahlen ließen, jondern aud) darauf, daß bei derartigen 
Zuftänden doch anjdeinend im Grunde des ganzen Syſtems etwas 
faul fein muß. Und follte diefes Faule außer in unferm ganzen Syitem 
der Stadtermweiterung nicht vor allem zu fuchen fein in der verhängnis- 
voll ftarfen und weitreichenden Stellung, die unjer Sachenrecht den 
Hppothelengläubigern einräumt? — 


12, Das Nifito der Terrainunternehmung. 

E3 liegt auf der Hand, daß angeficht3 dieſer Umftände in den 
legten Jahrzehnten vor 1902 in Dresden das private fpefulative Aufe 
Ichließen und Abſetzen von Land, die eigentliche Terrainunternehmung 
— und nur bon ihr, nicht von der bloßen nicht auffchließenden Spefu- 
lation reden wir ja in dieſem Zufammenhange — ein ziemlich) risfantes 
Geſchäft geweſen fein muß, ein Gefchäft, bei dem viel zu gewinnen, 
aber auch viel zu verlieren war. So vorfichtig dei Terrainunternehmer 
aud fein mochte, gewiſſe ftarfe Riſiken konnte er gar nicht umgehen, 
fie lagen im Wejen feines Gefchäftes. Denken wir uns in feine Lage 
hinein! Er mußte im allgemeinen, abgejehen vielleicht von den aller- 
erften Jahren der Entwidlung der betreffenden Gegend, das rohe Land 
ſchon zu beträchtlichen Preifen Laufen, ohne mit Beflimmtheit porher- 
fagen zu können, ob es auch gelingen würde, die zur Aufichließung not- 
wendige Einigung mit den Bejibern des übrigen nicht in feiner Hand 
befindlichen Landes zu erzielen oder das ganze Land in feine Hand zu 
bringen; ohne auch vorherfagen zu können, ob ihm nicht die Befiger 
einiger vielleicht Heiner, aber notwendiger Landſtücke Durch zähen Wider⸗ 
ftand und fchließlich ganz Übertriebene Preisforderungen das ganze Ge- 
fchäft verderben würden. Er Tonnte in Fällen, wo noch fein Bebau- 
ungsplan vorlag, auch nicht vorher willen, welcher Grad von bau— 


10* 


148 v. Mangoldt: Die Städtifche Bodenfrage. 


licher Ausnutzung auf feinem Gelände erlaubt fein würde, und vor 
allem lag es nur fehr wenig in feiner Hand, ob und wann und mit 
welhem Aufmwande die notwendigſte und wichtigſte VBorbedingung der 
Verwertung feines Geländes, der Bau von Straßen ufw., erfüllt wer- 
den würde. Darüber entfchied die Stadt. Waren aber audy alle diefe 
Schwierigkeiten überwunden, all die zahllofen behördlichen Vorfchriften 
und Anordnungen erfüllt und einwandfreie, bebauungsfähige Baujtel- 
fen erzielt, jo trug der Unternehmer jelbftverjtändlih immer noch 
dag große Riſiko der allgemeinen volfswirtichaftlichen ſowie der be- 
fonderen Konjunktur auf dem Bauftellenmarkte. Es fonnte nicht nur 
paffieren, ſondern es paffiert jegt in Dresden innerhalb der Jahre von 
1866 an bereitö zum zweiten Male, daß infolge einer großen Krife die 
von ben Terrainunternehmern gefchaffenen Bauftellen vielfach Jahre 
und Sahre Liegen bleiben und nicht abzujegen find. Jede Verzögerung 
des Endeffeltes feiner Unternehmung, des Abſatzes der Bauftellen, ins- 
bejondere aber natürlich das Liegenbleiben der fertigen Bauftellen, in 
die bereitö die vollen Kojten der ganzen Unternehmung hineingeflojjen 
find — jede ſolche Verzögerung bedeutet aber für den Terrainunter- 
nehmer große Verluſte. Er Hat jchon das rohe Land zu erheblichen 
Preifen gelauft, er hat oft alle möglichen Abfindungs- und Entjchädi- 
gungsgelder gezahlt, er hat einzelne Parzellen zu ganz übertriebenen 
Preiſen erwerben müflen, er hat Gebühren der verfchiedenjten Art er- 
legt, und er hat fchließlich oft die ſehr erheblichen Koften der geſamten 
Straßenherftellung getragen oder doch mwenigitend eine fortlaufende 
Rente dafür iibernommen. Bon all diefem vorgeftredten Kapitale laufen 
ihm natürlich vom Momente der Auslage an Zinfen und BZinfeszinfen 
auf. In diefem Binjenlauf liegt das Verhängnis des Terrainunter- 
nehmerd. Man denke fi; 3. B. in die Lage einer Terraingefellichaft 
auf Aftien oder dergl. hinein. Sie foll ihrerjeit3 Dividenden zahlen oder 
Liquidationsausfchättungen vornehmen, vielleiht außerdem noch Obli- 
gationzzinfen bezahlen — aber woher foll fie dag Geld, nachdem das 
Betriebskapital einmal feitgefahren it, nehmen, wenn nicht aus dem 
Abſatze fertiger Bauftellen ? Und durch den Lauf von Zinfen und Zinſes⸗ 
zinfen vermehren fih Schulden in unheimlich fchneller Weife! Bei 
4% Zinſen ift auf diefem Wege eine Schuld fchon nach etwa 17, bei 
5% gar jchon nach etwa 14 Jahren verdoppelt, nach 22 Jahren bei 
50%% verbreifadht. Und fo fort! 

Es ift denn auch in Dresden zu beobachten, daß die finanziellen 
Erfolge der eigentlichen Terrainunternehmung vielfach gar nicht fo 
fehr glänzend waren. Bezeichnend ift in diefer Richtung z. B. eine 
Mitteilung, betreffend eine der größten Dresdner Terraingelellfchaften, 
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die auch ſchon lange beiteht, welche Mitteilung und von einem aus⸗ 
gezeichneten Kenner diefer Gejellichaft gemacht wurde. Dana) würde 
die Dividende diefer Gefellichaft, wenn man nur diejenigen Gewinne, 
aber auch nur diejenigen Untoften in Betracht zöge, die burd) dag Ter- 
raingejchäft verurfacht waren (die Gejellichaft betrieb nämlich noch anbre 
Geſchäfte außerdem), nicht mehr ala etwa 5% im Durchſchnitt für alle 
Jahre des Beitehend der Gefellfchaft betragen haben, und dabei war 
zur Beit diefer Angabe, Anfang 1902, eine längere Dauer der damals 
ſchlechten Konjunktur erjt nod) zu erwarten. Diefe Angabe ift zwar nur 
eine Schäbung aus dem Ctegreife, aber doch immerhin recht Iehrreich. 
Lehrreich, aber allzu fchnell vergefien ift auch, wie es mehreren in der 
70er Auffhwungsperiode gegründeten Dresdner Terraingejellfchaften 
ging. Wir Iefen hierüber wie überhaupt über da3 Auftreten von Ter=- 
raingefellichajten in Dresden in den 70er Sahren in dem fchönen Büd- 
fein „Seichichte der Stadt Dresden in den Jahren 1871—1902” (Dres- 
den, Güntzſche Stiftung, 1904, II. Auflage) vom Ratsardjivar Dr. Ridy- 
ter in Dresden auf Seite 26—28 folgendes: 


„Eine neue Erſcheinung für Dresden war die Bildung von Altiengeſell⸗ 
haften zu dem Zwecke, Bauftellen für Wobnhäufer herzurichten und zu ver: 
kaufen. Die erfte diefer großen Bauunternehmerinnen war die ‚Dreödner Bau: 
gejelichaft‘. Sie bildete fich im November 1871 und eröffnete ihre Gejchäfte 
im Sanuar 1873, alfo zu einer Zeit, mo die außergewöhnliche Steigerung des 
Srundmwertes erft begann und Bauland noch für mäßige Preife zu erlangen 
mar. Die Gefelichaft erfaufte zunächft die von der Bautzner⸗, Glacis⸗, Waſſer⸗ 
und Carlftraße begrenzte, über 44000 qm große Landfläche; die Herftellung der 
nad dem Bebauungsplane darüber binmegzuführenden drei Straßen, der Kur⸗ 
fürften:, Tied: und Melanchthonſtraße, wurde im Frühjahr 1873 vollendet. Auf 
Altftädter Seite erwarb die Gejellihaft gegen 42000 qm Land zmifchen ber 
geplanten Grunaer:, der Pillniter-, Elias- und Mathildenftraße und legte darauf 
die Seibniter:, Kaulbach⸗ und Blochmannftraße und inmitten der Fläche den 
Seidniterplag an. Diefe der Bebauung neuerichlofjenen Stadtteile befaßen 
oder erhielten fehr bald ausreichende Verbindung mit dem Stabtinnern, fo daß 
man in abfehbarer Zeit auf den Verkauf der Bauftellen und der von der Ge: 
ſellſchaft felbft errichteten Wohnhäufer rechnen durfte. Auf die Ermwerbung 
entfernter gelegener Ländereien, wie fie damals bereit? der Gegenftand von 
Spetulationen wurden, Tieß ſich die Baugefellichaft nicht ein; fie berechnete, daß 
das zu Bauzweden verfügbare Land innerhalb des Schanzengürteld noch etwa 
4 Millionen qm groß fei und, abgefehen von den etwa 3 Millionen qm ber 
Friedrichftabt und des Dftra-Bormwerkes, felbft bei dreifach größerem Zuwachs 
Dresdens ald dem des Jahres 1872 noch für etwa 16 Jahre audreiche. Dieler 
vorfichtigen Haltung verdankte e3 die Gelellichaft, dat fie vor großen Berluften 
bewahrt blieb. 

Nicht mit der gleichen Gewiſſenhaftigkeit ging die ‚Zentralbank für Lands 
erwerb und Bauten‘ vor, die am 14. Oktober 1872 dur eine Dereinigung 
von Spekulanten mit einem Altienfapitale von 6 Millionen Mark gegründet 
worden war. Sie erwarb den größten Teil ber zwiſchen dem Großen Garten 
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und der Blafewigerftraße gelegenen weiten Landfläche, nahezu 1 Million qm, 
das Meter etwa zu 8 Marl, um fie nah einem vom Arditelten Ernſt Gieſe 
bearbeiteten Plane zu zergliedern. Für die Bebauung dieſes entlegenen, einer 
unmittelbaren Zugangsſtraße zum Stadtinnern entbebrenden Landes lag jedoch 
noch Fein Bedürfnis vor. Der Bebauungsplan fam Ende 1874 zuftande, und 
nun erft fonnte die Bank die Herftellung der Straßen in Angriff nehmen. In⸗ 
zwiſchen war aber an die Stelle überfchwenglider Erwartungen von ber Ent: 
wicklungsſähigkeit Dresden? eine völlige Hoffnungdlofigkeit im Baugewerbe 
getreten, und ber Berfauf der Bauftellen vollzog fih äußerſt langjam. Unter 
dieſen Umſtänden bradte die ftarke Belaftung des Geſellſchaftsbeſitzes mit 
Hypotheken und die Knappheit der Betriebsmittel die Zentralbank in eine ernfte 
Lage. Sie betrieb, um ihre Ländereien aufzufchließen, eifrig den Durchbruch 
der Grunaerftraße und erwarb zu deſſen Erleichterung felbft einige Grundſtücke 
auf der Durchbruchlinie. Aber bei der fortdauernden Stodung des Gefchäftes 
mußte fie 1878 zur Liquidation verfchreiten; ihren gelamten Befig in dem von 
ihr erfchloffenen Stadtteile, der in Übereinftimmung mit einem ſchon 1859 
geftellten Antrage der Anmohner am 6. November 1877 den Namen .Johann: 
ftadt‘ erhalten hatte, trat fie 1881 an den neugegründeten ‚Bauverein Johann 
ftaot‘ ab. Nie Hatten die Aktionäre einen Pfennig Dividende erhalten, obwohl 
ihnen im Gründungdaufrufe gleich für das erfte Gefchäftsjahr eine Verzinfung 
der Altien zu 59%), aus dem Baufonds verfproden worden mar. Schließlich 
ging auch noch dad ganze Aktienkapital verloren. Die einzigen, die bei dem 
Unternehmen gewonnen hatten, waren die Gründer geweſen. 

Richt viel beſſer war es der Spekulation auf der anderen Seite ded Großen 
Garten? ergangen. Im November 1872 Hatte fi mit einem SKapitale von 
2100000 Mark eine Aktiengefelfchaft ‚Bauverein Großer Garten‘ gebildet und 
die Landflächen zwifchen dem Zoologifhen Garten und der Sächſiſch⸗Böhmiſchen 
Staatseifenbahn, etma 160000 qm, das Meter zum Preiſe von 19 Warf 
erworben. Auch hier, an der verlängerten Park» und Wienerftraße, fanden bie 
Bauftellen nur wenig Abnehmer. Schon 1876 mußte fi der Bauverein ent- 
fchließen, das Geſchäft zu Tiquibieren und Aktien beim Verlaufe von Bauftellen 
anzunehmen; 1879 wurden bie letten Bauftellen verfauft. 5120 Aktien waren 
dur Abnahme beim Ankauf von Bauftellen eingezogen worden, auf die legten 
1880 Stüd zu ˖800 Mark entfiel ein Bermögensanteil von je 5,55 ME. — Auch 
die 1872 gegründete Baugejellihaft ‚Drespner MWeftend‘, die ausgedehnte 
Fluren im Bororte Plauen erworben hatte, wurde von dem Geſchick einer ver: 
Inftreihen Liquidation ereilt. 

Selbft bei ftärferem Berarfe von Wohnungen wäre eine günftige Ber- 
wertung von Bauland in der Nähe der Stadtgrenzen nur dann zu erwarten 
gemweien, wenn man zuvor ausreichende Verbindungen mit dem Stabtferne 
geihaffen Hätte. In diefer Hinficht aber mar es im Anfange der 70er Jahre 
noch ſchlecht beftellt; ſowohl die Dft: wie die Weſtvorſtadt entbehrte einer geraden 
Verbindung mit dem Altmarlte . . .” 


Und nicht bloß von der 70er, auch von der gegenwärtigen, etwa 
feit 1899/1900 für Dresden beftehenden Krife mußten die Terrain- 
unternehmer betroffen werden, wenn man nicht annehmen mill, daß 
fie, von einem merkwürdigen glücklichen Inſtinkte befeelt, gerade vor 
Eintritt der Kriſe ihre Unternehmungen im weſentlichen abgemidelt, 
neue aber nicht angefangen Hatten. 
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Auf der andern Seite darf freilich; nicht überfehen werden, daß 
die Zerrainunteruchmer in Dresden im allgemeinen auch ausgiebige 
Zeiten wahrhaft glänzenden Gefchäftäganges und PVerdienftes erlebt 
haben, vor allem die Y0er Jahre. Aber es fragt fi, ob für die» 
jenigen, welche die guten wie bie fchlechten Zeiten mitgemacht haben, 
nicht da3 Endergebnis doch ein ziemlich mageres oder wenigſtens nicht 
befonders glänzendes gewefen ift, und ob wirflich große Gewinne nicht 
vielmehr in der Hauptſache nur von denen gemacht worden find, die 
entweder das Glück oder den Berjtand befaßen, mit den guten Zeiten 
abzufchließen, in die ſchlechten aber mit ihren Gefchäften fich nicht mehr 
hineinzuerjtreden, während andre, bei denm dies lebtere der Fall 
war, oft nicht mur das Gewonnene, fondern auch das, was fie vorher 
befaßen, zugefebt haben dürften. 

Ein endgültige Abwägen der Gewinne und der Derlufte der 
ZTerrainunternehmer gegeneinander vermögen wir nicht zu geben. Bier, 
wie an fo vielen Punkten auf unjerm Felde, find der wiffenjchaftlichen 
Forſchung noch Lohnende Aufgaben geitellt. 


13. Die Terrainunternehmung Groſſunternehmung. 


Bar nad) dem Borftehenden die Terrainunternehmung ein ziem— 
lich risfantes Geſchäft, jo möchten wir andrerjeit3 noch auf einen wei— 
teren wichtigen Punkt Hinweifen, den uns_unfer Dresdner Mate» 
trial zu ergeben fcheint, nämlich, daß die eigentliche auffchließende 
Terrainunternehmung offenbar ihrer Natur nad Großunter- 
nehmung ift, oder wenn ba3 vielleicht etwas zuviel gejagt wäre, ich 
doch jedenfall3 für einen eigentlichen Kleinbetrieb nicht eignet. Die 
Gründe hierfitr find mannigfaltig. Einmal muß der Auffchließende, 
in Dresden wenigſtens, wie wir gejehen haben, fchon infolge der 
ftäbtifchen Vorfchrift, monach neuanzulegende Straßen von vornherein 
immer mindeſtens bis zur nächften fertigen oder bauplanmäßigen andern 
Straße durchgeführt werden müſſen, über ein nicht unbeträchtliches 
Mindeftmaß von Land verfügen, nämlich über das danach notwendige 
Straßenland und natürlich auch über entiprechendes Bauland an deſſen 
Seite, ohne welches das ganze Unternehmen ja gar feinen Sinn für 
die Auffchließenden hätte. Ganz Heine Unternehmungen find alſo [yon 
aus diefem Grunde ausgefchloffen. Indes wird es in der Pegel, darf 
man annehmen, mit dem Straßenlande ımd dem Baulande an defjen 
Seite nicht getan fein. Diefes Land wird meiſtens, folange wir nod) 
rohes Feld haben, nur ein Teil größerer Beſitzſtücke fein, die fich weit 
über das gerade in Frage kommende Stüd hinaus erftreden, und ber 
Auffchließende wird Häufig, ja vielleicht in der Regel, genötigt fein, 
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um da3 für feinen Plan nötige Land zu erlangen, noch fehr viel weiteres 
Land darüber hinaus zu erwerben. Auf dieſe Weife wird aber nicht 
nur der Umfang jeiner Unternehmung für die gerade vorliegende Straße 
erheblich. vergrößert, fondern der Aufjchließende wird auch durch bie 
Notwendigkeit, das überfchießende Land doch auch zu verwerten, fehr 
ftark dazu gedrängt, dem ganzen Uinternehmen durch, Zufügung meiterer 
Straßen eine gewilfe Abrundung zu geben, eventuell auch das erfte 
Unternehmen durch ein zweites und drittes zu ergänzen. Erfordert nun 
ſchon all dies erhebliche Geldbmittel und oft auch einen ftarfen Auf- 
wand an Zeit und Mühe und ziemlich große Beharrlichkeit, fo treten 
nun weiter die großen Koften Hinzu, welche in vielen Fällen das 
lange Xiegenbleiben des Landes ohne rechten Ertrag verurſacht, ferner 
Aufwendungen für Rüdzahlungen von Hypotheken, Zahlung von Dam- 
num, Entfhädigungen uſw. und vor allen Dingen die fehr bedeutenden 
Untoften des Straßenbaued. Diefe letzteren fonnte man ja allerdings 
in Dresden, wie wir oben gejehen haben, in vielen Fällen gegen eine 
den Grundftüden aufzulegende Rente von dritter Seite vorgeſchoſſen 
erhalten, namentlich; neuerdings. Aber einmal war dag doch keines— 
wegs immer möglich, und dann dürfte felbjt ohne die Straßenkoſten 
im allgemeinen doch immer noch ein erhebliches Kapital zu einer Auf⸗ 
ichließung unter Bedingungen, wie fie in Dresden im allgemeinen in 
den legten Jahrzehnten Herrfchten, erforderlich gewejen fein. Offen 
bleibt dabei freilich immer noch die Trage, ob dieſes Kapital unbedingt 
ein eignes des Auffchließenden fein mußte, oder ob er es fich, even- 
tuell unter Verpfändung feines Landes, von andrer Seite verjchaffen 
fonnte, Doch wird ſich annehmen laffen, daß wohl fat immer der Auf- 
ichließende doch wenigſtens einigermaßen über eigene Gelbmittel ver- 
fügen mußte. 

Dazu kommt, daß zur Erledigung all der hier notwendigen Ge— 
ſchäfte — dem Verkehr mit den verfchiedenen Beſitzern, dem Betreiben 
der Angelegenheiten des Bebauungsplanes, des Straßenbaus uſw. bei 
der Stadt, der Beurteilung der ganzen Sachlage u. bergl. mehr — 
doch ſchon Intelligenz, Geihäftsgeivandheit, Beziehungen u. bergl. in 
einem Grade erforderlich fein dürften, wie er einem Sleinunternehmer 
nicht eigen zu fein pflegt, fondern nur Leuten, die fich mit größeren 
Objekten, Gefchäften und Gewinnen zu befaffen gewohnt find. Auch 
wird man annehmen dürfen, daß eine Aufſchließung in der Negel ſoviel 
Mühe macht und foviel Zeit koſtet, daß fich diefer Aufwand für ein 
kleines Objelt gar nicht lohnen würde, Möglicherweife endlich Tießen 
ſich auch noch weitere Gründe für die Natur der Terrainunternehnung 
al3 Grofunternehmung anführen, 3. B. vielleicht die Anforderungen 


Sechſtes Kapitel: Der tatjächlihe Gang der Stadtermweiteruug. 153 


der Behörden an Straßen und Pläbe, welche e3 fich öfters für Pleinere 
Terrainbefiger gar nicht zu erfüllen lohnen mag. 

Run bliebe ja allerdings immer noch die Möglichkeit offen, daß 
zwar bie Terrainunternehmung in der Regel Groß- oder wenigftens 
Mittelunternefmung fei, die Terrainunternehmer aber trogdem 
„feine Leute‘ wären, indem fich jeweils eine Anzahl von Terrain- 
befigern vereinigten und erft mit vereinten Kräften die betreffende 
Unternehmung auftande brächten. Indes wird das in der Pegel an 
der Unmöglichkeit fcheitern, wirklich viele Beſitzer bei einer fo heilen 
und langwierigen Sache zu einem einheitlihen Zuſammenwirken zue 
lammenzubringen und zufammenzuhbalten; in der Regel, teilte man 
ung mit, fei das nur bei wenigen größeren Befigern möglid. Dann 
wird aber auch der nötige Kapitalbedarf doch oft von jolchen vereinig- 
ten Meinen Befigern nicht aufgebracht werben können oder doch nur 
von einzelnen von ihnen, und endlich; und vor allen wird das nötige 
Maß von Unternehmungsgeift, Zähigkeit, Intelligenz uſw., kurz die 
ganze nötige Unternehmerperjönlichleit häufig bei ihnen nicht zu fin— 
den fein. Kurz, man Tann die Sache drehen und wenden wie man 
will, die eigentliche auffchliegende Terrainunternehmung erfcheint unter 
Bedingungen wie den Dresdnern, und wenn man einmal die Privat- 
unternehmung auf diefem ganzen Gebiete ald das Gegebene und Rich— 
tige annehmen will, in erjter Linie als das Feld der größeren Unter- 
nehmer bez. größerer, einer einheitlichen Leitung unterivorfener Kapi- 
talvereinigungen. Es ift deshalb aud Fein Zufall, dab es tatſächlich, 
wie wir fhon im V. Rapitel und dann auch in dem VI. Hier weiter 
oben feitftellen Tonnten, in dem Dresdner Stadtbezirke des Umfanges 
vom 1./1. 1902 in den legten Sahrzehnten vor diefem Beitpunfte vor 
allem folche größeren Unternehmer und Rapitalvereinigungen geweſen 
find, in deren Händen die eigentliche Terrainunternehnung lag. 


14. Ülteres, einfachereö Syſtem der Anffchliekung. 


Wir haben bisher von der Terrainunternehmung geiwviljermaßen 
wie von etwas Notwendigem gefprocdhen, aber man kann doch die Frage 
aufmwerfen, ob e8, auch bei den bisherigen Grundfäßen der Stabtermeite- 
rung, nicht unter Umftänden auch ohne die eigentliche Zerrainunter- 
nehmung gebt. Da ift e8 nun fehr intereffant, daß wir in verfchiedenen, 
zur näheren Umgebung von Dresden gehörenden, namentlich aber in 
einem bereit3 einverleibten Bororte auf ein andres, offenbar älteres 
Syſtem der Auffchließung geftoßen find, das in dieſem letzteren Bor- 
orte etwa big Mitte der 8SOer Jahre in Blüte geftanden haben foll, in 
ben anbern genannten Orten aber zum Teil noch zur Zeit unfrer Unter- 
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ſuchung, 1902, in Kraft war. Das Wefentliche dieſes Syitems befteht 
darin, daß der Urbefiger, der Bauer oder Gärtner, direlt an die Bauen- 
den verfauft, es aljo einen eigentlichen Terrainunternehmer gar nidt 
gibt. Im übrigen Schildern wir die Verhältniffe auf Grund der Dar« 
ftellung für den eben erwähnten, jegt einverleibten Dresdner Vorort, 
welche Darftellung freilich nur von einem einzigen unfrer Gewährs— 
männer herrührt. Danach beforgte dort in dieſer älteren Zeit der 
Bauende, der von dem UÜrbefiger Faufte, die Dismenbrierung und die 
etwaigen übrigen Aufjchliegungsgefchäfte, Straßen braudten um des⸗ 
willen ſehr Häufig nicht bejonders angelegt zu werden, weil man viel» 
fach an ſchon beitehenden Straßen, namentlich älteren öffentlichen Land⸗ 
tragen, entlang bauen konnte. Im übrigen war aber auch der ganze 
Vorgang der Straßenanlegung, foweit man zu folcdher ſchritt, außer⸗ 
ordentlich viel einfacher ala jegt und fojtete nur wenig Geld und Mühe. 
Die Gemeinde und die vorgejegte Auffichtsbehörde, die Amtshaupt- 
mannjchaft, machten dabei Längjt nicht Soviel Umſtände mie fpäter. Die 
Straßen wurden in leichter und billiger Ausführung bergeftellt. Ge- 
pflafterte Straßen gab es gar nicht, Schleufen auch nicht, Gas und 
Bafferleitung desgleihen nicht, endlich auch Leine Stein-Bürgerfteige, 
fondern nur erhöhte Kiesfußwege, die freilich herzlich ſchlecht geweſen fein 
follen. Aber mit der wachſenden Bevölferung und dem zunehmenden 
Berfehre wurden auch immer größere Anforderungen an die Beichaffen- 
heit des ganzen Straßenweſens geftellt, beſſere Etraßenheritellung, 
größere Straßenbreiten, Gas, Wafjerleitung, Schleufen ufw. verlangt. 
Und infolge von alledem, meinte unfer Gewährömann, habe dann eben 
da3 Geſchäft der Auffchließung allmählich ſoviel Geld, Mühe und 
Intelligenz erfordert, daß ihm die Bauenden und vollends die Ur- 
bejiger nicht mehr gewachſen gemwejen, fondern größere, fapitalfräftige 
Zerrainunternehmer notiwendig geworden feiern. Wäre dieſe Entwid- 
lung nicht eingetreten, hätte man an den alten, einfachen Bedingungen 
des Straßenmwejens und bem direkten Verkehre zwiſchen Urbefiger und 
Bauenden feftgehalten, jo wären nach Anficht unfreg Gemährsmannes 
auch die Bauftellen vermutlich fehr viel, vielleicht um die Hälfte, bil- 
liger geblieben. 

Wir möchten diefe Darftellung im großen und ganzen für zu- 
treffend halten. Nur freilich erfcheint die Erhebung größerer Anfprüche 
an da3 Straßenwejen mit zunehmender und dichterer Befiedlung un- 
ausweichlich, und diefe Anfiht ſprach auch unfer Gewährsmann au2. 
Immerhin ift es auf der andern Seite bemerlensivert, daß gerade die 
modernjten Beitrebungen im Straßenbau mwenigftens für einen großen 
Teil der Straßen, die Wohnjtraßen, wieder eine größere Einfachheit 
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verlangen und injofern in der Linie der hier eben gejchilderten früheren 
Zuftände liegen, wenn man auch ganz auf deren Niveau gewiß nicht 
wieder wird hinabfteigen wollen und fönnen. Aber foviel fteht wohl 
feft, daß äußerte technifche Vollendung und Solibität und volllommene 
bureaufratifche und hygieniſche Gewiffenhaftigfeit und Peinlichkeit Feines- 
wegs immer dem Gemeinmwohl dienlich find, fondern oft durch Unter- 
bindung der friſchen Initiative und einer einfachen, wenig Eoftipieligen 
Befriedigung der Bedürfniffe mehr ſchaden ala nützen. 


15. Die eigentliche Bodenſpekulation. 


Unjre Schilderung wäre indes ſehr wenig vollftändig, wenn mir 
nicht auch einen kurzen Blick wenigſtens auf die in diefen ganzen Prozeß 
der Auffchliegung fich verflechtenden rein ſpekulativen Vorgänge mwer- 
fen wollten. Denn außer den Zerrainunternehmern, die durch ihre 
Zätigfeit die Ummandlung des rohen Feldes u. bergl. in Bauftellen 
herbeiführen und auf diefe Weife verdienen wollen, betätigen fich noch 
eine Menge andrer Elemente bei diejfer ganzen Gelegenheit, ſowohl im 
rohen Felde wie in ben Bauftellen, Elemente, die gar nichts an den 
Terrains tun, fie weder auffchließen noch fie bebauen, fondern die nur 
durch den fpefulativen Umſatz der Objelte gewinnen wollen. Freilich 
wird man jedenfalls, um diefe Leute von ben übrigen abzujondern, 
nicht fo jehr auf die innere Wbficht wie auf die einfache Tatſache ber 
fpefulativen Weiterveräußerung der Terraind ohne Veränderung an 
ihnen abitellen dürfen; denn in vielen Fällen werben diefe ſpekulativen 
Beräußerer beim Erwerb der Terrainz fich felber noch nicht ganz Mar 
fein, ob fie fie jelber auffchließen bez. bebauen, oder ob fie fie rein fpefu- 
lativ meiterveräußern ſollen. Nur in diefem legteren Sinne, bei rein 
fpefulativem Umfage von Terrains und Bauftellen, ohne daß etivag 
an ihnen geichieht, ohne daß fie Durch den Umfegenden aufgefchloffen 
oder bebaut werden, reden mir in dem folgenden Zujammenhange von 
„Spelulation” und „Spefulanten”, während wir und natürlich nicht 
der Einficht verfchließen, daß man in einem etwas anderen Sinne aud) 
den eigentlichen Zerrainunternehmer fowie auch den Bauunternehmer 
einen Spekulanten und ihr Vorgehen Spekulation nennen Tann. 

Da möchten wir nun für das Dresden bed Umfangs vom 1./1. 
1902 feftitellen, daß nach allen Informationen, die wir über den ganzen 
Komplex wie über einzelne Stadtteile eingezogen haben, zivar auch im 
rohen Felde eine ziemlich beträchtliche Menge von Spekulationen vor⸗ 
gekommen ift, Daß aber die eigentliche Hauptfpefulation überall doch 
erft eingefegt hat beim aufgefhlofjenen Lande, bei den fertigen 
Bauftellen. Und zwar ift das im großen und ganzen anjcheinend in ber 
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ganzen Periode etwa vom 70er Krieg an bis 1902 fo geweſen, nur 
daß natürlich der Grad der Spekulation in den einzelnen Zeitabfchnitten 
und Stadtteilen verfchieden ſtark war. Das it auch ganz natürlich. 
Denn der Kreis derjenigen, die in der Lage find, ein unaufgefchloffenes 
Gelände am lebten Ende feiner ſachgemäßen Verwertung, nämlich der 
Aufſchließung, zuzuführen, ift naturgemäß viel, viel Heiner als der 
Kreis derjenigen, die eine Baujtelle ſachgemäß zu verwerten, nämlich 
fie zu bebauen, in der Lage find. Und dazu kommt, daß diefer an ſich 
Meine Kreis noch dadurch fehr verengt wird, daß ein großer Zeil der 
ihn: Angehörenden, wenn er fich einmal in den Beſitz unaufgefchloffenen 
Geländes fegt, gar nicht willens it, es anders als aufgefchloffen, anders 
al3 in einzelnen Bauftellen wieder herzugeben und es demmach bis 
zum Zeitpunkte der eigenen Aufichließung feithält. In der ganzen 
Periode und in dem ganzen Bezirke war aljo im allgemeinen der Haupt⸗ 
gegenftand der reinen Spetulation die Bauftelle und nicht unaufge- 
fchloffenes Gelände. 

Was nun die Bauftellen angeht, fo wird man unterjcheiden müffen 
zwifchen Zeiten gedrückter Grundftlidpreife und geringer Nachfrage nad) 
Bauftellen und fteigender Preife und febhafter Nachfrage. In den 
erfteren, aljo vor allem in der an den 70er Aufſchwung anjchliegenden 
Periode, feheint der weitaus größte Teil der Bauftellen von ben Auf- 
fchließenden weg direft an die Bauenden abgejeßt worden zu fein, alfo 
nur eine jehr geringe Spekulation in unferm Sinne hier ftattgefunden 
zu haben. Ganz anders dagegen in den Zeiten der auffteigenden Kon— 
junftur, etwa von 1890—1899. Hier ging, foviel wir unterrichtet 
find, der überwiegende Teil der Bauftellen vor der Bebauung erjt noch 
ein oder mehrmal3 burch fpefulative Hände. In diefen Zeiten ent— 
faltete — mie wir das oben ſchon auseinandergefegt haben — eine 
Anzahl richtiger Bauftellenfaufleute fogar mit ciner gewiſſen Notwen— 
digfeit ihre Tätigkeit; in diefen Zeiten blühte diefe ganze Bauftellen- 
fpefulation mädtig empor, ja man fagt faum zuviel, wenn man be- 
bauptet, daß fie in ihnen teilmeife geradezu Orgien feierte, und es ift 
vielleicht nicht ohne Antereffe, wenn wir nachſtehend aus biefem ganzen 
Spetulationstreiben einige Einzelheiten mitteilen. Wie weit diefe typifch 
find, müſſen wir freilich dahingeſtellt fein laſſen. 

An einem großen, ſchon in den 90er Jahren einverleibten Vor- 
orte entwickelte ſich diefe Bauftellenfpefulation namentli im direkten 
Anſchluß an die Einverleibung. Man hat uns verfichert, daß die Bau- 
ftellen damals dort regelmäßig durch mindeſtens drei bis ſechs Hände 
gegangen feien, ehe fie zur Bebauung famen, und Ähnliches wurde uns 
aus einem andern großen, jebt gleichfall3 feit Jahren einverleibten 
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Bororte berichtet. Dabei folgten fich in dem erjtgenannten Borurte die 
Umfäße der einzelnen Bauftellen fo fchnell, daß nicht felten eine Bau—⸗ 
ftelle innerhalb weniger Monate jo und fo oft den Befiger mechjelte. 
Auch ſtiegen die Preife in diefer ganzen Zeit und wohl auch fo ziemlich 
in dem ganzen Stadtlreife des Umfjanges vom 1./1. 1902 immer höher 
und höher. Yerner erfolgte ein Teil dieſer Umſätze ohne Eintragung ing 
Grundbuch und ohne Zahlung der vorgejchriebenen Steuer, der fo» 
genannten Bejigivechjelabgabe, einfah auf Grund fogenannter Punk 
tationen oder Kaufrechtsabtretungen; allerdings wurde diefen Madi- 
nationen ſchon nach einiger Zeit ein Riegel durch die Behörde vorge- 
ſchoben. Eine Bauftelle in dem Billenteile einer großen Dresdner 
Borftadt foll Ende der 80er Jahre einmal in einer Weinftube, wo 
jih die Spekulanten zu treffen pflegten, beim Frühlchoppen innerhalb 
einer Stunde fünf- oder ſechsmal umgeſetzt worden und dabei von 16000 
auf 26000 + gejtiegen fein. Andre Bauftellen in einem ber fchon er- 
mwähnten großen Bororte follen vor der Bebauung 10—1ämal! den 
Beliger gewechfelt haben. In einigen Heinen Weinftuben der Stabt 
waren damals förmliche Grundſtücksbörſen Tonftituiert. Macht man nun 
auch von all diefen Berichten, wie e8 wohl notwendig ift, einen ordent=- 
lichen kritiſchen Abzug, jo bleibt doc) noch genug übrig. Weiter reife 
des Publikums hatte fich damals eben, darin ftimmen die verfchiedeniten 
Gewährsmänner von ung überein, ein förmlicher Taumel, ein Speku— 
lationgfieber bemächtigt. Der Gedanke, was in Wirklichkeit und nament- 
lich, was dauernd aus den betreffenden Objekten zu ziehen fein würde, 
war anfcheinend in den Hintergrund getreten, und an feiner Stelle 
beherrjchte der andre an bie Möglichkeit, ja die Wahrfcheinlichkeit bal- 
digen gewinnbringenden Wiederverfaufd die Gemüter eines großen 
Teiles. 

Die ald reine Spekulanten Hauptbeteiligten an diefem ganzen 
Bauftellenhandel waren einmal natürlich die ung ja bereit3 wohlbe— 
fannten Bauftellenfaufleute, ferner auch, wie es fcheint, Agenten und 
Bauunternehmer. Im übrigen aber Hat ſich auch das weitere Publi— 
fum ziemlich ftart an diefer anjcheinend fo glänzenden Gelegenheit, 
vergleichsweiſe mühelos reich zu werden, beteiligt. Milchhändler, -Ne- 
jtaurateure, Handiverfer, Rentner, berichtete man ung, kurz alle mög- 
ficden Leute verfuchten ihr Glück Der Tanz ums goldne Kalb ift eben 
noch heute für viele, wenn nicht für die meilten, eine Verfuchung, von 
der fie angezogen werden wie der Nadhtfalter von der Lampe. Man 
hat wohl gelegentlich, gejagt, daß die eigentliche Börſenſpekulation bei 
uns dem weniger bemittelten Publikum verfchloffen ſei, und Daß es 
fi dafür, wenn es könne, in ber Boden- und Baufpelulation ent- 
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ſchädige, die ihm leichter zugänglich fei, und es fcheint faft, al3 ob etwas 
Wahres an diefem Worte fei. 


16. Findet abſichtliche Zurückhaltung des Laudes ftatt? 

Endlich möchten wir dieſe ganze Schilderung, wie die Stadt⸗ 
erweiterung ſich in Dresden vollzogen hat, nicht ſchließen, ohne noch 
eine nicht unwichtige Tatſachenfeſtſtellung zu machen. Es iſt oft bes 
hauptet worden, die Beſitzer des Landes um die anwachſenden Städte 
herum hielten Land abſichtlich lange von der Aufſchließung und Be- 
bauung fern, „ſperrten“ e8 vom Bauland» und Bauſtellenmarkte aus, 
um möglichft hohe Preife zu erzielen. Wie hat e3 nun damit in den 
legten Sahrzehnten in bem Dresden des Umfanges vom 1./1. 1902 nad) 
unfern Nachforſchungen geftanden? Von einem abjichtlichen längeren 
Burüdhalten des Landes durch die eigentlichen Terrainunternehmer, 
durch die Auffchließenden, ift und für die ganze Zeit von etwa 1870 
bis 1902 nichts befannt geworden. Wenn wir auch im allgemeinen nicht 
ausdrücklich nach diefem Punkte gefragt haben, jo wären uns doch bei 
unſern umfangreichen Erörterungen wirklich bedeutfame Vorgänge nad 
diefer Richtung fchwerlich entgangen. Warten auf beflere Preife wird 
natürlich, nehmen wir an, oft vorgekommen fein, und ebenfo natürlich 
ftocften die ganze Auffchliegung und der ganze Abfag an Bauftellen 
durch die Terrainunternehmer ftark in den Zeiten fchlechter Konjunktur 
und mangelnder Nachfrage nad Bauftellen. Aber dab die Terrain- 
unternehmer in diefer ganzen Richtung mehr getan hätten, als jeder 
normale Raufmann tun wird, daß fie ein befonderes Syitem der „Aus- 
fperrung” entwidelt hätten, bavon ift ung, wie gefagt, nichts befannt. 
Eine andre Frage ift, ob fie nicht fremdes, mit ihnen Tonfurrierendes 
Gelände mit Hilfe ihres eignen Grundbefites nad; Möglichkeit an der 
Auffchließung verhindert haben. Wir haben darüber feine befonderen 
Erfundigungen eingezogen, aber man Tann es beinahe al3 ſelbſtver⸗ 
ſtändlich annehmen, daß das vielfach, ja vielleicht beinahe regelmäßig 
ber Fall geweſen fein wird; auch find wir immerhin auf einige Spuren 
folder Handlungsmweife bei unjern Unterfuchungen geitoßen. Aber das 
ift bier ja nicht der Gegenftand des Streites. Endlich fcheinen die 
Terrainunternehmer allerdinga im unaufgefhhloffenen Zuftande vft 
fein Land wieder abgegeben zu haben, und das ift auch ganz begreif- 
fih, da fie auf die Arrondierung ihres Beſitzes bedacht fein mußten. 
Inſofern haben fie freilich Land oft längere Jahre zurückgehalten, aber 
niht um es an der Auffchliegung zu hindern, fondern um in bie 
Lage zu kommen, es felber aufzufchließen. Dafür aber, daß fie mit 
ihrer eignen Aufichließung länger gewartet hätten, als e3 jeder nor⸗ 
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male Kaufmann getan hätte, liegen, wie gelagt, feine Anzeichen 
vor; viel eher für dag Gegenteil. In der 70er Auffchivungsperiode 
brachten die Terrainunternehmer mindeftend in einigen Gegenden der 
Stadt ſoviel Bauftellen auf den Markt, daß dann dort noch lange Jahre 
während der Krife davon gezehrt werden Tonnte. Und als die Stadt dann 
mit dem Straßenbau jehr zurüdhaltend wurde, Tamen öfters Ablehnungen 
von Straßenbauten, welche durch Auffchließende beantragt waren, vor; 
e3 ift aljo wahrſcheinlich, daß, wenn e3 nach. ven Auffchließenden ge- 
gangen wäre, erheblich mehr Land zur Auffchließung gelangt fein würde. 
Endlich haben wir ja auch ſchon oben gefehen, daß die Terrainunter- 
nehmer durch weitgehende Kreditierung des Kaufpreiſes ſowie auch 
vielfach durch Gewährung von Baugeld um den Abſatz ihrer Bauitellen 
eifrig bemüht waren. 

Und doch ift abfichtliches Zurüchhalten von Bauland in dem hier 
in Rede ftehenden Gebiete in ben lebten Jahrzehnten ziemlich viel vor- 
gelommen, nur freilich nicht ſowohl durch die ZTerrainunternehmung 
und nicht ſowohl von fertigen Bauftellen, wie gerade gegenüber denen, 
die auffchließen und Bauftellen fchaffen wollten, durch bie Urbefiger 
Tomwie durch eine Anzahl Leute, welche mit Hinderungd= oder Verier- 
parzellen operierten. Betreff der Urbefiger ift ung im Laufe unfrer 
Dresdner Nachforſchungen für verfchiedene Gegenden berichtet worden, 
daß fie in der Abficht auf höhere Preife mit ihrem Lande den Auf- 
fchließenden gegenüber teilweise fehr zurücdhielten, und eine nähere 
Schilderung bes Treibens derjenigen Beſitzer unaufgefchloffenen Landes, 
die im Befige fogenannter Zwangsſtückchen waren und vermittelt diefer, 
fei e8 aus Spekulation, fei es aus Etarrfinn, die Auffchließung Hinder- 
ten, haben wir in diefem Kapitel ſchon oben Seite 140 gegeben. Hier 
möchten wir nur noch nadhtragen, Daß auch in diefen leßteren Beziehun- 
gen, fomweit unfre ja alferdings nur befcheidenen Informationen reichen, 
die Schuldigen faft nirgends eigentliche auffchließende Terrainunter- 
nehmer waren, fondern meift Leute, die im allgemeinen zur Rlaffe der 
Urbeſitzer gehörten. Es ift ja übrigens auch ohne weiteres erflärlich, 
daß das längere Zurüdhalten von Bauland im mefentlichen nur vor- 
fommen wird auf der Grundlage entweder bed Urbejite oder nur 
feiner, vereinzelter Parzellen al3 Sperrparzellen. Denn mer größere 
Zandftreden zum Zwecke der Spekulation erjt von den Urbeſitzern Tauft, 
der wird fich in ber Negel fagen, baß er, wenn er eine einigermaßen 
günftige Verlaufsgelegenheit ausfchlägt zuliebe einem erhofften höheren 
Gewinne, ſpäter leicht an Zinfen und Zinfeszinfen gar zuviel verlieren 
fann. Im großen und ganzen beftätigen alfo diefe Tatjachenfeititel- 
ungen bie ſchon oben im V. Kapitel Seite 94 u. 95 ausgeſprochenen An⸗ 
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ſichten, und es iſt hier wieder einmal wie ſo oft in der Welt, daß von den 
beiden ſtreitenden Parteien — hier denen, die das Zurückhalten des 
Landes behaupten, und denen, die es beſtreiten — jede bis zu einem 
gewiſſen Grade recht hat. 


Zweite Abteilung: Allgemeiner Teil. 


1. Die allgemeingültigen Grundzüge der Stadterweiternug. 


Wir glauben in der vorſtehenden erſten Abteilung dieſes Kapitels 
ein wenigſtens einigermaßen deutliches Bild gegeben zu haben von der 
Art und Weiſe, wie die Stadterweiterung bei uns vor ſich geht. Aber 
wir ſind weit entfernt, die Dresdner Verhältniſſe ohne weiteres kritik— 
los verallgemeinern zu wollen. Wir nehmen als ſelbſtverſtändlich an, 
daß anderswo ſich vieles anders verhalten, und daß namentlich in 
vielem ein Unterſchied ſein wird zwiſchen großen und kleinen Orten. 
Aber von gewiſſen großen Grundzügen des Dresdner Beiſpiels, die 
wir den Gedankengängen der folgenden Kapitel zugrunde legen wol⸗ 
len, nehmen wir allerdings andrerfeit3 eine gewiſſe Allgemeingültig— 
feit an, und wir formulieren unfre Anfchauungen in diefer Beziehung 
in folgenden fünf Thejen. 


I. Die Stadterweiterung wird bei uns faft allerorten bejorgt 
und betrieben in der Hauptſache nicht ala öffentlichsrechtliches 
Gefchäft von der Gemeinde, dem Staate und andern öffentlidh- 
rechtlihen Körperfchaften, audy nicht von gemeinnüßiger oder 
ähnlicher Seite, fondern als privates, auf Gewinn gerichtetes 
Geſchäft von privaten fpefulierenden Kräften. 


Il. Sn zahlreiden unjrer anwachjenden Orte, namentlich 
in größeren Städten, find diefe privaten Kräfte im weſentlichen 
die (von ung) fogenannten Terrainunternehmer, feien Died nun 
einzelne oder Vereinigungen irgendeiner Rechtsform. Jedoch kom⸗ 
men in vielen Orten und Ortsteilen, namentlih an Tleineren 
und weniger lebhaften Plägen, unter Ausſchaltung der eigentlichen 
Terrainunternehmung vielfach auch einfachere Formen der Auf- 
Schließung vor; doch ſchließen die eigentlichen Urbefiger im gan- 
zen wenig auf. 


II. Die Terrainunternehmung ift ein befonderer felbitän- 
diger Geichäftzzmweig, der zum Gegenftande hat dag Zufanımen- 
bringen rohen Feldes u. dergl., beilen Ummwandlung in Baujtellen 
durch Umformung und Straßenbau und den möglichit gewinn⸗ 
bringenden Wiebderabfag diefer Bauftellen, nur ausnahmsweiſe 
aber eigene Bebauung derfelben. Die Terrainunternedmung ift, 
entiprehend ihrem ganzen Charakter, im allgemeinen Groß— 
oder doch wenigſtens nicht Kleinunternehmung. 
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IV. Neben der eigentlichen ZTerrainunternehmung und ben 
ſonſtigen Formen der Aufſchließung fommen in zahlreichen unfrer 
anwachſenden Orte im unaufgefchloffenen Lande, namentlich aber 
in den fertigen Bauftellen, rein fpefulative Umfäge, ohne daß 
das Land von dem Spekulanten aufgefchloffen oder bebaut wird, 
in erheblicher Zahl vor. 


V. Die öffentlicherehtlichen Faktoren, insbeſondere die Ge— 
meinden, überlajjen zwar, wie fchon unter I. gefagt, den Betrieb 
der Stadtermweiterung faft überall in der Hauptſache privaten 
ipefulierenden Kräften, aber fie üben Doch durch zahlreiche Map- 
regeln einen tiefen und planmäßigen Einfluß auf fie aus, ins⸗ 

"befonbere durch Feſtſetzung der Bebauungspläne und Bauord⸗ 
nungen, Regelung des Straßenbaues u. dergl. m. 


Es ift ung, die mir nur eine einzelne Privatarbeit zu liefern 
haben, natürlich unmöglich, für die vorjtehenden Behauptungen Punkt 
für Punkt einen genauen und umfafjenden Beweis zu erbringen. Das 
würde eine eingehende wiſſenſchaftliche Durchforſchung nicht nur einiger 
weniger, fondern einer ganzen Weihe von Orten des verfchiedenften 
Charakter und in den verfchiedenften Gegenden Deutjchlands bedingen 
— eine dankbare Aufgabe für eine ganze Generation fleißiger Jünger 
der volfswirtfchaftlichen Wiſſenſchaft. Aber mad wir fünnen und 
müſſen, ba3 ift, wenigſtens einiges wichtigere Material furz daraufhin 
zu dDurchmuftern, ob es Belege für unfre Säße liefert oder ob ſich Wider- 
ſprüche gegen fie aus ihm ergeben; und fo, wenn möglich, wenigſtens 
einen Wahrjcheinlichleitäbeweis für unfre Behauptungen zu führen. 
Diefe Aufgabe ift e8, der wir und nunmehr zumenden. Die genaueren 
Schilderungen, die wir für Dresden gegeben haben, werden daneben, 
hoffen wir, als Illuſtrationen im einzelnen gute Dienſte leiſten. 


2. Die Stadtertveiterung bisher in der Hanptfache ein privates 
Geſchäft. 


Ein erhebliches Argument für den erſten und wichtigſten der oben 
angeführten Grundzüge, für die Betreibung der Stadterweiterung in 
erſter Linie durch private Kräfte, ift ſchon aus den bei uns beftehen- 
den Eigentumdverhältniffen in Verbindung mit der Geftaltung unſres 
Enteignungsrechtes ufw. zu entnehmen. Um ein Stüd rohen, unauf- 
gefchloffenen Landes auffchließen, um Straßen u. dergl. dort anlegen, 
um es in Bauftellen ufm. umformen zu können u. dergl. m., muß man 
über dieſes Land die Verfügung befigen. Das ift nur möglich, wenn 
man es entweder zu Eigentum hat — da3 Erbbaurecht und frühere ihm 
ähnliche Rechtsverhältniſſe laſſen wir al3 bisher von zu geringer Be— 

Die Wohnungsfrage und bad Neid. 8. Heft. 11 
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deutung bier weg —, oder wenn man ausreichende Zivangsbefugniffe 
befißt, um das Land, trogdem e3 in fremdem Eigentume jteht, zu der 
gemünfchten Auffchliekung zu bringen. Rein logiſch ift zwar noch 
möglich, daß man Land zur Auffchließung bringt, ohne Eigentümer 
davon zu fein und ohne weſentliche Zwangsbefugniſſe zu bejigen, nur 
durch Überredung und Einwirkung auf die Eigentümer und andre 
Stellen; aber es leuchtet ohne weiteres ein, daß diefer Weg jedenfalls 
außerordentliche Schwierigfeiten bietet und ſchon deshalb wohl nur 
eine mäßige praftifche Bedeutung befitzen fann. 

Wie hat es nun in allen diefen Beziehungen mit denjenigen beiden 
öffentlich-rechtlichen Faktoren, der Gemeinde und dem Staate, geitan- 
den, die im wefentlichen doch allein ala die Stadtermweiterung betreibende 
öffentlich>rechtfiche Kräfte in Betracht kämen? Und wie fteht es gegen- 
wärtig mit ihnen? 

Da ift nun zunädjit feitzuitellen, daß fie im allgemeinen in Deutfch- 
land einen Grundbefig in den Stadtermweiterungägebieten unfrer an⸗ 
wachſenden Orte, der ihnen die führende Rolle bei der Stadterweiterung 
ermöglicht hätte, weder in ben legten Jahrzehnten befeifen haben noch 
gegenwärtig bejigen. 

Wenden wir und zunächſt den größeren Städten zu. Dem Etati- 
ſtiſchen Jahrbuche Deutfcher Städte, Jahrgang ZU, S. 7, entnehmen 
wir bie nachfolgende Zujammenftellung. Sie gibt für das Jahr 1901 
oder 1901/02 an: den prozentualen Anteil, ben ber innerhalb des &e- 
meinbebezirfes gelegene Grundbefig — bebauter wie unbebauter — 
der Städte und ber unter ihrer Verwaltung ftehenden Stiftungen (je- 
doch ohne die Straßenflädhen) von ber Geſamtfläche der betreffenden 
Städte, jedoch lebtere ohne die Wege, Straßen, Eifenbahnen, Waifer- 
flächen und Feſtungswerke ausmiachte. 


Frankfurt a. M. 57,8 Münden 20,6 Bochum 9,2 
Augsburg 63,7 Duisburg 19,2 Efien a. 9,0 
Spandau 508 Halle a. ©. 18,2 Nürnberg 8,3 
Straßburg i. E. 47,5 Danzig 17,8 Potsdam 7.7 
Hannover 40 Köln a. R. 173 Poſen 6,1 
Stuttgart 34,7 Dortmund 16,0 Crefeld 4,3 
Mainz 29,1 Altona 15,1 Charlottenburg 4,2 
Breslau 28,1 Sarlörube 1.8. 13,7 Stettin 4,1 
Kaſſel 228 Berlin 18,3 Barmen 231 
Chemnik 20,7 Gvörlitz 11,4 


Wie man fieht, haben zwar eine ganze Anzahl Städte ftattliche 
Prozentjäbe des Gemeindebezirfes in eigenem Beſitze, aber doch mır 
wenige mehr als ein Drittel, eine ganze Reihe dagegen weniger 
ala 10%. 
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Nun lann man ja gegen diefe Ziffern gewilfe Einwände erheben. 
Bor allem ftellen fie das Prozentverhältnis zwilchen dem gefamten, 
alfo auch dem bereit3 bebauten fommunalen Grundbeſitze und der Ge⸗ 
famtfläcdhe des Gemeindebezirks, alfo einfchließlich. der bebauten Fläche, 
dar, während e3 uns hier doc) eigentlich auf das Verhältnis anfonımt, 
in dem der unbebaute fommunale und quafisfommunale Grundbefit 
zur Geſamtfläche fteht in demjenigen Teile des Gemeindebezirkes, 
der noch nicht als zur bebauten Fläche gehörend betrachtet werben Tann. 
Aber es ift faum anzunehmen, daß dies Verhältnis im Durchſchnitt für 
die Gemeinden mefentlich günftiger fein würde. Uberdies muß man 
auch erwägen, daß bedeutende Teile des ftädtifchen und ftiftifchen Grund» 
befites in unbebautem Gelände fchon für Fünftige öffentliche Bedürf⸗ 
niffe, 3. ®. für Schulbauten, referviert find, alſo der Etadtermweiterung 
für Wohn- und gewerbliche Zwecke gar nicht dienen können. Ebenfo 
dürften, namentlich bei den Gemeinden mit großem Grundbeſitze, oft 
bedeutende Waldungen in Betracht fommen, die doch auch nicht ohne 
weiteres? als Feld für die kommende Stadterweiterung betrachtet 
werden können. Und endlich ift eben vor allem nicht zu vergeſſen, daß 
in den oben gegebenen Zahlen des ftädtifchen und ftiftifchen Grund- 
befites im allgemeinen all die zahlreichen ſchon bebauten Grundftüde, 
3. 8. die Verwaltungsgebäude und die Schulhäufer und ferner auch 
die Parts, Friedhöfe uſw., darin fteden, 

Eine weitere Bemerkung, die man angeficht3 der obigen Zahlen 
machen Tönnte, ift die, daß ja fchließlich auch ſchon ein fommunaler 
Grundbefig von etwa 10—20%0 ber unbebauten Fläche des Gemeinde» 
bezirtes bie Gemeinde in vielen Fällen in die Lage fegen könnte, im 
wejentlichen auf ihn die Stadterweiterung wenigſtens der näheren Zu- 
kunft zu Tonzentrieren; aber da3 würde vorausfegen nicht nur, daß 
diefer &rundbefig in der Hauptſache größere geſchloſſene Stüde dar⸗ 
ftellt, fondern auch, daß er jo gut wie vollftändig gerade an folchen 
Stellen belegen ift, bie verjtändigermeife für die nähere Zukunft für 
bie GStabterweiterung in Betracht kommen. Beide Vorausſetzungen 
gleichzeitig dürften aber wohl nicht gerabe häufig zutreffen. Und wenn 
man fchließlich noch meiter geht und behauptet, daß ja auch jchon ein 
Grundbeſitz von wenigen Prozent des Gemeindebezirks für die Gemeinde 
genlige, um die Stabterweiterung in ber Hauptſache dort vor fich gehen 
zu laffen, vorausgejeßt nur, daß diefer Grundbefig immer wieder fo 
ergänzt und erſetzt werde, daß er allemal gerade bie aftuelle Stadterweite- 
rungsgegend umfaffe, jo ift dies ja an fich gewiß richtig. Nur wird Tein 
Menfch behaupten können, daß unfre jegigen großen Städte oder unfre 
anmwachfenden Orte überhaupt im allgemeinen tatfächlich, in dieſer 
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glüdlihen Beliglage während der legten Jahrzehnte geweſen feien oder 
gegenwärtig jeien. 

Endlih kann man einmwenden, daß die obige Statiftif fich nur 
auf die Gemeindebezirfe der betreffenden Städte bezieht, während 
Doch das Stadterweiterungsgebiet ſchon der nächſten Zukunft in vielen 
Fällen über diefe Gemeindebezirfe hinausgehe. Ganz richtig. Aber 
man kann nicht beweijen, daß in dieſem weiterem Gebiete im allgemeinen 
der fommunale oder quajisfommunale Grundbefit reichlicher vertreten 
fei als im Gemeindebezirke; jelbft der große Befib vieler unfrer Städte 
außerhalb ihrer Gemarkung bemeift Hier nicht viel, da es fehr auch 
auf die Lage ankommt. Schließlich müffen wir uns eben doch an die 
Ziffern halten, die wir zurzeit haben, und da kennen mir wenigſtens 
feine andern hier einigermaßen verwendbaren al3 die für die Ge— 
meindebezirke. 

Hatten ſonach um 1901 die großen deutſchen Städte im allge— 
meinen, von einer mäßigen Anzahl von Ausnahmen abgeſehen, in 
ihren Stadterweiterungsgebieten offenbar nicht entfernt ſoviel Grund- 
bejiß, un im weſentlichen auf diefem die Auffchließung neuer Bau- 
gebiete jich vollziehen zu Taffen, jo war e3 eine Neihe Jahre vorher 
damit noch erheblich fchlechter beitellt. Man kann es als offenkundig 
bezeichnen, daß ſich die Tendenz auf ſyſtematiſche Vermehrung des 
fommunalen Grundbejites erft neuerdings in unjern großen Gemein- 
den wieder Bahn gebrochen hat und felbit jet noch keineswegs voll- 
ftändig. Es ift daher anzunehmen, daß um das Jahr 1890 der kom— 
munale Grundbefiß in vielen unfrer jeigen großen Städte nicht nur 
abfolut, ſondern auch relativ inı Verhältnis zur Geſamtfläche des für 
die Stadterweiterung in Betracht kommenden Gebietes erheblich. Heiner 
war ald 10—12 Jahre [päter. Einen zahlenmäßigen Beleg dafür finden 
wir übrigens in einer Zufammenftellung, die da3 Statiftifche Amt der 
Stadt Effen an der Hand bes Statiftifhen Jahrbuches Deutfcher Stäbte 
über den Grundbeſitz von einundzwanzig großen deutfchen Städten um 
1900, verglichen mit dem von 1890, gemacht hat. Es würde zu weit 
führen, diefe Zufanımenftellung hier abzudruden; wir verweiſen daher 
nur auf die betreffende Veröffentlichung: Beiträge zur Statiftif der 
Stadt Eifen, Nr. 6, S. 6—8. September 1902. 

Gehen wir noch Hinter 1890 zurüd, etwa bis 1866, fo werden mir 
vermutlich bei vielen unſrer jegigen großen Städte wieder auf einen 
größeren Anteil des kommunalen Grundbeſitzes am Stadtermeiterungs- 
gebiete treffen, und zwar um fo mehr, je weiter wir zurüdgehen. Denn 
viele unfrer großen Städte dürften in die ntoderne Entwidlungsperiode 
noch mit einem leidlih großen fommunalen Grundbeſitz in Gtadt- 
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ermweiterungsgebiete eingetreten jein, den fie dann durch Verfäufe und 
Berwendung für eigne Zwecke allmählich verringerten, bis wiederum 
bie eben erwähnte moderne Tendenz auf Vergrößerung des fommunalen 
Grundbefiges ſich Geltung verſchaffte. Immerhin möchten wir aud 
für die 70er und 80er Jahre nicht annehmen, daß der Anteil des 
fommunalen und quafistommunalen Grundbefißes am jeweiligen Stadt⸗ 
ermweiterungögebiete im allgemeinen in unfern jebigen großen Städten 
damals größer geweſen ift al3 in den in diefer Beziehung beffer geftell- 
ten unfrer großen Städte etwa um 1901. Und vollends die Neigung, 
den kommunalen Grundbefib durch eigne fommunale Tätigkeit aufzus 
ſchließen, ift bei den Städten damals jedenfall3 noch mefentlich geringer 
geweſen ala etwa 1901 oder ala jekt. 

Sah es und fieht es derartig in unfern großen Städten aus, wie 
mag e3 dann in den anwachfenden mittleren und kleineren Städten 
und Dorfgemeinden ftehen und gejtanden haben? Da läßt ſich nun, 
was zunächſt die Gegenwart angeht, nicht bezweifeln, daß zwar viele 
Gemeinden einen Grundbejig haben (namentlich wenn man den Grund» 
befig ber unter Gemeindeverwaltung ftehenden milden Stiftungen 
u, dergl. mit hinzurecjnet), der an und für fi), wenn man von feiner 
Lage abfieht, durchaus groß genug wäre, um auf Jahrzehnte hinaus 
die Stabterweiterung aufzunehmen, baß aber bei vielen andern fchon 
dies nicht zutrifft. Am reichten auögeftattet mit Tomnmnalem Grund— 
beige dürfte übrigens ber fübmeftlihe Teil von Deutſchland fein, 
während im Dften, auf Tolonialem Boden, der fommunale Grundbejit 
piel weniger entwidelt zu fein fcheint. Aber fchließlich kommt es ja auf 
die abjolute Größe des Tommunalen und quafisfommunalen Grund- 
beſitzes überhaupt nicht fo fehr an, fondern vor allem auf die Größe 
des ald Bauland in Betracht fommenden gemeindlichen Landes, und 
in dieſer Beziehung fcheint e3 denn im allgemeinen recht fchlecht 
zu ftehen. 

Ein Beleg für dieje legtere Behauptung läßt fi) aus dem Groß 
herzogtum Heſſen anführen. Dort hat bie Landeswohnungsinſpektion 
— übrigens eine Stelle, die erft vor einigen Jahren gejchaffen worden 
ift — im Sahre 1903 bei den 93 Gemeinden des Landes mit über 
2000 Einwohnern eine Umfrage über die Bodenbeſitz⸗ und Preisver⸗ 
bältniffe veranftaltet, deren Ergebnis in dem gebrudten Jahresbericht 
der Landeswohnungsinſpektion für das Jahr 1903 niedergelegt iſt. Es 
wurde bei diefer Umfrage nicht nur der Grundbefig der genannten Ge⸗ 
meinden überhaupt; fondern auch ihr Beſitz fpeziell an Bauland er- 
mittelt. Unter Bauland wurde verſtanden „dasjenige Gelände, das 
entweder innerhalb des vorhandenen Ortsbauplanes gelegen ift oder 
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fonft im Weichhilde der Gemeinde liegt und in abjehbarer Zeit für 
die Bebauung in Betracht kommt“. Nur 51 Gemeinden haben die 
einfchlägige Frage beantwortet. Es ergab fich, daß 21 von ihnen über- 
Baupt fein Bauland befaßen und 19 nur bis 1 ha auf 1000 Einwohner; 
6 hatten 1—5 ha und 5 hatten über 5 ha auf 1000 Einwohner. Das 
Geſamtergebnis ift alfo, daß nur ein fehr Heiner Teil der Gemeinden 
einen Beſitz hatte, der für die Stadterweiterung der nädjften Zeit in 
größerem Umfange in Betradht Fam. Und dabei gehört das Groß- 
herzogtum Heffen offenbar noch zu denjenigen deutfchen Landeßteilen, 
wo der fommunale Grundbefig vergleichsweiſe ftarf entwickelt ift. 

Faſſen wir alles zufammen, jo werben wir bei den anwachſenden 
mittleren und Heineren Städten und Porfgemeinden gegenwärtig drei 
Gruppen zu unterfcheiden haben, von denen die erften zwei bie fchon 
eben erwähnten find: nämlich eine große Gruppe, die überhaupt nicht 
genug kommunales und quafisfommunales (Stiftungen unter kommu— 
naler oder halbflommunaler Verwaltung!) Land befigt, um die Stadt- 
erweiterung der nädjften Jahrzehnte zum großen Teile auf ihm vor- 
nehmen zu können; und eine zweite, gleichfall3 bedeutende Gruppe, 
mo dies an fich zwar ber Fall ift, aber dad Land im allgemeinen fo 
belegen. ift, daß es für die ın Rede ftehende Stadterweiterung nicht 
wefentlich in Betracht fommt. Dazu tritt num noch eine britte, aber 
wohl faum allzu große Gruppe, wo beide Vorausfegungen erfüllt find und 
die Stadterweiterung alfo an und für fi) zum großen Teile auf fom- 
munalem oder quafisftommunalen Lande fich vollziehen könnte. 

Was endlich nicht die Gegenwart, fondern die leßtvergangenen 
Jahrzehnte anlangt, jo läßt jich Taum etwas andre annehmen, als 
daß es im großen und ganzen ebenjo geweſen ijt wie heute. 

Am übrigen muß freilich bei der Mangelhaftigfeit der Unterlagen 
auf diefem ganzen Gebiete eine ziemlich große Unficherheit in Kauf 
genommen imerden. 

Waren ſonach die Gemeinden bei ung in den lebten Jahrzehnten 
im allgemeinen nicht in ber Lage, über mehr als mäßige Bruchteile 
des für die Stadterweiterung in Betracht kommenden Geländes kraft 
Eigentumrechtes zu verfügen, und ift dies im großen und ganzen auch 
heute noch ihre Situation, fo gilt dagfelbe in noch viel höherem Grade 
vom Staate. Wohl beſitzt und beſaß der Staat etwa in Geftalt Des 
Forft- und Domänen», ober des Eifenbahn-, oder des Militärfisfug 
häufig große Stüde Landes im gegenwärtigen oder früheren Etadterwei- 
terungsgebiete unfrer anwachfenden Orte. Aber erſtens waren und find 
diefe Stücke zunächſt doch für bejtimmte ftaatlihe Zwecke vorbehalten, 
und dann darf man auch wohl annehmen, daß fie nur ganz ausnahms- 
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weiſe einmal einen Beſitz dargeftellt haben ober noch darftellen, auf 
den fich. die Stabterweiterung ber betreffenden Orte Tonzentrieren ließe. 
Endlih hat aud, foniel man jehen kann, der Gedanke, den ftaatlichen 
Belig durch eigne Auffchliegung des Staates ber Etadterweiterung zu⸗ 
zuführen, bisher unfern Staatöverwaltungen im allgemeinen ziemlich 
fern gelegen, und vollends der, dadurch reformierend in die Stadt- 
erweiterung einzugreifen. 

Ahnlich wie mit dem Staate Kiegt e8 mit ber Kirche und andern 
Körperſchaften des öffentligen Rechtes ſowie auch mit etwaigen 
gemeinnüßigen Gefelljichaften u. dergl., von denen allen man an 
und für fich vielleicht eine Auffchliegung ihres Landes nad) andern als 
rein privatrechtlichen Grundfägen erwarten könnte. Nur daß der hier in 
Betracht kommende Landbeſitz der Kirche und aller dieſer Körperſchaf⸗ 
ten zuſammen offenbar noch viel geringer und einflußloſer war und iſt 
als der des Staates. 

Ein andres Geſicht gewinnt die ganze Frage natürlich, wenn man 


den ganzen hier in Betracht kommenden Landbeſitz der Gemeinden, der 


unter ihrer Verwaltung oder Einfluß ſtehenden Stiftungen, des Staates, 
der Kirche uſw. und etwaiger gemeinnütziger Geſellſchaften u. dergl. 
zuſammenfaßt. Dieſer ganze Beſitz zuſammen könnte heute wohl ſchon 
in immerhin nicht ganz wenigen Orten einen weſentlichen Teil der 
Stadterweiterung aufnehmen und es in dieſen Orten ermöglichen, bei 
einheitlicher Behandlung ein Syſtem ber öffentlicherechtlidhen Stadt⸗ 
erweiterung ber bisher herrſchenden privaten gegenüberzujtellen. Und 
auch früher wäre das bei folcher einheitlichen Behandlung wohl ſchon 
öfterd möglich geweſen. Allein wir menigftend vermögen ung an feinen 
folden Fall einheitlihen und gemeinfamen Vorgehens zu erinnern, 
und er ift au) — vollends zu reformatorifchen Zwecken — nad) der 
ganzen Lage ber Pinge bisher im höchſten Grade unwahrſcheinlich. 

Mangelte e3 Stant und Gemeinde bei ung in den legten Jahrzehn⸗ 
ten fomit an hier genügendem eigenen Grundbeſitze, und verhält fich 
dies auch heute noch) fo, fo waren fie andrerfeit3 auch mit Hilfe von 
Zmwangsmaßregeln im allgemeinen nicht recht in der Lage, etiva 
fremden &rundbefiß wider Willen ver Eigentümer zur Aufſchließung zu 
bringen. Was zunächſt bag Enteignungsreht auf Grund der all- 
gemeinen Enteignungsgejebe angeht, jo ift wohl fo ziemlich in ganz 
Deutfchland Vorausfegung feiner Anwendung dad Vorliegen eines 
öffentlihen Sntereffes. Man kann es aber wohl als offenkundig be» 
zeichnen, baß bie Regelung des gemöhnlichen Berlaufes der Stadterweite- 
rung bisher bei ung nicht entfernt in dem Grade ala öffentliches Intereſſe 
angefehen worben ift, daß daraufhin größere Enteignungen, einfach zu 
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Bweden ber gewöhnlichen Stadterweiterung, hätten ftattfinden können, 
und es ift auch heute noch Fein mwefentlicher Umschlag in diefer Richtung 
zu jpüren. Yerner hat man fich bisher offenbar auch noch nicht zu ber 
Anſchauung durchringen können, daß für einen guten Verlauf der Stadt- 
erweiterung die Zwangsmaßregel der Enteignung notwendig tft, — 
welche Notwendigkeit auch gefegliche Vorausſetzung der Enteignung ift. 
Die Enteignungsbefugniffe fpeziell zum Zweck der Anlegung von öffent- 
fihen Straßen und Pläben aber beziehen fich, ebenfall3 wohl jo ziem- 
lich in ganz Deutſchland, nur auf die Straßen- und Plagflächen jelber, 
nicht auf das angrenzende Gelände. Außerdem ift in Anbetracht ber 
Umfländlichkeit und Koften des Enteignungsverfahreng überhaupt nicht 
anzunehmen, daß die Gemeinden oder der Staat ohne dringende Ver⸗ 
anlafjung zu diefem Mittel greifen oder gegriffen haben. Mit der Ent- 
eignung vermocdhten alſo Staat und Gemeinde bi3 auf ben heutigen Tag 
in der Stadterweiterung nicht jehr weit zu fommen. 

Als weiteres Zwangsmittel gegenüber der Aufichließung wider- 
ftrebenden Eigentümern fommt nur noch da8 fogenannte Umlegung?- 
verfahren in Betracht, durch welches die durcheinander Tiegenden 
Parzellen der verfchiedenen Eigentümer auch gegen den Willen ein— 
zelner von ihnen zu brauchbaren Bauftellen zufammengelegt und durd) 
Straßen aufgejchloffen werden können. Uber einmal eriftiert dies Ber- 
fahren big Heute nur in einem Heinen Teile von Deutfchland, und zum 
andern können mit feiner Hilfe ja allerdings zwangsweiſe Bauftellen 
geichaffen, aber doch immerhin die Eigentümer nicht geziwungen wer- 
den, dieſe zur Bebauung zu verfaufen. Alſo auch diejes Mittel reicht 
nicht fehr meit. 

Wenn aber Staat und Gemeinde und ebenfo auch die andern in 
Betradht kommenden öffentlicherechtlichen Körperfchaften weder kraft 
Eigentumsrechtes noch kraft der ihnen zuftehenden Zwangsbefugniſſe 
eine ausreichende Verfügung über das Gelände befaßen und befigen, auf 
das die Stadterweiterung unfrer anwachſenden Orte angemwiefen war 
und ift, fo ergibt ſich ohne weiteres von felbit, daß die Aufichließung 
biefes Geländes eben in erfter Linie von denen betrieben und beforgt 
worden fein bez. werben muß, die fraft privaten Eigentums über 
diefeg Gelände verfügen. 

Natürlich war und ift es den öffentlicherechtlichen Faktoren, ins- 
bejondere der Gemeinde, möglich, über den Rahmen der durch ben 
Öffentlichen Grundbefig und die öffentlichen Zwangsbefugniſſe gegebenen 
realen Macht hinaus durch perfänliche Einwirkung, Überredung uſw. 
auf die Beſitzer bed Stabtermeiterungsgeländes und auf die Auf- 
fchließung dur fie Einfluß auszuüben. Aber fchließlich, darf man 
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wohl annehmen, hat das doch feine gewilfen, nicht allzumweit gezogenen 
Grenzen. Solange diefe Einwirkungen von öffentlicher Seite fi) uns 
gejähr in ber gleichen Richtung bewegen wie die Intereſſen der in Frage 
fommenden Grundbefiger, mag ſich ja mancher Erfolg erzielen lafjen; 
aber gegen bieje Intereſſen wird das wohl nur in beicheidnem Um⸗ 
fange möglich fein. Und im großen und ganzen Hat biefe Art öffent⸗ 
licher Wirkſamkeit den überwiegend privatrechtlichen Eharalter bed Be- 
trieb3 der Stadterweiterung bisher bei ung jedenfalls nicht auszulöfchen 
vermocht. Dafür fpricht auch das Dresdner Beifpiel. 

Faſſen wir alles zuſammen, ſo ergibt ſich ſchon aus der ganzen 
Situation, daß im allgemeinen bisher die Stadterweiterung bei uns in 
großen wie in kleinen Orten gar nicht anders denn als in erſter Linie 
privates Geſchäft von privaten Kräften betrieben worden fein kann, 
und daß dies, ſoweit man an den bisherigen Grundlagen feſthält, ſich 
auch gegenwärtig noch ſo verhalten muß. Wir wollen jedoch, indem 
wir nachſtehend einige Tatſachenſchilderungen durchgehen, auch induktiv 
noch einen gewiſſen Beweis für dieſe erſte der von uns aufgeſtellten 
Theſen führen. 

In der Arbeit von Dr. Johannes Feig „Die Verhältniſſe des 
Grund und Bodens in Düſſeldorf unter dem Einfluſſe der Wirtjchafts- 
frife von 1900” (Schriften des Vereins für Sozialpolitik, Bd. 111, 
1903), die wir ſchon wiederholt angeführt haben, finden wir für 
Düffeldorf aud einige Auffchlüffe über den uns hier intereffierenden 
Punkt. Danach ift Dort etwa von 1866 an bis zur Zeit ber Abfaffung 
der Feigſchen Arbeit, etiva 1902, die Stadbterweiterung in der Haupt- 
fache offenbar ala privates Geſchäft von privaten Antereffenten betrieben 
worden. Das ganz Überwiegende war, ſoweit man jehen fann, daß bie 
Stadt mit diefen privaten Intereſſenten, feien dies nun einzelne Unter⸗ 
nehmer oder feien es Gruppen von Anliegern, Straßenbauverträge 
abſchloß. Bon 1866—1901 Tamen indgefamt 146 ſolche Verträge zu- 
ftande. Al3 normalen Inhalt diefer Verträge, wenigſtens der in die 
Zeit nad) Erlaß de3 preußifchen Fluchtliniengeſetzes 1875 und eines 
anfchließenden Düſſeldorfer Ortsſtatutes von 1877 fallenden, ſtellt 
Feig folgendes Hin: „Der Unternehmer verpflichtet ſich zur unentgelt«- 
lichen Übereignung des Straßenlandes an die Stadt — für den Fall, 
daß er einzelne Grundftüde freihändig nicht zu erwerben vermag, muß 
er der Stadt bie Koften bes Enteignungsverfahreng vorlegen —, er 
läßt die Straße nach ben Vorſchriften des Tiefbauamtes anjchütten 
und planieren und legt der Stadt die Kojten der proviforifchen Be 
feftigung und der Ranalifierung vor. Der Unternehmer trägt ferner 
die Koften der Gasleitung und der Beleuchtung fo lange, bis nad) Er- 
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meffen der Gasdeputation diefe auf die Stadt übernommen wird, ferner 
die fünfjährige Unterhaltung der Straße. Wegen dieſer Verpflichtungen 
muß er Sicherheit hinterlegen. Als Gegenleiftung jichert die Stadt 
bie Bauerlaubni3 zu. Weniger einfach ift das Verhältnis, wenn ftatt 
mit einem oder wenigen Unternehmern mit einer ganzen Anzahl von 
Grundbefigern verhandelt wird. — — —“ 

Wie man aus dieſer Schilberung fieht, und wie weiter aus der 
Feigſchen Arbeit im allgemeinen hervorgeht, hat danach die Stadt mit 
bem Bufammenbringen des für die Stadterweiterung nötigen Bandes, 
ferner mit feiner Umformung in Baugelände, ja mit der Initiative zur 
Auffchließung und vor allem mit dem wirtjchaftlichen Gewinn oder 
Berlufte diefer ganzen Operation nichts oder doch fehr wenig zu tun. 
Das alles liegt offenbar in Privathänden. Immerhin muß erwähnt 
werden, daß die Stabt verfchiedentlich auch von fi) aus die Anlegung 
von Straßen betrieben bat, und daß in neuerer Zeit der ftädtifche Be- 
fi an unbebautem Gelände planmäßig vermehrt worden iſt. Es läßt 
fih vermuten, daß diefes letztere Moment mit der Zeit auch zu einer 
ftärferen pofitiven Rolle der Stadt in bem ganzen Aufſchließungsprozeſſe 
führen wirb. 

Daß übrigens aud in ben an Düſſeldorf angrenzenden Bezirken 
bie private Unternehmung und die private Smitiative in der Auf- 
ſchließung zum mindeften eine fehr große Rolle fpielen, geht aus der 
Schilderung hervor, die Yeig von der Tätigkeit ber „Rheiniſchen Bahn- 
gejellichaft” und der Wltiengefellfchaft „Induſtrieterrains Düffeldorf- 
Reisholz“ in feiner Arbeit gibt. 

Bezüglich einiger fehr günftig gelegener Gelände in Düſſeldorf, 
die durch Aufgabe alter Bahnhöfe und Eifenbahnftreden ſowie durch 
diejenige einiger alter Kafernen mit zugehörigem Crerzierplage ge— 
wonnen worden find, ift anfcheinend ber Fiskus felber als Auf- 
ſchließender aufgetreten. 

Weiter find wir in der Lage, über Leipzig einiges mitzuteilen. 
Dort hat Anfang des Yahres 1903 Herr Otto Meißgeter dafelbit, 
ein jehr guter Sadjlenner der Wohnungs⸗ und Bodenfrage, die Freund- 
Iichfeit gehabt, einen fehr umfangreichen Fragebogen, den der Ber- 
faffer des Hier vorliegenden Buches ausgearbeitet hatte, auszufüllen, 
teilweife mit Hilfe einzelner ftäbtifher Stellen. Diefer Duelle ent— 
nehmen wir über den Stand der Dinge in Leipzig Anfang 1903 
folgendes: Ä 

Das für die damals nächſten 30 Jahre nad) den bisherigen Grund- 
fügen in Betracht kommende unbebaute Stadtermweiterungdgebiet mar 
damal3 zum größeren Teile in der Hanb privater Befiker, insbeſondere 
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von einzelnen Großbeſitzern und Terraingefellfchaften; daneben hatten 
freilich auch die Stadtgemeinde und dag unter ihrer Verwaltung ftehenbe 
Sohannishofpital ſehr bedeutenden Beſitz. Die eigentliche treibende 
Rraft bei der Auffchliegung von Land zu neuen Baugebieten waren die 
Eigentümer ber betreffenden Gelände bez. einzelne von ihnen, für ben 
immerhin überwiegenden Teil des Stadterweiterungsgebieted alfo Pri— 
vate. Someit der Beſitz der Stadt und bes Johannishoſpitals in Be- 
tracht fam, war freilich die Stadt die eigentlich treibende Kraft der 
Auffchliegung und diejenige Stelle, Die Gewinn oder Verluſt des Ge- 
ſchäftes trafen, aber ſchließlich Doch nicht kraft irgendwelchen öffentlich- 
rechtlichen Rechtstitels, fondern kraft ihres privaten Eigentums. Bau 
von Straßen durch, die Stadt in Fällen, wo fie oder das Yohannis- 
bofpital nicht felber Land an den betreffenden Straßen Hatten, auf 
Grund öffentlichen Bedürfniffes war felten. Im übrigen hatte die Stadt 
zwar weitgehende Rechte, vor allem die Aufftellung der Bebauungspläne 
und Bauvorjchriften, die Genehmigung der Herftellung der neuen 
Straßen und die Überwachung ihres Baus, aber der eigentliche ent» 
jcheidende Kern des Stadterweiterungsgefchhäftes, da8 Zufammenbringen 
und das Umformen be3 Landes, feine Überführung an die Bautätig- 
feit und der ganze wirtfchaftliche Gewinn ober Berluft der Sache blieben 
doch in Privathänden — foweit es fich eben nicht um Land der Stadt 
oder des Johannishoſpitals handelte. 

Ähnlich wie in Leipzig ftehen die Dinge offenbar in Mannheim. 
Dort ift uns im Jahre 1903 durdy bie Güte des Statiftifchen Amtes 
der Stadt der eben oben erwähnte große Fragebogen gleichfall3 aus— 
gefüllt worden, und aus ihm jchöpfen wir im folgenden. 

Die Verhältniffe Iagen damals in Mannheim in verfchiedener 
Beziehung noch günftiger für die Betreibung der Stadterweiterung als - 
Öffentlicherechtliche Angelegenheit ala in Leipzig. Etiva 409% des inner- 
halb der ftädtifchen Gemarkung belegenen, nad) ben bisherigen Grund- 
fäben für die nädjften ca. 30 Jahre in Betracht fommenben Stadt⸗ 
erweiterungsgebietes befanden fich laut ber eben erwähnten Auskunft 
im Bejige der Stadt und weiter etma 10% in dem de3 Staated. Dazu 
fommt, daß da3 badiſche Enteignungsgefeg von 1899 jo meit geht 
wie faum ein zweites in Deutfchland, und daß feit 1896 in Baden ein 
geregeltes Umlegungsverfahren für Baugelände beiteht, Durch das auch 
gegen den Willen mwibderjtrebender Eigentümer Land, das fonft durch 
feine Befißzerfplitterung nur wenig ſich zur Auffchliegung eignet, in 
geregelte Baustellen umgeformt und durch Straßen aufgeſchloſſen wer- 
ben Tann. Und doch gibt uns unfer Fragebogen für Mannheim auf 
bie Frage, auf weſſen Betreiben bie Aufſchließung geichieht, die Ant- 
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wort, daß dies in acht von zehn Fällen Private find und nur in zwei 
die Stadt. Daß die Stadt aus Gründen des öffentlichen Verkehrsinter⸗ 
eifes u. bergl. von fich aus die nitiative zu Straßenbauten ergreift, 
ift nach unferm Fragebogen anfcheinend auch in Mannheim felten; auch 
die Umlegung wird mwahrjcheinlih nicht allzu häufig fein. Ziemlich 
häufig ift Dagegen der Fall, daß die Stadt Straßen anlegt, um ihren 
eigenen ausgedehnten Grundbeſitz aufzufchließen. Trotzdem aber Bat 
e3 nad) unjerm Fragebogen den Anfchein, wie namentlich auch aus 
der eben angeführten Außerung hervorgeht, daß aud) in Mannheim 
die Auffchließung überwiegend ala privates Gejchäft von privaten Kräf- 
ten betrieben wird. Daß im übrigen die Gemeinde aud) in Mannheim 
die üblichen Befugniffe und Nechte in dem ganzen Stadtermweiterungd- 
prozeſſe hat (Bebauungspläne, Bauvorjchriften, Genehmigung und 
Überwahung des Straßenbaues uſw.), darf als felbftverftändlich an- 
genommen werben. 

Nicht anderd als in den großen Orten fteht e3 in den kleinen. 
Bei der naturgemäß geringeren Entwidlung ber fommunalen und fon- 
ftigen öffentlichen Tätigkeit dort läßt fich fogar annehmen, daß die 
Stabtermweiterung dort in noch höherem Grabe ald privates Geichäft 
behandelt wird al3 in ben großen Orten. 

Sm Gebiete der außerhalb auch der jegigen Dresdner Gemarkung 
in der Elbebene zwifhen Dresden und Pirna (f. oben ©, 76) 
gelegenen Ortjchaften haben wir und im Jahre 1902 über die Ent» 
wicklung dreier diefer Orte näher unterrichtet und feitgeftellt, daß, ob- 
wohl in diefen Orten etwa von 1890 an viel Gelände aufgejchloffen und 
bebaut worden ift, die betreffenden Gemeinden oder fonftige öffentlichen 
Stellen nur einen fehr befcheidenen Anteil an diefem Vorgange gehabt 
haben. Der Schwerpunft diefer ganzen Entwidlung lag durchaus in 
der privaten Tätigkeit, welche das zu erjchließende Land erwarb, in 
Bauftellen umformte, die Jnitiative zum Straßenbau ergriff und ben 
Gewinn oder Verluft der ganzen Sache trug. Auch bei einer allerdings 
nur fehr flüchtigen Information über die Befit- und Preisverhältnifie 
faft fämtlicher der in der genannten Efbebene liegenden Ortfchaften 
1902 wurde una von einer irgendwie bemerkenswerten, etwa über das 
übliche Eingreifen durch Bauordnung, Bebauungsplan ufw. hinaus⸗ 
gehenden eigenen Initiative und Betätigung der Gemeinden oder fon«- 
ftiger öffentlicder Stellen nichts mitgeteilt, wohl aber wurde uns be- 
richtet von umfangreicher Tätigkeit einer Heineren Anzahl privater, 
gewerb3mäßiger Aufichließender. 

Ebenjo hören wir von Paul Boigt in feinen bekaunten Buche 
„Grundrente und Wohnungsfrage in Berlin und ſeinen Vororten“ 
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(1901) für die Berliner Vororte nicht? von einem irgendivie maß— 
gebenden oder führenden Vorgehen des Staates oder der Gemeinden in 
der Auffchließung; dagegen ift ausführlich von der Privattätigfeit auf 
diefem Felde die Rede, fo daß man durchaus den Eindrud gewinnt, 
daß es diefe im wefentlichen ift, welche in den in Rede ftehenden Orten 
die Stadterweiterung beforgt und leitet, wenn auch unter der üblichen 
oberen Regulierung durch den Staat und bie Gemeinde, wozu dann 
hier noch als befondere® Moment die Einwirfung des Staates durch 
den Eifenbahn- und Vorortverkehr tritt. 

Aber vielleicht liegen die Dinge anders außerhalb bed Bannkreiſes 
der großen Städte? Wohl faum. Im Herbft 1900 hatten wir Gelegen- 
heit, und durch perfönliche Unterredungen mit zwei ſachkundigen Herren 
über die einfchlägigen Berhältnijfe in Göttingen etwas zu unterrid)- 
ten. Danach erfolgte dort nad) dem damaligen Stande der Dinge bie 
Anlage neuer Straßen faft durchweg auf Smitiative und Betreiben 
privater Interefjenten; von einer führenden Tätigleit der Gemeinde oder 
anderer öffentlicher Stellen bei der Aufſchließung von Bauland haben 
ir nicht? vernommen. Wir weifen ferner darauf hin, daß es in den 
Mer Jahren in den Kreifen der Wohnungsreformer Auffehen erregte, 
al3 befannt wurde, daß die Heine Stadt Wermelskirchen im Rhein— 
land befchloffen hatte, bei paſſender Gelegenheit Ländereien burch die 
Gemeinde aufzufaufen, fie in Bauftellen umzuwandeln und diefe den 
einzelnen Bürgern zum Selbftloftenpreife, unter gewiſſen Vorſichtsmaß⸗ 
regeln gegen jpelulative Verwendung, abzulajfen. Dieſes öffentlich“ 
rechtlihe Eingreifen in den Stadtermweiterungsporgang erſchien als 
etwad durchaus Ungemöhnliches, und es ift nicht befannt geworben, 
daß fidy feitdem die Berhältnijfe und Anfchauungen in den Meineren 
Orten grundlegend geändert hätten, abgefehen davon, daß eine An- 
zahl Gemeinden zum Erwerb größeren unbebauten Grundeigentums 
übergegangen jind. 

Bir könnten immerhin noch manchen Beleg für unjre Anſchau⸗ 
ung beibringen, aber wir verzichten darauf und bemerfen nur noch, 
daß mir nicht etwa entgegenftehendes Material unterbrüdt und ver» 
fchwiegen haben. Wenn wir fein folches anführen, fo liegt es vielmehr 
einfach daran, daß wir bei unfrer, wenn ja allerdings nur flüchtigen 
Umfchau auf feines geftoßen find. 

Kurz, im großen und ganzen beftätigt ſich durchaus unfre x hefei 
oben ©. 160. Die Stadterweiterung wird bei und bisher in der Haupt» 
ſache ala privates Gefchäft betrieben und behandelt. Schon die Initia⸗ 
tive zur Auffchließung neuer Baugebiete geht offenbar zum ganz über- 
wiegenden Teile von privaten Stellen aus; vor allem aber ift die ent» 
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fcheidende Verfügungsgemwalt über das in Frage kommende Land ganz 
überwiegend in privaten Händen. Private Stellen in erfter Linie jegen 
im Breisfampf untereinander in den einzelnen Stadien der Preisbildung 
des zur Aufichließung gelangenden Landes beffen Preife feit; private 
Stellen in erfter Linie heimfen den Gewinn aus den Auffchließungs- 
operationen und den anjchließenden Spefulationen ein oder tragen die 
entftehenden Berlufte; private Stellen in erfter Linie beforgen offen- 
bar die Überführung der fertigen Bauftellen an die Bautätigfeit — 
mit einem Worte: private Stellen in erfter Linie find Die eigent- 
lihen Herren de3 ganzen Stadterweiterungsvorganges, und 
man wird wohl ohne weiteres annehmen dürfen, daß fie ihn auch in 
der Hauptſache nach priratwirtfchaftlihen Geſichtspunkten leiten. 

Abgeſehen von den üblichen regulierenden, mehr polizeilichen Ein- 
wirfungen der Gemeinden ujmw. auf die Stadterweiterung, von denen 
gegen den Schluß dieſes Kapiteld noch befonders bie Nede fein wird, 
weift dies privatwirtichaftlihe Syſtem nur eine wirklich große Lücke 
auf: das ift dad Vorkommen kommunalen und fonftigen öffentlichen 
Grundbeſitzes im Stabterweiterungsgebiete und Auffchließung und Ver⸗ 
wertung dieſes Grundbeſitzes durch die Öffentlicherechtlichen Yaltoren 
felber. Diefe Ausnahme vom Syſtem ift immerhin fhon jet erheblich, 
vor allem aber iſt fie offenbar im Anwachſen und kann mit der Beit 
zu einer weitgehenden Verdrängung des privatwirtſchaftlichen Syſtems 
in der Stadtermweiterung führen. Vorderhand aber beherrjcht dieſes in 
großen wie in Heinen Orten noch durchaus das Feld. 


3. Wer find die privaten bie Stadteriweiterung betreibenden 
Stellen? 


Wer find nun jene privaten, die Stadtermweiterung 
vornehmlid in Händen habenben Stellen? Da läßt fich eines 
zunächit jedenfall3 belegen: es find im allgemeinen nidht die Ur— 
befiger. Wir haben davon ſchon im V. Kapitel gehandelt, hier ift 
nun das dort Angeführte wenn möglich zu einem umfafjenden Sabe 
auszugeſtalten. 

Daß die Urbeſitzer im allgemeinen gegenwärtig und in der letz— 
ten Vergangenheit nicht die Auffchließenden fein und geweſen fein 
können, folgt ſchon aus der im V. Kapitel oben ©. 96—111 dargelegten 
Belitverteilung. Da das hauptſächlichſte Wachstum unfrer anwachſen⸗- 
den Orte bisher im unmittelbaren Anjchluß an diefe erfolgt ift und 
noch immer weiter fo erfolgt, fo können in der Auffchließung nur die- 
jenigen fich betätigt Haben und betätigen, welche dieſes unmittelbar an 
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das jeweils bereit3 bebaute Gebiet anftoßende Land beſaßen bez. be- 
figen. Das find und waren aber in unfern großen Städten, wie oben 
im V. Kapitel dargelegt, im wejentlichen feine Urbefiger, fondern Speku⸗ 
lationsbejiger. Aber auch in den Heineren Orten fowie auch in weiter 
zurüdliegenden Zeiten, wo ber Urbefiger auch in ber hier in Rede 
ftehenden Zone des jeweils unmittelbar an das bereit bebaute Gebiet 
anftoßenden Landes eine größere Rolle fpielte und fpielt ald in unfern 
großen Städten jet, ſpricht doch die Wahrfcheinlichkeit dafür, daß die 
Aufichließung vor allem auf dem Spefulationslande erfolgt ift unb 
noch erfolgt. Denn wenn im Urbefig und im Spefulationsbefit befind- 
liches Land betreffd der Aufjchließung miteinander fonkurrieren, wird 
wohl im allgemeinen dag letztere den Sieg bavontragen. Endlich wer- 
ben aud) da, wo noch fo gut wie Fein Spefulationsbefib vorlag uber 
vorliegt, auch nicht in der Hand der Bauenden, body häufig trogdem 
nicht die Urbeſitzer auffchließen, fondern e3 wird bann die Sache häufig 
von ben Bauenden von Fall zu Fall in die Hand genommen werden. 
Immerhin wird man wohl annehmen dürfen, daß in Heineren Orten, 
unter einfacheren Verhältniffen öfters auch Urbefiger ihr eigenes Land 
felber aufgefchlojfen haben und noch aufichließen; aber die große Maſſe 
des Stadterweiterungsgeländes in den legten Jahrzehnten ift offenbar 
nicht Diefen Weg gegangen und geht ihn auch gegenwärtig nicht. 

Im übrigen wird unfre Behauptung auch beftätigt durch das ja 
allerdings nicht allzu reichlihe Material, über dad wir ung einen 
Überblid verfchafft haben. Für Dresden befinden fich die Belege be— 
reit3 oben im V. Kapitel Seite 96—99. Für die Berliner VBororte 
haben wir gleichfall3 fon im V. Kapitel aus den Schilderungen von 
Baul Voigt gefolgert: „Endlich zeigt fi) auch in Berlin und Vor⸗ 
orten wieder, dab im allgemeinen die Urbejiter nur ausnahmsweiſe 
einmal die Aufichliegung ihres Geländes durch Straßen uſw. in die 
Hand nehmen, daß died Gefchäft vielmehr, wie es ja auch in der Natur 
der Sache liegt, die Domäne der fpefulativen Kräfte umd fpeziell 
der Großſpekulanten iſt.“ 

Weiter gibt uns für Leipzig unſer oben erwähnter Fragebogen 
über die privaten Aufſchließenden, alſo abgeſehen von der Gemeinde, 
dem Staate u. dergl., folgende Auskunft: „Landwirtſchaftliche Ur⸗ 
beſitzer kommen kaum in Frage. Ebenſo wird die Aufſchließung ihres 
Landes mır ſelten von den Eigentümern der Gärtnereien und Ziegeleien 
ſelbſt betrieben. Privatleute, die nur ausnahmsweise in Land ſpeku⸗ 
lieren, fommen für die Auffchließung gleichfall3 wenig in Betradit. 
In der Hauptfache wird die Aufſchließung von Privatleuten beziehungs- 
weife Vereinigungen folcher, bie den Erwerb und bie Auffchließung von 
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Sand regelmäßig betreiben, und von ben Terraingefellfchaften 
beforgt.” Dabei fommt e3 dann auch, vor, daß diefe beiden lebten 
Klaffen für andre, ohne deren Land zu erwerben, die Auffchließungs- 
geichäfte mit beforgen. 

Für Göttingen haben wir 1900 in der oben ©. 173 angegebnen 
Weiſe feitgeitellt, daß damals dort die Aufjchließenden in der Haupt- 
ſache ebenfall3 nicht die Urbefiger waren; es waren vielmehr eine An- 
zahl Maurer —, und Bimmermeifter, bie den größten Teil des zunächſt 
an das bebaute Gebiet anfchließenden Baulandes im Befite hatten und 
zugleich Bauunternehmer waren. 

Weiter hatte bei den drei von uns 1902 näher unterfudhten Ort- 
Ihaften der Elbebene zwifhen Dresden und Pirna nur in einer Die 
Aufſchließung durch die Urbefiger eine größere Rolle gefpielt, in den 
beiden andern hatten, zum mindeften in der eigentlichen Entwicklungs⸗ 
periode von etwa 1895 an, die Urbefiger fo gut wie gar nicht auf- 
geichloffen, wohl dagegen umfangreich verjchiedene Terrainunternehmer. 

Das einzige uns bei dieſer ja allerdings nur flüchtigen Überficht 
vor Augen gekommene deutlich wiberfprechende Material bildet unjer 
oben ©. 171 fchon erwähnter Fragebogen für Mannheim. Dort heißt 
ed auf die Frage nach den privaten, die Nuffchließung betreibenden 
Stellen: „Die hauptfächlichiten, die Auffchliegung betreibenden Stellen 
find die Iandwirtfchaftliden Urbeſitzer“; und dann ift weiter in bezug 
auf Vereinigungen fpetulierender Privatleute u. dergl. gejagt: „Im 
allgemeinen find ſolche Vereinigungen und Terraingefellfchaften nicht 
vorhanden.” In Übereinfiimmung hiermit berichtet der Fragebogen, 
Daß das Stadterweiterungsgelände der nächiten etwa 30 Jahre inner- 
halb der Stadtgemarfung, foweit e3 in privatem Befike ift, zu 80% 
den landwirtfchaftlihen Urbefigern gehört. — Es muß bahingeftellt 
bleiben, ob der Ausdruck „Urbefiger” in ben Antworten be3 Frage— 
bogens ganz im Sinne unfres Gebraudhes in diefem Buche angewendet 
ift und ob ſich etwa fo ber Widerfpruh aufflärt. Aber auch wenn 
dies lebtere nicht der Fall fein ſollte, ſo kann Doch dies eine Mann- 
heimer Beifpiel gegenüber der Fülle der entgegenftehenden Argumente 
nicht viel für die Auffchliegung durch die Urbefiger im allgemeinen 
bemeifen. Andrerfeit3 gibt es doch vielleicht einen Fingerzeig in ber 
Richtung, daß in Orten mit großer Befibzerfplitterung des Stadter- 
mweiterungögeländes, wo infolgedeffen ber Urbefiter fich leichter auch 
in der engiten Bone um das bereit3 bebaute Gebiet hält, auch öfters 
Auffhließung durch den Urbefiger vorkommt ala fonft. 

Wenn ed aber dergeftalt in erjter Linie nicht die Urbefiger und 
ebenfo in erfter Linie nicht öffentlicherechtliche Faktoren waren, welde 
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bisher bei ung die Aufichließung betrieben und bejorgt haben und noch 
betreiben und bejorgen —: wer foll e8 dann fein, der dies getan hat 
und noch immer weiter tut, als fpefulierende private Kräfte? Als 
Leute oder Stellen, welche es fich zum bejondern Gefchäft machen, ſich 
durch |pefulativen Ankauf u. dergl. in den Beſitz ber betreffenden Län- 
dereien zu jegen und bucch deren Auffchließung zu verdienen? Aller⸗ 
dings fommen auch die Bauenden ald Aufichließende in Betracht; doch 
davon foll erft weiter unten die Rede fein, hier Halten wir ung zu» 
nächſt nur an die eben genannte Gruppe. Auf deren umfafjende Tätig- 
feit meifen für eine große Zahl von Orten ſchon die im V. Kapitel 
erörterten Befigperhältniffe hin. Aber auch die Erfahrungen des täg- 
lichen Lebens liegen in der gleichen Richtung. Iſt der „Bodenſpeku⸗ 
lant“ nicht und allen eine wohlbekannte Erſcheinung? Freilich ift er 
nicht ohne weiteres identifch, mit dem Auffchließenden, denn wie wir 
bereit3 aus unfrer Dresdner Schilderung wilfen, kann man fehr mohl 
mit ftädtifchem Boden fpefulieren, ohne irgendiwie aufzufchließen, ja 
möglicherweije ift da3 der weitaus häufigere Fall. Aber man darf wohl 
zuverläffig annehmen, daß unter diefer Fülle von „Bobenfpefulanten“ 
auch zahlreiche Auffchließende fteden. 

Noch weit befannter, weil naturgemäß viel mehr in die Offent- 
lichkeit tretend, find die eigentlichen, feiter und für längere Beit orga- 
nifterten Terraingefellfchaften. Zuriftifch dürften fie im allgemeinen 
früher wie heute juriftifche Perſonen und zwar in der Hauptſache 
Altiengejellichaften und Gefellfchaften mit befchränkter Haftung ge 
weſen fein bez. fein. Und fie betreiben natürlich, wie fi) annehmen 
läßt, die Stabterweiterung in erfter Linie als rein Taufmännifches 
Geſchäft um des Gewinnes willen. Eine auch nur irgendiwie erjchöp- 
fende Zufammenftellung ber Gefellfchaften diefer Art in Deutſchland 
ift uns nicht befannt. Mit Hilfe einer von uns angelegten privaten 
Sammlung von Beitunggauzfchnitten und an der Hand der Literatur haben 
wir indes da3 Vorlommen von Terraingejellichaften innerhalb der letz 
ten 10 Jahre in den nachfolgend aufgezählten Orten feitgeftellt. Dabei 
find in vielen diefer Orte mehrere, ja einzelne Male fogar eine ganze 
Anzahl Gefellichaften tätig; andrerjeits freilich mögen hin und wieder 
einzelne Gefellichaften in dem angegebenen Orte auch nur ihren Sitz, 
anderswo aber ihre Wirffamfeit haben; und ferner mögen einzelne 
nicht in bem eigentlihen Aufſchließungs⸗, jondern im inneren ſchon 
bebauten Stabtgebiete und wieder andere nur in der reinen Spefula- 
tion ohne Aufſchließung tätig fein; endlich, mögen einzelne Geſell⸗ 
fchaften vielleicht auch nicht eigentliche Terraingefellfchaften in dem 
hier bargelegten Sinne fein. Die Orte find folgende: 
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Aachen, Barmen, Berlin und Umgegend, Bremen, Breslau, 

Danzig, Dresden, Duisburg, BDüffeldorf, Franffurt a. M., 

Halle a. ©., Hamburg, Hannover, Karlärube, Kiel, Köln und 

Umgegend, Königäberg i.Pr., Königshütte, Leipzig, Magdeburg, 

Mainz, Mülheim, München, Nürnberg, Straßburg, Stuttgart. 

Man muß erwägen, daß dieſe Lifte ſich bei umfaffenderer Ver⸗ 
folgung ber Beitungen, Beitfchriften uſw. ficher noch fehr hätte eriveitern 
lafjen, und ferner, daß e3 jedenfall eine ganze Anzahl eigentlicher 
ZTerraingefellfchaften heute gibt und in ben legten 10 Jahren gegeben 
hat, von denen überhaupt nichts in bie Beitungen fommt — man muß 
das, jagen wir, erwägen, und man wird wenigſtens annähernd einen 
Begriff von der Ausdehnung dieſes Terraingefellfchaftsmwejens und feiner 
Bedeutung für die Stabterweiterung in Deutſchland belommen. In 
einzelnen Städten hat es fich übrigens ganz befonders üppig entfaltet, 
am meilten wohl in Berlin und Umgegend und in München und Um-> 
gegend. Die Bahl der „Berliner Terraingefellfchaften” gibt Damafchte, 
wie wir ſchon oben ©. 105 anführten, etwa für dag Jahr 1903 auf 
72 an, und wenn wir diefe Ziffer auch nicht gänzlich unbejehen hin- 
nehmen wollen, fo fcheint fie ung doch, für bie Zahl der in Berlin 
und Umgegend tätigen Terraingejellichaften kaum zu hoch. In der 
„Zukunft“ vom 27. Mai 1905 finden wir auf ©. 333 fogar die Un- 
gabe, daß „neben den zahlreichen Aktiengefellfchaften in Berlin noch 
über hundert Gefellichaften mit befchränkter Haftung und einem &e- 
Tamtlapital von etwa 35 Millionen Mark bejtehen, die fih mit Im— 
mobiliengefchäften befaſſen.“ Allerdings dürften unter all dieſen ver- 
Thiedenen Gejellfhaften auch eine Anzahl fein, die nicht hierher ge— 
hören, 3. ®. foldhe, bie mit der eigentlichen Auffchliegung in den Wußen- 
bezirten nicht3 zu tun haben, fondern nur mit Spelulationen im 
Innern, oder auch folche, die fich überhaupt nur mit reiner Spekulation, 
nicht mit Aufichließung abgeben u. dergl. m. 

Für Münden und Umgebung gibt Felir Hecht in feiner 
Arbeit „Die Smmobiliengejellfhaften in München” (Schriften des Ver⸗ 
eins für Sozialpolitif, Bd. 111, 1903, ©. 282—87) allein 18 „Altien⸗ 
gejellichaften der Immobilienbranche“ und 10 ‚„Gefellichaften mit be- 
ſchränkter Haftung der Immobilienbranche“, etivg für das Jahr 1902, an, 
von benen, wie e3 ſcheint, fat alle, wenn vielleicht auch die meiften nicht 
ausfchließlich, mit der eigentlichen Stabterweiterung ſich beichäftigten. 

Es fommt ferner hinzu, daß eine ganze Reihe ber Terraingejell- 
ſchaften m der Tat ſich jehr umfangreich in der Erweiterung ber be- 
treffenden Städte, die fie zu ihrem Wirkungsfelde erforen hatten, be- 
tätigt haben, fo daß ganze Stadtgegenden von ihnen angelegt worden 
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find. Wir mweifen nur hin auf die Dresdner Baugefellihaft und auf 
die Leipziger Immobiliengeſellſchaft. 

Endlich ift bemerkenswert, daß offenbar eine Reihe Geſellſchaften 
ihre Tätigkeit nicht auf einen Drt befchränfen, fondern auf mehrere 
ausdehnen. Bon der Süddeutihen Ymmobiliengejellfchaft in Mainz 
3.9. erzählt Wolf Weber in feinem Buche über „Bodenrente und Boden⸗ 
ipetulation in der modernen Stadt” (Leipzig, Duncker & Humblot, 
1904, ©. 155/56): „Die Suüddeutſche Smmobiliengefellfchaft in Mainz 
3. B. benugt ihre reichen Mittel nicht etwa, um ihre Tätigleit auf 
Mainz, wo jie ihren Sit hat, zu beſchränken und dort den berühmten 
‚eifernen Ring‘ zu Schaffen. Sie ift verftändig genug, ſich nicht ganz 
abhängig zu machen von der Eintwidlung einer einzigen Stadt, ſich 
der Gefahr auszufegen, durch eine Iofale Krifiß ruiniert zu werben. 
Ihre Spekulationen verteilen ſich vielmehr auf eine Neihe der ver- 
fchiedenften Städte: Mainz, Frankfurt a. M., Ludwigshafen, Berlin, 
Straßburg, Münden. Zeitweife war fie fogar an Bodenfpefulation 
im Auslande (Brüffel und Baſel) beteiligt.” Man wird annehmen 
dürfen, daß namentlich aus den Fleifchtöpfen der jo außerordentlichen 
Ausdehnung von Berlin und Vororten auch auswärtige, Nicht-Berliner 
Geſellſchaften ſich mit genährt haben, wie umgekehrt von ben Berliner 
Geſellſchaften wohl auch verfchiedene auswärts tätig gewefen fein werben. 

Außer den eigentlichen Zerraingefellichaften, die wir vorftehend 
erörtert haben, gibt e3 natürlich noch eine Fülle Ioferer, auf fürzere 
Dauer berechneter Vereinigungen zum Zwecke des Taufmännifchen Be— 
triebes der Auffchließung. Juriſtiſch dürften fich diefe in der Haupt- 
ſache nicht ala juriftifche Perfonen, fondern als „Geſellſchaften“ bes 
Bürgerlichen Rechtes daritellen, und zwar früher wie heute. 

Faſſen wir zufammen: einerfeit3 die relative Untätigfeit ber &e- 
meinden unb ber öffentlich-rechtliden Faktoren überhaupt ſowie Die 
der UÜrbefiger, andrerfeit3 die Befigverhältniffe, die tägliche Erfahrung, 
die Nachrichten Über bie Terraingefellfchaften uſwp. — alles meilt dar- 
auf hin, daß wir in ben lebten Jahrzehnten und mehr noch gegen- 
märtig für die Auffchließung in einer fehr bedeutenden Zahl unferer 
anwachſenden Orte und namentlich in den großen und lebhaften Städten 
bie wichtigſte Triebfraft und die mwichtigfte maßgebende Gewalt in 
der Tat bei privaten Stellen zu fuchen haben, welche die Auffchließung 
als ein befonderes ſpekulatives, Taufmännifches Gefchäft betreiben. Sie 
arbeiten teil3 als Einzeljpefulanten, teild in lojeren Bereinigungen, 
teil8 als fefter organifierte Terraingefellfchaften, und ihr privates &e- 
winnintereffe in erfter Linie regiert und entjcheidet in der Stadt⸗ 
erweiterung. 2 

12* 
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-Andrerfeit3 werden wir wohl annehmen dürfen, wie fchon oben 
©. 175 gejagt, daß in Meinen und weniger lebhaften Orten, wo noch 
wenig oder gar fein Spekulationsbeſitz vorhanden war oder iſt, aud) 
die Urbefiger öfters die Auffchließung in die Hand genommen haben 
und noch nehmen. Died um jo mehr, als unter folchen Berhältniffen 
oft die Schaffung neuer Straßen wegfällt, indem an fchon beftehenden 
älteren Landftraßen und Verbindungswegen entlang gebaut wird. Aber 
Ichließlich ift mit diefer Tätigkeit der Urbefiter doch nur eine Art 
Brivatinterejfe durch bie andre erfeßt, nicht aber das Privatintereffe 
überhaupt aus feiner maßgebenden Stellung in der Stadterweiterung 
verdrängt ! | 

Wahrſcheinlich erheblich mehr ing Gewicht fallend der Maffe bes 
aufgefchloffenen oder in der Auffchließung begriffenen Landes nad) 
war und ift jenes andre Syitem der Auffchließung, wonach e8 feinen 
befonderen Terrainunternehmer gibt, jondern der Bauende die Auf- 
ſchließung glei mit beforgt. In zahlreichen Orten und Ortsteilen, 
namentlich) an kleineren und weniger lebhaften Plätzen dürfte dieſes 
Syftem ziemlich oft vorgefommen fein und noch immer weiter vor- 
fommen. Leider find wir aus Mangel an Zeit nicht in ber Lage ge- 
weſen, eine größere Zahl von Belegen hierfür zu bejchaffen und müſſen 
uns daher mit einigen kurzen Hinmweifen begnügen. 

Zunächſt liegt dieſes Syſtem unter einfacheren Verhältnifjen, wo 
der Boden noch feine fo hohen Preiſe erlangt hat und an die Straßen- 
heritellung feine jo große Anforderungen geitellt werden, ja in ber 
Tat ziemlich nahe, fo daß jchon aus diefem Grunde eine gewiſſe Ver- 
breitung zu vermuten ift. Unterjtügung erfährt da3 Vorkommen des 
Syſtems dabei natürlich durch, den eben ſchon erwähnten Umftand, daß 
öfterö feine neuen Straßen angelegt zu werden brauchen, weil an 
Ihon beftehenden Landitraßen oder Verbindungswegen gebaut werden 
fann. Weiter aber finden wir in unferm Materiale doch immerhin 
einige Spuren der hier in Rede ftehenden Aufjchließung. Für einige 
Dresdner Bororte haben wir e3 bereits im erften Teile dieſes Kapitels 
©. 153—55 erörtert. Für das fchon früher erwähnte Schwanheim 
bei Srankfurt a. M. berichtete ung der gleichfall3 fchon früher genannte 
Herr Prof. Dr. Kobelt im Jahre 1903: „Fertige Bauftellen gibt e8 bier 
nicht. Wer bauen will, einigt fih mit den Bejigern des betreffenden 
‚Stüdes, fajt immer zwei bi3 drei, und fauft von ihnen foviel Nuten, 
als er für den Bau einjchließlich der Straßen braucht.” Danach fcheint 
alſo in Schwanheim damals ſowohl daB Zufammenbringen bes nötigen 
Landes für eine Bauftelle wie der Bau der Straße durchaus Sache 
des Bauenden gewefen zu fein. Ferner haben wir ſchon oben ©. 176 
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erwähnt, daß 1900 in Göttingen die hauptſächlichſten Auffchließen- 
den zugleich Bauunternehmer waren. Und einer unfrer beiden bortigen 
Gewährämänner Hat und noch, ausdrüdiih auf den Fall eines ihm 
näher befannten Bauunternehmer in Göttingen aufmerffam gemacht, 
der einen großen, von ihm gelauften Komplex eben nur zu dem Zwecke 
benugte und aufſchloß, um dort felber Häufer zu bauen. Selbft für bie 
Berliner Vororte findet fich bei Paul Voigt ©. 142 eine Äußerung, 
welche darauf Binweift, daß dort etwa 1899, d. h. zur Zeit der Ab⸗ 
faffung des Paul Boigtfchen Werkes, der Bauende öfters zugleich ber 
betreibende Unternehmer der Auffchließung war. 


Nach alledem wird man dieſem Syitem eine ziemliche Verbreitung 
früher und heute kaum abjprechen können; aber ber beherrfchende privat- 
rechtliche Charakter der Stadterweiterung wird dadurch nicht befeitigt. 
Die Jnitiotive zur Aufſchließung, das Zufammenbringen des Landes, 
jeine Umformung in Bauftellen, dad Betreiben des Straßenbaues, Die 
Beſtimmung der Preife, der wirtſchaftliche Gewinn oder Verluſt ber 
Aufſchließung — all das ruht gerade fo gut mie bei der eigentlichen 
Zerrainunternehmung in Privathänden, nur daß die Sache hier eben 
mit den Intereſſen der betreffenden Bauunternehmung verquidt ift. 
Freilich läßt fich annehmen, daß eben infolge dieſes letzteren Umſtandes 
häufig eine gewilfe Milderung in der Richtung Pla greift, daß der 
Boden etwas weniger ftreng rein ald Ware, die einen möglichft hoben 
Brei bringen foll, behandelt wird; die Auffchließung erfolgt nicht 
mehr in dem Grabe nad geichäftlichen oder wenigſtens nicht nad) 
genau benfelben gefchäftlicden Geſichtspunkten mie bei der eigentlichen 
Terrainunternefmung. Und wo der Bauende nicht Häufer ala Verkaufs⸗ 
objette errichtet, ſondern jemand if, der für feinen eigenen Gebraud) 
und Bewohnung baut, da kann, ſoweit er die Aufichließung in die Hand 
nimmt, von einem Betrieb berjelben ald Geihäft natürlich faum noch 
die Rede fein. 


In Summa haben wir aljo bei der Stadtermweiterung ſowohl in 
den leßtvergangenen Jahrzehnten wie gegenwärtig verjchiedene Syſteme 
nebeneinander: Betrieb der Aufſchließung als beſonderes Geſchäft durch 
die private Terrainunternehmung, Aufſchließung durch die Gemeinde 
oder andre öffentlich⸗rechtliche Faktoren, Aufſchließung durch die Bauen⸗ 
den, Aufſchließung durch die Urbeſitzer. Aber das eine ſteht jeden- 
falls feſt, daß im ganzen in der Stadterweiterung der Charakter eines 
privaten Geſchäftes durchaus vorgeherrſcht hat und noch vorherrſcht. 

Im Hinblick auf alles dies beſtätigt ſich auch unſre zweite Theſe 
oben. 
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4. Die eigentliche Terrainuuternehmung. 


Wenden wir uns jegt zu einigen Bemerkungen über die eigent- 
lie ZTerrainunternehmung. Da tauchen zunächſt die Fragen auf: was 
ift fie? was bat fie zum Gegenftande? worin bejtehen ihre Gefchäfte ? 
Wegen diefer Fragen vermweifen wir auf unfre fchon oben ©. 160 in 
Theſe 3 gegebene Begriffzbeitimmung. Danach ift die Terrainunter- 
nehmung ein bejonderer jelbjtändiger Gefchäftszweig, ber zum Gegen- 
ftand bat das Bufammenbringen rohen Feldes u. dergl., deifen Um- 
wandlung in Bauftellen duch Umformung und Straßenbau und ben 
möglihft gewinnbringenden Wiederabſatz diefer Baujtellen, nur aus— 
nahmsweiſe aber eigne Bebauung berfelben. Es ift derjelbe Gegenftand, 
e8 find diefelben Gefchäfte und Tätigkeiten, die wir fchon oben bei der 
Schilderung der Terrainunternefmung in Dresden Tennen gelernt 
haben, und wir glauben, daß man, ohne einen Fehler zu begeben, 
diefe Schilderungen mwenigftend im allgemeinen und in den Grund- 
zügen auf die private Terrainunternehmung in Deutfchland überhaupt 
übertragen Tann. Dabei ift feftzubalten, daß die Terrainunternehmung 
ein bejonderer felbftändiger Geſchäftszweig ift, und daß fie die von ihr 
erfchloffenen Terraind nicht felber bebaut. Bon diefem letzteren Punkte 
gibt e3 natürlich eine Anzahl Ausnahmen; audy fehen wir hier davon 
ab, daß die Terrainunternehmung in indirelter Weife allerdings öfters 
die Bebauung ihrer Terrains in die Hand nimmt, indem fie dem 
Bauenden Baugeld gibt und ihn nicht felten auch erft zu feiner Bau⸗ 
unternehmung antreibt. Was weiter bie Selbſtändigkeit der Terrainunter«- 
nehmung angeht, fo ift fie freilicd) nicht dahin zu verftehen, daß die Ter- 
rainunternehmung notwendig der einzige Geſchaͤftszweig der fie betreiben- 
den Stelle fei oder gänzlich unabhängig von andern Geſchäften betrieben 
werde. Im Gegenteil: von ben privaten einzelnen Terrainunternehmern 
werden wohl ſehr viele noch einen weiteren Beruf, eine weitere Tätigfeit 
ausüben, die dann auch Einfluß auf die Terraingefchäfte haben kann; 
und von den Terraingefellfhaften ift von Adolf Weber in feinem 
oben ſchon angezogenen Buche auf ©. 147 3. 8. auseinandergeſetzt, 
baß fie fich, mwenigftens den Statuten nad, vielfah auch Gewährung 
oder Xermittelung von hypothekariſchen Darlehen zum Zwecke ge 
fett haben. 

Die eigentlihe auffchließende Terrainunternehmung mag daher 
vielfach mit andern Gefchäften verquidt und von ihnen beeinflußt fein; 
aber deswegen wird fie doch als ein felbjtändiger, befonderer Gefchäfte- 
zweig, der nicht etwa nur einfach ein Zubehör oder eine Ergänzung 
einer andern Geichäftstätigfeit ift, betrieben. 
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Wir führen für das alles außer den Dresdner Verhältniffen roch 
jchnell die wichtigften Zeugniffe an, auf die wir uns ftügen. 

Im Jahre 1904 ift eine Broſchüre von Dr. rer. pol. Frang 
Habershrunner erjchienen über „Die wirtfchaftliche Bedeutung der 
Zerrainjpelulation, insbeſondere der Terraingefellfchaften” (München, 
J. Lindauerfhe Buchhandlung). Sie ift abgefaßt namentlich im Hin- 
blid auf Anträge in der bayerifchen Abgeorbnetenfammer auf Be- 
fteuerung des unperdienten Wertzuwachſes und fußt augenjcheinlich 
vorzugsweiſe auf bayerifchen Verbältniffen. In diefer Brojchüre wird, 
anfcheinend aus eigner Sachlenntnig heraus, die Terrainipefulation 
näher geichildert und inäbefondere die gewerbsmäßige Terrainunter- 
nehmung in G@ejellfchaften. Der Zweck der Iebteren wird auf ©. 10 
folgendermaßen beftimmt: „Die gewerbsmäßige, organijierte Terrain⸗ 
ſpekulation geht erfahrungsgemäß auf ben Erwerb, die Erjchließung 
und Beräußerung ausgedehnter zufammenhängenber Gründe aus.” Das 
ift aljo ganz das, was wir oben als Gegenftand ber Terrainunterneh- 
mung bingeftellt haben. Im übrigen erjcheint in der Haberöhrunner- 
fhen Schrift die Terraimunternehmung durchaus als eine große, jelb- 
ftändige Unternehmungsart. Endlid; bemerle man, daß in der oben 
angeführten Zweckbeſtimmung von eigner Bautätigfeit auf den er- 
fchlojfenen Geländen mit feinem Worte die Rebe ift. 

Auch Profeffor Andreas Voigt in Franffurt a M. Hat fi 
in feiner neuften Schrift „Kleinhaus und Mietlaferne” (Berlin, Julius 
Springer, 1905) mit der Terrainunternehmung befchäftigt. Durch feine 
Darlegungen wird insbejondere beftätigt, daß die Terrainunternehmung 
nicht jelber baut. Auf ©. 189 und 190 finden ſich bei Voigt folgende 
Sätze: „Es lommt vor, daß der Bodenſpekulant auch felber den Boden 
bebaut, oder, was auf dasfelbe hinauskommt, daß der Bauherr oder 
Bauſpekulant zugleid) Bodenfpelulant if. Doch ift das ein feltner 
Fall. Im allgemeinen ift das Bodengeſchäft vom Baugefchäft getrennt. 
Manche Gefellichaften nennen ſich Baugefellihaften und find dabei 
reine Terraingefellfchaften. Natürlich gibt e3 jedoch Hier, wie überall, 
Übergangs- und Mifhformen ... Umgefehrt bauen mandmal auch 
Terraingefellfchaften .... Das beutet auf die Schwierigfeit Bin, Die 
beiden verfchiedenartigen Tätigkeiten, das Terraingefchäft mit dem Bau- 
geſchäft vorteilhaft zu vereinigen, und darin liegt ohne Zweifel der 
rund der üblichen Arbeitsteilung. Wir wollen ung daher bier an 
den normalen Fall halten, in welchem der Bodenipefulant das Bau⸗ 
land bis zur Baureife behält, um es in diefem Zuftande an einen Baw- 
unternehmer zu verkaufen, ber bann jeinerfeit3 es baldigft zu bebauen 
und mit dem Haufe wieber zu verlaufen fucht.” 
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Daß Voigt hier unter „Bodenſpekulanten“ den Aufſchließenden, 
den Zerraimunternehmer, veriteht, geht au dem Zufammenhange her⸗ 
vor, in dem die Stelle fich befindet. Sm übrigen gewinnt man aus 
diefer Stelle ſowohl wie aus den fie einrahmenden Säben von ber 
Terrainunternehmung gleichfall8 den Eindrud eines beſonderen jelb- 
fändigen Geſchäftszweiges. 

Adolf Weber in feinem fchon wiederholt von ung zitierten 
Buche „Über Bodenrente und Bodenſpekulation in der modernen Stadt” 
teilt zwar mit, daß die Terraingefellfchaften Deutſchlands in ihren 
Statuten durchweg als ihren Zweck hervorheben nicht nur 1. Erwer⸗ 
bung, Verwaltung, Veräußerung von Immobilien, jondern aud 2. 
Ausführung von Bauten aller Urt, meift mit dem Zuſatze für eigne 
und fremde Rechnung. Aber feine dann folgende eingehendere Schil- 
derung und Kritik der Wirkſamkeit ber Terraingefellichaften gewährt 
höchftens hie und ba ein Anzeichen dafür, daß dieſe Gefellfchaften die 
von ihnen erfchloffenen Terrains mitunter auch felber bebauen, mäh- 
rend das eigentliche Auffchließen in der ganzen Weberſchen Schilde- 
rumg der Terraingefellfchaften durchaus im Wordergrunde fteht. Ferner 
finden wir — ©. 158 — bei einer Erwähnung der Geſchäftsberichte 
derjenigen Terraingejellichaften, die nicht in ber Lage find, Dipiden- 
den zu bezahlen, folgenden Sat: „Dagegen findet man (zu ergänzen: 
in ben Gejchäftsberichten) nicht felten die Bemerfung, daß Die Gefell- 
Schaft entgegen ihrer fonftigen Gepflogenbeit, ‚um die Bautätigfeit an- 
zuregen‘, felbft einige Häufer auf ihrem Terrain errichten wolle.” Die 
regelmäßige Gepflogenheiten diefer Geſellſchaften war alfo, ihre Gelände 
nicht felber zu bebauen. Im übrigen geht auch aus der Weberjchen 
Schilderung ber Terraingefellfchaften zum mindeften eben für dieje 
Geſellſchaften der von uns behauptete Charafter ber Terrainunter- 
nehmung als eines felbftändigen Geſchäftszweiges hervor. 

Auch aus dem Werke von Baul Voigt „Grundrente und Woh— 
mingsfrage in Berlin und feinen Vororten“ könnten wir noch Belege 
für unfre Anſchauungen bier beibringen; doch verzichten wir barauf, 
bier noch weiter in die Einzelheiten zu geben. 

Eine weitere Behauptung unjrer am Eingang dieſes Abſchnittes 
aufgeitellten Theſen war die, daß „die Terrainunternehmung, ent 
fprechend ihrem ganzen Charakter, im allgemeinen Groß» ober doch 
wenigftensnicht Kleinunternehmung” fei. Auch diefe Behauptung 
wird durch eine, wenn auch nur flichtige Durchficht ded ung zur Ver⸗ 
fügung ftehenden Materiald durchaus beftätigt. Natürlich behandeln wir 
hier nur die private Terrainunternehmung und laffen die Aufſchließung 
durch Gemeinde, Staat u. bergl. fort. Da dürfen wir nun wohl zu- 
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nächft ohne weiteres ſämtliche eigentlichen Terraingefellfchaften mit 
nur wenigen Ausnahmen mindeſtens als mittelgroße, zum Teil aber 
auch ald ganz große Unternehmungen anfprechen; ebenfo werden wir 
von den Lofer organifierten Vereinigungen zum Zwecke der Terrain- 
unternehmung eine große Anzahl als mittelgroße und einige wohl 
gleichfall3 al ganz große Unternehmungen zu bezeichnen haben. Uber 
auch ſoweit e3 fi” um auffchliegende Einzeljpefulanten Handelt, wiegt 
nach, ımjerm Material die größere Unternehmung vor — vielleicht 
nit an Zahl, wohl aber an Bedeutung für die Stadtermweiterung. 
Für die Berliner Vororte und die Zeit von 1887 bis etwa 1899 
fagt P. Boigt ©. 142: „Eine relativ Meine Anzahl von Großſpeku⸗ 
lanten find die eigentlihen Träger der Entwidlung; e3 find fat 
immer biefelben Perfonen, die in ben verfchiedenen Orten, bald in 
Charlottenburg und bald in Schöneberg ufw., Terrains erwerben und 
parzellieren, fie entweder auf eigenes Riſiko oder mit Hilfe von Stroh⸗ 
männern mit fünfftödigen Maſſenmiethäuſern bejegen. Ein folder 
Großſpekulant begnügt fich felten mit ber Errichtung einzelner Häufer; 
gewöhnlich unternimmt er e8, eine ganze Straße zu erbmuen, und Die 
Bank, mit der er arbeitet, ift unter Umftänden in ber Lage, die Kapi- 
talien einer ganzen Pfandbriefferie in einer einzigen Straße unterzu- 
bringen.” Und auf ©. 217 Heißt es über Charlottenburg: „Altien- 
gejellichaften haben ſich zwar auch mehrfach an ber Terrainipefulation 
beteiligt, find aber in Charlottenburg, vermutlich wegen der ftarfen 
Barzellierung des Befites, ftärfer ala in andern Orten von der ‘Privat 
ipefulation überflügelt worden, unter der, wie gewöhnlich (Die 
Sperrung rührt von uns her!), eine ziemlich Heine Anzahl großer 
Terrainipefulanten in befonderem Maße in den Vordergrund getreten 
find und ben Löwenanteil der Gewinne eingeheimft haben.’ 

Für Düffeldorf weifen die oben ©. 107 angeführten Angaben 
von Dr. J. Feig über die Befibverteilung in der unbebauten Stadt» 
gemarfung im Jahre 1903 darauf hin, daß unter der Terrainunter- 
nehmung dort die große Unternehmung damals fehr ſtark vertreten 
geweſen fein muß. Dabei find nun zwar die Düffeldorfer Zerrain- 
gejellfchaften mit eingerechnet; aber da nicht weniger ala 52 Groß- 
befiger im unbebauten Lande vorhanden waren, und ihnen offenbar 
ber überwiegende Teil ber Baulandzone gehörte, fo find jedenfalls nicht 
nur zahlreiche Einzeljpefulanten vorhanden gemwefen, fondern fie haben 
anscheinend auch neben den Terraingefellichaften in der Hauptfache das 
Selb beherricht, ſoweit überhaupt bie Terrainunternehmung in Frage kam. 

Für Leipzig erfahren wir aus unferm oben erwähnten Frage- 
bogen aus dem Jahre 1903: „Das Stadtermeiterungsgelände (gemeint 
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iſt das nach den bisherigen Grundſätzen für die nächſten 30 Jahre 
für die Stadtermweiterung in Betradht fommende) fteht in der Haupt- 
ſache im Eigentum weniger Großgrundbeliter: Stadtgemeinde, Jo⸗ 
hannishoſpital, Terraingefellfhaften und Privatleuten.” Und aus 
einigen weiteren Außerungen geht hervor, daß die Auffchließung, fo- 
weit fie überhaupt von Privaten und nicht von der Stadt für ihren 
und des Johannishoſpitals Beſitz oder von Terraingefellichaften u. dergl. 
geihieht, durch größere Privatbefiter erfolgt. 

Auch für die Elbebene auf dem linken Elbufer zwiſchen Dres- 
den und Pirna konnten wir im Jahre 1902 nad) genaueren Yus- 
fünften für drei dort belegene Ortichaften — e3 handelt ſich un Dörfer 
— feftftellen, daß die lebhafte, in der zweiten Hälfte der Wer Jahre 
betriebene Aufichließung, foweit fie nicht nach dem älteren Syftem der 
Aufichließung direft durch die Bauenden erfolgte, ganz überwiegend 
in ber Form größerer Terrainunternefmungen einzelner Spekulanten 
vor fich gegangen ift. 

Darauf, daß vor allem eine Heinere Zahl größerer einzelner 
Terrainunternehmer die führende Rolle fpielen, weift auch eine Auße⸗ 
rung von Profeffor Yranz in Charlottenburg, ehemald Beigeord- 
netem in St. Johann a. d. Saar, hin, die wir im „Techn. Gemeinde- 
blatt“ vom 5./12. 1900 finden. Sort ift ein Vortrag von Franz über 
„Die Aufgaben der Gemeinden in der Wohnungsfrage” abgedrudt, 
in dem Franz u. a. auch die Bodenpolitik der Gemeinden erörtert, 
und da heißt es denn dann an der einen Stelle: „Eine große Schwie- 
rigleit entfteht vielerort3 dadurch, Daß einige wenige, in jahrelanger 
Übung groß gewordene, mit Perfonen- und Ortskenntnis auögeftattete 
Bodenſpekulanten ſich in geichidter Weife gerade des Geländes be- 
mächtigen, das jeweild durch Straßen aufgefchloffen werben foll... .. .“ 
Einige wenige Spelulanten beherrfchen alfo nach diefer Außerung das 
Feld, und es ift Har, daß das bann nicht Kleinunternehmer fein 
können. Übrigens hat Franz bier wohl in erfter Linie feine eigenen 
Erfahrungen in St. Johann im Auge. 

Kurz: auch Hier beftätigt unfer Material durchaus die auf⸗ 
geftellte Thefe. Deduktion und Induktion fiimmen überein und führen 
alle beide zu dem Ergebnilje, daß die Terrainunternehmung Große 
sder zum mindeften doch nicht Sleinunternehmung ift. Selbftwerftänblich 
haben wir auch hier fein etwa entgegenftehendes Material, da3 uns 
befannt geworben wäre, unterbrüdt. Das einzige, was wir zu er- 
wähnen hätten, ift wiederum Mannheim. Nah unferm ja fchon 
wiederholt angeführten Fragebogen aus dem Jahre 1903 über dieſe 
Stadt gefhieht auch dort, wie fchon oben auseinanbergefegt, bie Auf- 
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fhließung ganz überwiegend auf Betreiben der privaten Grundbeſiztzer 
und zum großen Teil auf ihrem Lande. Dieje privaten Grundbefiger 
aber find, wenn wir anders die Antworten des Fragebogens richtig 
verftanden haben, ganz überwiegend landwirtſchaftliche Kleinbefiger. 
Indes, wenn danach bie Auffchließungsunternefmumgen diefer Be⸗ 
figer im allgemeinen auch nicht beſonders groß fein werden, fo folgt 
andrerjeit3 aus dem Angeführten doch auch noch nicht mit Notwendig- 
wendigfeit, daß fie eigentliche Meinunternehmungen find. Die ver- 
ſchiedenen Kleinbejiger Lönnen fi, wenn das auch ſchwierig ift, zu⸗ 
fammentun, und wenn dann gemiljermaßen aud)- viele Kleinunter⸗ 
nehmer beteiligt fein mögen, jo kann dag Unternehmen jelber doc, 
fehr beträchtlich fein, gerabefo wie eine Genoffenfchaft ein ſehr be- 
deutende3 Unternehmen fein und doch aus lauter Pleinen Leuten be— 
ftehen Tann. 

Ein befonderes, intereffantes und wichtiges Moment bei der Be- 
tradhtung der Terrainunternehmung als Großunternehmung ift noch 
der enge Zufammenhang vieler Terraingefellfhaften, nament- 
lich wohl derjenigen, die in Berlin und Vororten arbeiten, mit unjern 
Großbanken. Die Kurfürftendamm-Gefellihaft in Berlin, welche den 
Kurfürftendamm und die Billentolonie Grunewald angelegt hat, if 
eine Gründung der Deutfchen Bank. Bon der neueren Terrainfpelu- 
lIation in ben Berliner Vororten, etwa feit 1887, jagt Paul Voigt (ca. 
1899) auf ©. 143 feines Werkes: „... Vor allem aber ift durch 
die umfangreiche Beteiligung ber großen Banlinftitute an der Terrain- 
fpelulation, wobei die immer rührige Deutfche Bank mit der Gründung 
der Kurfürſtendamm-Geſellſchaft voranging, deren Beifpiel dann die 
Disktontogefellfchaft, die Dresdner Bank, bie Darmitädter Bank, Die 
Berliner Handelögefellichaft u. a. m. folgten, eine große gejchäftliche 
Solidität in diefe Unternehmungen gelommen.” Aus dem Gefchäjtd- 
bericht der Deutfchen Bank für 1904 entnehmen wir ferner, daß Die 
Bank in dem genannten Jahre die Aftien der „Neu⸗Weſtend-Altien⸗ 
gefellfchaft für Grundſtücksverwertung“, einem großen Unternehmen auf 
Berliner Vorortgelände, emittiert hat, ebenjo daß auf dem Konto für 
Konfortiafgefchäfte der Deutfchen Bank ſich u. a. fanden „elf Beteili- 
gungen an Grundftüdsgefchäften” mit einem eingezahlten Kapital 
von 13500355 4. Auch ber „Terraingeſellſchaft Neu⸗Weſtend“ in 
München foll die Deutsche Bank naheftehen. Der Gefchäftöbericht der 
Dresdner Bank für 1904 gibt gleichfall3 einige Auffchlüffe Nach ihm 
fanden ſich auf dem Effektenfonto ber Bank für 2249158 M Terrain- 
altien, und unter bem Konfortial-Beteiligungstonto waren gleichzeitig 
„gehn Beteiligungen an Terraind und Terraingejellichaften” mit ind« 
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gefamt 3383367 4 nachgewiefen. Endlich notieren wir aus Adolf 
Weber „Über Bodenrente und Bodenfpefulation in der modernen Stadt“ 
©. 170/71, daß der Terraingefellfchaft am Neuen Botanifhen Garten 
(Berlin) die Nationalbank für PDeutfchland einen Kredit von einer 
Million Mark eingeräumt bat. 

Schon dieſe wenigen Notizen, die ber Eingeweihte ficher ohne 
Mühe noch fehr vermehren könnte, werben die oben behauptete enge 
Verbindung zwiſchen XTerraingefellfhaften und Großbanken beweiſen. 
Wenn mın aud, wie P. Boigt ganz richtig betont Hat, dieſe Ent- 
wicklung für dad an Terrainaktien u. dergl. intereflierte Bublilum recht 
vorteilhaft jein mag, jo wollen wir doch andrerjeit3 nicht vergeijen, 
wie außerordentlich weite und mächtige Kapitalskreiſe auf dieſe Art 
an der Aufrechterhaltung und möglichften Steigerung hoher Boden- 
preife intereffiert werden, und auf welche machtvolle Widerftände ſo— 
mit 3. B. ſchon jede einjchneidendere Reform der Bauordnungen in der 
Nähe der Großftädte ftoßen muß. Offenbar hat auch P. Voigt an ber- 
gleichen gedacht, denn er fügt feinen Erörterungen über die Beteiligung 
der Banken an ben Terrainunternehmungen in ben Berliner Bor- 
orten fchlieglih auf ©. 144 folgenden Abſatz Hinzu: „So erfreulich 
diefe Entwidlung für das Terrainaftien Taufende Publikum ift, fo 
birgt doch andrerjeit3 — mie fchon Hier betont ſei — bie zunehmende 
Beteiligung ber potenteften Großbanken an der Terrainfpefulation die 
Ichwerften Gefahren für die meitere Geftaltung der Boden- und Miet- 
preife in ſich.“ 


\ 


5. Terminologie. Die Bodenfpetnlation. 


Bir wenden uns endlich der vierten und vorleßten der an 
den Anfang dieſes Mbfchnittes geftellten Thefen zu: der Unter- 
ſcheidung derjenigen Operationen in ber Stadterweiterung zuzüglich 
der Bautätigkeit, die mit Auffchließung oder Bebauung de3 Landes 
verbunden find, von den rein ſpekulativen Umfägen aufgejchloffenen 
oder unaufgejchloffenen Landes. Da ift denn zunächſt zu bemerken, 
daß in diefer Beziehung ſowohl in der mwifjenfchaftlichen Literatur wie 
in den Erörterungen ber Tagespreſſe allgemein ein geradezu greu- 
liches Zufammenmerfen diefer doch recht verjchiedenen Dinge berridt. 
Unterfchieb8los werden ſowohl der auffchließende Terrainunternehmer 
wie derjenige, ber, ohne aufzujchließen, unaufgefchloffenes Gelände rein 


ſpekulativ umſetzt, Boden- oder Terrainfpelulanten genannt, und mit 


dem gleihen Namen merden dann weiter auch diejenigen belegt, Die 
fertige Bauftellen rein fpefulativ, ohne fie zu bebauen, umfegen; ja 
ed Iommt vor, daß fogar Bauunternehmer, die natürlich im allge- 
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meinen jehen, daß fie ihre Bauftellen vorteilhaft erwerben, Boden⸗ 
fpefulanten genannt werden, auch in den Yällen, wo fie die Bay- 
ftellen felber bebauen. Diefe unterjchiedslofe Zuſammenfaſſung an ſich 
fo verfchiedenartiger wirtfchaftliher Tätigkeiten und Funktionen in 
dem einen unklar angewandten Begriffe „Bodenfpefulation” und 
„Bobenfpelulant” bez „Terrainſpekulation“ und „Zerrainipefulant“ 
ift-aber ein großes Hindernis richtiger Erkenntnis und gerechter Ver 
urteilung und wirkt dadurch, ſchädlich. Man follte deshalb allgemein 
die folgenden, unſres Erachtens aus dem Wefen der Sade fi er- 
gebenden Unterfcheibungen anwenden: 

a) Denjenigen, der rohes Land u, dergl. zufammenbringt, es 
durh Einteilung in Bauftellen und Straßenbau in bebauungsfähige 
Bauftellen ummandelt und e3 jo umgewandelt bann wieder, und zwar 
in der Regel in einzelnen Stüden oder Partien ſolcher, verkauft, follte 
man nicht ald Bodenſpekulanten, fondern ald Unternehmer, ald Ter- 
rainundternehmer bezeichnen. Natürlich ftedt in feinem Tun ein 
gutes Stüd Spekulation. Andrerfeit3 übt er aber doch eine richtige 
und fehr wichtige Unternehmungstätigfeit aus, er produziert fozu- 
jagen aus tohem Lande fertige, bebauungsfähige Bauftellen, und durch 
dDiefe Veränderung des Landes unterfcheidet er fich grundlegend von 
dem reinen Spehulanten, der das Land nur umſetzt, ohne irgend etwas 
daran zu tun. Und deswegen follte man eben den Terrainunternehmer, 
wenigſtens in dieſer feiner Yunltion, auch nur Terrainunternehmer 
und nicht Bodenfpefulant nennen, Natürlich Tann der Terrainunter- 
nehmer zugleich auch richtiger Bodenſpekulant in dem eben bezeich- 
neten Sinne fein, aufgejchloffenes und ımaufgefchloffenes Land rein 
jpefulativ, ohne irgend etwas daran zu tun, kaufen und verfaufen. 
Dann ift er eben in bezug auf dieſes Land allerdings richtiger Boden— 
ipefulant, und man mag ihn infomeit aud jo nennen; aber eben doch 
nur in bezug auf dieſes Land, nicht in bezug auf das von ihm zur 
Aufſchließung gebrachte. 

Neben ber eigentlichen Terrainunternehmung, Ivo der Terrain- 
unternehmer das in Frage kommende Land erjt fpefulativ, um da- 
mit Gefchäfte zu machen, erworben hat und es unbebaut, wenn auch 
aufgejchloffen, wieder veräußert, gibt es natürlich noch Nebenformen. 
Einmal haben wir ſchon oben gefehen, daß der Bauende häufig aud) 
auffchließt, alfo die Tätigkeit des Terrainunternehners mit ber des 
Bauunternehmers vereinigt; und fodann kommt es ja auch vor, daß 
. bie Urbejiger auffchließen, wo aljo dann das ſpekulative Erwerben bes 
Landes wegfällt. Ob man bei ſolchen Nebenformen von Terrainunter- 
nehmung reben will, wird vom einzelnen Fall abhängen. 
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b) Denjenigen, ber fertige Bauftellen erwirbt und fie felber be- 
baut, um dann das fertige Haus zu veräußern, follte man nur Ban⸗ 
unternehmer und ebenfalls nicht Bodenſpekulant nennen, wenn auch 
natürlich in feiner Tätigfeit ein ſtarkes ſpekulatives Moment in beang 
auf den von ihm bebauten Boden ftedt. Ob man einen Bauunternehmer, 
der da3 von ihm bebaute Land felber aufgeichloffen bat, als Ban- 
unternehmer oder ald Terrainunternehmer bezeichnet, wird, wie eben 
ſchon gejagt, von den Umftänden des einzelnen Falles abhängen. Im 
übrigen wird freilid der Bauunternehmer häufig aud) als reiner 
Bodenfpelulant auftreten, indem er bei günftiger Gelegenheit auch 
Bauftellen oder auch unaufgeichloffenes Land Tauft und verkauft, ohne 
fie zu bebauen oder ohne aufzufchließen, und infoweit ift er dann aller- 
dings Bodenſpelulant. 

c) Als Bodenſpekulanten bez. Bodenſpekulation endlich 
ſollte man nur ſolche Leute und ihr Tun bezeichnen, die Bauland als 
folche3 erwerben und e3 wieder veräußern, ohne es aufzufchließen bez., 
wenn e8 ſich um bereits aufgefchloffene® Land handelt, ohne es zu 
bebauen, die alfo feine meitere volkswirtſchaftliche Funktion ausüben 
al3 reine Spekulation. Die Urbejiker, die ihr Land, ohne es auf- 
zufchließen, zu möglichft hohen Preiſen verlaufen, fann man, da es 
hier an dem Alte des fpefulativen Erwerbes fehlt, nur dann ala Boden- 
ſpekulanten bezeichnen, wenn man diefem Worte eine fehr viel meitere 
Deutung gibt. 

Bei unfrer Begriffsbeftimmung bier ift bann weiter eine Unter- 
fheibung zu machen zwiſchen Spekulation in aufgefchloffenem und 
folder in unaufgefchhloffenem Lande. Für Iebtere einen befonderen 
Namen außer bem allgemeinen „Bodenſpekulation“, ber beide Arten 
von Land umfaßt, einzuführen, liegt allerdings wohl faum ein Hin- 
teichendes Bedürfnis vor; aber für erftere, die Spekulation in auf- 
geihloffenem Lande, wird man paffenb noch die Spezialbezeihnung 
„Bauftellenfpefulation” einführen. 

Wir Haben uns ſchon in den bisherigen Erörterungen 
dDiefes Werkes im allgemeinen an bie vorftehende Termi- 
nologie gehalten und haben fie namentlih aud bei den 
fünf Thefen am Anfang biefer zweiten Abteilung be3 VI. Ka⸗- 
pitel8 eingehalten. Xm folgenden wenden mir fie nun bis 
zum Ende ded Buches durchweg an. Demgemäß verftehen wir 
aljo im folgenden unter Bobenfpekulation insbejondere nur das rein 
fpefulative Umfeten von Land ohne Aufichließen und ohne Bebauung, 
e3 jei denn, daß aus dem Zuſammenhange ober ausdrüdlicher Erffä- 
rung zweifellos eine andre Anmwenbung hervorgeht. 
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Wir haben oben dargelegt, weiche babylonifche Verwirrung ber 
Begriffe bei den bier in Rede ftehenden Dingen berrfcht. Mit dieſem 
Umftande hängt es offenbar auch zufammen, daß es uns nicht gelungen 
if, mehr als ein paar beſcheidene Stüdchen Material zur Erhärtung 
ber bier nachftehend vorgetragenen Anfchauungen über das tatſäch— 
lie Vorkommen der Bodenſpekulation in unferm Sinne aufzutreiben: 
in den allgemeinen Worten Terrainfpetulation u. bergl. find eben die 
feineren Unterfcheidungen untergegangen, ober vielmehr fie find darin 
noh gar nicht recht aufgetaudht. Sehr umfaffende Nachforschungen 
würden ja allerdings mohl trotzdem manches brauchbare Material 
liefern; wir mußten und indes mit unjern Dresdner Feltftellungen, 
dem dürftigen Ergebniffe unfrer Fragebogen und einer flüchtigen Durch 
fit der Literatur begnügen. 

Was zunächſt dad unaufgeichloffene Land angeht, fo ift wohl 
fiher, daß rein fpefulative Umſätze, alfo ohne Auffchließung, faft in 
allen unfern großen anwachſenden Orten fowohl in den lebten Jahr⸗ 
zehnten vielfach vorgelommen find mie noch, immer meiter vielfach 
vorlommen. Bon Dresden haben wir e8 oben gefehen. Von Leipzig 
heißt e3 in unferm Fragebogen: „Ein lebhafter Bodenhanbel findet 
ſowohl vor als nad) der Auffchließung ftatt”, und eine beflimmte Ter- 
raingejellichaft, die „Leipziger Terraingefellfchaft”, wird bezeichnet als 
„Zereaingefellichaft, die fich vorwiegend mit dem An⸗ und Verkauf 
noch nicht baureifen Geländes befaßt und nur ganz felten auffchließt”. 
Ferner gehören ja, wenn man fie überhaupt zur Spetulation rechnen 
will, eigentlich alle Berfäufe der Urbefiger vor der Auffchließung 
hierher. 

Eine andre Frage ift, ob rein ſpekulative Umſätze unaufgejchloj- 
fenen Landes auch in Heineren Orten, abgefehen von den Berfäufen 
der Urbefiger, viel vorfommen und vorgelommen find — eine Trage, 
die man faum wird bejahen können. 

Ahnlich feheint e8 mit dem rein ſpekulativen Umſatze von fer- 
tigen Bauftellen zu ftehen. In unfern großen anwachſenden Orten 
mar und ift er offenbar faſt allenthalben ftark im Schwange. Mit den 
einfchlägigen Dresdner PVerhältniffen haben wir uns in der eriten 
Hälfte dieſes Kapitels eingehend beichäftigt. Für Leipzig legt Die 
eben vorhin zitierte Stelle aus unferm Fragebogen, namentlich auch 
in Anfehung der Art der Frage, auf die fie Auskunft gibt, den Schluß 
nahe, daß dort ein Tebhafter fpefulativer Handel mit fertigen Bau- 
ftellen beftand. Für die Berliner Vororte weiſen 3. 8. die Schil- 
berungen von Paul Voigt über ben Kurfürſtendamm und bie Villen- 
Iolonie Grunewald auf einen ftarken, rein jpefulativen Baujtellen- 
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handel hin. Endlich wiſſen wir aus der umfangreichen Literatur über 
den. Baufchwindel, daß an vielen Orten bei uns: Kapitaliften tätig 
find, weldde die Hergabe von Baugeldern gewerbömäßig betreiben und 
oft mit Bauunternehmern arbeiten, die wenig oder gar Feine eigenen 
Mittel Haben. Dieſe Kapitaliften bürften aber, wie wir das ja aud 
für Dresden gejehen haben, zum Zeil wenigſtens identifch fein mit 
größeren Bauftellenhändlern, die einen ſtarken, rein fpelulativen Handel 
mit Bauftellen treiben und den Abſatz ihrer Bauftellen durch Hergabe 
von Baugeldern, zum Teil auch durch Animierung von Bauunterneb- 
mern befördern. 

Wie es mit dem rein fpelulativen Umſatze von fertigen Vauſtellen 
in unſern kleineren Orten ſteht, muß dahingeſtellt bleiben. Vermutlich 
kommt er dort nicht fo ſehr viel vor; aber in den lebhafteren Vororten 
der großen Städte dürfte man ihn doch immerhin Häufig antreffen. In 
zweien der drei von und näher unterfuchten Orte in der Elbebene 
zwilchen Dresden und Pirna konnten wir ihn z. 8. für die 90er Sabre 
fetftellen. 

Nach unfrer Anſchauung ift dad Hauptfeld ber reinen Boden- 
ſpekulation die Spekulation in fertigen Bauſtellen und nicht die im 
unaufgeichloffenem Gelände. Aber es Tiegt freilich auf der Hand, da, 
wenn unſer Material ſchon zur einfachen Feſtſtellung der beiden Ab- 
teilungen der Bodenjpelulation, nämlich derjenigen in unaufgejchlofe 
fenem und derjenigen in aufgefchloffenem Lande, nicht recht zulangt, 
es erſt recht nicht ausreicht zu vergleichenden Schlußfolgerungen über 
das Mengenverhältnis der beiden Abteilungen zueinander. Wir können 
ung daher bier für unjre Anfchauung in der Hauptfache nur auf Die 
bei Erörterung der Dresdner Verhältniffe kurz bargelegten bebuftiven 
Gründe ftügen ſowie auf den Beleg, den eben diefe Dresdner Berhält- 
niffe bieten. Eine Auskunft, die unfer Mannheimer Yragebogen gibt, 
liegt fogar anſcheinend in einer unfrer Anſicht, daß die Bauftelle das 
Hauptfeld der eigentlichen Bodenſpekulation ift, entgegengejeßten NRidy’ 
tung. Trogßbem möchten wir an dieſer Anſicht bis auf weiteres feſt- 
halten, zumal da die Mannheimer Auskunft nicht völlig klar if. 


6. Der Einfluf der öffentlich⸗rechtlichen Faktoren auf Die 
Stadterweiterung. 
Bei den bisherigen Erörterungen dieſes ganzen zweiten Ab— 
ſchnittes des vorliegenden Kapitels iſt faſt ausſchließlich von den pri« 
vaten, in der Stadterweiterung tätigen Kräften die Rede geweſen; es 
bleibt nun noch übrig, zu betonen und darzulegen, daß andrerſeits doch 
auch die öffentlich-⸗rechtlichen Faktoren, d. h. im weſentlichen 
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die Gemeinde und der Staat, einen tiefgreifenden Einfluß auf 
die ganze Stabtermweiterung ausüben. Wir laſſen bei dem folgenden 
furzen Überblicke über diefen Einfluß felpftverftändlich. Die großen, all- 
gemeinen Snftitutionen, wie 5. 3. die Einrichtungen unſres Nealfredit- 
wejeng, weg, bie zwar unzweifelhaft die Art und Weiſe unfrer Stadt⸗ 
erweiterung beträchtlich beeinfluffen, aber doch nicht direkt und in 
erfter Linie diefer Beeinfluffung gewidmet find. Wir halten uns viel- 
mehr im allgemeinen nur an die Einflüffe diefer letzteren Art, ſchmei⸗ 
cheln und aber auch bei ihnen keineswegs, abſolut vollftändig zu fein. 

Sn erfter Linie üben Gemeinde und Staat einen regulie- 
zenden, vielfach jogar einen eindämmenden Einfluß auf die 
Stabterweiterung aus; in zweiter fommt dann auch ein pofitiv vor— 
wärtätreibender und entwidelnder in Betracht. 

Zunächſt ift in fehr vielen unfrer anwachſenden Orte das Gebiet 
für die Bautätigkeit und bamit auch für die Auffchliegung durch öffent 
lie Vorſchriften auf einen vergleichöweife ziemlich engen Umkreis 
um die betreffenden Orte bejchränft. 

Sn gewiſſem Sinne fommt hier bereit3 das ſog. Anſiedlungs— 
gefep in Preußen vom 10. Auguft 1904 in Betracht. Dieſes Ge- 
feß, da3 nur ein entiprechendes älteres Geſetz aus dem Jahre 1876, 
dem wiederum noc ältere Borjchriften vorangingen, abänderte und 
ergänzte, beftimmt, daß derjenige, ber „außerhalb einer im Zufammen- 
hange gebauten Ortichaft ein Wohnhaus errichten oder ein vorhandenes 
Sebäude zum Wohnhaus einrichten will”, einer vom Kreisausſchuß, 
in Stadtkreiſen von der Ort3polizeibehörde zu erteilenden Anfied- 
lung3genehmigung bedarf. Nun befteht allerdings ein Recht auf 
Anfiedlung, und die Genehmigung kann nicht nad) Belieben verjagt 
werben; aber da3 Geſetz knüpft fie an verjchiedene Vorausfegungen, 
von benen, abgejehen von ber etiva notwendig werdenden Neuordnung 
der Gemeinde, Kirchen» und Schulverhältnifje u. dergl., die wichtigſte 
ift, daß „ber Platz, auf weichem die Anfiedlung gegründet werben folf, 
durch einen jederzeit offenen, fahrbaren Weg zugänglich oder daß die 
Beichaffung eines ſolchen Weges gefichert iſt.“ Schon durch diefe Vor⸗ 
fhriften war und ift alfo eine bedeutfame Einfchränfung des für die 
Stabterweiterung an und für fich in Betracht fommenden Landes ge- 
ſchaffen. 

Das preußiſche Anſiedlungsgeſetz galt und gilt für die ſechs öſt⸗ 
lichen Provinzen ſowie für Sachſen und Weſtfalen; für Hannover, 
Schleswig⸗Holſtein und Heſſen⸗Naſſau find 1887, 1888 und 1890 ähn⸗ 
liche Geſetze erlaffen worden, bie bis heute unverändert geblieben find; 
im Rheinland und in Hohenzollern beftehen Teine ſolchen Vorfchriften. 

Die Bohmungtfrage und das Reid, 8. Heit. 13 


194 v. Mangolöt: Die Stäbtiiche Bodenfrage. 


Die Forderung der Fahrbarkeit des Zugangsweges ift erſt durch das 
Geſetz von 1904 aufgeftellt worden; für Hannover, Schleswig-Holitein 
und Helfen Naffau beitand fie fchon vorher. Unter befonderen Umftän- 
den kann von ihr abgejehen werden. 

Ob und inwieweit im übrigen Deutjchland dem preußifchen 
Anfiedlungsgefeb ähnliche Vorſchriften beftehen, foll hier dahingeftellt 
bleiben; doch jtellt der $ 82 des Allgemeinen Baugejehed für das 
Königreich Sachſen gleichfall3 das Erfordernis eines fahrbaren Zu— 
gangsweges für Grundftüde, die bebaut werben follen, auf, und ähn- 
liches fchreibt die bayerifche Bauordnung vom 17./2. 1901 in 8 62 
Abſatz 3 vor. 

Weit einjchneidender indes als diefe Anfiedlungsgefeggebung wirken 
die ort3ftatutarifhen Vorſchriften, Fraft deren die Bebauung an 
bie Borausfegung gefnüpft ift, daß ber Bauplag an einer den bau- 
polizeilichen Anforderungen des betreffenden Ortes entiprechenden 
Straße liegt. Es ift ohne weiteres Har, daß mit einer ſolchen Bor- 
fhrift die ganze Auffchließung auf einen relativ engen Umfreis um 
den betreffenden Ort bejchränft ift, da auch beim beiten Willen, ge- 
ſchweige benn bei ber Bolitit jo vieler unfrer Städte dad Neb 
regulärer Straßen nicht ungemefjen ausgedehnt werben Tann. In 
Preußen fußen die betreffenden ort3ftatutarischen Borfchriften auf $ 12 
Abſatz 1 des Preußiſchen Fluchtliniengeſetzes vom 2. Zuli 1875, mwel- 
cher lautet: 

„Durch DOrtsftatut kannn feftgeftellt werben, daß an Straßen ober Straßen- 

teilen, welche noch nicht gemäß der baupolizeilichen Beſtimmungen ded Orts 
für den öffentlichen Verkehr und den Anbau fertig hergeftellt find, Wohn⸗ 


gebäude, die nach diefen Straßen einen Ausgang haben, nicht errichtet werben 
dürfen.” 


Es fteht feft, daß von diefem fogenannten Verbot des wilden 
Bauens von den preußischen Gemeinden fehr vielfah Gebrauch gemacht 
worden ift. In den größeren Städten bürfte es mwahrfcheinlich allgemein 
eingeführt fein; in den Heineren anmwachfenden Orten fommt e3 jeden- 
fall3 auch vielfach vor; fo ift e3 3. B. von Paul Voigt (©. 140) für 
die meiften näheren Bororte von Berlin bezeugt; aber einen genaueren 
Grad feiner Verbreitung in dieſen Heineren Orten vermögen wir nicht 
anzugeben. Auf die Einfchränfungen dieſes Bauverbotes, welche ſich 
aus der forgfamen Auslegung der eben angeführten Geſetzesſtelle 
ergeben, gehen wir nicht weiter ein. Es fei nur gejagt, baß es ſich 
nur bezieht auf Wohngebäude und auf in irgendeiner Weiſe projeltierte 
öffentliche Straßen, nicht aber auf die fogenannten Hiftorifchen Straßen 
und auf die dem öffentlichen Verkehr noch ganz fernliegenden Feld⸗ 
wege u. dergl. 
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Aber auch, außerhalb Preußens fcheinen Ortsſtatute ungefähr 
gleichen Inhalts wie die preußifchen durchaus üblich zu fein. Zum 
Belege dafür weifen wir zunächſt auf unfre Ausführungen im erften 
Teile dieſes Kapitels über Dresden hin. Weiter jagt und unfer Frage— 
bogen für Mannheim, daß dort nur „ausnahmsmeife” an noch nicht 
fertigen Straßen gebaut werben darf; aber auch in diefen Fällen müſſen 
die betreffenden Straßen wenigſtens ‚in Plan gelegt”, d. 5. wohl auf 
bem Bebauungsplane vorgejehen fein, und der Eigentümer des be- 
treffenden Landftüdes muß auf feine Koften „einen regelrechten Zu⸗ 
gang zu dem Gebäude und die unterirdiſche Entwäſſerung beritellen”. 
Für Baden überhaupt erwähnte ferner Oberbaurat Profeſſor Baumeifter- 
Karlsruhe im Jahre 1901 in einem Vortrage in Frankfurt a M.*) 
das Verbot de3 Bauens an unfertigen Straßen mit folgenden Worten: 
„Ste tennen das Verbot des „wilden Bauens’ in unfertigen Straßen, 
wie e3 in Preußen, oder ohne Kanalifation, wie es in Baden heißt.” 
Ebenfo jtellen wir an der Hand der Leipziger Ortöbauordnung, I. Teil, 
bon 1897 für Leipzig feit, daß dort, wenigſtens grundſätzlich, der- 
jenige, der an einer neuen, im Bebauungsplane vorgefehenen Straße 
bauen will, zubörderft die Straße in ber üblichen Weiſe herzuſtellen 
dat. So war es noch 1903, und in der Zwiſchenzeit wirb ſich wohl 
nicht3 daran geändert haben. 

Kurz, foweit unfer ja allerdings befcheidenes Material reicht, 
beftätigt e3. durchaus eine meitgehende Verbreitung diefer ortsitatuta- 
riſchen Borjchriften. 

In Kleinen, mehr abjeit3 gelegenen Orten mögen ja folche Bor- 
ſchriften ſich feltner finden oder milder fein; aber daß nicht auch bort 
im allgemeinen, ſobald e3 ſich um ein weſentlicheres Anwachſen han= 
delt, die Bautätigkeit und damit die Auffchließung durch, Nechtzfäte 
oder auch einfach durch die Praris auf den relativ engen Umkreis be» 
ſchränkt fein follte, der jeweild durch mwenigftens einigermaßen regu- 
läre Straßen erſchloſſen ift oder wird, ift unter unfern deutſchen Ber- 
hältniffen und Anſchauungen fchwer benfbar. 

Aber weiter üben die öffentlicherechtlichen Yaltoren, fibt vor allem 
die Gemeinde einen tiefgehenden regulierenden Einfluß durch den Be- 
bauung3plan oder wenigftend die Feſtſetzung von Straßen- und 
Baufluchtlinien und die Bauordnung aus. Hunderterlei NRüdfichten, 
welche das öffentliche Intereffe gebietet, follen durch diefe wichtigen und 
untereinander eng zulammenhängenden Maßnahmen wahrgenommen 


*) Geſchäftsbericht für 1900 des Verein? für Yörberung bes Arbeiter: 
wohnungsweſens in Frankfurt a. M., S. 41. 
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werden: Nüdfichten auf ben öffentlichen Verkehr, die öffentliche Ge⸗ 
fundheit, die Feuerſicherheit, äſthetiſche Rückſichten und neuerdings 
auch mehr und mehr fozialpolitifhe Nüdfichten auf das Wohnungs⸗ 
bedürfnig, die Beeinfluffung der Bodenpreife, die Hintanhaltung ber 
Mietlaferne ufm. Die Breite und Geftalt unfrer Straßen, in vielen 
Fällen bie Möglichkeit, ein Gelände überhaupt aufzufchließen, die Aus⸗ 
fparung öffentlicher Pläße, die Höhe und Stodwerfzahl der Häufer, 
ihre bauliche Beichaffenheit, die Größe der Höfe, die Anlage von Bor» 
gärten, offne oder gejchlofjne Baumweife — all das und noch mehr hängt 
von Bauordnung und Bebauungsplan ab, und e3 leuchtet daher ein, 
wel; außerordentlich, wichtiges Stüd öffentlich-rechtlichen Einfluffes 
auf die Stadtermweiterung fie barftellen. Bauordnungen, wenn hin und 
wieder jedenfall® auch nur etwas primitive, beiteben zurzeit bei ung 
wohl überall, teil3 erlaffen von ben Gemeinden, teild von höheren 
Verwaltungsſtellen für größere Bezirke. Umfafjende Bebauungspläne 
find nur erft teilweife und jedenfall3 überwiegend nur in Orten von 
einiger Größe vorhanden. Aber daneben gibt es noch ſehr vielfach, 
Straßen- und Baufludhtlinien für einzelne Straßen. 

Außerordentlich wichtig und bisher viel zu wenig beachtet ift ferner 
die Entfheidungsgemalt der öffentlid-rehtlihen Fak— 
toren in betreff der tatſächlichen Schaffung der Straßen. 
Wenn man die Erörterungen mancher Schriftiteller lieſt, jo Könnte 
man meinen, die Auffchließung fei ein freie8 Gewerbe etwa mie bie 
Produktion irgend eines andern wichtigen Artifels, z. B. von Mänteln 
ober Schuhen. Das ift aber durchaus nicht der Fall. Sie gehört viel- 
mehr, was wir Schon oben bei Dresden bemerkten, unter die erlaubnig- 
pilichtigen Gemerbe: zwar nicht in dem Sinne, daß da3 Gewerbe an 
fi erlaubnispflichtig ift, wohl aber in dem viel weitergehenden, daß 
gewiffe größere Ausführungsalte oder Borausfegungen dieſes Gewerbes 
jedesmal obrigkeitlichder Genehmigung bedürfen. Man Tann ſchon da 
nad ermeifen, wie verkehrt es ift, bei der Erftellung neuen Baugeländes 
in anwacdjfenden Orten von der Vorausſetzung freier Konkurrenz in dem 
Sinne wie in andern Produktionszweigen auszugehen. 

Derjenige Teil der Auffchließung, vermittelit deſſen fie erlaub- 
nispflichtig iſt, iſt nun eben die Beichaffung der Straße Zu biefer 
Beſchaffung it, wie e3 fcheint, ganz allgemein in Deutfchland obrig- 
keitliche Genehmigung notwendig. 

Ein indireftes Genehmigungsreht in diefer Richtung ergibt ſich 
unfres Erachtens ſchon aus der Zuftändigkeit der Behörden zur Feſt⸗ 
fegung von Straßen- und Baufluchtlinien bez. ganzen Bebauungspläne. 
Nach allgemeinen Rechts⸗ und Verwaltungsgrundfäßen folgt aus dem 
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Bum Belege dafür, daß dieſe ganzen Ausführungen im allgemeinen 
mit bem beftehenden Rechtszuſtande übereinftimmen, weiſen wir bin 
auf die 88 15 und 27 fowie auch (Rechtsmittel!) 20 und 13 des All⸗ 
gemeinen Baugefeges für das Königreich Sachen und ferner auf die 
88 1 und 12 des preußifchen Straßen- und Baufluchtengeſetzes von 1875. 

Über auch wenn bie Straßen, um deren Anlegung es ſich han⸗ 
delt, vom Bebauungsplane ober ben feftgejegten Yluchtlinien vorgejehen 
find, und die Unternehmer fie ganz den öffentlichen Vorſchriften ernt- 
ſprechend herftellen wollen, fo bedarf es zu ihrer tatfächlichen Ausfüh- 
rung, ſoviel wir zu fehen vermögen, doch noch einer behördlichen Ge- 
nehmigung. Und bier ftoßen wir fogar auf ein ganz direktes Genehmi« 
gungsrecht der Behörben. Die Stelle, welche die Baupolizei hat, dürfte 
bei una in Deutjchland im allgemeinen auch dieſes Genehmigungsrecht 
al3 Ausfluß ihrer baupolizeilichen Befugnilfe Haben, ſchon weil die 
Straße ja ala ein notwendige Zubehör der ber Prüfung und Gench- 
migung der Baupolizei unterliegenden Hochbauten erfcheint. Andrer⸗ 
jeit3 darf freilich, Fan man nad) den Grundfäßen des modernen Rechts⸗ 
jtante8 annehmen, bie Genehmigung ber Straßen nicht willkürlich, 
fondern nur bei Vorliegen eines Nechtögrundes verfagt werden. Eine 
praktiſch befonders wichtige Yrage ift nun da, ob ſchon der Umftand 
zur Verfagung berechtigt, daß nach Anficht ber zuftändigen Behörde 
fein Bebürfnis für die betreffende Straße vorliegt. Im allgemeinen 
wird nach den Rechts⸗ und Berwaltungsgrundjäben bed modernen 
Rechtsſtaates diefe Frage nun zwar wohl zu verneinen fein; wenn aber 
durch Landes» oder Ortägefeb das nach Anficht der Behörde mangelnde 
Bedürfnis ala Verſagungsgrund ausdrüdlich oder ſtillſchweigend aner- 
fannt ift, fo wird eine Berfagung daraufhin allerdings wohl zu- 
läffig fein. 

Gegen eine Entſcheidung der Behörde, welche die Genehmigung 
ber Straße ablehnt, gibt es natürlich an ſich alle Nechtämittel, welche 
in den einzelnen deutſchen Staaten in Verwaltungsſachen überhaupt 
zuläjfig find. Aber die materielle Rechtslage, wie fie eben entmwidelt 
worben ift, wird Dadurch nicht verändert, und die fchließliche Entjchei- 
dung muß ihr entjprechend erfolgen. 

Entiprechend diefer ganzen Rechtslage finden wir denn auch durch 
unfer Material dad Genehmigungsreht der Behörben auch gegenüber 
fhon im Bebauungsplan vorgejehenen Straßen durchaus beftätigt. Won 
Dresden Haben wir ſchon oben in ber erjten Abteilung diefes Kapitels 
gefehen, daß die Gemeinde dieſes Genehmigungsrecht ausübt; für Leip 
zig, Düffeldorf, Mannheim können wir das gleiche mit ziemlicher 
Sicherheit aus unferm Moateriale folgern, und zwar üben diefe Ge⸗ 
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meinden das Genchmigungsrecht vermutlich al3 Inhaberinnen der Bau⸗ 
polizei aus. Yür dad ganze Königreih Sachſen jchreibt 8 148 des 
Allgemeinen Baugeſetzes vor, daß jeder „Bau‘ der Baupolizeibehörbe 
„zur Genehmigung anzuzeigen” ift; unter Bauten werden aber nad} 
8 1 des gleichen Geſetzes auch die für die Zwecke von Hochbauten aller 
Art „erforderlichen Herftellungen und Beränderungen von Straßen, 
Plätzen“ uſw. verftanden. Unfer übriges Material bietet zwar nur 
wenig über diefen Punkt, aber diejeg Wenige enthält im ganzen eher 
Betätigung als Widerlegung des Genehmigungsredtes. 

Eine andre und eigentlich, die wichtigere Frage ift freilich Die, 
ob bie zur Genehmigung bereditigten Gemeinden oder fonftigen Be⸗ 
hörben fich bei Erteilung oder Verfagung der Genehmigung von bem 
ihrer Anſicht nad) vorhandenen oder nicht vorhandenen Bedürfnis leiten 
laffen und leiten laſſen dürfen, ob alfo danach doch eine Art freien 
Grmeſſens der zuftändigen Behörden über bie Ausführung ber Straßen 
entfheidet. In Dresden mar das, wie wir oben ©. 128 u. 129 ge 
feben haben, der Fall; auch in Mannheim fcheint es nad) einigen 
Äußerungen unſres Fragebogens zu fjchließen, ebenfo zu fein. Aber 
im Übrigen enthält unſer Material darüber nichts. Zu vermuten fteht 
indes, daß die Enticheidung nach dem Bedürfniffe in weiten Umfange 
ftattgefunden hat und noch, immer meiter ftattfindet, da in der Tat 
geswichtige öffentliche Intereſſen bei den Gemeinden und Baupolizei- 
behörben auf ein Borgehen in biefer Richtung drängen, und die nad) 
unfern Ausführungen bier oben notwendige Rechtögrundlage durch 
irgendeine ort3ftatutarifche Vorſchrift oder vergl. ja anjcheinend leicht 
zu beſchaffen if. Eine Gemißheit in biefer ganzen Beziehung könnte 
nur eine eingehende Unterfuchung nicht nur der NRechtöfrage, ſondern 
auch der tatfächlichen Berhältniffe in einer größeren Zahl verfchiede- 
ner deutſcher Gemeinden liefern. Da mir indes darauf nicht warten 
fönnen, fo unterftellen wir für unsre weitere Erörterung 
das ala bewiejen, was wir bier eben nur vermutet haben. 

Wer ber Einfluß der öffentlicherechtlichen Faktoren, insbeſondere 
der Gemeinden auf die Stadterweiterung ift mit dem allen noch lange 
nicht erſchöpft. Daß die Gemeinden im allgemeinen die Anforbe- 
rungen an die Beihaffenheit der Straßen und Plätze be 
ftimmen, darf man mohl ala felbftverftändlich annehmen. So jagt 
auch da3 Allgemeine Baugefeh für dag Königreich Sachſen vom jahre 
1900, da3 jchon felber einige Unforderungen an die Straßen ftellt, in 
8 43 legter Abfag: „Im übrigen bleibt die Art der Straßenherſtellung 
ebenjo wie die Anlegung der Fußwege der ortögefeglichen Regelung 
überlafjen.” Zwei Punkte find indes bei dieſem &egenftande noch be- 
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fonders zu erwähnen: der Anfchluß neuer Straßen an das bereits be⸗ 
ftehende Straßenneg und die Durchführung neuer Straßen bi3 zum 
näcften Straßenkreuz — beides Punkte, die injofern ein beſonderes 
Intereſſe beanfpruchen dürfen, als fie die monopolähnlicdde Stellung 
ber Bodenperfäufer in unſerm Stabterweiterungsprozeife mit be- 
gründen. | 

Was zunächſt den erjten Punkt, den Anſchluß an das bereits 
beftehende Straßennetz anlangt, jo Dürfen wir e3 unter unjern deut⸗ 
ſchen Berhältniffen und nach unjern deutfchen Anſchauungen wohl als 
eine Selbitverftändlichkeit betrachten, baß neue zur Bebauung beftimmte 
Straßen in anwachſenden Orten nicht angelegt werben, ohne wenig⸗ 
ften3 an einer Seite eine einigermaßen genügende Verbindung mit 
bem ſchon beftehenden Straßenneg zu erhalten. Andernfalld wäre ja 
ein Fahrverkehr nad) den dort entjtehenden Häufern oft Taum möglich. 
Hierauf weifen ſchon Die oben ©. 193 u. 194 für Preußen, Bayern und 
Sachſen erörterten Vorſchriften Hin; denn wenn nad) ihnen überein- 
ftimmend ein Grundftüd, das bebaut werben foll, an einem fahrbaren*) 
Zugangswege gelegen fein muß, fo liegt auf der Hand, daß dieſer Zu⸗ 
gangsweg irgendwie die Verbindung mit dem übrigen Straßenneß ver- 
mitteln und nicht anfchluß- und zufammenhanglo3 im freien Felde 
liegen wird. Indes finden wir diefe Forberung des Anſchluſſes neuer 
Straßen an das bereit beftehende Straßenverfehröneg auch noch be- 
fonder8 ausgedrückt 3. B. im Allgemeinen Baugeſetze für das König- 
reich Sachſen in 8 39 und in der bayerifhen Bauordnung vom 17./2. 
1901 in 8 62 Abſatz 3. 

Die befondere und hier vorfchiwebende Bedeutung folder Vor⸗ 
Schriften für die Aufſchließung liegt darin, daß dadurch leicht das für 
die Auffchliegung praftifh in Betracht kommende Gelände fehr bes 
ſchränkt werden Tann, was dann natürlich gleichfall® Leicht eine fatale 
Nüdwirfung auf die Breife haben wird. Es kommt hier viel auf bie 
nähere Art der Vorjchriften und auf ihre Ausführung an. Läßt man 
den verlangten Anſchluß der neu anzulegenden Straßen bereit? ge- 
geben fein durch einen proviforifchen, nur leicht und billig bergeftell- 
ten Verbindungsmeg, vielleicht auch nicht ganz direkten, der fie mit dem 
übrigen Straßenneg in Verbindung ſetzt, jo wird die eben erwähnte 
Wirkung weniger leicht eintreten; verlangt man aber unmittelbaren 
Anſchluß der neuen Straßen an eine bereit3 völlig den baupolizeilichen 
Anforderungen des Ortes entjprechende, für den normalen Verkehr und 
Anbau beftimmte Straße, fo wird diefe gedachte Wirkung viel leich- 

) Für Bayern ergibt fi das Erfordernis der Fahrbarkeit nicht unbe: 
dingt aus 8 62 der bayerifhen Bauordnung. 
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ter eintreten. Denn e3 liegt auf der Hand, daß man Straßen diefer 
leßteren Art nicht fo liberal ind Land hinaus erftreden kann mie jene 
erftere Kategorie. Wir haben aber die Vermutung, daß gerade biefe 
leßtere, fchwierigere Urt von Anſchluß Häufig in unfern Städten ver- 
langt wird. Für Dresden können wir e8 z DB. an ber Hand ber 
Dresdner Straßenbauordnnung, für Leipzig mit Hilfe ber dortigen Orts⸗ 
Bauordnung von 1897 und unſres Fragebogens feitftellen; ebenfo 
ſcheint es nad Auskunft unſres Fragebogens in Mannheim zu fein. 
Sin Heineren Orten freilich wird man e3 wohl umgekehrt Häufig nicht 
fo ganz genau damit nehmen. 

Indes, neue Straßen müfjen nicht bloß irgendwo anfangen, fie 
mäüfjfen auch irgendwo aufhören. Als ihren Anfang wollen wir ben 
Punkt betrachten, wo fie, wie wir eben gefehen haben, mit bem bes 
ftehenden Straßennete in Verbindung ftehen; aber nun fragt es ſich: 
dürfen fie an einem beliebigen Punkte aufhören oder müfjen fie, wenn 
fie einmal angelegt werden, durchgeführt werden bi3 zur Kreuzung 
mit der nädhften Straße? Und muß dies eine ſchon tatfächlich be- 
ftehende oder wenigſtens etiwa gleichzeitig entjtehende Straße fein oder 
genügt die Kreuzung mit einer im Bebauungsplane nur erft vor«- 
gejehenen Straße? Wir werben fogleich unten fehen, daß ein berartiger 
Zwang zur Durchführung neuer Etraßen bis zum nädjiten Straßen⸗ 
kreuz vielfach befteht, indes zuvor gilt e8, auf eine bisher überſehene 
wichtige, volkswirtſchaftliche Wirfung dieſes Zwanges aufmerffam zu 
machen. Diefe Wirkung beiteht darin, daß der Auffchließende gezwungen 
wird, über die ganze langgeitredte Fläche, bie von der anzulegenden 
Straße bis zum nächſten Straßenfreuz eingenommen wird, ununter- 
brochen und einheitlich zu verfügen, widrigenfall3 er fein Unternehmen 
eben nicht durchführen Tann. Gelingt es ihm nun, da3 ganze erfor- 
berfihe Land billig zu erwerben, fo ift e3 gut; find aber in dem 
Gelände, bag er zu feinen Straßen braucht, noch einzelne Tleinere 
Barzellen liegen geblieben, die ihm nicht gehören, fo befindet er fi 
in einer böfen Zwangslage gegenüber deren Befibern. Feder von 
biefen, und feien aud) nur ein paar Quadratmeter fein eigen, ift dann 
dem Aufjchließenden gegenüber in einer monopolähnlidhen Stellung 
und Tann ihm unter Umftänden ungeheuere Summen abprefjen oder 
ihn auch. ganz oder teilmeife an feiner Auffchließung Hindern. Das ift 
die KRehrfeite der an und für fich gewiß ganz vernünftigen und heil» 
famen Vorſchrift, daß neue Straßen ununterbrochen bis zum näditen 
Straßenkreuze durchzuführen find. 

Über die inneren Gründe diefer Vorſchrift haben wir uns ſchon 
oben ©. 127 bei Dresden ausgelaffen. Hier ift hervorzuheben, daß bie 
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Vorfchrift zum mindeften doch recht verbreitet ift. Das geht jchon aus 
unferm befcheidenen Materiale hervor. Zunächſt weifen wir auf $ 62 
Abfak 3 der bayerifhen Bauordnung von 1901 Hin, defien erfter 
Saß lautet: „Die Bewilligung zu Bauführungen in neuen Bauanlagen 
von Städten, Märkten und zufammenhängend gebauten Dörfern darf 
erit erteilt werben, wenn vorher die Herftellung des Straßenkörpers 
für den betreffenden Teil der Straße von einer Duerftraße big zur 
nächſten Querftraße und für die Verbindung mit einer bereits beftehen- 
ben Straße gejihert oder wenigſtens Sicherheit dafür geleiltet ift, 
daß bie Herftellung binnen einer zu beitimmenden Frift erfolge.” Wie 
man fieht, enthält biefer Satz auch die Straßenkreuzvorſchrift. Im 
Allgemeinen Baugeſetz für das Königreich Sachen heißt e3 ferner in 
8 43 wörtlich: „Die Straßen find mindeftens in Abjchnitten von 
Straßenfreug zu Straßenfreuz in der durch den Bebauungsplan vor⸗ 
gefchriebenen Breite anzulegen.” Auch in Mannheim wird nah Aus 
kunft unſres Fragebogen? im allgemeinen barauf gefehen, daß eine 
neue Straße bi3 zur nächſten Kreuzung durchgeführt wird; es genügt 
dabei anjcheinend auch eine Kreuzung mit einer Land» oder Kreisſtraße 
oder auch einem Feldwege ſowie anjcheinend auch die mit einer nur 
erft geplanten Straße be3 Bebauungsplanes. Ferner deutet unfer 
Material allerdings auch auf Ausnahmen von der Straßenfreugporfchrift 
hin, aber doch nur in ber Richtung, daß ftatt deifen anfcheinend ba 
und dort verlangt wird, daß Straßenanlage und Bebauung zwar mur 
Stück für Stüd, andrerjeit3 aber in ununterbrocddener Aneinander⸗ 
reihung der einzelnen Stüde vor fi gehen. Damit mag ber Auf 
ichließende etivag, aber wohl faum weſentlich beffer geftelit fein. Wahr- 
jcheinlich dürfte dieſes letztere Syſtem insbeſondere in Fleineren Orten ver- 
breitet fein, ſoweit es fich dort um die Schaffung neuer Straßen hanbelt. 

Wir eilen bem Ende dieſes Teiles des öffentlich-rechtlichen Ein- 
fuffes auf bie Stabdterweiterung zu. Es feien daher bie folgenden 
Punkte nur no ganz kurz erwähnt. Der tatfählihe Bau der 
Straßen unterliegt natürlich auch weitgehender Beeinfluſſung durch 
die Gemeinden. Das mindefte, mas ſich wohl jo ziemlich überall finden 
bürfte, wo nicht die andern Syiteme ftärlerer fommunaler Tätigkeit 
üblich find, ift, Daß ber Bau der Straßen unter Aufſicht der &emeinbe, 
oder daß wenigftend am Schluffe eine Prüfung bes Hergeftellten durch 
bie Gemeinde ftattfindet. Sehr vielfach aber baut die Gemeinde audy 
ſelber die Straßen, fei es, daß fie felber die auffchließende Stelle if, 
fei e8, daß fie die Herftellung für die auffchließenden Terrainunter- 
nehmer ober Anlieger übernimmt. Dabei ift dann immer noch ziveier- 
lei möglich, nämlich entweder, daß bie Gemeinde durch ihr Tiefbauamıt 
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bie notwendigen Arbeiten felber ganz oder teilweiſe ausführt, ober 
daß fie fie ihrerfeit3 an Straßenbauunternehmer weiter vergibt. Beides 
fommt vor. 

Ein weiterer Punkt des öffentlicherechtliden Einfluffes ift dann 
noch, daß offenbar vielfah Dismemdbration oder Zergliederung 
der Baugrundftüde von den Behörden verlangt wird, ehe fie die Bau⸗ 
erlaubnig erteilen. Im Königreihe Sachſen bildet das jetzt die Regel, 
wie aus dem erjten Sabe des 8 79 des Allgemeinen VBaugeſetzes hervor- 
geht, welcher lautet: „Die Grundfläche eine zu errichtenden Gebäudes 
darf zu mehreren Gemeindebezirten überhaupt nicht und zu mehreren 
Flurſtücken nur dann gehören, wenn durch ein Zeugnis des Grund⸗ 
buchamtes nachgemwiejen wird, daß die zu bebauenden Flurftüde auf 
bemfelben Grundbuchblatte eingetragen fowie daß fie laftenfrei oder 
gleichbelaftet find.‘ " 

Sehr wichtig ift natürlich endlich noch, daß nach dem zurzeit in 
Deutſchland beftehenben Nechtszuftande die Gemeinden wohl fait über- 
al in ber Lage find, die Koſten der Erftellung der Straßen 
mindefteng teilweife, oft auch ganz auf die Anlieger oder die Unter- 
nehmer der Straßen abzumwälzen, und baß fie natürlich umfaſſend von 
diefer Befugnis Gebrauch gemacht haben. Man wird annehmen dürfen, 
daß die ordnungsmäßige Erledigung der ganzen hiermit wie mit Den 
Rechten derjenigen, welche die Straße beichafft Haben, zufammenhängen- 
ben finanziellen Anſprüche für ein Srundftüd vielfach zur Voraus⸗ 
fegung der Baugenehmigung für das Grundſtück gemacht ift. 

Wenden wir und nun zu benjenigen Maßregeln, durch welche bie 
offentlich⸗rechtlichen Faktoren die Stadterweiterung mehr oder 
minder direkt pofitiv fördern, jo haben wir ein wichtiges Stüd oben 
fon vorweggenommen, ald wir nachwieſen, baß die Stadterweiterung 
bisher bei uns überwiegend al3 privates Geichäft betrieben worden ift. 
Dabei Hat ſich Herausgeftellt, daß andrerſeits boch auch bie öffentlich“ 
rechtlichen Faktoren, insbefondere bie Gemeinden, bis zu einem ge- 
wiffen, wenn auch nicht allzu hohem Grade bie Stabdtermweiterung von 
fih aus durch Auffchliefung vorwärts treiben, teil3 indem fie ihnen 
felbft gehöriges Land auffchließen, teil3 indem jie mit Hilfe des Ent- 
eignungsrechtes oder ber Umlegung auch gegen den Willen wider- 
ftrebendber Eigentiimer Straßen anlegen, teild endlich indem fie ohne 
Anwendung von Zwang auf bie Grundbefiger im Sinne der .Auf- 
ſchließung einwirken. Wegen des Näheren muß bier auf die früheren 
Ausführungen vermwiejen werden. Hier jei nur noch erwähnt, daß auch 
die eigentlih, nur für Iandwirtfchaftlihe Zwecke gefchaffenen General⸗ 
tommiffionen in Preußen in Meineren Orten öfterd auch die Umlegung 
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und Erſchließung ſtädtiſchen Baugeländes durchgeführt Haben, wenn 
auch nur bei Borhandenfein weitgehender Ubereinſtimmung unter ben 
Beteiligten. 

Als eine öffentlicherechtliche, fpeziell den Erwerb eignen kommu⸗ 
nalen u. dergl. Landes und deſſen Auffchliegung durch die öffentlich 
rechtlichen Faktoren felber fördernde Maßregel muß auch das Erb» 
baurecht genannt werben, ba3 durch das Bürgerliche Gefegbuch zwar 
nicht gerade neu eingeführt, aber doch verallgemeinert und fichergeftellt 
und vor allem belannt geworden ift. Diefe Förderung liegt darin, 
daß die Gemeinden uſw. ihren Grundbefig nun mit Hilfe des Erbbau- 
rechtes ber Verwendung und Bebauung zuführen fönnen, ohne ihn 
und feine zu erhoffende Wertfteigerung gänzlich aug ber Hand zu geben. 

Schon mit dem Erbbauredhte find wir bei einer Reihe von öffent- 
lich⸗rechtlichen Maßregeln der Stadterweiterung gegenüber angelangt, 
von denen e3 allerdings fehr zweifelhaft ift, ob fie, wie unfre Defi- 
nition oben ©. 193 verlangte, „direkt und in erfter Linie” der Beein- 
fluffung der Stadterweiterung gewidmet find, die wir aber doch hier 
kurz bejprechen wollen. Bu den wicdhtigften zählen ficherlich die zahl- 
reihen Einverleibungen, die in den Iehten Jahrzehnten in unfern 
anwachſenden Orten vorgelommen find und noch; immer weiter vor⸗ 
fommen. Durch fie werden der Stadterweiterungstätigfeit in vielen 
Fällen ganze neue große Felder eröffnet und mächtige Impulſe gegeben, 
ba jedermann die Ausdehnung der ftäbtifchen Einrichtungen und Bor- 
teile auf diefe neuen Gebiete erwartet, die ja benn mit ber Zeit auch 
tatfächlich einzutreten pflegt. Wenn die Dezentralifationsbemwegung ſich 
bei ung noch weſentlich verſtärken follte, fo kann die Zeit kommen, 
wo auf Diefe Weife einmal fogar unfer ganzer Begriff von Stadt und 
unſre ganze Städteverfaffung gejprengt werden, und eine Großftadt für 
uns gleichbedeutend wird mit einer ganzen Landſchaft, die zwar er» 
fallt ift von einer großen Zahl nahe zufammen liegender größerer und 
Heinerer Orte, die aber im übrigen Yeld, Wald, Wiefe und Waller 
in reicher Fülle umſchließt. 

Als eine weitere wichtige, die Stabtermweiterung pofitiv fördernde 
Maßnahme von öffentlich-rechtliher Seite ift hier der Anteil zu er- 
wähnen, den öffentliche Stellen an ber Entwidlung des Straßen- 
und Vorortbahnweſens genommen haben, wenn diefe Förderung 
zum Teil auch nid den im Kerne liegenden Stäbten, fondern den 
Bororten zugute gelommen ift. Die Hauptſache hat hier allerdings wohl 
die ‚private Unternehmung und Initiative geleiftet; immerhin haben 
aber doch die Gemeinden und der Staat biefe Entmwidlung möglich ge- 
macht, vielfach ‚auch gefördert. Anbrerfeits ift freilich auch zu erwägen, 
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ob nicht jpeziell bie Gemeinden gerade gegenüber ben Borortbahn«- 
linien öfterd unnötige Schwierigfeiten gemacht haben, teil3 aus Be- 
forgnis, der eigenen Stadt auswärtige Konkurrenz zu bereiten, teils 
aus bureaufratijcher Schmwerfälligfeit, fo daß alfo ihr Einfluß in dieſer 
Beziehung nit nur ald Förderung, fondern aud) als Hinderung ber 
Stodterweiterung zu buchen wäre. Befonder3 erwähnt werben müſſen 
endlich bei biefem Gegenftande die VBororttarife, Arbeiterzüge 
u. bergl. der Staat3bahnen. Niemand wird 3. B. bezweifeln, ba 
die billigen Vororttarife der Staatsbahnen in Berlin viel zur Förde» 
enug der Stadterweiterung in den Bororten beigetragen haben. 

Ein gewifjer mäßiger Einfluß auf die Stabterweiterung wird 
auch den neuerdings fo viel erörterten und zum Teil von ben Ge— 
meinden ja auch eingeführten brei ftädtifchen Bodenfteuern zuzuſchrei⸗ 
ben few: der Steuer nad dem gemeinen Werte, der Umſatz⸗ 
feuer bei Landverfäufen u. bergl. und der Wertzumadhsfteuer bei 
Srundftüden. Wir möchten annehmen, daß die Steuer nach dem ge» 
meinen Werte die Aufichließung etwas fördert. Diefe Steuer dürfte 
zwar nicht fo fehr die Terrainunternehmer, wohl aber viele Urbejiger 
fowie auch Leute, die mit Vexierſtücken operieren, veranlaffen, ihr 
Land eher, als fie es fonft getan hätten, ber Auffchließung dienftbar 
zu maden, wenn auch dieſes Dienftbarmaden zumeift einfa nur in 
dem Berfauf an irgenb einen Auffchliegenden beftehen wird; ferner 
bürfte die Steuer nad) dem gemeinen Werte diejenigen, bie fertige 
Bauftellen in der Hand haben, öfters veranlafjen, fie gleichfalls fchnelfer, 
al3 e3 fonjt gefchehen wäre, der Bebauung zuzuführen. Ob ſich ähn- 
Siche fördernde Einflüffe von ber Umfaßfteuer und der Wertzuwachs⸗ 
fteuer annehmen Iaffen, foll Hier dahingeftellt bleiben. 

Nicht unerheblich förbernd auf die Aufichließung wirken der Staat 
und die Gemeinde dagegen natürlich, wenn fie, wie der Staat Sachſen 
buch die Landeskultur⸗Rentenbank, die Stadt Dresden durch die 
Stäbtifche Grundrenten- und Hypothefenanftalt, eigne Banfinftitute 
ins Leben rufen, die ben Auffchließenden die Koften des Straßenbaues 
gegen Auflegung von Renten auf die betreffenden Grundftüde ganz 
ober teilweife vorfchießen. Doch vermögen wir im Augenblid nicht zu 
fagen, ob außer den beiben eben genannten in Deutjchland noch weitere 
öffentliche Anftalten vorhanden find, die derartige Geichäfte machen. 

Neben den beiben Gruppen der die Stadterweiterung regulieren» 
ben und ber fie pofitiv förbernden Maßregeln ber öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Faktoren könnte man noch eine dritte Gruppe bilden, nämlich 
bie ber bie Stabterweiterung hindernden. Denn auch bas kommt 
ver. Dahin möchten wir z. B. das vielfach beſtehende Berbot für 
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tommunale Beamte rechnen, außerhalb des Gemeindebezirkes 
zu wohnen, wodurch natürlich die Entwidlung der nicht einverfeibten 
Bororte beeinträchtigt wird; vor allem aber gehört dahin die außer- 
ordentlich empfindliche Hinderung der Stadterweiterung, die oft aus 
der Einſchnürung der Städte auf gewiſſen ©eiten dur Eifenbahn- 
anlagen erwächſt. Auch die Einengung durch Feſtungswerke gehört 
Bierher, doch müffen wir dann natürlich auch wieder die Befeitigung 
oder Hinausverlegung der Werfe ald Förderung buchen. 

Andes find das ja ſchließlich nur indirefte und im allgemeinen 
weniger wichtige Hinderungsgründe; ganz direfte und fehr wichtige 
find dagegen in den oben erörterten regulierenden Maßregelt mit 
enthalten. Wir weijen 3. B. Hin auf das Verbot des wilden Bauens, wo⸗ 
durch die Aufſchließung von vornherein auf einen engen Umkreis be- 
ſchränkt wird, und auf die Nichtgenehmigung von Straßen, welche bie 
Terrainunternehmer anlegen wollen, buch die Gemeinde Man ift 
aljo fehr wohl berechtigt, auch von einer ganz direkten, wenn aud 
nur teilmeifen Hinderung der Stadterweiterung durch die öffentlich-recht- 
fihen Faktoren, darunter vor allem die Gemeinden felber, zu jprechen. 

Faſſen wir endlich nunmehr die ganzen legten Ausführungen ber 
zweiten Abteilung dieſes Kapitel zufammen, fo ergibt fi) auch Hier 
wieder bie Beftätigung unfrer Thefe 5 oben durd) die Tatfachen. 

% * 


* 

Wir ftehen am Schluffe diefes langen Kapiteld und insbejondere 
feiner zweiten Abteilung. Diefe hatte die Aufgabe, für eine Anzahl 
Grundzüge des ganzen Stabtermeiterungdporganges, die wir an der 
Hand des Dresdner Materiald aufgeftellt hatten, eine gewiſſe All- 
gemeingültigfeit nachzumeifen. Wir waren uns von vornherein klar, 
daß wir mehr ala einen Wahrſcheinlichkeitsbeweis für die aufgeftell- 
ten Säße nicht zu liefern vermöcdhten, diefen aber glauben wir im 
großen und ganzen auch bis zu einem ziemlich, hohen Grade geführt zu 
haben. Unſre fünf Säge und die bei diefer Gelegenheit gemachten Feſt⸗ 
ftellungen befiten aber für ung Wert nicht Lediglich ala Selbftzwed, ſon⸗ 
dern zum großen Teil erft al3 Unterlage für eine ganze Reihe der wich- 
tigften Folgerungen, die wir in ben meiteren Kapiteln dieſes Buches 
an fie zu knüpfen gedenken, und wir fünnen biefe Folgerungen nicht 
um deöwillen unterlaffen, weil in den Unterlagen noch eine gemilje 
Unficherheit herriht. Deswegen unterftellen mir in den folgenden 
Kapiteln unfre fünf Thefen ala völlig bewieſene Säße, ohne 
Dadurch freilich ung oder andre darüber täufchen zu wollen, daß dieſe 
Thefen an fich immerhin noch einer gewilfen Nachprüfung durch die 
Wiſſenſchaft bedürfen. 


Dritter Abſchnitt. 


Umser System der Stadterweiterung 
als lirsache der Milsstände. 


Siebentes Rapitel. 


Die Bildung der Wodenpreife unter den 
gegenwärtigen Derhäftniffen. 


1. Einleitung. 


Wir alle fennen die Sage von der Sphinx. Bei der Stadt 
Theben in Griechenland lag fie und tötete jeden fid, ihr Nahenden, der 
das Rätſel nicht Töfen konnte, dag fie ihm aufgab, bi endlich Oedipus 
fam und das ihm aufgegebene Rätſel riet. Da ftürzte fich die Sphinx 
felber in den Abgrund, und Die Stadt war befreit. Much heute noch liegt 
eine ſolche Sphinx auf dem Lebenswege fo manches Menfchen, ja mehr 
als dad: manches Volkes, und wer ihr Rätſel nicht löfen Tann, erleidet 
auch heute noch den Untergang. Auch auf dem Wege der Entwidlung 
anfrer modernen ftädtifchen Kultur liegt eine foldye Sphinx, und das 
Nätfel, das fie aufgibt, ift die ftädtifche Bodenfrage, find infonderheit 
bie hohen ftädtifchen Bodenpreife mit ihren tiefgehenden Folgen nad) 
allen Seiten. Wenn wir auch an biefem Nätfel noch nicht gerade zu- 
grunde gegangen find, fo iſt es doch höchſte Zeit, daß wir es Löfen, 
denn an Zeichen des Verfall, an Zeichen, die in der Tat auf eine 
Art von Uintergang deuten, wenn wir diefeg Rätſel nicht löſen, fehlt e3 
wahrlih nit. Suchen wir alfo wenigſtens einen Beitrag zu diefer 
großen Aufgabe ehrlich beizuftenern! — 


2. Banftellenpreife und Straßzenkoſten. 


Das, worum e3 fich in Diefem Kapitel handelt, find Die Bodenpreife 
in unfren Städten, wobei wir unter „Stadt“ in Tibereinftimmung 
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mit der Reichsſtatiſtik alle Orte von 2000 und mehr Einwohnern 
verfiehen wollen. Freilich treffen unfre Ausführungen keineswegs aus- 
nahmslos auf alle diefe Orte zu, wie fie andrerjeit3 öfters auch auf 
Drte Anwendung zu finden haben werden, Die noch nicht 2000 Einwohner 
zählen. Doch glauben wir es dem Leſer überlaffen zu können, fich je⸗ 
weils darüber klar zu werden, welche Orte, wenn wir von „Städten‘' 
reden, von unfren Ausführungen auszunehmen und welche hinzuzu⸗ 
fügen find. 

Im übrigen legen wir ben Hauptnahdrud in den folgenden 
Erörterungen auf die PBreisbildung des unbebauten Bobend; Dem 
bebauten Boden lönnen wir — zum großen Teile aus äußeren Rüd- 
ſichten — im Anfchluffe daran nur eine kurze Betrachtung widmen. 

Zunächſt ift es nun notwendig, beim unbebauten Boden zu unter- 
Scheiben zwifhen Bauland und Bauftelle Im Sinne Diefes 
Kapitels veritehen wir unter Bauftellen nur Land, das durch Straßen auf- 
geichloffen ift, aber nicht Durch beliebige Straßen oder Wege, ſondern durch 
folche, die im öffentlicjerechtlichen Sinne anbaufähig find, d. 5. alfo, für 
welche die ja großenteild im vorigen Kapitel erörterten öffentlich-recht- 
lihen Borausfegungen der Bebauung erfüllt find. Damit tft immer noch 
nicht gefagt Daß auch jeder einzelne Bauplag an diejen Straßen im öffentlich- 
rechtlichen Sinne bereit3 anbaufähig ift; denn es können, wie wir im 
vorigen Kapitel gejehen haben, auf dem einzelnen Bauplatze Berpflich- 
tungen mehr oder minder öffentlich-rechtlihen Charakters ruhen, die 
als Borausfegungen der Baugenehmigung behandelt werben, die aber 
keineswegs immer ſchon mit der Schaffung einer anbaufähigen Straße 
erfüllt find, fo vor allem die Forderung der richtigen Herausfchälung 
be3 Bauplabes aus der Nachbarſchaft auf dem Wege ber Bergliederung 
und die Erfüllung gemwiffer finanzieller Verpflichtungen. Doch wollen 
wir von diefen Dingen hier abjehen und Bauftellen einfad die 
einzelnen Baupläge an im öffentlich-rechtlichen Sinne 
anbaufähigen Straßen nennen. Als gleihbedeutend mit dem 
Ausdrude Bauftellen gebrauchen wir auch den andren „Bauplätze“. 

Unter Bauland im Sinne dieſes Kapiteld verftehen wir dagegen 
Land, deſſen Bebauung in näherer ober fernerer Zukunft erwartet 
wird, dad aber noch nicht durch Straßen ober wenigſtens nicht im 
öffentlicherechtlihen Sinne anbaufähige Straßen aufgefchloffen ift. Dabei 
leuchtet ein, daß man, je nachdem man feine Erwartungen in bezug auf 
bie künftige Bebauung weit oder weniger weit erftredt, zu einer ſehr 
verſchiedenen Bemejfung ber Baulandzone fommen muß. 

Wir wollen nun zunähft verfuden, bie Preiſe für Bau- 
Bellen in ben Außenbezirken, an ber Peripherie der Städte, 
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zu erklären. Wie männiglich befannt, find dieſe Preife recht hoch. 
Dr. Eberftadbt gibt in feiner Schrift „Das Wohnungswefen‘*) 
bie nachftehende Überficht, die er mit folgenden Worten einleitet: 

„Ich muß mich beöhalb darauf befchränten, aus meinen Unter- 
fuhungen einige Einzelziffern: mitzuteilen. Es hanbelt fich Hierbei nur 
um Preife für Gelände, das für Kleinwohnungen Verwendung findet; 
bie Breife für vornehme Wohnungen und Geichäftslagen kommen für 
una nit in Frage. Die hier angegebenen Preiſe beziehen fi im 
übrigen auf Bezirke, in denen die Bautätigleit bereit3 im Gange ift, 
alfo nicht auf neu erfchloffenes oder abgelegene3 Gelänbe. 


überſicht von Bauftellenpreifen für Mleinwohnungen. 


Berlin: Belfere Lagen bis 150 M der Quadratmeter; auf 
teurerem Boden werden faum mehr Wrbeitermohnungen gebaut. — 
Sünftige Lagen innerhalb der Ringbahn (VBerbindungsbahn) 80 -90 M 
der Quadratmeter. Außerhalb der Ringbahn in den angrenzenden 
Bororten mit Mietlafernenbebauung 70—60 M. 

Hamburg: Hammerbroof, Billmärber 60—50 M; 

München: Außenbezirke, günftige Lagen, 90-95 M, im all- 
gemeinen 50 #6; Ä 

Leipzig: Außenbezirte 40 A; 

Düffeldorf: Kleinwohnungsbezirke 30—40 #6; 

Elberfeld: Günftige innere Lage 35 AM, Außenbezirke 20 bis 
25 M, landhausmäßige Bebauung 25 Mb; 

Bremen: Günftigft gelegene Bezirke 30 Ab, mittlere Lage 20 bis 
24 AM, Außenbezirke und Vorſtädte 12—15 AM 

der Quadratmeter.- 

Aus diefer Überficht möge man die Preife für die Außenbezirfe im 
befonderen entnehmen. Da es fich nach den eben angeführten Worten 
von Eberjtadt un Bezirke Handelt, „in benen die Bautätigkeit bereit 
im Gange iſt“, fo bürfen wir wohl annehmen, daß im großen und ganzen 
die Preife ſich auf Bauftellen in unfrem Sinne hier beziehen. 

Wir Tönnten zur Kontrolle und Ergänzung diefer Wufftellung 
nod) eine Anzahl von ung felbft gefanımelter Notizen mitteilen; doch 
wollen wir hier ja feine eigentliche Statiſtik der Bauftellenpreife liefern, 
fondern nur ein einigermaßen richtiges Bild von dem Preisſtande ber 


*) Jena, ©. Fiſcher, 1904. Befonderer Abdruck aus dem Handbuch der 
Öygiene, herausgegeben von Dr. Theodor Weyl. S. 832—884. 
Die Wohnungsfrage und das Reich, 8. Heft. 14 
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Bauftellen in den Außenbezirfen geben, und da3 fcheint uns die Eber⸗ 
ſtadtſche Aufftellung wenigften ganz ungefähr zutreffend zu gewähren. 
Nur in bezug auf Meinere Orte wollen wir dieſes Bild noch ergänzen: 
Wir führen zumähft Gießen an, das rund 25600 Einwohner 
hatte im Sahre 1900, und zwar flügen wir uns auf die ſchon oben 
©. 66 ff. zitierte Arbeit von Dr. 3. A. Meyer. Danach waren bie 
Bauftellenpreife in den nachfolgend genannten äußeren Stadtteilen 
von Gießen im jahre 1902 pro Dundratmeter die folgenden: 
Unbebaute Grundſtücke an ausgeführten Straßen in dem 
relativ abgelegenen Stadtteil jenfeit3 (weftlich) des _ 
Bahndammes i. J. 1902 (mindergute Wohngegend) 2— 8 M. 
Äußere gute Wohngegenden in ber neuen Südſtadt, un» 
bebaute Grundftüde an fertigen Straßen 1902 
(gute Wohngegend) . . . 12-22 MA. 
Nordweititadt, die außerhalb ber „Anlage“ befindlichen 
Querſtraßen zur „Nordanlage“; außen gelegene, 
mindergute Wohngegend, unbebaute Grundſtide 
an fertiger Straße, 1902 . . . ...10-15 RM. 
Die Breife verftehen fich wahrſcheinlich nur für freihändige Ver⸗ 
äußerungen, nicht für Bmangöverfteigerungen. Ob die Straßenfoften 
in den Breifen mit inbegriffen find oder nicht, muß bahingeftellt bleiben. 
Weiter führen wir no für Freiburg i. B. nad der audge- 
zeichneten Arbeit von Dr. W. Memwes*) die von dieſem feitgeftellten 
mittleren Breife für Bauftellen in verſchiedenen Stadtgegenden an, 
die allem Anfcheine nad damals Außenbezirte waren. Die Breife be- 
ziehen ſich auf die Jahre 1900—1902 und beruhen nur auf frei- 
händigen Beräußerungen. Die Breife alfo waren pro Quadratmeter: 
Nördliche Stadtermweiterung 


A. Wiefele . . . nn. 25,83 Me. 
Nördliche Stabterweiterung 

B. 3m Starten . . 2 2 2 2 2 202 2. 21,67 M. 
Südliche Stadtermweiterung 

B. Südlide Wiehre . . 2 2 2 20222 26,24 M. 
Südlihe Stadterweiterung 

C. Oſtliche Wiehre . 2 22222 2020228,07 M. 
Stühlinger 

(neuere Teile). . 2... 34,30 M. 


Übrigens hatte Freiburg 61500 Einwohner im n Jahre 1900. 


*) Bobenwerte, Bau: und Bobenpolitif in Freiburg i. B. Karlsruhe 
G. Braun’iche Hofbuchoruderei, 1905. 2 M. 
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Bon den Breifen in noch kleineren Städten als Freiburg 
und Giehen möge die folgende Tabelle einen Begriff geben, bie wir 
bem Jahresbericht für 1903 des Großherzoglich Helfifchen Landes- 
wohnungsinfpeltor3 entnehmen und die auf den Angaben eine? von 
der Landeswohnungsinſpektion an bie Gemeinden zur Beantwortung 
berfandten Fragebogens beruhen: 













Für den qm Bauland wurden im 
Ein: Sahre 1902/03 von Privaten geforbert 
wobnerzahl an an nicht en 


volftänd 
am ausgebauten ae peojeltierten 


4 4 4 


1361 2-450 | 1-4 | ı1-150 


Name ber Gemeinde 














Alsfeld 

Alzey 6893 120 —-6.40 

Auerbach 2071 4—6 2.60—4 4—6 
Babenbaufen 2255 2—3 1.50— 2.50 1.50—2 
Bab Nauheim 4501 8—40 8—40 

Bilblis 2258 9 9 9 
Bieber 3264 1.50—2 

Biebelsheim 2032 1-2.20 1-113| 1-—112 
Bingen 98600 | 11.20-27.30 21508 | 1.85— 12.80 
Biſchofs heim 2961 2.20— 8 

Bodenheim 2522 | 8.20-6.50 |2.40—4.80| 1.60 -4 
Budesheim, Kr. Bingen 2728 1—4 1—9 12-4 (Bilenviertel) 
Büdingen 3080 8—10 6—7 34 
Butzbach 8940 — 4-8 — 
Darmflabt 72381 | wesen | weine | Beo 
Dietzenbach 2207 2—2 60 

Egelsbach 2566 ca I Mt 

Erbach 1. D. (Stadt) 2787 8—5 2—3 2—8 
Finthen 2829 4-4. 80 240800 1—2 
Grondheim 4138 2—3 — — 
Gießen 25491 15— 200 12—25 8—15 
Gernsheim 2451 1.60— 2.85 

Griesheim 5498 2—3 0.64 —0.80 | 0.64—0.80 
Groß-Gerau 4486 2.80—4 1.60—2.50 | 1.28—1.60 
Groß Steinheim 2276 | 8.204 4—5 2.40 — 8.20 
Groß. Zimmern 8212 88.50 2—2.50 | 1.50—1.70 
Guntersblum 2183 2.40—8.20 | 1.60-32.40 — 
Hechtsheim 2991 | 4.80—6.40 4—4.80 | 240—4 


14* 
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Name der Gemeinde 


Heidesheim 


Heppenheim a. d. B. 
Heuchelheim, Kr. Gießen 


Heuſenſtamm 
Kaſtel 
Kelſterbach 
Klein⸗Auheim 
Klein⸗Krotzenburg 
Klein⸗Steinheim 
Koſtheim 
Lampertheim 
Langen 

Mainz 
Michelſtadt 
Mombach 
Mühlheim a. M. 


Münfter, Kr. Dbg. 


Niederfaulheim 
Nierftein 
Dber-Ramftadt 
Ober⸗Ingelheim 
Offenbach 
Dppenheim 
Pfeddersheim 
Roßdorf 
Küſſelsheim 
Seligenſtadt 
Bilbel 
Biernbeim 
Wieſeck 
Wimpfen 
Worms 


Ein⸗ 
wohnerzahl 


am 


1.12.1900 


2629 
5779 
2144 
2226 
8098 
2964 
2148 
2082 
2847 
5948 
8200 
5632 
84251 
8224 
5278 
4878 
2280 
2077 
4197 
8518 
8402 
50468 
3701 
2688 
2775 
8933 
4185 
4853 
7226 
2632 
8157 
40705 


Für den qm Bauland wurden im 
Sabre 1902/03 von Privaten gefordert 





an an nicht ar 
ausgebauten en projeltierten 
Straßen Straßen | Straßen 
M | Ma se 
2.40—3.20 10.80—1.60 | 0.64—0.96 
4 | | 8-4 2—3 
8—4 2—3 1.50—2 
2— 2.50 
3-25 |2.50—-3 | 2.50-3 
2—2.50 
bis 1.20 
0.80 
1,50 


bis 11.20 | 6b 4.— | — 
nicht angegeben 

5-10 1.660 -2 | 1.50—2 
nicht zu ermitteln 


5—10 8—5 1—2 
11,2—19,2 |6.40—12.80| 5.60— 11.20 
2,50—8 2—2.50 2—2.50 

3-4  12.50—-8 1.50—1.80 

10—15 6-10 | 4-7 

10—30 5—10 — 
8,50—4 12.80—-3 2.50—2.80 

30—50 10-30 2-6 

— 8—10 — 

— 0o.8S0 -1 — 

2—2.50 1.90 -2. 20 — 

5-10 12.504 2—3 

9—10 4—5.50 | 2.20—3 
2.50-8 2—2.50 | 1.50—2 

— 1.30—2.60 _- 
2.70 —3 — 2.703 


19-48 12—24 


Damit ift num freilich noch nicht gejagt, daß in andren Landfchaften 
in Hleineren Orten die Preife ebenfo find wie in Heffen, und vor allem 
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find Die Preisangaben der Tabelle felber nur mit großer Vorficht auf⸗ 
zunehmen und gewähren jedenfall® doch nur ganz ungefähr ein zu- 
treffendes Bild. Unter „ausgebauten Straßen” find übrigens offenbar 
fertige, in unfrem Sinne anbaufähige Straßen verftanden; die „nicht 
vollftändig ausgebauten Straßen” werden auf Seite 71 des Berichtes 
als „unfertige Straßen‘ bezeichnet und die „projeltierten Straßen‘ 
als „im Bebauungsplan vorgefehene, aber nody nicht offengelegte 
Straßen”. 

Davon, noch weiter auf die Bauftellenpreife in Meineren Orten 
einzugehen, fehen wir ab: erſtens bürfte e3 kaum noch viel geeignetes 
Material geben und zweitens werden wir auch ohne foldhen näheren 
Nachweis annehmen dürfen, daß die Erflärungen, die wir im folgenden 
für die Bauftellenpreife zu geben verfuchen, auch auf Die Heinen Orte 
mehr oder minder zutreffen. 

Woher fommen nun aber biefe im ganzen Dod) jehr 
hohen Breife? Das ift die Frage, um die e3 fi) nun hanbelt, 
Eine Vermutung muß ba von vornherein zurückgewieſen werden. Man 
tönnte nämlich fagen: der Boden der Bauftellen und ber zugehörigen 
Straßen trug vorher landwirtſchaftliche und gärtnerifche Früchte, was 
bei einer Bauftelle natürlich nicht mehr ber Fall ift oder doch 
wenigftend bald nicht mehr der Fall fein wird; außerdem und 
vor allem Hat aber die Umwandlung de Bodens in bebauungs- 
fühiges Land durch Anlegung von Straßen mit allem was dazu gehört 
erhebliche Koften. verurfacht, und fo erflären fich die Bauftellenpreife. 
Indes find die Koften, die auf dieſe Weife auf die Bauftellen 
fallen, im allgemeinen unbedeutend im Berhältniffe zum Preiſe diefer 
Bauftellen. Wir reden zunädft nur von den often der Straßen 
berfiellung mit Zubehör, nicht von ben Landerwerbskoſten. Selbſt da, 
two. biefe erfigenannten Koften den anliegenden Bauftellen weitgehend 
aufgelegt find, was Teinesweg3 überall der Yall ijt, dürften auf ben 
Quadratmeter ber Bauftelle in unfren Großftädten in den Wohnftraßen. 
doch nur etwa 4—7 AM entfallen. Das ift an ſich gewiß nicht wenig, 
aber: gegenüber den oben angeführten großftädtifchen Baujtellenpreifen 
will diefer Betrag doch nicht viel bedeuten. Und aud) wenn wir Dazu noch) 
den Iandwirtfchaftlichen Wert des Bodens von Bauftelle und Straße zu- 
ſammen mit, Hochgegriffen, 1 M pro Quadratmeter der Bauftelle 
fchlagen, wird die Sache nicht wejentlich anders. 

Einen erheblich ftärferen Bruchteil der Bauftellenpreife würden 
Straßentoften von der Höhe wie eben angegeben natürlih in ben 
Heineren Orten ausmachen, wo die Bauftellenpreife niedriger find; aber 
hier pflegen wiederum eben auch die Straßentoften erheblich niedriger zu 
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fein. So erwähnt ber Jahresbericht für 1905 des Heſſiſchen Zentral⸗ 
vereing für Errichtung billiger Wohnungen (Darmftadt), daß ſich 3. 2. 
in den Gemeinden Lampertheim und Groß-Gerau, „zwei Gemeinden, 
die felbft Induſtrie Haben und fehr nahe bei großen Induſtriezentren 
liegen, die Breife für parzelliertes Baugelände auf 1,50—2,50 M ein» 
ihließlih Straßentoften” ftellen (NB. Sperrung durch uns!) 
Gemeint ift ganz offenbar der Preis pro Quadratmeter. Dahingeftellt 
muß bleiben, wieviel von den Straßenfoften etwa die Gemeinden jelber 
übernehmen, fo daß diefer Bruchteil nicht auf die Bauftellen fiele. 

Nach alledem glauben wir zufammenfaffend behaupten zu Tönnen, 
daß man jedenfall unsre hohen Bauftellenpreife in den Außenbezirken 
der Städte im allgemeinen auch nicht entfernt durch die Straßenkoften 
und den landwirtfchaftlichen Wert des Landes erflären kann — was 
übrigens für jeden, der die Verhältniffe auch nur ein wenig lennt, von 
vornherein nicht zweifelhaft fein konnte. 


3. Laſſen fih die Bauſtellenpreiſe and der höheren Rütlichkeit 
des Stadtbodens oder ald Grundrente erflären? 


Wenn wir nun nach Vorſtehendem weiter nad) Erflärungen für 
bie Bauftellenpreife in den Außenbezirken fuchen, fo wenden wir ung 
zunähft um Rat und Hilfe an die nationalölonomifche Wiffenfchaft. 
Nicht ala ob diefe ſchon das hier vorliegende befondere Breisproblem auf- 
geflärt hätte, aber fie hat doch mit außerordentlicher Mühe allmählich 
allgemeine Gefebe der Preisbildung und Preisbewegung aufgefunden 
und feftgeftellt, die für zutreffend gelten, und es ift ſchwer zu 
benfen, daß etwas, da3 mit ſoviel Mühe und Scharffinn herausgearbeitet 
worden ift, nit auch in unfrem Falle mwenigftend einigermaßen 
Geltung befigen follte. Sehen wir alfo zu, was die Preislehren der 
Rationalölonomie, foweit fie hier etwa einfchlagen könnten, fagen! 
Ganz allgemein wird von der volkswirtſchaftlichen Wiſſenſchaft unter- 
ſchieden gwifchen den Preifen bei freier Konkurrenz in dem betreffenden 
Güterzweig und den Preifen bei Vorliegen eines Monopoles. Bon den 
erfteren Preifen wird gelehrt, daß fie um die Produftionstoften des 
betreffenden Gutes gravitieren oder eigentlich um die Koſten, welche bie 
Reproduktion einer gleihen Menge desfelben Gutes verurfacht; dabei 
wird nod) der an fich wichtige, Hier aber nicht näher zu erörternde Unter» 
fhied gemacht zwifchen Gütern, die um die niedrigften bei ber betreffen- 
den Bedarfädedung vorkommenden Produktionskoſten und Gütern, Die 
um die höchſten ſolchen Koften gravitieren. Bon den Monopolpreifen 
Dagegen iſt befannt, daß fie ſich weit über die Herftellungstoften erheben 
fönnen, und dasſelbe gilt für ben Fall, daß zwar nicht eine direkt 
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monopoliftifche Vereinigung ber betreffenden Süter in einer Hand vorliegt, 
fondern nur eine befhränfte Konkurrenz, fei es, Daß Die betreffen«- 
den Güter von Natur felten find, fei es, Daß durch irgend welche ſonſtigen 
Umftände eine wirklich freie Konkurrenz in dem betreffenden Güterzweige 
nicht möglich ift. Wir glauben nun, daß fich auf Grundlage diefer aner- 
kannten Lehren auch die Bauftellenpreife in den Außenbezirken ber Städte 
erflären laffen, ja darüber hinaus ein fehr großer Teil der ftäbtifchen 
Bodenpreisfrage überhaupt. Mit anderen Worten: wir glauben, daß 
die genannten Bauftellenpreife in der Hauptſache fich auflöfen teil in 
relativ hohe Produftionstoften hei der Beſchaffung der Bauftellen, teils 
in Breisauffchläge, die jich aus einer mehr oder minder monopolähnlichen 
Preisgeftaltung erflären. Und wir glauben weiter, daß an beidem, an 
ben hohen Produktionskoſten wie an ben monopoläfmlihen Preisauf- 
ſchlägen unfer von Grund auf verfehrtes Stadterweiterungsfyften den 
wejentlichften Teil der Schuld trägt, und daß wir daher aud mit 
einer Anderung diejes Syſtems ganz anders billige Bauftellenpreife be= 
fommen könnten. Dieſe Anfichten wollen wir in den folgenden Ab⸗ 
ſchnitten und bem nädjften Kapitel verfechten. Ehe wir jedoch das tun 
Lönnen, müſſen wir in diefem Abjchnitte zwei falfhe Erflärung3- 
verſuche der Bauftellenpreife in den Außenbezirken zuurüdmweijen, 
nämlich den Verſuch, diefe Preife einfach aus der Höheren Nützlich— 
leit des Stadtbodens fowie den, fie als Differential» 
Grundrente zu erflären. 

Wenden wir und zunächft zu dem eriten diefer beiden Berfuche. 
Wenn fid) das Aderlanb um eine anwachſende Stadt in Bauland und 
nachher in Bauftellen ummandelt und fchließlich bebaut wird, fo liegt 
die Behauptung nahe, daß es ein weit größeres Maß von Nüplichkeit 
für ung erlangt hat, al3 e3 vorher beſaß. Man kann biefes Höhere Maß 
von Nüglichleit namentlich in folgenden Momenten finden: erftend 
hat fi) die Zahl der Neflektanten, der Konfumenten für diefes Land 
außerordentlich vermehrt; zweitens befinden fich unter ben Kofumenten 
de3 Landes nun ganz anders zahlungsfähige Leute — Inhaber von 
Geſchäften aller Art — als vorher, wo das Land nur als Aderland in 
Betracht kam; drittens endlich wird das Bedürfnis, um das es fi 
Handelt, nämlich da3 Bedürfnis nah einer Wohnung oder einem 
Geſchäftslokale, mit Hilfe des in Frage kommenden Landes für die bes 
treffenden Konſumenten vollftändig befriedigt, während das Land ala 
Aderland nur einen mäßigen Ausfchnitt aus dem Nahrungsbedürfnis 
der gleichen Zahl von Menfchen zu befriedigen vermochte. Faffen wir 
die Sache unter dem Geſichtspunkte der Nachfrage zufammen, fo 
fann kein Zweifel fein, daß mit ber Ummanbdlung von Aderland in Bau⸗ 
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ſtellen, die Nachfrage nach dieſem Lande gewaltig zunimmt, ſowohl in 
betreff der Zahl der Nachfragenden wie in betreff des Vorhandenſeins 
einer beſonders zahlungsfähigen Schicht unter ihnen, wie endlich und 
vor allem in bezug auf die Schätzung, welche die Nachfragenden 
dem Lande entgegenbringen. Zwar kann man auch hier in bezug 
auf dieſe ganze Auseinanderſetzung gewiſſe Einwände erheben, 
aber wir wollen über ſie weggehen und als bewieſen annehmen, 
daß in der Tat mit der Umwandlung von bisher nur als Ackerland 
in Betracht kommendem Lande in Bauſtellen dieſes Land an ſich eine 
gewaltige Erhöhung ſeiner Nützlichkeit erfahren habe. 

Gehen wir nun von dieſer Annahme aus, ſo erſcheint es zunächſt 
als etwas überaus Natürliches, ja beinahe Selbſtverſtändliches, daß das 
Land mit dieſer Umwandlung auch einen weſentlich höheren Preis erlangt. 
Oder ſollten wir denn etwa nicht für etwas, das ſo viel mehr wert 
geworden iſt, auch erheblich mehr zahlen? Und doch ſtellt ſich die Sache 
bei näherer Betrachtung micht ala fo einfach und ſelbſtverſtändlich her⸗ 
aus. Gewiß ftehen der Grad der Nüglichkeit eines Gutes für und und 
fein Preis in Beziehung zueinander ; wir werben gleich unten nod) darauf 
fommen. Aber andrerfeits fteht doch feft, Daß wir jedes Ding fo billig wie 
möglicd) zu erlangen fuhen und daß wir im allgemeinen für feines mehr 
zahlen al3 wir müffen. Wenn nun aber Güter niedrige Herſtellungs- 


koſten haben (einfchließlich des üblichen Unternehmergewinnes uſw.), 


wenn fie weiter jederzeit zu Diefen niedrigen Herſtellungskoſten jo der» 
mehrt wenden Tönnen, daß der ganze Bedarf an den betreffenden 
Gütern, wenn er nur diefe Herftellungsfoften zu zahlen fähig und willig 
ift, gededt werden kann, und wenn endlich freie Konkurrenz in den be» 
treffenden Güterzweigen herricht, fo daß die Güter auch wirklid) immer 
in der ben genannten Bedarfe entfprehenden Menge hergeitellt unb 
angeboten werden — wenn alſo da3 alles der Tall ift, fo werden 
nach dem feititehenden Sabe von Angebot und Nachfrage die betreffenden 
Güter auch niedrige Preife haben, nämlich Preife ungefähr im Betrage 
ber Herftellungstojten, mag die Nüglichfeit diefer Güter für und auch 
noch fo groß fein. Schließlich find das ja nationalökonomiſche Gemein- 
pläte, und wir brauchen deshalb auch nicht viel Belege dafür anzuführen. 
Eifen ift gewiß von außerorbentliher Nütlichkeit für uns und fleht 
doch jehr niedrig im Preiſe, weil eben die genannten Borausjegungen 
zutreffen; mit Getreide, Kohlen, Papier ufw. uſw., furz einer unüber« 
jehbaren Menge von Gütern ijt e8 nicht anders, von den fogenannten 
freien Gütern wie ber Luft und teilmeife auch bem Waffer, deren Her- 
ftellungstoften gleich Null, deren Angebot aber praftifch gleich unendlich 
ift, ganz zu ſchweigen. Bon dem fpeziellen Einfluffe etwaiger Syndilate 
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u. bgl. fehen wir hier natürlich ab. Kurz, wir lönnen die Sache drehen 
unb wenden wie wir tollen, die Nüglichkeit eines Gutes allein führt 
noch zu keinem hohen Preife, es müfjen vielmehr noch andre Umſtände 
hinzukommen: entmweber hohe Herſtellungskoſten oder Beſchränktheit 
des Angebotes, fei e8 infolge von Natur gegebener, fei e3 infolge durch 
bie Menſchen und ihre wirtjchaftliche, gefellichaftlihe und politifdye 
Drganifation erſt geihaffner Verhältniſſe. 

Diefe allgemeinen Wahrheiten finden nun natürlich aud) auf Die 
Bauftellen din den Wußenbezirten der Städte Anwendung; ed ift 
wenigfteng fein Grund einzufehen, warum das nicht fo fein follte. Es 
folgt, baß auch bei diefen Bauftellen ihr hoher Preis aus der größeren 
Nüglichleit des Baubodens gegenüber dem Aderboden allein gewiß 
nicht erflärt werden Tann, — und das ift ja das, was zu beweiſen war. 

Man kann vielleicht noch einwenben, daß im vorliegenden Falle 
ja nicht fo jehr die Höhere Nützlichkeit an ſich den höheren Preis erflären 
folfe, wie ihr Eintreten bei ein- und demſelben Gute, wie e8 eben durch 
das Vorrüden des Ackerbodens zum Bauboden gegeben fei. E3 ift 
inde3 nicht einzufehen, was das an der Sache ändern foll. Die Käufer 
werden ſich dadurch nicht abhalten Taffen, dag Gut auch in dieſem alle 
fo billig wie möglich zu kaufen, und unter ben Borausfehungen niedriger 
Herftellungstoften, unbeſchränkter Vermehrbarkeit zu dieſen Koften und 
freier Konkurrenz werden fie es auch tatfächlich billig befommen, wie 
body auch dir Nüglichkeit des Gutes für fie geftiegen fein mag. Vielleicht 
werben die Käufer am Anfang, wenn fie noch nicht recht. über die 
Sachlage unterrichtet find, höhere Preife zahlen, aber mit der ge- 
fteigerten Konkurrenz der Berläufer untereinander müfjen diefe wieder 
fallen. 

Wir brauchen übrigens unfre Anfchauung keineswegs nur auf bie 
Theorie zu fügen, wir können auch tatfähliche Belege für ben 
Boden jelber anführen, wenn auch diefe naturgemäß jelten find, ba 
bei dem Herrfchenden Syſtem unfrer GStadterweiterung unb ber 
ganzen Natur der Sache im allgemeinen eben in Bauftellen nicht 
freie Konkurrenz fhattfindet und gegenwärtig auch ganz unnötig 
Hohe Herftellungstoften der Bauftellen auflaufen. In dem Referate 
„Wohnudgsfrage, Wohrungsreform und die wirtfchaftlichen Momente‘, 
da3 Dr. Philipp Stein — Übrigens im allgemeinen durchaus ein 
Gegner unſrer Anfhauungen über die Beftimmungsgrände der Bau- 
Rellenpreife — nachträglich für den I. Allgemeinen Deutfchen Wohnungs- 
tongreß geliefert hat, finden wir folgende interejjante Stelle (S. 430 des 
Rongreßberichtes): „Es iſtkein Ratur-ober Wirtfhaftsgefek, 
daB Baulanb höher im Werte ſtehe als Aderland (bie 
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Sperrung rührt von ums Her!), für ſtädtiſche Berhältniffe bildet es 
eine Regel. In Dörfern mit vorzüglichem Wderboben und einer 
Aberateßen Zadl von Gchöften kehrt ſich das Verhältnis um, wie id) 
in einer Dorjgemeinde im Tauums fefikellen founte“ Rum, da haben 
wir dech die Sache! Wenn and die Nüglichleit des Baubodens in 
dieſen faule nicht entiernt je bach auzuichlagen if wie unter ſtädtiſchen 
Teenkiratiien, ie dandelt es ich dech immerkin chen um Banboden. 
Re derſelde aber dier sjtcnber im rrelarım grsiger Fülle zu haben ift 
wur Km Derieliungifeien jeöxm’ıli} ganz gerimg itmd, jo yermag and) 
Ru EIER NEE guhrre Aügl-t fer Um wicht u eızem höheren Preije 
za nerrihe Wr Pirllerde erden dreres Bevotel we wicht ganz 
Kir Wr werden Deizlb yerıtır hin ax das Berlin des 17. unb 
I Weteeumierrd Aus um gar auf Zemnz je Wadgenden Ferkhungen 
wem Tzı\ Woig: „rue mm) Meisicnpiirege iu Berlin unb 
Rum Nuryere’ me mer, ME Ne me De dei 17. uud 
mei % zen? um pre IS SIrchenerr or weiter Jeit Berlin 
zig mei, Ye Someterurruenz Yerduns 3 öfrenZoherechtliches 
Verduiit Rai ım) un Re Hrerzuter Ühirden eriedigt mmuıbe. 
Zu u Are ne mehren Nermi zicye Nam anızde, meir es 
wu mun ee m Miencumem Werige ham, zei ailsrdumge jum 
zeigen Tetic ne mal mer, Der Ieeryenr Beigerz erme zum Wder- 
RE Drnemmen! Re Merten wurden am die Seninfingerw artiweder 
Tr Aug ARE gun; amtunſt Gage Kill mem vielleicht 
gen, N Nee gene, met ine zen Sairchumeem rogeiesie um alew 
Wuckrne nn an Rn orniteuniken Senn Iencme Bulin?, gewam 
gzuwamen, n Ru zuf ie Vermrzung re Banfieier gen Ye 
Quungen meegungen we? Tab Nee amuureee nilig er mie 
gr Baumeoe Send Miremigc Te Rum mr Eiorien von je 
am U Ni: Teen zer Quweitmeser nmeree werden nme 
u NE IT His Bayern tr > Sn ned Seren? Mariirile? 
Ar vn Arme mid zur mei Rum por Genen, ımd Sach 
zurrur > ir m Bern un Meter un Scet AIR Ne RerETÄeNTEe 
Du mine Ste Sir Berıın em rm Sale Froelriät 
Rs Brunn, 1 S. xrets mad ty Ienamemer. 

SPUID ARE ern mic wet auf ed Side Ro meiitkcher ug 
Nenn nm er Re me Me Iukremecaier ehrrerem Wrde 
Myensurr Mer Burmrmertes Mir IL. Iama x Neier heit 
wien Buy Ne Rande s U, mem Kur zug „me “lerne, je 
air ze Ye Zusiy etniierne Zoe, I ne Sınonramerzeii ze INGE 
> u m Tu SAY zur recherne SU Kemmer, NE DEE 
wenui.tein TEEMaUTL cr wer er ZN uf DRM eikregem i 
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Aber infolge der befondren Berhältniffe und Vorkehrungen dort, die man 
aus den eben genannten Ausführungen erfehen möge, herrjchte dort 
im Jahre 1894, auf welches Jahr etwa ſich die Ausführungen und 
Preisangaben beziehen, ein fehr ſtarkes Ungebot an Bauftellen, und der 
Erfolg war, daß in der fogenannten Innenftabt (die jedoch hier einfach 
ben ſtädtiſchen Kern bedeutet, nicht etwa nur bie innerfte Stadt) der 
Bauftellenpreis nur 80 5 bis 3,50 M betrug und fein balbiges 
Fallen auf etwa 1 46 für den Quadratmeter an allen nicht verkehrs⸗ 
reihen Straßen erwartet wurde. Alſo auch hier ift e3 nichts damit, 
daß die höhere Nützlichkeit des Baugrundes für fih allein 
ſchon zu einem höheren Breife zu führen vermöcdte. Die Straßenher- 
ftellungstoften müfjen übrigens nad) den gleichfalls in den Wielfchen 
Ausführungen ſich findenden Angaben für jehr gering hier angenommen 
werden. 


Wir könnten noch mehr Belege anführen, Doch werden dieſe 
genügen. 


Auf der andren Seite wird freilich niemand leugnen lönnen, daß 
mit dem Borrüden des Aderlandes zur Bauftelle eine gewaltige Preis- 
erhöhung gegeben fein Tann, baß die Möglichleit für fie gefchaffen 
ift. Wir haben oben auf die Momente Hingemiejen, in denen man bie 
größere Nüblichkeit der Bauftelle gegenüber einem gleichen Stüd Ader- 
boden zu fuchen Hat und haben gezeigt, daß dieſe Momente zugleich 
eine gewaltige Steigerung der Nachfrage nad) dem betreffenden 
Lande bedeuten. Große Nachfrage bedeutet aber nah ben aner- 
fannten Sätzen ber Nationalölonomie bie Möglichkeit hoher Preife. 
Ob aber diefe Möglichkeit zur Wirflichleit wird, das hängt von 
ben Rerhältniffen des Angebotes ab. So wenig wie biefe Verhält- 
niffe allein — 3. B. etwa hohe Herjtellungstoften oder monopoliftifche 
Bereinigung der Güter im einer Hand — Hohe Breife zu fchaffen 
vermögen, wenn eben nicht gleichzeitig eine zahlung3fähige und zahlungs- 
willige Nachfrage vorhanden ift, fo wenig ſchafft die Nachfrage allein hohe 
Preiſe, wenn ihr ein entjprechendes, reiches und freied Angebot auf der 
Grundlage niedriger Herftellungstoften entgegentritt. Es bleibt alfo 
Dabei: die bloße Tatſache der Umwandlung von Ader- 
land in Bauftellen alleinvermagdie hohen Preife diefer 
legteren nicht zu erflären. Um dieſe Preiſe und damit 
die fürdterlide Au3- und Zufammenpreffung unfrer 
fädtifhen Bevölkerung zumege zu bringen, müffen auf 
der Seite des Angebotes befondbere Umftände vorliegen, 
welche die rüdfihtslofe Ausnutzung diefer Nachfrage 
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bedingen und ermöglichen. Und in der Tat: es iſt ſo! Wir 
werben diefe Umftände fennenlernen!— — 

Die andre Frage, ber wir und nun zumenben müſſen, ift die, ob 
man den Bauftellenpreis ald Grundrente erflären fann. 
Wir treten damit in ein fehr ſchwieriges Kapitel der voll3wirtfchaftlichen 
Wilfenichaft ein, und ba es una natürlich nicht möglich ift, in dieſem 
Nahmen hier in alle Tiefen der Grundrentenlehre einzubringen, fo 
müfjfen wir uns damit begnügen, in aller Befcheidenheit einige Argu- 
mente vorzutragen, weshalb unfres Erachtens der Bauftellenpreis wenig⸗ 
flens in gemiffem Sinne nicht Grundrente fein kann. 

Was ift Grundrente? Was verfteht bie volfswirtfchaftliche 
Wiffenfhaft unter diefem Ausdrud? Sie verfteht im allgemeinen 
darunter denjenigen Teil vom Ertrage eine Grundftüdes, der übrig 
bleibt nad) Abzug fämtlicher Bewirtfchaftungstoften ſowie der üblichen 
Verzinfung der auf dad Grundftüd zur Bewirtfchaftung verwendeten 
Kapitalien, alfo einen Ertragsteil, der gemwiffermaßen rein ein Entgelt 
für die natürlichen Kräfte des Grundſtücks if. Es ift felbftverftändlich, 
dab in einer Bolfswirtfchaft des Verkehrs und des Geldivejend mie 
unfrer ſich diefer Ertrag, diejes Entgelt weiter umfegt in einen Preis, 
den das nadte Grundftüd an ſich nach Abzug der darauf verwendeten 
Kapitalien ufw. hat. An diefem Sinne kann man von dem Preife der 
Bauftellen. ald von Grundrente reden, indem klar ift, daß diefer Preis 
bi3 auf einen mäßigen Bruchteil das Entgelt für das nadte Stüd 
Land, ohne alle weiteren Verwendungen darauf, ift. In diefem Sinne 
alfo ift der Bauftellenpreig in.den Außenteilen unfrer Städte ficher 
zum großen Teile Grundrente, nur find wir mit diefer Erkenntnis fehr 
wenig gefördert. Wir haben damit nur aufs neue feitgeftelft, was ja 
ohnehin ſchon feititand, daß eben für das nadte Land an ſich bei diefen 
Bauftellen bedeutende Beträge bezahlt werden; aber warum das fo 
ift, darüber haben wir damit noch nichts erfahren. Wir müffen tiefer 
in die Grundrentenlehre eindringen, um zu erfennen, ob und wieweit fie 
uns Darüber Auffchluß zu geben vermag. 

Wenn man die Hauptfälle der Örundrente, welche die Wiſſenſchaft 
aufführt, durchmuftert, fieht man bald, daß hier zwei ſehr verfchiedene 
Dinge unter dem einen, eben angegebenen allgemeineren Begriffe 
der Grundrente vereinigt find. Einmal nämlich der Fall, wo bie 
betreffenden Grundſtücke, auf denen die Güter, die ben Ertrag geben, 
produziert werden, felten find im Verhältnis zur zahlungsfähigen 
Nachfrage und damit dann auch die gleiche Seltenheit für die Güter ge- 
geben if. Daher natürlich bei diefen Gütern ein Preis erheblidh 
Aber den fapital» und Arbeitsaufwendungen unb eine daxaus hervor⸗ 
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gehende ſtarke Grundrente für dad Grundftüd, auf deſſen Seltenheit 
ja die des betreffenden Gutes beruht. Beifpiele: Weinlagen von 
feltener Güte, erſtklaſſige Geichäftslagen in größeren Städten u. dgl. m. 
Bum andren aber der Fall, mo die Grundftüde, auf welchen die be- 
treffenden Güter produziert werben, an fich nicht felten find im Ber» 
hältnis zur Nachfrage, wo aber die einen an der Produktion mitwirfenden 
Srundftüde billiger zu produzieren erlauben al3 die andren. Für diefe 
billiger produzierenden, vorteilhafteren Grundftüde fällt dann in. Form 
von Erſparnis an Produktionskoſten, auf bie Einheit des Produkts 
gerechnet, ein Ertraertrag ab, gleichfall3 eine Grundrente, der natür- 
lich aud) feinen Ausdrud in den Kaufpreifen der betreffenden Grund» 
ftülde findet. Übrigens vermögen diefe beiden Gründe der Grundrente 
natürlid) auch miteinander. fombiniert vorzufommen. Unter den Grund⸗ 
ftüden, die einen Ertraertrag liefern, weil fie felten find, können einzelne 
wieder bevorzugt fein durch billigere Produktionskoſten und deshalb 
noch einen weiteren Ertraertrag liefern. Und aud) da3 kann natürlich 
borlommen, daß zwar die Produlte felten find, nicht aber die Grund» 
fiüde, die fich zu ihrer Produktion eignen, daß aber ein Zeil diejer 
legteren doch Grundrente liefert, weil er in der: gefchilderten Weife in 
der. Produktion günftiger geitellt ift. 

Wir mollen die lebtere der beiden von und angeführten Arten 
der Grundrente Differentialrente und die andre, Die eritere, 
Monopolrente nennen, obwohl es fich bei dieſer natürlich keineswegs 
immer um ein richtiges vollitändiges Monopol zu handeln braudt.: E83 
leuchtet nun ohne weiteres ein, daß Ddiefe beiden Nenten doch zwei 
fehr verjchiedene Dinge find. Abgefehen von anderen Gefichtäpunften 
wollen wir nur darauf hinmweifen, baß die Differentialrente ala Ausdruck 
einer unter feiner Wirtfchaftsordnung fortzubringenden natürlichen Ver⸗ 
fchiedenheit in der Gunft der Produftionsbedingungen, foweit diefe in 
Grund und Boden liegen, erfcheint, während e3 fich bei der Monopolrente 
doch noch ſehr fragt, ob die Beſchränktheit der Güter, auf der fie 
beruht, eime natürlich gegebene oder nur eine durch Rechts- und Wirt» 
Ihaftsformen erzeugte ift. Der Differentialrente gegenüber wird daher 
die Reform im allgemeinen vor allem darauf ausgehen müfjen, fie 
ganz oder teilmweife für die Allgemeinheit einzuziehen; die Monopelrente 
wird fich Dagegen unter Umftänden — wenn fie eben eine Fünftliche iſt — 
überhaupt befeitigen laffen. 

Im folgenden brauchen wir und nun um die Monopolrente zus 
nächſt nicht weiter zu fümmern. Es Handelt fich für ‚uns hier um die 
Bauftellenpreife in den Mußenteilen unfrer Städte. Wir vertreten die 
Anſicht, daß ihre Höhe zum großen Teile auf eine .monopolähuliche 
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Stellung ber Land ver käufer zurüdgeht und gebenten biefe Anſicht 
im folgenden Abſchnitt näher zu begründen. Wir können umd brauchen 
alfo hier nicht gegen diefe Monopolanficht zu Felde zu ziehen. Dagegen 
leugnen wir, daß die Bauftellenpreife irgendwie weſentlich Differential» 
rente find, und das haben mwir Hier nun noch kurz zu begründen. 

Ehe wir das jedoch tun, fei hier noch eine Anmerkung gemacht. 
Wir find bisher bei diefer ganzen Erörterung von der Vorausſetzung 
der beftehenden Wirtſchaftsordnung mit ihrem Privateigentum an Grund 
und Boden ausgegangen, und wir. tun das auch weiter. Darüber aber 
kann kein Zweifel fein, daß unter einer fozialiftifchen Wirtſchaftsordnung 
biefes ganze Grundrentenproblem verſchwände oder wenigſtens eine völlig 
andre Geftalt annähme. Zwar würde die natürliche Verfchiedenheit der 
Produktionsbedingungen in bezug auf Grund und Boden und Die 
natürliche Seltenheit gewifjer Grundſtücke ſelbſtverſtändlich an fich nicht 
verfchwinden ; aber fie würden verfchwinden jedenfalls als Duellen von 
Ertraeintommen für einzelne, und etwaige fünftliche Seltenbeiten von 
Grundftücden, wie eben erwähnt, wohl überhaupt. Snfofern find aller- 
dings wohl die Kritiker im Nechte, welche die Grundrente im legten 
Grunde al3 ein Erzeugnis nicht der von ung angegebenen Umftände, 
fondern einfach unſrer herrichenden Wirtfchaftsordnnung bezeichnen. 

Sehen wir aber einmal von diefer Wirtfchaft3ordnung aus, fo ift 
nun die Frage gu beantworten: fann der Bauftellenpreis in 
ben Außenteilen unfrer Städte Differentialrente fein? 
Nach den oben gegebenen Darlegungen ift Differentialrente der auf 
das betreffende Grundftüd um deswillen entfallende Exrtraertrag, 
weil dieſes Grundftüd billiger zu produzieren vermag als das 
ungünfligfte fonft no an ber betreffenden Probultion mitwirfende 
Grundflüd. Unerläßlih ift alfo eine Vorzugsſtellung, bie billigere 
Produktion gemwährleiftet, und zwar muß e3 eine Vorzugsſtellung fein 
innerhalb der Grundftüde, welche dasſelbe Gut wie das bevorzugte 
das betreffende Grundſtück um deswillen entfallende Ertraertrag, 
noch fo bevorzugt fein vor Grunditüden, welche andre Güter produzieren 
— vielleicht weil es Monopolrente gewährt oder vielleicht weil es 
eine viel höhere Differentialrente trägt ala diefe —: der Grund feiner 
Differentialrente, wenn es eine folche Liefert, liegt immer nur in feiner 
Borzugsfiellung innerhalb der basfelbe Gut produzierenden (und 
auf den Markt bringenden) Grundftüde Ein Grundftüd Tann für 
mehrere Produftionen, bei beren jeder es Pifferentialrente trägt, in 
Betracht kommen; aber deswegen bleibt der Grund jeder einzelnen 
Differentialrente doch immer nur die Vorzugsftellung in der Produktion 
bor andren, dasſelbe Produkt erzeugenden Grunbdftüden. 
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Wenden wir nun diefe Überlegungen auf die Bauftellen in ben 
Außenteilen unfrer Städte an. Das Gut, dad mit Hilfe Diefer Bau⸗ 
ftellen produziert wird, find Wohnungen und Geichäftäräume, wie ſie 
in eben biefen Außenteilen üblich find. Gemähren nun diefe Bau⸗ 
ftellen bei der Produktion dieſes Yutes eine Vorzugsftellung, welche e3 
möglich madt, die Wohnungen uſw. auf den Bauftellen billiger herzu⸗ 
ftellen, ald e3 andren Produzenten möglich iſt, während der Preis 
gleichwohl mindeſtens die Heritellungsfoften diefer legteren Produzenten 
(einfchließlich des Ianbesüblichen Gewinnes) bedt, ja vielleicht iiberfteigt ? 
Und erflärt fi) aus diefer Vorzugsſtellung der Bauftellenpreis? Sehen 
wir zu! Es gibt doch nur drei Möglichkeiten für eine ſolche Vorzugs⸗ 
ftellung der Bauftellen: fie muß entweder vorliegen gegenüber dem 
bereitö bebauten Rande oder innerhalb ber Bauftellen untereinander oder 
gegenüber dem noch weiter draußen liegenden Lande, dem Baulande. 

Nehmen wir zuerit die erftie Möglichkeit. Die Nachfrage nach 
Bobnungen und Gejchäftsräumen, wie fie in den Außenteilen unfrer 
Städte üblich find, wird, mas den Boden angeht, gededt ſowohl durch den 
bereit3 bebauten Boden in ben Außenteilen wie durch bie Bauftellen. 
Man wird nun nicht behaupten können, daß die Bauftellen im ganzen 
irgendwie eine ſolche Vorzugsſtellung, wie eben dargelegt, gegenüber bem 
fon bebauten Boden einnähmen. Man fieht nicht, wie e3 dazu 
kommen Lönnte, daß auf ihnen Wohnungen oder dergleichen billiger 
folfen bergeftellt werden können, ala e3 feinerzeit auf dem fchon bebauten 
Boden möglich war. Natürlich) ift es möglich, ja fogar wahrſcheinlich, daß 
die Wohnungen billiger fein werden, weil die Bauftellen billiger 
find ala der bebaute Boden ; aber Dann haben wir eben die größere Billig- 
feit der Wohnungen uſw. erflärt, nicht aber den Bauftellenpreis. Trügen 
die Bauftellen dem bebauten Boben gegenüber Differentialrente, fo 
müßten fie umgekehrt teurer fein als Diefe. Dem bereits bebauten Lande 
gegenüber haben daher die Bauftellen im allgemeinen gewiß keine Vor⸗ 
zugsflellung, auf welche fich eine Differentialrente und in weiterem Ver⸗ 
laufe ein dementfprechender Preis grünben Tieße. 

Wir gehen über zur zweiten Möglichkeit, nämlich der, daß etwa 
unter den Bauſtellen felber Verfchiedenheiten vorliegen, welche e3 auf 
den einen möglich machen, die Wohnungen uſw. billiger herzuftellen 
als auf den andren, während doch ber Preis für die Wohnungen. ufw. 
auf beiden der gleihe if. In bezug auf die eigentlichen Haus- 
baufoften kann eine ſolche Verſchiedenheit nicht behauptet werben: 
man baut, von befonderen Berhältniffen abgejehen, auf der einen Bau⸗ 
ftelle einer Stadt fo teuer oder fo billig wie auf ber andren. Auch auf 
die Verjchiedenheit ber Lage ber einzelnen Bauftellen kann man ſich 
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hier nicht berufen. Sind bie Wohnungen ufw., die auf den verſchieden 
gelegenen Bauftellen errichtet werben können, gleich teuer — dad muß 
hier, wenn es fih um Pifferentiafrente handeln foll, vorausgeſetzt 
werben —, fo werben e3 auch) bie Bauftellen in den verſchiedenen Lagen 
fein, und dann ift es nicht abzufehen, wieſo Die eine billigere Wohnungen 
u. dgl. herzuftellen möglich machen foll als die andere. Sind aber 
bie Rreife der Wohnungen u. bgl. in ben verjchiedenen Bauftellenfagen 
verfchieben und bementjprechend dann aud die Bauſtellenpreiſe ver⸗ 
fchieben, fo haben wir es eben mit verfchiebenen Gütern zu tun, während 
Differentialrente dasselbe Gut und denjelben Preis, aber verſchiedene 
Produlktionskoſten vorausſetzt. 

Es bleibt endlich übrig zu ſagen, daß die einen Bauſtellen inſofern 
eine billigere Herſtellungen von Wohnungen uſw. des gleichen Preiſes 
erlauben als bie andren, als fie mit weniger Straßenkoſten belaſtet 
find, geringere Grundausgrabungskoſten verurſachen u. dgl. m. und daher 
auch höher bezahlt werden können. Selbft wenn man annehmen will, 
daß man hier in der Tat auf ein Stüd echte Differentialrente ftößt, 
fo ift doch mit Händen zu greifen, daß dieſes Stüd auch nicht entfernt 
ausreicht, das hier vorliegende Problem zu erflären. Auch die in der 
angegebenen Beziehung ungünftigften Bauftellen dürften im allgemeinen 
noch einen erheblichen Preis haben — moher erklärt fich aber diefer, 
ber doch auf feinen Fall mehr als Differentialrente angejehen werben 
faun? Uns fcheint aber, Die Sadye ift überhaupt anders anzufehen. Bei 
der Art der Umgebung unfrer Städte zwingen die Umftände doch nur 
ganz felten dazu, gerade fo beſonders jchwierige Bauftellen heran- 
zuzieken; in weitaus den meiften Fällen ift an viel bequemeren fein 
Mangel. Eine Notwendigkeit, gerade diefe ſchwierigen Bauftellen heran⸗ 
zuzichen, liegt alfo meift nicht vor und kann folglich auch nicht die 
Urſache der hohen Breife für die anderen, leichteren Bauſtellen fein, 
fondern die Sache liegt offenbar umgekehrt: weil aus andren Gründen 
die Bauftellenpreife hoch find, ift es möglich, auch recht ſchwierige und 
viel Koften verurfachende Bauftellen noch heranzuzichen. 

Wir lommen zu dem Geſamtſchluſſe, daß auch bei den Bauſtellen 
untereinander feine Rorzugsitellung vorliegt, welche eine Differential⸗ 
rente begründen fönnte. 

Aber, wird man uns einwenden: verehrter Freund, du ſiehſt 
den Wald vor lauter Väumen nicht! Die Vorzugsſtellung, kraft 
welcher die Vauftellen ibre hoben Breite haben, ift natürlich nicht zu 
fuchen gegenüber dem jchon bebauten Lande ober bei ben Bauflellen 
untireinander, fondern ſelbſtverſtändlich gegenüber dem noch weiter 
draußen liegenden Sande, dem Baulanie, das entweder überhaupt 
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noch nicht durch Straßen oder doch nicht durch im äffentlidh-rechtlichen 
Sinne anbaufähige Straßen aufgefchloffen und auf dem mithin zunächſt 
überhaupt noch Teine Bebauung möglich ift. Ganz recht: Hier liegt eine 
Borzugsftellung vor. Aber ift fie auch eine folche, wie fie zur Begründung 
einer Differentialrente notwendig ift? Das it zu prüfen. Bei ber 
Differentialgrundrente befommt man für ein Grundftüd um beömillen 
einen höheren Preis, weil man mit feiner Hilfe in der Lage ift, das 
gleiche Produkt billiger zu produzieren ald andre Produzenten, während 
man doc für das Produkt ben gleichen Preis wie diefe erhält. Hier aber 
find zunächft einmal diejenigen, denen gegenüber die Vorzugsftellung 
befteht, überhaupt noch nicht in der Lage, das betreffende Gut zu pro- 
duzieren, fondern es wird nur von ihnen erwartet, daß fie einmal in 
biefe Lage kommen. Aber abgefehen hiervon wäre es doc nur dann 
möglich, in den Produltionsverhältniffen biefer Fünftigen Produzenten 
eine Erklärung für die jegigen hohen Bauftellenpreife zu finden, wenn 
angenommen werden könnte, daß biefe künftigen Produzenten viel 
teurer produziren werden als die jegigen — mas anzunehmen aber gar 
fein Grund vorliegt. 

Nein, auch mit der Begründung bes Bauftellenpreifes in ben 
Außenteilen als Differentialrente nuf die Vorzugsftellung diefer Bau- 
ftellen gegenüber dem Baulande ift es nichts, und da wir fomit der 
Reihe nad) gefehen haben, daß man den Bauftellenpreis ala Differential- 
rente nicht auf den Vorzug vor dem bebauten Lande, ebenfo auch nicht 
auf die Vorzugsſtellung der einzelnen Bauftellen untereinander und 
endlich, wie wir eben fahen, auch nicht auf den vor dem weiter draußen 
liegenden Lande gründen Tann, fo ergibt fi, baß wir die Erflärung 
des Bauftellenpreifes in den Außenteilen als Differentialrente über- 
Haupt aufgeben müſſen, falls fich nicht noch irgendwo ein unvermuteter 
Stätpuntt findet. 

Wir fehen nur einen ſolchen Bunt, auf den man verſucht fein 
lönnte, ſich Hier zurüdzuziehen, nämlich, daß man fagt: die Bauftellen 
tragen zwar nicht fogleich mit ihrer Bebauung Differentialrente, aber 
mit fortfchreitender Entwidlung der Stadt rüden fie von der Peripherie 
des bebauten ®ebiete3 nah innen, und dann tragen fie eine folche 
Rente; der gegenwärtige Preis aber ift nur eine Vorausdiskontierung 
dieſes Tünftigen Ertrages. 

Es ift indes nicht fchwer, diefen Gedankengang zu widerlegen. 
Bir können uns hier nicht näher über bie Natur der hohen, auf ben 
Boden entfallenden Erträge in den mehr innen gelegenen Stadtteilen 
auslaffen; aber foviel läßt ſich doch immerhin jagen, daß aud) diefe 
Erträge ſehr wenig nach Differentialrente ausjehen, fondern daß fie 
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vielmehr den Charakter der Monopolrente zu haben jcheinen. Sind fie 
aber nicht Differentialrente, jo kann auch ein auf Vorausdiskontierung 
von ihnen berußender Preis nicht folhe fein. Außerdem aber trifft e3 
offenbar nicht zu, daß die gegenwärtigen Bauftellenpreife weſentlich auf 
Borausdisfontierung erjt fpäter zu erzielender Erträge und nicht einfach 
auf ben durch bie Bebauung ohne weiteres zu erlangenden Erträgen be> 
tuhten. Wäre erjteres der Fall, fo könnten im allgemeinen die in den 
erften etwa 5—10 Jahren oder länger nach der Bebauung einer Bau- 
ftelle aus dem Haufe fich ergebenden. Erträge den gezahlten Bauftellen- 
prei3 auch nicht entfernt verzinfen, fondern nur erſt ganz allmählich, 
im Laufe vieler Jahre könnte das eintreten. Es ift aber doch offenbar, 
Daß die Dinge nicht fo liegen, fondern daß im allgemeinen, von be- 
ſonderen Hauffe-Berioden der Bauftellenpreife abgefehen, die Breife der 
Bauftellen aus den Hauserträgen fogleich ihre normale Berzinfung finden. 
Wir vermögen baflir zwar jebt hier, kein befonderes, weitfchichtiges 
Material mehr durchzugehen und vorzuführen, zweifeln auch, daß es viel 
in ber Richtung gibt; allein unfre Behauptung kann wohl auch ohne das 
als bewiefen gelten. Zum mindeften wird man annehmen dürfen, daß 
im allgemeinen feine wejentliche Bermweifung der Bauftellenpreife 
für ihre normale Berzinfung auf die Erträge erft lange nach der Be— 
bauung eintretender Sahre ftattfindet. Nur auf ben einen Beleg 
wollen wir hier hinweiſen, daß nach Prof. U. Boigt*) — Übrigens einem 
heftigen Gegner von und in der Frage der Bodenpreisbildung — 
in der Praxis der höchſte Preis, den der Bauftellenfäufer überhaupt 
zahlen Tann, einfad durch den Hausertrag beftimmt wird — und wir 
vermögen in der betreffenden Stelle nicht zu fehen, daß ba von einent 
andren Ertrage als von ben ohne weiteres mit ber Bebauung zu 
erzielenden dic Rede wäre. 

Auh mit der Erflärung des Bauftellenpreifes als künftiger 
Differentialrente ift e8 fomit nichts, und fo ift ſchließlich der Schluß 
unausweichlich: ber Bauftellenpreis in den Außenteilen unfrer Stäbte 
läßt ſich überhaupt nicht als Differentialgrundrente erflären: er ift 
nit Differentialrente, er kann es nicht fein. Und bamit haben wir nun 
die negativen Beweiſe, bie wir hier zunächft brauchten, erbracht: die in 
Rede ftehenden Bauftellenpreife find im allgemeinen nicht zu erflären 
aus den Aderwerte und ben Straßentoften, fie find auch nicht zu er-- 
Hären einfach und allein aus der größeren Nüßlichleit bez Baubodens 
gegenüber dem Aderboden, fie find weiter nicht zu erflären als Dif- 
ferentialgrundrente und fie find endlich auch nicht zu erflären aus einer 


*) Kleinhaus und Mietlaferne. Berlin, J. Springer. 1905. ©. 95-97. 
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Verbindung von zweien biefer Momente oder aus allen breien zu- 
fammen. 

Den Schutt, der und den Zugang zur Pforte der richtigen 
Erkenntnis verjperrte, hätten wir damit glücklich abgefahren; nun gilt 
es, dieſe Pforte felber aufzubrechen, und das wollen wir im folgenden 
verfuchen! — 


4. Die Brobuttioustoften der Bauftelle. 


a) Einleitung und überſicht. 

Es ift ein anerfannter und übrigens auch felbitverftändficher 
Sat ber volfswirtfchaftlichen Wilfenfchaft, daß im allgemeinen Güter 
nicht dauernd unter einem Preiſe auf dem Marfte verkauft werben 
tönnen, der nicht wenigftena ihre Produftionskoften, zu denen auch ber 
landesübliche Gewinn der Unternehmer zu rechnen ift, bedt. Sinft der 
Preis längere Zeit unter diefen Betrag, fo werden eine größere Zahl 
Unternehmer die betreffende Produktion al3 nicht mehr lohnend aufgeben 
oder einfchränten, Dadurch wird das Angebot verringert, und der Preis 
muß wieder fteigen. 

Es fcheint uns, daß man bereit3 mit Hilfe diefes einfachen Sabes 
einen großen Teil des Problems der Bauftellenpreife in den Nußenteilen 
unfrer Städte löjen kann, wenn man nur die dburdh das herrfchende 
Syſtem unſrer Stabtermweiterung gegebenen Tatfachen fennt und richtig 
verwertet. 

Wer find die „Brobugenten” unfrer Bauftellen? Um wefjen Pro- 
dukttionskoſten kann e3 fich alfo handeln? Die Antwort auf diefe Fragen 
hängt von ber Art und Weife der Stabterweiterung ab. Wir haben 
int vorangehenden Kapitel gejehen, daß der Prozeß der Belchaffung 
und Verwertung von Bauftellen aus der eine Stadt umgebenden rohen 
Feldflur u. dgl. bei ung in der Hauptfache beforgt und betrieben wurde 
und wird ala „privates, auf Gewinn gerichtete Geſchäft von privaten, 
fpetulierenden Kräften“, und daß biefe Kräfte vor allem Die ſo— 
genannten Terrainunternehmer und daneben noch in einer Anzahl 
Fülle die Bauenden und bie Urbefiger waren und find. Dieſe Stellen 
haben auch die Koften ber Sache ganz oder doch bis auf mäßige 
Bruchteile getragen und tun dies noch heute, und um biefe Koften 
alfo Haben wir ung hier zunächſt zu befümmern, wenn wir von ben 
Produktionskoſten der Bauftellen reden. Wir laffen nun im folgenden 
die Fälle der Auffchliegung durch die Bauenden oder durch die Urbefiger 
ober aud) durch öffentliche Stellen zunächſt weg und werfen ihnen auch 
fpäter nur einen furzen Blid zu; in der Hauptfache halten wir und an 
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den Au, me 3 Beiharizug der Banüzlirn burk ber kegemsuniee 
Zerreisunteruchmer erieigt. Erumal if eſer Zeil augrrschentieh wer- 
Serärt umD imöbriendert im EEIeTER größeren Starten ankhemend 
surıkans ber hersvhende. Beitzr ade & au km Dei, mei wur dee 
temb im Dex anderen Ad-izu alichax) Karzude Üchernmesmente nerliigen. 
Unb enbiih gilt des, we3 für diejen Fell ausjuiihren iR, mit gastiien 
Veränderungen zum green Zeile auch für die amberen Fälle. 

Beides imb nun die PFıovufriousieten der Banfclie jür ben 
Zerreinunteruchuer? Sie iind im aligemrinem wir! jröger al} der Laie 
gewökuficd eunı amt. Da jind sunächt einmal die Jahluzgenfürden 
Erwerb bes Landes von beu Berbejigern, de jimb weiter öfters 
Veionbere bedeutende Zahlungen iür Tleine, aber zur Aufıchliekung 
ustwendige Laubfiüude, die, in der Hand beſonders karruädiger Bor- 
befiger, übernormal teuer bezahlt werden müllen Tazm ıretem umier 
Umfänden befondere Entjhäbigumgsgelder, etwa wenn Hupo- 
thelen vorzeitig gelöicht werben follen. Es Tommen weiter bie Boten 
der Straßenanlage in Betracht, foweit jie mach dem örtlichen 
Beñimmungen die Aufichließenden treffen, and natürlicd; weiter die Be⸗ 
Iafung ber Bauftellen mit often dadurch, daß die Stragenjläde 
aus dem nubbaren Lande wohl mei unentgeltlich ausſcheidet und 
daß die Geſamtkoſten mithin anf ein um jo viel Heineres Gelände ver- 
teilt werben müfjen. Es tretem jerner hinzu Die Koften, die entſtehen 
durh auflanfende Zinfen, indem unter den gegenwärtigen Um⸗ 
Ränden nicht zu vermeiden ift, daß bei der ganzen Aufichliekung ſchon 
frühzeitig, lange vor Berwertung der Bauftellen, erheblidhe Kapi⸗ 
talien in Der ganzen Operation jefigelegt werden. Theoretiſch richtiger 
wird man freilich einen großen Teil diefer Zinjen mit unter bie Yab- 
fungen au die Borbefiger buchen. Auch eine bebeutende Riſiko— 
prämie iſt zu rechnen, entfprechend dem ftarfen Rifilo der Terrain- 
amternehmer. Endlich ift natürlich die einzelne Bauftelle auch mit einem 
entiprechenden Anteil ber gefamten Berwaltungsfoften des ganzen 
Unternehmen? zu belaften. 

Wie man fieht, find ba3 unter den gegenwärtigen Umflänben 
der Stadterweiterung eine ganze und gewichtige Reihe von Boflen — 
aber freilich ift zu betonen: unter den gegenwärtigen Umjtänden 
ber Stadterweiterung! Schon hier fei gefagt, was im nächſten Kapitel 
ausführlicher dargelegt werben foll, daß fehr wohl ein anderes, vor allen: 
viel ftärfer öffentlich-techtliches Syftem der Stabdterweiterung benfbar 
ift und angeftrebt werden follte, bei dem dieſe Koften ganz außerordentlich 
zuſammenſchrumpfen würben. 
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b) Die Preiſe an bie Vorbeſitzer. 
Die Theorie des „ſchmalen Ranbes”. 


Es ift nun notwendig, ba wir auf Die angeführten Poften im 
einzelnen näher eingehen. Im allgemeinen Tönnen wir Dabei kurz 
fein; gleidy der erſte Poſten jedoch, die Zahlungen an die Bor- 
befißer, erfordert aus verfchiedenen Gründen eine ausführlichere Er⸗ 
örterung. | 

Der Terrainunternehmer muß ſich erft in den Beſitz des Landes 
fegen; von Haus aus ift dieſes im Beſitz der Urbefiter, die, wie wir 
im vorigen Kapitel feitgeitellt haben, im allgemeinen nicht auffchließen. 
Der Terrainunternehmer wird fein Land entweder von ihnen oder von 
irgendwelchen Leuten erwerben, die e3 ihrerfeit3 fchon in mehr oder 
minder fpetulativer Abſicht von den Urbefitern erworben haben. Dabei 
wird den Terrainunternehmern ein andrer Weg als der des freihändigen, 
gelegentlich aucd des Kauf bei einer Zwangsverſteigerung oder des 
Zaufches nicht offenftehen; auf jeden Fall aljo find fie darauf ange- 
wieſen, die feindliche Feſtung mit Hilfe des befannten mit Gold be- 
ladenen Eſels zu erobern. 

Die hoch mögen nun die Breife fein, welche die Terrainunternehnter 
an die Borbefiger und insbefondere bei Erwerb direlt von ben Urbefigern 
zahlen? Ziffern vermögen wir da nicht zu bieten; wir zweifeln auch, 
ob ed wefentliches brauchbares Material in Diefer Richtung gibt. Aber 
eine intereffante und wichtige Yeititellung können wir Doch machen: in 
früheren Jahren hat man in der Umgebung der anwachſenden Städte von 
den Urbefigern offenbar fehr vielfach noch recht billig kaufen können, 
neuerding3 dagegen fordern und erzielen ſchon dieſe Urbefiter mehr 
und mehr ſehr beträchtliche Preiſe. Eine ganze Reihe Beobachtungen, 
die wir im Lauf der Jahre über dieſen Gegenſtand gefammelt haben, 
flimmt in diefer Richtung überein. Nachſtehend einige Belege. 

In dem Gejchäftäbericht für 1902 der großen Heilmannſchen 
Smmobiliengejellihaft in Münden Heißt es u. a.:*) 

„— Um der Aufgabe (des dauernden Beſtehens) gewachſen zu fein, Haben 
wir unfer Altienlapital feinerzeit verdoppelt, und dieſes ſowie den größten 
Teil des Gewinnes wieder in Immobilien angelegt. Wir waren babei in ber 
glüdtichen Lage, große Terrains teils billig aus erfter Hand, teil3 ohne eigent- 
fihen Spekulationsaufſchlag zu erwerben. Dieje Gelegenheit ift überaus felten 
geworden. Ring: um München im meiteften Umkreis unterliegt heute ber 
private Terrainbefig fchon in erfter Hand durchgehends einer Bewertung, welche 


*) Angeführt nach dem “Berichte über den 1. Allgemeinen Dentſchen 
Wohnungskongreß, ©. 412. Vandenhoeck & Ruprecht, 1908. 
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bereits Die aus der künftigen Entwidlung erwachſenden Borteile mehr oder 
weniger eslomptiert und gegenüber ber Mühe und dem Riſiko ber Auffchließung 
nicht mehr den Gewinn bietet, wie die Mehrzahl unfrer Erwerbungen, bei 
deren Veräußerung zu mäßigem Preis wir immer noch gute Gewinne erzielen 
und auch den Käufern eine angemefjene Gewinnchance bieten fönnen. . . .‘ 


Weiter heißt es in der Urbeit von Dr. Mewes über „Bodenwerte, 
Bau- und Bodenpolitif in Freiburg i. B. während der lebten 40 Jahre 
(1863—1902)”*) auf Seite 73/74: 


„— Die Frage, wer die größeren Gewinne aus der Wertfteigerung des 
unüberbauten Bodens, namentlich bei feinem Übergang von Aderland zu Bau 
land, einftede, der Urbefiger (Landwirt) oder der Spekulant, welcher den ſteigen⸗ 
den Gebrauchswert des Landes erfenne und ausnube, wird fich für Freiburg 
allgemein kaum ficher beantworten laſſen. Da Hier außer Zufälligfeiten ledig- 
lid die Vorausſicht der Beteiligten entfcheidet, fo wird während der eriten 
Sahrzehnte unfrer Periode (1863—19%02) der etwas ſchwerfälligere, weniger 
orientierte Landwirt meift ben geringeren Anteil bavongetragen haben. In 
der neueren Zeit jedoch, wo der Gang der Entwicklung fehr viel klarer geworden 
ift, geben auch Landwirte ihr Gelände nur zu hohen Preifen her. Größere Ver⸗ 
mögensgewinne wird jebt alfo im allgemeinen nur mehr derjenige machen 
fönnen, der früher rechtzeitig und eventuell jErupellos zugegriffen hat. — Die 
Einzelbeijpiele 2 und 3 aus dem Gebiet der Waldfeeftraße zeigen, daß je nad) 
Sadjlage der größere Gewinn ſowohl dem Urbefißer wie bem Spekulanten 
zufallen fanı. — — —“ 


Und Prof. Andreas Voigt fagt in feinem Buche „Kleinhaus 
und Mietkaſerne“*) auf Seite 167/68 und 169 u. a.: 


„— Könnte man alfo ihn (d. 5. den Spekulanten) überhaupt ausfchalten 
und immer direft vom urjprünglichen Befiter kaufen, würde man dann nicht 
immer billiger laufen und aud) die Wohnungen billiger herftellen Tönnen? — 
Im Anfang vielleiht an einigen Orten, aber nicht immer und überall, und 
fiher nit auf die Dauer. Stellenmeife ift fchon heute der Bauer ein ebenſo 
guter Spefulant wie der Städter; jener weiß fehr wohl, was fein Boden dieſem 
wert ift, und wo er ed noch nidht ift, wird er bald fo „‚aufgeflärt” werden, wenn 
nicht durch Nachbarn und Käufer, fo durch die Bodenpolitifer felbft, wenn fie 
feinen Boden, um ihn im Preife niedrig zu halten, mit einer feinem zukünftigen 
Bert als Bauland entfprechenden Bauftellenfteuer belegen. — — — — — 


........ — Der Bauer der Zukunft wird nicht mehr wie die erſten viele 
genannten Schöneberger Bauern vom Steigen ber Preife überrafcht werben, 
fondern er wird lange vorher ben Beitpunft herannahen fehen, mo fein Boden 
einen beflimmten Wert erreicht bat, und wird wie der Spekulant fagen: Nicht 


*) Karlsruhe, ©. Braunſche Hofbuhdruderei. 1905. 2 -M 
*) Berlin, %. Springer. 1905. 
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unter dem und dem Preije.*) — Van wird dann allerdings nicht, wie es heute 
noch manchmal möglich it, Boden zu Gelegenheitspreifen unterm Wert dom 
Bauern erfichen können. Alle werben fpekulieren, unb die Preife bes Bobens 
werden dadurch früher als jegt zu fteigen anfangen, in den früheren Stabien 
der Entwidlung und daher au im Durchſchnitt höher ftehen; der Endiwert, 
der be3 baureifen Landes aber, wird dadurch nicht wefentlich berührt werden. —” 

Die Erklärung für diefen Unterfchieb zwiſchen früher und heute ift 
in ben angeführten Stellen ja ſchon angedeutet: in den früheren Jahr⸗ 
zehnten Tannte der Uxrbefiger die Möglichkeit, aus feinem Boden mit 
Hilfe der ftädtifhen Entwidlung Gold zu machen, nod) nicht recht und 
ließ fich daher den Vorteil von findigen Spefulanten aus der Hand 
winden; heute aber, nachdem die immer weitere Ausdehnung der Städte 
in ber öffentlichen Meinung ben Charakter einer regelmäßigen und not- 
wendigen Erfcheinung gewonnen hat und nachdem die ungeheueren &e- 
winne, bie fich auf Grund diefer Ausdehnung aus dem bisher ländlichen 
Boden ziehen Iaffen, allgemein befannt geworden find, glaubt auch der 
UÜrbefiger ſchon auf außerordentliche Preife für fein Land Anſpruch 
zu haben. Es eröffnen fich auf dieſe Weife, wenn wir nit zu ganz 
andren Grundlagen unfrer Stabterweiterung und unſres Bodenrechtes 
übergehen, die angenehmften Ausfichten für die Stabtbevöllerung ı 
fteigende Berteuerung des Bodens und der Mieten, immer jtärfere 
Abjperrung von der Natur, immer völligere Unmöglichkeit, dem er- 
barmungslojen Mechanismus der VBerteuerung der räumlichen Grundlage 
des ganzen jtädtiichen Daſeins zu entgehen! 

Daß die Zerrainunternehmer alſo jebt jehr häufig ſchon von 
den Urbefigern fehr teuer Taufen werden, ift wohl ficher. Kaufen fie 
aber nicht von diefen, fondern von irgendweihen Spekulanten, fo 
werden fie wohl auch nicht billiger, eher vielleicht teurer baranfommen. 

Wir würden indes unfre Aufgabe nur fehr fchlecht gelöft Haben, 
wenn wir ung mit ber einfachen Feftftellung begnügten, daß die Terrain- 
unternehmer mehr und mehr ſchon an bie Vorbefier für das Land hohe 
Preiſe zahlen müffen. Es erhebt fich vielmehr die Frage: woher fommen 
diefe hohen Breife? Bon Produktionskoſten kann Hier wenigſtens doch 
noch feine Rede fein, es handelt ji ja noch um den toben, 'unaufge- 
gefchlofjenen Ader, an dem noch gar nichts gejchehen ift. Und die Ant- 
wort, bie Prof. A. Voigt und andere zu geben geneigt find, daß ber 
Preis des rohen Aders einfach der vorausbisfontierte Wert des fpäteren 
bebauten Bodens jei, diefer letztere Wert aber wiederum einfach durch 
den Überfhuß der Mieten über die Baukoſten uſw. beftimmt merbe, 


*) Meyer (Sieben) a. a. D. ©. 36. 
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3c5 ee leggen Endes einjach die Mieten am den Preis bei als 
Fer’zra zu betrachtenden Aders befiimmten, — diefe Antwort if teime 
Nxzuert Demn dann fragt e3 rich cimjech weiter, wie es fommt, dafs 
ze W-rrem regelmäßig einen jolchen Überichws, der al Preis des Bobenz 
se errıi:en if, gewähren, und Darani gibt es Dann oitenbar feine andre 
Xırzor: ei2 die, daij tie bies beöhalb tum, weil der Bodenpreis zu ben 
ırerzNzen PRrodulrionsloiten der Robmung gehört und dieſer Teil 
der Frorzkimmslohen ın dem Wartıpreis der Vohnungen jo gut 
= Ne endrem Teile jene Tedung finden mub. Warum aber bieier 
zeit Der Brodultionslohten der Wobnungen, nämlich dic Bodenpreife, 
2 ka icıd, des eriahren wir auf vie Art nicht, und wir ſind aljo 
see der angeführten Antwort ungerähtr jo weit wie zwor. 

Reim, um hier eine genügende Erflärung zu jinden, mu man tiefer 
= das Zatiahenmaterial eindringen Tas erfordert nur freilich eine 
emwas weuer ausholende Erörterung, und ihr können wir uns — jo 
ger wir es auch täten — hier nicht entziehen. ir bojien indes dafür 
durch ein wichtiges Srad Erkenntnis belohnt zu werden. 


* $ 
$ 


. 2 


Es :# eine jeititehende vollswirtidbaitlihe Wahrheit, daß Güter, 
biz moropoliitiich in einer oder wenigen Dänden vereinigt jind oder 
die doch wenigſtens nur einer jebr beichräntten Konkurrenz umter- 
lizgen, weit über ihre Frodultionsloften im Preiſe Reigen fönuen, und 
Dies wird auch tatjählih mei der all jein, wenn jich eine ſehr 
kart, dringlidhe und zahlungsjäbige Nachirage auf tie richtet. Weiter 
it aud das nicht wunderbar und bedarf feiner beionderen Erllärung, 
DaB Güter, von denen mit Sicherheit oder doch wenigitiens Wahrfchein- 
Iihleit angenommen wird, daß jie in abichbarer Zeit in eine joldhe 
monopolähnlicdhe Stellung einrüden werden, jchon lange Zeit vor⸗ 
her emen erhöhten Preis haben, indem ihr fünftiger Wert vorans- 
disfontiert wird. Wir glauben nun, daß man mit Hilfe diefer beiben 
Züge das hier vorliegende Problem ſehr wohl löjen fann, aber es 
wird freilich gelten, zu diefem Ende die Tatiachen genau auseinander- 
zulegen. 
Um das bereit3 bebaute Gebiet unfrer Städte und teilweiſe in 
dieſes hinein lagert jich ein mäßiger Borrat von fertigen Banftellen: 
öfters ih jogar auch jo gut wie fein joldyer Vorrat vorhanden. An 
diefe Bauftellen bzw. direft an das bereit3 bebaute Gebiet ſchließt 
fi) dann unmittelbar da3 noch unaufgeichlojiene Land. Wir be- 
Haupten nun, daß die Bejiger des zunächſt auſchließen— 
den fhmalen Randes dieſes nodh unaufgefhlofjenen 
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GelänbesfihineinermonopolähnlihenG&tellunggegen- 
über der Nachfrage befinden oder doch mwenigftend in 
einer Stellung, wo fie nur einer fehr beſchränkten Kon- 
furrenz ausgefegt find. Die Tiefe diefes „schmalen Randes“ 
möchten wir, bei größeren Städten wenigſtens, etwa foweit bemeffen, 
wie üblicherweife, wenn e3 zur Auffchließung kommt, der Straßenbau 
hinauserftredt wird. 

Wiefo Haben nun bie Befiger dieſes Landſtreifens eine monopol- 
ähnliche Stellung? Zunächſt befinden fie fih, in unferen anwachſenden 
Städten wenigſtens, einer ftarfen und dringlichen Nachfrage gegen- 
über. Die wachſende Bevölkerung will und muß unterfommen, und 
fie vermag an und für ſich auch, wenn es eben nicht anders gebt, 
ziemlich hohe Preife für den Boden aufzubringen, zumal wenn fie 
nah Art unſres Mietlafernenfyftem3 in großen Haufen auf relativ 
Heinen Landftüden zufammengepfercht wird. Damit, in welcher konkreten 
Form die Nachfrage nach dem Gelände dieſes fchmalen Randes auftritt, 
wollen wir uns hier nicht abgeben — genug: fie ift vorhanden, jie ift 
ſtark, fie ift dringlich, und fie ift zahlungsfähig. 

Der Nachfrage gegenüber ftehen zunächſt die fertigen Bauftellen. 
Aber ihr Borrat ift im allgemeinen nicht fo ſehr groß, wir werden 
Davon weiter unten noch reden; und in ben meiſten Fällen werden 
einige Jahre Wachstum der betreffenden Stadt genügen, um ihn völlig 
aufzuzehren, oft fogar ein viel geringerer Zeitraum. Natürlich wird 
diefer Zuftand völligen Aufgezehrtfeins der fertigen Bauftellen, in 
größeren Städten wenigſtens, in der Regel nicht eintreten: ehe es 
fo weit fommt, wird weiter aufgefchloffen. Aber daraus ergibt fich eben 
ohne weiteres, daß in dieſen Fällen eine ſtarke Nachfrage nad) unauf⸗ 
geichloffenem Lande, da3 fich zur baldigen Auffchliegung eignet, herrſcht, 
trogden noch ein größerer Vorrat an fertigen Bauftellen vorhanden ift. 
Wo aber fein ins Gewicht fallender VBorrat an fertigen Bauftellen 
zwiſchen dem Bedürfnis der wachfenden Bevölkerung und feiner Be- 
friedigung fteht, da ift natürlich erſt recht eine ftarfe und dringliche 
Nachfrage nach unaufgejchloffenem Lande zur baldigen, ja zur fo- 
fortigen Aufſchließung vorhanden. Für diefe Nachfrage nach unauf- 
geſchloſſenem Lande zwecks baldiger Heranziehung zur tatfächlichen 
Auffchliegung und Bebauung fteht nun aber, ſoviel wir zu fehen ver- 
mögen, praltifch jemweild nur das Gelände unfres fchmalen Nandes 
und auch dieſes im einzelnen Augenblide längſt nicht vollftändig zur 
Verfügung. Das über den fchmalen Rand hinausliegende Gelände 
kommt aus einer Reihe von Gründen praftifch faft nicht in Betracht, 
und aus einer weiteren Reihe von Gründen fcheiden aus dem Gelände des 
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ſchmalen Randes felber im gegebenen Augenblide eine Anzahl Stüde 
aus. Eine Reihe weiterer Umftände endlich bewirken dann noch eine 
befondere Befeftigung der Stellung ber Beſitzer des verfügbar 
bleibenden Reſtes. 


Wenden wir uns erft der Behauptung zu, dab jeweild das über 
den Shmalen Rand hinausliegende Gelände praftifd 
im allgemeinen nit in Betracht kommt. Dafür gibt es ver- 
fchiedene Gründe. 

Zunächſt würde biefeg Gelände, auch wenn e3 gleichzeitig oder 
noch vor dem vorgelagerten, direft an Die fertigen Bauftellen bzw. 
das bereitö bebaute Gebiet anfchließenden unaufgefchloffenen Lande 
aufgefchloffen und auch mit dem bereitö bebauten Stadtgebiete in 
dirette Verbindung gejeßt würde, doc nur in geringem Umfange zum 
Berlaufe ald Bauftellen kommen, folange eben nicht das vorgelagerte 
Gelände aufgeihhloffen und wenigſtens einigermaßen bebaut ift. Bor«- 
ausjegung ift dabei natürlich, daß neben dem in Rede ftehenden ent 
fernteren Gelände auch näheres, im Tchmalen Rande gelegenes zur Be⸗ 
bauung zur Verfügung fteht. Denn unfere jtädtifche Bevölkerung hat 
eine ftarfe Abneigung dagegen, in ifoliert ftehende, vom geichloffenen 
bebauten Ortsgebiete durch längere unbebaute Streden abgetrennte 
Straßen und Häufer zu ziehen, und da3 ift auch ganz erflärlich. 
Das Gefühl der perjönlidden Sicherheit, insbefondere bei Aus— 
gängen abends und nachts, ift unter ſolchen Umſtänden weit 
geringer, und das fällt namentlih für ben weiblichen und 
den jugendlichen Teil der Bewohnerſchaft doch ſtark ins Gewicht. 
Ferner ift natürlid auch die einfache Entfernung von allem, 
worin man auf Das bereitö bebaute Gebiet angemwiefen ift — von 
dort wohnenden Belannten, Verwandten, von ben Amtöftellen, Schulen, 
Läden uſw. uſw. — an und für fich ein großer Übelftand, zumal foldhe 
ifoliert gelegene Anfiedlungen wohl meift zunächſt nur nad) einer 
Seite einen rechten Zugang haben werben, nach den andren ſich 
alfo überdies noch bedeutende Umwege notwendig machen. 

Privatdozent Dr. Adolf Weber in Bonn bat fich in feinem, 
bon una ſchon im vorigen Rapitel erwähnten Buche „Über Bodenrente 
und Bodenfpefulation in der modernen Stadt“*) gegen dieſe Anſchauung 
fowie auch gegen einige weitere Gründe gewandt, bie wir ſchon früher 
in einem im Drud erfchienenen Vortrage über ‚Die ftäbtifche Boden- 
frage” **) für bie monopolähnliche Stellung des „ſchmalen Randes“ 


*) Leipzig, Dunder & Humblot, 1904. 
**), Göttingen, VBandenhoed & Ruprecht, 1904. 50 9. 


Siebentes Kapitel: Die Bildung der Bodenpreife ufm. 286 


angeführt Hatten. An der hierher gehörigen Stelle feines Buches, 
auf Seite 89/90, fagt er folgendes: 

„Der Einwand wird entkräftet durch Hinweis auf die tatfächlichen Ver⸗ 
bältniffe. Wohl allen Städten find einzelne Karree® und einzeln ſtehende 
Häufer vorgelagert. Die Unannehmlichleiten und Gefahren der Einwohner finb 
nicht größer, fondern geringer ald die mit dem Wohnen in dunklen Gaffen unb 
Hinterhäufern im Innern der Stadt verbundenen. 

In Münden wurde e3 fogar während ber erften Hälfte des 19. Jahr⸗ 
hunderts als ein Übelftand beklagt, daß die entfernteſten Teile der Straßen⸗ 
anlagen wegen des wohlfeileren Ankaufspreiſes der Bauplätze mit Gebäuden 
beſetzt wurden, während für die Ausfüllung der großen Zwiſchenräume bis zu 
den der Stadt nähergelegenen Bauten nach dem Verhältnis der Bevölkerung und 
des Bedürfnifſes kaum jemals eine Hoffnung gegeben ſei (v. Renauld). Und 
damals gab es nicht einmal Straßenbahnen! — — — — — — — — 

Allein dieſe Ausführungen beweiſen nicht, was ſie beweiſen müßten, 
um eine Widerlegung zu fein, nämlich daß feine ſolche Abneigung ber 
Bevölkerung gegen ijolierte Straßen und Anfiedlungen draußen im 
freien Felde befteht, wie wir behauptet haben, oder doch nicht in 
folder Stärke, daß dadurch ein wirfliches wefentliches Hindernis für 
die Heranziehung des über den fchmalen Rand hinaus gelegenen &e- 
ländes zur Auffchließung gegeben jei. Gewiß kommen wohl beinahe 
überall in unfren Städten, wie Dr. Weber jagt, vorgelagerte „einzelne 
Karrees und einzeln ftehende Häuſer“ vor. Aber Dr. Weber hat nicht 
nachgewieſen, daß dies in einem Umfange und in einer Art und Weiſe 
der Fall fei, woraus man den Schluß auf Nichtbeitehen der in Rede 
ftehenden Abneigung zu ziehen hätte Bis dieſer Nachweis erbracht 
ift, find mir berechtigt anzunehmen, daß es ſich Hier eben um Aus- 
nahmen handelt, die fich Durch befondere Verhältniffe erflären iverben. 
Weiter, wenn Dr. Weber anführt, daß die Unannehmlichkeiten und 
Sefahren in unſrem Fall nicht größer feien, fondern geringer als die 
mit dem Wohnen in dunklen Gaffen und Hinterhäufern im Inneren 
der Städte verbundenen, fo kann die Richtigkeit diefer Behauptung an ſich 
Dahingeftellt bleiben. Aber angenommen, e3 ift jo, wie Dr. Weber 
fagt: fo beweiſt das doch noch gar nichts für den vorliegenden Fall. In 
die dunklen Gaffen und Hinterhäufer muß die Bevölkerung ziehen, 
leider! es bleibt ihr meift feine Wahl. Im vorliegenden Falle da⸗ 
gegen Handelt e3 fich doch um die Frage, ob, wenn man zunächſt 
einmal annimmt, daß die Bevölkerung die Wahl hat zwifchen An- 
ſiedlung auf dem unmittelbar anfchließenden und dem entfernter Tiegen- 
den, tfolierten unaufgefchloffenen Gelände, dann fchon ihre eignen 
Gewohnheiten und Neigungen dieſes letere in hohem Grabe aus. 


ſchließen. 
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Übrigens können wir für unfre Anficht von der Sache zwei 
Zeugniffe von Männern aufführen, die niht uns in ber Auf 
faffung der ftädtifchen Bodenfrage nahejtehen, ſondern Herrn Dr. Weber, 
nämlich von Prof. v. Philippovich und Prof. Andreas Boigt. 
Eriterer fagte ala Korreferent bei den Berhandlungen über die Woh- 
nungöfrage des Vereins für Sozialpolitit in Münden i. 3. 1901 
u. a. folgendes :*) 

„Wir Haben es mit dem am fchwerften zu überwindenden Faktor im 
menjchlichen Leben, mit der Gewohnheit und Bequemlichkeit, in erfter Linie zu 
tun. Das Publikum ſchätzt die Annehmlichkeit des Wohnens in dichter befiedelten 
Gegenden auffallend Hoch ein, denn der Verkehr wird dadurch erleichtert, die 
Ermerbsftätten find rafcher aufgefucht, Baufen können benügt werden, um nad 
Haufe zu kommen, der Unterricht der Kinder, die Verforgung ber Küche; die 
Erledigung der Einkäufe für den Haushalt gehen glatter und, was aud nicht 
unterfchägt werden darf, billiger vor ſich al3 bei entjernterem Wohnen. 

Darum drängen ſich die Mieter in den zentralen Lagen mehr zufammen. 
Ich bin der Überzeugung, daß eine Unterfuchung der Zahl leerftehender 
Wohnungen in fonzentrifchen Ringen um den Stadtmittelpunft eine Zunahme 
der Leerftehung in dem Maße der Entfernung von diefem Mittelpunfte ergebe. 

Nur wenn gute und billige Berlehrsgelegenheiten vorhanden find, wenn 
bie Neigungen und Gewohnheiten der Mieter, in entfernteren Wußenlagen zu 
wohnen, fchon entwidelt find, wenn die Verforgung von Küche und Haushalt 
und die Erziehung der Kinder nicht zu ſchwer vor ſich geht, wenn die Straßen, 
deren Beleuchtung, Waſſer⸗ und Kanalifationsverhältniffe einigermaßen gut 
durch bie Stadtverwaltung geregelt find, kann der Außenboden einen beftinmenben 
Einfluß auf die Mietwerte der inneren Stadtteile, wenigftend in einem be- 
ſchränkten Maße ausüben. ..-.. 22er ne ....... 


Nun ſind aber ſelten jene allgemeinen Wohnbedingungen in den Außen⸗ 
lagen befriedigende, weil die Verkehrsmittel nicht nach allen Richtungen hin 
gleichmäßig gut entwickelt werden, weil der Straßen⸗, Beleuchtungs⸗ und 
Kanaliſationsaufwand ſeitens der Stadtverwaltungen möglichſt eingeſchränkt 
wird. Die Folge davon iſt, daß die hemmende Wirkung der von den Außen⸗ 
böden ausgehenden Konkurrenz nicht raſch und nicht ſtark genug eintreten kann. 
Sind aber dieſe Bedingungen befriedigt worden, dann haben die Innengründe 
immer noch den Vorteil voraus, daß die Mieter daſelbſt an Verkehrskoſten 
erſparen und den Wert ber Nähe zum Arbeitsplatz veranſchlagen. Für das 
‚gefchäftliche Leben endlich ift der Außenboden nur in fehr geringem Maße eine 
Konkurrenz, nämlich nur dort, mo fich bereits geſchäftliche Zentren. auögebildet 
haben, wie dies in Wien mit einigen von der ganzen Stadt aus beſuchten 
Straßenzügen der Fall if. Im übrigen aber hilft es einem Geſchäftsmann 


* Schriften des Bereins für Sozialpolitif. Bd. 98, ©. 50 und 51. 
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nicht, wenn er an der Peripherie für ein Lolal nur 200 Fl. Jahreszins bezahlen 
muß, für welches er im Innern ber Stabt 1000 Fl. bezahlen müßte, denn es 
liegen bier vollftändig getrennte Märkte vor. — — —“ 

Und Prof. A. Boigt bringt in feinem fchon mehrfach er- 
wähnten Buche „Kleinhaus und Mietlaferne” auf Seite 94, 95 und 
138 u. a. folgende Stellen: 

„— Ber reine Bauunternehmer, der nicht zugleich auch Bobenfpefufant 
iR, kauft Bauftellen zur fofortigen Bebauung, aljo meiftens unmittelbar an 
der Bebauungsgrenze. Weiter hinaus im freien Felde wird er fich ſchwerlich 
zu bauen entichließen, jelbft wenn die erforderliche Straßenanlage vorhanden 
ift, weil ein ifoliert ſtehendes Haus fchlecht zu vermieten ift und daher nicht 
auf vollen Ertrag rechnen Tann, bis die Rüden zwifchen ihm und der Bau« 
grenze ausgefüllt find. ... 2... rennen 
Jeder vernünftige Bauunternehmer wird die Lücken zu meiden fuchen, weit fie 
ihm nur Schaden bringen, da die Wohnungen, felbft einer noch nicht voll 
ausgebauten Straße, fich ſchwerer vermieten, alfo leichter leer ftehen bleiben 
oder ſich mit niedrigeren Mieten begnügen müffen, als die einer lüdenlofen 
Gtraße. Der „Lückenbau“ ift alfo ein unvermeidliches Übel für die Unter⸗ 
nehmer, leineswegs ein Vorteil bringender Spefulationstrid. Je näher ſich 
ein Bauunternehmer an ſchon beftehende unb bewohnte Miethäufer anfchließen 
Iann, defto lieber ift e8 ihm. Bon „zahlreichen Kompleren” von Bauland, die 
innerhalb der Bebauungsgrenze unbebaut Tiegen bleiben, wie Eberftadt *) 
behauptet, wird außer ihm wohl niemand etwas bemerft haben. Wo in einzelnen 
Füllen ein größeres Bauterrain unbebaut bleibt, hat es immer befondere 
Gründe und äußerft felten fchlägt das Liegenbleiben zum Vorteil der Beſitzer aus. 
Gewiß, Grundftüde bleiben Jahre und Kahrzehnte — Jahrhunderte kann man 
hinzufügen — unbebaut liegen, aber boch nur folche, die nicht baureif find, an 
deren Bebauung niemand noch denkt, weil feiner in ein weit von ber Ne 
bauungägrenze im Felde ftehendes Miethays ziehen würde.” ......... 

Nach alledem glauben wir trog Dr. Weberd Widerfpruh an 
unfrer Anſchauung feithalten zu follen. 


Ein zweiter Grund, um ba3 über den fchmalen Rand bin- 
aus gelegene Gelände für die Auffchließung zunächſt nicht recht in 
Betracht kommen zu laffen, liegt in ben bedeutenden Koften der ver- 
bindenben Straßenanlage, die dann notwendig wäre. Um über den 
ſchmalen Rand hinauszuflommen, müßten die weiter draußen Liegen- 
den doch immerhin ein ganzes Stüd Verbindungsftraße ſchaffen, und 
daß eine folhe Straße nach unfren beutfchen Begriffen von Straßen- 
herfiellung nicht billig werben würde, zumal wenn fie als einzige 


*) internationaler Wohnungskongreß. BDüffeldorf. ©. 77. 
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Zuſakrt zu einer größeren Kolonie dienen foll, it anzunehmen. „Ein 
einziger Kilometer neuer Straße von etwa 20 Meter Breite mit 
gutem Pflafter”, fagte Cherbiirgermeifter Lchler-Halberfiadt 1904 auf 
dem IV. preußifchen Etädtetag, „erfordert unter gänftigen Serhält- 
nitfen ohne Grunderwerb ein Anlagelapital von 200000 .#.” Ent- 
weder nun find Die Draußen Auffchließenden überhaupt im Beige auch 
bes vorliegenden Landes, fo daß jie das Land für die Verbindungsſtraße 
und an ihr nicht beſonders zu erwerben brauchen. Tarın können fie fich 
Durch Auffchliegung des Landes längs der Berbindungsitraße ſchadlos 
halten. Aber diefer Fall wird, aus verichiedenen Gründen, felten 
fein. Ju der Regel wird derjenige, der jenjeit3 be3 fchmalen Randes 
auffchließen will, dad Land für bie Verbindungsſtraße nnd an ihr 
erft befonder3 erwerben müſſen, und das wird ihm leicht jo viel Toften, 
daß aus dem Grundbefig an der Berbindungsitraße Teine Dedung mehr 
für die Koften dieſer herauszufchlagen ift — vorausgejegt, dab Dazu für 
den draußen Auffchliegenden überhaupt eine Möglichkeit vorliegt. Iſt 
auh am Ende diefes ganze Moment nicht fo außerordentlich Hoch zu 
veranfchlagen, jo fällt es doc immerhin in die Wagſchale. 

Veit wichtiger als diefe beiden eben angeführten Momente jind 
jedoch, fchägen wir, zwei weitere, übrigens miteinander verbundene: 
nämlid die große rehtlihe Schwierigkeit, um nicht zu fagen 
Unmöglichkeit, ohne die Einwilligung der Beſitzer de3 
ſchmalen Randes überhaupt an das Dahinter gelegene 
Land heranzufommen, und weiter die Straßenbaupolitif 
unjrer Gemeinden. Gehen wir zuerft auf das erfigenannte Diefer 
beiden Momente ein. 

Wenn da3 über den ſchmalen Rand hinaus gelegene Gelände auf- 
geichlofjen werden foll, fo ift es jelbftverftändlich, daß dazu Verbindungs⸗ 
ftraßen nötig find, die den ſchmalen Rand durchkreuzen. Sind nun 
bie Befiger des fchmalen Randes mit der Sache einverftanden und 
geben fie da3 für die betreffenden Verbindungsſtraßen nötige Land 
freiwillig ber, fo ift die Sache ja gut. Aber in der Regel werben 
fie nicht einverftanden fein und das zu den Straßen nötige Land 
nicht fo ohne weiteres hergeben. Iſt das Hinter dem ſchmalen Rande 
gelegene Land in der Hanb anderer Befiger, jo haben bie vorliegenden 
Beſitzer des ſchmalen Randes natürlich das dringende Intereſſe, Diefe 
drohende Konkurrenz auszuschließen. Sind fie aber felber die Beſitzer 
des weiter hinten liegenden Landes, fo werben fie auch dann fehr oft 
gewichtige Gründe haben, diefes Land zunächſt vom Marfte fernzu- 
Halten. Berlauften fie e3 an Fremde zur Aufſchließung, fo hätten fie, 
wenn fie auch durch den Berlauf einen Gewinn machten, fich doch eine 
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Konkurrenz für ihr vordere Land auf den Hals geladen; und das 
gleiche wäre ber Fall, nur ohne Berlaufögewinn, wenn fie felber das 
hintere Land auffchlöffen. Kurz, mir werden weitaus in der Mehr⸗ 
zahl der Fälle damit rechnen müfjen, daß die Befiter des fchmalen 
Randes das zu den PVerbindungsftraßen zu der Auffchliegung weiter 
hinten nötige Land nicht ohne weiteres hergeben. 

Natürlich wird man es ihnen, wenigftens wohl in vielen Fällen, 
ablaufen können, entweder indem man nur dad zu den Verbindungse 
ftraßen nötige Band kauft oder indem man das ganze Land ber Beſitzer 
be3 fihmalen Randes erwirbt und fich fo den Zugang nad Hinten 
eröffnet. Aber das dürfte in ber Regel jehr große Geldopfer erfordern, 
und wenn dann auch glüdlich der Zugang zu einem größeren Stüd 
Gelände eröffnet ift, fo verfperrt dieſes Doch jeinerfeit3 wieder big 
zu einem gewiſſen Grade den Zugang nad) weiter Hinten und das 
Spiel kann leiht von neuem beginnen. 

Es fragt fich alfo, ob es nicht Mittel gibt, die Beſitzer des ſchmalen 
Randes zur Abtretung des für die PVerbindungsftraßen benötigten 
Landes zu zwingen. Bunädft fommt da natürlich das Enteignungs- 
recht auf Grund der Spezialgefebe über Entziehung oder Beichränfung 
des Grundeigentum in Trage Aber im vorliegenden alle dürfte 
e3 im allgemeinen verfagen. In den Enteignungsgefegen von Preußen 
md Sachſen wird als Borausfegung der Enteignung gefordert das 
Vorliegen eines Öffentlichen Intereſſes bei dem Unternehmen, zu 
deſſen Gunſten enteignet werden foll, und ähnlich dürfte es auch in 
ben andren YBundesftaaten ftehen; das bayriſche Enteignungsgefeh 
vollends ift anerlanntermaßen überhaupt durchaus veraltet und un- 
zureichend. Nun beftreiten wir gewiß nicht, daß die Sorge für eine 
richtige Stadterweiterung, daß die Auffchließung weiter Bauflächen 
ein in hohem Grade dem öffentlichen Nupen dienende3 Unternehmen 
tft, aber das ift Leider nicht die herrſchende Auffaffung. Es ift ja 
vielmehr gerade der Jammer in unfrer Stadterweiterung, daß dieſes 
Geſchäft, obwohl es nah Anerkennung feines öffentlichsrechtlichen 
Charakters und nach Anwendung durchgreifender Zwangsgewalt 
förmlich jchreit, Doch Bisher in feinen michtigiten Teilen be- 
handelt wird wie ein andres privates Geihäft aud. Einen aus- 
führlichen Beweis dafür haben wir ja im vorigen Kapitel erbradit. 
In unfrem bier vorliegenden Falle handelt es ji um bie Ermöglichung 
ber Auffchließung von Land jenfeit3 des fchmalen Randes. Welches 
im allgemeinen find die Stellen, welche das zu unternehmen in Betracht 
kämen nad) dem gegenwärtigen Stande unfrer Verhältniffe? In ber 
Hauptſache body private Stellen: Terrainunternehmer, Bauende, hin 
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und wieder auch Urbejiger. Dieſen privaten Stellen in einem etwaigen 
Streben auf Aufichliegung des hinteren Landes zu Hilfe zu kommen 
duch Erzmingung der Berbindungsftraßen durch den ſchmalen Rand 
hindurch, dürfte felbft Heute noch der herrjchenden Auffaffung bei unfren 
Berwaltungsbehörden, Gemeinden, Gerichten uſw. nicht als eine Durch das 
Öffentliche Wohl geforderte Handlung, fondern einfach als eine Bor- 
fchubleiftung für private Intereſſen erfcheinen. Und in dieſer Be— 
leuchtung gefehen bietet der vorliegende Fall natürlich feine Möglichkeit 
zur Anwendung des Enteignungsrechtes! — 


Daß unter befonderen Umftänden das Enteignungsrecht für 
Straßenanlegung auch in unfren Yalle hier auch nach der bisher herr- 
fhenden Anſchauung anwendbar erfcheint, bejtreiten wir nicht, 3. ©. 
wenn für die betreffende Straße ein befonders ſtarkes Verkehrsbe⸗ 
dürfnis Spricht oder vielleicht auch, wenn zur Beleitigung eines alten, 
ſtarken Wohnungsmangels die Auffchliegung neuen Baugeländez jenjeit3 
des ſchmalen Randes nötig und ohne Enteignung nicht zu erzielen ift. 
Aber da3 find Ausnahmen, der gewöhnliche, regelmäßige Yall wird 
dadurch nicht betroffen. 

Kun kann man freili das Recht, eventuell zwecks Anlegung 
von Straßen zur Enteignung des nötigen Landes zu fchreiten, nicht 
nur auf die beionderen Enteignungsgejege ftüben; es gibt außerdem 
auch noch Spezialbeftimmungen, welche bier einfchlagen. So fagt vor 
allem das preußifche Straßen» und Baufluchtengefjeg von 1875 in 
8 11, indem e3 fich auf den Termin der Offenlegung de3 ordnungsgemäß 
feftgejtellten Planes von Fluchtlinien bezieht, im legten Satze: „Geich- 
zeitig erhält die Gemeinde das Necht, die durch die feitgefegten 
Straßenfludtlinien für Straßen und Plätze beftimmte Grundfläche bem 
Eigentümer zu entziehen.” Und in dem Allgem. Baugeſetz für das 
Königreihh Sachſen vom 1. Juli 1900 heißt ed in 8 67: 

„Wenn 

a) zur Verbreiterung, Gerabelegung oder Fortjegung ber für ben 

inneren Ortsverlehr beftimmten Straßen, Wege und Pläße, 
b) zur Anlegung und Durchführung neuer dergleichen, 
(c—f betreffen andre Sachen) 

Grundeigentum erworben oder eine Grunddienftbarfeit auferlegt werden muß, 
fo Tann auf den durch die Baupolizeibehörbe zu vermittelnden Antrag ber 
Gemeindevertretung mit Genehmigung bed Minifteriums de3 Innern, auch 
wider Willen des betreffenden Eigentümers, gegen Entſchädigung Das benötigte 
Grundeigentum enteignet und bie Dienftbarleit auferlegt werben, foweit bies 
im öffentlichen Intereſſe geboten erfcheint.” 


Und ähnliche Beſtimmungen mag e3 aud) in andren Bundesftaaten geben. 
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Allein auch mit diefen Beſtimmungen ift im vorliegenden Falle 
nicht viel gefchafft. Einmal ift das jo verliehene Enteignungsrecht doch 
auch an gewiſſe Vorausfegungen gebunden, von denen es zweifelhaft 
ift, ob fie in unfrem Falle immer erfüllt fein werden. In der oben 
angeführten preußifchen Beſtimmung z. 8. ift vorausgefeßt, daß für die 
zu enteignenden Straßenftüde ein ordnungsgemäß feitgeftellter Flucht- 
linienplan beftehft — eine Borausfegung, die namentli in kleinen 
Gemeinden gewiß oft nicht für alle Teile des ſchmalen Randes er- 
füllt ift. Weiter und vor allem aber ift nach der preußischen Beſtimmung 
nur die Gemeinde enteignungsberechtigt, und es ift wohl ſehr fraglich, 
ob e3 überhaupt irgendwo in Deutfchland eine gejegliche Beftimmung 
gibt, abgefehen von den allgemeinen Enteignungsgefehen, nad) der 
Land für die Anlegung ftädtifcher Straßen in ben Außenbezirken ent- 
eignet werden Tönnte, ohne daß der Enteignungäberecdhtigte die &r- 
meinde märe oder mwenigftend ihr Einverſtändnis notwendig wäre. 

Werden aber die Gemeinden geneigt fein, die ihnen fo auf Grund 
von Spezialbeitimmungen etwa zuſtehende Enteignungsbefugnis zu- 
gunften des hier vorliegenden Falles, nämlich der Schaffung von Ber- 
bindungsftraßen durch den fchmalen Rand hindurch zur Auffchließung 
de3 weiter hinausliegenden Landes, fleißig zu gebrauden? Im all» 
gemeinen wohl faum. Einmal widerſpräche das doch außerordentlich 
den Tendenzen ber Straßenbaupolitif, die unfre Gemeinden überhaupt 
treiben und auf die wir fogleich unten zu fprechen fommen. Zum 
andren aber darf, wie ſchon im VI. Kapitel Seite 168 erwähnt worden 
iit, bei den Gemeinden überhaupt feine große Neigung angenommen 
werden, ohne dringende Not zur Enteignung zu greifen. Dafür ift 
der dazu nötige Prozeß viel zu umftändlih und dafür find nament- 
lih die Ungemwißheit über die am legten Ende aus der ganzen Operation 
erwachfenden Koſten und die Gefahr, daß dieſe fehr hoch auslaufen, 
viel zu groß. Es bleibt fomit Dabei, daß auc mit der Enteignung 
auf Grund diefer Spezialbeftimmungen im vorliegenden Falle praftiich 
nur wenig zu maden ift. 

Breilih geben wir nicht nur gerne zu, fondern möchten jogar 
felber darauf aufmerffam machen, daß wir und mit diefen ganzen Aus— 
führungen über die Unzulänglichleit de3 Enteignungsrechtes im vor- 
liegenden alle auf einem etwas fchwantenden Boden bewegen. Un 
ein wirklich ficheres Urteil zu ermöglichen, müßte man nicht nur bie 
Geſetzgebung — und zwar nicht nur die eigentlichen Enteignungsgejeße 
— genau und umfaffend durchmuftern, fondern fi) auch über ihre 
Handhabung und Auslegung einen genauen Überblid verfchaffen. Diefe 
ganze Aufgabe vermocten wir natürlich Hier nicht zu Iöfen. Wir 

Die Wohnungsfrage und das Reich, 8. Heft. 16 
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tonnten nur auf Grund unfrer allgemeinen Kenntnis der Vorgänge in 
der Stadterweiterung und der allgemeineren Beſtimmungen und Ans 
jchauungen über Enteignung in Deutſchland urteilen, glauben jedod) 
nicht, daß wir gerabe weit von der Wirflichfeit abgeirrt find.*) 

Unterftellen wir aber einmal unfre eben entwidelten Anſchauungen 
als richtig, fo ift damit auch da3 Hier in Rede flehende weitere 
große Hindernis feftgeftellt, da3 der Heranziehung des über den jchmalen 
Rand hinaus gelegenen Landes als Konkurrenz zu biefem fchmalen 
Rande enigegenfteht. Man fommt eben an diefes jenfeit3 des ſchmalen 
Randes gelegene Gebiet nicht heran, weil es nach den Derzeit ge⸗ 
gebenen Berhältniffen faum möglich ift, wider den Willen der Be- 
fiber des fchmalen Randes Berbindungsftragen durch diefen hindurd,- 
zulegen. 

Endlich aber ift das jenfeit3 des ſchmalen Randes gelegene Land 
auch noch aus einem vierten wichtigen Grunde ausgeſchloſſen und 
diefer Tiegt in der Straßenbaupolitil unjrer Gemeinden. 
Anderswo ala an einigermaßen ordentlich hergeftellten Straßen lann 
bei uns in Beutfchland im allgemeinen nicht gebaut werben (vgl. 
oben S. 193%), ob aber ſolche Straßen entitehen, das hängt nicht 
nur von den Aufichließenden, fondern auch von der Einwilligung der 
Gemeinden ab. Sie fönnen, wie wir oben auf Seite 196-9 
geiehen haben, die Entſtehung ſolcher Straßen verhindern: indirelt 
durch Wichtfeftiegung von Fluctlinien und direlt durch Nichtge⸗ 
nehmigung der Ausführung auch joldher Straßen, welche durch 
Fluchtlinien oder Bebauungspläne vorgejeben find. Auch dürften die 
Gemeinden in dem ihnen gut jcheinenden Gebrauche diejer Befugniſſe 
duch Rechtsmittel uſw. tatjächlich nur wenig geflört werden können. 
Im übrigen behandeln wir hier und naditchend die Sache fo, al3 


*, Ser Dr. X Beber-Bonn bat aud bicr wiederum in jeinem fchon 
oben zitierten Wuhe „Über Bodenrente und Yonxnipefularion in der modernen 
Etax“ S. 89 a W- unire Anihauung brüriten, die wir in dem gleichjall3 
bereit3 oben erwähnten gedrmdten Vortrege itan IM angevu:et hatten. Aber 
Hert Dr. Weber mitt aud bier wieder nid: en Kern der Sche. Er begmügt 
sh mit, weiter Anitauung gegenüber cut die ritebenivn Enteignungsgeiege 
Kizizreiien wm) meint, daB die preufiise Regierung das preußiiche Gere wicht 
allzu eng anilege Aut dieſe Darlezırzen räber einzusehen, enibrizt jih nach 
deu skin Uni’iirungn im Torte. Nur Darauf mod!en wir hinweiſen, daß 
Herr Dr. Beber ui dem enricheitenden Funlt, ob nach der gegemmwärtigen Be⸗ 
kanizez um’ Sizermetternng Die Enteignung für Sıraßenanlegung in 
ven Aufenbesitten überheert als ein iem diientlichen Kupgen dierendes 
Unterurhsern im a. :czeeinzen angeichen krixd, gar mih: gelommmen if. 
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ob immer nur die Gemeinden bie in Rede ftehenden Befugniffe zu 
handhaben hätten, obwohl das ſchon in der I. Inſtanz nicht immer 
und in ben weiteren gar nicht zutrifft. Uber wir glauben mit Hecht 
annehmen zu dürfen, baß, foweit andre Stellen mitzureden haben, dieje 
fich bisher im allgemeinen von den gleichen Rüdfichten leiten laffen, 
die wir nachftehend für Die Gemeinden darlegen, Und deswegen ftellen 
wir eben einfach nur auf diefe leßteren ab. 

Bei den Gemeinden herrfht nun aber im allge» 
meinen zunädft einmal die Tendenz, den Vorrat an uns 
bebauten, aber anbaufähigen Straßen in ziemlich engen 
Grenzen zu halten, und die Gründe hierfür find auch nicht jo 
ſchwer einzufehen. 

Bunähft erwachſen ben Gemeinden duch einen größeren Vorrat 
folcher unbebauten Straßen nicht unerheblihe Koften. Nach dem 
preußifchen Fluchtliniengefeg von 1875, 8 15 3. B. iſt es den Ge— 
meinden, wenn fie felber al3 Unternehmer der Straßen auftreten, 
nit möglich, die Koften des Straßenbaues eher von den Anliegern 
wieder einzuziehen, al3 bis diefe Unlieger Gebäude an den Straßen 
errichten. Dadurch) würden bei zahlreichen Ausbau von Straßen 
durch die Gemeinden aber nicht nur große Kapitalien dieſer legteren 
auf lange feitgelegt, jondern e3 gingen auch die Binfen derjelben ver- 
foren, und davor fcheuen die Gemeinden natürlich zurücd. Unternehmer 
aber, welche die ganze Sache auf ihre Kappe nähmen und bie Koſten 
der Gemeinde fofort bezahlten, gibt es natürlich längſt nicht für alles 
in Frage kommende Land, insbeſondere nicht jenjeit3 des fchmalen 
Randes, ferner in Heinen Orten, jowie bei der fo häufig anzutreffenden 
Befibzerfplitterung. Daß durch diefe Nechtölage Die Anlegung von 
Straßen ftart behindert wird, bezeugten übrigens auf dem I. Allge- 
meinen Deutihen Wohnungskongreß in Frankfurt 1904 die beiden 
DOberbürgermeifter Lenge-Barmen und Werner-Eottbus (f. den Bericht 
über diefen Kongreß, ©. 253/54 und 268). Weiter handelt es fich 
nit nur um die einmaligen Herftellungsfoften der Straßen, fondern 
auch un die durch fie verurfachten laufenden Koften, und das find nicht 
nur die der eigentlichen Unterhaltung der Straße, fondern aud) bie der 
Reinigung, Beleuchtung und Bewachung. Vollſtändig können biefe 
Koften wahrfcheinlich nirgends von den Anliegern ober fonft wem Durch 
Die Gemeinden wieder erhoben werben. Nach dem preußiſchen Flucht⸗ 
liniengeſetz können fie von ben Anliegern höchftens auf 5 Jahre 
eingezogen werden und auch das bezieht ſich nur auf Die Roften der 
Unterhaltung; ob fi) darunter Beleuhtung und Reinigung ebenfalls 
dringen laffen, erjcheint uns jehr zweifelhaft; die Bewachung fällt aber 

16* 
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jedenjalls wicht Darunter. Auch darj man nicht wergeiien, daB formell- 
tedhtliche Beinguife, zu deren Berwirflichung er ein Ertöflatut — 
wie nach 8 15 des preubiichen Fluchtliniengeſezes — oder jonflige 
fonftige Maßnahmen der Gemeinde nötig jind, noch nicht ohne weiteres 
bedeuten, dat die Sache auch wirklich jo läuft. Bei dem Widerſtande der 
Sutereifenten und ber ftarlen Stellung der Grunbbejiger in unſren 
Genmeindeverwaltungen wird vorderhand wohl io ziemlidy überall von 
Deu Laſten, die dieſe legteren den Grundbejigern an ſich aujzulegen 
vermöchten, ein ordentliches Stud abgebrochen werden. 

Zah aber diefe finanziellen Gelidhtäpuntte im der Tat ſtark 
eindämmend auf bie Gemeinden in Betreit der Erweiterung des Straßen- 
netes einwirlen, dafür verweilen wir auf Die fchon eben erwähnten 
Ausführungen dec Cherbürgermeifter Lenge und Berner. Sehr ein- 
Ieuchtend iind auch die meiſterhaften Darlegungen von Bürgermeifter 
Biel-Bermelstirhhen unter IV, die wir im Anbang Rr. 2 abbruden. 
Recht bezeichnend ift jerner auch jolgende Stelle, die wir im Jahres 
Berichte des eg hen Landeswohnungsinipeltorz für 
1903 finden (S. 57,58 

„Bei ber Offenlegung von Etrafn werben von manchen Gemeinden zu 
grobe Scwierigleiten gemacht, im der Samptiache der Koflen wegen. Des iſt ja 
freilich verftändlich, trogdem dari aber ein einieitiger iinanzieller Staubpunft 
wicht die geiunde Eumwidiung des Bauweſens zu ieht beichränfen sder ganz 
bintauhaliıen. Tenn damit wird and wicder die Bodeninpelnlarion gefördert, 
weil die Beiiger des Baulandes an oiiengelegten Straien bei einem joldyer 
Vorgehen der Gemeinden geradezu ein Banlandmonorel erhalten. Bie weit 
die Engherzigkeit ans finanziellen Gründen gebt, zweigt der Fall, daß Der 
Bürgermeilter einer größeren Gemeinde im Kreiie Tieburg geglaubt hat, bei 
jedem neuen Bangejuhe eine Terwahrung gegen durch ven Neuban erwarhiende 
Etrafen- und Beleuchtungskoſten einlegen zu müiten.“ 

Herner jagte Prof. v. Philippopich in feinem Bortrage auf der 
Mändyner Beriammlung bes Vereins für Sozialpolitif 191 (Schriften 
des Bereins für Sozialpolitif Bd. 98, S. 51): 

„Run iind aber jelten jene allgemeinen Wohnbedingungen in deu Yuben- 

lagen beiriebigende, weil die Verlehrsmittel nicht nach allen Richtungen bin 

gut eutwidelt werden, weil der Straßenbeleuchtungs⸗ und Suna- 
Tietionsaufwand ſeitens der Etadtverwaltungen möglicht eingeidhränft wird.‘ 

Ein weiterer Grund für die Gemeinden, ein zum Anbau bereites 
Etraßenneg nur in jehr mäßigem Umfange zu halten, liegt in der 
Befärditung, andrenfalld eine zu zerfiteute, nnordentlidhe 
Etadtanlage zu befommen, ſowie auch in den Schwierigkeiten, 
dann vie zahlreichen, verjtreut ftehenden Häufer an die Ber- 
forgurgsnege für Gas, Raiiir, Elektrizität und Kanaliſation an- 


Siebentes Kapitel: Die Bildung der Bodenpreife uſw. 245 


zufchließen. Auch hierfür verweifen wir auf die Ausführungen von 
Bürgermeifter Wiel unter I und namentlich unter IV des Anhanges 
Kr. 2. Ferner finden wir in der früher fchon mehrfach erwähnten 
Arbeit von Dr. 3. A. Meyer (1903) über Gießen eine bier ein- 
Ihlagende Bemerkung. Auf Seite 41 und 42 fchildert nämlich 
Dr. Meyer da8 Drängen der Grundbejiger dort auf Ausbau Der 
Straßen über ihr Gelände und da fagt er dann u. a. „Hätte man 
allen Wünfchen fich zuvorkommend gezeigt, jo wäre jedenfalls ein 
Unitum von Stadtausbau und Stadtplan zuftande gelommen.” Im 
übrigen möchten wir freilich vermuten, daß man in Deutichland vielfach 
zu peinlich, zu bureaufratiih und ängitlih im Stadtausbau vorgeht, 
aber mit diefer nationalen Eigentümlichfeit müffen wir nun vorderhand 
doch einmal rechnen. 


Auch ein weiterer Gedanke fpielt bei der Politik der Gemeinden, 
nicht fo fehr viel Straßen zur Entftehung kommen zu laſſen, eine Rolle, 
nämlich ber, auf diefe Weile der Spefulation entgegenzu- 
wirten. In der Dresdner Stadtverwaltung ift diefer Ge- 
danle früher entjchieden lebendig geweſen und er iſt e3 möglicherweiſe 
noch. Ferner finden wir im Allgemeinen Baugeſetze für dad 
Königreih Sachſen vom 1. Juli 1900 (Handausgabe, beforgt 
von dent jegigen Kreishauptmann Dr. Rumpelt in Dresden) in An— 
merfung 1 zu 8 46 folgende Stelle, die fich auf Änderungen bezieht, 
welche eine Kommiſſion des Landtags an dem NRegierungsentwurfe 
in diefenn Paragraphen vorgenommen hat: 


„— Die Deputation II, weldje die Änderungen vorgenommen hat, bemerft 
hierzu in ihrem Beriht ©. 7: „Was die Abänderung in Sag 6 von 8 46 
anlangt, jo bedarf es nad) dem Borgange in den Bauorbnungen größerer 
Städte in 8 46 ber Beltimmung, daß der Zeitpunkt der Anlegung einer bau. 
planmäßigen Straße, auch wenn die VBorbedingungen bes 8 46 erfüllt werben, 
in jedem Falle von der Gemeinde beziehentlich der Baupolizeibehörbe beftimmt 
wird. Andernfall3 könnten der Gemeinde erhebliche Koften für Straßenunter- 
haltung, Beleuchtung, polizeilihe Aufſicht und dergleichen zufolge vorzeitiger 
Auffchließung von Bauland dur Straßenbauten entftehen. Die Gemeinde 
muß bier zum allgemeinen Beften regelnd und mäßigend auf 
die Spelulation einwirlen können. Andernfalls findet bie 
Straßenanlegung je nah örtlicher Lage der Spelulation 
obne Rüdfiht auf ben allmähligen Ausbau ber Bauquartiere 
fett. 

Die Herren Regierungskommiſſare ließen diefe Anregung der Deputation 
nur für den all der Ausführung einer bauplanmäßigen Straße durch den 
Bauherrn gelten, lehnten fie aber für den Fall der Herftellung der Straße durch 
die Gemeinde ala Selbftunternehmerin ab. Die Deputation befchied jich deſſen 





246 v. Mangoldt: Die Städtiſche Bodenfrage. 


in ber Erwägung, daß den größeren Stäbten die erweiterte Geltendmachung 
des beregten Grundfages durch Fortgelten ihrer Bauordnungen gemäbrleiftet iſt.“ 

Nach) der nunmehrigen Faffung bes 8 46 muß die Gemeinde, wenn fie 
die betreffenden Anlagen felbft ausführen will, den im lebten Satze von Abi. 1 
vorgefchriebenen Zeitpunkt einhalten. Will fie das nicht, To muß fie die Aus- 
führung dem Bauherrn überlaffen. Ihm beftimmt nad) Abſ. 2 alsbann die 
Baupolizeibehörde ben Zeitpunkt der Ausführung, jo daß diefe es hier- 
durch allerdings inber Hand hat, eine vorzeitige Herftellung 
zu bloßen Spelulationszweden zu verhindern.” 

Die Sperrung ber einzelnen Sätze in dem vorftehenden Zitat 
rührt von uns ber und weift auf die Stellen Hin, in welchen wir 
einen Beleg unfrer Anfchauungen erbliden. 

Auh in unfrem fon früßer (f. ©. 170 u. 171) erwähnten 
großen Fragebogen über die Verhältniffe in der Stadt Mannheim, 
den und da3 dortige Statiftifhde Amt im Jahre 1903 beantwortet 
hat, finden wir folgende Bemerkung: „Die Stadtgemeinde wacht 
darüber, daß feine Straßen über das jeweilige Bedürfni3 hinaus 
gebaut werden, teils aus finanziellen Gründen, teil Der Speku— 
lation nit entgegenzulommen.” (Die Sperrung rührt von 
uns her.) Da haben wir die Sache alfo mieder! Endlich fagte der 
verftorbene Dberbürgermeifter Bmeigert von Eſſen 1904 auf dem 
IV. preußiſchen GStädtetage: 

„... Zunächſt, meine Herren, ift e8 nicht wahr, daß zu wenig Be 
bauungspläne aufgeftellt find, im Gegenteil, e3 ift darin oft zu viel gefchehen. 
Richtig ift Dagegen, daß viele Gemeinden mit dem Straßenausbau im Rück 
ftande find. Aber falſch ift wieder, daß die Auslegung von Bebauungsplänen 
und der vermehrte Straßenausbau der Spekulation abhelfe. Das gerade Gegen- 
teil it der Fall. Wo Straßenflucdtlinien feſtgeſetzt werden, entwidelt jich die 
Spekulation und entfaltet ihr, wie ich anerkenne, oft gemeinfchädliches Treiben.‘ 

Diefe Art der Bekämpfung ber Spekulation mag nun zivar viel- 
leicht dem guten Willen ber betreffenden Gemeindeverwaltungen Ehre 
machen, allein zweckentſprechend dürfte fie fchmwerlich fein. Durch Die 
Borenthaltung don Straßenbauten wird zwar da3 davon betroffene 
Gelände in feiner Preisentwidlung jedenfall3 aufgehalten und viel- 
leicht aud) einem häufigeren Beſitzwechſel vorläufig entzogen; aber 
andrerfeit3 wird die Beichränfung des Bauſtellenmarktes leicht prei3- 
fteigernd auf Die fertigen Bauftellen wirfen und eine ftarfe Spefu- 
lation in diefen begünftigen. Hochgetriebene Bauftellenpreife aber werben 
wiederum auf den allgemeinen PBreisftand des unaufgeihhloffenen Landes 
antreibend einwirfen, und fo wird das endlidhe Ergebnis der hier 
in Rebe ftehenden gut gemeinten Belämpfung der Spelulation leicht 
eine Preisjteigerung de3 aufgefchloffenen mie des unaufgefchloffenen 
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Zandes fein. Natürlich ftedt ein fehr richtiger und guter Kern in 
biefem Beftreben, „vie Spekulation zu befämpfen‘, aber das muß 
dann durch ein ganz anders umfaffendes und emergifches öffentliches 
Eingreifen gefhhehen, in dem dann auch das BZurüdhalten des Straßen- 
baue3 von beftimmten Gegenden eine wichtige Rolle fpielen mag. 
Aber lediglich in der gefchilderten Weife eingreifen, heißt Die dringende 
Gefahr einer verderblihen Beſchränkung des Angebotes heraufbe- 
ſchwören. | 

Endlich ift ein letzter Grund, der bei ben Gemeinden in ber 
Richtung auf Beichränfung des Vorrats an unbebauten aber anbau- 
fähigen Straßen wirkſam ift, vielfach zu fuchen in dem großen Ein- 
fluß der Haußbefiger und ihrer Örganifationen. Großer 
Vorrat und ftarke Vermehrung der Bauftellen wirken natürlich preis- 
drüdend auf den Baujtellenpreis, ermöglichen alfo an und für ſich 
eine Berbilligung der Häufer und Wohnungen. Außerdem wirft bei 
dem engen Zufammenhange zwiſchen Terrainunternehmung und Bau⸗ 
ftellenhandel einerfeit3 und Bautätigkeit andrerfeit3 die Schaffung neuer 
Bauftellen auch ſonſt noch anreigend auf die Bautätigfeit ein, und 
gefteigerte Bautätigkeit wiederum hat natürlich die Tendenz, die Mieten 
zu drüden. Die Beſitzer der einmal bejtehenden Häuſer, wenigſtens 
foweit ſie ftärfer auf die Mieten angemwiefen find, haben aljo ein 
erflärliches Intereffe an der Niedrighaltung des Bauftellenvorrates 
und der Bauftellenproduftion. In Dresden, wo feit einigen Jahren 
eine Grundftüdstrifis herrjcht und fehr viele Wohnungen Leer ftehen, 
fagte ein Hauptwortführer der Hausbefigerpartei im Stabtverordneten- 
faale, der Stadtverordnete Schumann, in der Stabtverordnetenfigung 
vom 25. Januar 1905 nad) dem amtlidhen Sitzungsberichte wörtlich 
folgendes: 

„Deine fehr geehrten Herren! Daß durch das maſſenhafte Leerftehen von 
Bohnungen ein großes Unglüd über die Dresdner Hausbefiger hereingebrochen 
ift, ift befannt. Dieje Petition bringt ja doch das vor, was wir alle längit 
wiſſen. Meine Herren! ch hätte gewünſcht, daß ſchon Tange ein Ratsſchreiben 
gekommen wäre ungefähr folgenden Inhalts; ‚Wir, der Nat der Stabt Dresben, 
haben befchlofien, auf jo und fo lange, vielleicht auf zwei Sahre, feine Straßen 
mehr zu bauen, trogdem fie auch durch Unliegerbeiträge bezahlt werden.” Meine 
Herren! Wenn wir das Straßenbauen nicht einfchränfen und zeitweife überhaupt 
ganz einftellen, fo fehe ich nicht, wo das Hinführen fol. Ich bitte doch ben 
Nat, Maßregeln zu ergreifen, und zwar fchleunigft, daß das gefchieht.” 

Eigentlich war diefe Bitte unnötig. Denn bereit3 am 22. November 
1%04 Hatte der Rat zu Dresden ſich verftändnisinnig ber Schmerzen 
der Haudbefiger angenommen, während er ber außerordentlidhen Stei- 
gerung der Bauftellenpreife und der Mieten im Mer AYahrzehnt 
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tatenlos zugejehen hatte. Der Hat befchloß nämlih an dem genannten 
Tage das Genehmigungsrecht für neue Straßen im Sinne einer ſtarken 
Einjchränfung der Straßenbauten zu handhaben und fügte am 14. Ja⸗ 
nuar 1905 den Beichluß Hinzu, die Baugefellihaften und die fonftigen 
größeren Geldgeber um größere Zurüdhaltung in der Gewährung 
von Baugeldern zu bitten. Neuerlih ift dann beichloffen worden, 
diefe Beſchränkung des Straßenausbaues noch bis Ende 1907 aufredht 
zu erbalten, ſowie einige weitere Maßnahmen zur Stüßung des not«- 
leidenden Hausbeſitzes zu treffen. 

Der Direltor des Bentralverbandes der ftäbtijhen 
Haus- und Grumdbefigervereine Deutſchlands, Baumeifter 
Hartwig, ferner ſprach fich in dem letzten Jahresberichte des Zentral» 
verbandes u. a. dahin aus, daß die Stadtverwaltungen neue Straßen 
nur nad dem Maße des Bedarfs, nicht aber im Dienfte einer ganz 
wilden Spefulation geitatten follten. 

Auh in Chemnit find im dortigen Hausbeſitzerverein neuer- 
dings Beitrebungen hervorgetreten, den Bauftellenmarlt und damit die 
Bautätigfeit durch kommunale Einfchränfung des Straßenbaues zu- 
gunften der Hausbeſitzer zu beeinfluffen. Man vergleiche ferner die 
Begründung zu dem preußifhen Wohnungsgejegent- 
murfe, Abdrud in Carl Heymanns Verlag, 1904, Seite 45 und 46. 

Unfres Erachtens werfen diefe Erjfheinungen ein 
grelles Licht darauf, zu welcher einfeitigen und gefähr- 
lien Klaffenpolitif die Madt und die Vorrechte des 
Hausbefiges in unfren Gemeinden ausgenußt zu werben 
vermögen, und wie brennend die Frage ift, ob folden 
Möglihleiten nit endlih ein für allemal durd eine 
gründliche Reform des aktiven und des paffiven Kommu- 
nalwahlrechtes ein Ende zu maden ſei. 

Angefihts aller diefer Gründe und Einflüffe muß man e3 ala 
ganz wahrjcheinlich bezeichnen, baß die Gemeinden darauf Hinarbeiten, 
nur einen mäßigen Vorrat von Bauftellen zur Entftehung fommen zu 
laffen. Die allerdings recht Färglichen tatfächlichen Angaben, die una 
zur Verfügung ftehen, beftätigen denn auch, daß der Vorrat an Bau- 
ftellen fein jo fehr großer ift. Auf der andren Seite darf nıan fid 
freifih auch nicht vorftellen, ald ob nun im allgemeinen geradezu 
eine Knappheit an Bauftellen herrſchte. Es ift vielmehr fehr wahr» 
Iheinlih, daß, in größeren Orten menigftens, meift das Mehrfache 
des tatjächlichen Jahresbarfes für Bauzwecke jeweild an Bauftellen 
vorhanden ift. In Heinen Orten wird da3 allerdings vermutlich fehr 
häufig nicht der Fall fein, aber dafür ift dort die Ummandlung noch 
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unaufgefchloffenen Landes in Bauftellen leichter. Im übrigen geben 
wir nachitehend einige Angaben, wie wir fie in der Schnelle zuſammen⸗ 
raffen Tonnten. 

In Dresden waren nad einer ftädtifhen Statiftif im April 
1906 rund 4700 Bauftellen vorhanden. Den tatjächlichen Bedarf der 
Bautätigkeit für die nächften Jahre wird man keinesfalls über 500 
bis 600 Bauftellen im Jahre ſchätzen dürfen, eher etwas niedriger. 
Es war alfo im April 1906 mindeſtens der fiebenfacdhe Betrag des 
Sahrezbedarfs für Bauzwecke ald Borrat vorhanden. Andrerſeits herrfchte 
freilich eine Anzahl Jahre vorher eine direfte Knappheit an Bauftellen. 

Für Berlin, Stadtbezirk ohne Bororte, ging Ende des Jahres 
1901 die Nachricht durch die Preſſe, daß damals nad) den Berichten 
ber ftädtifchen Bauinfpeltionen rund 54 000 Taufende Meter baufähiges, 
aber noch nicht angebautes Straßenland in Berlin vorhanden waren. 
Auf Grund gemwiffer Rechnungen, die hier darzulegen zu weit führen 
würde, kommen mir danach zu dem Schluſſe, daß damals mindeſtens 
das ſechsfache des tatfächlichen durchſchnittlichen Jahresbedarfs für 
Bauzwede an Bauftellen vorhanden war. Wir jeben bei dieſer Rechnung 
natürlich die übliche gedrängte berliner Baumeife voraus, ſowie auch, 
daß die obigen 54000 Meter beide Seiten der betreffenden Straßen 
umfaffen, alfo nicht etwa die laufende Straßenlänge bedeuten. 

Für Sreiburg i. 8. ferner finden wir in der „Beitfchrift für 
Wohnungsmweien” vom 10. April 1905 eine Angabe, daß nad) einer 
Zählung des Stadtrates damals 1303 Baupläße an fertigen Straßen 
vorhanden waren, während Straßen mit 1369 weiteren Baupläßen „im 
laufenden Jahre’ fertiggeftellt werden fjollten. Diefe Ziffern weifen 
an und für fich auf einen für eine Stadt wie Freiburg recht bedeutenden 
Borrat hin, aber andrerfeits gehört Freiburg anfcheinend zu den Städten 
mit ausnahmsweiſe ftarfer Erftellung von Bauplägen, und insbeſondere 
ift es nicht ausgejchloffen, daß die weitere Vermehrung um 1369 Bau- 
pläge wefentlih mit auf ein bewußtes Reformſtreben der Gemeinde- 
verwaltung zurückzuführen ift. 

Bon den hannoverſchen Städten fagte Stadtſyndikus Götting- 
Hildesheim im Juni 1904 auf dem Hannoverſchen Stäbdtetag nad) 
einem Bericht des „Zechnifchen Gemeindeblattes”: „Es ift, glaube 
ich, nicht der Fall, daß in den hannoverfchen Städten ein Mangel an 
Bauplägen befteht. Someit ich in Erfahrung gebracht Habe — und ber 
Neferent hat das ja auch hervorgehoben — befteht auch in den anbren 
Provinzen ein folder Mangel nicht.” 

Und jo könnten wir noch mehr Zeugnifje vorlegen. 

Eine Bemerkung liegt gegenüber diefen Ziffern nahe, nämlich 
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die, daß bei einem ſolchen Vorrat an Bauftellen die Preife doch niedrig 
fein müßten. Wir werden die Gründe, die das verhindern, fpäter 
darlegen; bier wollen wir nur darauf Hinmweifen, daß wir hier den 
Borrat ja nur in Beziehung gejegt haben zu dem tatfähhlichen Bedarf 
für Bauziwede; außer diefem kommt aber noch, der flarfe Bebarf 
für Spefulationdzwede in Betracht, da bekanntlich mit Bauftellen jehr 
ſtark ſpekuliert wird, 

Im übrigen darf man aber nicht nur den Vorrat an Bauſtellen 
beachten, ſondern man muß auch die Produktion ſolcher in Betracht 
ziehen, und da ſieht die Sache etwas anders aus. An der Hand des 
Statiſtiſchen Jahrbuches deutſcher Städte, XII. Jahrgang, S. 69 und 
XIII. Jahrgang (erſchienen 1906) ©. 47 ſtellen wir folgende Tabelle 
zuſammen. 


Geſamtbeſtand und Zuwachs au befeſtigten Straßenflächen 
1901 und 1902. 


Es betrug der Zuwachs an be⸗ 
Es betrug der Ge⸗feſtigter Straßenfläche in den 
famtbeftand an be- ||Sahren 1901 u. 02 bzw. 1901/02 





Städte feftigter Straßenfläche und 1902/03 zufammen 
msSchluſſe des Jahres in Proz. des Be⸗ 
1901 oder 1901/02 abjolut flanded am 
in ar ar Schluſſe 1901 
b3m. 1901/02 
Aachen 8747 857 4 
Altona 11807 624 5,2 
Augsburg 10229 686 6,7 
Barmen ? ? ? 
Berlin ? ? ? 
Bodum 8688 725 19,6 
Braunjchweig 13356 650 4,8 
Bremen 15588 3472 22,2 
Breslau 1900/01 ? ? 7 
1001/02 ? ? ? 
Caſſel 11654 255 2,1 
Charlottenburg ? ? ? 
Chemnitz 22188 1220 5,4 
Eöln a. Rh. 44253 3703 8,3 
Erefeld 10175 95 0,9 
Danzig 7910 787 9,3 
Dortmund 10882 1596 14,6 
Dresden 45899 8864 8,4 


Düffelborf 28346 2302 81 
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Es betrug der Zuwachs an bes 
Es betrug der Ger || feftigter Straßenflähe in ben 
famtbeftand an bes || Jahren 1901 u. 02 bzw. 1901/02 


Stäbdte feftigter Straßenfläche und 1902/03 zufammen 
am Schluſſe des Jahres in Proz. des Be⸗ 
1901 oder 1901/02 abfolut ftandes am 
in ar ar Schluſſe 1901 
bzw. 1901/08 

Duisburg ? 7 7 | 
Elberfeld ? ? ? 

Erfurt‘ 8663 879 10,1 
Efien 5911 896 6,6 
Frankfurt a/M. 87684 10958 28,0 
Frankfurt aD. 3201 484 15,1 
Börlig 7661 498 6,5 
Halle a. ©. 11780 795 6,7 
Hamburg 7 1270 7 
Hannover 24997 2534 10,1 
Karlsruhe i. 8. 13620 984 7,2 

Kiel 10895 2851 27,4 
Königsberg i. Pr. 10178 255 2,5 
Leipzig 41846 3160 7,5 
Magdeburg 18848 809 4,2 
Mainz 94% 865 8,7 
Mannheim 12694 1000 7,8 

Met 4198 4,6 0,1 
Münden 653752 5798 10,7 
Nürnberg 34088 1349 3,9 
Plauen 1.23. 9449 699 7,8 
Poſen 891 ? 
Potsdam 8074 201 24 
Spandau 6681 298 5,1 
Stettin 18400 1819 9,8 
Straßburg i. €. 182321 411 3,1 
Stuttgart 7 ? ? 
Wiesbaden 8268 905 10,9 
Würzburg 10291 816 8,0 
Zwickau 8181 255 8,1 


Das Schwergewicht bei Betrachtung diefer Tabelle legen mir 
auf die Größe des prozentualen Zuwachſes an Straßenflädhe. Nimmt 
man an, daß die Bevölkerung unfrer großen Städte im Durchſchnitt 
etwa 300 im Sahre, in 2 Jahren alfo um etwa 6% zunimmt, 
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jo fieht man, daß der Straßenbau der Bevölferungszunahme keines⸗ 
wegs fo fehr vorauggeeilt iſt. Yu beachten ift aber, daß die Jahre 1901 
und 1902 als wirtſchaftliche Depreffionsjahre der Vermehrung der 
Bevölkerung der großen Städte wohl eher ungünitig, dem Ausbau 
des Straßennetes dagegen eher günftig geweſen fein dürften. Außerdem 
haben in den in Rede ftehenden Jahren in einer Anzahl der Städte 
Einverleibungen ftattgefunden, durch welche ſich die Straßenfläche jeden» 
fall3 unverhältnismäßig ftärler als die Bevölkerung vermehrt Bat. 
Auf diefe Weife dürften fich insbefondere die ganz hohen Prozentfäge 
erklären. Ob außer dem, was das Gtatiftiihe Jahrbuch Beutfcher 
Städte unter „befeftigter Straßenflädhe” verfteht, noch ſonſt anbau- 
fähige Straßen in unfren Jahren befhafft worden find, muß dahinge- 
ftellt bleiben, ebenfo wie weit dieſe „‚befeftigten Straßenflächen” auch 
wirklich anbaufähige Straßen find; wir haben jedenfall3 gleiches mit 
gleichem verglichen. 

Den Ausführungen von Dr. Feig in Bd. 111 der Schriften des 
Vereins für Sozialpolitik, Seite 133 und 118 entnehmen wir weiter 
für Düffeldorf, daß dort in dem Sahrzehnt 1891/1901 die pro- 
zentuale Zunahme der Straßenfläde, gemeifen an den Fahrmwegen, 
jogar weit hinter der prozentualen Bevölferungszunahme zurüdgeblieben 
it. Düffeldorf hat übrigens in Ddiefer Yeit feine Cinverleibungen 
erlebt. 

Diefe Daten nur für zwei Jahre und über längere Zeit nur 
für einen Ort erlauben ja nun freilich nod) bei weitem feinen ſicheren 
Schluß, aber fie deuten doch darauf Hin, daß die Produftion anbau- 
fähiger Straßen dem tatſächlichen Jahresbedarf fiir Bauzmwede in unfren 
großen Städten nicht fehr weſentlich voraneilt, während allerdings 
gleichzeitig immerhin das Mehrfache dieſes Jahresbedarfes an Bau⸗ 
ftellen al3 Vorrat vorhanden zu jein pflegt. Da nun auf diefe Be— 
jchränfung der Produktion fehr ftark auch die oben dargelegten Ten— 
denzen der Kommunalpolitit hinweiſen, fo gewinnt fie den Charalter 
hoher Wahrjcheinlichkeit. Ausnahmen, Durchbrechungen dieſes Zu- 
ftandeg werden natürli immer vorkommen, namentlih im Gefolge 
größerer Einverleibungen und der Schaffung ausgebehnterer Tram- 
bahnverbindungen. 

In feinen Orten dürfte, wie ſchon oben erwähnt, der Bor- 
tat anbaufähiger Straßen geringer fein, und ebenfo läßt fich wohl 
annehmen, dab die jährliche durchſchnittliche Produftion an foldhen 
noch weniger al® in großen Orten dem tatfädhlihen Bebarfe für 
Bauzwecke voraugeilt. Andrerjeit3 wird im allgemeinen, wie gleichfalls 
ſchon oben erwähnt, die Umwandlung noch unaufgefchloffenen Landes 
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in Bauftellen meift weit leichter fein und es fällt auch ind Gewicht, daß 
ja gewiß oft an bereit3 vorhandenen Landftraßen und Berbindungd- 
wegen gebaut werben lann. 

Wenn nun aber nach alledem — und damit jchließen wir hier 
wiederum den Ring unſrer Urgumentationen — die Tendenz ber 
Straßenbaupolitif der Gemeinden entjchieden dahin geht, jeweils nur 
einen mäßigen Borrat anbaufähiger Straßen zu halten und nicht fo 
fehr viel über den tatfächlihen Jahresbedarf der Bautätigkeit an 
Bauftellen zu produzieren, fo ergibt fich auch leicht, daß die Gemeinden 
jedenfall3 nur ausnahmsweiſe die Straßenanlagen über unfren bewußten 
‚Ihmalen Rand” fich hinaußerftreden lafjen werden. Hält man einmal 
nur einen mäßigen Vorrat von Straßen für das Angemeffene, fo wird 
man fich feldftverftändlich auf diejenigen Straßen bejchränfen, die als 
beſonders notwendig und angebracht erfcheinen; das aber find natürlich 
bie in ben fchmalen Rand zu liegen fommenden und nicht die darüber 
hinaus. Ferner treffen die Gefichtspunfte ber Vermeidung einer zu 
zerftreuten, unordentlichen Ortsanlage und der Schmwierigfeiten des 
Anſchluſſes an die Verforgungsnege auf Straßenanlagen außerhalb 
des fchmalen Randes natürlic; ganz beſonders zu. Weiter haben die 
Gemeinden das Intereſſe, nicht durch vorzeitige Bebauung der weiter 
außen liegenden Gebiete etwa fpäter notwendig werdenden Änderungen 
der Baupläne vorgreifen zu laſſen; befteht doch vielfach Die Übung, einen 
umfajfenden Bebauungsplan zwar in feinen Grundzügen ſchon bei- 
zeiten feftzuftellen, die nähere Unterteilung und Einzelfeftftellung aber 
erft ftücweife, nad) dem vortretenden Bedürfnis, vorzunehmen. Auch 
aus dieſem Grunde ift e3 verftänblich, daß man über den fchmalen Rand 
mit den Straßenanlagen nicht hinausgehen will. 

Endlih wird bei beſchränktem Gemeindegebiet öfterd auch die 
Gefahr beftehen, wenn man über den ſchmalen Rand hinausgeht, die 
Anfiedelung und Bebauung vorzeitig auf Das Gebiet andrer 
Gemeinden zu lenken. 

Nah alledem glauben wir allerdingg mit Grund 
behaupten zu dürfen, was mir oben gejagt haben, daß aud) 
in ber Straßenbaupolitif unfrer Gemeinden ein gewid- 
tiger Grund für den Ausſchluß des über den fhmalen 
Nand hinaus gelegenen Landes liegt. 

Man betrachte übrigens einmal die äußere Erſcheinung, 
bie unfre Städte bieten, und man wird finden, daß fie faft überall 
mit den hier gemachten Feitftellungen übereinftimmt. Wo das bebaute 
Gebiet aufhört, da finden ſich, wenn e3 hoch kommt, noch ein paar wenig 
oder gar nicht bebaute Straßen in unmittelbarem Anſchluß an Diejes 
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Gebiet, und oft einmal nicht diefe; aber von einem allgemeinen weiten 
ſich Hinaußerftreden de3 unbebauten Straßennebes über das bebaute 
Gebiet hinaus oder menigftend von umfaffenderen Straßenanlagen 
und Bauanfiedlungen in größerer Entfernung von dem bereitö be- 
bauten Gebiete ift in der Regel keine Rede. Nur die großen verbindenden 
Landſtraßen u. dgl. durchbrechen den ſchmalen Rand auf weit hinaus 
und die Vororte natürlich bilden felbftändige Mittelpunfte. Wir wenig⸗ 
ſtens haben im allgemeinen etwas andre bei den deutichen Städten 
der Gegenwart nicht entdeden können. — 

Wir haben jebt einen ziemlich weiten Weg der Beweisführung 
zurüdgelegt. Fafjen wir nun das Ergebnis zufammen, fo betätigt es 
durchaus unfre oben ©.233/4 ausgejprochene Anfiht: im allgemeinen 
fommt das über unfren fchmalen Rand Hinausgelegene Gelände für 
die Aufichließung jemweild praktiſch faft gar nicht in Betracht; Die 
Nachfrage nach unaufgefchloffenem Lande, da3 ohne weitere aufge- 
fchloffen werden kann, ift faft ganz auf das Gelände des ſchmalen Randes 
angemwiejen. Die Gründe liegen, wie wir geſehen haben, in der Ab⸗ 
neigung der Bevölkerung, fich mit ihren Wohnftätten mefentlih von 
dem gejchloffenen bebauten Gebiete zu entfernen, in den Koſten ber 
zur Aufichließung de3 weiter hinausliegenden Landes 1uotivendigen 
Berbindungzftraßen, vor allem aber in dem Mangel an rechtlichen 
Mitteln, die Befiter des fchmalen Randes zur Duldung der Anlegung 
folder Verbindungzftraßen zu zwingen und in ber Straßenbaupolitik 
unfrer Gemeinden. 

Wie recht wir mit diefen unfren ganzen Anfchauungen haben, 
dafür möchten wir uns endlich zum Schluß noch auf bie oben ©. 103/04 
angeführte Stelle von Paul PBoigt*) berufen, die wir nun hier voll- 
ftändig abdruden — von Paul Boigt, ber auf Grund feiner umfaffenden 
Erhebungen und Studien unb feines glänzenden Verftandes die Ber- 
hältniffe der Wirklichkeit und ihre Bedeutung jedenfall3 zehnmal beifer 
kannte, al3 hundert andre, die darüber geichrieben haben. Paul Voigt 
alfo fagte ca. 1899/1900 in bezug auf das Gebiet der Berliner Vor⸗ 
orte auf ©. 140 und 141 feines Werkes: f 

„— Noch weit einfchneidenber jedoch wirkt eine andre Beitimmung bes 
geltenden Baurechtes. 8 12 des genannten Gefehes (gemeint ift das preußtiche 
Fluchtliniengeſez von 1875) erlaubt befanntlih, durch Ortsftatut die Ein⸗ 
richtung von Wohngebäuden an Straßen, bie noch nicht den baupolizeilichen 
Beftimmungen des Ortes entfprechenb bergeftellt find, zu verbieten. Nach 
Berliner Borbild ift auf Grund dieſes Paragraphen in ben meiften VBororten 


*) Grundrente und Wohnungsfrage in Berlin und feinen VBororten. 
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mit geregelter Kanalifation, d. h. aljo in faft allen näheren Bororten, die Er⸗ 
bauung von Wohnhäufen an no nicht vorfchriftsmäßig regulierten und 
fanalifierten Straßen generell verboten, obwohl fanitäre Gründe lediglich der 
Errichtung von Maffenmiethäufern, keineswegs aber der Errihtung von Heinen 
Häuſern mit hinreichend großen Gärten entgegenftehen würben.*) 

Durch das ortöftatutarifche Bauverbot werden zunächſt für bie betreffen 

den Bororte in den Bezirken der geichloffenen Bebauung die Vorfchriften ber 
Borortbauordnung für die Hochbauten II. Klaſſe praktiſch außer Kraft geſetzt 
und die Hochbauten I. Kaffe zur üblichen Bebauung dieſer Bezirke gemacht. 
Bon nod weit größerer Tragweite find aber die Wirkungen, die das Bauperbot 
auf die Bildung der Bodenpreife ausübt. 
Da die Kanalifierung wegen ihrer Koftfpieligkeit ſchon mit Rüdficht auf 
die Gemeindefinanzen im allgemeinen nur langfam fortichreiten Tann, fo mwirb 
dur) da8 Bauverbot da3 im Augenblid für die Bebauung verfügbare Land 
im höchſten Grabe eingefchränkt. Überdies Tiegt für die von den Grundbejiger- 
interefjen beeinflußten Gemeindeverwaltungen die Verſuchung nahe, den Gang 
der Kanalifierung noch abfichtlih zu verlangfamen, um die Bautätigfeit zu 
regulieren und ein allen der Mietpreife infolge eines Überangebot3 von 
Wohnungen zu verhindern. 

Sedenfalld vollzieht fich die Anlage ber Straßen und ihre Kanalifierung 
let? nur im möglichſt engen Anfchluß an die Bautätigkeit, und dadurch erhält 
die Terrainipefulation die Möglichkeit, fi) mit voller Wucht auf ein relativ 
Heine Gebiet zu werfen, hierauf alle ihre verfügbaren Kapitalien zu konzen⸗ 
trieren, die Bodenpreife in die Höhe zu treiben und dadurch dad Maſſenmiet⸗ 
haus zur einzig möglichen Bebauungsweife zu machen. Die Konkurrenz des 
übrigen billigeren Terrains wird durch das Bauverbot einfach ausgefchloffen, 
ber natürlide Monopolcharakter bes ftädtifhen Grund und 
Bodens ſyſtematiſch verftärfkt. 

Wäre nicht ſtets in allen aufblühenden Orten ber weitaus größte Teil 
aller Ländereien der Bebauung entzogen, fo wäre ein derartiger Bodenwucher 
wie heute einfach unmöglich, da bie Spekulanten bei der verfchärften Konkurrenz 
wegen be3 Zinsverluſtes gar nicht imftande wären, die Breife für unbebaute 
Ländereien dauernd hochzuhalten. . . .” 

Wahrlich, welch furchtbare Anklage gegen unfre Berhältniffe liegt 
in diefer einfachen Schilderung! — 


Aber au das Gelände desfhmalen Randes ſteht jeweils 
keineswegs vollftändig zur Verfügung für die Aufſchließung; 


*) Das hat die Bauordnung für die Vororte ſelbſt anerfannt, indem fie 
Kleinbauten, Zandhäufer, ja fogar Hochbauten II. Klaffe an nicht Tanalifierten 
Straßen zuläßt. Diefem Prinzip trägt ferner bie in einzelnen ororten 
geltende Beftimmung Rechnung, baß Gärtner von Beruf nicht gezwungen find, 
ihre Häufer an die Kanalifation anzufchließen, fondern ihre Abwäſſer und 
Tälalien auf ihren eignen Grundftliden verwenden dürfen. 
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es können vielmehr in jedem gegebenen Augenblide große Stüde da- 
von für diefen Zweck nicht benußt werden. 

Zunächſt gibt es in zahllofen Orten natürliche Hinderniffe, 
welche einen Teil des ſchmalen Randes ala Anfiedelungsgebiet untaug- 
lich machen. In Betracht kommen vor allem Flüffe, ÜUberſchwemmungs- 
gebiete, ſehr fteile Berghänge, Gebiete bieibender Waldbeftände 
u. dgl. m. Wichtiger jedoch find die fozufagen Fünftlihen Hinder- 
niſſe. Die Berhältniffe in Feitungsftäbten find befannt, aber aud) 
abgejehen von ſolchen Ausnahmefällen fehlt es nicht an dergleichen 
Oinderniffen. Friedhöfe und öffentliche Anlagen jchneiden Stüde aus 
der Beſiedelungszone des ſchmalen Randes heraus, Gemeindegrenzen 
Tonnen leicht ein immerhin nicht unmefentliches Hemmnis für Die 
Aufſchließung bilden. Ofters fehlt es auch an der notwendigen ertig- 
ftellung der betreffenden Fluchtlinien- und Bebauungspläne. Im meit- 
lien und füdlichen Deutfchland fpielt ferner die weitgetriebene Befik- 
zeriplitterung des Geländes oft eine beträdhtlihe Rolle und zwar 
keineswegs nur in großen Orten: die Menge der verjchiedenen Be- 
figer, die ich zu der Aufſchließung vereinigen oder die von einem Terrain- 
unternehmer ausgelauft werden müßten, ift fo groß, ihre Wünfche 
und Intereſſen find jo mannigfaltig, daß eine Einigung nicht zuftande 
fommt und das Gelände liegen bleibt, wie nahe e3 auch am bebauten 
Gebiete gelegen und mie dringend feine Auffchließung auch fein mag. 
Ein geeignete® Zwangsverfahren gibt es aber bisher in dem ganz 
überwiegenden Teile von Deutfchland und vor allem in Preußen (mit 
Ausnahme neuerdings von Frankfurt a. M.) nit. Im Gegenfaße 
hierzu bilden an andren Stellen wiederum große gejchlofjene Flächen 
von Srundbefig, die der Auffchließung entzogen werden, da3 Hindernis. 
Wir denken an Fälle, wo reihe Familien alte parfartige Landſitze, 
obgleich vdieje Längit in den ſchmalen Rand gefallen find, feithalten, 
weil fie an ihnen hängen und das Geld dazu haben, fich diefen Luxus 
zu leiften; oder auch an Grundbeſitz von Stiftungen, öffentlichen Körper- 
ſchaften u. dgl. 

Endlich müjfen noch zwei Umftände erwähnt werden, an die 
in der Pegel nicht gedacht wird, die aber doch hier ſtark ind Gewicht 
fallen. Der erfte ift die Verhinderung ber Stadterweiterung nad) ein- 
zelnen Richtungen dur Eifenbahnanlagen. Dieſes Hindernis 
ift viel verbreiteter al3 der Qaie gemeinhin denft. In einer der Sammel- 
Unterfuchungen des Vereins für Sozialpolitif (Schriften des Vereins, 
Band 95, Seite 176) hat Geh. und Oberbaurat Stübben 1901 die 
Ergebniffe einer Umfrage bei 103 deutichen Städten über 30 000 Ein- 
wohner veröffentlicht, welche auch diefen Punkt berührte. Wir leſen 
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da u. a.: „Deſſau, Dresden, Düfjeldorf, Gera, Köln, Meg, Mül- 
heim a. Rh., Görlig, Zwickau und andre Orte erwähnen, daß jie durch 
Eifenbahnanlagen und Eifenbahnentwürfe längere Zeit an ber Feſt⸗ 
ftellung von Bebauungsplänen bzw. an der Ausdehnung ber Stabt 
behindert worden feien bzw. noch jeien.” Der andere Umftand Tommt 
nur in Bergbaugegenden vor. Die Bergwerke find im allge 
meinen in Deutfchland verpflichtet, alle Schäden, die durch den Berg- 
werfsbetrieb dem Grundeigentum an ber Oberfläche, darunter nament- 
lich auch ben Häufern, entftehen, zu erfeßen. Um den hieraus ſich er- 
gebenden Schwierigfeiten und Koften zu entgehen, faufen bie Berg- 
werte oft die gefährdeten Streden auf oder pachten fie und entziehen 
fie dann der Bebauung. Auf diefe Weife fallen nicht felten große 
Stüde des Stabterweiterungsgebiete3 auß dem Rahmen der Auf- 
ihließung hinaus. 

Man Sieht: die Konkurrenz, der die Beier des fchmalen Randes 
ausgeſetzt find, fchräntt fich, immer mehr ein. Oben Haben wir feſt⸗ 
geftellt, daß das meiter außen liegende Land für fie als Konkurrenz 
kaum in Betracht kommt, jetzt fehen wir, daß auch aus dem fehmalen 
Rande felber jeweild beträchtliche Stüde ausfcheiden. Aber die Sache 
geht noch weiter. Es wäre nämlich eine irrige Vorftellung, anzunehmen, 
daß für die Nachfrage nad) demnächſt aufzufchließendem Lande ein 
Stüd des ſchmalen Randes fo gut jei wie das andre, und die Nachfrage 
daher mwenigftend unter dem überhaupt verfügbaren Lande beliebig 
freie Auswahl habe. Auch das ift offenbar nicht der Fall. Die zu— 
nehmende Bevölkerung eines wachjenden Ortes ift nicht keliebig frei in 
der Wahl des Ortsteiles, wo fie ſich anfiedeln will. Die Beziehungen 
zu Verwandten und Yreunden, bie Lage der Schulen und ber Ers- 
holungs⸗ und Bergnügungsftätten und vor allem bie Lage ber Arbeits- 
ftätte für den Mann und eventuell auch für bie Frau und die Kinder 
bringen e3 mit fich, daß auch, die in neu zur Auffchließung fommenden 
QDuartieren fich anfiedelnde Bevölkerung nicht frei beliebig mählen 
fann, ob fie ſich in diefem Ouartier oder in jenem niederlaffen will. 
Und die Anlegung ber Arbeitzftätten, der Fabriken, Lager, Amtöftellen, 
Gefchäfte uſw. wiederum ift ihrerfeit3 durch die einmal vorhandene 
Siedelung der Bevölkerung und mannigfaltige andre Rückſichten auf 
gewiſſe Neubaubezirke angewiejen. Allerdings find diefe Schranfen 
ja meift feine unbedingt bindenden; aber fie ftellen doch Dämme dar 
für den Fluß der Nadjfrage, die nicht fo Leicht überſtiegen werden. 
Auf der andren Seite ift ja nun freilich richtig, daß durch diefelben 
Momente, die wir eben angeführt haben, auch die Nachfrage verteilt 
wird und fo für jeden einzelnen Bezirk eben auch nur ein Bruchteil 

Die Bohnungdfrage und das Neid. 8. Heft. 17 
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der Geſamtnachfrage zunächſt in Betracht fommt. Im Hinblick darauf 
fanı man an ſich vielleicht ſagen, daß dieſe zweite Wirkung unſre 
zuerſt erörterte in bezug auf die Befeſtigung der Stellung der Beſitzer 
bes fchmalen Randes ald Verkäufer wieder aufbebt. Wir tollen das 
bahingeftellt fein laſſen, aber jedenfalls fördert dag Angemiejenjein 
beftimmter Bruchteile der wachfenden Bevölkerung auf beftimmte neue 
Aufihliegungsgegenden die fefte Stellung der Befiger des fihmalen 
Randes bort dann wenigſtens injofern, al3 durch die Beſchränkung der 
Zahl der zunächſt in Betracht fommenden Verkäufer etwaige ftilf- 
ſchweigende oder ausdrüdliche Preisverabredungen diefer untereinander 
fehr erleichtert werden. Unter ben Befigern bed gefamten fchmalen 
Nandes um eine Stadt ftoßen foldhe ficherlih auf große Schwierig. 
feiten; unter benen nur einer einzelnen Stadtgegend aber find fie 
natürlich viel leichter. Wiewweit derartige Dinge tatfächlich vorgelommen 
find und noch vorkommen, entzieht fi” unfrer Kenntnis. Daß fie 
immerhin in der Wirklichkeit vorfallen, dafür finden wir einen Heinen 
Beleg in der von uns fchon dfterd angeführten Arbeit von Dr. 
% U. Meyer „Die wirtfchaftlicden Berhältniffe des Grund und Bodens 
ber Stabt Gießen in den legten 25 Jahren”, (1903) auf Seite 14. Hier 
rebet Meyer zunähft von dem Grundbefigerverein „Verein Nord 
oft” in Gießen, „der augenblidlich wohl die größte und mächtigfte In⸗ 
tereffentengruppe umfaßt”. Und dann Heißt e8 etwas weiter unten mit 
bezug auf die Bodenwerte: „Nahe ber ‚Anlage‘ 10—15 Mb, weiter hinein 
ing Yeld, dicht hinter bem feit Jahren ruhenden Straßenausbau fid ab 
ftufend, auf 6—8 M. Hier wird mit Rückſicht auf kommende Dinge 
ber ‚reine Aderwert‘ auf 3—4 M feftgeftellt. ‚Unter dieſem Sape 
geben wir nidht3 ab‘, Tautet die Parole der im obigen 
Berein zufammengefhloffenen Grundbefiger.” (Die 
Sperrung rührt von uns ber.) 

Indes auch wenn wir auf das etwaige Vorkommen folcher au 
drüdlichen oder ftillfchtweigenden Berabredungen weiter fein Gemidt 
legen wollen, jo befeftigt dad Angewieſenſein der Nachfrage auf br 
ftimmte Gegenden die Stellung der Befißer bes fchmalen Randes 
dort Do ſchon um deswillen, weil diefe dort oft fehr große Teile, 
ja mitunter wohl da3 Ganze des betreffenden Stüdes des ſchmalen 
Randes befigen. Handelt es ſich um Urbefier, fo wird bad namentlich 
dann leicht der Fall fein, wenn die Urbefiger etivas größere Bauern 
oder gar Nittergutöbefißer find, zumal wenn in ber Gegend verfoppelt 
worden if. Handelt es fich dagegen um Terrainunternehmer, fo 
werben biefe ſchon infolge bes oben Seite 151—153 und 184—187 

Dargelegten Charakters diefer Unternehmung als größerer oder gar 
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Groß-Unternehmung oft recht bedeutende zufammenhängende Flächen 
in einer Hand vereinigen. 

Sn feinen Orten findet fich dieſes Angewiefenfein nuf einen 
beftimmten Ortsteil ja natürlich weniger oder gar nicht; aber dafür 
ift da3 Stadterweiterungsgebiet überhaupt viel Heiner und Die 
Zahl der Beſitzer entjprechend geringer, ſodaß doch mieder ähnliche 
Berhältniffe entitehen. 

Natürlih wird in der Regel troß all diefer Umftände an ſich 
doch noch eine gewiſſe Konkurrenz der Befiger des fchmalen Randes 
untereinander übrig bleiben; aber nun kommen endlich noch eine Reihe 
jernerer Momente Hinzu, welche die abſchwächende Wirkung diefer 
Konkurrenz auf die Preife außerordentlich beeinträchtigen, ja unter 
Umftänden wohl geradezu aufheben. Auf diefe Weife müfjen die Preife 
noch weit über die durch die bisher erörterte Lage von Angebot und 
Nachfrage bedingte Höhe Hinausgetrieben werden. 

Um da3 zu verftehen, muß man bedenfen, daß der Sab von 
Angebot und Nachfrage, daß der Sat, daß ein ſtarkes Angebot den 
Preis erniedrigt, ja fein mechaniſch oder automatisch wirfendes Geſetz 
Darftellt, ſondern nur ein durch dad Mittelglied des menfchlichen Denkens 
und Fühlen? wirfendes. Starkes Angebot im Berhältnis zur Nachfrage 
bedeutet im allgemeinen für die Werfäufer zunächſt bie Gefahr, zu 
dem gewünjchten Termin das angebotene Gut auf dem Markt nit 
verlaufen zu können, weil die Nachfrage bereit3 durd) andre, Ton- 
furrierende Verkäufer befriedigt wird. Damit find dann aber min= 
deſtens die Laften und Unbequemlichleiten meiteren Wartens auf den 
Berfauf gegeben: SBinfenverluft, Notwendigkeit weiterer Lagerung 
u. dgl. m. Sehr oft bedeutet aber das Nichtverlaufen zu einem ge- 
gebenen Termine den Verluft oder doch wenigitens eine ſtarke Wert- 
minderung des betreffenden Gutes: fo bei den vielen Dingen, die 
raſch verderben oder die fchnell mwechjelnden Moden ausgeſetzt find. 
Endli aber und vor allem bedeutet ein im Verhältnis zur Nad- 
frage ftarfe8 Angebot die Gefahr für die Verkäufer, bei Feithalten 
an dem gewünfchten höheren Preife dag Gut überhaupt nicht verlaufen 
zu können. Angeſichts diefer Umftände fegen die Berfäufer die Breife 
herunter, zunächſt wohl einfach um nicht hinter den einzelnen Kon- 
Turrenten, die damit anfangen, zurüdzubleiben. Die endliche Wirkung 
ift aber, daß durch die billigeren Preife der Kreis der Käufer er- 
mweitert, der der Berläufer — da einzelne ſich mit ben erreichbaren 
Preiſen nicht begnügen wollen — verengert wird und fich fo ſchließlich 
das Gleichgemiht zwiſchen Angebot und Nachfrage wieder herftellt. 

17? 
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Es feuchtet aber ein, da wenn die Anbietenden feinen Nach- 
teil von dem längeren Warten auf den Verlauf zu befürdhten brauchen 
und wenn fie hoffen dürfen, doch mit der Zeit den gewünfchten hohen 
Preis zu erzielen, daß dann auch ein im Verhältnis zur Nachfrage 
ſtarkes Angebot den Preis nicht wefentlich zu drüden braucht. Diefer 
Fall aber liegt bei den Befigern unfres ſchmalen Randes vor, das 
ift nicht fchwer einzufehen. Das Gut, das fie anbieten, daß iſt Der 
Boden, den fie befigen, verdirbt nicht und kommt auch nicht aus der 
Mode. Seine längere Aufbewahrung macht weder Koften nohSchwie- 
rigleiten. Im Gegenteil: e8 darf nicht überfehen werden, daß mit der 
Zeit auch das unaufgefchloffene Land im ſchmalen Rande zum Zeil recht 
ihöne Erträge durch Vermietung al3 LZagerplag, Spielplat, Eisbahn, 
Gelände zu Kleingartenfolonieen u. dgl. m. abzumwerfen vermag. Bor 
allem aber verringert ſich die Ausſicht, das betreffende Landſtück zu 
verfaufen, mit dem längeren Zuwarten durchaus nidt. Die Nad)- 
frage nimmt bei einem wachſenden Orte nicht ab, fondern eher zu, 
da8 Angebot aber bleibt infolge der ung befannten Umftände auf den 
ihmalen Rand beſchränkt. Schon diefe Umftände müſſen ftarf in 
der Richtung wirken, die Beſitzer des ſchmalen Randes von einer preid- 
drildenden Konkurrenz untereinander abzuhalten, vollendet aber twird die 
ganze Sache erft dadurch, daß ja in der Tat das längere Zuwarten 
in unjrem alle die begründete Ausficht eröffnet, den Hohen Preis 
zu erzielen, den man fich vorgejegt hat. Es gibt Doch: nur zwei Mög- 
lichkeiten: entweder die Aufichließung der betreffenden Gegend bes 
Ihmalen Randes fcheitert bis auf weiteres daran, daß die Beliger zu 
hohe Preisforderungen ftellen — dann mag diefe Gegend infolgedeffeit 
lange „totliegen‘‘, ja vielleiht die Ortsentwicklung ſich nad) ganz 
andren Gegenden hinziehen, aber das Bedürfnis nah) Aufichließung 
gerade dieſer Gegend und die Fähigkeit diefer lebteren, Erträge abzu— 
werjen, werden bei einem überhaupt wachfenden Orte mit der Zeit doch 
immer ftärfer werden, und die endlichen Preiſe werden aller Wahr- 
Icheinlichkeit nach in weitaus den meiften Fällen erheblich höher fein 
al3 diejenigen, bie früher zu erzielen geweſen wären. Ober: bie 
Aufichließung der betreffenden Gegend geht doc; immer ſchon teif- 
weile von ftatten, indem eine Anzahl Befiger fi eben mit ben 
gebotenen Breifen begnügen — dann werden die andren, die auf 
höhere Preiſe warten, in der Regel nicht vergeblich warten, denn 
je mehr die Gegend belebt und angebaut wird, deſto wertvolfer werden 
auch ihre Grundftüde werden. Hier liegt eben ein Hauptunterjchied der 
Lage des Berfäufers in unfrem Falle, von der des Berkäufers im 
allgemeinen: vor. Die Lage bes letzteren verfchlechtert fi) durch Die 
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Verwirklichung der Berkäufe jeiner Konkurrenten, zum mindeftens aber 
verbeffert fie ſich nicht durch fie, denn der Bedarf wird dadurch mehr 
und mehr befriedigt, und an Stelle der abgegangenen Konkurrenz tritt 
eine neue, der früheren gleichwertige, oft fogar überlegene. In unfrem 
Talle aber verbeifert in gewiſſem Sinne die Verwirflihung der Ver— 
fäufe der Konkurrenz die Lage der übrig bleibenden Berfäufer; denn 
durch den Anbau und die Belebung der betreffenden Gegend werden 
die noch übrig bleibenden Grunditüde in eine höhere Wertlage und 
größere relative Seltenheit hinaufgehoben. Wir können alfo die Sache 
hin und her wenden, wie wir wollen: im allgemeinen bfeibt es dabei, daß 
die Befiber des jchmalen Randes durchaus begründete Ausficht haben, 
durd) Zuwarten höhere Preiſe zu erzielen. 

Nach alledem Tann alfo fein Zweifel mehr fein: Die ohnehin 
ſchon fo beichränfte Konkurrenz, der die Befiger des fehmalen Randes 
nur unterworfen find, wird vollends beeinträchtigt in ihrer Wirkung 
durch den Umstand, daß das längere Warten auf einen günftigen Preis 
nit mit Nachteilen für diefe Beſitzer verknüpft ift und durch ben 
weiteren, daß dieſes Zumarten in der Tat die Aussicht auf Erzielung 
höherer Preiſe eröffnet. 

Durchbrochen werden diefe Verhältniffe freilich durch den Zin3- 
verluft, den Die Beſitzer des ſchmalen Randes durch das Warten: 
erleiden. Hier wird man nun unterfcheiden müffen zwiſchen den Ur- 
bejitern, Die das Land ungefähr zu feinem landwirtſchaftlichen Werte 
erhalten haben, und den andren Befigern — Spefulanten, Terrainunter- 
nehmern, Bauenden — die e3 ſchon teuer erworben haben. Erftere 
werden den Zinsverluſt nicht fo recht als folchen empfinden und hängen 
aud an ihrem Beſitz; wir haben das ſchon oben auf Seite 93—96 
ausgeführt. Lebtere dagegen werden natürlich burch den auflaufenden 
Binsverluft zum PBerfauf gedrängt und wünſchen auch ihr Kapital 
wieder frei zu befommen. Aber der Einfluß diefer beiden Umjtände auf 
die Breife wird doch ſchließlich nicht fo fehr groß fein. Denn einmal 
werden auch die Teßtgenannten Befiger auf höhere Preife arten, 
folange dieſes Warten einen Vorteil verſpricht; und zum andren ift 
ihnen für die Preife doch in dem, was fie an die Vorbejiter gezahlt 
haben, und in den weiter dazu getretenen Unfoften eine Untergrenze 
gezogen, unter die fie nicht fo leicht heruntergehen werden, und Die 
namentlich neuerdings leicht jchon einen bedeutenden Preisftand be- 
dingen dürfte. 

Auch auf kleine Orte werden unſre Ausführungen hier ©.259 
bis 261 im großen und ganzen zutreffen. 
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Faſſen wir das Ergebnis derlegten Abfchnitte aufammen! 
Das Land jenfeitö des fchmalen Randes ift von der Konkurrenz jo ziem- 
ich ausgeichloffen, von dem ſchmalen Rande felber fommen infolge 
mannigfacher Umftände in jedem gegebenen Yugenblide große Stüde nicht 
in Betracht, die übrig bleibenden fonfurrieren nur in ſehr beſchränktem 
Sinne miteinander, indem im allgemeinen eime bejtimmte Nachfrage 
zunächſt nur auf beftimmte einzelne Gegenden angewieſen if. Endlich 
liegen eine Anzahl weiterer Momente vor, welche auch die troß alle= 
dem nod; verbleibende Konfurrenz ber Bejiter bes ſchmalen Randes 
untereinander außerordentlich abſchwächen. Nach alledem glauben wir 
nicht zuviel zu jagen, wenn wir behaupten, was wir fon am Anfang 
Diefer ganzen Ausführung gefagt haben: die Befigerdesfhmalen 
Randes befinden fi in einer monopolähbnliden Stel— 
lung! — Und zwar gilt das im großen und ganzen für Heine Orte 
ebenfo wie für große. 

Daß diefe monopolähnliche Stellung nicht in eine ganz richtige 
und abfolut rüdficht3los benugte Monopolitellung ausartet, liegt nur 
zum Zeil an der troß allem verbleibenden Konkurrenz der Befiger 
de3 fchmalen Randes untereinander, zum guten Teil aber an andren 
Umftänden, vor allem an der Konkurrenz von Vororten, Nach—⸗ 
bargemeinden u. dgl. und an ber Tatfache, daß die Nachfrage von 
Beit zu Zeit dur Krifen unterbrochen und gelähmt zu werden pflegt. 

Im übrigen ift nicht zu überfehen, daß diefe ganze Theorie des 
ſchmalen Randes ihre eigentlide Anwendung doh nur in an— 
wahjenden Orten findet. Zwar find die Faktoren, welche die 
jtarfe Stellung der Befiger des ſchmalen Randes bewirken, an ſich 
zum größten Teile auch in ftillitehenden Orten vorhanden; aber da 
hier die Nachfrage fehlt oder doch nur jehr Hein ift, wird auch Schon 
ein geringe Angebot genügen, um die Preiſe niedrig zu halten. 


Wir Haben ein tüchtige® Stüd Arbeit Hinter uns, aber nun 
fönnen wir die Früchte unfrer Anftrengungen pflüden. Das, wovon 
wir auggingen, war die Frage nad) den Urfachen der hohen Preiſe, welche 
ihon die Zerrainunternehmer an die Vorbeſitzer zahlen müſſen. Jetzt 
iſt das Rätſel gelöft! Logifch find nur zwei Fälle möglich: entweder 
liegt das Land, welches die Terrainunternehmer von den Vorbeſitzern 
faufen, bereit3 im ſchmalen Rande, oder e3 liegt nod) jenfeit3 desfelben. 
Im erjteren Falle ergibt fich die Preiserflärung ohne weiteres: Die 
Vorbefiger benutzen ihre monopolähnlihe Stellung als Befiter im 
ihhmalen Rande und erzielen dadurch hohe Preife. Aber auch in dem 
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zweiten Falle, wo die Terrainunternehmer Land jenjeits des fchmalen 
Randes Laufen, ift nun die Auflöfung nicht ſchwer. Hier bebeuten bie 
hohen, wenngleich natürlich geringeren Preife als im fchmalen Rande 
jelber, da8 Entgelt für die Aufgabe einer erwarteten Fünftigen 
monopolähnlichen Stellung. Die Beſitzer jenfeit3 des fchmalen Randes 
werben fich natürlich nicht entfernt über all die Gründe Mar fein, Die 
wir bier vorftehend audeinandergefegt haben, aber darüber dürften 
fie ſich jegt allerding3 mehr und mehr Mar geworden fein, daß fie be» 
gründete Ausſicht haben, mit der Zeit, in längerer oder kürzerer Frift, 
in den ſchmalen Rand einzurüden und dann fehr Hohe Preiſe zu 
erzielen. Sollen fie diefe Aussicht aufgeben, an einen andren abtreten, 
fo muß ihnen diefer dag natürlich entfprechend bezahlen. Ginge die 
Sade auf beiden Seiten ganz genau gejhäftsmäßig zu, fo würden 
die hier in Rede ftehenden Beſitzer den Preis erhalten, ben fie 
feinerzeit, wenn fie in den ſchmalen Rand eingerüdt wären, bei 
einem Berfauf befommen mürden, jedoch mit zwei großen Abzügen. 
Einmal nämlid müßten vom Preije die Zinſen abgezogen werben, 
die dem Käufer dadurch verloren gehen, daß er foviel früher, ehe das 
Land in ben Schmalen Rand eingerüdt ift, Tauft. Und zum andren müßte 
auh eine ftarle Rifitfoprämie abgezogen werden. Denn menn 
ih als Terrainunternehmer 5, 10, 15, 20 und vielleicht noch mehr 
Sahre früher Taufe, ala das Land in den fchmalen Rand einrüdt, fo 
trage ich neben andren Laften doch aud ein fehr erhebliches Rifiko. 
Wer weiß, ob der Ort, auf deſſen Anwachſen ich rechne, überhaupt fo 
wachen wird? Und wenn er e3 tut: wer weiß, ob feine Entwidlung 
nit Doch vielleiht nad) andren Richtungen geht, oder ob nicht 
ihärfere Bauordnungs- und Bebauungsplanbeftimmungen eintreten, 
ob nicht neue einjchräntende Rechtsanſchauungen und Berwaltungs- 
grundfäge oder auch den Gewinn beeinträchtigende neue Steuern auf- 
Iommen werden? Und dergleihen mehr! — 

Das Rätſel ift alfo gelöft: die hohen Preiſe, welche die Terrain. 
unternehmer an die Vorbefiter zahlen müffen, erflären fi) auf Grund 
der Theorie des ſchmalen Randes zwanglos als da3 Entgelt für eine 
entweder bereit3 vorhandene oder — mit größerer oder geringerer 
Sicherheit — gu erwartende monopolähnliche Stellung diefer Vorbefiger. 
Diefer erfte und befonders wichtige Teil der „Produktionskoſten“ der 
Bauftelle ift alſo erflärt. 

Über wie, wenn die Terrainunternehmer, was doch aud) viel- 
fah vorkommt und namentlih vorfam, dag Land, fei e3 bereits 
im jchmalen Rande oder noch jenfeit3 desſelben, fehr billig Taufen, 
fo daß fie nicht genötigt find, im Bauftellenpreife Yierfür einen hohen 
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Betrag in Anſatz zu bringen? Dann werden jie, Darf man an- 
nehmen, den Borteil der monopolähnlichen Stellung ald NRandbefiger 
ihrerjeit8 benugen, um zu ihrem fonftigen Gewinne möglichft noch bei 
der Borbefiger zu fügen. Der Konfument, die Bevölkerung aber wird 
infoweit leer ausgehen. Indes ift es wahrfcheinlich, daß die doppelte 
Auspreffung, erft durch Den Ur» oder Borbefiger und dann durch den 
Terrainunternehmer, den BauftellenpreiS doch noch fehr viel gründ- 
liher in die Höhe treibt, ala wenn der Terrainunternehmer allein die 
Vorteile des fchmalen Randes wahrnimmt. Man darf chen nicht 
vergejfen, daß der Terrainunternehmer doch auch ſtark ein Intereſſe 
an fchnellem, flotten Abfape hat wegen des Zinsverluſtes und um 
fein Kapital wieder frei zu befommen, worauf wir ja fchon oben 
hingewiefen haben. Er wird daher nicht einfach nur von der Höhe der 
zu erlangenden Preiſe Hypnotifiert, fondern andrerfeit3 auch geneigt 
fein, durch mäßige Preife rafchen Umfab zu erzielen. 


Es ift in der wilfenfchaftlichen und namentlich in der populären 
Literatur und Agitation des legten Jahrzehnts oft behauptet worden, 
„Die Bodenfpefulation‘” lege um unfre anmwachjenden Städte einen 
Ning, Taufe das Land um fie herum auf, fperre es von der Stadt- 
erweiterung aus und erziele fo für die wenigen Stüde, die jie dann 
freigebe, ungeheuerlihe Preife. So, wie fie da vorgebracht ift, wird 
ih diefe Theorie allerdings wohl faum halten laffen. Aber wir ſehen 
jet: der Ring um unfre anmwachjenden Städte iſt troßdem vorhanden, 
aud ohne alle ſolche Fünftlichen Konſtruktionen; ja erft viel ficherer 
fundamentiert, als e3 durch diefe gejchehen könnte. Das natürliche 
Angewieſenſein unjrer anmwachfenden Orte auf ihre allernädjfte Um- 
gebung für Die Zwecke ber Stabterweiterung, die Mangelhaftigfeit und 
namentlich) die mangelhafte Handhabung und Auslegung unfres Ent- 
eignungsrechtes in Verbindung mit der ganzen fo unfagbar verderb- 
lichen Auffaffung der Stadterweiterung als eine privaten Gejchäfteg, 
die wiederum zunächſt aus natürlichen Gründen fließende Straßen- 
baupolitit unfrer Gemeinden und verfchiedene andre wichtige Umſtände 
dazu — all das zufammen fchafft diefen Ring. Er ift vorhanden, ‚er 
legt jich wie eine würgende Schlange um die Bruft unfrer Städte und 
Ihndrt fie ein mit unheimlicher Gewalt. Alter und Jugend feufzen 
unter ihm, er hat die Vergangenheit belaftet, er ift im Begriff die 
Zukunft zu verderben. Wollen wir warten, bi3 wir vollends unter 
ihm erftiden und fchließlich gar nicht mehr die Kraft beiten, das Unheil 
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abzumenden? Oder wollen wir und nicht lieber endlich ermannen 
und mit der eifernen Fauft des Öffentlichen Rechtes und der öffent- 
lichen Regelung die Schlange erwürgen!? 


e) Die weiteren Produltionätoften der Bauftelle für den Terrainunternehmer., 


Die Erörterung über das erfte Stüd der Produktionskoſten der 
Bauftelle bei ven Terrainunternehmern, die Zahlungen für das Land 
an die Vorbefiger, ift ziemlicd) umfangreich geworden — notgedrungen. 
Im folgenden wollen wir und nun um fo fürzer faflen. 

Mit den eben erwähnten Zahlungen find die Produftionztoften 
der Bauftelle für den Terrain-Unternehmer, wie wir ja auch fchon in 
der einleitenden Überficht dieſes Abjchnittes gefehen haben, natürlich 
noch längſt nicht erſchöpft, es treten noch eine ganze Reihe weiterer 
Voften hinzu. Ob wir bei deren Aufzählung im folgenden unbedingt 
vollftändig find, faffen wir Dahingejtellt, doch dürfte ung etwas wirklich 
jehr Bedeutfames wohl faum entgangen fein. Diefe weiteren Boften 
aljo find folgende: 


Erftend: Zwangsſtücke. 

Wie wir ſchon oben Seite 138—141 bei Dresden gefehen haben, 
ift der Auffchließende damit, daß er die Hauptmaffe des benötigten 
Zandes in Händen hat, noch nit am Ziele. Es bleiben öfters noch 
Heine Stüde übrig, die im Beſitze befonders berechnender oder befonders 
eigenfinniger Eigentümer find, und die der Auffchließende nicht mit 
dem übrigen Lande gleichzeitig erwerben konnte. Dieſe Stüde können 
aber leicht zur Aufichliegung durchaus nötig fein. Ohne weiteres 
leuchtet da3 ein, wenn fie in das für die Straßen nötige Band fallen, 
aber auch ohne das ift dieſer Fall leicht gegeben. Man ftelle ſich 3.8. 
vor, daß ein ſchmaler Feldftreifen fich in fehr Furzer Entfernung von 
der Straßenfluchtlinie parallel diefer Hinzieft. Da, wo die oben 
Geite 201 und 202 erörterte Vorſchrift gilt, daß eine neue Straße 
ununterbrodden bis zur Kreuzung mindeſtens mit einer vom Be— 
bauungsplane vorgejehenen Straße durchgeführt werden muß, ift über- 
dies noch) eine bejondere rechtliche Verftärfung der Stellung folcher 
Reftitüde gegeben, vorausgefebt, daß fie ganz oder teilweife in Die 
Straße fallen. Zwangsmittel aber gegen die widerftrebenden Eigen» 
tümer gibt e3 offenbar nicht vecht, abgejehen von der nur erſt in 
einem Heinen Zeile von PDeutichland vorhandenen Umlegung. Auf 
diefe Weife befinden fich die Beſitzer folder Reftitiide gegenüber den 
Auficgließenden in einer ungemein ftarfen Stellung und iverden in 
ber Regel in der Lage fein, noch viel höhere Preiſe von den Aufe 
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ſchließenden herauszupreffen als die Vorbefiger im allgemeinen, wenn 
au ein Teil diefer höheren Preiſe vielleicht auf vom Terrain-Unter- 
nehmer infolge fpäteren Erwerbs des Landes erjparte Zinfen zurüde 
zuführen fein mag. Die befondere Zwangslage der Terrain-Unter- 
nehmer diefen Reſtſtücken gegenüber rechtfertigt es ja cben auch), Diefe 
Ertrapreife noch ala ein befonderes Produftionskoftenelement neben 
den allgemeinen Zahlungen an die Vorbefiger anzuführen. Bon der 
Zwangslage, in der ſich diefen Meinen Neftitüden gegenüber bie Auf⸗ 
jchließenden befinden, und von ben Ungelegenheiten, die ihnen daraus 
erwachſen, haben ja diefe Stüde auch ihren Namen: man nennt 
jie Zwangsftüde, Berierftüde, Schifanierzwidel u. dgl. m. 

Es ift anzunehmen, daß ſolche Zwangsſtücke und ihre Ausnugung 
zu abnorm hohen Preifen gegenüber den Auffchließenden in Deutſch⸗ 
land vielfach vorkommen, namentlich jedenfall da, mo durch Befig- 
zerfplitterung ohnehin das Vorkommen vieler Meiner Stüde gegeben ift. 
Im übrigen weifen wir zum Belege auf unfre Ausführungen oben 
über Dresden, Seite 138—141, hin fowie auf die Schilderungen 
Seite 111—117. 

Im Anſchluß hieran fei indes noch einem Gedanken Auzdrud 
gegeben: es ift nicht zu verfennen, daß der Auffchließende, wenn er 
einmal in einer Gegend zu einem reife, der erheblich über dem 
landwirtfchaftliden Werte fteht, größere, aber noch nicht in ſich ge- 
ihloffene Flächen gefauft Hat, fi) überhaupt in einer Bmangälage 
gegenüber den noc verbleibenden Befigern befindet. Er muß beren 
Land haben, um die einmal begonnene Unternehmung zu einem glüd- 
lihen Ende zu führen, fonft erleidet er große Berlufte, und es läßt 
fih denken, daß das oft zur Erzielung beſonders hoher Preife von 
ben fpäteren Verkäufern ausgenutzt werben wird. 

In Meinen Orten dürften die Mißftände der Zwangsſtücke 
auch oft vorhanden fein. Kommt dort die eigentliche Terrain-Unter- 
nehmung auch feltener vor, fo werben fi diefe Mißftände doch auch 
bei der Auffchließung durch Bauende oft bemerfbar maden. 


Zweitens: Zinsverluſt und Riſiko. 


Dem Terrain-Unternehmer ftehen bei ung im allgemeinen für den 
Erwerb des Landes, auf da er feine Unternehmungen gründen will, 
feine Zwangsmittel zur Seite; höchſtens kommt ihm vielleicht die 
Gemeinde mit dem Enteignungsrecht zu Hilfe, um das Land für bie 
Straßen felber zu beſchaffen; oder, in dem Meinen Teile von Deutſch- 
land, wo da3 Bmangsverfahren ber fogenannten Umlegung eingeführt 
iſt, kann ihm mit diefem unter gewiſſen Vorausfegungen gegen wider« 
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jtrebende Eigentümer in oder bei feinem Befite zur Auffchließung 
geholfen werden. Aber im allgemeinen ftehen ihm, wie gefagt, feine 
Bwangsmittel zur Seite. Die natürliche Folge dieſes Zuſtandes tft, 
läßt fich annehmen, daß der TerrainsUnternehmer jede einigermaßen 
günftige Gelegenheit benugen wird, um das Land, dad er braudıt, 
zu erwerben, auch wenn e3 noch weit von ber Aufſchließung durch 
Straßen entfernt ift. Auf diefe Weife legt er bedeutende Rapitalien 
vor, längit ehe er fie durch den Verkauf der Bauftellen wieder herein- 
befonmt, und davon laufen ihm natürlich) Zinſen, bzw. aud) Zinfes- 
zinjen auf, bis fchließlich der Verkauf der Bauftellen erfolgt. Ebenſo 
ergeben ſich natürlich ſolche Zinszuſchläge für alle fonitigen Auf 
wendungen, die der Terrain-linternehmer für das Land mad, 
ehe e3 zum Verkauf der Bauftellen fommt, namentlich für die Straßen- 
koſten. 

Es wäre nun freilich falſch, ohne weiteres die geſamte fo ent- 
ftehende Zinfenlaft auf dad Konto „Zinsverluſt“ zu buchen. Ein Teil 
gehört zwar formell hierher, tatfächlic” aber wo ander? hin. Wir 
haben ſchon am Schluffe des vorigen Abfchnittes gejehen, daß, wenn die 
ZTerrain-Unternehmer von den Vorbeſitzern kaufen lange ehe das be— 
treffende Land dur Straßen zur Auffchliegung kommen Tann, daß 
dann der Preis, der dafür bezahlt wird, nicht nur in dem nominellen 
Breife, der ausgemacht wird, befteht, fondern daß dazu noch Die 
Binfen treten, die eben infolge diefes zeitigen Kaufens auflaufen. Wir 
betrachten hier den Zindverluft ja nicht formal, fondern unter dem 
Geſichtspunkte, wie weit er al3 ein felbftändiger Beftandteil der Pro- 
duktionskoſten der Bauftelle bei der Terrain-Unternehmung anzujehen 
if. Wenn die Terrainunternehmer ſehr viel fpäter, al3 eben ange- 
nommen, nämlich erft dann, wenn da3 Land der Vorbejiter bereits 
in unfren belannten fchmalen Rand eingetreten ift und vielleicht 
ganz nahe vor dem Straßenbau fteht, von diefen, d. 5. von den 
Borbefitern, Taufen, fo werden fie, d. H. die Terrain⸗Unternehmer, 
natürlich im allgemeinen auch beträchtlich höhere Preife zahlen müſſen. 
Die Zinsverluſte der Terrain-Unternehmer charakterifieren fich alſo 
zum Zeil al3 Stüde der Bezahlung an die Vorbefiter. Indes be— 
ſchränken fie ſich keineswegs auf diefen Teil, fondern umfafjen noch 
andre bedeutfame Stüde, die in der Tat als ein felbitändiger Teil der 
Produktionskoſten der Bauftellen zu betrachten find. Auch wenn wir 
nämlich Binfen erft von dem Augenblide an rechnen, wo die Vor— 
bejiger, nachdem ihr Land in den fchmalen Rand gelangt ift, e3 
im allgemeinen doch an den Terrain-Uinternehmer abgeben vder abgeben 
würden, wenn fie e3 nicht ſchon vorher getan hätten, fo ergeben fich 
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doch auflaufende Zinjen bzw. BZinfeszinfen für den Zerrain-Unter- 
nehmer aus folgenden Gründen und für folgende Zeiträume: 

1. Auch das im fchmalen Rande gelegene Land der Terrain» 
Unternehmer bleibt oft, wenn nicht meift, noch längere Zeit liegen, che 
es durch Straßen nufgefchloffen wird. Oft werden Jahre, nicht felten 
fogar wohl eine ganze Reihe von Jahren vergehen, ehe der Straßen- 
bau beginnt. Daraus ergeben fih Zinfen für die Zeit bis zum 
Beginn des Straßenbaues. 

2. Der Straßenbau felber erfordert eine gewiſſe Zeit. Daraus 
ergeben ſich Zinſen für die Zeit während des GStraßen- 
baue3 bis zur Beendigung desſelben. 

3. Schließlich Tiegen natürlich auch die fertigen Bauftellen meijft 
noch mehr oder minder lange Zeit, bis fie abgefeßt werden. Daraus 
ergeben jfih Zinfen für die fertige Bauftelle bi3 zu ihrem 
Ablage. 

Diefe drei Gruppen von Zinsverluſten kann man im alfge- 
meinen nicht mehr als einen verjchleierten Teil des Preifes an die 
Borbejiger anfehen, fondern muß fie al3 felbftändiges Stüd der Pro- 
duktionskoſten der Bauftellen für die Terrain-Unternehmer betrachten. 

In Fleinen Orten dürften die eben angeführten Zinsver⸗ 
Iufte im allgemeinen eine geringere Rolle jpielen. Abgeſehen davon, 
daß in ſolchen Orten die eigentliche Terrain-Unternehmung überhaupt 
viel weniger zu Haufe ift, von der wir hier ja eigentlich ausſchließlich 
reden, werden dort für die Auffchließenden die eben unter 1—3 an⸗ 
geführten Zinsverlufte wahrſcheinlich auch weniger ins Gewicht fallen. 
Es wird vermutlich nicht fo lange Zeit wie in großen Städten vor 
dem tatſächlichen Straßenbau unaufgefchloffenes Land gekauft, die 
Schaffung der Straßen ift leichter und billiger zu bewerfitelligen, Die 
fertigen Bauftellen endlich dürften im allgemeinen nicht jo lange Liegen 
bleiben bis zum Abſatze. 

Zu dem Punkte Zinsverluft im allgemeinen ift endlich noch zu 
bemerfen, daß von ſolchen Berluften natürlich infoweit nicht die Rede 
fein kann, als die Zinfen bzw. Binfeszinfen Dedung in den laufenden 
Erträgen de3 betreffenden unbebauten Landes finden, 3. B. durch Ber- 
mietung als Lagerplag, Spielplag uſw. 

Zu dem Punkte Binsverluft im allgemeinen ift endlich noch zu 
Produftionsunkoften des TerrainsUnternehmerd auch diejenigen Auf- 
Ihläge zu rechnen, die er auf die Preife der Bauftellen machen muß, 
um ſich für die mannigfadhen Riſiken ſchadlos zu halten, die er 
eingeben muß. Die Breife müffen fo gewiffermaßen mehr oder minder 
bedeutende Rilifoprämien mit enthalten. Bom Standpunfte des Terrain- 
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unternehmer® aus gefehen ift unſres Erachtens deſſen Geſchäft mit 
folgenden Riſiken verbunden, ohne baß wir fagen wollen, daß unſre 
Aufzählung unbedingt vollftändig fei: 

1. Rifilo, das zur Ausführung des Unternehmens nötige 
Rand im allgemeinen niht zufammenzubringen, mwäh- 
rend man einen Teil doch fchon zu erhöhten Preifen gefauft Hat. 
Praktiſch genommen dürfte, unter der Vorausfegung des andauernden 
Wachſens der betreffenden Stadt, dieſes Riſiko auf die Dauer darauf 
hinauslaufen, daß man zwar entweder das benötigte fremde Land 
doch noch befommt oder das eigene zu erhöhten Preifen wieder ab«- 
tößt, aber eben doch bei der ganzen Sache Zindverlufte u. dgl. 
erleidet, die Durch die endlichen Preife nicht wieder einzubringen find. 

2. Rifilo, duch die im vorftehenden Abfchnitt erörterten 
„gmangsftüde” zu übermäßigen Aufwendungen gezwungen zu 
werben. 

3. Rifilo, daß bie Stadt, auf deren Wachſen gerechnet ift, 
in ihrem Wachstum ftodt, fo daß fie in Feiner abjehbaren Zeit 
mehr bis zu dem betreffenden Landſtück hinauswächſt. . 

4. Riſiko, daß die betreffende Stadt zwar bi zu dem in 
Frage Tommenden Landftüd hinaus wächſt, aber viel langfamer, 
als der Terrainunternehmer angenommen hat. 

5. Riſiko, daß das betreffende Landftüd, auch wenn es in 
die Zone des ſchmalen Randes einrüdt, doch aus irgendwelchen Ur⸗ 
jahen nicht durch Straßen aufgefchloffen werden kann — 3. 2. 
weil es mit Bauverbot belegt wird. 

6. Riſiko, daß das betreffende Landftüd, wenn es in ben 
ichmalen Rand eingerüdt ift, Doch erft nach viel längerer Zeit 
von da ab, ald angenommen, zur Straßenanlegung ufw. Tommt. 

7. Riſiko, daß die fertigen Bauftellen fehr lange un— 
verkauft liegen bleiben. 

8 Rifilo, duch zahlungsSunfähige oder unfolide 
Abnehmer der Bauitellen Schaden zu leiden. 

9. Riſiko, daß vor Vollendung des Unternehmens die Be- 
bauungsvorſchriften für die betreffende Gegend verfchärft oder 
die den XTerrainunternehmer treffenden Straßenfojften oder 
Steuern vermehrt werden. 

10. Riſiko, dab dem Terrainunternehmer die Mittel aus— 
gehen oder fein Kredit mweientli teurer wird. 

11. Riſiko, dab bis zum Verkauf der Bauftellen die Ban-« 
ftellenpreife mwejentlih fallen. 
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Es wäre nun freilich verkehrt, alle Preisaufichläge, die dieſen 
verfchiedenen Riſiken an ſich entfprechen, al3 befondere Produktions⸗ 
foftenauffchläge zu buchen. Es ift vielmehr nicht zu verfennen, daß bei 
einer ganzen Anzahl der eben angeführten Riſiken die entfprechenden 
Preisaufichläge ſchon unter den Geſichtspunkten der bisher von ung 
angeführten Produktionskoſten der Bauftelle untergebracht jind, näm⸗ 
lich unter denen ber Preiſe an die Vorbefiter, des Binsverluftes und 
der Zwangsſtücke. Wenn 3. B. die Stadt nicht fo ſchnell wächſt, wie 
der Terrainunternehmer erwartet hat, oder der Straßenbau für fein 
Land fich länger verzögert, als er gedacht, oder ihm feine fertigen Bau- 
ftellen länger unverfauft liegen bleiben, al® er angenommen bat, jo 
erfüllt ſich dadurch für ihn allerdings ein verluftbringendes Riſiko. 
Aber diefer Verluſt ift fchon unter den Konten „Zahlungen an die 
Borbefißer” und „Zinsverluſt“ mit untergebracht. Denn wenn nıan, wie 
wir e3 getan haben, diefe beiden Gruppen als Produftiongfoften ein- 
fest, fo fegt man damit natürlich nicht nur die Fälle ein, die gewinn- 
Dringend ausgehen, fondern auch die verluftreichen. Mit andren Worten: 
man feßt unter diefen beiden Gruppen von Produktionskoſten bereits 
einen Durchſchnitt ein, der ſowohl die ungünftigen Fälle einerjeits 
wie die günftigen und befonders günftigen andrerfeit3 umfaßt. 

Trotzdem bleiben aber natürlich eine Anzahl Rififen übrig, Die 
nicht als durch die früher bereit3 erörterten Poſten von Produktions⸗ 
koſten gededt erjcheinen und die daher befondere Gewinne zur Aus— 
gleichung bedingen. Als ſolche Riſiken möchten wir die vorftehend 
unter den Nummern 3, 5, 8, 10 und 11 angeführten bezeichnen. 
Im einzelnen wird man allerdings wohl da und dort zweifelhaft fein 
können, in welche Klaffe da3 betreffende Riſiko gehört. Im übrigen 
aber darf man nicht vergefjen, daß fchließlich der Terrainunternehmer 
an jedem der angeführten Riſiken zugrunde gehen Tann, an ben 
bier al3 durch die bereit3 vorher erörterten Produktionskoſten als 
gededt bezeichneten wie an den andren. Nur bis zu einem gemiffen 
Grade wird es möglich fein, die Riſiken mit Hilfe entfprechender 
Nififoprämien unter den Produktionskoſten unterzubringen; darüber 
hinaus bleibt ein großer Reſt, der nur durd die Möglichkeit eines 
allgemeinen bedeutenden Gewinne aufgewogen mird. 

Sn Meineren Orten können natürlich an ſich alle elf Riſiken 
ebenfall3 vorkommen; doch werden wohl Nummer 1, 3, 4, 6 und 7 
feltener oder geringer fein. Die Sache gewinnt dort infofern überhaupt 
ein andre Geficht, als die eigentliche Terrainunternehmung dort 
viel weniger verbreitet iſt. 


J 
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Drittens: Steuern, Gebühren, Abfindungen u. dgl. 


Einen weiteren nicht unbeträchtlichen Poſten bilden für die Terrain⸗ 
unternehmer die verfchiedenen Steuern, Gebühren, Abfindungen 
u. dgl., die fie zu zahlen Haben. 

| Was bie Steuern anlangt, jo kommen zunächſt die ftaatlichen 
und fommunalen Umſatzſteuern in Betracht. Natürlich ift dabei 
immer die Frage, nit nur, wer fie endgültig trägt, fondern 
auch, wer von den Beteiligten fie zunächſt beitreitet und borlegt. Das 
braucht ja nicht immer der Terrainunternehmer, ed Tann aud der 
Borbefiger oder — bei Bauftellenverfäufen — der Bauftellenfäufer 
fein. Aber oft wird diefe Steuer Dod von dem Terrainunternehmer 
getragen werden und eine Vermehrung feiner Produktionskoſten ber 
Bauftelle bilden. Es fommt weiter in Frage die laufende Beſteuerung 
des unbebauten Grundbefites. In ihrer hergebradhten Form als ge- 
wöhnlihe Grundfteuer fällt fie natürlich kaum in die Wagfchale, 
ſchon weil ihr ja der laufende Ertrag der betreffenden Grundftüde 
gegenüberfteht. Bei ihrer immer häufigeren Ausgeftaltung al3 Steuer 
nad dem gemeinen Werte dagegen ftellt fie immerhin eine Zaft 
dar, die unter den Produktionskoſten der Bauftelle in Betracht kommt. 
Wir gehen dabei von der Anfchauung aus, daß wenigſtens die bis 
zum Verkauf der fertigen Bauftellen durch die Terrainunternehmer von 
diefen und den Vorbeſitzern gezahlten ſolchen Steuern, ſoweit fie 
nicht durch die herkömmliche Ertragsbeſteuerung gededt find, an fich die 
Tendenz haben, al3 Bermehrung der Probuftiongkoften in den Bau⸗ 
ftellenprei3 überzugehen. Damit ift indes noch keineswegs gejagt, 
daß diefe Steuern den Bauftellenpreis im ganzen verteuern, benn 
fie können andrerjeit3 einen Drud auf die Bejiber des betreffenden 
Landes ausüben, fchon zeitiger und zu billigeren Preifen zu verlaufen. 
Alle derartigen Fragen find fehr verwidelt und mollen ınit großer 
Vorfiht behandelt fein. 

Bu den Gteuern gefellen fih die Gebühren, vor allem bie 
für die notwendigen Umfchreibungen im Grundbuche: zuerſt von den 
Borbejigern auf den Terrainunternehmer und dann von diefem auf 
die Bauftellenfäufer. Auch bier erheben fich natürlich wieder Die- 
jelben Fragen wie bei der Grundftüdsumfagbefteuerung, wieweit dieje 
Gebühren tatfählih den Terrainunternehmer und wieweit fie etiva 
die andren Beteiligten treffen. Faſt ausfchließlich auf den Terrain⸗ 
unternehmer fallen dagegen natürlih die Koften und Gebühren, 
die Durch die oben Seite 131 und 132 erörterte Dismembration oder 
Bergliederung des Landes in einzelne Bauftellen erwachſen: Koften 
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ſowohl für die Vermeſſung wie jedenfall3 aud für die nötigen Um» 
fchreibungen im Grundbuche und in den Steuerlataftern. 

Endlih gehören noch Hierher die manderlei Abfindungen, 
Provifionen und Entfhädigungdgelder, zu welden Die 
Terrainunternehmer gewiß oft in die Tafche greifen müſſen, um ihre 
Zwecke zu erreichen, 3. B. um Hinderliche Hypotheken zu frühzeitigerer 
Löſchung zu bringen oder um mwiderftrebende Mitbefiger zur Teilnahme 
an ber Auffchließung zu bewegen, fowie auch Provifionen an Agenten 
u. dgl. m. j 

Im Übrigen gehen wir auf die ganze ſchwierige Trage, wieweit 
die hier überhaupt in Rede ftehenden Laſten von den Terrainunter- 
nehmern abgewälzt, oder auch wieweit fie ihnen zugewälzt werden können 
von den Vor⸗ oder Nachbefikern, nicht ein. Hier wird wohl beinahe 
jeder Fall anders liegen — nicht nur nach den Gefehen und Ver⸗ 
ordnungen, fondern auch nad) den tatſächlichen Machtverhältniffen. 
Es genügt und zu wiffen, daß jedenfalls im allgemeinen die Terrain- 
unternehmer unter den hier angeführten Titeln zufammen nicht un⸗ 
beträchtliche Laften treffen. Auch die fchwierige Frage übergehen wir 
hier, ob wir ohne die hier vorgeführten Steuern, Gebühren uſw. 
oder bei geringerem Betrage derjelben niedrigere Baujtellenpreife haben 
würden. Wir ftreifen diefe Angelegenheit in größerem Zufammen- 
bange fpäter noch einmal. 

An Meinen Orten liegen, ſoweit dort die Terrainunter- 
nehmung vorkommt, die Dinge natürlich grundfäglich im allgemeinen 
ebenjo, wie in den vorſtehenden Darlegungen gefchildert. Doc werden 
vermutlich kommunale Umfapfteuern und ebenfo die Steuern nach dem 
gemeinen Werte jeltener fein und auch die Abfindungen und Entſchädi⸗ 
gungen an Private weniger vorkommen. Auch werden, Ichon wegen ber 
geringeren Höhe der Bodenpreife, die Steuern, Gebühren uſw. mäßiger 
fein, fo daß im ganzen die hier in Rebe ftehenden Aufwendungen 
geringer ausfallen dürften. 


Biertend: Straßenkoſten. 


Einen meiteren, und zwar fehr bedeutenden Teil der Produktions⸗ 
foften der Bauftellen bei ben Terrainunternehmern bilden die direkt 
und indireft durch den Straßenbau verurfachten Koſten. Zunächſt 
foftet die Herftellung der Straßen an und für fich, abgefehen von 
dem Dafür nötigen Gelände, große Summen. Wir haben oben 
Seite 213 am Anfange diefes Kapiteld gejehen, daß in den Wohn- 
ftraßen unfrer Großſtädte auf den Quadratmeter der fertigen Bau» 
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ftelle etwa 4-7 A folder reinen Straßenherftellungskoften entfallen 
— vorausgeſetzt, daß die hier in Trage kommenden Koften den an⸗ 
liegenden Bauftellen, wenn auch vielleicht nicht abſolut vollitändig, 
fo doch meitgehend aufgelegt find. Auf diefe Angabe beziehen 
wir uns hier. In Heineren Orten dürften dieſe Koften allerdings 
weit geringer fein. Womöglich noch mehr aber als die reinen Straßen- 
herſtellungskoſten fällt der Verluſt an Land für den Terrainunter- 
nehmer ind Gewicht. Die Straßen und Pläge in Neubaubezirken 
dürften bei una im allgemeinen etwa ein Drittel des rohen Geländes 
beanfpruchen ; um foviel verringert ſich alfo auch das nutzbare Gelände 
des Terrainunternehmerd. Damit ift aber ohne weiteres gegeben, daß 
er nun die ſämtlichen Untoften für Landerwerb ufw., die er big dahin 
gehabt, aus der jo verringerten Landmaffe mwieber herausfchlagen 
muß. Nehmen wir an, es fei auf jeden Quadratmeter der rohen 
Landmaſſe bis dahin ber Koftenbetrag 100 entfallen, und e3 ſchiede nun 
ein Drittel der Landmaffe für Straßen und Plätze aus. Dann erhöht 
fich eben dadurch die Koftenfumme für jeden ber verbleibenden Duadrat- 
meter auf 150. Man fieht, das ift ein bedeutender Auffchlag! — 

Wir find nun hier freilich bisher von der Vorausfegung auöge- 
gangen, daß die Terrainunternehmer die Koften der eigentlichen Straßen- 
herftellung ganz oder doch wenigſtens fehr weitgehend tragen; und 
ferner, daß fie für dag abzutretende Straßenland in feiner Weife 
entihädigt werden. Die erjtere Borausfegung bürfte nun aber in 
jehr vielen, die Iebtere immerhin in einer Anzahl von Orten und 
Fällen nicht zutreffen, indem auch die Gemeinden mehr oder weniger 
zu diefen Straßenlaften beitragen. Inſoweit mildert ſich alfo dieſer 
Poften der Produktionskoſten für die Terrainunternehmer ab. Immer⸗ 
hin bleibt wohl in der ganz überwiegenden Zahl der Fälle foviel 
übrig, daß er eine bedeutende Rolle fpielt. 


Fünftens: Verwaltungsfoften und Gewinn. 


Endlich müffen wir unter die Produktionskoſten der einzelnen 
Bauftelle auch noch reinen ein entfprechendes Stüd der allgemeinen 
Berwaltungstoften, welche die Terrainunternehmung verurfadht, und 
des Gewinnes, den fie abwirft, und zwar bei leßterem bis zur Höhe 
des landesüblichen Unternehmergemwinnes. 

Über die Belaſtung durch die allgemeinen Verwaltungs— 
foften ift nicht viel zu fagen. Bei dem Gewinn dagegen erhebt fich 
die Frage, ob er nicht den landesüblichen Unternehmergewinn weit über- 
fteigt, und ob fomit in den endlichen Bauftellenpreifen nicht ein großer 
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Ertraprofit der Terrainunternehmer ftedt. Es ſcheint uns indes nicht, da 
das im allgemeinen der Fall ift. Zunächſt möchten wir für dieſe Meinung 
einige indultive Material anführen. Da weiſen wir erjtend einmal 
hin auf das, mas wir oben Seite 147—151 für Dresden dargelegt 
haben, wonach e3 nicht fo ausfieht, ald ob dort die Terrainunternehmung 
im Durchſchnitt große Ertraprofite gemacht hätte. Weiter kommt 
Adolf Weber in feinem ſchon wiederholt von uns zitierten Buche 
„Über Bodenrente und Bodenfpefulation in der modernen Stadt”, 
(1904), am Schluffe eines Kapitel3 über die Terraingejellfchaften in 
Deutſchland und ihre finanziellen Erfolge fogar zu folgendem zu= 
jammenfafjenden Urteile: „Es iſt ficher, daß die Gejamtverlufte der 
Zerraingefellfchaften (unter Berüdfihtigung der Zingeinbußen) Die 
Geſamtgewinne der TZerraingefellihaften nicht unweſentlich über- 
fteigen. Gilt das aber für die organifierte Spekulation, fo gilt es für 
bie private Spefulation erjt recht.” (S. 172.) Mag auch an diefem 
Urteile mandherlei zu Borrigieren fein, fo bildet e3 doch immerhin einen 
ftarfen Beleg dafür, daß von großen Ertragewinnen wenigſtens kaum 
die Nede fein kann. Und ebenfo fagt auch Dr. Bhilipp Stein in feinem 
(gedrudten) Referate für den I. Allgemeinen Deutſchen Wohnungs- 
tongreß 1904 von den Terrain» und Baugejellfchaften: „— — Im 
Vergleich — und dies ift das Wichtige — mit induftriellen oder 
Handeldunternehmungen ift Die Zahl der günſtig arbeitenden Gefchäfte 
ebenfowenig außergewöhnlich groß, wie die Erträge übermäßig find.” 
(Kongrekbericht S. 411, Bandenhoed & Ruprecht, 19056.) Im übrigen 
wäre e3 dringend zu wünſchen, Daß diefe ganze Gewinnfrage der Terrain- 
unternehmung recht bald einmal einer gründlichen bejonderen lUnter- 
fuchung unterworfen würbe, aber nicht nur für die eigentlichen Terrain- 
gejellfchaften, fondern auch für die andren Terrainunternehmer. Dabei 
wäre den Vor⸗ und Bwilchengewinnen, die etwa vor Beginn der 
eigentlihen Aufichließung gemacht werden, befondere Aufmerffamfeit 
zu ſchenken. Ste dürften fich allerdings wohl im allgemeinen ala 
Spefulationggewinne ber Vorbeſiter, nicht der eigentlichen Terrain- 
unternehmer charakterifieren. 

Uber nicht nur dieſes indultive Material, auch einige deduftive 
Gründe ſprechen gegen das Rorliegen bedeutender übernormaler &e- 
winne Der Terrainunternehmer. Wir haben oben gefehen, wie zahl» 
reihen und großen Riſiken die Terrainunternehmer ausgefegt find. 
Gewiß laffen fich diefe Riſiken bis zu einem gewiffen Grabe unter bie 
fonftigen Produktionskoſten und unter befondere Riſikoprämien unter- 
bringen, aber fchließlich bleibt doch indgefamt ein großer Reit, der auf 
diefe Weife nicht zu deden ift, und als deifen Gegenmert eben die 
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ja allerdings zahlreichen Einzelfälle außergewöhnlich hoher Gewinne 
nötig find, bie bei der Terrainunternehmung vortommen. Wenn mar 
alfo von diefen letzteren Tieft und hört, fo darf man nicht fie allein 
betrachten, fondern man muß zu ihnen die ebenfall3 zahlreichen Ber- 
[ufte hinzunehmen, die infolge unglüdlich verlaufender Riſikofälle ein- 
treten, für welche im gewöhnlichen Verlauf des Gejchäftes Teine Dedung 
vorhanden if. Weiter aber jpricht gegen das Vorliegen eines über- 
normalen Gemwinnes der Terrainunternehmung im ganzen auch der 
Unftand, daß in diefem Falle höchſtwahrſcheinlich die Borbefiger ihre 
Anſprüche noch fteigern und fo die Terrainunternehmer mieder auf 
einen normalen Gemwinnftand herunterdrüden würden. 

Daß alſo die Terrainunternehmung im ganzen große über- 
normale Gewinne abwirft, ift faum anzunehmen. Immerhin könnte 
men dann vielleicht noch einmwenden, daß menigftens in den, wie 
gefagt, ja allerdings zahlreihen Einzelfällen, mo folche übernormalen - 
Gewinne tatſächlich gemacht werden, von dem endlichen Baujtellenpreife 
eben boch ein gutes Stüd auf diefe Gewinne zurüdgehe. Das läßt ſich 
ja nun an fi) nicht beftreiten, aber man muß die Sache doch ins 
richtige Licht ſtellen. Zunächſt ift es keineswegs in allen foldhen 
Fällen notwendig, daß der endliche Bauftellenpreis ſich in feinem ab=- 
foluten Betrage wejentlich über den gewöhnlichen und durchſchnittlichen 
erhebt. Denn der Ertragewinn des Terrainunternehmers Tann ja 
nicht nur durch befonders hohe ab folute Berkaufspreife gemacht werden, 
fondern auch durch befonders billige Einfaufspreife gegenüber den 
Borbejigern, durch Erfparnis an auflaufenden Zinfen u. dgl. Weiter 
aber, wenn wir uns die Terrainunternehmung einmal ausgejchaltet 
denken, fo ift e8 noch ſehr zweifelhaft, ob wir dann in unjren Fällen 
bier billigere Endpreife befommen würden — vorausgeſetzt natürlich, 
daß man auf dem Boden unfrer üblihen privat rechtlichen Stadt⸗ 
erweiterung bleibt. Endlich und vor allem aber — und damit fchließen 
wir wieder an die vorhin dargelegte Gedankenreihe an — bedeuten 
ja eben diefe Fälle hoher Ertragewinne offenbar feine Erhöhung des 
allgemeinen Niveaus der Gewinne der Zerrainunternefmung über 
den landesüblichen Unternehmergemwinn hinaus, jondern nur das Gegen- 
ftüd und den Erfah für zahlreiche andre Fälle, wo die Endpreife große 
Verluſte für die Terrainunternehmer bringen. 

Für Meine Orte haben die Ausführungen diefes Abfchnittes 
weniger Bedeutung, da ja dort die eigentlihe Terrainunternehmung 
viel weniger vorkommt. Someit fie aber vorkommt, haben die vor=- 
ftehenden Ausführungen auch dort im großen und ganzen Geltung, im 
einzelnen dürften freilich manche Abweichungen feitzuftellen Sein. 

18* 
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d) Die Preisgeftnltung der Banftelle auf der Enödftufe. 

Wir haben die Produktionskoſten der Bauftelle für den ZTerrain- 
unternehmer einfchließlich Bermwaltungskoften und Gewinn an uns 
porüberziehen Taffen, nun fragt es fi: wie geitaltet ſich auf Diefer 
Srundlage der Preis der Bauftellen in den Außenteilen unfrer Städte 
auf der Endftufe, d. H. beim Verkaufe an ben endlichen Bauenden? Bom 
Terrainunternehmer geht die Bauftelle entweder direkt an einen 
Bauenden oder an einen Hmifchenhändler, der erſt noch damit ſpeku⸗ 
liert; und der Bauende wiederum kann entweder ein Bauunternehmer 
jein, der auf eigene Rechnung und Gefahr Häufer zum Verlauf an 
Dritte Heritellt, oder jemand, der für feinen eigenen Gebrauch als 
Wohnung oder ald Kapitalanlage oder als beides zugleich die Bau⸗ 
jtelle bebaut. Wir wollen von diejen verfchiedenen Fällen hier den 
des Bauunternehmers, der unternehmungsweife Häufer zum Verkaufe 
baut, unſrer Erörterung zugrunde legen und den andren Fällen nur 
zum Schluß noch ein paar Worte widmen. Wie fchon gejagt, handelt 
e3 fich, unter der Vorausſetzung, daß die Bauftelle an einen wirklich 
Bauenden verlfauft wird, um den Endpreis derjelben, und bie Vor- 
gänge bei der Geftaltung dieſes Preifes find die Vorgänge auf der 
Endſtufe des ganzen Prozeſſes, von dem der Bauftellenpreis abhängig 
if. Was nachher diefem Stüd Boden in bezug auf Preisgeftaltung 
noch widerfährt, fällt in die zweite Abteilung des Trauerſpiels, in die 
Preiögeitaltung des bebauten Bodens. 

Die Terrainunternehmer werden natürlich bejtrebt fein, als Preis 
für die Bauftelle vom Bauunternehmer ihre fämtlichen Koften fowie einen 
möglichft hohen Gewinn herauszufchlagen. Wir haben indes im vor⸗ 
ftehenden Abſchnitte gefehen, daß e3 nicht den Anſchein hat, als ob, 
im Durchſchnitt wenigftens, der Gewinn der Terrainunternehmer den 
landesüblihen Unternehmergewinn überſchritte. Beſondere weitere 
Koften für die Bauftelle, die wir nicht ſchon berüdjichtigt hätten, er- 
wachſen aber auf diefer Stufe der Entwidlung, foviel wir fehen können, 
nicht mehr; höchſtens daß den Erwerber, den Bauunternehmer, beim 
Anlauf noch etwas an Steuern und Gebühren trifft (von den Fällen der 
Wertzuwachsſteuer fehen wir hier ab). Wir nehmen nad) dem allen aljo 
auch nicht an, daß die Endpreife, von denen wir hier reden, fich im 
Durchſchnitt wefentlich über die Koften der Terrainunternehmer, zu⸗ 
züglich des landesüblichen Unternehmergemwinnes, erheben; diefe Koften 
aber glauben wir in Abichnitt b und c, wenn vielleicht auch nicht 
abjolut, fo doch in der Hauptſache vollſtändig dargelegt haben. 

Es kann nun wohl faum einem Zweifel unterliegen, daß, wenn 
die Bauftellenpreife, welche die Bauunternehmer zahlen, auch nur die 
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Produktionskoſten der Terrainunternehmer, zuzüglich des erwähnten 
Gewinnes, umfafjen, damit im allgemeinen doch ſchon eine fehr be= 
beutende Höhe der Bauftellenpreife gegeben ift, wenigſtens in größeren 
Drten. Man bedenfe do, was nad unfrer Aufitellung in Abſchnitt 
b und c alles in diefe Produktionskoſten einfließt: hohe Preife an 
die Vorbefiger Schon für jeden einzelnen Quadratmeter, bejondere über- 
normale Aufwendungen für einzelne kleinere, beſonders fchwer zu 
befommende Stüde, beträchtliche Zinsverluſte und erhebliche Riſiko— 
prämien, ferner Steuern, Gebühren, Abfindungen u. dgl., Hohe Straßen- 
often und der Berluft von etma 25—400% bed Landes eben für 
Straßenzwede, weiter endlich die allgemeinen Verwaltungskoſten und ber 
Gewinn. Wahrlih, eine Kette von Aufwendungen, bei denen wir ung 
über hohe Bauftellenpreife nicht zu wundern braudden, jondern um- 
gelehrt billige Preife Höchft verwunderlich wären. Wir find aber 
in ber Lage, zu Weiterer Bekräftigung unfrer Anſchauung auch noch 
eine jehr Iehrreihe Heine Zufammenftellung anzuführen, die wir in 
ber Arbeit des Breslauer ſtädtiſchen Statiftifchen Amtes finden,*) der- 
ſelben Arbeit, die wir ſchon früher in diefem Buche öfters zitiert haben. 
Sn diefer Arbeit leſen wir auf Seite 15 folgendes: 


. Sm bantendwerter Weiſe ift und von Männern der Praxis eine 
Schätung ber mittleren Selbftloften eines Gelänbehänblers zur Verfügung geftellt 
worden, aus ber wir nad Korrigierung eines Berfehend das Folgende entnehmen: 
Das Land wird gelauft u. . . . . 6 4 mo qm 

Ein Drittel desfelben ift für bie Straße Beftimmt und 
unentgeltlich abzutreten. Der Erftehungöwert des Reſtes ift 


daher um 50°/, höher anzufegen, b. h. auf . . ı — 
Das Land liegt dann 10 Jahre zinslos, die Eelbſtkoſten 
betragen alfo am Schluß em . . . 13,5 n n ” 


Die Straßen werben angelegt; durch die eniſtehenden Aus: 

gaben fteigen die Auslagen etwa um 4,5, d. h. uf .18 „ um 
Das Land liegt wieder im Mittel 5 Jahre 3indtoR, und es 

betragen bie Selbftloften alddann . . . BB vo on 

Zu biefer im übrigen, wie ſchon geſagt, ſehr lehrreichen Auf⸗ 
ſtellung iſt aber zu bemerken, daß fie die Selbſtkoſten ber Terrain⸗ 
unternehmer für Großſtädte wie Breslau unſres Erachtens noch viel 
zu niedrig angibt. Zunächſt kann man zweifeln, ob nach dem, was wir 
oben Seite 229—231 über die neuere Entwicklung der Preiſe an dic 
Urbefiger geſagt haben, 6 M pro Quadratmeter ſelbſt mit dem gleich 


*) Der Wrundbeſihwechſel, die Boden⸗ und Häuferpreife in Breslau währens 
der legten Sahrzehnte. Breslauer Statiftit, 19. Bd., III. Heft. Breslau 1902. 
E. Morgenftern. Preis 2 A 


278 v. Wangeldt: Die Städtiidre Vodenfrage 


zu erwähnenden Zuſchlag nicht für viele Großſtädte zu niedrig ift; doc 
möchten wir Darüber fein Urteil fällen. Der Zufchlag, von dem 
wir eben ſprachen, befteht darin, Daß mac) unjrer Anjcdhauumg (f. oben 
E. 267, die in ber dritten Reihe der Breslauer Aufftellung ange 
führten 4,50 M Zinsverluft großenteil3 noch mit al3 Preis an die 
Borbejiger anzufehen find. Seine Verädfichtigung hat aber anjchei 
uend in der Bre3lauer Aufflellung der Faltor etwa vorlommender 
„Swangsftüde” gefunden. Ebenjowenig findet ſich ein Zuſchlag für 
KRiiifoprämien, audy) Steuern, Gebühren, Abfindungen u. dgl. find, 
wie e3 jcheint, unberädfichtigt geblieben, endlich findet jich in der Auf- 
Rellung nichts für allgemeine Berwaltungstoften und nichts für Ge⸗ 
winn. Und troß alledem Selbiiloften von 22 M pro Duabratmeter! 
Bahrlih, ein beiwunderungswürdiges Nechts⸗, Berwaltungs- und. 
Wirtſchaftsſyſtem, da3 für da3 an und für jich beinahe Toftenlos vor- 
Bandene Gut des Erweiterungsgeländes einer anwachjenden Stadt der 
artige Breife notwendig macht! — 

Rad) alledem glauben wir nicht zuviel zu jagen, wenn wir be 
haupten: die hohen Banftellenpreije, welche in den Außenteilen unter 
größeren anwadjenden Orte die jelber bauenden Baunnternehmer 
an die Terrainunternehmer zahlen, finden im allgemeinen ihre aus 
reichende Erflärung auch ohne Annahme beſonders hoher Gewinne der 
Zerrainunternehmer in den hohen Selbſtkoſten diefer letzteren. Es 
bedarf für bie Erflärung diejes Hohftandes der Breije 
niht der Annahme irtgendwelder mehr ober minder 
wunderbarer Kräfte „der Spekulation“, jondern dieje 
erfhredend hohen Preiſe find ein natürliches Ergebnid 
unfre3 Stadterweiterunggaiyftem3, das die Selbſtkoſten 
ber Zerrainunternebmer ins Maßloſe fteigert! — 

Aber eine Seite der Sache bedarf dabei freilich noch der Auf 
Härung, nämlid: wie es kommt, daß derartig hohe Preije gegew 
über den Abnehmern, den Bauunternehmern, und ſchließlich gegen 
über der großen Maſſe der Bevölkerung, die ja doch am letzten Ende 
die Beche zu bezahlen hat, burchgefegt werden können. Denn ſchließ—⸗ 
lich wehren ſich diefe Stellen doch gegen diefe ungeheuerlichen Be 
laftungen und zahlen nicht freiwillig und aus Vergnügen jolche Riejen- 
beiträge für den Quadratmeter. Und ebenfo findet ja Doch aud eine 
gewifje Konkurrenz zwiſchen den Terrainunternehmern untereinander 
nnd zwiſchen ihnen und etwaigen fonftigen Bauftellenprobuzenten 
(Bauenden, Urbejigern) flatt. Ba greift nun zunähft die Erwägung 
Blog, dab doch auch für die Bauftellen der nationalskonomiſche 
und jelbftverftändlihe Sat gilt, daß ein Gut nicht dauernd unter 
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feinen Brodultionsloften auf dem Markte verlauft werden Tann. 
Stellen wir ung einmal vor, die Terrainunternehmer fchlügen längere 
Zeit ihre GSelbftloften nur zu einem Teile wieder heraus, fo 
dab fie mit Verluſt arbeiteten. Dann erfchiene die Terrainunter- 
nehmung als ein Gejchäft, bei dem nichts zu verdienen, foudern nur 
zu verlieren ift. Die Folge würde fein, daß neue Unternehmer fich 
diefer Tätigkeit nicht zumenden und bie alten ihre Tätigleit möglichſt 
einjchränten würden. Zwar fteht an fih ja aud der andre Weg 
noch offen, ſich durch Berringerung der Koften der Bage anzupaffen. 
Aber e3 ift nicht mwahrfcheinlih, daß im allgemeinen ohne weiteres 
die Koften fich wefentlich verringern laffen würden. Bor allem käme e3 
da doch Darauf an, daß die VBorbejiger und die Befiter von Zwangs⸗ 
füden mit ihren Forderungen heruntergingen; aber da3 werben jie 
nicht tun, folange die Terrainunternehmer ihre Nachfrage nad) Land 
nit ganz weſentlich einfchränten. Wir fommen alfo immer wieder 
darauf zurüd, daß in unfrem Falle aller Wahrfcheinlichfeit nach eine 
ſtarke Einſchränkung der Neufhaffung von Bauftellen durch die Terrain 
unternehmer eintreten würde Daß dafür hinreichend Erſatz durch 
Auffchließung ſeitens der Urbefiger oder der Bauenden gefchaffen würde, 
ift nicht anzunehmen, und ebenjowenig, daß diefer Erſatz durch direktes 
Kaufen ber Bauenden von ben Urbefigern unter Ausfchaltung der 
Terrainunternehmer herbeigeführt werben würde. Der Borrat an 
fertigen Bauftellen würde alfo allmählich ziemlich ſtark zufammen- 
Khmelzen, und damit müßten die Preife wieder fteigen, bis fie wieder 
die Selbitloften und den notwendigen Gewinn der Terrainunternehmer 
dedten und dieſe daraufhin ihre Tätigkeit wieder aufnähmen. 

Aber nit nur auf diefe allgemeinen Erwägungen kann man die 
Durchſetzung der hohen Preife der Terrainunternehmer jtüben, jondern 
jie wird auch mwefentlich gefördert durch eine Reihe befonberer Um— 
fände, bie teild auf Seiten der Terrainunternehmer ala Verkäufer, 
teil auf Seite der Käufer, teil3 auf beiden Seiten liegen. 

Die Umstände auf der Seite ber Ver käufer haben wir, im Grunde 
genommen, ſchon oben gegen den Schluß unfrer Darlegung der Theorie 
de3 ſchmalen Randes kennen gelernt. Sie liegen in der Befonderheit, 
die der Grund und Boden überhaupt al3 Ware hat und weiter nament- 
lid in den Befonderheiten jeiner Stellung in unfrem „ichmalen 
Rande” bei anmwacfenden Orten — und die Bauftellen, welche 
die Terrainunternehmer verkaufen, Tiegen ja im fchmalen ande. 
Infolge diefer VBefonderheiten treffen den Berläufer, in unfrem Falle 
aljo den Zerrainunternehmer, die Nachteile nur in außerordentlich 
abgemildertem Grade, welche font ein Verkäufer zu fürchten Hat, 
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wenn er infolge ftarfen Angebotes feine Ware zu einem gegebenen 
Termine nicht los wird; und infolge diefer Abmilderung wird natür- 
lich die Stellung des Verkäufers außerordentlich gefeftigt und ihm da3 
Feithalten an und das Durchſetzen von hohen Preifen fehr erleichtert. 
Als die Umftände, um die es fich Handelt, betrachten wir im An⸗ 
Ihluffe an die Darlegungen bei der Theorie des fchmalen Randes 
folgende: | 

Erſtens: aus dem Nichtverlauf und daraus fich ergebendem 
längeren Warten auf den Verlauf ergeben ſich für dag Gut, um das 
e3 ſich hier Handelt, die Bauftelle, feine Schwierigkeiten und Koften 
durch längere Lagerung; auch verdirbt das Gut nicht und Tommt 
nit aus der Mode. 

Zweitens: die Nachfrage nah Bauftellen in anwachjenden 
Orten nimmt eher zu al3 ab, das Angebot andrerjeit3 aber unter- 
liegt infolge der Beichräntung der Schaffung von Bauftellen auf 
den fchmalen Rand oder vielmehr fogar nur beffen jeweil3 auf- 
ſchließungsfähige Teile und infolge der ganzen Straßenbaupolitif der 
Gemeinden uf. einer dauernden ſtarken Einſchränkung. Die Folge 
davon ift, daß die Terrainunternehmer eine gewiffe Sicherheit wenig- 
ſtens haben, daß jich das Verhältnis von Angebot und Nachfrage aud 
fpäterhin nicht gar zu ungünftig für fie geftaltet. Freilich führen auf 
der Seite der Nachfrage Kriſen und auf der Seite de3 Angebotes Ein- 
verleibungen u. dgl. wefentlihe Wusnahmen von dieſer Sicherheit 
herbei. 

Im übrigen ift hier aber noch zu bemerlen, daß das Verhältnis 
zwifchen Angebot und Nachfrage in fertigen Bauftellen tatfächlich Tängft 
icht jo günftig fir den Käufer liegt, wie e8 nad) den oben ©. 248—53 
mitgeteilten Zahlen über ben Bauftellenvorrat einerfeit3 und den Jahres⸗ 
bedarf der Bautätigfeit andrerfeit3 fcheinen fönnte. Denn außer dem 
Bedarf der Bautätigkeit Tommt, wie die Dinge einmal liegen, aud 
noch der umfangreihe Bedarf an Bauftellen für Spefu- 
lationszwecke in Betracht, wenigftens in größeren und lebhafteren 
Orten und in günftigen Zeiten für den Bauſtellenabſatz. 

Drittens: die Mare bed Terrainunternehmers, Die Bau- 
ftelle, wird mit der Zeit wertvoller, das Warten auf Hohe 
Preife ift alfo an fich nicht unzweckmäßig. 

Außerdem wird dem Terrainunternehmer dieſes Warten weſentlich 
erleichtert durch bie namhaften Erträge, welche viele unbebaut Tiegen 
bleibende Bauftellen als Lagerpläge, Spielpläge, Bläge zum Wäfche- 
trodnen, ferner als Eisbahnen, als Gelände für Meine Mietgärten 
u. dgl. m. abwerfen. Doc) haben wir bag alles ja ſchon früher erwähnt. 
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Auf der andren Seite drängen nun ja allerding3 einige andre 
Umftände ben Terrainunternehmer wiederum, nicht zu fehr zu warten 
und deshalb feine Preisforberungen nicht zu hoch zu fpannen, nämlich 
die Jahr für Jahr wachſenden Zinsverlufte, der Wunfch, fein Kapital 
wieder frei zu bekommen, und die Gefahr, daß die gute Konjunktur 
ungenüßt vorübergeht und Jahre kommen, wo Bauftellen gar nicht 
oder nur zu gedrüdten Preijen abzufegen find. Aber es ift doch 
nicht zu leugnen, Daß diefe Umstände durch die eben vorher von und 
dDargelegten Berhältniffe in ihrer Wirkung ſehr ſtark abgefhwächt 
werden. 

Gehen wir nun weiter zu den Umftänden über, welche die Durch- 
fegung hoher Preiſe der Terrainunternehmer erleichtern und die entweder 
bei ben Käufern ober bei Käufern und Berfäufern zugleich 
liegen. Da ftoßen wir zunächſt wiederum auf ein Moment, das fchon 
wben bei der Erörterung bes fchmalen Randes angeführt wurde, nämlid) 
auf die relative Unfreiheit, in der fi die anwachſende Bevölkerung 
befindet in bezug auf die Wahl der Stabtgegend, in ber fie ſich anfiedeln 
will. Auch hierdurch wird den ZTerrainunternehmern die Erzielung 
Hoher. PBreife nicht unbedeutend erleichtert. Zur Begründung ber Sadıe 
felber verweifen wir auf unfre Ausführungen oben ©. 257—59. 

Aber e3 jcheint uns, daß noch viel wuchtigere Momente an der 
Durchführung der hohen Bauftellenpreife mitwirken, und da fteht an 
der Spite die verhängnisvolle Einwirkung unſres ſtädtiſchen 
Nealfrebitwejeng*). Daß unfer Syſtem des Realkredits mit ber 
feften Ordnung und Sicherheit des Grundbuches, mit der anfcheinend 
geficherten Stellung, wenigſtens der eriten Hypotheken, u. dgl. m., in 
außerordentlich hohem Grade die Kreditierung der Bauitellenpreife 
durch die Terrainunternehmer in Form von Hypotheken, die den Bau⸗ 
jtellen und jpäteren bebauten Grundftüden aufgelegt werden, beförbert 
bat und immer weiter befördert, ift wohl nicht zu beftreiten. Es ift 
wohl auch als ziemlich ficher anzunehmen, daß die Bezahlung der Bau⸗ 
ftellenpreife Durch die Bauunternehmer an die Terrainunternehmer tat- 
ſächlich ganz überwiegend in Form der hypothelarifchen Eintragung bes 
weitaus größten Teiles diefer Preife auf den betreffenden Grund⸗ 
ftüden, und nur zu einem fehr mäßigen Bruchteile Durch Barzahlung ober 


*) Wir benugen gerne die Gelegenheit, zu bemerken, daß wir für bie 
folgenden Erörterungen über biefen Punkt viel verbanten den Ausführungen 
von Herm Dr. R. Eberftabt, namentlich in feinem neueften Buche „Die 
Spekulation im neuzeitlihen Städtebau” (Jena, G. Fiſcher, 1907), das wir 
freilich für unfren Zweck nur nod) ganz flüchtig burchfehen konnten. 
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wenn er infolge ftarfen Angebotes feine Ware zu einem gegebenen 
Termine nicht 103 wird; und infolge diefer Ahmilderung wird natür> 
lich die Stellung bes Verkäufers außerorbentlich gefeftigt und ihm das 
Fefthalten an und bad Durchſetzen von hohen Preifen fehr erleichtert. 
Als die Umftände, um die es fi handelt, betrachten wir im An- 
ſchluſſe an die DVarlegungen bei ber Theorie bes ſchmalen Randes 
folgende: 

Erftens: aus dem Nichtverkauf und daraus ſich ergebendem 
längeren Warten auf ben Verkauf ergeben fich für bad Gut, um das 
es ſich hier Handelt, die Bauftelle, feine Schwierigkeiten und Koften 
durch längere Lagerung; auch verdirbt das Gut nicht und kommt 
nit aus ber Mobe. 

Zweitens: bie Nachfrage nad Bauftellen in anwachſenden 
Orten nimmt eher zu als ab, das Angebot andrerſeits aber unter» 
liegt infolge ber Veſchränkung der Schaffung von Bauftellen auf 
ben ſchmalen Rand ober vielmehr fogar nur beffen jeweils auf- 
ſchließungsfähige Teile und infolge der ganzen Straßenbaupolitif der 
Gemeinden uſw. einer dauernden ſtarlen Einſchränkung. Die Folge 
davon ift, bafı die Terrainunternehmer eine gewiffe Sicherheit wenig- 
ftens Haben, daß ſich das Verhältnis von Angebot und Nachfrage auch 
fpäterhin nicht gar zu ungünftig für fie gejtaltet. Freilich führen auf 
ber Seite der Nachfrage Krifen und auf der Seite de3 Angebotes Ein- 
verleibungen u. dgl. wejentlice Ausnahmen von dieſer Sicherheit 
herbei. 

Im übrigen ift hier aber noch zu bemerken, daß das Verhältnis 
zwiſchen Angebot und Nachfrage in fertigen Bauſtellen tatſächlich Täı 
nicht fo günftig für den Käufer liegt, wie es nad) den oben ©. 
mitgeteilten Zahlen über den Bauftellenvorrat einerjeits und 
bebarf ber Bautätigkeit andrerfeits fcheinen könnte. D 
Bedarf der Bautätigkeit fommt, wie die Dinge ei 
nod ber umfangreiche Bedarf an Bauſtelle 
lationszmwede in Betracht, wenigſtens in geö 
Orten und im günftigen Zeiten für den Bauf 

Drittens: die Ware des Terraim 
ftelle, wird mit der Zeit wertvoller) 
Preiſe ift alfo an ſich nicht unzwedmäh 

Außerdem wird dem Terrainumtr 
erleichtert durch die namhaften Er 
bleibende Bauftellen als Lager 
trodnen, ferner ala Cisbah 
u. dgl. m. abwerfen. Doch 





















J 


Siebentes Kapitel: Die Bildung ber Bobenpreife uf. 281 


Auf der andren Geite drängen num ja allerdings einige andre 
Umftände ben Terrainunternehmer wieberum, nicht zu fehr zu warten 
und deshalb feine Preisforberungen nicht zu Hoch zu fpannen, nämlich 
die Jahr für Jahr wachſenden Binsverlufte, ber Wunſch, fein Kapital 
wieber frei zu belommen, und die Gefahr, baf die gute Konjunktur 
ungenüßt vorübergeht und Jahre kommen, wo Bauftellen gar nicht 
oder nur zu gebrüdten Preiſen abzufegen find. Aber es ift doch 
nit zu leugnen, daß diefe Umftände durch die eben vorher von uns 
dargelegten Berhältniffe in ihrer Wirkung ſehr ſtark abgeſchwächt 
werben. 

Gehen wir nun weiter zu den Umfänden über, welche die Durch- 
fegung hoher Preiſe der Terrainunternehmer erleichtern und bie entweder 
bei den Käufern oder bei Käufern und Berfäufern zugleich 
liegen. Da ftoßen wir zunächſt wiederum auf ein Moment, das ſchon 
wben bei der Erörterung des ſchmalen Ranbes angeführt wurbe, nämlich 
auf bie relative Unfreiheit, in ber fi) die anwachſende Bevölkerung 
befindet in bezug auf die Wahl der Stabtgegend, in der fie ſich anfiebeln 
will. Auch Hierbuch wird den ZTerrainunternehmern die Erzielung 
Hoher Preife nicht unbedeutend erleichtert. Zur Begründung ber Sache 
ſelber verweifen wir auf unfre Ausführungen oben ©. 257—59. 

Aber e3 ſcheint uns, baf noch viel wuchtigere Momente an ber 
Durchführung der hohen Bauftellenpreife mitwirken, und da fteht an 
der Spige die verhängnisvolle Einwirkung unfres ſtädtiſchen 
NReallrebitwefens*). Daß unfer Syſtem des Realkredits mit ber 
feiten Ordnung und Sicherheit des Grundbuches, mit ber auſcheinend 
gejicherten Stellung, wenigitens ber erflen Hypotheken, m. dgl m, im 
auferorbdentlic; hohem Grade die Kreditierung der Beanfelienpreife 
durd) die Terrainunternehmer in Form von Hppothelen, Die des Bau- 
jpäteren bebauten Grundſtüden aufgelegt werben, beischert 
weiter befördert, iſt wohl midht zu Seireiten &s ie 
lich, fiher anzunehmen, dei die Begaklung der Ben- 
* Bauunternehmer au Die Terreimumirrmeimer t0- 

ab in Form ber Iypetheleriihen Eiruragung bes 
“= diejer Preife anf deu Iettemen Gran 
mäfigen Bruder bar: Berpilung m: 
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und Zwedes diefer Einrichtung hinausläuft. Sehr mit Recht betont 
Eberſtadt, daß ber Zweck unfres Realkreditweſens doch in erfter Linie der 
fei, der fehaffenden, produktiven Tätigkeit in bezug auf den Boden, der 
Bodentultur, den nötigen Kapitalzufluß zu ermöglichen. Für die Städte 
heißt das aber doch vor allem, für die Errichtung von Bauten, melde 
meilt die Kräfte des Einzelnen überfteigen und die ja auch fpäteren 
Geſchlechtern noch zugute kommen, die Kapitalzufuhr und die Ver⸗ 
pflichtung auch Diefer fpäteren Gefchlehhter zur Mittragung der Laften 
mögli machen. Hier aber jehen wir das Realkreditweſen dazu miß- 
braudt, im Dienfte monopolartiger, unverdienter Gewinne Laft auf 
Laft auf die große Maffe der fchaffenden Bevölkerung zu mwälzen und 
die produltive Tätigkeit zu erſchweren, flatt fie zu beförbern. 

Ein weiterer gewichtiger Umftand, und zwar auf Seiten der Käufer, 
der Bauunternehmer, welcher den Terrainunternehmern die Durd)- 
jegung hoher Preife erleichtert, ift der, daß. die Bauunternehmer 
inder Lage find, nad) verfchiedenen Richtungen hin einen Ausgleich 
für fteigende Bauftellenpreife zu fhaffen und bie Laften 
dberjelben von fi abzumälzen, ohne baß dadurch eine direkte 
Mehrbelaftung der Bevölkerung durch fteigende Mieten eintritt. Eine 
jolhe Möglichkeit hängt noch mit dem eben erörterten Hypotheken⸗ 
wejen zufammen. Wenn e3 nämlich dem Bauunternehmer gelingt, Die 
Hypotheken für das Haus auch nur ein wenig billiger zu be- 
ſchaffen, ſo kann erfich ſchon einen nicht unmwefentlich erhöhten Bauftellen- 
preis gefallen laſſen: was dieſer an erhöhten Laften bringt, wird durch 
die größere Billigkeit der Hypotheken wieder auögeglihen. Bei dem 
im ganzen fallenden Hypothekenzinsfuße der Iehten Jahrzehnte ift 
dieſe Möglichkeit gewiß maffenhaft ausgenupt worden. In biefen Fällen 
hat alfo der geftiegene Bauftellenpreis zwar Feine neuen Laften auf Die 
Bevölkerung gemwälzt, aber er hat einen bedeutfamen Vorteil, ber fonft 
ihr zugefallen wäre, in feinen unergründlihen Nachen verfchlungen. 

Eine weitere Möglichkeit für den Bauunternehmer liegt in ſchlech⸗ 
terer, billigerer Bauausführung. Wieweit diefer Weg bei 
und tatfächlich befchritten morden ift, bleibe dahingeftellt; immerhin 
mußte er mit erwähnt werden. Im ganzen wird fich jeboch allerdings 
faum leugnen lajfen, daß die Bauausführung bei ung in den legten 
Sahrzehnten eher beſſer al3 ſchlechter geworben ift, und überhaupt ift 
möglicherweife in der Entwidlung der Bauboften ein Moment gegeben, 
das dic eben gefchilderte Einwirkung bes fallenden Hypothekenzins⸗ 
fußes wieder aufhebt. 

Eine ungmweifelhafte, weitreihende Möglichleit zur Ausgleichung 
jteigender Bauftellenpreife ohne Steigerung der Mieten ift dagegen vor- 


Siebentes Kapitel: Die Bildung der Bodenpreife uſw. 285 


handen gewefen und noch vorhanden durch die ftärfere baulide 
Ausnutzung ber Grundftüde — ſowohl in horizontaler wie in 
vertilaler Richtung. Je mehr Räume auf einem Srundftüd hergeſtellt, 
je mehr Menſchen dort untergebradht und fomit der Verzinfung des 
Bauftellenpreifes tributpflichtig gemacht werden können, defto teurer 
kann natürlich die Bauftelle fein. Der ſchier unaufhaltiame Siegeszug 
der Mietlaferne durch unfre größeren, ja neuerdings fogar durch unfre 
kleineren Städte legt ben Schluß nahe, daß diefe Möglichkeit für Die 
Durchſetzung hoher Bauftellenpreife in umfaffendem Maße ausgenugt 
worden ift. " 

Zufammenfaffend können wir jedenfalld fagen, daB für ben 
Bauunternehmer eine erheblide Möglichteit beftanden hat und noch be» 
jteht, jteigende Bauftellenpreife ohne Steigerung der Mieten auf fih gu 
nehmen. 

Zwei weitere Umjtände, welche die Durchſetzung hoher Bau⸗ 
ftellenpreife begünftigen, nämlich die finanzielle Abhängigkeit des Bau- 
unternehmerö von dem Bauftellenverfäufer und den Baufhmwindel 
einerfeit3 fowie den zeitweife auftretenden Spekulationstaumel 
andrerjeit3, erörtern wir paflender im Anfchluß an die hier fogleich 
folgenden Auseinanderfegungen. 


Wir haben bisher unfren Erörterungen den Fall zugrunde gelegt, 
wo ber Terrainunternehmer an einen unternehmungsmweife bauenden 
Bauunternehmer verkauft. Es bleibt nun noch übrig, wie jchon am 
Eingang dieſes Abſchnittes angekündigt, kurz einen Blid zu werfen 
auf bie beiden andren Fälle, wo der Verkauf der Bauftelle durch den 
Terrainunternehmer entweder an einen Bauenden erfolgt, der für 
eigenen Gebrauch ald Wohnung oder al3 Kapitalanlage baut, oder 
an einen Zwifhenhändler, ber. nicht weiter mit der Bauftelle 
tut, al3 fie fpefulativ weiter zu veräußern. 

Der erfte diefer beiden Fälle ift ſchnell erledigt: es treffen auf 
ihn einfach im großen und ganzen die bißherigen Erörterungen dieſes 
Abſchnittes gleichfalls zu. 

Etwas langwieriger ift ber zweite all, ber der Zwiſchen— 
händler. Zwar werden auf die Breife, welche diejenigen Zwiſchen⸗ 
händler zu zahlen Haben, bie direkt von den Terrainunternehmern 
faufen, bie bisher gemachten Darlegungen gleichfalls im großen und 
ganzen zutreffen, aber bamit ift Die Sache nicht erledigt. Denn es läßt 
fih nit abmweifen, daß biefer Zwiſchenhandel an ſich doch auch einen 
gewiffen Einfluß auf die Preisgeftaltung der Bauftellen ausüben muß. 
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Wenn wir nun hierüber ein paar Worte jagen, jo müffen wir allerdings 
geitehen, daß wir uns da felber mangel3 der nötigen Anhalt3punfte 
nicht fo recht ficher fühlen und für unfre Darlegungen nicht mehr als 
eine gewiſſe Wahrfcheinlichkeit beanspruchen können. Im wefentlichen 
ziehen wir auf Grund unfrer Forschungen für Dresden (f. oben ©. 143 
bis 147 und 155—158) und der Ausführungen ©. 189—192 deduktiv 
einige allgemeinere Schlüffe. Wir gehen dabei von der Vorausſetzung 
aus, daß fich die Verhältniffe des Bauftellenzwifchenhandel3 oder der 
Bauftellenfpelulation im allgemeinen etwa ebenfo verhalten, wie wir 
fie für Dresden gefchildert haben. Wir nehmen danach an, daß der 
vom Terrainunternehmer direkt Taufende Zwiſchenhändler meiſt nicht 
nur eine, fondern eine ganze Anzahl von Bauftellen auf einmal, etwa 
6 big 20 kauft; weiter, daß der Zwiſchenhändler überhaupt in der 
Regel nur in Zeiten günftiger Verkaufskonjunktur mit aufiteigenden 
Bauftellenpreifen kauft, während allerdings die völlige Beendigung 
feiner Operationen, das Verkaufen, häufig zum guten Zeile nod in 
Beiten fallen dürfte, die für das Verkaufen ungünftig find; drittens 
enblich nehmen wir noch an, baß auf den eriten, vom Terrainunternehmer 
direft Taufenden Zwiſchenhändler fehr vielfach noch ein oder mehrere 
weitere folgen, ehe bie einmal in die Hände des Zwiſchenhandels geratene 
Bauftelle an ben endlichen Bauenden gelangt. 

Welches wird nun der Einfluß diefer Zwiſchenhandelsoperationen 
auf die Preiſe fein, welche die vom Zwiſchenhandel bedienten endlichen 
Bauenden zahlen? Man wirb unterjcheiben müſſen zwischen Zeiten guter 
Konjunktur für den Bauftellenverfauf mit auffteigenden Preifen und 
ſchlechter Konjunktur mit ſinkenden Preifen. Sn ben erfteren Zeiten 
werden diejenigen endlichen Bauenden, die vom Bmifchenhandel Taufen, 
jedenfall teurer Taufen al3 die direft von den Terrainunternehmern 
Kaufenden. Der Zwifchenhandel betreibt in diefen Zeiten fein Gefchäft 
ja eben um der Gewinne willen, die ihm winken, und es ift ſchwer 
zu denken, daß dieje nur duch einen Nachlaß ber Terrainunternehmer 
bon ihren Preifen für andre Kunden gegenüber den Zwiſchenhändlern 
und nicht auch durch eine Steigerung ber Preiſe durch die Ziwifchen- 
händler erfolgen follten. Begünftigen doch auch eben die auffteigenden 
Zeiten und der, namentlich angeficht3 des ftarten fpetulativen Bedarfeg, 
beſchränkte Borrat fertiger Bauftellen diefe Steigerung. 

Man könnte einwenden, daß jchon die Terrainunternehmer felber 
die Preisfteigerung bis an die Grenze des Möglichen ausnuben werden. 
Aber der Zwiſchenhandel hat, wie wir ſchon oben bei Dresden darlegten, 
offenbar auch für die Terrainunternehmer erhebliche Vorteile, jo daß 
fie ihm ruhig ein Stüd de3 an fich in diefen Zeiten möglichen Ge— 
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winnes überlaffen können. Der Biifchenhandel ermöglicht es Der 
Terrainunternehmung durch die Menge von Bauftellen, die er abnimmt, 
bie gute Zeit quantitativ ſtark auszumutzen, viel mehr, als e3 ihr ohne ihn 
möglich wäre, und er nimmt ihr zugleich das Riſiko für die fo an 
ihn abgejegten Bauftellen großenteil3 ab. Außerdem übernimmt er 
einen großen Zeil der Mühe des Abſatzes, und es ift wohl auch ficher, 
daß er Ahfabgelegenheiten und Preisfteigerungsmöglichkeiten auffpürt 
und herbeiführt, die der Terramunternehmung nit zugänglich ge- 
weſen wären. 

Anders Tiegen die Dinge vermutlich in Zeiten ungünftiger Kon⸗ 
junktur für ben Bauftellenabfat und finfender Bauftellenpreife. Hier 
ift zu vermuten, daß die endlichen Bauenden von den Zwifchenhändlern 
billiger ald von ben Terrainunternehmern kaufen werden. Durch folche 
Krijenzeiten dürften im allgemeinen die Zwiſchenhändler erheblich ftärker 
in Bebrängnis geraten als die TZerrainunternehmer. Die Kapitalkraft ber 
erfieren ift geringer als die legterer, auch haben fie fich von vornherein 
wohl allgemein weit weniger auf bad Überftehen frhlechter Zeiten ein- 
gerichtet als dieſe. Und fo dürften teils freihändig, teil3 auf dem Wege 
ber Zwangsverſteigerung ihre Bauftellen oft ſehr ſtark im Preiſe ſinken, 
ftärker ala die der Terrainunternehmung. 

Endlih müſſen nun hier noch die ſchon oben erwähnten, haupt 
fählih an den Zwiſchenhandel ſich anlehnenden zwei befonderen Um- 
ftände, welche die Durchſetzung hoher Preife gegenüber den endlichen 
Bauenden weſentlich fördern, kurz erörtert werden, nämlich erſtens 
die vielfach vorhandene finanzielle Abhängigkeit de8 Bauunter- 
nehbmer3 vom Bauftellenverfäufer und der Baufhmwindel 
und zweitens der zeitweife eintretende Spekulationstaumel im 
Boden- und Bauitellengefchäft. 

Was das Erfte angeht, fo ift feftzuitellen, daß offenbar ein erheb- 
liher Zeil unfrer Bauunternehmer von denjenigen, von denen fie die 
Baujftellen empfangen, zugleich mehr oder minder finanziert werden, 
indem fie direlt oder indirelt von ihnen Baugeld zur Ausführung des 
Baues befommen. Es liegt aber auf der Hand, daß dieſe finanzielle 
Abhängigkeit vom Bauftellenverfäufer fehr oft dazu ausgenugt werden 
wird, übertriebene Preife für die Bauftellen berauszufchlagen. Noch 
ſchlimmer dürfte es in den offenbar immerhin zahlreichen Fällen ftehen, 
wo der Bauunternehmer überhaupt nicht mehr als Unternehmer auf 
eigene Hand, fondern nur noch als Werkzeug, ald Strohmann des 
Zerrainbefiters angefehen werben fann, den dieſer benußt, um fein 
Gelände durch Bebauung zu verwerten, ohne fich doc dem Riſiko 
des Bauunternehmens felber auszufegen, vielleicht auch um Baugelder 
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vorteilhaft unterzubringen. In diefen Fällen fchwindet der Widerftand 
des formellen Bauftellenfäufers, des fogenannten Bauunternehmerz, 
gegen allzu hohe Bauftellenpreife natürlich vollends dahin. Und feft fteht 
ja auch, daß in einer ganzen Anzahl von Fällen diefe fogenannten 
Bauunternehmer dann nicht nur mittellofe, fondern auch ſchwindelhafte 
Leute find, denen die Schuldenlaft, mit der fie fich bededen, ziemlich 
gleichgültig ift, und deren Hauptabjicht darauf gerichtet ift, während 
der Bauzeit von den Baugeldern ein möglichit angenehmes Daſein 
zu führen. Dieſe Fälle namentlich, offenbar aber auch ſolche aus den 
borher erwähnten Kategorieen bürften es fein, in denen Die beklagens⸗ 
werten Berlufte der Bauhandwerker eintreten: der Unternehmer, mit 
dem fie abgejchloffen Haben, Hat nichts, oft fogar nicht einmal guten 
Willen, und da3 Bauwerk ift mit vorangehenden Hypotheken für die 
Bauftelle und für die Baugelder überlaftet. Monopol und raffgierige 
Spekulation triumphieren, die ehrliche Arbeit wird betrogen! — — 

Zum Belege für da3 Vorkommen der eben gefchilderten Verhältniffe, 
d. h. teil3 der finanziellen Abhängigkeit vieler Bauunternehmer von 
den Bauftellenverläufern überhaupt, teild der Ausartung biefer Ab- 
hängigkeit zum Berhältnis des Bauunternehmers al3 reinen Stroh— 
mannes und zum Bauſchwindel, ftellen wir noch ſchnell folgende Stellen 
zufammen: 

a) Für Dresden verweilen wir auf unfre eigenen Schilderungen 
oben Seite 145 und 146. Abgefehen von Dresden kommt die allge- 
meinere Notiz bei ung oben Seite 191/92 in Betracht. 

b) In der ſchon oft von und angeführten Arbeit des Breslauer 
Statiftifchen Amtes über den Grundbeſitzwechſel uſw. (erfchienen 1902) 
lefen wir ferner in bezug auf Breslau auf ©eite 7/8: 

n- » » Dazu kommt nod, daß die Bauſpekulanten häufig viel höhere Breife 
zahlen müflen, als Bauplaghändler für gleich günftig gelegene Flächen, ins⸗ 
bejondere bann, wenn fie einen Plaß von ihrem Baugeldgeber 
nad ber höchſten Tare angerehnet erhalten. Da wäre es doch bedenk⸗ 
li, die Summen, welche fie bewilligen, einfach für die typifchen Bauplakpreife 
zu erllären. . . .” (Die Eperrung rührt von uns ber.) 

c) In der gleichfall3 fchon oft von ung angeführten Arbeit von 
Dr. eig über die Grund- und Bodenverhältniffe in Düffeldorf 
Schriften des Bereind für Gozialpolitit, Bd. 111) finden wir auf 
Seite 145 aus einem Berichte 1903 der Sektion der Rheinifd- 
Weſtfäliſchen Bauberufsgenofjenfhaft für den Regierungs— 
bezirk Düffeldorf folgende Stelle zitiert: 

„— Die die Sade liegt, kann die Verluftlifte des Taufenden Jahres viel- 
feiht noch größer werden. Das bracjliegende Kapital drängte fi mit Haft 
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auf den Baumarkt, die vorbem fo ängſtlich gewahrte Vorſicht bei Hergabe von 
Bargeldern (joll möglicherweife Baugeldern heiken) bat nachgelafien. Die 
Baubanten beleihen fchon jegt Gebäude in Straßen, die vor einigen Jahren 
noch ganz aus dem Beleihungsbezirke ausgefchloffen waren. Das Kapital 
bemädhtigt jich des Grund und Bodens, es gibt Bauftelle und Bau- 
tapital au3 einer Hand. Auf diefe Weife tritt aud eine 
tünftlihe Steigerung des Bodenwerts ein. Es liegen Fälle vor, 
in denen durch die Gergabe von Baugrundftüd und Baulapital eine Preis» 
fteigerung von 300 A. pro Rute herbeigeführt worben if. Das kann Teine 
billigen Wohnungen geben, der Sturz lann nicht audbleiben. Das Nachfehen 
bat aber der Bauhandwerfer. ..... Es iſt feine auffallende, fondern eine ſehr 
erflärliche Erfcheinung, daß unter den rüdftändigen Genoffenichaftsmitgliebern 
fih fo außergewöhnlich viele Dachdedermeifter befinden. Der Dachbeder tritt 
zulegt an den Bauherrn, zu einer Zeit, in der das Baufapital, wenn nicht 
ganz, fo doch zum großen Teile verbraucht, der aber etwa noch zur Verfügung 
ftehende Betrag durch die fertiggeftellten Arbeiten reichlich belaftet iſt. Oft 
genug folgt ber Tertigftellung der Dachdederarbeiten auf dem Fuße bas 
Subhaftationspatent, und fo kommt ber Dachbeder zu kurz. — — —“ (Die 
Sperrungen rühren von uns ber.) 

d) Baul Boigt endlich in feiner berühmten Arbeit über „Grund⸗ 
rente und Wohnungsfrage in Berlin und feinen Bororten” (1901) bringt 
bei Bergleichung des berechneten Bodenwertes bei bebauten Grundftüden 
in einer Anzahl Eharlottenburger Straßen mit dem Wert, den vor der 
Bebauung diefe Grundftüde als Bauftellen hatten, auf Seite 211/12 
folgende Stelle: 

„— Bergleiht man den berechneten Bobenmwert, wie er ſich nad) Errich⸗ 
tung und mehrjähriger Benugung eines Haufes darftellt, mit den Bauftellen- 
preifen, fo ergibt fi, daß die Bauftellenpreife bort, mo ein potenter Bauunter- 
nehmer auf eigenes Nifilo das Gebäude errichtet Bat, faft immer wefentlich 
niedriger al8 die berechneten Bobentwerte waren; wo dagegen ber Bauunter- 
nehmer Tediglich ein Strohmann bes Terrainfpefulanten war, gingen die Bau- 
ftellenpreife über den nachher erzielten faltiſchen Bodenwert noch Binaus oder 
famen ihm menigftend fehr nahe.‘ 

Auch, finden wir bei ihm Seite 142 folgende Außerung: 

„— Es find fat immer biefelben Berfonen, die in ben verſchiedenen 
Orten, bald in Charlottenburg und bald in Schöneberg ufw., Terrains erwerben 
und parzellieren, fie entweder auf eigenes Rifilo oder mit Hilfe von Stroh- 
männern mit fünfftödigen Mafjenmiethäufern beſetzen. —” (Sperrung 
durch ung.) 

Und nun zum Schluß noch der letzte Umftand: auf Seiten der 
Bauſtellenkäufer ftellt fich nicht Selten im Lauf der Jahre zeitweilig ein- 
mal eine Art förmliches Spetulationsfieber betreff3 der Bau— 
ftellen ein. Nicht nur, daß die Ausfichten auf die Höhe wie auf die 
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Schnelligkeit. der Herbeiführung des aus den Bauftellen mit Hilfe 
ber Bebauung zu geivinnenden Ertrage3 gewaltig überjchät werden, 
fondern e8 tritt offenbar überhaupt der Gedanke an den Ertragswert ber 
Bauftelle zurüd Hinter dem an den durch ihren Wiederverfauf zu 
macdenden Gewinn. Dan wird annehmen dürfen, daß dadurch für die 
endlihen Bauenden die Bauftellenpreife auf zwei Wegen ſtark ver- 
teuert werden: einmal, indem der Preisftand der Bauftellen im all- 
gemeinen bei allen Bauftellenverläufern fich fteigert, und ſodann, 
indem e3 den endlichen Bauenben infolge der großen Ankäufe des 
Zwiſchenhandels zum großen Teile unmöglich gemacht wird, andre 
ala eben durch diefen Zwiſchenhandel ſpekulativ ſtark in die Höhe ge- 
triebene Bauſtellen zu erwerben. 

Zum Belege für das tatfächliche Vorlommen derartiger Berhält- 
niffe weifen wir nur auf unfre Schilderung oben ©. 156 und 157 für 
Dresden Hin, ſowie auf Die nachfolgende Stelle, die wir einem Vorberichte 
von Herrn Dr. Bhilipp Stein für den Düſſeldorfer Internationalen 
Wohnungskongreß im Jahre 1902 entnehmen (Bericht über diejen 
Kongreß ©. 61, Carl Heymanns Berlag): 

„— — — Die Hauffeftimmung läßt fich Tünftlich erzeugen, die offenen und ver: 
ftedten Anpreifungen von günftigen Billengeländen in ben Vororten ber Groß⸗ 
ftädte find beredte Beiſpiele hierfür, aber weit häufiger und viel intenfiver if 
die auf allerlei Nachrichten und Pläne bei allgemeiner günftiger wirtichaftlicher 
Lage gleihfam von felbft entſtehende Hauffeftimmung, deren Urjprung mie 
Ende gleich unerlennbar, gleich unbeitimmbar ift. An ben Erfolgen der einen 
entzündet ſich der Eifer der anderen. Die Unficherheit der Borausfegungen 
wird nicht beachtet, dad Tempo der Ausdehnung der Stadt wird raſcher und 
rajder angenommen. In einer Treibhausatmofphäre fcheint ſich bie Neife des 
Baulandes zu vollziehen. Die Preife fchnellen in die Höhe, außer Bufammen- 
bang mit den tatjächlichen Verhältniffen. Aber gerade hier zeigt ſich, daß der 
bei Verwirklichung ber vollen Ausnutzungsmöglichkeit zuläffige Preis nicht das 
Ergebnis, fondern die Borausfegung ber Spekulation ift; werben die Spelu⸗ 
lationspreife nicht durch die tatfächlihe Entwidlung beftätigt und gleihjam als 
„matürliche” Preife gerechtfertigt, dann brechen fie über Nacht zufammen. .. .” 

Freilich können fich ja jolche übertriebenen Preife nicht auf Die 
Dauer halten und verfchwinden wieder, aber es ift doch fraglich, ob 
dadurch ein Ausgleich für die vorherige Preisfteigerung geichaffen wird. 
Um bad herbeizuführen, müßten fie nicht nur auf dag normale Maß 
zurüde, fondern um ungefähr ebenfoviel unter dasſelbe heruntergehen, 
ala fie e3 vorher überfchritten hatten, j 
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Faſſen wir nun die Ergebniffe dieſes Abſchnittes d ganz 
furz zufammen. Was wir zu erflären unternahmen, das waren die hohen 
Endpreife der Bauſtellen in den Außenteilen unfrer größeren Städte, 
d. h. die hohen Preife gegenüber den endlichen Bauenden, und wir 
haben in dieſem Abfchnitte nun gefehen, daß dieſe Preife fich zwanglos 
erllären ohne Annahme befonderd hoher Durchfchnittägewinne der 
Zerrainunternehmung als der natürliche Ausbrud ber außerordentlich 
hohen Produktionsloſten der Bauftellen, zu welchen ber Zwang ber 
Berhältniffe die Terrainunternehmer nötigt. Durch den Zwifchenhanbel 
erfahren in Zeiten günftiger Konjunktur für den Bauſtellenabſatz diefe 
Preife offenbar noch eine weitere Steigerung, während fie in Zeiten 
ungünſtiger Abjagverhältniffe dafür durch Dasfelbe Moment wahrſchein⸗ 
(ih um fo ftärfer geworfen werden. Die Durchſetzung diefer ganzen 
hohen Bauftellenpreife aber endlich wird erft richtig ermögluht und 
geförbert durch eine Reihe befonderer Umftände teil auf Seiten der 
Zerrainunternehmer aß Berläufer, teild auf Seiten der Käufer, teils 
endlich auf Seiten ber Verkäufer und Käufer gleichzeitig. Die erftge- 
nannten Umftände liegen in einer Reihe von Verhältniffen, welche eine 
ungewöhnlich ftarfe Stellung der Verkäufer in diefem alle begründen; 
die zu zweit und dritt genannten Umjtände dagegen beftehen in der 
relativen Zwangslage der einzelnen Bevölferungsabteilungen, in ge» 
willen Stadtgegenden zu wohnen, weiter in unfrem NRealfreditwefen, 
in der Möglichkeit für den Bauunternehmer, in gewiſſer Weife für 
hohe Bobenpreife einen Ausgleich zu jchaffen ohne Steigerung ber 
Mieten, in der häufig vorfommenden Abhängigkeit der Bauunternehmer 
von den Bauftellenvertäufern als Geldgebern und in dem Bau—⸗ 
ſchwindel; endlich in dem zeitmweife eintretenden Spekulationsfieber in 
Bauſtellen. 

Wir ſind damit überhaupt am Schluſſe unſrer langen Auseinander⸗ 
ſetzungen über die Produktionskoſten der Bauſtelle und der Erklärung 
ihres Endpreiſes auf dieſem Wege angelangt. Einige ergänzende Aus⸗ 
führungen folgen nun noch in Abſchnitt 5 dieſes Kapitels. Vorher jedoch 
ift noch ein ganz kurzer Blick zu werfen auf die Geitaltung der Dinge 
in dem Falle, mo nicht ein eigentlicher Terrainunternehmer, fondern 
ein Bauender oder Urbeſitzer die Auffchließung unternimmt. 

Für kleinere Drte treffen die Ausführungen dieſes Ab« 
ſchnittes infofern zum großen Teile nicht ohne weiteres zu, als ja Dort 
vielfach, wenn nicht fogar ganz Überwiegend, die Auffchließung nicht 
durch die eigentliche Terrainunternehmung geſchieht, ſondern durch 
andre Kräfte, auf bie wir hier gleich unter e noch einen Blick werfen. 
Soweit jedoch die Terrainunternehmung in Meinen Orten die Aufs 
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Schließung beforgt, dürften im großen und ganzen auch unfre Aus- 
führungen hier unter d Dort zutreffen. 


e) Die Bauftellenpreife bei Auffhließung duch Bauende oder Urbeſitzer. 
Wir ſind bisher bei ber Erörterung der Bauftellenpreife von der 
Vorausſetzung ausgegangen, daß die Bauftellen von ber eigentlichen 
Terrainunternehmung beihafft und dann von ihr verkauft werden. 
Wir wilfen aber aus unfrem VI. Kapitel und haben auch am Eingange 
des Abfchnittes 4 in diefem Kapitel ausdrüdlich darauf hingewieſen, 
daß auch auf andren Wegen noch Bauftellen zur Entjtehung und Be- 
mwertung kommen, nämlich durch Auffchließung von rohen Lande durch 
Bauende oder durch Urbefiter. Diefe Fälle find nun hier noch zu be— 
handeln; dba fie aber zum großen Zeile analog dem Falle der Terrain 
unternehmung liegen und bie Hauptſachen bereit3 dort gejagt find, 
fo können wir uns bier fehr kurz faffen. In der Kürze liegt die 
Würze! Wir legen dabei im folgenden die Auffchliegung durch einen 
Bauenden zugrunde und widmen ber durch die Urbefiger nur am 
Schluffe noch ein paar Worte. Selbftverftändlich reden wir in diefem 
ganzen Abfchnitte e von ben Bauftellen in den Außen teilen der Städte. 
Aufſchließung durd einen Bauenden: das foll heißen, 
daß die Aufſchließung in biefen Fällen nicht wie bei der Terrain» 
unternehmung als felbftändiges Gefchäft betrieben wird, fondern als 
Bubehör des als die Hauptjache erfcheinenden Bauunternehmens. Die 
Auffchliegung fegt demnad hier voraus, daß der Auffchließende zu- 
gleich baut, und zwar nicht nur überhaupt, fondern daß er gerade das 
von ihm aufgejchloffene Gelände felber bebaut, und weiter, Daß die Haupt- 
fache bei diefem kombinierten Unternehmen ihm nicht die Aufſchließung 
und der durch fie zu machende Gewinn, fondern da3 Bauunternehmen 
ift. Nein logiich ift dann von diefer Grundlage aus natürlich noch Ver⸗ 
ſchiedenes möglich: der Bauende kann dag ganze von ihm erſchloſſene 
Gelände felber bebauen oder nur ben größeren Teil davon, während 
er das übrige als Bauftellen verfauft; und innerhalb diejer beiden Ab⸗ 
teilungen wiederum Tann der Bauende entweder nur für den eigenen 
Bedarf oder nur für Dritte ober auch für alle beide bauen. Bon allen 
diefen an fi möglichen Fällen ziehen wir hier nur den in Betracht, 
wo der Bauenbe dad ganze Gelände felber bebaut, aber nur für den Ab- 
fa an Dritte. Auf die übrigen Fälle einzugehen, verzichten wir: eines- 
teil3 find fie gu unbedeutend, andrenteilg treffen auf fie im großen und 
ganzen auch die nachfolgenden Ausführungen ebenfalls zu. 
Wenn wir nun in die Sadje felber eintreten, fo find zwei Be⸗ 
merfungen vorauszufhiden. Aufſchließung als Zubehör durch Bau- 
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unternehmer, die — auf Beitellung oder als Selbitunternehmer — 
für den Abfag an Dritte bauen, kommt offenbar hauptſächlich in Heineren 
Drten vor, vielleicht auch in abgelegenen Zeilen großer, wo die Ber- 
hältniffe ſich von denen Heiner nicht fo fehr unterfcheiben. 

Unb weiter: das, worum e3 ſich uns bei diefer ganzen Sache 
handelt, ift ber Bauftellenpreis für Bauftellen in ben Wußenteilen der 
Städte und feine Erffärung. Bebaut nun aber der Auffchließende bie 
von ihm gefchaffenen Bauftellen felber, jo tritt ein Bauftellenpreis äußer- 
lich natürlich nicht in Ericheinung. Es Tann fich deshalb für uns Hier 
zunächft nur darum handeln, die Bauftellenpreife zu erflären, die ſich 
ber Bauende felber bei einem rationellen Verfahren zu rechnen Hat. 
Aber woraus werden diefe beftehen? Nun doch jedenfall® aus bem ge- 
famten Yufwande, ben der Bauende ald Auffchließender für die Bau⸗ 
ftelle auf fich nehmen muß, und außerdem aus dem Gewinn, den er 
auf die Bauftelle als ſolche macht. Dieſe Poften haben wir alfo, ent⸗ 
fprechenb unfrem Vorgehen bei ber Terrainunternehmung, auch hier 
zu unterjuhhen; aber im Hinblid auf unfee ausführlichen Darlegungen 
dort können wir uns hier ſehr kurz fafjen. 

Daß den Bauenden als Aufichließenden irgendwelche weſentliche 
Koſten träfen, die der Terrainunternehmer nicht zu tragen hätte, 
ift nicht abzufehen, eher wird das Gegenteil ber Fall fein; wir brauchen 
alfo nur die einzelnen Poften bes Aufwandes der Terrainunternehmer 
kurz durchzugehen und zu fehen, wieweit fie Anwendung im alle der 
Aufihliegung durch Bauende finden. Da ift nun zunädft zu fügen, 
Daß die Zahlungen an bie Borbefiger für den Erwerb bes 
betreffenden Geländes im allgemeinen in einen Orten jedenfalls 
weit geringer find al3 die in größeren Orten, in benen bie Terrain 
unternehmung hauptſächlich ihr Wrbeitsfelb hat. Auch die Belaftung 
durch beſonders hohe Preife für fogenannte Zwangsſtücke ift wahr- 
iheinfih in HMeineren Orten geringer. Ebenfo fteht es zum Teil mit 
dem Riſiko. Die Zinsverluſte müſſen fchon deshalb in kleineren 
Orten niedriger fein als bei der Terraimunternehmung in größeren 
Orten, weil der Aufwand für ben Bobenerwerb, Straßenkoſten ufm., 
auf den fie auflaufen, viel weniger erheblih ift; außerdem dürften 
auch der Aufſchließung durch den Bauenden an ſich geringere Bins- 
verlufte eigentümlich fein. Steuern unb Gebühren find ebenfo, 
foweit fie nach der Höhe des Wertes bes Objektes bemeifen werden, 
in Heineren Orten natürlich niedriger; Abfindungen endlich find 
bort wohl weniger gebräuchlich. Außerdem wirb bei ber Auffchließung 
duch Bauende ja mindeſtens ein Umfab gejpart und bamit auch bie 
für diefen fällige Umfapftener und Grundbuchgebühr. Die Straßen- 
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toten jerzez 1:23 ım Eroreren Druem girchönfl: wei weniger bebeutend, 
zu Ne euren Bermıltnugslsücn der Yuncliekung jind 
bei Nari.:cgııg var Bere :ebrurıl: aueh geringer ala bei der 
Ieternzzierzchumng ca Gewinn en:'ih werden wir glei noch 
reden. 

Im ganzen ei’ m faxzm ;u bezreüeln, deij die Saiten, welche 
sch der Baurıde ei Axnl:ichender far bie Bauwürlle zu rechnen bat, 
weit gerrezer iind als bei der Zerraizumiernchmung: aber die Urjache 
davon l::;r nur :zm Meimem Teile im der Wuichliekung bar den 
Baucuden al3 ic/hem, joxdere gen; überwisgenb darin, da dieſe Art 
Der Aurti:cgung datch Benende ofeebar bexriiihluh in Üeimeren 
rien vorlommt, d:e Ierrauzzutermehmis aber im größeren. Soweit 
die Arfihiiegung durch Bauende im ivmietien Gegenden arbeitet wie 
die Terrainunternchcıung, werden ihre Koñen auch laum viel unter 
Demen Dieter Rechen. 

Auf der andren Eeite finden jih aber doch io ziemlich alle Koten- 
momenie, die bei der Auischlichung burch die Terrainunterachmung 
vorbanden iind, auch bei der durch die Yauenden — wenn and mehr 
oder minder in abgeihwächtem Grabe. Und damit iR ohne weiteres doch 
Ihon eine gewiile, unter Umitänden recht bedeutende Höhe dei Bau- 
ftelfenpreiies, den man rationeller Weiſe bei der Aufichließung durch 
Banende zu rechnen bat, gegeben. Rur darum fan es jich noch handeln, 
ob innerhalb bieies Preijes der darchichnittliche Gewinn, den ber 
Vauende als Aufihliehender an der Baukelle al3 foldyer macht, eine 
große oder eine geringe Rolle fpielt. Über nähere Anhaltspunkte in 
Dieier Beziehung verfügen wir hier nicht. Aber wenn wir cinerjeit3 
bebenten, wie viele und wie beträchtliche Koftenmomente jür die Bauen- 
den als Aufichließende vorhanden find, und wenn wir andrerfeit3 iu 
Rechnung ziehen, daß die Höhe der rationelfer Weile im vorliegenben 
Balle zu berechnenden Bauftellenpreije in Heineren Orten doch nicht 
io außerordentlich groß ift, jo möchten wir annehmen, daß der in 
Rede ſteherde Gewinn im Durchſchnitt, gerade wie bei ber Terrain- 
unternehmang, nicht übernormal if. 

Die tatählihe Durchſezung unfrer berechneten PBreije 
wird dann weiter durch eine Reihe beionderer Umftände gefördert, 
und zwar iind das biefelben, die wir ſchon oben bei der Terrainunter- 
nehmung fennen gelernt haben. Aber allerdings kommen dieſe Um- 
fände hier nicht alle und nicht in dem Grabe wie bei diejer in 
Betradt. 

Rad) alledem fehen wir, daß die Ausführungen, die wir bei der 
Zerrainunternehmung gemacht haben, zum großen Teile aud auf die 
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Breisbeftimmung der Bauftellen bei Aufichließung Durch die Bauenden 
zutreffen. Aber allerdings unterliegt die ganze Sache nun noch Ab- 
änderungen durch bie Berquidung mit dem Baugeſchäfte. Auf fie ver- 
mögen wir hier nicht näher einzugehen, doch möchten wir annehmen, 
daß es fi) da doch immerhin nur um Modififationen des eben von 
ung Angeführten handelt, nit um feine Aufhebung. 


Endlih die Auffhließung durch Die Urbefiger! Sie 
liegt in unfrem Sinne bier nur vor, wenn ein Urbeſitzer oder mehrere 
folche zufammen im weſentlichen nur ihr eigenes Land auffchließen, 
höchſtens daß fie zur Ergänzung da oder bort nody ein Heineres 
Stück dazu erwerben. Gehen die Urbefiter weſentlich darüber hinaus 
und erwerben fie in größerem Umfange fremdes Land zur Auf- 
ihließung, fo find fie eben in bezug auf dieſes Land nicht mehr 
Urbefiger, fondern Zerrainunternehmer. Die Auffchließung durch die 
Urbefiger in unfrem Sinne Hier ift, wie oben Seite 175 und 179/80 
dargelegt, der Maffe nach nicht fo fehr bedeutend und fommt haupt- 
fählich in Heineren Orten vor. Was die Bedingungen, welche bei diefer 
Art der Aufichließung auf die Preisgeftaltung der Bauftelle ein- 
wirken, angeht, jo find fie natürlich erheblich ander als bei ber 
Zerrainunternehmung. Die großen Zahlungen an die Borbefiger fallen 
fort, Zinsverluft und Riſiko find geringer u. dgl. m. Trotzdem aber 
ift e3 jehr fraglich, ob die Breife, welche bie Urbefiger für bie fertigen 
Banftellen fordern und erzielen, geringer find als die der Terrain- 
unternehmer oder die der Bauenden. Die monopolähnliche Stellung ber 
Befiger des ſchmalen Randes genießen doch auch die Urbefiter, außer- 
dem wird wohl faft überall die Dedung des Bedarf an Bauſtellen 
nur fehr teilmeife durch die Urbefiger beforgt, im übrigen durch die 
Terrainunternehmer oder die Bauenden, und man muß annehmen, 
Daß auf deren Preiſe dann aud) die Urbeſitzer hinaufgehen können und 
werden. Enblich ftehen den Urbefigern al3 Auffchließenden im großen 
und ganzen ebenfalls diefelben befonderen Umftände zur Durchſetzung 
hoher Bauftellenpreife zur Geite, die wir oben für die Terrainunter- 
nehmung geſchildert haben. 


f) Öffentlihe Aufſchließnug. 

Es bliebe nun no übrig, die Bildung der Bauitellenpreife 
bei Aufihließung durch öffentlihe Stellen, wie die Ge— 
meinde, den Staat ufmw., zu erörtern. Allein einmal hängt die Preis— 
bildung in diefen Fällen in hohem Grade von den Beweggründen und 
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Zwecken ab, welche die betreffende öffentliche Stelle mit der Auf 
ihließung verfolgt; und zum andren fpielen auch mannigfache Ver⸗ 
hältniffe (3. B. Vorhandenfein oder Nichtvorhandenfein angeftammten 
Grundbeſitzes der Gemeinden u. bgl.) hinein, die an ben einzelnen 
Orten fehr verfchieden liegen; etwas Allgemeingültiges läßt ſich baher 
hier ſchwer fagen. Drittens aber und vor allem fommen wir auf bie 
Aufihliegung durch öffentliche Stellen im VII. und X. Kapitel, wenn 
auch unter andren Geſichtspunkten, noch ausführlich zu fprechen. Wir 
fehen daher hier von einer Erörterung ab. 


* * 
> 


Wir ftehen am Ende diefes langen Abfchnittes 4. Wir glauben 
den Umkreis derjenigen Aufſchließungsformen fo ziemlich erſchöpft zu 
haben, die im weſentlichen zu berüdjichtigen find, wenn man ben 
Bauftellenpreis erklären will auf der Grundlage der Probuftionstoften 
der bie Bauftellen Scaffenden, und wir fönnen uns nunmehr, im 
Befib bes fo gewonnenen Gejamtüberblides, den oben ſchon ange» 
fündigten ergänzenden Betrachtungen zumenden. 


5. Die Nachfrage. 


Es iſt nicht unfre Abficht, in dieſem Abfchnitte die Verhältnifje der 
Nachfrage nad Bauftellen eingehender auseinanderzufegen. Nur auf 
die Frage wollen wir, nachdem wir uns folange mit den Verhältniffen 
auf der Seite des Angebotes befaßt haben, eingehen, ob denn im ganzen 
auch auf der Seite ber Nachfrage Umftände vorliegen, welche unjre 
hohen Bauftellenpreife in den Außenteilen der anidachfenden Städte 
erflärlich erjcheinen laſſen. 

Wir haben bisher in Abfchnitt A die hohen Produktionskoſten 
der Bauftellen unter Einbeziehung der monopoläßnlicden Gewinne 
der Befiger des fchmalen Randes dargelegt, ebenfo auch bie Frage 
der Durchſetzung der fich fo ergebenden hohen Preife gegenüber ben 
Käufern. Aber eine notwendige Vorausſetzung haben wir Dabei noch 
nicht berührt, nämlich ob benn die betreffenden Käufer, ob „bie Nach» 
jrage” nach Bauftellen, auch fähig und willens tft, Derartige Preife zu 
zahlen. Weder hohe Produktionskoſten noch eine beſonders günftige 
und ftarfe Stellung der Verkäufer vermögen zu hoben Breifen au 
führen, wenn auf Seiten der Nachfrage nicht die Fähigkeit, ſolche Preife 
zu zahlen, vorliegt oder wenn dort etwa ein unbedingt. unnachgiebiger 
Wille vorhanden ift, fi in diefe Preife nicht zu fügen. Wo nichts 
ift, ba hat ber Kaiſer bad Recht verloren, und ebenjo würde der unbe- 
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bingt fefte Wille, Tieber auf dag betreffende Gut zu verzichten als 
einen hohen Preis dafür zu zahlen, dieſen Ießteren zunichte machen. 

Es fragt fi) alfo, ob die Nachfrage nach Bauftellen fähig und 
willens ift, die Hohen Preife, bie jich aus unfren bisherigen Erörterungen 
ergeben, zu zahlen, und um dieſe Trage zu beantworten, müffen wir ung 
erft noch einmal Har darüber werden, um welche Preife und um welche 
Nachfrage es fich denn eigentlich handelt. Das ift nun nicht ſchwer 
zu jagen. Es handelt fi) um die Breife, welche bie endlichen Bauenben 
für die Bauftellen. zahlen bzw., wenn die Bauenden zugleich die Auf- 
ſchließenden find, um bie, welche fie ſich felber rationeller Weiſe für 
die Bauftellen anzurechnen haben. Auf dieſen Endpreis find unfre 
ganzen Erörterungen bisher hinausgelaufen, und er ift es auch, auf 
den fich begreiflicherweife das Hauptintereffe von Theorie und Praris 
richtet. Ob dieſen Preis die Nachfrage zu zahlen fähig und mwillens 
ift, das ift alfo die Frage. 

Und die Nachfrage: aus wen beiteht fie, von mem gebt fie 
aus? Zunächſt natürlich von den Bauenden, aber es ift ohne weiteres 
Har, daß deren Zahlungsfähigkeit und -willigfeit bier bei weitem 
nicht allein entjcheiden kann. Nur in einem geringen Teile der Fälle 
erwirbt der Bauende die Bauftelle für ein Bauwerk, das er ausſchließ⸗ 
lich felber benutzen will, und in. diefen Fällen ift natürlih aud nur 
feine Bahlungsfähigkeit und -willigleit maßgebend; in ber ganz 
überwiegenden Maffe ber Fälle dagegen gedenkt der Bauende die Bau- 
ftelle mittelft Benugung bes zu errichtenden Bauwerkes durh andre 
nubbar zu machen, fei e3, daß er an biefe verkauft, fei es, daß er 
an fie vermietet. Es ift aber Har, daß er infoweit felber nicht mehr 
für die Bauftelle zahlen kann, als er von biefen feinen Nachmännern 
wieder hereinbekommt; in biefen Fällen bildet alfo deren Bahlungs- 
fähigfeit und =willigfeit Die maßgebenbe Obergrenze und nicht bie 
des Bauenden. Infoweit nun biefe Nachmänner die jpäteren endlichen 
Benutzenden find, find wir aljo wieder, wie bei bem alle, wo ber 
Bauende felber ber endlihe Benutzende ift, dabei angelangt, daß bie 
BZahlungsfähigfeit und wwilligkeit der endlichen Benutzenden bie Ober- 
grenze für ben Bauftellenpreis zieht. Soweit aber die Nachmäuner 
der Bauenden nicht felber bie endlichen Benußenden find, fonbern 
ihrerfeit3 wieberum das Bauwerk durch Verkauf ober Vermietung an 
Dritte nubbar machen, ift gleichfalls Mar, daß fie ben Bauenden nicht 
mehr an Bauftellenpreis zahlen Tönnen, als fie von ihren Nach— 
männern empfangen, und fo wird e3 jebem etwa noch folgenden Rady- 
manne, infoweit er nicht felber endlicher Benutzender ift, natürlich auch 
gehen. Da im allgemeinen Feiner in ber Lage und willen? ift, etwas 
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zu verjchenten, fo kann eben im allgemeinen auch fein Ermwerber 
ber Bauftelle oder des Bauwerkes mehr an Bauitellenpreis zahlen, 
als er entweder felber für eigene Benugung der Sache aufwenden ober 
von andren direkt oder indirekt für ihre Benutzung erlangen Tann, 
und fo ftellt ſich als das ſchließlich Maßgebende einfach die Zahlungs- 
fähigfeit und =willigfeit der endlichen Benutzenden der Bauftellen oder 
ber künftigen Baumerle heraus, feien dies nun die Bauenden felber 
oder Mieter von ihnen oder Käufer von ihnen ober Mieter von biefen 
uſw. Als endliche Benugende der Bauftellen und fünftigen Bauwerke 
in den Außenteilen der anmachfenden Städte fommt aber in einem 
gegebenen WUugenblide der ganze nicht näher abzugrengende Kreis 
der Bevölkerung einer folhen Stadt in Betracht, auf den für das 
Wohnen oder Arbeiten in den neu entftehenden Außenteilen gerechnet 
werden kann. Auf bie Zahlungsfähigkeit und -willigleit dieſes 
Kreifes alfo fommt es an, wenn mir entjheiden mollen, ob „Die 
Nachfrage“ unfre oben erörterten Bauftellenpreife zahlen kann und will. 

Für die ganze Summe der einzelnen Bauftellen in den Anßen⸗ 
teilen unjrer anwachſenden Städte ergibt fi) auf biefer Grund- 
lage natürlih eine unüberjehbare Fülle von Kombinationdmöglich- 
leiten in der Geftaltung der Nachfrage und damit der Obergrenze 
des gu erzielenden Preifes. Die allgemeine Tage einer Bauftelle, ihre 
Form, ihre Nachbarſchaft, die baupolizeilich zugelaffene Ausnutzung, 
die Gunſt oder Ungunft der Zeiten uſw. uſw. führen hier taufend und 
abertaufend Preisbeitimmungsgründe ein. Wber e3 laſſen fi) doch aud) 
einige allgemeine Umftände anführen, auf Grund deren man jagen 
fann, daß die hier in Rebe ftehende Nachfrage im großen und ganzen 
in der Tat die Fähigkeit befigt, wenn e3 eben nicht ander3 geht, 
jeibit jehr hohe Bauftellenpreife zu zahlen. Diefe Umftände find 
folgende: 

a) Das Gut, dag bezahlt werden foll, die Bauftelle, ift erforder- 
lich zur Dedung eines lebensnotwendigenBedürfniffes, näm— 
lid) des VBedürfniffes nach Wohn- und Arbeitsftätten. Auch der Armſte, 
geſchweige denn der Wohlhabenbere, wird alfo, wenn es nicht wohl 
anders geht, bereit fein, ziemlich viel für Die Erlangung dieſes Gutes 
zu opfern. 

b) Jede einzelne Bauftelle läßt fih an und für fich mittelft ftarfer 
baulicher Ausnutzung für die Bedirfnisbefriedigung einer abſolut ziem- 
fich bedeutenden Zahl von Nachfragenden verwenden. Wo das aber 
nicht möglich ift, handelt es ſich unter unſren deutichen Berhältniffen 
bisher meift entweder um vornehmere Billenviertel, mo die Wohl- 
Habenheit der Bewohner ihre geringe Zahl erfegt, oder um kleinere 
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Orte ‚oder abgelegenere Gegenden, wo ber Bauftellenpreis traditionell 
noch gering iſt. | J 

c) Die in ben legten Jahrzehnten allgemein ſtark geſtiegenen 
Einnahmen der ſtädtiſchen Bevölkerung haben gleichfalls 
natürlich in der Richtung gewirkt und wirken noch weiter in ihr, bie 
Bahlungsfähigleit der Nachfrage nach Bauftellen zu erhöhen. 

Daß alfo die Nachfrage in unfren anwachſenden Städten im 
allgemeinen fähig ift, die in Rede ftehenden Bauftellenpreife zu 
zahlen, kann wohl nicht bezweifelt werden ; aber wird fie auch willen 
dazu fein? Der Konfument, der einen Preis zu hoch findet und ihn nicht 
zahlen will, hat zwei Wege, diefem Preiſe zu entgehen: erſtens kann 
er auf den Verbrauch des betreffenden Gutes ganz verzichten oder fich 
darin Doch wenigſtens ſtark einjchränten, und zweitens Tann er fehen, 
ob er dad Gut nicht von irgend jemand andrem billiger erhält. Was 
nun in unfrem Falle den erfien Weg angeht, fo ift das völlige Ver⸗ 
zichten auf das Gut, d. 5. hier auf Wohnungs- und Arbeitsboden für 
die wachſende Bevölkerung in zunehmenden Städten, ſelbſtverſtändlich 
nit möglich, folange eben dieſe Bevölkerung wächſt. Es bleibt alfo 
in biejer Hinſicht nur übrig, durch Einfchränfung in dem Verbrauch bes 
Gutes die Nachfrage nah ihm zu verringern unb fo den Preis zu 
drüden. Praktiſch Itefe dies darauf hinaus, daß durch Einfchräntungen 
in den Wohn- und Arbeitäräumen und durch YZufammendrängung 
möglichft vieler Wohnungen und Arbeitsftätten auf einem Grund- 
ftüd der Bedarf an Bauftellen verringert und dadurch die Terrainunter- 
nehmer, der Bauftellenzwifchenhandel und womöglich aud) die Vorbefiger 
des Baulandes, die dieſes vor den Auffchließenden haben, zur Verringe- 
rung ihrer Forderungen veranlaßt würden. Aber nach ben ausführlichen 
Darlegungen, die wir im 4. Abſchnitt dieſes Kapitels über die eigen- 
tümlidhen, auf der Seite der Bauftellenprodultion und des Bauftellen-- 
angebote3 herrſchenden Berhältniffe gemacht Haben, ift eine große 
Wirkung folder Einfchränkungen, wenn dieſe legteren nicht fehr um— 
falfend und von langer Dauer find, von vornherein zu bezweifeln. 
Außerdem kommt aber Hinzu, daß bisher. Das ftäbtifhe Wachstum in 
den legten Jahrzehnten bei una fo ſtark gewefen ift, daß troß etwaiger 
Einſchränkungen in der Größe der Wohnungen und Xrbeitsftätten und 
trog mietlafernenmäßiger Geftaltung der Gebäude eine abfolute Ber- 
‚ringerung der Nachfrage nah Bauftellen im allgemeinen faum einge- 
‚treten fein dürfte. Freilich Hat die Höhe. der Bauftellenpreife ganz un- 
leugbar in hohem Grade in der Richtung ber Beſchränkung der Wohn- 
und Arbeitsräume und in der ihrer möglichften Zuſammenhäufung 
auf einem Grundftüde gewirkt und Hat dadurch die Nachfrage nad) 
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wir zum aber bie Por unfter Barlegungen und 
sung wmfrer jegigen Bauftellenpreife, d. h. der 
dichen Vauenden an die Aufſchließenden zahlen, 
ihon die Berhältniffe auf der Seite 
sahen hohe Breife faR unausweichlich, 
& weitergezeigt, baßimallgemeinenaud 
Hirage fähig iR, folde Breife zu zahlen, und 
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daß fie, unter dem Drud der Berhältniffe, ſchließlich dazu 
auch willens fein muß. 


Endlich ift bei all dem eins nicht zu überjehen: haben ſich nämlid) 
gewiffe Preife erſt einmal eine längere Zeit hindurch burchgefeßt, fo 
gewinnen fie den Charakter des Herkömmlichen und Notwendigen und 
wirken durch ihr eigenes Schwergewicht in der Richtung ihrer Gr⸗ 
haltung. Und jo fehen wir denn auch hier auf unfrem Gebiete, daß, 
nachdem einmal auf der Grundlage eines ungeheueren Häbtifchen Wachs⸗ 
tums und eines in Grund und Boden verfehrten Stadterweiterungs- 
ſyſtems unfre hohen Bauftellenpreife fich eingebürgert haben, dieſe an 
und für ji nur auf Grund ganz befonderer und tief ungejunder Ver⸗ 
hältniſſe erflärlichen Breife doch als das Natürliche, ja förmlich ala das 
Selbftverftändliche angefehen werben. 50 Jahre Unrecht vermögen zwar 
gewiß an fich den Charakter des Unrechts nicht aufzuheben, aber in 
ben Augen der Welt erjcheint dadurch das Unrecht doch nahezu ala 
Recht. Höchfte Zeit, Daß diefem ungefunden Buftande ein Ende gemacht 
und der hohe ftädtifche Bauftellenpreis in den Wußenteilen als das 
aufgezeigt werde, was er in Wahrheit ift, nämlich; als ein durch ver- 
kehrte NRechtögrundlagen und eine falſche Verwaltung künſtlich in bie 
Höhe getriebenes, innerlich unberechtigtes Gebilde! 


6. Rotwendig hoher Stand der Banftellenpzreife unter Den 
gegenwärtigen Berbältnifien. 
„Erprefiungdtendenz“ des Banftellenpreifes. 

Schon in unfren bisherigen Darlegungen find wir darauf zu⸗ 
gelommen, daß unter den 3. 3. vorliegenden tatjächlichen Berhält- 
niffen der Stadterweiterung der Bauftellenpreis in den Wußenteilen 
der anwachſenden Städte gar nicht niedrig fein fann, aber wir möchten 
Darauf Hier doch noch einmal ausdrücklich hinmweifen. Infolge ihrer 
monopolähnlichen Stellung vermögen fon bie Vorbeſitzer und Die 
Befiter von fogenannten Zwangsſtückchen fehr hohe Preife zu erzielen. 
Dazu treten bann, wie wir gejehen haben, Binsverlufte, Rifitoprämien, 
Steuern, Gebühren und Abfindungen, bie Straßenkoften fowie die 
für Straßenzmwede notwendige Landabtretung, endlich Die Verwaltungs⸗ 
toften und der notwendige Gewinn der Auffchließenden. Es iſt Har, 
Daß unter folhen Umftänden billige Bauftellenpreife nahezu unmög- 
fi find. Wollen wir billige Bauftellenpreife haben, jo müjfen wir zu 
einem Stabterweiterungd- und Auffchließungsfyftem übergehen, das 
minbeftens einen fehr großen Teil der eben angeführten Unkoſten ber 
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Bauftellen dauernd auf ein viel geringeres Maß herabgebrüdt, als 
e3 fonft der Fall geweſen wäre. Aber unter dem Einfluß des abfolut 
jo ftarfen ſtädtiſchen Wachstums und all der früher dargelegten Um- 
ftände des fchmalen Randes, ber Straßenbaupolitif ber Gemeinden uſw. 
uſw., ift die Folge offenfundig nicht die geweſen, daß die Bauftellen-- 
preife gefallen wären, ſondern bie, daß unter Aufrechterhaltung, ja 
Steigerung der Preife die ganze Produktion der Bauftellen auf einen 
relativ geringen Bedarf zugefchnitten worden ift. 

Es bliebe noch der zweite Weg, dab die Konfumenten von 
Wohn- und Mrbeitäboden diefen von irgend jemandem billiger, d. 5. 
unter ben Bauftellenpreifen, von denen wir hier reben, befämen. Aber 
wer follte das fein? Daß die endlichen Benuger ber Bauftellen, bie 
Hausfäufer und Mieter, von ben Bauenden die Bauftellen im Haus 
bzw. Mietpreife nicht zu einem billigeren Sabe angerechnet bekommen, 
als dieſe Bauenden felber haben zahlen müfjen, ift Har; baß aber die 
Bauenden ihrerfeit3 die Preife zahlen müffen,. von denen wir hier 
reden, ift von uns bereit3 zur Genüge nachgewieſen worden. Es bliebe 
noch eine Möglichkeit, nämlich daß die Konfumenten von Wohnungs- 
und Geihäftsboden von Neuland, von Bauitellen in ben Außenteilen 
ber Städte überhaupt abjähen und ihre Nachfrage mit Hilfe bes 
bereitö bebauten Bodens zu befriedigen fuchten — alfo durch Mieten 
leerftehender Wohnungen ufw. in den fchon beftehenden älteren Bierteln, 
durch Ausbau der Häufer dafelbft u. dgl. m. Aber es bedarf kaum eines 
Beweifes, daß fie im allgemeinen wenigften? auf diefe Weife faum 
billiger Öavontommen würben, als wenn fie ſich an bie Bauftellen in 
ben Außenteilen hielten. Denn im allgemeinen iſt ber Boden in ben 
mehr innen gelegenen Stadtteilen teurer ald in den neu zur Auf⸗ 
ihließung gelangenden äußeren, und erſt recht würde das natürlich ber 
Ball fein, wenn die wachſende Bevölkerung unter Außeradhtlaffung der 
legteren ſich ausfchließlich in Die erfteren drängen wollte. 

ir kommen mithin gu dem Schluffe, daß beide Wege für bie 
Nachfrage der endlichen Benubenden nicht zu bem erfehnten Biele 
billigerer Preife führen, und fo muß Diefe Nachfrage ſich wohl oder 
übel darein fchiden, die geforderten MPreife zu zahlen. 

Damit glauben wir nun aber bie Kette unſrer Darlegungen und 
Schlüſſe zur Erflärung unfrer jebigen Bauftellenpreife, d. h. ber 
Preife, welche bie endlichen Bauenden an die Auffchließenden zahlen, 
geihlofien zu Haben: ſchon die Verhältniffe auf der Seite 
des Angebotes mahen hohe Preife faft unausweichlich, 
nun aber Hat fich weiter gezeigt, baßimallgemeinenaud 
bie Nachfrage fähig ift, ſolche Breife zu zahlen, unb 





Giebentes Kapitel: Die Bildung der Bodenpreife ufw. 301 


daß fie, unter dem Drud ber Berhältniffe, Schließlich bazu 
auch willen fein muß. 


Endlich ift bei all dem eins nicht zu überfehen: haben fi nämlich 
gewiffe Preife erſt einmal eine längere Zeit hindurch burchgefegt, fo 
gewinnen fie den Eharalter des Herkömmlichen und Notwendigen und 
wirlen durch ihr eigenes Schwergewicht in der Richtung ihrer Er- 
haltung. Und fo fehen wir denn auch hier auf unfrem Gebiete, baß, 
nachdem einmal auf der Grundlage eines ungeheueren flädtifehen Wachs⸗ 
tumd und eines in Grund und Boden verkehrten Stadterweiterungs- 
ſyſtems unfre hohen Bauftellenpreife fich eingebürgert haben, diefe an 
und für jih nur auf Grund ganz befonderer und tief ungeſunder Ver⸗ 
hältniffe erklärlichen Preife Doch als dag Natürliche, ja förmlich al3 das 
Gelbftverftändliche angefehen werden. 50 Jahre Unrecht vermögen zwar 
gewiß an fih den Charakter des Unrechts nicht aufzuheben, aber in 
den Augen der Welt erfcheint dadurch das Unrecht doch nahezu ala 
Recht. Höchfte Beit, Daß diefem ungefunden Zuftande ein Ende gemacht 
und der hohe ftäbtifhe Bauftellenpreis in den Außenteilen ala das 
aufgezeigt werde, was er in Wahrheit ift, nämlich als ein Durch ver- 
kehrte Rechtsgrundlagen und eine falſche Verwaltung künſilich | in Die 
Höhe getriebenes, innerlich unberecdhtigtes Gebilde! 


6. Notwendig hoher Stand der Banftellenpreife unter Den 
gegenwärtigen Berbältnifien. 
„Erprefiungdtendenz‘ des Banftellenpreifes. 

Schon in unfren bisherigen Darlegungen find wir darauf zu- 
gelommen, daß unter den 3. 8. vorliegenden tatfächlichen Berhält- 
niffen der Stadterweiterung der Bauftellenprei3 in den Wußenteilen 
der anwachjenden Städte gar nicht niedrig fein fann, aber wir möchten 
Darauf hier doch noch einmal ausdrüdlich hinweiſen. Infolge ihrer 
monopolähnlihen Stellung vermögen ſchon die Borbefiger und die 
Befiter von fogenannten Zwangsſtückchen fehr hohe Preife zu erzielen. 
Dazu treten bann, wie wir gefehen haben, Zinsverlufte, Rifitoprämien, 
Steuern, Gebühren und Abfindungen, die Straßentoften fowie bie 
für Straßenzwede notwendige Landabtretung, endlich die Verwaltungs⸗ 
foften und der notwendige Gewinn der Auffchließenden. Es ift Har, 
Daß unter ſolchen Umftänden billige Bauftellenpreife nahezu unmög- 
Ih find. Wollen wir billige Bauftellenpreife haben, fo müffen wir zu 
einem Stabterweiterungd- und Auffchließungsiyften übergehen, das 
mindeftens einen fehr großen Teil der eben angeführten Unkoſten ber 
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Bauſtellen dauernd en; eim wiel geringeres Mai herabgebrüdt, ala 
es fonf der Fall geweien wäre. Uber unter dem Einfluß des abſolut 
fo Rarlen Rädtifien Wechötums und all ber fräher bargelegten Um- 
Ränbe bes fhmalen Randes, der Etraßenbaupelitif der Gemeinden uf. 
ufw., iR die Zolge offenkundig wicht die gewefen, daß bie Baufelien- 
preife gefallen wären, ſondern bie, dei unter Aufrechterhaltung, ja 
Steigerung der Preije die ganze Produftisn der Bauftellen auf einen 
telatid geringen Bedarf zugeſchnitten worben if. 

Es Hliebe no der zweite Weg, daß die Konjumenten von 
Wohn⸗ und Arbeitsboden diefen von irgend jemandem billiger, d. 5. 
unter ben Baujtellenpreijen, von denen wir bier reden, befämen. Aber 
wer follte das jein? Daß die endlichen Beruger der Bauftellen, die 
Hausläufer und Mieter, von den Bauenden die Bauftellen im Haus 
bat. Mietpreife nicht zu einem billigeren Sage angerechnet befommen, 
als biefe Bauenden jelber Haben zahlen müſſen, ift Mar; da aber bie 
Bauenden ihrerjeit3 die Preife zahlen müfjen, von denen wir hier 
teben, ift von uns bereits zur Genüge nachgewiejen worden. Es bliebe 
noch eine Möglichkeit, nämlich, daß die Konjumenten von Wohnungs 
und Geihäftsboden von Neuland, von Bauftellen in den Außenteilen 
ber Gtäbte überhaupt abjähen und ihre Nachfrage mit Hilfe Des 
bereitö bebauten Bodens zu befriedigen fuchten — aljo durch Mi 
leerfiehender Wohnungen ujio. in ben jchon beftehenden älteren 
durch Ausbau der Häujer daſelbſt u. dgl. m. Aber es bedarf a 
Beweiſes, baf fie im allgemeinen wenigitens auf diefe 2 
billiger davonkommen würden, al wenn jie ſich an die ® 
den Außenteilen hielten. Denn im allgemeinen ijt der Bo 
mehr innen gelegenen Stadtteilen teurer als in ben u 
ſchließung gelangenden äußeren, und erjt recht würd 
Ball fein, wenn die wachjende Bevölferung unter 2 
fegteren ſich ausſchließlich in die erjteren di 
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Auffchliegung, der Schaffung und Bereitftellung von Bauftellen über» 
jläffig madt. Ein ſolches Syſtem ift fehr wohl möglich und durch⸗ 
führbar, wir hoffen, das in den nächſten Kapiteln nachzumeijen; vor⸗ 
derhanb aber möchten wir erſt noch kurz auf eine andre Folge der 
herrihenden Verhältniſſe in bezug auf den Bauftellenpreis kurz ein- 
gehen, auf das, was wir die „Erprejfungstendenz” des Bau- 
ftellenpreijes nennen. 

Es fcheint uns nämlich, daß ber Bauitellenpreis in den Außen- 
teilen unſrer größeren anwachſenden Städte die Tendenz hat, ftändig 
fo Hoch au ftehen, daß er bis an die Grenze der unter den einmal 
gegebenen Berhäftniffen vorhandenen Leiftungsfähigfeit der endlichen 
Nachfrage geht und eine weitere Steigerung de3 Preifes, vorausgeſetzt, 
daß fi) an den eben erwähnten Verhältniſſen nicht3 geändert hat, mit 
einer Einſchränkung in der Befriedigung des Bedürfniſſes nad Wohn 
und Arbeitgräumen beantwortet werben würde, Dagegen nur in geringem 
Umfange oder fogar vielleiht gar nicht mit einer Steigerung des 
von ber endlichen Nachfrage zur Befriedigung des genannten Be- 
bürfniffes aufgewenbeten Gejamtbetrages. Und es fcheint uns weiter, 
daß der in Rede ftehende Bauftellenpreis die Tendenz hat, bei Steigerung 
der Leiftungs- und Zahlungsfähigkeit der endlichen Nachfrage ein» 
fach allein fon auf Grund diefer Steigerung mitzufteigen. Freilich 
wollen wir damit nicht jagen, daß der Bauftellenpreis unbedingt Die 
ganze Steigerung der Zahlungsfähigfeit der Nachfrage verfchlänge, 
wohl aber, Daß er in ber Regel mindeftens einen beträchtlihen Teil 
davon für fi in Anspruch nimmt. 

Für dieſe Behauptungen läßt fi zunächſt eine deduktive 
Begründung geben. Betrachten wir und die fämtlichen SKoftenteile, 
aus denen fich bei dem herrfchenden Syftem der Auffchließung bie 
Produktionskoſten der Bauftelle zufammenfegen und die wir ja im 
4. Abfchnitte ausführlich dargelegt haben. Unter diefen Koften finden 
wir zwei, denen man im allgemeinen allerdingd die Tendenz zu- 
ſchreiben darf, ſich ftändig ungefähr bis zur Höhe der Zahlungsfähig- 
teit der Nachfrage zu erheben und mit diefer Zahlungsfähigkeit mit zu 
fteigen. Es find dies die Zahlungen an die Vorbefiger ded Landes 
und die an die Beliter fogenannter Zwangsſtücke. Daß die Vorbeſitzer 
de3 Landes, d. h. diejenigen, welche das Stabterweiterungägelände in ber 
Hand Haben, bevor es an die Auffchließenden übergeht, als 
gegenwärtige oder zukünftige Beſitzer des fchmalen Randes fi 
in einer monopolähnlihen Stellung befinden, haben wir oben 
in Abſchnitt A ausführlih genug audeinandergefegt, ebenfo bie 
beinahe noch ftärkere Stellung der Beſitzer fogenannter Imangsftüde. 
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Die Macht der Beliber dieſer beiden Pofitionen, die Breife für 
ihr Land und damit boch fchließli auch die Bauftellenpreife bis an 
die Grenze ber Zahlungsfähigkeit der endliden Nachfrage zu treiben, 
jheint ung alfo ziemlich gut begründet zu fein. Der rüdfichtzlofe 
Wille freilich, jo weit zu gehen, wird nicht immer vorhanden fein, 
und vor allem auch ſchon nicht die volle Kenntnis von der tatſächlich 
gegebenen Macht. Aber je mehr bie ftädtiiche Entwicklung auf der gegen- 
wärtigen. Grundlage fortichreitet, und je gewöhnlicher hohe Preiſe 
an die Borbefiger und die Befiker von Zwangsſtücken werben, befto 
allgemeiner werden auch die Kenntnis der höchſten Breismöglichkeiten 
und ber Wille biefe Möglichkeiten zu verwirklichen fich einftellen. Mag 
alfo jet die Tendenz auf Preife, Die bi an die Grenze der Zahlungs⸗ 
fähigkeit ber endlichen Nachfrage gehen, noch etwas gebämpft jein — 
übrigen? mehr in einen Orten al3 in großen —, jo wird fie ſich 
doch bei ungehinderter Auswirkung der gegenwärtigen Berhältniffe 
immer mehr durdhfegen. Da nun überdies dad Gut, um Das es 
ſich Handelt, ber Boden für Wohn- und Arbeitsziwede, ein unbedingt 
lebensnotwendiges ift, fo ift Har, Daß die Grenze, bis zu ber der Preis 
hinaufgetrieben werden fann, ſehr hoch Liegt. 

Man kann einwenden gerade mit Bezug auf den zuleßt angeführten 
Umftand, daß es dann doch wunderbar fei, daß die Breife nicht ſchon 
längft noch viel höher geftiegen feien. Allein man darf doch nicht 
überjehen, daß es fehließlih doch auch gewichtige Hemmungsgründe 
für die Preigentwidiung nad) oben gibt. Nehmen wir an, der Bau⸗ 
ftellenprei3 habe in einem gegebenen Wugenblid die Grenze ber 
Bahlungsfähigfeit der endlihen Nachfrage erreicht, fo ift es zwar 
gewiß nicht ausgeſchloſſen, daß er zunächſt noch weiter fteigt, aber bie 
Folge wird dann fein, daß die Leute fich in ihren Wohnungen noch mehr 
zujammendrängen und daß noch mehr Wohnungen und Arbeitsftätten 
auf einem Grundftüd zufammengehäuft werden. In Berfolg davon 
aber muß fich die Nachfrage nach Bauftellen abſchwächen, verlangjanten, 
und das ift ein Umftand, der doch immerhin auch für die Vorbeſitzer, 
vollends aber für die Terrainunternehmer ins Gewicht fällt und fie 
von gar zu Hohen Preisforderungen abhalten wird. Ein weiterer 
wichtiger Hemmungsgrund ift die von uns fehon früher ermähnte 
Konkurrenz der einzelnen Orte untereinander: ift auch Die Kon⸗ 
kurrenz der Beliber des ſchmalen Randes innerhalb jedes einzelnen 
Ortes nur ſehr ſchwach, fo bleibt doch eine Konkurrenz der verfchiedenen 
Orte untereinander beftehen, namentlich der Bororte mit der Großſtadt, 
des einen Nachbarortes mit bem andren. Und man darf annehmen, 
daß, mo der Bauftellenpreis gar zu hoch nach oben brängt, baß ba diefe 
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eingehenbe, wie fie von der Wichtigfeit des Gegenſtandes eigentlich 
erfordert würde. Da3 mag aud) gewiffe Unficherheiten entfchuldigen, 
die in unfrer Daritellung noch bleiben mögen. 

Das, worauf wir die Aufmerkſamkeit lenken möchten, ift der 
Bufammenhang zwifhen den Bauftellenpreifen außen und 
den PBreifen für Wohnungen und Gefhäftsräume aller Art 
im bereit3 bebauten Gebiete bis in den Kern der Städte hinein. 
Daß ein folder Zufammenhang vorhanden, ijt gewiß; mir rüblen e es 
deutlich. Aber welcher Art iſt er? 

Die erſte Frage, die ſich da erhebt, iſt nun die: wodurch werden 
die Preiſe der Wohnungen und Geſchäftsräume im bereits bebauten 
Gebiete beſtimmt, wovon hängen ſie ab? Wir wollen dieſe Preiſe 
kurzweg die Mietpreiſe nennen, obwohl ja in einer Reihe von 
Fällen der Eigentümer im eigenen Hauſe wohnt und da alſo nur 
ein berechneter Mietpreis zuſtande kommt. Unſre im folgenden ge⸗ 
gebene Antwort auf die eben aufgeworfene Frage beruht in der 
Hauptſache nur auf deduktiven Überlegungen und hat den Hauptzweck, 
der Aufflärung über den Zujammenhang zwifchen Bauftellenpreis 
außen und Mietpreifen im bereit3 bebauten Gebiete zu dienen. Eine 
eigentliche Theorie dieſer Mietpreife müßte natürlich weiter aus— 
greifen und namentlich auch reichlich induktives Material heranziehen. 
Unſre Ausführungen können danach nur einen vorläufigen Verſuch 
bedeuten. 

Wohnungen und Geihäftsräume an und für fich gehören zu 
ben beliebig vermehrbaren Gütern, bezüglich deren ein Wettbewerb der 
Verkäufer untereinander ftattfindet; der Preis folder Güter wird 
‚aber beitimmt durch die Produktionskoſten. Steigt ber Preis weſentlich 
über dieſe Koften hinaus, fo vermehrt jich das Angebot, während die 
Nachfrage ſich verringert, und auf dieſe Weife wird ber Preis wieder 
auf die Produktionskoſten Hinuntergebrüdt; finft der Preis mefentlich 
unter die Produktionskoſten, fo jtodt die Produktion, das Angebot 
vermindert fich, während die Nachfrage fteigt, und Dadurch wird der 
Preis wieder auf die Höhe der Produktionskoſten Hinaufgehoben. Unter 
Produktionskoſten der Wohnungen und Gefchäftsräume wären hier 
natürlich nicht nur die Baufoften, fondern auch Die Gewinne ber ver- 
fchiedenen an der Produktion beteiligten Faktoren zu verftehen, ſoweit 
biefe Gewinne notwendig find, um den Gang der Produktion, fo, wie er 
fi nun einmal unter den gegebenen Berhältnifien geftaltet hat, aufe 
recht zu erhalten und zu fihern; es gehören hierher — mit der be— 
zeichneten Befchränfung — die Gewinne des Bauunternehmer und des 
Hausbeſitzers und eventuell auch die bes Zwiſchenhändlers mit Häufern. 
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Wir jagen Produltionstoften! Genau gefprochen hanbelt e3 ſich 
jedoch nicht um die Produftiongkoften, fondern um die Neproduftiong- 
toften, d. 5. maßgebend für die Preife der beliebig vermehrbaren 
Güter find nicht die Koften, welche die Herftellung der betreffenden 
Güter felber verurſacht Hat, fondern die, welche in jedem gegebenen 
Augenblide die Neuherftellung einer gleihen Menge gleicher Qualität 
dieſer Güter verurfadht. Das ift ja ein bekanntes Gefeh der National⸗ 
dlonomie. Angenommen 3. B. die Produktionzloften (in unfrem Sinne) 
eines Ballen? Baumwolle hätten 10 X. betragen und dementiprechend 
jei auch der Preis Higher 10 X. geivefen, e3 fänfen aber nun in- 
folge beiferer Technik u. dgl. die Produktionskoſten der neu hinzu— 
tretenden Baummolle auf 9 X. und fie würde dementfpredyend auch zu 
9 X. ausgeboten, fo fintt dann auch der Preis ber älteren Baumwoll⸗ 
borräte, deren Erzeugung noch 10 X. geloftet hat, auf 9 X. Und 
amgelehrt: wenn die Produktionskoſten der neuen Baumwolle auf 
11 oder 12 X. fteigen, fo fteigt auch der Preis der älteren Borräte auf 
11 oder 12 X. mit, obwohl ihre Erzeugung nur 10 X. gefoftet hat. 
Und fo find, dürfen wir annehmen, aud) bei den Mietpreifen maß- 
gebend nicht die Produktionskoſten der betreffenden Wohn- und Ges 
Ihäftsräume felber, ſondern die Koften, welche jeweild erforderlich 
find, um gleihde Räume gleicher Qualität neu herzuftellen. 

Aber freilich ftellen fih nun der Anwendung diefed ganzen Pro- 
dnktionskoſtengeſetzes auf da3 bereit3 bebaute Gebiet einige gewichtige 
Bedenten entgegen. Zunächſt ein geringerede. Man kann nämlid) 
jagen, daß das Gefeb der Preisbeſtimmung durch die Produftiong- 
oder vielmehr Reproduktionskoſten Doch richtige Geltung beſitze nur 
für Güter, deren Angebot, entſprechend dem fteigenden oder fallenden 
Bedarfe, raſch vermehrt oder vermindert werben könne. Nur wenn 
bag der Fall fei, werde ber Preis bei fteigenden Preifen bald wieder 
heruntergedrüdt, bei fallenden bald wieder heraufgehoben werden Tönnen. 
Bei den Wohnungen und Gefchäftsräumen einer Stadt beitehe aber 
ber Hauptteil bes Angebotes in einem für lange Beit vorhandenen Bor- 
rate, und da fei bie Ausgleichung nicht fo ohne weiteres zu fchaffen. 
Diejer Einwand ift an ſich nicht unrichtig. Die Befürchtung jebodh, 
Daß durch ben vorhandenen Vorrat bei Sinken der Preife eine mejent- 
fihe Senkung diefer unter bie bi3 dahin maßgebenden Reproduftiond- 
foften herbeigeführt werben würde, ift hier infofern Hinfällig, ala wir 
nur von anwachſenden Städten reden, in denen alfo die Nachfrage 
wächſt ftatt fällt. Und andrerfeit3 die umgefehrte Befürchtung, daß 
bei fteigenden Preifen der Vorrat nicht entfprechend vermehrt werden 
Lönne, ift, abgejehen von gemiffen Gegenden, von denen wir noch 
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unten reden, gleichfall3 Hinfällig, da ja eine folhe Vermehrung 
möglich ift. 

Erheblich mehr ind Gewicht fallend ift dagegen ein zweiter 
Einwand, nämlich daß die Wohnungen und Geichäftsräume im 
bereit3 bebauten Gebiete infolge andrer Bauart und Bauweiſe, andrer 
baulicher Austattung, namentlich aber infolge ihrer Lage in jo hohem 
Grade andre Güter feien al3 bie an der Peripherie neu entjtehenden, 
daß die einen die anderen überhaupt nicht erfegen und ihnen Kon 
furrenz machen könnten. In diefem Einwande ftedt ſehr viel Wahres, 
indes darf man das Kind aud) nicht mit dem Bade ausſchütten. Richtig 
ift gewiß, daß man 3. B. eine dreiräumige Wohnung meiter innen 
nicht ohne weiteres mit einer breiräumigen an der Peripherie ver⸗ 
gleihen und behaupten Tann, bie Produktionskoſten ber letzteren feien 
maßgebend für die Mietpreife der erfteren. Uber bag wird man wohl 
behaupten können, daß für einen fehr großen Teil der Wohnungen 
und aud für einen Teil der Geſchäftsräume im bebauten Gebiete fich 
unter ben neu zur Entjtehung fommenden an der Peripherie folche 
Vohmungen und Geihäftsräume finden, bzw. neu dort herftellen laſſen, 
die nad) Abwägung aller Berhältnijfe, einſchließlich audy der Lage, 
als den eriteren gleihmertig bezeichnet werden müſſen. Und zwar 
gleichwertig nicht nur objektiv, fondern auch ſubjektiv vom Standpunkte 
der Bedürfniffe der Bevölkerung aus. Natürlich werben biefe gleich“ 
wertigen Wohnungen uſw. innen und außen nach baulicher Ausſtattung, 
Raumzahl uſw. in der Regel verfchieden voneinander fein. Zwiſchen 
jolden gleichwertigen Wohnungen und Gefchäftsräumen außen und 
innen findet nun aber unfre3 Erachtens allerdings das Verhältnis ftatt, 
daß die Reproduktionskoſten außen maßgebend find auch für die Preife 
der „entjprechenden” Wohnungen uſw. innen. Steigt der Preis biefer 
legteren über diejfe Reproduktionskoſten hinaus, fo wird er durch Ver⸗ 
flärfung der Produktion außen wieder herabgebrüdt werden; finft er 
unter dieſe Reproduktionskoſten hinab, fo wird er zunächſt ein Sinten 
auch der Preiſe der entiprechenden Wohnungen uſw. außen und danach 
ein Stoden der Produktion dort zur Folge haben; dadurch wird der 
Preis dann aber wieder in die Höhe gehoben. 

Über wenn auch auf dieje Weife dad Produktionskoſtengeſetz in 
weitem Umfange auch die Preiſe des bereit3 bebauten Gebietes regelt, 
fo bleibt doch eine große Lüde übrig. Es ift nicht zu leugnen, Daß 
e3, wie die Dinge einmal liegen, in ben Städten vielfach Wohnungen 
und Gefchäftsräume gibt, die, namentlich infolge ihrer örtlichen Lage, 
durch irgendwelche Neubauten draußen an ber Beripherie überhaupt 
nicht erfeßt oder mit Konkurrenz bedroht werben Tönnen, weil eben 
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erhebliche Zeile der Bevölkerung darauf angewiefen find, gerabe bort 
und nirgends anders zu wohnen oder ihre Gefchäfte zu treiben. Und 
zu dieſen Nefleltanten, die unbedingt auf biefe Wohnungen und Ge- 
Ihäftsräume angemwiefen find, gefellen fich noch andre Nachfragende, bei 
denen zwar nicht gerade ein folder Zwang vorliegt, aber doch, aus 
irgendwelchen Gründen, ber lebhafte Wunſch gerade dort zu haufen; 
und endlih noch Nachfragende, die ohne ſolche befonderen Gründe 
Doch geneigt fein würden, Diefe Lagen zu befeben, wie andere 
Nachfragende andre Lagen. Der Sab bes Produktionskoſtenge⸗ 
jeged, daß die Breife niht unter die Reproduktionskoſten ſinken 
fönnen, gilt nun zwar auch bier. Denn die befondere, eben 
dargelegte Situation diefer Wohnungen und Gefchäftsräume wirkt 
nur erhöhend auf die Nachfrage und die Preife, nicht erniedrigend, 
und fo liegt fein Grund vor, von jenem Saß des Produktionskoſten⸗ 
gejeges für dDiefe Wohnungen und Geſchäftsräume abzugeben. Aber ber 
andre Satz des erwähnten Geſetzes, daß die Reproduktionskoſten im all- 
gemeinen auch die Obergrenze ber Preife beftimmen, kann und wird 
hier allerdings in der Regel außer Kraft treten. Durch das mehr ober 
minder zwingende Angemiejenfein ber eben erwähnten Bevölkerungs⸗ 
gruppen auf diefe Wohnungen und Geichäftsräume wird wohl faft 
regelmäßig eine Verſtärkung der Nachfrage eintreten, und baburd) 
fönnen die Breife ftark in die Höhe getrieben werden, ohne daß doch 
durch Tonturrierende Neuprodultion außen Abhilfe geichaffen werden 
könnte. 

Es kann wohl nicht geleugnet werden, daß dieſe Situation in 
unjren Städten vielfach vorliegt." Man denke 3. B. an bejonderd vor⸗ 
nehme Wohnlagen und namentlih an gute Geſchäftslagen. 

Es ift aber zu beachten, daß für die abjolute Höhe der Mietpreife 
auch in diejen bevorzugten Lagen die Produktionskoſten neuer Woh- 
nungen und Geichäftsräume an der Peripherie keineswegs gleich- 
gültig find. Je billiger nämlich dieſe Produktionskoſten find, 
befto mehr können natürlich auch die, welche eigentlih auf bie 
bevorzugten teuren Lagen reflektieren, ohne unbedingt auf diefe ange 
wieſen zu fein, dort an der Peripherie geboten erhalten, und deſto größer 
ift der Abftand zwifchen ben billigen Preiſen außen und den gefchraubten 
in jenen Lagen. Je größer aber dieſer Abftand ift, um fo Peiner wird 
die Zahl derjenigen aus der eben erwähnten Kategorie fein, bie 
trogdem darauf beharren, gerade in ben bevorzugten Lagen ihren 
Sitz aufzuſchlagen. Ze Heiner aber diefe Zahl wird, deſto mehr ver- 
tingert ſich aud) die Nachfrage nach diefen Lagen, und um fo mehr muß 
die abjolute Höhe der Preife bort eine Senkung erfahren. 
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Nach alledem können wir zufammenfafjend fagen: bie Höhe 
der Reprodultiongkojten von Wohnungen und Gejchäftsräumen an ber 
Peripherie beitimmt im weiten Umfange audh die Höhe der Miet» 
reife im bereit3 bebauten Gebiete; man darf nur nicht etwa den 
Fehler machen, Hierbei einfach äußerlich gleich große od. dgl. Woh- 
nungen und Gejchäftsräume innen und außen zueinander in Bes 
ziehung zu fegen, fondern man muß gleihwertige Wohnungen und 
Gefchäftsräume innen und außen auf eine Rinie ftellen. Unter biefer 
Borausfegung aber beftimmen die Reproduktionskoſten außen unſres 
Erachtens im allgemeinen für das bebaute Gebiet die Untergrenze der 
Mietpreife und für einen großen Teil dieſes Gebietes auch die Ober- 
grenze. Für den Teil aber endlich, wo fie diefe Obergrenze nicht be— 
ftimmen, für die bevorzugten Lagen, gilt immerhin, daß je niedriger jene 
Reproduktionskoſten find, um fo geringer auch die abfolute Höhe ber 
Mietpreije in diefen Lagen fein wird. 

Nach diefen Auseinanderfegungen tft es nun möglich, Die ungeheuere 
Wichtigkeit zu erfennen, welche der Bauftellenpreis außen aud) 
für die Höhe der Mietpreije im bereit3 bebauten Gebiete bat. 
Wir haben eben gejehen, in wie hohem Grade diefe Höhe abhängig ift von 
den Produktionskoſten der neu zur Entitehung fommenden Wohnungen 
und Gejchäftsräume draußen (da3 ift unfren „Reproduktionskoſten““). 
Ob diefe Produftionztoften aber Hoch oder niedrig find, das hängt 
wiederum vor allem ab vom Bauftellenpreife; und es fcheint uns, 
daß unter den Faltoren, von welchen fonjt noch die Höhe der Pro- 
duktionstoften der neuen Wohnungen und Geſchäftsräume abhängt, 
den eigentlichen Baufoften, den Gewinnen bed Bauunternehmer, des 
Hausbeſitzers und eventuell des Häuferhändlers keiner ift, ber imftande 
wäre, dauernd und allgemein den Nachteil hoher Bauftellenpreife aus- 
zugleichen oder umgelehrt: den Vorteil niedriger Bauftellenpreife an 
jih zu reißen. Man kann alfo fagen, daß ber Stand der Bauftellenpreife 
im allgemeinen durchaus in ben Produktionskoſten der neuen Woh- 
ungen und Geſchäftsräume außen und damit in deren Mietpreifen zum 
Ausdrude kommt und von da in der bisher dargelegten Weife auf 
die Mietpreife im bereit3 bebauten Gebiete einmwirft. 

Natürlih Hat das außerordentlich weittragende Folgen. 

Wir fragen zunächſt: erflärt fich auf diefe Weife nicht ein guter 
Teil de3 jo hohen Standes unfrer Mietpreife im bebauten 
Gebiete? Wenn die Mietpreife neuer Wohnungen und Geſchäftsräume 
außen in der dargelegten Weife die Untergrenze und zum guten Teile 
auch die Obergrenze auch für die Mietpreife innen ziehen, und wenn 
weiter jelbit in den bevorzugten Lagen bie abfolute Höhe ber Miet- 
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preife abhängt von der Höhe der eben bezeichneten Mietpreife außen, 
jo überträgt ſich die furchtbare Laſt der hohen Brauftellenpreife außen 
auch auf die gefamte Bevölkerung des fchon bebauten Gebietes. Es 
handelt ſich gewiflermaßen um einen Hebel. Außen auf den meiten 
Fluren des Stadterweiterungsgebietes wird durch die Mibftände unſres 
Stadterweiterungsſyſtems, durch die monopolähnliche Stellung der Be⸗ 
ſitzer des ſchmalen Randes uſw. der lange Hebelarm gezogen, und durch 
den kurzen Hebelarm der Bauſtellenpreiſe der an der Peripherie neu 
entſtehenden Wohnungen und Geſchäftsräume überträgt ſich der Druck 
dann auf das Niveau des bereits bebauten Gebietes und hebt es 
rettungslos in die Höhe. Städtiſcher Mieter, der du dich mit Recht 
über die unerſchwinglichen Mieten, über die Abſperrung von Luft und 
Licht und dem freien Odem der Natur beklagſt: hier ſetze ein! Dieſes 
Hebelwerk gilt es zu zertrümmern! 

Aber weiter: auch für die Steigerung der Mietpreiſe des 
bebauten Gebietes erhalten wir ſo einen deutlichen Fingerzeig. 
Es iſt hier nicht der Ort, des Näheren zu unterſuchen, ob und wieweit 
dieſe Mietpreiſe in den lebten Jahrzehnten tatſächlich geſtiegen find. 
Aber ſoweit das der Fall iſt, dürfen wir nach dem bisher Geſagten einen 
großen Teil der Schuld wohl in der Steigerung des allgemeinen 
Preisſtandes der Bauſtellen in unſren anwachſenden Städten ſuchen. 

Auf eine der aufreizendſten Folgen unſres Zuſammenhanges 
aber ſtoßen wir, wenn wir bedenken, daß nach den Darlegungen des 
vorigen Abſchnittes der Bauſtellenpreis, wenigſtens in unſren anwachſen⸗ 
den großen Städten, die Tendenz hat, ohne weiteres mit der Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der Bevölferung mit zu fteigen, wenn wohl auch nicht in gleich 
ftarfem Grade mie dieje. Infolge davon müſſen aber aud) in dem be- 
reits bebauten Gebiete die Mietpreife fteigen, zumal ſich annehmen läßt, 
daß, wenn die Leiftungsfähigfeit der Bevölkerung in bezug auf Die 
Bauftellen- und Mietpreife an der Peripherie fteigt, fie gleichzeitig 
auch in bezug auf die Mietpreije im bereitö bebauten Gebiete zunimmt. 
Iſt das aber alles fo, was ift da3 dann für ein Zuftand! Die 
allgemeinen Berhältniffe der Bevölkerung in den großen Städten 
beifern ſich, ihre Produktivität fteigt, nüßliche Erfindungen erleichtern 
immer mehr das Leben u. dgl. m. — aber einen fehr erheblichen Teil 
dieſes fteigenden Ertrages nimmt ohne weiteres der Boden für ſich in 
Anſpruch. Diefer gefräßige Mitejjer will von allem, was wir erringen, 
feinen reichlichen Tribut haben und fchnappt oft die beiten Bilfen weg! 
Wie Iange wollen wir das noch untätig mit anfehen? — 

Übrigens liegt auf der Hand, daß, wenn wirklich die Mieten des 
bebauten Gebietes auf Grund bes gejhilderten Zufanmenhanges Die 
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Tendenz haben, mit ber Leiftungsfähigteit der Bevölkerung oder über⸗ 
haupt mit der Gunft der Verhältnijfe mit zu fteigen, Dies einen überaus 
günftigen Nährboden für Häujerfpelulation, Vorausdiskontie— 
tung des erwarteten höheren Ertraged, hohe Berfhuldung u. dgl. 
abgeben muß. Ja, da3 ficher vielfach anzutreffende Elend vieler 
Hausbefiger als folder in unſren großen Städten wurzelt gewiß 
zum guten Teil in diefen Umftänden, indem, durch fie veranlaßt, die 
Häufer vielfach zu Breifen verlauft und übernommen werden, die für 
die gegenwärtigen Erträge viel zu Hoch find und die erft in künftigen 
gefteigerten Erträgen ihre Rechtfertigung finden follen. 

Wir haben ferner im vorigen Abjchnitte gefehen, Daß der Bauftellen- 
preiß in unfren anwachjenden großen Städten die Tendenz hat, je- 
weils bis an die Grenze der Zahlungsfähigkeit ber end- 
lichen Nachfrage zu gehen. Daraus ergibt fich aber in Verbindung 
mit den bier dargelegten Gedanken der Schluß, daß auch im bereit 
bebauten Gebiete diefer Städte die Mietpreife die Tendenz haben 
müſſen, bi8 an die Grenze der Zahlungsfähigkeit ber Bevölkerung zu 
gehen, fomeit diefe Zahlungsfähigkeit nicht größer ift als die der außen, 
mit Hilfe der zur Bebauung kommenden Bauftellen ſich anfiebelnden Be⸗ 
völferung. Ga, da die Mietpreife im bereitö bebauten Gebiete im 
allgemeinen offenbar höher find als die außen an der Peripherie, fünnen 
fie jeher mohl in weitem Umfange auch bei einer erheblich zahlungs- 
fähigeren Bevölkerung als diefer Außenbevölkerung bis an bie Grenze 
der Zahlungsfähigkeit gehen. 

Auh auf die Warenpreife miülffen, fcheint uns, die Wir 
tungen ber Bauftellenpreife überftrahlen. Der hohe Bauftellenpreis an 
ber Peripherie, der überdies wahrfcheinlih da, wo fi) bie Anlegung 
von Läden erwarten läßt, noch beſonders Hoch ift, muß Durch das 
Mittelglied hoher Gefchäftslofal-Mieten an und für fi auch die Waren- 
preife verteuern. Man kann einwenden, die Warenpreife würden Durch 
die Konkurrenz beftimmt; bei den weiter innen gelegenen Konkurrenten 
verteile fi) aber der gleiche Bauftellenprei3 auf einen viel größeren 
Umſatz, infolgedeffen entfalle auf das einzelne Stüd Ware eine viel 
geringere Belaftung, diejes könne alſo dort billiger fein, und das drücke 
auch die Warenpreife in den am weiteſten außen gelegenen Straßen 
und Läden herab. Indes ift hierbei offenbar eine falſche Vorausſetzung 
gemacht. Der Boden- oder genauer ausgedrüdt der Grundrentenwert 
und folgemweife die Geſchäftslokal-Miete in den weiter innen gelegnen 
Läden 'mit bedeutenderem Umſatz ift eben nicht nur fo groß mie 
Boden- bzw. Grundrentenwert und Lolalmiete an der Peripherie, 
jondern viel größer. Offenbar haben die Eigentümer ber betreffenden 
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Grundftüde innen, geftügt auf die relative Seltenheit guter Geſchäfts⸗ 
lagen, die Macht, den erwähnten Vorteil, welchen der gefteigerte Um— 
jag an fich bietet, an fich zu reißen, und fo führt diefer Umfaß zu 
erhöhten Lolalmieten und Bodenerträgen ftatt zu verbilligten Waren⸗ 
preifen. Hätten wir aber nicht ſchon an der Peripherie einen Boden- 
rentenaufihhlag in den Warenpreifen, fo würden offenbar auch weiter 
innen die Geſchäftslokal-Mieten und die Warenpreife niedriger fein. 

Endlich ift nun Hier aud) die Stelle, um auf eine Folge der „Er⸗ 
prejjungstendenz” des Bauſtellenpreiſes Hinzumeifen, an die nicht fo 
leicht gedacht wird, und die doch von größter Wichtigkeit ift. Wenn es 
wirklich an dem ift, daß, wenigſtens in den großen Städten, ber Bau⸗ 
fellenpreis außen und folgeweife auch die Mietpreife weiter innen bie 
Tendenz haben, mit ber zunehmenden Zeitungs» und Zahlungsfähigkeit 
der Bevölkerung gewiſſermaßen automatisch mitzufteigen, fo muß etwas 
derartiges eintreten nicht nur, wenn die Verdienſte der Bevölkerung 
jteigen, fondern auch, wenn Ausgaben, die bisher vom Mietpreife 
mit zu beftreiten waren, fich verringern oder ganz aufhören. Von hier 
aus kommt man zu dem Schluffe, daß der Bevölkerung der großen 
Städte durch den fteigenden BaujtellenpreiS und die ſich daran an⸗ 
ihließenden Folgeerfcheinungen fir das bebaute Gebiet vermutlich 
mindeſtens ein erhebliher Zeil von Erleihterungen vorent- 
halten wird, ber ihr an und für fich zufallen müßte. Insbeſondere 
mödhten wir annehmen, daß auf diefe Weife mindeftenz ein großer 
Zeil der an und für fich mietverringernden Wirkungen ber nachfolgenden 
Umftände durch den fteigenden Bodenwert verſchluckt wird, nämlich: 

a) des fallenden Hypothekenzinsfußes für ftädtifche 
Hypotheken; 

b) der von der Grundlage eines einmal gegebenen Bodenwertes 
aus durch höhere und dichtere Bebauung zu erzielenden Er— 
ſparnis an Boden⸗ und vielleicht auch an Baukoſten; 

c) der etwaigen Verringerungen von Straßenkoſten, Steuern 
unb fonftigen auf dem Grundbefig ruhenden Laften. 

Überdentt man dies alled recht, fo wird man fi faum der 
Meinung entziehen können, baß eine wirflihe Reform unfrer Wohnungs⸗ 
und Anfiedelungsverhältnifje in den großen Städten vor allem mit 
denjenigen Urſachen aufräumen muß, die in fo verhängnisvoller Weije 
die Einwirfungen ber den breiten Maffen der Bevölkerung zugedadhten 
oder gebührenden Erleichterungen mindeſtens zum guten Zeile in 
die falfchen Taschen leiten. Diefe Urfachen Tiegen aber in erfter Linie 
in der monopolähnlichen Stellung der Beliter des „ſchmalen Randes“ 
und ber Beſitzer fogenannter Zwangsſtücke. Ohne Brechung biejer 
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Stellungen feine wirflih gründliche Reform unfrer großen Städte. 
Hic Rhodus, hic salta! — 

Endlich jei hier am Schlujje noch nachgetragen, daß wir bei 
ben Ausführungen diefes 7. Abſchnittes von der Vorausfegung aus- 
gegangen find, daß die Orte, auf welche ſich diefe Ausführungen 
beziehen, im Wachſen begriffen find; für ftillftehenbe Orte mürbe 
fi) manderlei ändern. Terner beziehen fich unjre Ausführungen in 
dieſem Abfchnitt zwar grundfäßlich auf fleine wie auf größere und 
große Orte, aber wir haben doch in erfter Linie an die beiden leßteren 
Kategorien gedacht, und verjchiedene Teile unfrer Ausführungen, bei 
denen das entweder augsdrüdlich gejagt oder nad) dem Zufammenhang 
offenbar ift, beziehen ſich auh nur auf große Orte. 


Achtes Kapitel. 


Die oͤffentlich⸗rechtliche Makur der Stadterweiterung. 


1. Einleitung. 


Auf unfren anwachſenden Städten ruht ein großer Teil unſrer 
nationalen Zukunftshoffnungen. Bewundernd fchauen wir auf ihre 
Kraft und ihren Glanz und auf die vielfach großartigen Zeiftungen 
ihrer Bürgerfchaft und ihrer Verwaltung. Aber das vorige Kapitel 
bat ung gelehrt, daß diefem glänzenden Bilde aud) tiefe Schatten gefellt 
find. Der ganze Mechanismus der Stadtermweiterung und bie Darauf 
beruhende Bildung der Grundftüdspreife arbeitet in einer Urt, die dem 
Patrioten die erniteften Bejorgniffe erweden muß: ungeheure Pro- 
duktionskoſten der Bauftellen und daraus mit Notwendigkeit fich er- 
gebende ſehr hohe Preife diefer, jcharfe Ausnutzung monopolähnlicher 
Stellungen zum Schaden ber großen Maſſe der Konfumenten, Tendenz 
der Bauftellenpreife, ftändig bis an die Grenze der Leiſtungsfähigkeit 
der endlihen Nachfrage zu gehen und mir der Steigerung dieſer Leiſtungs⸗ 
fähigleit ohne mweiteres mitzufteigen, ſchwere Rückwirkungen von alledem 
auf das bebaute Gebiet. Uſw. Uſw. Und zu der richtig entfaltenden Dar- 
fegung all der üblen, ja man fagt nicht zuviel: der fchredlichen ‚Folgen 
de3 gegenwärtig herrihenden Stadterweiterungsſyſtems merden wir 
überhaupt erſt noch kommen, das ift erſt der Gegenjtand des nächiten 
Rapitel3. 

Da erhebt fich natürlich die Frage mit aller Macht: ift dieſes 
ganze Elend nicht zu vermeiden, nicht abzumenden? Oder iſt es 
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unausweichlich verbunden mit dem Wachstum der Städte, fo daß 
uns nicht? weiter übrig bleibt, al3 mit möglichftem Anftand unfer 
Schidjal zu tragen? Und auf dieſe Frage antworten wir laut und ver» 
nehmlich: nein, diefes Elend ift nicht unausweichlich, es ift fein un- 
abmendbares Schidfal anwachſender Städte, fondern es ift einfach eine 
Folge unſrer verlehrten Nechtd-, Verwaltungs⸗ und Wirtfchaftzeinrich- 
tungen auf dem Gebiete ber Stabterweiterung und kann, mwenigftens 
bis zu einem ziemlich hohen Grade, durch Änderung diefer Einrichtungen 
Hinweggebracht und vertilgt werden. Mag immer, ald Tribut an die 
Schwäche ber menſchlichen Natur, ein bedeutender Reſt von Übel» 
ftänden in der Stadtermweiterung unter allen Berhältniffen bleiben: 
ein ganz außerordentlich viel befferer Zuftand als heute fann gefchaffen 
werden. Und wir wollen auch yleih Hinzufügen, mo unfrer Meinung 
nach der Fehler liegt: die Stadterweiterung ift ihrer Natur nad) ein 
öffentlicherechtliches Gefchäft, wir aber behandeln fie überwiegend ala 
privatsrechtliches Geſchäft und verfchlimmern bie Sache dann vollends 
noch dadurch, daß wir una durch ein halbes und unvolllommenes 
öffentliche3 Eingreifen in die private Regelung der Dinge um einen 
guten Teil au) des Segens bringen, ber an und für fich der freien 
Konkurrenz innemwohnt. 

Über was foll da3 heißen; die Stabterweiterung ift von Natur 
ein öffentlich-rechtlichdeg Geſchäft? Was hat man fich darunter vor=- 
zuftellen? Das joll heißen, daß die Stabdterweiterung eine Aufgabe dar- 
ftelft, die Eraft der natürlichen, ihr innewohnenden Bedingungen nur 
dann wirflih gut und erfolgreich gelöft werben Tann, wenn dieſe 
Löſung in hohem Grade, in viel höherem als Heute, von den 
öffentlihen Körperihaften — Staat, Gemeinde oder befondrei 
von ihnen hierfür zu jchaffenden oder zu privilegierenden Organi— 
fationen — in bie Hand genommen und wenn fie gleihertveife 
in hohem und viel höheren Grade ala heute öffentlichen, vom Geſichts⸗ 
punkte des öÖffentlihen Wohles diktierten Rechts- und Verwaltungs— 
normen unterworfen wird, mit anderen Worten aljo, wenn die Stadt- 
erweiterung überwiegend Gegenjtand der öffentlichen Verwaltung und 
bes Öffentlichen Rechts wird, ftatt mie heute überwiegend Gegenſtand 
de3 privaten Geſchäftslebens und des Privatrecht3 zu fein. 

Das haben wir nun natürlich zu bemweifen, aber ehe wir ung 
diefer Aufgabe zumenden, wollen wir noch raſch für unjren Ge- 
brauch zwei Fachausdrücke feftftellen. Wir nennen nämlich im folgen- 
ben in biefem Kapitel diejenige Stadterweiterung, die, wie heute im 
allgemeinen bei ung üblich, überwiegend von der privaten Gejchäfts- 
tätigfeit und dem Privatrechte beherrfcht wird, Turzmeg: private 
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Stadtermweiterung, biejenige aber, bei der, wie wir e3 eritreben, 
umgelehrt die öffentlihe Werwaltungstätigfeit und vom Geſichtspunkte 
des öffentlichen Wohles abgeleitete Sätze des öffentlichen Rechts die 
Hauptrolle jpielen, Turzweg öffentlihe Stadtermweiterung. 


2. Anforderungen an die Stadtertweiterung. 


Wir fagten, die Stabterweiterung kann nur ala öffentliche 
Stabterweiterung gut und befriedigend funktionieren; aber um das 
zu bemweifen, müſſen wir ung erjt einmal darüber Mar werden, melde 
Anforderungen denn die Stadterweiterung erfüllen muß. Erſt dann 
läßt ſich beurteilen, ob die private oder ob die dffentliche Stadt⸗ 
erweiterung befjer in ber Lage ift, diefen Anforderungen zu genügen. 
Und da fjcheint una nun, daß man folgende Fyorberungen billiger» 
weife an die Stadterweiterung ftellen kann: 

Eriten3: die Stadterweiterung muß in meitgehendem Maße 
ben Anforderungen der öffentliden Gefundheit entfprechen, ins⸗ 
befondere muß die Baumeife in den neuen Bierteln, einerlei, ob man 
num große oder Heine Häufer baut, ſehr weiträumig fein; unb durch 
reichliches Vorhandenſein von Gärten, Spiel- und Qummelpläßen, 
Barlanlagen u. dgl. muß nicht nur für Luft und Licht, fondern auch 
für einen dauernden wirklichen Zufammenhang der Stadtbevölkerung 
mit der Natur gejorgt fein. 

Zweitens: bie ganze Anlage ber neuen Biertel durch die Stadt⸗ 
erweiterung muß den Rückſichten der Zweckmäßigkeit entſprechen: 
ber Zweckmäßigkeit nicht nur für den Verkehr, ſowie für die Feuer⸗ 
ficherheit, fondern auch für die wirtfchaftlichen und fonftigen Bedürfniſſe 
der verfchiedenen anzufiedelnden Bevölkerungsklaſſen. 

Drittens: mit dem Gefichtäpunfte ber Bmedmäßigfeit ver⸗ 
bindet ſich ohne weiteres der der Schönheit. Wir verlangen, daß in 
den neuen Stadtteilen nicht nur die einzelnen Gebäude anſprechend 
und ſchön find, fondern daß von vornherein auch die ganze Anlage diefer 
Stadtteile reizvoll und ſchön wirkt. Erſt fo kann wirkliche Städte» 
ichönheit zur Entftehung kommen. 

Vierten, ein Hauptpunkt von entfcheibender Wichtigkeit: Die 
Stadterweiterung foll die Bauftellen, aber auch, mag man, wie öffent- 
lihe Parkanlagen u. dgl., fonft etwa noch als Gegenftand und Ziel ihres 
Wirkens betrachten Tann, jo billig wie möglich liefern. Alle un— 
nötigen, alle vermeidbaren Verteuerungen follen vermieden werden; 
das Syſtem der Stadterweiterung muß fie ausfchließen. Und zu 
diefer erften Forderung wird man ergänzend bie zweite hinzufügen 
dürfen, daß durch die Stadterweiterung Vorſorge getroffen fein muß, 
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daß die Billigfeit der Bauftellen uſw. nicht etwa nur den zufälligen 
erften Benugenden und Verwendenden zugute kommt, fondern daß ber 
Nupen davon dauernd bi3 an die Maſſe der endlichen Konfumenten, 
das ift in dieſem Falle die Maſſe der endlichen Wohn- und Geſchäfts⸗ 
bevölkerung, gelangt. 

Fünftens: die Stabterweiterung darf nit in unfozialer 
Weiſe vor fich. gehen, fie muß, jomeit dag möglich ift, auch an ihrem 
Teile ſozialen Zweden dienen. 

Sechſtens: die Stadterweiterung muß, ſoweit möglich, Bürg- 
haften dafür bieten, daß die von ihr erftrebten Zwecke nicht 
nur am Anfang, vielleicht für die halbe oder ganze erjte Generation 
der Bewohner und Benuuger der neuen Viertel, fondern dauernd, für 
eine längere Zukunft erreiht werben, mit anderen Worten 
alfo, daß auch noch fpätere Gefchlechter in den durch Die Stadterweiterung 
geichaffenen Duartieren eine geſunde, fehöne, zweckmäßige, billige und 
fozial befriedigende Heimat finden. 

Ein befondrer Gefichtspunft ift Dabei noch der, daß die Stadt- 
erweiterung fo gehandhabt werben follte, daß eine leichte und weitgehende 
Nugbarmadhung ber mit der Zeit etwa eintretenden Wert- 
fteigerungen des Boden für die Allgemeinheit möglich ift. 

Siebteng endlich ift zu verlangen, daß der ganze Prozeß der 
Stadtermweiterung, wie namentlic; derjenige Teil desfelben, der ſchon 
jegt durch die öffentlichen Faktoren, insbeſondre die Gemeinde, beforgt 
wird, fo glatt, einfah und billig mie möglich vor fich gehe. 

Es ift gewiß leicht möglich, daß wir vorfjtehend noch biefe oder 
jene Anforderung ausgelaffen haben, doch werben die meientlichiten 
wohl aufgezählt fein. 


3. Ein konkretes Bild Bffentlicher Stadtertveiterung. 


Wie die gegenwärtige private Stadtermeiterung den eben Dargeleg- 
ten Unforberungen genügt, oder vielmehr, in wie bejanmernäwertem 
Grade fie ihnen nicht genügt, haben wir zum Teil in ben boran- 
gehenden Kapiteln gejehen und werden es im folgenden noch weiter 
fehen. Auch in den Erörterungen biefes Kapitels hier wird Davon Die 
Rebe fein; in der Hauptfache aber gilt e3 bei diefen Erörterungen doch 
feftzuftellen, was die öffentliche Stabterweiterung zu leiſten vermöchte. 
Natürlich müſſen wir da den oben nur abſtrakt gegebenen Begriff der 
„öffentlihen Stabterweiterung‘ Tonfret ausfüllen, indem mir einen 
beftimmten Rechts⸗, Verwaltungs⸗ und Wirtfchaftszuftand in ber Stadt- 
erweiterung annehmen, von dem wir bier ausgehen. An fich Tießen 
fi da ja nun gewiß verfchiedene Zuftände denken, die, in Wbitufungen, 
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unfrem Begriffe ber „öffentlichen Stadtermweiterung‘ entiprächen, wonach 
Diefe überwiegend Gegenitand der öffentlichen Verwaltung und des 
öffentlichen, von dem Gefichtspunfte des öffentlichen Wohles beherrich-“ 
ten Rechts ift. Unter diefen verfchiedenen Zuftänden wählen wir jedoch 
bier nicht denjenigen aus, von dem wir glauben, daß wir in abjehbarer 
Beit praftifch zu ihm übergehen fönnen, denn diefe Ordnung der Dinge 
zu fchildern, wird die befondre Aufgabe des Kapitel3 über die Grund- 
züge der Reform fein; fondern wir wählen bier und gehen hier aus 
bon einem mehr idealen BZuftande der öffentlich-rechtlihen Behand- 
lung der Stadteriweiterung. Nur fo vermögen wir zu zeigen, was bie 
öffentliche Stadterweiterung unter günftigen Verhältniſſen zu leiften 
vermag und welch glänzendes Biel und auf diefem Gebiete winkt. 

Das Bild der „öffentlichen Stadterweiterung” nun, da wir im 
folgenden zugrunde legen, ijt keineswegs fo fehr verwidelt und ſchwer zu 
bejchreiben. Wir ftellen uns eine Stadt vor, nicht gar zu Hein, etwa 
eine Mittel» oder auch eine Großftadt, die ungefähr fo ſchnell wächſt wie 
bei ung zurzeit im Durchſchnitt die größeren Städte Wir nehmen 
weiter an, daß das noch nicht aufgefchlofjne Land ring um fie herum, 
auch in ber nächlten Nähe des bereit bebauten Gebietes, durchweg 
nur erft landwirtfchaftlichen oder allenfall3 Gärtnerei- oder Ziegelei- 
wert hat. Man wird uns einhalten, daß da3 eine ganz unzuläjfige Bor- 
ausfegung fei. Allein wir haben ja gejagt, daß wir hier abfichtlic, 
von einem S$dealbilde ausgehen wollen: mit ben Schwierigfeiten, Die ſich 
daraus ergeben, daß zurzeit bei uns 'in fo vielen Orten die nächite 
Bone um die anwachſenden Städte außerordentlich viel höhere Werte 
hat, werden wir ung in dem Reformkapitel befafjen. Außerdem können 
wir aber mit Recht behaupten, daß in einer Stadt, in der feit Tangem 
die fogleich bier unten zu befchreibende Politik getrieben worden ift, 
diefe nächte Bone in der Tat feinen höheren Wert haben würde. 
Und wenn man uns nun meiter entgegnet, daß da3 ja alles ganz gut 
fein möge, daß unjre Ausführungen über die Vorzüge der öffent- 
lichen Stadterweiterung aber eben fo lange feinen Wert befäßen, ala wir 
bon der eben angegebnen Vorausſetzung betreff3 der nächiten Bone 
ausgingen, da diefe Vorausfegung im allgemeinen eben nicht zutreffe, 
fo jagen wir darauf zweierlei: erftend wird fich in weitem Umfange 
herangitellen, daß die Vorzüge der öffentlichen Stadtermweiterung vor» 
handen find auch unabhängig von der eben gemadten Vorausſetzung; 
und zweitens wird fih im 10. Kapitel zeigen, daß für die Um- 
gebungszone unfrer anwachſenden Städte im allgemeinen recht wohl 
wenigſtens eine ftarfe Annäherung an ben hier zunächſt vorausgeſetzten 
Zuftand möglich ift. 
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Benn wir hiernad) fortfahren in ber Beichreibung unfrer Reform- 
ftadt, jo nehmen wir vor allem weiter an, baß die Stadterweiterung 
dort grundfäglih nicht als ein privates Gefchäft, jondern ala eine 
öffentliche Angelegenheit betrachtet und behandelt wird und auch ſchon 
jeit langem fo betrachtet und behandelt worden ift. Und zwar, um es 
genauer zu bezeichnen, ald eine Wngelegenheit ber Gemeinde Wir 
nehmen dies legtere hier an ber Einfachheit megen, nicht etiva weil 
e3 die einzige Möglichkeit wäre, an die man denken könnte. Der Ge- 
meinde jtehen und ftanden fchon feit langer Zeit nun in unfrer Stabt 
folgende Befugniffe zu, um die Aufgabe der Stadterweiterung rationell 
löſen zu Lönnen: erftend das unbedingte Necht, jedes Stüd Land 
innerhalb der Gemeindegemarkung, da3 zum unmittelbaren Vollzug einer 
von der Gemeinde beichloffenen Erweiterung der Stadt notwendig it, 
alfo nicht etwa nur das Straßenland, fondern auch alles übrige Land, 
vor allem das Baugelänbe, zu enteignen, und zwar nit in Dem 
gegenwärtigen langwierigen und verwidelten, jondern in einem eigens 
für Ddiefen Zweck gefchaffnen fehnellen, billigen und einfachen Ver⸗ 
fahren. Zweitens aber da3 Necht, dieſe Enteignungen auf ber Grundlage 
de3 landwirtichaftlichen bzw. wo zutreffend, höchſtens des Gärtnerei» oder 
Biegeleimertes vorzunehmen, zuzüglich vielleicht einer mäßigen befondren 
Entihädigung an die zu enteignenden Befiger, Die aber die auf die 
angegebne Weiſe feftzuftellende Enteignungsfumme für das Objelt felber 
auf feinen Fall überfteigen darf, in der Regel dagegen um etwa :50 big 
75% darunter zu bleiben hat. Im übrigen müßte die Gemeinde natür- 
lich auch für etwaige, durch Die Enteignung eintretende Störungen 
des Wirtjchaft3betriebes der Beſitzer der betreffenden Ländereien auf- 
kommen. Als weitere Annahme machen wir die, daß von der Ge⸗ 
meinde biefe weitgehenden Befugniffe, ſoweit nötig, auch allezeit ener- 
giſch und unter dem Geſichtspunkte des fachlihen Intereſſes einer 
möglichft vorzüglichen und billigen Stabterweiterung gehandhabt wor⸗ 
ben find und weiter gehandhabt werben. Auf der andren Seite ift freilich 
zu jagen, daß die Gemeinde, einmal im Bei diefer Befugniſſe und 
entichloifen fie nötigenfall3 anzuwenden, hierzu doch vermutlich nur 
vergleichöweife ſelten gezwungen fein würde. Im allgemeinen würde e3 
ihr im Hinblid auf diefe Machtmittel wohl gelingen, die Ländereien, 
bie fie haben mill, ſchon freihändig zu einem Breife zu erwerben, 
der fich von dem landwirtſchaftlichen nicht jehr weit entfernt. 

Auf diefe Weife ftellen wir uns vor, daß die Stadtertveiterung, 
die Auffhließung, in unfrer Stadt fo gut wie ganz durch die &e- 
meinde bejorgt wird, daß alfo die Gemeinde nicht nur wie jegt, den 
Bebauungsplan u. dgl. beftimmt, über den Straßenbau befindet u. dgl. nr., 
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fondern auch die Tätigkeit ausübt, welche jetzt den Terrain⸗Unter⸗ 
nehmern oder den Bauenden als Auffchließenden zufällt. Die &e- 
meinde würde alfo in unfrer Reformftadt auf ihre eigne Rechnung und 
Gefahr auch die Zufammenbringung be3 Landes, feine Umfchaffung 
in Bauftellen ſowie deren Verwertung beforgen, aber fie würde dieſe 
ganze große Tätigkeit ausüben nicht in erfter Linie nad) finanziellen 
und fiskaliſchen Geſichtspunkten, fondern unter dem Xeititern, eine 
möglichft gefunde, zweckmäßige, ſchöne und für den endlichen Konju- 
menten billige Stabtermweiterung herbeizuführen. Was übrigens die Ber- 
wertung ber fertigen Bauftellen durch die Gemeinde anlangt, jo Tarın 
man an freien Verlauf wie heute benfen. Zum großen, vielleicht zum 
ganz überwiegenden Teile aber würden die Bauftellen wohl in Rechts⸗ 
formen und unter Bedingungen (Erbbaureht, Wiederkaufsrecht, eigne 
Bebauung durch Die Gemeinde, Bebauung durch Baugenoffenichaften. 
U. dgl. m.) abgegeben werden, welche ber Gemeinde auf lange hinaus 
einen erheblichen Einfluß auf Verwendung und Behandlung der Grund» 
ſtücke ficherten, und welche dazu dienten, die Vorteile diefer Grundftüde 
dauernd auch allen fpäteren Benugern zugute kommen zu lafien. 
Nicht dagegen nehmen wir für unfre Gemeinde an ein Monopolder 
Aufſchließung. Es ftände vielmehr privaten Beſitzern oder Unter- 
nehmern, gerabe wie heute, ſehr mohl frei, auch ihrerfeit3 aufzujchließen 
und als Terrainunternehmer aufzutreten, wenn auch natürlich im 
Rahmen der allgemeinen Bebauungsvorihriften und »pläne. Indes 
würden bie Privaten angejihts der übermäcdhtigen Konkurrenz der 
Gemeinde von diefer Möglichkeit wohl nur fehr felten Gebrauch machen 
und die Gemeinde würde, bi3 auf wenige Ausnahmefälle, die einzige 
anufichließende Stelle auf ihrem Gebiete fein. 

Endlich ftellen wir uns diefe ganze Art ber Stadterweiterung vor 
als umgeben, gefhüßt und geleitet durch ein allmählih an der Hand 
ber Praxis ausgebildetes Stadterweiterungsrecht, das die ver- 
ihiedenften Rechtsſätze zur billigen und vernünftigen Regelung der 
ganzen Sache enthält: einerfeit3 etwa zum Schutze gegen Mißbrauch 
der weitgehenden Gewalt ber Gemeinde, andrerfeit3 etwa zur Ber- 
hinderung deffen, daß die Gemeinde feinen oder nur einen Läfligen, hinter 
dem Bebürfniffe zurückbleibenden Gebrauch von ihren Rechten macht. 

Man darf und nicht einwenden, daß ein ſolches Bild doch gar zu 
utopiſch fei. Im Gegenteil: jeder, deſſen Geift fähig tft, ſich einiger- 
maßen über ba3 Hergebrachte und Gewöhnliche zu erheben, wird zu- 
geben müffen, daß unter gewiffen Verhältniffen eine Derartige Regelung 
der Dinge ſchon heute gar nicht jo unmöglich erfcheint. Man bene 
3. B. an Deutſch⸗Südweſtafrika! Wäre es fo unmöglich, dort, auf 
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biefem Neuland, bei ben fich erft bildenden Städten dort, eine der- 
artige Ordnung der Dinge einzuführen? Oder aud) bei ung, wenn die 
Dezentralifationsbewegung, wenn vielleiht die Gründung von Garten- 
ſtädten Fortſchritte macht und raſch ſich entwidelnde fhädtifche Ge⸗ 
meinweſen an Stellen planmäßig zur Entſtehung und Entwicklung 
gebracht werden, wo bislang überhaupt keine oder nur ganz geringfügige 
Anſiedlungen waren? Aber, was noch weit wichtiger iſt: es wird ſich 
zeigen — im 10. Kapitel — daß, wenn man nur einmal zu energiſcher 
Reform ſich aufrafft, auch für die große Maſſe unſrer gegen— 
wärtigen Städte wenigſtens ein gutes Stück des eben 
beſchriebnen Zuſtandes der öffentlichen Stadterwei— 
terung ſich recht wohl herbeiführen läßt. Wenn wir alſo nach⸗ 
ſtehend die Vorzüge dieſer letzteren ſchildern, ſo ſchildern wir damit auch 
das, was in unſren Städten im allgemeinen, wenigſtens bis zu einem 
gewiſſen Grade, herbeizuführen möglich iſt. 


4. Die Leiſtungen der öffentlichen Stabterweiterung. 


a) Die Wahrung der Interefien der Zukunft. 

Wie würde nun die Stadterweiterung in einer folchen Reform⸗ 
ftadt, wie fie eben vorftehend gejchildert worden ift, ben oben dargelegten 
fieben Anforderungen genügen? Sehen wir zu! Zunächſt ginge hier 
die Stabterweiterung grundſätzlich aus vom Standpunfte des öffent- 
lihen Wohles, während fie bei und jetzt, wie mir früher gefehen 
haben (vgl. insbefondere ©. 160 und 173—174) überwiegend von 
privaten Stellen und Sntereffen beherricht wird und dem öffentlichen 
Intereſſe nur notdürftig buch regulierende Borfchriften, wie Bau- 
ordnung und Bebauungsplan, Eingang verfhafft wird. Es laſſen ſich 
aber von vornherein gemwichtige Gründe dafiir anführen, daß Die Be- 
handlung der Gtadtermweiterung durchgehend vom Standpunkte bes 
Öffentlichen Intereſſes aus und die meitgehende Zurüditellung des 
Privatintereffes der Bodeneigentümer des Stadterweiterungsgeländes 
hinter diefes öffentliche Intereſſe grundfählich durchaus dad Richtige 
trifft. Was ift denn eigentlich ber Zweck der ganzen Stadterweiterung? 
Doch ber, den Millionen und Abermillionen neu zumachfender Be» 
völferung der Städte möglichft gefunde, zweckmäßige und fchöne, dabei 
aber auch möglichit billige Heimftätten zu ermöglichen, nicht aber ber, 
ben zufälligen Eigentümern bes für die Stadtermweiterung nötigen 
Geländes ihr Land mit Gold zu belegen und ungeheure Gewinne zu- 
zuwerfen. Der kommenden Bevölkerung aber gegenüber, bie in dem 
Stabterweiterungsgelände angefiebelt werden foll, find bie zufälligen 

21* 


324 v. Mangoldt: Die Städtiihe Bodenfrage. 


Eigentümer bes Bodens, um den e3 fich Handelt, relativ nur wenige. 
Und meiter: jene kommende Bevölferung ift das, mas menſchlichem Er⸗ 
meffen nad) bleibt an ber einmal in Beſitz genommenen Stelle, in den 
durch die Stadterweiterung gefchaffenen Duartieren, bleibt für Ge- 
ſchlechter und Gefchlechter, in eine nicht abzumefjende "Zukunft; die 
bisherigen Eigentlimer dieſes Stadterweiterungsgeländes aber find das 
weichende, das verfchwindende, dad abziehende Element. So jtehen ſich 
die nach vielen Millionen zählenden bleibenden Maſſen unjrer ftädti- 
fen Bevölkerung und die wenigen und durd die Entwicklung zum 
Verſchwinden verurteilten zufälligen Eigentümer des Stadterweiterungs- 
geländes gegenüber: wenige Weichende gegenüber bleibenden 
Vielen! Da kann es wohl feinem Zweifel unterliegen, weſſen Intereſſen 
hier den Ausſchlag zu geben haben, und man fieht, mie verkehrt es ift, 
wenn wir in unfrer jebigen privaten Stadtermweiterung, hypnotiſiert 
von einem falfchen Begriff der Heiligkeit des Eigentums, das ver⸗ 
meintlihe Recht der wenigen Weichenden auf die ungeheure Wert» 
fteigerung ihres Landes ängſtlich wahren, Darüber aber daß taufendmal 
wichtigere und heiligere Recht ber bleibenden Bielen auf Licht und 
Luft, auf erträgliche Mietlaften, auf ein gefundes Heim, auf eine 
fonnige Stätte im BZufammenhang mit der Natur, ingbejondre auch 
für die heranwachſende Jugend, Hintanjegen und vernichten. O, ver» 
fehrte Welt: da3 Eigentum ber wenigen im Beſitz Befindlichen ſchützen 
wir nicht nur in feinem berechtigten Beftande, fondern aud) in feinen 
mächtig in3 Kraut gefhofinen unfittlichen und wucheriſchen Auswüchſen, 
das tief innerlich berechtigte Eigentum der Vielen aber, die ein folches 
erft mit faurer Arbeit von Kopf und Hand erwerben mwollen, eritiden 
wir im Keime! Zu folden Ergebniffen führt die Behandlung Der 
Stabterweiterung als eines privaten Geſchäftes, denn hier find natürlich 
die bisherigen Eigentümer bes Bodens die Mächtigen. Ganz anders 
aber, wenn man die Stadterweiterung grundfäglic als öffentliche 
Ungelegenheit vom Standpuntte des öffentlichen Intereſſes aus 
behandelt! Denn für das öffentliche Intereſſe Tann es natürlich 
gar feinen mwichtigeren Gegenftand geben, al3 das Wohl der bleibenden 
Vielen gegenüber ben Anfprüchen der weichenden Wenigen zu wahren. 
In unfrer Neformftabt wäre das der Fall, und man fieht ſchon aus 
diefem einen Umftande, wie viel richtiger und beffer die da herrſchende 
Auffaſſung der Stabtermeiterung wäre als bie jept übliche private. 
Beſonders aber erhellt noch, daß auf diefer Grundlage der öffent- 
lihen Stabterweiterung bie Interejfen der Zukunft weit beſſer 
zu wahren find als bei der privaten Stabtermweiterung. Wer wird denn 
in den künftigen Stabtquartieren wohnen und arbeiten? Zunächſt eine 
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vorher gar nicht zu überfehende und zu beitimmende, faft völlig 
unorganifierte Maſſe erft Heranziehenber, und im weiteren Verlauf ber 
Dinge foldhe, die zurzeit überhaupt noch nicht bad Licht der Welt 
erblidt Haben, noch ungeboren find — alfo in beiben Fällen Schichten, 
die zur nachdrücklichen Wahrung ihrer Antereffen gegenüber ber Stadt» 
erweiterung gar nicht fähig find. Ihre natürlichen Pfleger und Ver⸗ 
treter in der Wahrnehmung diefer Intereſſen find Die öffentlichen 
Körperſchaften, Tind der Staat und die Gemeinde. Für den einzelnen 
noch Ungeborenen haben wir in unfrem Bürgerlichen Rechte die Ein- 
richtung, daß er zur Wahrung feiner kunftigen Rechte, ſoweit diefe einer 
Bürforge bedürfen, einen Pfleger erhält, einen Pfleger des Un- 
gebornen. Wo aber ift ber Pfleger der Ungebornen bei unfrer 
Stabterweiterung? Ihn, ber fo bitter nötig ift, würde Die Behand- 
lung der Stadterweiterung grundfäglich ala öffentlich-rechtliches Geichäft 
gewiffermaßen ftellen. Man wird vielleicht einwenden, daß Staat 
und Gemeinde fich der Intereſſen der künftigen Bevölkerung ber neuen 
Duartiere ja fchon jest wirffam annähmen; zum großen Teile bazu 
dienten ja eben die Bauordnungen und Bebauungspläne u. dgl. m. 
Gewig! Aber diefe Fürforge ift völlig unzureihend Wir wilfen 
do, daß unter der gegenwärtigen privaten Stadterweiterung Bau⸗ 
ordnung und Bebauungsplan felbft die Biele, die fie an und für ſich 
erreichen Lönnten, wegen der vielen entgegenftehenden Privatinterefien 
bei weitem nicht vollftändig erreichen. Außerdem aber erichöpft jich 
ja boch auch das, was notivendig wäre, nicht entfernt in dem, was durch 
Bauordnung und Bebauungsplan oder durch die andren, jetzt all» 
gemein üblichen öffentlihen Maßnahmen zu erreichen if. Notwendig 
wäre vor allem auch eine Träftige Niedrighaltung der Bauftellenpreife 
und eine bementfprechende geringere Anfegung der Mieten. Auf diefem 
Gebiete ift aber eine ſchwere Schädigung der Bevölkerung in der 
Zukunft bei dem gegenwärtigen Syſtem bed Gehen- und Gefchehen- 
laffens ganz unvermeidlih. Entweder nämlich, die Mieten bleiben auch 
in ber Zulunft in den einmal durch Die Stadterweiterung geſchaffnen 
neuen Quartieren fo hoch, wie fie unter dem Druck der hohen Bau⸗ 
ftellenpreife dort am Anfang angejegt werden mußten: dann haben 
die vielen &efchlechter von Benutzern dieſer Quartiere, die mit Der 
Beit dort leben und arbeiten, den Schaben. Ober, die Mieten fallen 
mit der Beit, entfprechend einem vernünftigen Bauftellenwerte: dann er= 
leiden die Hausbeſitzer und möglicherweife auch die Onpothelengläubiger 
große Verluſte. Das eine wie bad andre würde eine weije Stadt- 
erweiterungspolitit möglichft zu vermeiden ſuchen und beöhalb von 
Anfang an die Bauftellenpreife in verjtändiger Weiſſe regulieren. 
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Sn unfrer Reformftadt würden die Intereſſen der Zukunft an 
der Stadterweiterung aber auch noch aus zwei andren Gründen viel 
beffer gewahrt fein als bei der jegt üblichen privaten. Der erfte diefer 
Gründe ift der, daß aller Vorausſicht nad) in dieſer unfrer Stadt Die 
Gemeinde über einen großen, wenn nicht fogar faft über den ganzen, 
aus der Stadterweiterung fich ergebenden Teil au de bebauten 
Gebietes der Stadt noch einen Dauernden Obereinfluß bejigen 
würbe. Wir haben oben audeinandergefeht, daß die Gemeinde in unfrem 
Falle jo ziemlich der einzige Terrainunternehmer und Auffchließende auf 
ihrem Gebiete fein würde; es gingen alfo aud) jo ziemlich ſämtliche Bau- 
ftellen vor der Bebauung ala Eigentum duch ihre Hand, und fie würde 
fie, wie gleichfall3 oben jchon erwähnt, zum großen Teile wohl nur unter 
Bedingungen und Formen zur Bebauung weggeben und in da3 Eigentum 
Privater übertragen, die ihr eben einen ſolchen dauernden Obereinfluß 
fiherten (Erbbaurecht, Wiederkaufsrecht ufw.) Diefen Einfluß könnte 
und würde die Gemeinde bann aber benuben, um in dem betreffenden 
Gebiete, auch wenn e3 einmal bebaut ift, in ganz andrem Grade das 
öffentliche Sntereffe im Sinne des Intereſſes aller kommenden Be- 
mwohner und Benuger wahrzunehmen, als dies gegenwärtig möglich ift. 
Der andre Grund liegt auf dem Gebiete der Wertfteigerung. Es 
ift ein großes Intereſſe der Zukunft, für die Allgemeinheit einen 
angemeſſnen, einen großen Anteil an den Wertfteigerungen des Bodens 
zu erlangen, die in einer wachjenden Stadt in den zur Aufichließung 
und Bebauung gelommenen Stadtteilen im allgemeinen allmählich 
eintreten. Seht wird Died mehr und mehr verſucht auf dem Wege der 
jogenannten Zuwachsſteuer. Es läßt fi) aber nicht leugnen, daß die 
Öffentliche Stabterweiterung, fo wie wir fie und für unfere Neformftadt 
voritellen, der Gemeinde ein vielleicht noch bequemeres und namentlich 
wohl weiterreichendes Mittel zur Heranziehung der Wertiteigerung 
in die Hände gäbe. Denn wenn bie Gemeinde die Bauftellen, bie 
fie erft gefchaffen hat, zur Bebauung austut, fo Bat fie es burchaus in 
der Hand, ſich Abgabe eines großen Teiles etwa in der Zukunft 
eintretender Wertfteigerungen biefer Grunditüde zu ſichern. 


b) Gefundheit, Zwedmäßigleit, Schönheit. 
Weit überlegen erjcheint ung die Stabterweiterung unfrer Reform- 
ſtadt auch in den Punkten Gefundheit, Zweckmäßigkeit, Schönheit. 
Buerft die Gefundheit! Daß die Stadterweiterung, wenn fie 
grunbfäglich als öffentliche Angelegenheit und in erfter Linie von öffent⸗ 
licher Seite betrieben wird, unter unfren Umftänden und Verhältnijfen 
diefen Gejichtspunft noch mit weit flärferer Kraft ins Auge fajlen 
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und zu verwirklichen fuchen würde als bie doch in ber Hauptſache 
vom Gewinninterefje regierte private Stabterweiterung, barf man wohl 
annehmen. Zugleich aber wären bie großen Widerftände gegen bie 
Durchführung einer gefundheitlich voll befriedigenden Stabtanlage, bie 
fi jegt aus dieſem Gemwinnftreben ber privaten Bodenbejiter ergeben, 
faft ganz zur Machtloſigkeit verurteilt. Ganz befonber würde ſich 
dies geltend maden in dem einen Punkte, von Dem bie Geſundheit 
neuer Stadtgebiete doch zu einem fehr großen Teile abhängt, in der 
Weiträumigleit der Bebauung, in der Anlage genügend großer Höfe, 
in der Ausftattung der Häufer mit Gärten, in ber Anlage öffent- 
Iiher Parks, Spiel- und Qummelpläge Hier wäre bie öffentliche 
Stadterweiterung unfrer Neformftadt, da fie mit durchaus billigem 
Boden im Stabterweiterungsgebiete rechnen könnte, der jebt üblichen 
privaten geradezu himmelweit überlegen. Wenn man bebenft, wie eng 
gerade die großen Volksſeuchen des modernen ftädtifchen Lebens — 
Tuberkuloſe, Säuglingsfterblichleit, Trunkſucht, Gefchlechtätranfheiten, 
Nervenleiden — mit ber fürchterlihen Zufammenhäufung der Men- 
[hen in unjren Städten zufammenhängen, teild direkt, teil3 indireft 
dur bie Richtung, die auf diefe Weife notgedrungen bag ganze 
Leben erhält, fo kann man ermefjen, um wieviel mehr bie öffentliche 
Stabterweiterung in unfrer Reformſtadt für die öffentliche Gefundheit 
zu leiften vermöchte als unfre jetige Stabterweiterung. 

Ahnlich fteht es offenbar mit der Zweckmäßigkeit in ber 
Anlage ber neuen Stadtgebiete. Um zwedmäßig zu fein, muß eine 
neue Stadtanlage, worauf ja ſchon oben kurz Hingedeutet worden iſt, 
dem Verkehr bequeme und möglichſt direkte Verbindimgen eröffnen, 
müffen die Rüdfichten der Feuerficherheit gewahrt, müffen ben ver- 
ſchiednen Bebürfniffen der Bevölkerung entſprechend Stadtteile und 
Straßen verfchiednen Charakters vorgefehen werben u. bgl. m. Bor 
allem aber müffen auch die Baugrundftüde nad Form und Größe zived- 
entijprechend zugefchnitten fein, damit alle unnötigen Aufwendungen, 
3. B. durch übertriebne Größe ber Grundftüde, und ebenjo alle ver⸗ 
meibbaren Schädigungen, 3. B. durch ungenügenden Butritt des Lichtes, 
vermieden werben. Eine folhe zmwedmäßige Formung der Grund⸗ 
ſtücke vermindert die Baufoften und erhöht Die Brauchbarkeit der ſpäteren 
Gebäude. Es ift aber wohl nicht zuviel gejagt, wenn man ‚behauptet, 
daß die Berüdfichtigung diefer mannigfaltigen Intereffen weitaug am 
beiten erfolgen könnte durch einen großzügigen Bebauungsplan und Bau⸗ 
ordnung und eine Einteilung und Formung der Grundftüde, die Dad 
Ganze des Stabterweiterungsgebietes ohne Rückſicht auf die entgegen» 
ftehenden Brivatintereffen der bisherigen Grundbejiter ind Auge zu 
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faffen und zu verwenden in ber Lage wären. Das wäre bei der 
öffentlichen Stadterweiterung unfrer Reformſtadt ber Fall, es ift aber 
nicht fo bei der gegenwärtigen privaten Stadtertveiterung. Da quälen 
jih Bebauungsplan und Bauordnung, wenn auch ſchließlich nicht er- 
folglos, fo doc) unter endlofen Schwierigkeiten und unter Verzicht auf 
einen großen Teil bes Bieles ab, eine mwenigftens leiblich vernünftige 
Stadtanlage zuftande zu bringen und das öffentliche Intereffe gegenüber 
dem privaten zu wahren. Schon bei ber Feſtſetzung des Bebauungs⸗ 
plane und der Bauordnung muß vielfad) auf die mädjtige Oppo⸗ 
fition der Grundbeſitzer Rücdficht genommen werden. Das ift bei der 
privaten Stadterweiterung gar nicht zu vermeiden, denn folange mar 
die Stadterweiterung im Grunde als ein privates Gelchäft der Grund» 
befiger betrachtet und behandelt, muß man auf beren Gefchäftsintereffen 
doch ſchließlich auch mwenigftens einigermaßen Nüdlicht nehmen. Aber 
jelbft, wenn die Grundbefiger nicht Widerftand Ieiften, fo muß doch 
ber Bebauungsplan ſchon von ſich aus auf die Preis- und Beſitzver⸗ 
hältnijje des Stadterweiterungsgeländes NRüdficht nehmen und Tann 
nicht nach reinen Zweckmäßigkeits⸗ und Schönheitsrüdjichten ber Stadt⸗ 
anlage eingerichtet werden. Denn was für einen Nuben hätte es bei» 
ſpielsweiſe, für ein Gelände jehr mweiträumige Bauweiſe vorzujchreiben, 
das vielleiht jchon hohe Preiſe hat und deſſen Befiter in der Lage 
jind, diefe hohen Preife troß der Bauvorſchriften wenigſtens zu einen: 
guten Teile feftzubalten! Oder was für einen Sinn hätte eg, auf einer 
beitimmten, an und für fich vielleicht fehr vorteilhaften Straßen- 
führung zu beharren, wenn die Lage und Form der umgebenden Grund«- 
ftüde gerade bei diefer Straßenführung vielleicht die Bebaubarkeit dann 
äußerft erſchweren oder gar unmöglich machen würden! Die Schaffung 
einer wirklich dem Ideal entſprechenden zweckmäßigen und fchönen 
Stadtanlage ſetzt eben Freiheit von ſolchen Hinderniſſen, auch von 
der Rückſicht auf ben bereits vorhandnen Bodenpreis, ſetzt einheit- 
liche Verfügung über das Land für die Straßen ſelber wie über das 
Land um fie herum voraus. Das wäre der Fall bei unſrer öffent⸗ 
fihen Stabterweiterung, es ift aber nie und nimmer ber all bei 
privater Stadtermeiterung. 

Über auch wenn Bebauungsplan und Bauordnung durchaus ſach⸗ 
entſprechend ausfallen, jo ift damit jegt in vielen Fällen für Die zweck 
mäßige und ſchöne Formung der Grundftüde jelber Doch noch wenig ge⸗ 
leiftet. Um dieſes Biel erreichen zu können, müßte eben das Gelände der 
Baugrunbftüde felber einheitlich in einer Hand fein, und das ift, im 
Gegenjab zu unfrer Reformitadt, Lei der privaten Stabterweiterung 
eben nicht der Fall. 
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Ein weiterer Grund, warum bei der übliden privaten Stadt⸗ 
erweiterung Bebauungsplan und Bauordnung dad Biel einer 
wirklich zwedmäßigen und ſchönen Stadtanlage nur recht unvollkommen 
zu erreichen vermögen, liegt in den Schwierigkeiten, welche fich ber 
tatfählihen Durhführung des fo Geplanten und Feſtgeſetzten 
oft entgegenjtellen. Keineswegs immer nämlich genügt die Tätigfeit der 
Zerrainunternehmer oder auffchließenden Bauenden oder fonftiger pri⸗ 
vater Stellen, um die vom Bebauungsplan vorgefehenen Straßen und 
Pläte nun auch wirklich zur Entſtehung zu bringen. Oft mangelt e3 
an einer genügenden ſolchen privaten Tätigkeit, und oft auch ftößt fie auf 
für fie unüberwindliche Hinderniffe. Dann können fehr leicht Straßen 
und Plätze, die vom Geſichtspunkte der Zweckmäßigkeit und Schönheit 
ber Stadterweiterung aus dringend notwendig wären, lange jahre 
hindurch, obwohl fie, wie gejagt, vom Bebauungsplane vorgefehen 
find, doch ungefchaffen und nur auf dem Papiere bleiben. Denn um 
diefen Zuftand zu ändern, wäre notwendig, daß die Gemeinde bie 
betreffenden Straßen uſw. von jih aus mit Hilfe des Enteignungs- 
rechtes ober großer freiwilliger Aufwendungen fchüfe, und Davor ſcheuen 
die Gemeinden eben leicht zurüd, jolange nicht geradezu eine Not» 
lage vorliegt. 

As Beleg für unfre Behauptungen und zur Beleuchtung der 
ganzen Lage könnten wir mannigfaches Material anführen. Wir wollen 
uns jedoch auf zwei, allerdings etwas längere Beugniffe beſchränken. 
Dad erfte entnehmen wir der Denkſchrift des Verbandes Deutfcher 
Urditelten- und Ingenieur⸗Vereine über „Die Umlegung Städtiſcher 
Grundflüde und die Honenenteignung” (Berlin, Ernſt Toeche, 1897), 
bie verfaßt ift von brei hervorragenden Autoritäten der Städtebau- 
funde und ⸗praxis, nämlich R. Baumeiſter⸗Karlsruhe, 3. Llafjen- 
Hamburg und J. Stühben. Eindringendes Sachverſtändnis wird man 
biefer Arbeit aljo nicht abftreiten können. Die Verhältniffe haben 
ſich feit Erjcheinen diefer Schrift unſres Erachtens nicht weſentlich 
geändert. Die Schrift hat ben Zweck, für die fogenannte Umlegung im 
unbebauten Stabterweiterungsgelände und für die fogenannte Zonen⸗ 
enteignung im bebauten Stabdtgelände einzutreten. Sie bezieht fich, 
was ben erfteren Punkt angeht, allerdings wohl vorwiegend auf folche 
Gegenden Deutſchlands, wo in den Stadterweiterungdgeländen eine 
ftarfe Bejißzerfplitterung herrſcht; immerhin faßt fie nicht augfchließ- 
Lich ſolche ins Auge. Die in der Denfichrift den nachfolgend angeführten 
Stellen beigefügten Abbildungen von Grundſtückslagen laſſen wir natür-- 
lich notgedrungen weg. Den erften Teil. des hier zu BZitierenden haben 
wir, in andrem Bufammenhange, ſchon oben ©. 112 und 113 ab» 
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gedrudt; wir bitten aljo den Leſer, dieſe Stelle dort hier mit heran⸗ 
zuziehen. In Fortfegung der dortigen Ausführungen Heißt es dann 
auf S. 5—10 ber Denkſchrift folgendermaßen: 


„2. Die durch die Unterlaffung der Umlegung herbeigeführten 
Nachteile. 


Wird die Umlegung nah fruchtlofen Einigungsverſuchen unterlafien, fo 
ſind zwei Fälle zu unterjcheiden, je nachdem die Grundftüde an eine vorhandene 
Landſtraße grenzen oder, im freien Felde liegend, erft Durch neue Straßenanlagen 
aufgeichloffen werden müffen. 

Am erfteren Falle kann die Bebauung der ungeregelten Grundftüde nicht 
auf die Dauer feitend der Behörde verhindert werden. Im zweiten Yalle werben 
die Bejiter aus fich die zur Bebauung ihrer Grundftüde erforderliche Straßen- 
anlage nicht ausführen, und auch die Gemeinde wird ſich der neuen Straßen- 
anlage, wenigſtens fo lange als möglich, enthalten, weil geordnete Bauplätze 
dadurch nicht entftehen. In beiden Fällen entjtehen Nachteile privater und 
Öffentlicher Art. Die privaten Nachteile find weſentlich wirtfchaftliche, Die 
öffentlichen Nachteile weſentlich hygieniſche und äſthetiſche. 

Die Bebauung jchiefwinkliger oder mißgeftalteter Grundftüde an vor _ 
handener Straße führt, wenn überhaupt möglich, ftet3 wirtfchaftliche Berlufte 
herbei, da durch die Unregelmäßigfeit der Grundriffe die Baufoften gefteigert 
werden, während gleichzeitig der Wert der Wohnungen vermindert wird. Die 
Einteilung und Geftalt ſowie die Licht» und Quftverhältnijfe der Räume werben 
verichlechtert, die Höfe verunftaltet. Die äußeren Anfichten werden unſchön, und 
beſonders das Straßenbild kann höchſt unerfreulich werden; vgl. Fig. 3 (©. 6). 

Eine ungeregelte Grundſtückslage, bei welcher von ben angegebenen zwölf 
Grundftüden kein einziges bebauungsfähig ift, zeigt Fig. 4. 

Weniger nachteilig ift die Unregelmäßigleit der Grundftüde, wenn diefelben 
von anjehnliher Größe und zur Bebauung mit frei ftehenden berrfchaftlichen 
Häufern beftimmt find, obwohl auch hier, wie Fig. 5 (Seite 8) zeigt, unvorteil« 
hafte Unordnungen und nachbarliche Schwierigkeiten zahlreich auftreten. 

Die Nachteile für die Öffentliche Gefundheitspflege dürften aus der 
Figur 3 hervorgehen, mo die Schiefheit ber Grundftüde Luftverſchlechterung 
und Lichtentziehung ſowohl in ben Höfen und den anftoßenden Zimmern als 
im Inneren der Gebäube herbeiführt. Außerdem aber werden berechtigte öffent- 
liche Intereſſen durch die Verunftaltung der Straßenanficht verlegt. 

Alle die Beifpiele zeigen auch, wie durch bie Weigerung eines beliebigen 
einzelnen Beſitzers die ganze Regelung vereitelt wird, da die Umlegung der 
Grenzen nur tunlich ift unter einer gemiffen Veränderung jedes einzelnen 
Beſitzſtandes. 

Hat aber einmal die Bebauung ſtattgefunden, ſo würde eine nachherige 
Ordnung der Verhältniſſe nur möglich fein unter Niederlegung aller Baulich- 
keiten. Das heißt, der Zuſtand iſt ein dauernder; noch nach Jahrhunderten leiden 
die Bewohner darunter, daß die Regelung durch den Eigenſinn einzelner ver⸗ 
hindert wurde und daß auch die öffentliche Gewalt ſich der Sache nicht an⸗ 
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‚genommen hat. Diefer Wusblid in die Zukunft zeigt deutlich, daß, felbft ab- 
geiehen von gefundheitlichen und ſchönheitlichen Rückſichten, bei der gejeglichen 
Umlegung ftädtifcher Baugrundftüde nicht bloß vorübergehende Brivatinterefjen 
im Spiele jind, fondern daß es fih um Abwendung von Nachteilen hambelt, 
von welchen zahlreiche Teile der Wohnbevölkerung auf unabjehbare Zeit be- 
troffen werben. 

Liegt das Grundftücdsgemenge im freien Felde ohne bebauungsfähige 
Gtraße, fo wird die zum Anbau erforberlide Straße, wie oben erwähnt, wenn 
feine Umlegung ftattfinbet, zunächft weder von ben Eigentümern noch bon ber 
Gemeinde hergeftellt werden. ‚E3 kommt Darauf an, wer diefen Zuftand, alſo 
da3 unbenugte Liegenlafien wertvollen Geländes, am längften aushalten Tann. 
Nehmen wir an, die Gemeinde fei in ber Lage, die Entwidlung abwarten zu 
fönnen, fo werden die Schwachen, nachdem fie ſich von ihrer hilflofen Lage 
überzeugt haben, von den Starken „ausgelauft”; auch gelingt ed einem Eigen- 
jinnigen wohl, ji weit über Maß bezahlen zu laſſen. Kurz, die Zahl der 
Beteiligten wird geringer, die langjährige Belagerung nähert ſich dem Ende, 
die Übrigbleibenden einigen fich, legen um und bauen die Straße. 

In ſolchem Falle beftehen die privaten Nachteile darin, daß bie Schwachen, 
duch die BVerhältniffe gezwungen, aus ihrem Befiß vertrieben wurden und 
daB das Ziel, nämlich die Umlegung, nur mittelft jahrzehntelanger Ränke 
und Argernijfe erreicht werden konnte, während ein gejeglidher Zwang, ja 
fhon die bloße Möglichkeit desfelben, auf einfache und gerechte Weiſe jedem 
Eigentümer, den Schwachen fowohl al3 den Starken, hätte zu feinem Rechte 
verhelfen können. 

Nun aber ift keineswegs die Gemeinde immer in ber Lage, die Entwid- 
fung des Prozeſſes abzumarten. Die Ausdehnung ber Stadt, die Terbindung 
bereit3 ausgebauter Stadtteile ober allmählich angewachſener Vororte mit der 
übrigen Stabt macht beifpielsmeile die Eröffnung einer neuen Verlehrsſtraße 
notwendig, welche das ungeorbnete Gelände durchichneidet. Oder der Borflut- 
kanal für die fachgemäße Entwäfjerung eines im Ausbau begriffenen Stadtteils 
führt gerade durch jenes Grundftüdsgemenge und erheifcht die Offenlegung ber 
Straße. Zwar wird in folhen Fällen die Gemeinde vorher nochmals verfuchen, 
durch Zureden und ehrliches Maleln alle Beteiligten unter einen Hut zu bringen, 
um die Umlegung zu erzielen. Uber der Sit des Widerftanded wird durch die 
Erkenntnis, daß die Gemeinde in der Zwangslage fich befindet und Daß fi 
durch die bevorftehende Enteignung des Straßenlandes eine erfreuliche Ein- 
nahmequelle erfchließt, nicht geſchwächt, fondern geſtärkt. Die Gemeinde ift 
fonad genötigt, das Recht der Enteignung, das fie ja bejißt, anzumenden und 
fich zwangsweife gegen hohen Schadenerfab in den Beſitz des Straßenlandes 
zu fegen. Sie kann alſo nunmehr ihre Kanalifation, ihre Beleuchtungsanlage, 
hurz, die neue Verkehrsſtraße mit allem Zubehör ausführen; — aber bie 
Grundftüdsteile liegen zu beiden Seiten ber Straße nad) wie vor ungeregelt. 
Es if künſtlich, und zwar meift in verſchärftem Maße, derjenige hoffnungsloſe 
‚Buftand geichaifen worden, den wir bezüglich ber an vorhandenen Landftraßen 
gelegenen Grundftüde in ben Figuren 3—5 dargeftellt haben. 





— — 
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Die Nachteile liegen auf der Hand. Die Gemeinde entſchließt ſich bei der 
Ausſichtsloſigkeit der Umlegung nicht ſchnell zu der koſtſpieligen Zwangsenteig⸗ 
nung, deren Koſten oft genug ſo groß ſind, daß nur die äußerſte Notwendigkeit 
den Schritt rechtfertigen kann. Iſt ja auf eine baldige, wenn auch teilweiſe 
Rückeinnahme an Straßenkoſtenbeiträgen wegen des hoffnungsloſen Grundſtücks- 
gemenges nicht zu rechnen. Während der Wartezeit aber müſſen ſchwere Übel⸗ 
ſtände des Verkehrs ertragen werden und leiden mitunter ganze Stadtteile in 
geſundheitlicher Hinſicht Not. Auch nach der endlichen Durchführung ber Ent⸗ 
eignung und der dadurch ermöglichten Straßenanlage iſt keineswegs alles zur 
Zufriedenheit geordnet; ſondern die das Bebauungsgebiet trennenden ungeregelten 
Gelände bieten nicht allein mit ihren Zäunen und proviſoriſchen Benutzungs⸗ 
arten einen unſchönen Anblick dar, ſondern ſind oft genug auch ein Feld der 
Unſauberkeit und öffentlichen Unſicherheit. 

Ein anderer öffentlicher Nachteil der Nichtumlegung, welche beträchtliche, 
an ſich zur Bebauung wohlgeeignete Geländeteile dem ſtädtiſchen Anbau entzieht, 
liegt ſchließlich in ber hierdurch herbeigeführten Preisſteigerung des ſtädtiſchen 
Bodens. Dieſe Preisfteigerung iſt teils eine unmittelbare, veranlaßt Durch bie 
mit dem Auskauf und der gegenſeitigen Belagerung verbundenen Spekulationen, 
teil8 eine mittelbare durch die Einſchränkung des Marktes fertiger Baugrund» 
ftüde. Die Hohen Bodenpreife find die eigentlihe Wurzel der ftäbtifchen 
Wohnungsnot. Dem Auftreiben ber Preiſe follte deshalb durch Vermehrung 
bes Marktes und Verminderung der Spekulation, d. h. der Spekulation im 
ſchlechten Sinne, nad; Möglichkeit entgegengearbeitet werben.” 


Das zweite Zeugnis bezieht jih auf Stuttgart und mir ent- 
nehmen e8 der Schrift von ©. Füſſenhäuſer „Die Wohnungsfürforge 
mit bejondrer Berückſichtigung der Stuttgarter Verhältniffe”. (Stutt» 
gart, W. Kohlhammer. 1902.) Der Verfaſſer ift Beamter des Stutt- 
garter Wohnungsamtes und gleichfalls jehr jachverftändig. Wlerbings 
haben wir es in Stuttgart injofern mit befondren Verhältniſſen zu 
tun, als nicht nur auf ber dortigen Gemarkung gleichfalld eine ftarfe 
Beſitzzerſplitterung Herrfcht, fondern auch das Enteignungsredht in bezug 
auf das Straßenland und das Recht der Gemeinde die Koften der 
Straßenanlage auf die Anlieger abzumälzen, anfcheinend beionders 
mangelhaft find. In biefer Schrift finden wir nun auf Seite 24 bis 
26 folgende Ausführungen: 


„Was nun bas Verfahren für die Straßeneröffnungen (Vorſchlag Hiff. 5) 
betrifft, fo bedürfen bie beftehenden Zuftände an der Hand ber gefehlichen Vor⸗ 
ſchriften einer eingehenden Beleuchtung. 

Es ift bereits ſchon ausgeführt worden, baß die Stadt bei bem enormen 
Aufwand, den eine Straßenanlage verurſacht, nur ſchwer fich entfchließt, den 
Grundbefitern den Straßenpla abzufaufen, die Koften der Erdabhebung, 
Planierung, Stützmauern, Chauffierung, Kanbelpflafterung, des Straßenkanals, 
ber Gas⸗, Wafler- und Beleuchtungseinrichtung, alfo bie geſamten Straßen- 


Achtes Kapitel: Die öffentlich-recitlihe Natur der Stadterweiterung. 333 


anlageloften mit Ausnahme derjenigen für ben Gehweg (8 6 des Ortsbau⸗ 
ſtatuts) zu bezahlen und den Grundbeſitzern auch noch ben fie nad; bem berzeit 
geltenden Recht treffenden Koftenanteil infolange unverzinslich anzuborgen, bis 
e3 ihnen beliebt, zu bauen. Hält die Stadt die Eröffnung einer Straße für ein 
„Bedurfnis“ und tritt fie deshalb ber Eröffnung der Straße näher, fo kann fie 
fider fein, daß fie faft überall auf Widerſtand ftößt und daß ihr die Grund» 
befiger forderungen ftellen, die vielfach noch weit über den Rahmen des 
Geſetzes hinausgehen. Aus biefem Grund muß die Stadt „warten“, 
bis die „Grundbe ſitzer“ die Eröffnung für ein „Bedürfnis“ halten 
und an die Stadt mit Gefuhhen um Eröffnung unter dem Anerbieten der unent- 
geltlihen Abtretung des Straßenplabes, der fofortigen Zahlung der Erd» 
abhebungsfloften und der Kanalbeiträge ſowie der Leiftung eines angemeffenen 
Beitrags zu ben Ehauffierungsloften herantreten. Sieht man fich aber ben 
Stadtbauplan und das Gelände, ba8 ber Straßenzug durchſchneidet, näher an, 
fo findet man, daß die Intereffen der Grundbeſitzer an der Eröffnung fait bei 
jeder Straße jo verfchieden liegen, baß man fich nicht wundern muß, wenn eine 
„Verſtändigung“ der Grundbefiger über die ber Stadt zu flellenden „An⸗ 
erbietungen’ nicht zuftande lommt. Der eine hat in der Hauptfache nur Straßen- 
plag, der andere nur Bauplatz, der dritte hat Straßenplaß, aber fonft nur mit 
„Vauverbot“ belegtes real, ber vierte hat zwar Bau- neben Straßenplag, 
aber boch feinen felbftändigen Bauplak, ber fünfte hat Erbabhebung, welche er 
zahlen foll, der fechfte hat Auffüllung, für welche er Auffüllgeld einnehmen 
will uſw. Bu diefer verfchiedenartigen Lage ber Intereſſen der einzelnen Grund⸗ 
befiter kommt dann noch der verfchiedenartige Gerechtigkeitsfinn, den die 
Grundbeſitzer gegenüber ber „Stadt“ und ihren „Nachbarn“ an ben Tag legen; 
ferner die verfchiedenen „perſönlichen Beziehungen” der Grundbeſitzer zueinander, 
die in vielen Fällen ſchon vor der Straßenanlage in Feindſeligkeit ausgewachſen 
find. Der eine möchte die Straßeneröffnung benügen, um mit feinem Nachbar 
eine Örenzausgleihung oder die Arrondierung feines Bauareals zu erreichen; 
der andere möchte burch feine Weigerung zur Platabtretung die Abſetzung feines 
Areals zu fehr „Hohen“ Preifen herbeiführen; der dritte möchte eine alte, ihm 
angeblich zugefügte Sünde ber Stadt rächen; ber vierte erflärt zwar ftet3 
feine Bereitwilligkeit zur Straßeneröffmung, wenn er aber fieht, daß ed mit 
biefer wirklich ernft wird, fo zieht er feine Erflärung aus nichtsfagenden Gründen 
zurück und denkt, die Straße kommt ja doch. Braut man ſich da noch zu 
verwundern, wenn die Eröffnung einer Straße oft 10, 20, 30 oder noch mehr 
Sabre im Werke if; wenn bie Straßeneröffnungen in den Bürgervereinen 
jahrelang ben Gegenftand ber Erörterung bilben; wenn von allen Seiten auf 
die Beteiligten einzuwirken verfucht wird, ihren Wiberftand aufzugeben, und 
wenn bie Schwierigkeiten oft erſt burch ben Tod bed Eigentümers eines Grund- 
ftüds befeitigt werben? 

Die Finanzlage der Stadt geftattet ohne eine ftärkere Heranziehung der 
Grundbefiger zu den Koften nicht bie Eröffnung einer folchen Anzahl neuer 
Straßen, daß dem fteigenden Wohnbebürfnis genügt werben Tönnte. Das 
Syſtem der Sammlung freiwilliger Gelbbeiträge zu ben Straßenanlageloften, 
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rejpeftive die Abhängigmadhung einer Straßenanlage von „freiwilligen“ Leiſtun⸗ 
gen der Grunbdbefiger, mit anderen Worten: bie Eröffnung ber Straßen mehr 
auf privatrechtlicher als auf öffentlichrechtlicher Grundlage führt zu fo großen 
Ungeredtigfeiten und Ungufriebenheiten, baß ber Gefeßgeber, wenn er bie Ver» 
hältniffe kennen würde, ficherlich im allgemeinen Intereſſe durch Abänderung 
und Ergänzung der Normen feines öffentlihen Rechts Abhilfe fchafien 
würde... .” 

Kun Tann man gegen den ganzen Sinn unfrer Ausführungen 
bier ja fchließlich einwenden, daß, um bie Rüdfichten der Zweckmäßig⸗ 
feit, Gejundheit und Schönheit in der Stadtermweiterung zu wahren, 
jo weitgehende Maßregeln wie die öffentliche Stadtermweiterung in unfrer 
Reformftadt nicht notwendig feien, fondern daß auch ſchon einige Träf- 
tigere Korrelturen an der bejtehenden privaten Stadtermweiterung ge» 
nügten. Als ſolche kämen vor allem in Betracht: ein mweitergehenbes 
fchnellere8 und einfachere Enteignungsredht der Gemeinden für dag 
zu den Straßen jelber erforderliche Land, vollftändigere Heranziehung 
der An» und Umlieger neuer Straßen ufw. zu den Koften Diefer 
legteren und die fogenannte Umlegung. Gewiß Tießen jich die Rück⸗ 
fihten der Gejundheit, Zweckmäßigkeit und Schönheit in der Stadt⸗ 
erweiterung mit biefen Hilfsmitteln erheblich beifer wahren ala Heute. 
Aber einmal kämen wir durd) allgemeine Einführung biefer Maßregeln 
doch um einen guten Schritt der Öffentlichen Stadterweiterung näher, 
und fodann wären felbft mit Hilfe diefer Maßregeln die eben genannten 
Nüdfichten doch längſt noch nicht vollftändig und bei weiten nod) 
nicht jo gut wie bei der Öffentlichen Stadterweiterung in unfrer Reform» 
ftadt zu wahren. Eine große Überlegenheit diefer Iegteren auch über bie 
derart reformierte private GStadterweiterung bliebe beftehen. 


c) Billigkeit. 


Wir haben bisher ſchon manches zum Lobe der Öffentlichen Stadt» 
erweiterung in unfrer Neformitadt gejagt, aber all das tritt zurüd 
gegen bie eine große Tatſache, zu der wir jet kommen, daß Dieje 
Stadterweiterung in der Lage wäre, ihe Werk unvergleichlich viel 
billiger für den Konfumenten zu verrichten als bie private Stadt- 
erweiterung. Und zwar nicht etwa nur für bie erjten Hände, in welche 
die Bauftellen kommen, für die Bauenden, fondern auch bauernd 
für die große Maſſe der endlichen Konfumenten. 

Freilih, wird man ung einwenden, das ift leicht zu bewer!- 
ftelligen, wenn man e3 mit einer Stadt zu tun bat, bei der felbit 
die dem bebauten Gebiet am allernächſten gelegnen noch unaufge- 
ichloffnen Landftüde nur landwirtichaftlihen Wert haben, wie wir es 
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für unfre Reformftadt angenommen haben. Aber dieſer Einwand geht 
fehl. Denn die Haupturſache der, wie wir behaupten, foviel billigeren 
Leiftung der öffentlichen Stadterweiterung liegt in deren eignem Cha- 
rafter und Fähigkeiten, nicht in ber von ung angenommenen Billig. 
feit der Umgebung. Auch unter den fo fehr verteuerten Bodenpreifen 
unfrer größeren anwadfenden Städte heute vermöchte, wie wir im 
10. Rapitel zu zeigen hoffen, eine öffentlicherechtliche Stadterweiterung 
in unfrem Sinne noch große Berbilligungen herbeizuführen, während 
umgekehrt auch in unſrer Reformftadt trog der angenommenen Billig- 
feit der Umgebung bald genug hohe Bodenpreife eintreten würden, wenn 
man e3 fich einfallen Tieße, von der öffentlichen zur privaten Stadt- 
erweiterung überzugehen. 

Wenn wir nun nachfolgend ben Beweis anzutreten verjuchen, 
daß bie Öffentliche Stadterweiterung in unjrer Neformftadt viel, viel 
billiger al3 die private Stadterweiterung im allgemeinen zu arbeiten 
imftande ift, jo befchränfen wir uns auf die Bauftellen, indem wir es 
bem Leſer überlaffen, fich felber jeine Schlüffe zu ziehen für das, mas 
außer Bauftellen, Straßen und Plätzen für bie Stadterweiterung fonft 
etwa noch als Gegenfland in Betracht kommt. Für die Bauſtellen 
aber legen wir dem Vergleiche den Fall zugrunde, wo die Auf 
ihließung durch einen Terrainunternehmer erfolgt; über die mäßigen 
Abänderungen, die eintreten, wenn e3 fich nicht um einen Terrain 
unternehmer handelt al3 Auffchließenden, jondern um einen Bauenden 
oder um einen Urbefiter, fpäter noch ein-paar Worte. 

Wir haben im vorigen Kapitel gefehen, daß ber Preis der fer- 
tigen Bauftelle, fo wie ihn der enbliche Bauende an den Terrain- 
unternehmer oder an den Zwifchenhandel zahlt, fih zufammenjegt aus 
den Aufwendungen für folgende Pojten: 


1. Zahlungen für ben Erwerb des Landes an die Borbefiger. 
2. Zahlungen für fogenannte Zwangsſtücke. 

3. Bindverlufte. 

4, Ausgleichungen für die verjchiednen Riſiken. 

5. Steuern, Gebühren, Abfindungen u. dgl. 

6. Straßenkoften. 

7, Zerwaltungstoften. 

8. Gewinn des Terrainunternehmers. 

9. In den Fällen des Hmwifchenhandeld mit den fertigen Bau 


ftellen eventuell Auffchläge für diefen Zwiſchenhandel. 
Es läßt ſich nun aber leicht nachmweifen, daß unter den von ung für 
unfre Reformſtadt und ihre öffentliche Stadterweiterung gemachten 
Borausfegungen dieje Koften ganz außerordentlich zufammenfchrumpfen 
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würden — derart, daß fie im Vergleich zu den Koften einer gewöhn⸗ 
lihen Stadt mit ihrer privaten Stabdterweiterung einen nur geringen 
Bruchteil der dort nötigen Aufwendungen betragen würden. 

Was zunähft Nr. 1 und 2 angeht, fo würden fie biß auf Die 
mäßigen Beträge, bie als Ablöſung des Tandwirtichaftlichen Wertes 
des betreffenden Landes zuzüglich einer mäßigen Ertraentihädigung 
und Entſchädigung für etwaige Betriebäftörungen bleiben, ganz weg⸗ 
fallen. Die Gemeinde würde in unſrer Neformftadt zu dieſem Sage 
entweder freihändig Taufen oder mit Hilfe bes ihr zuftehenden refor- 
mierten, fchnellen und einfachen Enteignungsrechtes enteignen. Darin 
läge auch gar feine Ungerechtigkeit, fondern im Gegenteil gerade die 
Herftellung eines gerechten und vernünftigen Buftandes, indem es den 
relativ wenigen, vergänglichen Befikern des bisher unbebauten Bodens 
auf diefe Weife unmöglich gemacht würde, eine ihnen durch die Situation 
zufällig zuteil getvordne monopolähnlihe Macht, fo wie das heute 
gejhhieht, zur Auspreffung und zum dauernden Schaden ungezählter 
Gefchlechter zu mißbrauchen. Nur der Umftand, daß man fich bisher 
in der Stabdterweiterung nicht recht anders zu helfen gewußt Hat als 
durch das, biefe Mipftände mit- jich bringende Syſtem der privaten 
Stadterweiterung, Tonnte diefe Mipftände bis jetzt allenfalls recht- 
fertigen. Aber fobald ein befjeres Syitem der Stadterweiterung auf» 
taucht, das fie vermeidbar erjcheinen läßt, verlieren fie jeden An— 
ſpruch auf weitere Duldung. 

Auch Nr. 3, der Zins ver luſt, verringert fi) in unfrer Reform- 
ftadt ganz erheblih. Wir haben im vorigen Kapitel, ©. 266 bis 68, 
gefehen, aus welchen Posten er ſich zufammenfegt. Es läßt ſich an- 
nehmen, daß der erite Poſten — auflaufende Binfen für Die ‚Zeit, mo 
ba8 Land der Terrainunternehmer im „Ichmalen Rande‘ Tiegt bis 
zum Beginne des Straßenbau — hier weſentlich geringer ausfällt. 
Einmal mwirb bie Stadt, da ihr das betreffende Land ſelber gehört, 
ihr möglichftes tun, um die Zeit bes nutzloſen Binjenauflaufens durch 
baldige Auffchliegung abzufürzen, und fodann und vor allem müſſen 
ja, entjprechend den unter unfren reformierten Berhältnifien fo viel 
geringeren Erwerbspreifen des Landes, auch die davon auflaufenden 
Binfen viel niedriger fein. Dieſes letztete Moment muß auch ſtark 
auf Verringerung ber Binfen wirken, bie bann weiter nad; Auf⸗ 
Schließung und Fertigftellung der Bauftellen für diefe letzteren bis zu 
ihrem Abſatze auflaufen. Ebenſo wird diefer Binfenbetrag dadurch 
erniedrigt, daß vermutlich in unfrer Reformſtadt die fertigen Bau⸗ 
ftellen im Durchſchnitte weniger fange bis zur Bebauung liegen bleiben 
würden als unter der privaten Stadteriveiterung. Denn unter dem 
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Syſtem ber öffentlichen Stadterweiterung wäre vermutlich mit einem 
geringeren lagernden Borrate von Bauftellen auszukommen und bie 
Schaffung der Bauſtellen Tieße ſich enger an das tatfächlidhe Be- 
dürfnis anſchließen. 

Bei dieſen Ausführungen ſind wir nun noch dazu von unſrer, 
im vorigen Kapitel ©. 267 näher begründeten Anſchauung ausgegangen, 
daß Zinsverluſte als folche für den Terrainunternehmer erft zu rechnen 
jeien von dem Augenblide an, wo das Land, nachdem ed in ben 
‚Ihmalen Rand” gelangt ift, notgedbrungen an ben Terrainunternehmer 
fommen muß. Die großen BZinfenfummen, die in vielen Fällen dem 
Zerrainunternehmer auflaufen, indem er das Land bereits viel zeitiger 
fauft, Haben wir zu den Preiſen an die Vorbejiter gerechnet. Nechnet 
man fie aber zu ben Zinsverluſten — was wir freilich theoretifch 
nicht für richtig halten würden —, fo ergibt fich für unfre öffentliche 
Stadterweiterung im Punkte Zinsverluft noch eine viel gemaltigere 
Überlegenheit. Denn unfre öffentliche Stadterweiterung beſitzt ja bie 
Zwangsgewalt, zu einem einmal feitgefebten niedrigen Preife jeden 
Augenblid enteignen zu Lönnen; fie ift alfo der Notwendigkeit, Der die 
private Stadterweiterung unterliegt, überhoben, ſchon lange Zeit vor 
bem Auftreten des tatfächlichen Bedürfniſſes kaufen und Kapital aufe 
wenden zu müſſen. Sie braucht ihre Mittel erſt aufzumenden, wenn das 
tatſächliche Aufſchließungsbedürfnis vorliegt, und das macht einen ihrer 
Hauptvorzüge gegenüber der privaten Stadterweiterung aus. Freilich 
muß man fih Mar darüber jein, daß man, wenn man die Vorteile 
unſrer Öffentlichen Stadterweiterung in bezug auf die Zinsverluſte 
foweit ausbehnt, dann einen entſprechend geringeren Borteil bei den 
Preifen an die Vorbeiiter anfegen muß. 

Wir kommen zum Riſiko. Auch in diefer Beziehung märe Die 
öffentliche Stadterweiterung unfrer Reformftadt der privaten entjchieden 
überlegen. Wenn wir von der im vorigen Kapitel, Seite 269, ge- 
gebnen Aufftellung ber Riſiken, denen der Terrainunternehmer unter» 
worfen ift, alle diejenigen ftreichen, die im Grunde genommen fchon 
durch Die andren Produktionskoſtenſtücke, namentlich durch die Zahlungen 
an die Vorbeſitzer, gebedt find, fo bleiben nur wenige Riſiken übrig, die 
als felbftändige Verteuerungen ber Terrainunternehmung gelten können. 
In diefen wenigen eigentlichen Riſikofällen ift aber, mit einer Aus⸗ 
nahme, leicht nachzuweiſen, baß unfre öffentliche Stabterweiterung da 
viel beffer bafteht al3 die private. Das Riſiko, daß das zur Auffchließung 
nötige Land nicht zufammengebracdht werben Tann, Tennt unfre öffent» 
liche Stabtermweiterung mit ihrer Zwangsgewalt nicht, während fie 
allerdings dem Rifilo, daß bie Stadt in ihrem Wachstum fbodt, unter- 

Lie Bohnungsfrage und bas Neid, 8. Heft. 923 
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worfen ift. Dagegen entfällt wieberum das Rifilo, daß ein einmal er- 
worbnes Stüd Land infolge Bauverbotes nicht aufgefchlojfen und bebaut 
werben Tann, da die Gemeinde al3 auffchließende Stelle fich über dieſe 
Verhältniffe mohl von vornherein Mar fein wird; und ebenfo ift das 
Nifilo, daß dem Terrainunternehmer die Mittel ausgehen Zönnen, 
bei der &emeinde natürlich faft nicht vorhanden. Zu bem allen kommt 
Hinzu, baß die Summen, welche riskiert werden, infolge der viel 
geringeren Erwerböpreife des Landes ufiv. weit geringer find, unb daß 
auch der Vorrat an fertigen Bauftellen, wie [yon beim Zinsverluſte aus- 
geführt, vermutlich Heiner jein wird. 

Ullen diefen Vorteilen gegenüber ift anbrerfeit3 nicht abzufehen, 
baß die öffentliche Stadterweiterung unfrer Reformſtadt etwa neue, 
ide eigentümliche, bei der privaten Stadtermweiterung nicht vorhandne 
Riſiken mit ſich bräcdte. Wir vermögen da im Augenblide nichts von 
größerem Belange zu fehen. 

Wir gehen meiter zu den Steuern, Gebühren unb Ab— 
findungen. Hier ift nicht viel zu bemerken. Die Steuern und Ge— 
bühren würden zwar bei unjrer öffentlichen Stadterweiterung an fich 
jedenfalls in ihrem Betrage fallen, doch könnte das ja leicht auf irgend 
eine Weiſe wieder hereingebracht werben, und wir wollen deshalb Bier 
feine Vorzugsſtellung unfrer öffentliden Stadterweiterung vor der 
privaten annehmen. Dagegen würden die Übfindungen u. bgl. geringer 
ausfallen. 

Mas die Straßentoften anlangt, fo würden fie in umfrer 
Reformſtadt niedriger fein als jetzt. Es ift nämlich anzunehmen, daß 
bie Gemeinde in biefer gegenüber den jegt gewiß oft übertriebnen 
Anforderungen an Beichaffenheit und Breite der Straßen durch bie 
Gemeinden nicht unbeträchtlich nachlaffen würde, da fie felber die ganzen 
Straßenfoften zunächſt aus ihrer Taſche bezahlen müßte, ftatt fie, mie 
jeßt die Gemeinden im allgemeinen, zum größten Zeile auf andre — 
Terrainunternehmer, Anlieger — abzumälzen. Auch erforderte bei der 
viel weiträumigeren Bauweiſe die einzelne Straße an fih im Durch⸗ 
ſchnitt jedenfalls erheblich geringere Bau- und Unterhaltungsfoften. 

Es bleiben endlich noch ala weitere Poſten, bie zum Bauftellenpreile 
beitragen, die Serwaltungstoften und der Gewinn ber auf 
fchließenden Stelle. Die erfieren dürften bei unfrer öffentlichen Stadt- 
erweiterung viel geringer fein als bei der jest üblichen privaten Man 
beufe doch: an Stelle der Menge größerer und Heinerer Aufichließen- 
ben regt, tritt denn im wejentlichen eine einheitliche große Ber- 
weltung. Und, abgeiehen hiervon, würde dieſe Verwaltung auch mit viel 
einfacheren Mitteln zum Ziele kommen. Zwar würben ihre frei- 
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händigen Ankäufe und die Durchführung der notwendig werdenden 
Enteignungen ja gewiß auh Mühe genug Toften, aber doch ver- 
mutlich längſt nicht in dem Grade wie jetzt das Feilfchen und Handeln 
der Terrainunternehmer um die einzelnen Landitüde, ihr Konkurrenz⸗ 
frieg untereinander und da3 ganze mühfelige Beginnen, auf privat» 
rechtlicher Grundlage, ohne durchgreifende Zwangsgewalt, die nötigen 
Zandflächen zu vereinigen. Hierzu kommt, baß auc das Werk, welches 
die Gemeinde bereit3 jet in der Stadtermweiterung verrichtet, fich fehr 
vereinfachte; doch wirb hiervon gleich weiter ımten noch befonders Die 
Rede fein. Was endlich den Gewinn anlangt, fo ift auch in diefem 
legten Punkte das Erfordernis bei der öffentlihen Stadterweiterung 
unfrer NReformftabt viel geringer al3 bei ber privaten. Einmal find 
die Rapitalien, die bei der erjteren in bie Gtadtermweiterung hin⸗ 
eingefteclt werben müſſen, um zum Ziele zu lommen, viel Kleiner, 
und e3 ift fomit auch das Erfordernis an einfacher Kapitalverzinfung ent- 
ſprechend geringer. Zum andren aber könnte der eigentliche Gewinn, ber 
über die landesübliche Zerzinfung für Leihlapital Hinausgeht, hier, 
wenn die Gemeinde fonft will, zum großen Teile wegfallen, da ja Die 
Stabtermweiterung nicht wie eine Privatunternehmung um des Gewinnes 
willen betrieben würde, fondern vom Standpunkte des öffentlichen 
Nutzens aus. Der Gewinn Lönnte aljo infoweit in Form niedrigerer 
Preiſe den Konfumenten zugute kommen. Diefer Geſichtspunkt muß 
befonder3 wichtig fein für diejenigen, die annehmen, daß die Gewinne 
ber Terrainunternehmer außerordentlich hoch feien. 

Zum Schluſſe endlich noch die Vertenerung der Bauftellen für 
die endlichen Bauenden durch den Zwiſchenhandel! Auch Diele 
würde, foweit eine folche jeßt vorliegt, bei unfrer öffentlichen Stadt- 
erweiterung fich verringern, denn der Zwiſchenhandel überhaupt würde 
unter ihr zum minbeften jedenfalls erheblich eingefchräntt und im 
übrigen vorausſichtlich vielfach auch in feinen Preisforderungen kon⸗ 
trofliert und begrenzt merden. 

Aufderandren Seite ift all diefen Billigfeitämomenten gegen- 
über nicht abzufehen, daß die öffentliche Stadterweiterung in unſrer 
Reformftadt etwa weſentlich mit Koften verknüpft wäre, die der privaten 
Stadterweiterung durch die Terrainunternehmung nicht erwüchſen, und 
wir Iommen fomit zufammenfaffend zu dem äußerft wichtigen 
Schluffe, daß die öffentliche Stadterweiterung unfrer Re— 
formftadbt die Bauflellen ganz außerordentlih viel 
billiger zu liefern vermödte, al3 es auf der Grundlage 
ber jegt üblihen privaten Stabterweiterung durch bie 
Terainunternehmer, ja auch erheblich billiger, als e3 
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aufder einer reformierten privaten Stadtermweiterung*) 
möglih märe. Und zwar gründet fich dieſe größere Billigleit nicht 
etwa in erjter Linie auf den von ung angenommenen landiwirtichaft- 
fihen Wert der Stabtumgebung, jondern in erfter Linie auf den bem 
Weſen und den Bedürfniffen der Stadtermweiterung fo viel bejjer ent- 
iprechenden Charakter unfrer öffentlich-rechtlichen Stadterwei— 
terung. Denn durch die Behandlung der Stadterweiterung als eines 
öffentlich-rechtlichen Gejchäftes nach den Annahmen für unfre Reform- 
ſtadt werden die Umftände befeitigt, welche bei der privaten Stadterwei⸗ 
terung duch die Terrainunternehmer die Bauftellen notwendig außer- 
ordentlich verteuern: die Ausnutzung innerlich unberedhtigter privater 
monopolähnlicher Stellungen wird unmöglich gemacht, das Riſiko und 
die Zinsverluſte des Gefchäftes werden verringert, Die Vertvaltungs- 
foften erniedrigt, bisher private Gewinne der Allgemeinheit dienftbar 
gemadjt u. dgl. m. Kurz, auch in diefem großen und entjcheidenden 
Punkte der Billigfeit in der Beſchaffung der Bauftellen zeigt fich eine 
gewaltige Überlegenheit ber öffentlichen über Die private Stadterwei⸗ 
terung, zumal in der zurzeit üblichen Art diefer letzteren. 

Am ftärfften wird diefe Überlegenheit in fehr großen Orten 
fein; in Fleinen, mo auch unter der üblichen privaten Stadterweiterung 
die Bauftellen billiger find, ift fie natürlich geringer. 

Wir Haben bisher unfre öffentliche Stabtermweiterung mit der pri- 
vaten duch Terrainunternehmer verglichen. Aber auh wenn 
wir fie mit der duch Bauende vergleichen, d. h. aljo mit Fällen, wo 
die Bauftellen vermittelft Auffchliegung durch Bauende befchafft werden 
(f. oben ©. 180 und 181, ferner ©. 292 bis 295), fällt der Vergleich) 
nicht viel ander? au8 — und zwar auch nicht, wenn wir eine ſtark 
reformierte private Stadtermweiterung heranziehen. Da, wo die Auf 
fchließung durch Bauende in den gleichen Gegenden arbeitet wie die 
Terrainunternehmung, find ihre Koften nad unfren Darlegungen oben 


*) Unter reformierter privater Stabtermweiterung verftehen wir 
hier und bis zum Schluffe dieſes Kapitels eine private Stadterweiterung, bie fich 
bon der gegenwärtig üblichen durch die Erfüllung folgender Forderungen unter- 
ſcheidet: fchnelleres, umfajfenderes und einfachere Enteignungsrecht der Ge- 
meinden betreffend das Land für die Straßen und Plätze felber; volfftändigere 
Abmwälzung der Straßenkoften auf die An⸗ und Umlieger; Umlegungsverfahren ; 
weit größere Straßenbau- und Wuffchließungsfreiheit der einzelnen Gelänbe- 
befiger al3 jegt gegenüber ber Gemeinde uſw.; Zwangsrecht für private Auf⸗ 
Ichließende, unter gewiffen Borausfeßungen die zur Aufichließung ihres Beſitzes 
nötigen Verbindungsſtraßen auch wider ben Willen der betreffenden Befiger 
über fremden Beſitz zu führen. 
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©. 294 nicht viel geringer al3 die der letzteren; in den Heineren Orten 
Dagegen, wo die Aufichließung durch Bauende ja Hauptfächlich zu 
Haufe ift, find diefe Koften ja allerdings erheblich geringer als die ber 
Zerrainunternehmung im allgemeinen, aber nicht fo ſehr wegen ber Auf⸗ 
fhliegung durch die Bauenden al3 wegen des eben ſchon für bie 
Zerrainunternehmung erwähnten Umftandes, daß in Kleineren Orten 
die Bauftellenbeichaffung überhaupt billiger ift. 

Aud der Auffchließung durch Urbefiger gegenüber wird umfre 
öffentlihe Stadtermweiterung viel billiger fein, aber allerdings nur teil- 
weife deshalb, weil ihre Unkoſten geringer find, zum guten Teile da- 
gegen deshalb, weil bei ihr bie Ausnutzung der ftarlen Stellung 
des Bodenbejiges zur Erzielung übertriebner Preife megfiele. 

Über die öffentliche Stabterweiterung unſrer Neformftadt könnte 
nicht nur geringere Preife der Bauflellen den endlichen Bauenden ge» 
währen, jie würde e8 aud tatfählid. An ſich freilich wäre bie 
Gemeinde al3 Auffchließende gewiß ebenfo, ja fogar noch beifer ala bie 
heutige private Stadtermweiterung in der Lage, der Nachfrage außer- 
ordentlich hohe Preife abzupreffen. Aber das mwiderfpräde dem ganzen 
von und angenommenen Sinn und Zweck der öffentlichen Stadtermei- 
terung und würde, nach unfrer Annahme, auch Durch da3 zu fchaffende 
„Stadterweiterungsrecht” mehr oder minder ausgeſchloſſen werden. 

Indes ift mit all diefen Überlegungen und Nachweifen doch erſt 
die eine Geite der Sache erledigt. Es kommt nämlich natürlich nicht 
nur darauf an, dem erften Erwerber der Bauitelle diefe jo billig wie 
möglich zu verjchaffen, jondern auch Darauf, den Vorteil diefer Billigkeit 
auch all den fpäteren Erwerbern und Benugern der Bau- 
ftelle, nachdem diefe bebaut worden ift, zuzumenden und zu erhalten. 
Mit andren Worten: die öffentliche Stadterweiterung in unfrer Reform- 
ſtadt foll nicht nur für das Intereſſe der zufälligen erften Erwerber der 
Bauitellen arbeiten, jondern für ben ganzen weiten, in eine ferne Zukunft 
ſich erftredenden Kreis der endlichen Konfumenten der Baultellen, 
namentlich aud) der vielen aufeinander folgenden Mietergenerationen, 
welche die auf den glücklich billig beichafften Bauſtellen errichteten 
Häufer im Laufe der Zeiten benugen werden. Das Biel läßt fich ohne 
gar zu große Mühe ja auch noch etwas näher bezeichnen. Seht, 
unter der gegenwärtigen privaten Stabterweiterung, ftedt in den Miet- 
werten ber Wohnungen und Geſchäftsräume im allgemeinen natürlich 
ein großer Aufichlag, der durch die unjinnige, durch die private Stadt- 
erweiterung herbeigeführte Verteuerung der Bauftellen bedingt ift. Dieſer 
Aufſchlag foll in unfrer Reformſtadt, mindeftenz für die neu zur Ent- 
ftehung fommenden Stadtviertel, vermieden, von diejer Laſt ſoll die Be- 
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pölferung dauernd befreit werben. Freilich ift damit nicht gejagt, daß 
bem Boden in den neu zur Bebauung kommenden Bierteln in allen 
Zeilen für immer nur der geringe Wert zugemeſſen werben foll, den er 
unter unfrer-öffentlicden Stadtermweiterung als Bauftelle Hatte So— 
weit er mit der Zeit tatjächlich einen Höheren inneren Wert erlangt, 
weil er jozufagen eine höhere Produktivität, eine größere Nutzlichkeit 
gewinnt und zugleich doch der Nachfrage gegenüber nur in beichränt- 
tem Umfange vorhanden ift, müßte dieſen Berhältniffen natürlich auch 
in unſrer NReformitadt durch höhere Bemeffung der Mietwerte ber 
betreffenden Wohnungen und Gefchäftgräume Rechnung getragen werden. 
Aber ſoweit nicht die Berechtigung folder Urfachen vorliegt und wirkt, 
foll in den Mietwerten und Mietpreifen der Wohnungen und Geſchäfts⸗ 
räume für den Boden dauernd nur ein Entgelt fteden, da3 dem geringen 
urſprünglichen Bauftellenpreife entjpricht. Das muß das Biel fein, und 
wenn es erreicht würde, jo wäre ber Vorteil der durch unjre öffentliche 
Stabterweiterung ermöglichten Billigkeit dauernd auch der großen Maffe 
der endlichen Konjumenten der Bauftellen zugewandt. 

Es ift aber nicht ſchwer zu begreifen, daß auch in dieſem Betrachte 
die öffentliche Stabterweiterung unſrer Neformftadt der privaten weit 
überlegen fein würde, allerbingd mehr der jet üblichen ala einer 
wefentlich reformierten. Einmal wäre doch für die Dauernde angemeſſne 
Niedrighaltung ber Werte der aus der Hand gegebnen und bebauten Bau⸗ 
ftellen von größter Wichtigkeit, immer wieder eine umfaſſende Kon- 
furrenz billiger Bauftellen an der Peripherie zu entfalten. Das aber 
täte unsre öffentliche Stabtermweiterung, während bei der jegt üblichen 
privaten beftenfall3 einmal zufällig billige Bauftellen draußen auf ben 
Markt kommen. Beffer freilich ftände e3 in diefer Beziehung mit einer 
weſentlich reformierten privaten Stadterweiterung, aber immer noch 
bei weitem nicht jo gut wie bei ber öffentlichen unfrer Reformſtadt. 
Dann aber würde ja bei diefer legteren nach unfrer Annahme faft das 
ganze zur Auffchliegung kommende Gelände von der Gemeinde aufge- 
ſchloſſen werden, und diefe wäre Danach fehr wohl in der Lage, Maß- 
regeln zu treffen, um die Feſtſetzung der Mieten und die Bewertung 
des Bodens dauernd zu beeinfluffen und fo zu verhlten, daß der großen 
Maſſe der endlihen Konfumenten ber orteil des billigeren Bodens 
duch Zwiſchenhändler, Hausbefiger oder Häuſerſpekulanten entzogen 
würde. Zunächſt würbe wohl fchon der Zwiſchenhandel mit den unbe» 
bauten Bauftellen minbeftens fehr ſtark eingefchräntt werden. Zur Be⸗ 
bauung ausgegeben werden würden die Bauftellen aber wohl zum guten 
Teile in Rechtsformen und unter Bedingungen und mit Maufeln, welche 
der Gemeinde den eben erwähnten Einfluß ficherten (Erbbaurecht, 
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Wiederlaufsreht, Eigenbau ber Gemeinde, Anteilnahme der All⸗ 
gemeinheit an den Wertfteigerungen ufw.). Bei der privaten Stadt- 
erweiterung Dagegen, auch bei einer reformierten, fiele natürlich eine 
derartige Beeinflufffung meg. 

Im übrigen wäre biefe doppelte Überlegenheit der öffentlichen 
Stadterweiterung unfrer Reformſtadt vorhanden, auch wenn man für 
die nächfle umgebende Bone nicht den Tandwirtichaftlihen Wert annimmt, 
den wir angenommen haben, fondern wenn man davon audgeht, baß 
Diefe Bone Hohe Werte hat und daß diefe Werte und bie einmal ge- 
worbnen Werte überhaupt auch in unfrer Reformſtadt bei ber Ent⸗ 
eignung zu refpeltieren find. 

Ob das angeftrebte Biel tatfählich in vollem Umfange erreicht 
werden würde, iſt freilih auch für die öffentliche Stabterweiterung 
unfrer Reformftadt immerhin zweifelhaft. Gar zu meit Tann man 
in ben Rechts⸗ und Verfügungsbefchränkungen ben Hausinhabern gegen- 
über in unfrer Zeit des freien Rechtsverkehrs doch ſchließlich nicht gehen. 
Aber um ein tüchtiges Stüd wird man fich dem getvlinfchten Biele 
doch auf alle Fälle nähern Tönnen, unb die wirklihe Entfcheibung 
in dieſer Angelegenheit wird wohl nicht fo fehr die Theorie, wie bie 
Praris zu geben vermögen, Darum heißt es auch hier: Probieren geht 
über Studieren! 

Bufammenfaffend ftellen wir nad) bem alen feſt, daß bie 
öffentlihe Stadterweiterung in unfrer Neformftadt auch im Punkte 
Billigfeit ihrer Leiftungen der privaten überlegen ift, und zwar in einem 
ganz außerorbentlid) hohen Grade und nicht nur für den jeweiligen 
Anfang und bie erften Erwerber, fondern aud für die Dauer und für 
bie große Maffe ber endlichen Konfumenten. Gegenüber einer mejent- 
lich reformierten privaten Stabtermweiterung twürden dieſe Behauptungen 
allerdings nur in abgeſchwächtem Grade gelten; in volliter Schärfe 
Dagegen gelten fie gegenüber ber zurzeit üblichen privaten Stadter- 
meiterung. 


d) Enziale Wirkfamkeit der Stadterweiterung. 

Der foziale Gefichtäpuntt in ber Stadterweiterung ift eigentlich 
fein felbfländiger: bei allen Zielen und Maßregeln der Stadterwei⸗ 
terung ſollen foziale Gedanken vollgültig mit ind Auge gefaßt und 
verwirklicht werben. Und da darf man wohl annehmen, baß die öffentliche 
Stabterweiterung unſrer Reformftabt ber privaten — der jegt üblichen 
wie einer reformierten*) — im allgemeinen auch in diefer Beziehung 


*) fiber ben Begriff der reformierten privaten Stabterweiterung fiehe“ 
Ceite 840 Anmerkung. 
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durchaus überlegen fein würde. Die Stadtermweiterung ift ein Gebiet, 
wo die Gelbithilfe der Bevölkerung nur wenig auszurichten vermag, 
und auch das Prinzip der Konkurrenz verjagt hier, wie wir gejehen 
haben, in weitem Umfange; fomit müffen die jozialen Geſichtspunkte 
vor allem durch öffentliches Eingreifen zur Geltung gebracht werden. 
Se Traftpoller und ungehinderter dieſes vor ſich gehen kann, deito 
beſſer können auch, darf man annehmen, die fozialen Intereſſen wahr- 
genommen werben, und Hieraus ergibt jich Dann ohne weiteres mindeſtens 
eine viel größere Möglichkeit für unjre öffentliche Stabterweiterung, 
in fozialer Beziehung etwas zu leiften al3 für Die private. Aber außer 
diefer allgemeinen Betrachtung möchten wir doch noch einen ganz furzen 
Hinweis auf ein paar befondre Punkte geben, an denen die Überlegen- 
heit der Stabterweiterung in unſrer Reformftadt in jozialer Hinficht 
bejonder8 ins Auge [pringt. 

ALS ein fehr unfoziales Gebilde Tann man, wenigſtens in weiten 
Umfange, die Mietlaferne bezeichnen. Sie beraubt die große Maſſe 
der ärmeren Bevölferung der Möglichkeit eines eignen Heinen Eigen- 
tums und Stellt eine verhältnismäßig fehr Heine Zahl von Haus» und 
Grundeigentümern der Maffe der Befitlofen gegenüber; fie vermehrt 
die Neibungsflähen der Angehörigen der ärmeren Klaſſen unterein- 
ander unb bildet einen ftarfen Anreiz zu Preistreibereien. U.dgl. m. 
Run: dieſe Mietlaferne könnte unter der öffentlichen Stadterweiterung 
unfrer Reformftadt in weitem Umfange zum Verſchwinden ‘gebracht. 
werden, während fie bei der privaten Stadterweiterung ebenſo in 
weiten Umfange eine faum zu vermeibende Begleiterfeheinung bildet. 

Unfozial in höchftem Grade ift auch ber meitgehende Abſchluß 
bon ber Natur, ben insbefondre unfre jegt übliche private Stadt- 
erweiterung in unfren größeren Städten durch ihre hohen Bodenpreife, Die 
Unmöglihmahung geräumiger Gärten und Höfe, die Erſchwerung großer 
Öffentlicher Anlagen uſw. für die ärmeren Klaffen mit ſich bringt. Wir 
können nicht alle reich fein, aber wir follten doch möglichit alle und mög» 
Iihft immer einen ungehinderten Teichten Zugang zu den Gütern und 
Segnungen ber Natur haben: zuLicht und Luft, zu Baum und Straud), 
zu Sommertraum und Winterglanz. Die öffentliche Stadterweiterung 
unfrer Reformftadt vermöchte aber infolge der viel größeren Billigfeit 
des Bodens im Stadterweiterungsgebiete und infolge der flärferen 
Betonung der Geſichtspunkte der öffentlichen Gefundheit und der Wah- 
rung der Zulunftsintereffen diefe grundlegende Bedingung ber Wohl- 
fahrt des Einzelnen auch für die große Maſſe der ärmeren Maffen 
viel beſſer zu wahren als die jetzt übliche private, ja auch immer nod) 
erheblich beffer al3 eine reformierte private Stadtermweiterung. 
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Endlich aber fei noch auf den Punkt der Bermögend- und 
Einkommensverteilung ſchon hier aufmerffam gemadjt, von dem 
im nächſten Kapitel etwas ausführlicher die Rede ift. Sozial ift es 
doch jedenfalls, die Schroffheit der Linterfchiede in der Vermögens⸗ 
und Einfommensverteilung abzumildern und namentlich die Neuent- 
ftehung jolcher Neichtümer zu verhindern, die den betreffenden Eigen- 
tümern wirflih in hohem Grade ohne Arbeit und Verdienft zufalfen, 
während fie zugleich in vollem Umfange von der Mafje der einheimischen 
Bevölkerung aufgebracht werden müſſen. Das iſt aber bei den Boden- 
gewinnen unter der privaten Stadterweiterung großenteil3 ber Fall. 
Die Öffentliche Stadtermweiterung unjter Neformftadt dagegen würde 
nit nur diefe Laften ber großen Maffe der Bevölkerung vermeiden, 
fondern Dadurch zugleich auch der Entſtehung foldjer arbeits- und ver- 
dienitlofer Reichtümer vorbeugen und jo eine der Hauptquellen der über- 
trieben fozialen Ungleichheit verftopfen. 


e) Größere Einfachheit in der Durdführung der Stadterweiterung, insbefondre 
bei den jest ſchon üblichen öffenttihen Maßregeln. 


Als letzte Forderung endlich an die Stadterweiterung haben wir 
oben in Abſchnitt 2 dieſes Kapitel3 die aufgeftellt, daß der Prozeß 
der Stabtermweiterung felber fo glatt und einfach wie möglich fich ge— 
ftalte. Hier handelt e3 jich aljo nicht um den Gegenftand, um die Er- 
gebnifje der Stadtermweiterung, jondern um den Vorgang ihrer Durd- 
führung felber. Die eben aufgeftellte Forderung rechtfertigt ſich nament- 
lich unter dem Geſichtspunkte, daß durch ihre Verwirklichung Die 
Billigfeit der Bauftellen gefördert und Die Gemeindefinanzen vor 
unnötigen Belaftungen bewahrt werden. &3 kann nun wohl ala eines 
eingehenderen Beweiſes nicht mehr bebürftig bezeichnet werden, daß die 
öffentlide Stadterweiterung unfrer NReformitadt, ſelbſt wenn mir 
von der Vorausſetzung landwirtſchaftlichen Wertes der nächſten um⸗ 
gebenden Bone abfehen, der zurzeit üblichen privaten Stadtermweiterung 
und auch einer reformierten privaten Stadterweiterung in Diejer 
Beziehung weit überlegen wäre. Die Einheitlichfeit ihrer Verwal⸗ 
tung und die ihr zu Gebote ftehenden durchgreifenden Zwangsmittel 
rechtfertigen diefe Behauptung. Im übrigen haben wir ja auch in bem 
Abſchnitte über die größere Billigfeit der öffentlichen Stadtermweiterung 
an verjchiednen Punkten gefehen, daß die größere Einfachheit des Durch⸗ 
führungsvorganges unfrer öffentlichen Stadtermweiterung zu Erjparnifjen 
zuguniten eines niedrigeren Bauftellenpreifes führen würde. Wir denken 
da insbeſondre an den Punkt Verwaltungskoſten, aber auch) an die 
weiteren des Binsverluftes und des Gewinnes. 

Aber ein Punkt bleibt bei dieſer ganzen Sache boch noch näher 
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zu beleuchten, nämlich; ber, daß auch die jest ſchon in ber Stadt- 
erweiterung ausgeübte öffentliche Tätigkeit fich unter den Berhältniffen 
unſrer Reformftadt weſentlich einfacher und weniger fchivierig geftalten 
würde — ein Umftand, der bejonder3 für unfre Bürgermeifter umb 
fonftigen Stadtgewaltigen von Intereſſe fein muß. Daß dieſe Tätigkeit 
jet nur unter den größten Reibungen und Schwierigkeiten vor ſich geht, 
darauf haben wir ſchon mehrfach Hingemwiefen. Man vergleiche unfre 
Schilderungen oben Geite 89 und 90 und hier in diefem Sapitel 
unter 4b. Auch glauben wir, daß die Männer der Praris und bag 
voll beftätigen werben. Diefe Schwierigkeiten find ja auch ganz er- 
Härlih. Die Aufgabe ver Gemeinden ift e3, das fo vielgeftaltige und 
pielartige öffentliche Sntereffe in der Stadterweiterung wahrzunehmen, 
diefem Intereſſe aber wiberftreiten Die Intereſſen der zahlreichen ver- 
ſchiednen Privatbefißer ded Stadtermweiterungsgebietez, die einen mög- 
lihit großen Gewinn aus ihrem Lande herausichlagen wollen. Man kann 
nun aber nicht fagen, daß Geſetzgebung, Rechtſprechung und Verwaltung 
dem öffentlichen Intereſſe hier gebührend zu Hilfe fämen, vielmehr 
erfreuen fich die Privatbefiger im allgemeinen einer fehr weitgetriebnen 
und zarten Schonung und Rüdfihtnahme, und die Gemeinden find, wie 
wir gejehen haben, nur jehr unvolllommen mit Zwangsmitteln ausge» 
rüftet. Aus diefer ganzen Lage ergeben ſich ganz jelbftverjtändlich 
die größten Schwierigkeiten für die Gemeinden, mag es fi) nun um Die 
Teitfegung eines Bebauungsplanes oder um die tatſächliche Durch⸗ 
führung feiner Straßen, um bie Verhütung vorzeitiger Aufſchließung 
oder um die Dedung von Straßenkoften, um die richtige Verwertung 
eignen kommunalen Grundbefiges oder um fonftige Dinge auf dieſem 
Felde handeln. 

Ganz anders aber fände das hei ber öffentlichen Stadterweiterung 
unſrer Reformftadt. Hier herrfchte, im Grundſatz wenigſtens, einheit- 
ih und anerlannt die Anſchauung, daß es für die Stadterweiterung 
nur einen wirflid leitenden Geſichtspunkt geben Tann, nämlich ben 
des öffentlichen Wohles, und daß alle Privatintereffen und »borteile 
ihm gegenüber zurüdgutreten haben. Und die dieſem Grundfage ent- 
Tprechende einheitliche Geſtaltung des Rechts und der Verwaltung, 
die wir ja oben für unſre Reformſtadt ſtizziert Haben, würde 
ber Gemeinde auch die Aufgaben, die fie ſchon jebt auf fich genommen 
hat, außerordentlich erleichtern. Nehmen wir 3. B. Bauordnung und 
Bebauungsplan! Hier ftieße Die Feftfegung weiträumiger Baumeife, Die 
Beflimmung großer Flächen zu öffentlichen Anlagen uſw. nicht mehr 
wie heute auf den wütenden Widerftand der betroffnen Grundbeſitzer, 
denn dieſe erhielten ja in allen Fällen, einerlei wie ihr Gelände verwertet 
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würde, nur ben landwirtichaftlichen Wert besfelben zuzüglich allenfalls 
einer mäßigen Ertraentichädigung (j. oben ©. 321), deren Höhe 
aber ſchon von vornherein ziemlich feftftände. Ebenſo böte auch bie 
tatfächliche Durchführung der Straßen feine Schwierigkeiten, denn ber 
etwaige Widerftand der Grundeigentümer wäre mit Hilfe des fchon 
oben Seite 321 erwähnten vereinfachten und fchnellen Enteignungs- 
verfahren Leicht zu brechen. Die Dedung der Straßentoften, bie jebt 
jo viel Mühe und Streit verurfacht, regelte ſich dann gleichfalls höchſt 
einfah. Da fo ziemlich alles Land, das zur Aufſchließung käme, vor- 
her in den Befig der Gemeinde überginge unb von dieſer aufgefchloffen 
würde, jo würden die Straßenkoften einfach mit den Berlaufspreifen der 
Bauftellen zufammen von der Gemeinde wieder eingezogen. Und fo 
ginge e3 weiter! Allerdings würden ja auch wieder neue, Diefem Syftem 
ber Stabterweiterung eigentümliche Schwierigkeiten entftehen, allein 
diefe lägen in der Hauptfahe doch nicht auf dem hier erörterten 
ZTätigkeitöfelde der Gemeinde, fondern auf dem Gebiete derjenigen Aufe 
gaben, die ihr mit diefem Syfteme neu zufielen. 

Wir können e3 uns nicht verfagen, als Sluftration für unfre 
Pehauptungen hier noch zwei Stellen über Stuttgart aus bem 
ſchon oben Seite 332 ff.- angeführten Buche von Füffenhäufer 
heranzuziehen. In direktem Anjchluffe an die dort abgedrudte Stelle 
Heißt es da auf Ceite 26 mit Bezug auf die Schaffung von 
Straßen: 


„In Ermangelung einer gejeglihen Handhabe muß ber Bertreter der 
Stabt, welcher die Verhandlungen führt, die Grunbbefiger auf jede erlaubte 
Weiſe zu bearbeiten ſuchen und auf jeden Eigentümer, fo wie es feine In⸗ 
bivibualität erfordert, mit der ganzen Macht feiner Beredſamleit einwirken. 
Bald erreicht er fein Ziel durch eine mit feiner Beredſamkeit verbundene, ihm 
aber vielleicht nicht angeborene Freundlichkeit; bald duch einen Appell an den 
befannten Wohltätigleitzfinn des Bauplapbefigerd, im Intereſſe der „Allgemein 
heit” Opfer zu bringen; bald durch eine gewandte Darftellung einer ganzen Reihe 
von Vorteilen, melde die Straßeneröffnung dem Beteiligten bringen werde; 
bald durch Inausſichtſtellung von Konzeſſionen bei anderen zufällig anhängigen 
Ungelegenheiten; bald durch das Verſprechen der Aufhebung von Bauverboten; 
bald durch Andeutungen, daß die Stabt bei paffender Gelegenheit das Recht 
der Wiebervergeltung in Anwendung bringen könnte uſw. In jehr zahlreichen 
Fällen verfagt aber jedes Mittel, und ed muß die Stadt, wenn fie nicht Die 
bereit3 entftanbenen Koften, Mühe und Verdruß umfonft aufgewendet haben will, 
fi mit dem begnügen, was geboten wird. In den Sitzungen wird dann das 
Ergebnis der Verhandlungen ala ein „befriebigendes’ bezeichnet. Kann das 
Ergebnis nicht ala ein befriedigendes bezeichnet werben, weil einer ober zwei 
Grundbeſitzer fih überhaupt geweigert haben, das zur Straße erforderliche Areal 
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abzutreten oder einen ganz au hergewöhnlich hohen Preis für dieſes verlangt 
haben, ſo wird bei dem K. Miniſterium des Innern der Antrag auf Einleitung 
des Zwangsenteignungsverfahrens geſtellt. ...“ 


Was für ein klägliches Bild von den Schwierigkeiten und der hilfloſen 
Stellung deutſcher Gemeinden in oer Stadterweiterung derzeit entrollt 
dieſe Schilderung, ſelbſt wenn wir uns gegenwärtig halten, daß Stutt- 
gart mit Zwangsrechten auf dieſem Gebiete anſcheinend noch über den 
Durchſchnitt der deutſchen Städte hinaus ſchlecht ausgeſtattet iſt! (©. 
oben S. 332.) 

Füſſenhäuſer hat nun am Eingange ſeines Buches für Stuttgart 
ein Reformprogramm aufgeſtellt (S. 9 bis 12). Es läuft in den Teilen, 
die uns hier intereſſieren, im weſentlichen hinaus auf folgende Maß—⸗ 
regeln: Aufſtellung eines umfaſſenden Bebauungsplanes, Enteignungs⸗ 
recht der Gemeinde für jede in den genehmigten Bebauungsplan aufge⸗ 
nommene Straße, und zwar mittelſt eines weſentlich vereinfachten 
und beſchleunigten Verfahrens, Heranziehung der Straßenanlieger zu 
den vollen Straßenanlagekoſten nach feſten, möglichſt einheitlichen Sätzen 
und Verzinſung desjenigen Teiles der Koſten, der nicht ſogleich an die 
Gemeinde bezahlt wird, mit 4% an die Gemeinde; Recht der Straßen⸗ 
anlieger, unter gewijfen Vorausfegungen den Straßenausbau zu ver⸗ 
langen, Umlegung- und Grenzänderungsverfahren, um zweckmäßige Baus 
pläge zu jchaffen, Maßregeln gegen das Zurüdhalten der Bauftellen 
und Belteuerung des unverdienten Wertzuwachſes. Dieſe Borfchläge 
an ſich, die ja da und dort zum Teil ſchon rechtens find, interefjieren 
hier weniger al? die Wirkung, welche Füſſenhäuſer von ihnen für bie 
Erleichterung der Gemeindetätigfeit erwartet. Er jagt in diefer Be- 
ziehung auf Seite 135 feiner Schrift folgendes: 


„Es ift unmöglich, die Wirkungen bed aufgeftellten Löſungsprogramms 
zum voraus in ficherer oder auch nur einigermaßen ficherer Weiſe abzuſchätzen, 
da ja die Zukunft ein jedermann verfchloffenes Feld ift. Verſetzt ſich aber der 
Verfaſſer diejer Schrift in die Vergangenheit zurüd und macht ſich eine Vor⸗ 
ftellung davon, wie die Entwidlung ber Berhältniffe in der Vergangenheit ſich 
geftaltet hätte, wenn fie auf der vorgefchlagenen Rechtsgrundlage und auf dem 
bezeichneten Verwaltungsſyſtem vor fich gegangen wäre, fo fommt er in bezug 
auf die Entwidlung der Verbältniffe, wie fie fich in der Zukunft geftalten würde, 
zu folgender Anfchauung: 

In erfter Linie ift hervorzuheben, daß die Vorfchläge, welche ſich auf die 
Art und Weife ber Straßeneröffnungen und auf bie Heranziehung der Grund» 
befiger zur Dedung des Aufwandes für die Grunderwerbungen und für bie 
Anlage der Straßen ſowie auf die Berechnung der Erfagforderungen ber 
Stabt beziehen, eine fo mwejentlihe Vereinfachung ber Verwaltung bedeuten 
würden, daß mit dem britten Teil des Perſonals mehr ald Das 
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Doppelte als feither geleitet werben könnte. (Sperrung durch ung!) 
E3 würde foviel an Gehältern der Beamten jedes Jahr gefpart werben, daß 
die Erſparnis allein ſchon ausreichen würde, die Koften einer Straßenanlage 
zu deden. Bis unter den derzeitigen Berhältniffen oft nur einige Straßenplap- 
abtretungsverträge, die manchmal eine Reihe der Entwidlung der Stadt hinder- 
fie Bedingungen enthalten, von etwa breißig für die betreffende Straße 
nötigen Verträgen zuftande kommen, könnten auf dem vorgeichlagenen Er⸗ 
öffnungsſyſtem die Grunderwerbungen zu einer ganzen Straße vollzogen fein, 
ohne daß der eine Beliger die Möglichkeit Hätte, fi auf Koften der anderen 
Beteiligten zu bereichern und außerdem noch die Allgemeinheit ſchwer zu 
Ihädigen. Das Beamtenperfonal könnte feine Tätigkeit auch auf die Neu 
geftaltung der Grundftüde in baugerechte Formen, alfo auf die Anderung der 
Grenzen an Grundftücden und auf die Zufammenlegung und Neueinteilung der 
Grundftüde, Tonzentrieren. — — —“ 

Nun fteht ja Stuttgart eben, wie ſchon erwähnt, offenbar unter 
befonders ungünftigen Werhältniffen, was die Gemeindetätigfeit in 
der Stadtermweiterung anlangt, aber ein großer Teil der Maßregeln, 
die Füffenhäufer fordert, wäre doch aud) in den deutſchen Städten im 
allgemeinen erft noch einzuführen. Im übrigen liegen jeine Maßregeln in 
der Richtung, bie Stadterweiterung in höherem Grade als ein öffentlich“ 
rechtliche Geſchäft zu behandeln, und infofern bilden feine eben ange— 
zognen Außerungen auch einen Beleg für unfre Anfchauung, daß bie 
öffentliche Stadterweiterung die jegige Tätigleit der Gemeinde auf 
diefem Gebiete außerordentlich vereinfachen und damit auch verbilligen 
würde. Andrerſeits ift freilich nicht zu beftreiten, daß auch ſchon eine 
reformierte private Stadterweiterung an und für ſich (ſ. oben ©. 340, 
Anmerkung) gerade auf biefem Felde der Vereinfachung der jeßt bereits 
üblichen öffentlihen Maßregeln recht Beträchtliches zu leiften ver— 
möchte. 

f) Gefamturteil. 
Durchführbarkeit der öffentlichen Stadterweiterung. 

Wir haben vorftehend den Feind aus einer Stellung in die andre 
verfolgt bis in bie legte, und nun beherrſchen wir feine Gejamtpofition 
und können auf Grund unfrer Darlegungen mit Zug und Recht be- 
haupten: die öffentliche Stabtermeiterung iſt der privaten weit über- 
legen. Während die private mit Notwendigkeit zu mehr oder minder 
ſchlechten Ergebniffen führt, laſſen ſich von der öffentlichen ausgezeichnete 
Ergebniffe erwarten. Der Beweis, um den e3 fih in dieſem 
Kapitel gehandelt Hat, ift alſo erbradt: die Stadter- 
weiterung ift von Natur ein öffentlich-rechtliches Ge— 
Ihäft, Art und Charakter ihrer Aufgaben verlangen Löfung in 
erfter Linie buch die Tätigkeit der öffentliden Gemwalten und 
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durch Unterftellung unter vom Geſichtspunkte bed öffentlichen 
Wohles diktierte Sätze des öffentlichen Rechtes, nicht aber Be- 
handlung überwiegend ala Gegenftand des privaten Gejchäftslebend und 
des Privatrechtes. Und die fo außerordentlich trüben Erfahrungen in 
der Stabdtermeiterung, die wir gemacht, und die ſchweren Mißſtände, 
die wir auf diefem Gebiete in diefem ganzen Buche feitgeitellt haben 
bzw. noch feftftellen werden, Tinb in erfter Linie Darauf zurüdzuführen, 
daß mir die Öffentlicherechtliche Natur der Stadterweiterung gröblich 
verfannt und ben privaten Gewinn⸗ und Geichäftsintereffen Hier ein 
Feld ausgeliefert Haben, auf das fie nicht gehören und wo fie das 
größte Unheil anrichten müffen. Sm übrigen ift diefe Überlegenheit 
der öffentlichen Stadterweiterung natürlih am ftärfiten, wenn wir 
die Zuftände unfrer Reformftadt ungejchwächt gegenüberftellen denen der 
zurzeit üblichen privaten Stadterweiterung. Nehmen wir Dagegen für Die 
nächite umgebende Zone unfrer Reformſtadt feinen landwirtſchaftlichen 
Wert, fondern bie üblichen hochgetriebnen Werte unfrer mittleren oder 
großen Städte an, zugleich aber Feitlegung Diefer Werte und derjenigen 
de3 weiter hinaus gelegnen Landes mit Hilfe einer „Stadterweiterungd«- 
tare” und Recht der Gemeinde, zu den fo fejtgeftellten Säßen (zuzüglich 
etwa 3% Jahreszinſen) jederzeit zu enteignen, jo ſchwächt fich biefe 
Überlegenheit ab, ift aber immer noch in fehr hohem Grabe vor- 
handen. Einen ftärferen Stoß hingegen erleidet fie, wenn wir Der 
öffentlichen Stadtermweiterung unſrer Neformftadt nicht Die jetzt übliche, 
jondern die fhon mehrfach erwähnte reformierte private Stadtermei- 
terung gegenüberftellen und vollends, wenn wir Dabei zugleich für die 
öffentliche Stadterweiterung wiederum die eben gemachten Annahmen 
betreffend die Werte der nächften umgebenden Zone ufw. zugrunde legen. 
Trotz allem bleibt aber jelbjt in diefem ungünftigften Falle doch noch 
eine große Überlegenheit der öffentlichen Stabterweiterung beftehen. 

Aber freilich ift num noch ein andre Bedenfen zu erörtern. 
Wir haben unfre Feftitellungen gemacht unter ber ftillfchweigenden Vor⸗ 
ausfegung, daß bag, was wir Die öffentliche Stabtermweiterung nennen, 
in leiftungsfähiger Weife burhführbar tft, daß alfo in dem Tonfreten 
Falle unfrer Reformitadt die Gemeinde imftande ift, einen befriedigend 
arbeitenden öffentlichen Apparat zur Erledigung der Stabtermweiterung 
auszubilden. Aber trifft dieſe Vorausfegung zu? Iſt ein folder Apparat 
möglich, und ergeben jich aus feinem Charakter und Wirffamkeit nicht 
vielleicht andrerfeit3 wieder eigentümliche Nachteile und Schivierig- 
feiten dieſes Stadterweiterungsſyſtems, welche die bisher aufgezeigten 
Borteile wieder wettmachen? Auf dieſe Frage müffen mir nun 
noch kurz eingehen. 
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Die gegenwärtige Stadterweiterung febt fich, wie wir im 6. Kapitel 
gejehen Haben, aus öffentlicher und aus privater Tätigkeit zufammen. 
Daß die eritere bei der öffentlichen Stadterweiterung in unfrer Reform⸗ 
ftadt fogar ſehr viel leichter und glatter vor ſich gehen würde, haben 
wie hier in Abſchnitt e nachgemwiefen, und es leuchtet eigentlich auch 
ohne weiteres ein. Im großen und ganzen gilt Dad auch, wenn wir 
bei unſrer öffentlichen Stadterweiterung für bie nächſte umgebende 
Bone nit Tandwirtichaftliche, fondern gewöhnliche Werte annehmen, 
zugleich aber das ſchon oben in diefem Abſchnitt angedeutete Wert⸗ 
feftftellungöverfahren verbunden mit Enteignungsrecht; und ebenfo ftellt 
ſich die jegige Öffentliche Tätigleit in der Stadterweiterung bei öffent 
licher Stadtermweiterung, einerlei ob mit oder ohne landwirtſchaft⸗ 
lihen Wert der nächiten umgebenden Bone, auch al3 glatter und 
einfacher heraus al3 bei einer reformierten privaten Stabterweiterung. 
Was die private Tätigfeit anlangt, jo frheint uns, daß das Bufammen- 
bringen de3 für die Aufichließung nötigen Landes, die Mitwirkung an 
Bebauungsplan und Bauordnung, ſoweit jie von Privaten ausgeht, 
die Befreiung des Geländes von Hypotheken u. dgl., die Zergliederung 
des Geländes in Bauftellen und vor allem die ganze Tätigkeit ber 
Privaten jegt zur Herbeiführung des Straßenbaue3 ohne weientliche 
Schwierigkeiten durch die Tätigleit Der Gemeinde erjegt werden könnten. 
Erſcheint private Mitwirkung bejonder3 wünſchenswert, fo ließe fie fich 
ja am Ende auch durch zu wählende Ausſchüſſe u. dgl. erzielen. Und 
diefe Behauptungen gelten wiederum auch, wenn wir für unjre Reform⸗ 
ftadt von dem landwirtſchaftlichen Werte der nächften umgebenden Zone 
abjehen, und ebenfo, wenn wir, einerlei, ob mit oder ohne landwirtfchaft- 
lichen Wert diefer Zone, die öffentliche Stadterweiterung unfrer Reform⸗ 
ſtadt gegenüberftellen nicht der gegenwärtig üblichen, jondern einer 
reformierten privaten Stadtermweiterung. 

Gewiſſe Bedenken mag dagegen der Punkt erregen, ob die Tätig- 
feit der Gemeinde in unfrer Neformftadt auch die private Initiative 
zur Anlegung neuer Viertel uſw. zu erjegen vermöchte. Es ijt doc 
nicht zu leugnen, daß wir diefer Initiative auch viel Gutes verdanken, 
manchen blühenden und gefunden Vorort, jo manche wichtige Verkehrs⸗ 
verbejjerung, manche Schöpfung im Intereſſe der öffentlichen Gefundpeit. 
Überhaupt ift das private Gewinnintereffe am Boden neben allen 
Schäden, bie e8 herbeiführt, doch auch ein wirkungsvoller Hebel der 
Entwidlung zum Guten, insbeſondre foweit bie Koiten Davon nicht auf 
die betreffende Gewinnſtelle, fondern auf andre Stellen fallen. Aber 
auch unter ber öffentlichen Stadterweiterung unfrer Reformftadt, fcheint 
und, wäre für biefe Dinge doch geforgt. Was die Anlage neuer Biertel 
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und Bororte anlangt, fo darf man doch einigermaßen auch auf bie 
Initiative der Gemeinde vertrauen, um fo mehr, als diefe ja vermutlich 
durch Verkauf der Bauftellen zu höheren Preiſen als den Selbftloften 
auch direkt finanziell an dem Aufblühen neuer Quartiere interefliert 
werden könnte. Auch würde die gemeindliche Initiative ergänzt werden 
durch die des Baugewerbes und auch durch die größerer gemeinnüßiger 
Unternehmungen, denn e3 ift anzumehmen, daß die Billigfeit des Boden 
und bie Leichtigkeit, große zufammenhängende Flächen davon zu er. 
langen, unter bem Syſtem der öffentlichen Stadterweiterung auf Die 
Initiative diefer Stellen fehr fördernd einwirken mitrden. Endlich ver- 
weifen wir wieder auf das „Stadterweiterungsrecht”, das eine not- 
wendige Ergänzung unſrer öffentlichen Stadterweiterung märe und 
da3 innerhalb gewiſſer Grenzen die Gemeinde verpflichten würde, 
jedem nachweislich Bauluftigen und Baufähigen eine Bauftelle zu über 
geben, Zahlung eines angemeſſnen Preije8 natürlich vorausgeſetzt. 
Außerdem fällt fehr ftarf in die Wagfchale, daß ein Hauptftüd des 
Nubens, den jebt öfters die private Ynitiative fchafft, indem fie durch 
neue Vororte billige und meiträumige Quartiere mit Garten- und 
Naturgenuß bereitftellt, duch unfre öffentliche Stadterweiterung 
vorausſichtlich ohnedies allgemein und gründlich geleiftet werden 
mwürbe. 

Stellen wir und dor, daß in unfrer Reformftadt die nächſte 
umgebende Bone feine landwirtichaftlihen, fondern die gewöhnlichen 
Werte habe, dafür aber das in dieſem Abſchnitt f fchon mehrfad 
erwähnte Wertfeftlegungsverfahren uſw. ftattfinde, jo werden wir viel 
eher noch eine vermehrte Snitiative der Gemeinde ufw. zur Anlegung 
neuer Vororte u. dgl. draußen, auf billigerem Gelände haben. Dagegen 
kann man allerdings zweifelhaft fein, ob die hier in Rede ftehende 
Initiative in unfrer Neformftadt, einerlei, ob mit oder ohne landwirt⸗ 
Ichaftlichen Wert der nächften umgebenden Zone, da3 Maß von JInitiative 
erreichen würde, das fich für die reformierte private Stadtertweiterung 
annehmen läßt. Immerhin vermag auch eine foldhe Annahme, wenn 
wir fie für richtig halten, doch bie Überlegenheit der Öffentlichen Stabt- 
erweiterung nicht weſentlich zu erfchüttern, zumal ja ein gewiſſes Maß 
privater Initiative nebenher immer noch Pla hat. 

Wenn man aber den Nutzen anführt, ben da3 private Gewinn⸗ 
interefje am Boden unter der privaten Stadterweiterung ſchafft durch 
Drängen auf allgemeine VBerbefferungen in den betreffenden Gegenden, 
wie Trambahn, Schulen, öffentliche Gebäude, Parkanlagen u. dgl., ſo 
ift zu erwidern, daß es fich da doch großenteil3 um Leiftungen handelt, 
welche die Gemeinde als jelbftverftändlich Schaffen würde, wenn fie fich als 
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Selbftunternefmerin einmal zur Auffchließung eines beitimmten Ge» 
ländes entichließt. Außerdem würden aud) bie erften Bewohner folcher 
Gegenden und ihre Vertreter im Stadtparlament in diefer Richtung 
arbeiten. 

Mehr Bedenken beinahe noch als der Anfangspunkt könnte unter 
unſrer öffentlichen Stadterweiterung ber Endpunkt der Unternehmung 
bereiten, nämlich der Abſatz der fertigen Bauftellen. Hier erw 
geben ſich Schwierigkeiten, weil die öffentliche Stabterweiterung wahr⸗ 
fcheinlih darauf ausgehen wird, den Zwiſchenhandel mit Bauitellen 
möglichſt einzufchränten, ferner weil, wie wir das oben Seite 322, 326, 
342/3 erwähnt Haben, die Bauftellen, die zum Abſatz gelangen, fehr Häufig 
hierbei im Intereſſe der Wahrung der Billigleit des Bodens uf. in 
der Zukunft mit allerhand Klaujeln und Bedingungen zu beſchweren 
wären, enblich auch, weil e3 zweifelhaft ift, ob die Gemeinde beim Abſatz 
der Bauftellen jo meitgehend Kredit umd eventuell jogar Baugeld ge- 
währen könnte, wie da3 die privaten Bauftellenverfäufer jet offenbar 
fehr vielfach tun. Indes auch diefe Schwierigkeiten würden fich wohl 
überwinden laſſen. Das Baugewerbe, das Gefchäftsleben überhaupt 
würde fi allmählich an die neuen Yormen, in denen die Bauftellen 
vergeben werden, gewöhnen, um jo mehr, wenn dieſe Formen in fehr 
vielen Fällen zur Anwendung gelangen, und wenn den Bauunter- 
nehmern uſw. von der Gemeinde auch unter biefen Formen eine ange- 
meſſne Gewinnmöglichkeit gelaffen wird. Außerdem böten auch der jeden» 
fall3 ganz ungleich viel ftärker al3 heute auftretende Bau von Klein⸗ 
häufern durch die künftigen Eigentümer felber, die genoffenfchhaftliche und 
gemeinnügige Bautätigkeit und nötigenfall3 auch der Eigenbau der 
Gemeinde Wege zum Abſatz der Baufiellen unter Einhaltung der vorhin 
erwähnten Bedingungen dar; ja, jie böten mahrfcheinlich Die Möglichkeit, 
diefe Bedingungen indirelt, auf dem Wege der Konkurrenz, auch für die 
an Bauunternehmer verkauften Yauftellen, wenigſtens bis zu einem 
gewiffen Grabe, zur Geltung zu bringen, wenn man die Bedingungen 
diefen Bauftellen nicht direft auflegen kann oder mill. 

Endlich blieben natürlich auch bei dieſer Art öffentlichen Betriebes 
diejenigen Gefahren, die dem öffentlichen Betriebe über- 
hauptanhaften: die Gefahr des Mißbrauches einer jo großen öffent- 
Tichen Gewalt zu Willfiirlichleiten, zu einer übertrieben fiskaliſchen Bolitit 
u. dgl. m., ebenfo die Gefahren bureaufratifcher Verfnöcherung. Über find 
wir dor diefen Gefahren zurüdgefchredt, ald die Eifenbahn, ala der Tele- 
graph, als das Telephon in öffentlichen Betrieb genommen, al3 die Schule 
zu einer Gemeinde» und Staatdangelegenheit gemacht wurde, oder neuer» 
dings, wenn die Elektrizitätswerke verftadtlicht werden u. dgl. m.? 
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Außerdem ift auch hier wieder darauf hinzuweiſen, daß es Aufgabe 
des audzubildenden „Stabterweiterungsrechtes” märe, jolden Miß«- 
ftänden und Ausschreitungen nah Möglichfeit vorzubeugen. 

Zum Schluß aber müffen wir nun hier noch eine fehr wichtige 
Bemerkung anknüpfen. Wir haben in diefem Kapitel bisher Die Über⸗ 
legenheit der öffentlichen Stabterweiterung im allgemeinen erörtert, ohne 
genau bie einzelnen Ortsgrößenklaſſen zu unterjcheiden. Zu⸗ 
grunde gelegt haben mir bei der öffentlichen Stadterweiterung unfre 
Reformſtadt, und für dieſe haben wir (f. oben ©. 320) die Größe einer 
Mittel- oder auch einer Großſtadt angenommen, und dieſe Größe in 
erfter Linie hat und auch bei der Fritifierten privaten Stadterweiterung 
vorgeſchwebt. Wenn man ſich nun auf unsre Theorieen ftüßen will, fo wird 
es immerhin noch gelten, forgfältig zu prüfen, ob gerade für bie 
jeweils vorliegende Ortsgröße das Andgeführte zutrifft, und man wird 
dabei die mühevollen Kombinationen des Vergleiches, die ſich aus dem 
Herrſchen oder Nichtherrſchen Iandwirtfchaftlicher Werte in der nächſten 
Umgebung ber Neformftadt, ſowie aus der Möglichkeit des Vorliegens 
der üblichen privaten Stabterweiterung oder andrerfeit3 einer refor- 
mierten privaten Stadterweiterung ergeben, nicht umgehen können. 
Natürlich find dieſe Bemerkungen hier inzbefondre gemacht im Hinblick 
. auf die Frage ber Geltung umfrer bisherigen Ausführungen, in diejem 
Kapitel auch für Heine Orte. Auf Grund eines freilich nur jehr flüch⸗ 
tigen Überfchlages will und allerdings feinen, daß auch für dieſe Heinen 
Orte unfre Ausführungen hier im großen und ganzen zutreffen, aber 
man wirb dba Doch nod) eine wichtige Vorausſetzung machen müfjen. Den 
ernften Willen, die öffentliche Stadterweiterung und die durch fie ge» 
gebnen weitgehenden Befugniffe fachentfprechend und nur im Dienfte des 
Gemeinmwohles zu handhaben, haben wir bereit3 für unfre Neformftabt 
vorausgeſetzt und ſetzen ihn auch für Heine Orte voraus, Uber in diefen 
wird e3 damit nicht getan fein. In zahllofen Fällen werden hier über- 
haupt die Kräfte und die Fähigkeiten fehlen, diefen großen neuen Auf 
gaben gerecht zu werden. Will man alſo den Segen der öffentlichen 
Stadtermweiterung auch für diefe Orte recht entfalten, fo wird man Ver⸗ 
anftaltungen treffen müfjen, diefen Mangel zu heben, und da kommt man 
ohne weiteres auf ben Gedanken, die durch Bildung größerer Ge- 
meindeverbände herbeizuführen. Man würde damit nur den An—⸗ 
ſchluß an Reformbeftrebungen erreichen, Die aus andren, aber verwandten 
Gründen heraus auf das gleiche Ziel gerichtet find — 3. B. auf dem 
Gebiete ber Urmenpflege. . 
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5. Die Art unfres äffentlihen Eingreifens 
in die Stadterweiterung ald Urſache der Mifftände, 

Wir haben im vorftehenden der öffentlichen Stadterweiterung dad 
Wort geredet, jo ſehr wir es vermochten; im folgenden müffen wir 
nun umgelehrt das öffentliche Eingreifen in die Stadterweiterung 
fritifieren, aber freilich nicht da3 Eingreifen, wie wir es empfohlen 
haben, fondern das halbe und unvolllommene, mehr dem Geifte einer 
orbnungsliebenden Polizeifeele ald der gerechten und verſtändnisvollen 
Erwägung des Staatömannes und Volkswirtes entjprungne Eingreifen, 
wie e3 in unfren anwachjenden Städten vielfach vollführt wird. Es läßt 
ſich nämlich nicht leugnen, daß wir von den ohnedied ja nur fiimmer- 
lichen Vorteilen, welche das Syſtem der privaten Stadterweiterung an 
und für ji zu bringen vermag, und nun weiter oft durch öffentliches 
Eingreifen mit Geſchick einen großen Teil verderben, namentlich indem wir 
die Konkurrenz ber Aufjhließenden untereinander läh- 
men, flatt jie zu fördern. Die Konkurrenz der Bauftellen untereinander 
und Die preigerniedrigenden Wirkungen dieſer Konfurrenz brauchten bei 
weitem nicht fo gering zu fein, wie fie bei uns tatfächlich find; das tft 
erſt eine Folge der Art und Weife wie die öffentlichen Gewalten bei una 
in die Stadterweiterung eingreifen. Durch diefe Art und Weife erjt wird 
unjer befannter „ſchmaler Rand” fo ſcharf und verhängnisvoll 
ausgeprägt; durch fie erft wird die monopolähnlihe Stellung 
der Bejiger dieſes ſchmalen Randes fo recht befeftigt. Wir Haben 
ja die einzelnen Momente im vorigen und vorvorigen Kapitel 
fennen gelernt und braudhen Hier nur auf fie Hinzumeifen. 
Bunädjft und vor allem find es doch großenteild öffentliche Vor⸗ 
ſchriften, welche das über den ſchmalen Rand hinaus gelegne Land 
von der Umwandlung zu Bauftellen und damit von wirffamer Konkurrenz 
ausfchließen: in vielen Fällen dürfte es ſchon an der notwendigen Vor- 
ausfegung der Hinauserftredung der Bebauungs- und Fludtlinienpläne 
auf dieſes Land fehlen; aber auch wo dieſe VBorausfegung gefchaffen ift, 
faın das Rand überall da, mo das Verbot de3 fogenannten milden 
Bauens beiteht, nicht eher wirffam in die Konkurrenz eingreifen, als 
bis richtig regulierte Straßen hergeftellt werden können; das aber 
wiederum hängt, wie wir gejehen haben, keineswegs nur von den Be⸗ 
fißern biefe3 Landes ab, fondern durchaus auch von den Gemeinden uſw., 
und bie Gemeinden erfireden im allgemeinen, wie wir gleichfall3 gejehen 
haben, den Straßenbau nicht Leicht über ben fchmalen Rand hinaus. Bon 
dem ſchmalen Rande felber aber fallen nicht felten beträchtliche Stüde 
durch öffentliches Eingreifen aus: durch Bauverbote, durch Eiſenbahn⸗ 
anlagen, durch fonftige große öffentliche Anlagen u. dgl. m. 
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Es wäre aber recht wohl ein Syſtem denkbar, wo ſich das 
öffentliche Eingreifen nicht derart hindernd der Entfaltung der Kon⸗ 
kurrenz in den Weg ſtellte, ſondern wo ſtatt deſſen eine dieſe Konkurrenz 
in jeder Weiſe fördernde Politik herrſchte. Die von und ſogenannte 
„teformierte private Stabterweiterung”, wie wir fie auf Seite 340, 
Anmerkung ftizziert haben, würde ja ein folches Syitem zum großen 
Teile bereits darftellen, und im 10. Kapitel gedenten wir noch einmal 
ausführlicher auf diefen ganzen Gegenftand zurüdzulommen. Aber 
gewiß ift wohl, daß mwir unter fo veränderten Berhältniffen auch bei 
der privaten Stabterweiterung bei weitem nicht derartig gefchraubte Bau⸗ 
ftellenpreije und ein ſolches Daraus folgendes Elend, wie jebt fo vielfach, 
haben würden. Freilich würden bafür dann mohl andre Übelftände in 
Kauf zu nehmen fein, aber es fragt fich doch ſehr, ob dieſe jo groß 
wären wie bie jeßigen. 

Ein weiterer Umftand, durch welchen unjer öffentliches Eingreifen 
die Bauftellenpreife nicht felten verteuert hat und der vermieden werden 
fönnte, tft die unnötig teure und koſtbare Herftellung der 
Straßen. 

Enblich haben wir im 7. Kapitel gejehen, baß unfer Realfredit- 
und Hypothekenſyſtem unter die Urſachen der hohen Bauftellen- 
preife gerechnet werden muß, insbeſondre wenn man dazu nimmt, daß 
doch erft auf diefer Grundlage das Hinauftreiben der Preife mitteljt des 
Baufchwindeld möglich wird. Es erhebt fich die ernfte Frage, ob nicht 
auch bei diefem Eingreifen der öffentlichen Gewalten in Die private Stadt⸗ 
erweiterung Anderungen möglich wären, welche die genannten fpeziellen 
Birkungen ausfchlöffen. 


6. Iſt die „Bodenſpeknlation“ ſchuld an den Mikftänden? 


Bon dem nunmehr gewonnenen Standpunkte aus werden wir auch 
endlich eine Frage entfcheiden können, die ſchon lange die Welt der Laien 
wie der Gelehrten bewegt und über die fo mancher Streit ausgefochten 
worden ift, ohne daß man jagen könnte, Daß es fo recht zu einer 
Entjheidung gekommen fei, nämlich die befannte Frage, ob „Die Boden⸗ 
ipelulation‘ an den Mißſtänden Ichuld fei. Die Volksmeinung antwortet 
hierauf, allerding3 mehr aus dem Herzen heraus ala aus dem Verſtande, 
ohne weiteres mit Ja, und auch die gelehrte Welt vertritt zum: großen 
Zeile, wenn auch in verfchiednen Abftufungen, diefe Anſchauung. Wuf 
der andren Seite find „der Bodenfpefulation” Verteidiger entftanden 
nicht nur aus den Reihen ber Interefjenten, fondern auch aus denen 
der Wilfenichaft. „Die Bodenfpefulation‘‘ — fo wurde da ausgeführt — 
ſei unſchuldig an ben hohen Bauftellenpreifen; fie bringe nur den hohen 
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Wert, den das Land an fich befite, an den Tag; begehe fie doch einmal 
Ausfchreitungen und treibe fie die Preife über Die natürliche Höhe hinaus, 
fo bleibe der Rüdichlag nicht aus. Den goldnen Mittelweg fchlagen eine 
Neihe vorfichtige Leute ein, welche zwiſchen einer gefunden Spekulation 
und „Auswüchſen“ ber Spekulation unterfcheiden und die legteren ver- 
werfen, die erftere aber gutheißen, ohne daß Doch recht klar wäre, was 
eigentlich unter dem einen und was unter dem andren zu veritehen ift. 

Abgeſehen davon, daß, wie wir ſchon Seite 188 ff. ausführten, der 
Begriff „Bodenſpekulation“ im allgemeinen mit außerorbentlicher Un⸗ 
Harheit angewandt wirb, ſcheint uns, daß hier wieder einmal einer jener 
Fälle vorliegt, 100 die Parteien ergebnislos aneinander porbeireden, weil 
fie fich nicht darüber Har find, daß fie im Grunde von ganz verſchiednen 
Standpunkten und Grundanſchauungen ausgehen. Es Tommt darauf 
an, ob man „bie Bodenſpekulation“ vom Standpunkte der privaten 
Stabterweiterung ober von dem der öffentlichen aus betrachtet. Je nach⸗ 
dem geftaltet fi) das Urteil über fie ganz verfchieden. ' 

Sehen wir zunächſt in aller Kürze den erften Standpunkt 
durch. Hier wird Davon ausgegangen, baß die Stadterweiterung, wie es ja 
jet tatfächlich der Fall ift, überwiegend ein privates Gefchäft fei, und 
insbeſondre bavon, Daß die privaten Bobenbefiter ber verſchiednen Kate⸗ 
gorieen nur wenig an ber größtmöglichen Ausnutzung der Gunſt ihrer 
Rage gehindert werden können. Bon hier aus erſcheint dann allerdings 
dasjenige, was man fo im allgemeinen unter „Bodenſpekulation“ in Der 
hergebrachten unffaren Anwendung verftehen Tann, zwar nicht al3 un⸗ 
ſchuldig an ben Hohen Bauftellenpreijen, mohl aber als unvermeidlich, ja 
zum guten Teile al3 durchaus notwendig und unentbehrlid. Daß die 
Urbefiger, daß die Vorbejiger der Auffchließenden überhaupt, ihr Land 
fo teuer mie möglich verwerten, ift dann aud ein Vorgang, ber 
nicht zu ändern ift und ber eben hingenommen werden muß. Ben 
Auffchließenden weiter, feien e8 nun Terrainunternehmer, Bauende 
oder Urbefiger, Tann man dann natürlich erſt recht feinen Vorwurf 
machen; im Gegenteil, e3 ift mit Nachdruck zu betonen, daß fie, von 
biefem Geſichtswinkel aus gejehen, eine Höchft notwendige und jegensreiche 
Tatigkeit ausüben. Irgend jemand muß doch, mern ander3 unfre Städte 
überhaupt wachfen follen, da3 dazu unerläßliche und fo fehwierige und 
verwidelte Gefchäft der Zufammenbringung de3 Baulandes, feiner Ein- 
teilung und Umformung in Bauftellen und ihrer Verwertung beforgen. 
Eine Bürgerfrone alfo den verdienftlihen Männern, den Terrait- 
unternehmern, Terraingefellfchaften u. dgl., die da3 auf fich nehmen! 
Daß dieſes Geſchäft dann bei den vielen Schwierigkeiten, mit denen e3 
zu impfen hat, ziemlich teuer arbeitet, Liegt in der Natur der Sache, 


358 v. Dangoldt: Die Städtifhe Bodenfrage. 


und daß es auch vielfach bedeutende Gewinne abmwirft, darüber braucht 
man ſich auch nicht weiter aufzuregen, denn das tft bei privaten Geſchäfts⸗ 
betrieben doch nun einmal felbftverftändliches Ziel und Streben. Ullen- 
fall3 kann man ſich auch von dieſem Standpunkte aus gegen das Treiben 
derjenigen menden, die mit „Zwangsſtücken“ operieren oder die nur 
eine rein fpefulative Tätigkeit ausüben, indem fie Bauland oder Bau⸗ 
ftellen ſpekulativ umfegen, ohne irgend etwas daran zu tun, ohne fie auf- 
zufchließen oder zu bebauen. Allein was biefe letztere Tätigkeit, Die rein 
ſpekulative, anlangt, fo wird man eine gemifje volkswirtſchaftliche Nutzlich⸗ 
feit und Berechtigung unter den gegebnen Verhältniffen auch ihr zum Teil 
nicht abftreiten können; und was die Zwangsſtücke angeht, fo ift eg nun 
einmal eben jo: wer im Rohr fibt, ſchneidet fich Pfeifen. Im großen und 
ganzen jchrumpfen, wenn man einmal von dem oben angegebnen Stand» 
punkte ausgeht, die Vorwürfe gegen „die Bodenſpekulation“ außer- 
ordentlid) zufammen. Sa im Gegenteil: da von Diefem Standpunkte au 
als das Hauptmittel gegen zu hohe Bauftellenpreife und die daraus 
fi) ergebenden Folgen doch die möglichite Vernrehrung des Angebotes 
an Bauftellen erjcheint, ift von diefem Standpunkte aus die Abhilfe nicht fo 
jehr in einer Befchräntung „ber Bodenspekulation‘ wie vielmehr in ihrer 
großzügigen Ausdehnung und Befreiung zu fuchen, durch welche die 
Hinderniffe, die jeßt einer reichlichen Verforgung Des Bauſtellenmarktes 
entgegenftehen, befeitigt und ſtändig große Maffen von Bauftellen auf 
den Markt geworfen werden. In Summa: von diefem Standpunkte aus 
wird man mehr den Berteidigern ala den Gegnern „der Bodenſpeku⸗ 
lation“ beipflichten müſſen, wenn auch von ihm aus große und wichtige 
Dinge zur Reform „der Bodenfpululation‘ und ber Stadterweiterung 
zu tun bleiben. 

Under dagegen jieht fich die Sadle vom Standpunkte der 
Boll3meinung aus an. Ihr liegt natürlich ein Eindringen in bie 
Einzelheiten fern, dafür geht fie von einer ſehr Maren und nicht twegzur- 
leugnenden Beobachtung aus. Da draußen, vor den Toren ber Stadt, Tiegt 
der brave und harmloſe Kartoffel» oder Krautader; bi vor nicht gar 
langer Beit ift er nicht mehr wert geweſen, ala eben diefe Kartoffel» oder 
Krautproduktion rechtfertigte — und nun auf einmal mit dem Einrüden 
in bie Bauland» und Bauftellenzone geht er immer höher und höher und 
erreicht fchließlich geradezu unglaubliche Werte, ohne daß etwas Be» 
fondres an ihm gefchehen wäre; denn baß die Straßen, die da gebaut 
worden find, mögen fie auch noch fo teuer fein, eine ausreichende Er» 
Härung bieten, das fieht ja jedes Kind. Und doch erfcheint es fo ein- 
fach, diefen Ader zu feinem früheren Werte herzunehmen, bie Koften 
der Herrichtung der Straßen uſw. darauf zu fehlagen und fo zu einem 
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jehr billigen Bauftellenpreife zu kommen. Wenn e3 nicht fo ift, wenn 
dieſe Preije fo außerordentlich viel höher find, jo hat ber Laie, jo haben 
die große Maſſe des Boll und die öffentliche Meinung zwar bie 
Urſachen davon im einzelnen bisher nicht Har zu durchſchauen vermocht, 
aber fie fühlen doch deutlich, Daß hier etiwas nicht in Ordnung ift. Gie 
fühlen, und es wird ihnen immer gewiffer, daß hier in dem Mechanis- 
mug, dem die äußere Erweiterung der Stadt ala große Aufgabe anver⸗ 
traut ift, etwas Grundlegendes falfch fein muß, daß in feine Anordnung 
und fein Arbeiten Ungwedmäßigfeit und Unrecht in hohem Grade ſich 
einmifhen nrüffen. Und fie fühlen auch ganz deutlich und richtig, daß 
die mit Dem Wirken der privaten, auf größtmöglichen Gewinn gerichteten 
Kräfte in der Stadterweiterung, mit „Der Bodenfpefulation” zufanrmen- 
hängt, und fie verlangen demgemäß bon den öffentlichen Gewalten Be- 
kämpfung dieſer Kräfte. Und mwiderfpricht diefe Anſchauung etwa den 
Ergebniffen der Wiſſenſchaft? Dieſe Hat zwar bisher dieje3 ganze 
Problem auch noch nicht richtig aufzuhbellen vermocht, aber es ift ihr 
doch gelungen, da an dem einen Zipfel und dort an dem andren, nad)» 
zumeifen, daß in der Tat in dem privaten Syſtem unfrer Stabtermei« 
terung vieles faul und daß energiſches öffentliches Eingreifen Dringend 
vonndöten iſt. Und nun, wenn wir bie Ergebniffe unfrer Forſchungen in 
diefem Buche heranziehen, jehen wir, daß dieſe ganze Meinung in 
ihrer Grundrichtung allerding3 durchaus richtig und auf dem rechten 
Wege ift. Das, was die VBollgmeinung und die Tagesliteratur etwas 
unflar und unvollftändig „Die Bodenſpekulation“ nennen, ift nichts 
andres ald das Syſtem der üblichen privaten Stabtermweiterung, ift dieſes 
von und geihilderte und kritiſierte Syſtem, welches den Boden, die Da- 
feinsgrundlage ungezählter kommender Geichlechter, der privaten Speku⸗ 
lation ausantmwortet, welches den ungeredhtfertigten Gewinn der wenigen 
und weichenden zufälligen Eigentümer des Bodens Höher achtet als 
die Wohlfahrt der großen und bleibenden Mafjen, und welches wirt» 
ſchaftliche Freiheit da anmendet, mo Durchgreifender Zwang unerläßlich 
wäre, zugleich aber doch auch wieder diefe wirtichaftliche Freiheit in 
furzfichtigfter Weife beſchränkt. Auf diefe Weife, wenn mir das, mag 
populär „bie Bodenfpefulation” genannt wird, gleichleßen mit Dem 
bei ung üblichen Syſtem ber privaten GStabdterweiterung, wird ung 
dann allerdings das Verdammungsurteil über „die Bodenfpelulation‘ 
nit nur Har, jondern wir ftimmen auch von ganzem Herzen darin ein. 
Denn bann wiſſen wir, geſtützt auf unfre umfangreichen Forſchungen hier, 
erſtens, daß dieſe Art „Bodenſpekulation“ mit Notwendigkeit zu unge- 
heuerlichen Bauftellenpreifen und zu unfäglichem Unheil aller Art führt, 
und zweitens, daß fehr wohl ein andres, ein öffentlich⸗Techtliches Syſtem 
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ber Stadterweiterung denkbar ift, das dem erjteren an Billigkeit, Sauber- 
feit und Zweckmäßigkeit weit, weit überlegen ift. Unfer Herz aber fehnt 
fich, da3 zur Tat und zur Wirflichleit werden zu jehen, was wir bisher 
nur erft im Geifte gefchaut. Und deshalb, wenn da allgemeine Drängen 
gegen „bie Bodenfpefulation‘ auch nur erſt unklar und dumpf ift, fo 
fagen wir: ber Buchftabe tötet, aber der Geiſt macht Iebendig! Es 
fommt nicht darauf an, jede einzelne von den manchmal recht törichten 
populären Behauptungen über „die Bodenſpekulation“ zu verteidigen 
oder gar zu verwirklichen, wohl aber darauf, dem tief innerlich berechtigten 
und fittlihen Kern dieſer großen Volksſtrömung allen gelehrten Tüfte- 
leien gegenüber zur Anerlennung und zum Siege zu verhelfen! 


Neuntes Kapitel, 


An ihren Srüchten ſollt ißr fie erkennen! 


1. Einleitung. 

„An ihren Früchten follt ihr fie erkennen!“ diefer große Richter» 
ſpruch über Welt und Menfchen gilt auch für die Zuftände und Ber- 
Hältniffe unſres Stadterweiterungäwejend. Wir haben bisher im 
7. Rapitel gefehen, wie fich die Bildung der Bodenpreife unter der Herr⸗ 
Ichaft unfrer üblichen privaten Stadterweiterung*) geftaltet, haben auch 
im 8. Kapitel einige andre Folgen dieſes Stadterweiterungsſyſtems 
feftgeftellt; nun aber gilt e8, unter Verwertung biefer Ergebniffe, 
namentlich derjenigen über die Bildung ber Bobenpreife, möglichft Den 
ganzen, überrajchend weiten Umkreis der direlten und indireften Folgen 
unſres Stadterweiterungsfyftems zu beleuchten und auf dieſe Weife 
— fagen wir es glei von vornherein — das ungeheuere Schuldkonto 
biejes Syſtems Harzuftellen. 

Wenn wir nun bie im folgenden unternehmen, fo geben wir 
dabei von einigen VBorausfegungen aus, die wir hier angeben und 
bezeichnen müſſen. Erſtens reden wir in diefem Kapitel zunächſt 
nur von größeren Städten, etwa von 50000 Einwohnern an, jedoch be» 
ziehen ſich unſre Ausführungen zugleich auf die näheren Bororte folcher 
Städte. Sie werben jedoch dort nicht immer und oft auch mur in mehr 


oder minder abgejhwächten Grade zutreffen; wir müſſen e3 jedoch im 


*) Wir gebrauchen auch in dieſem Kapitel die Ausdrücke öffentliche und 
private Stadterweiterung im Sinne der Begriffäbeflimmung oben S. 317/8. 
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allgemeinen unfren Lefern felber überlaffen, Hier die Grenzen ber 
Anwendbarkeit zu ziehen. Im übrigen werden wir ung über Die An—⸗ 
wendung unfrer Ausführungen auf Heinere Orte hier und da ſchon bei 
den einzelnen Darlegungen und kurz zufammenfaffend am Schlufje 
äußern. Im allgemeinen find wir ferner von ber bei ung ja zutreffenden 
Borausfegung des weiteren Anwachſens der Orte, von denen 
wir reben, ausgegangen; jedoch ſoll damit nicht gejagt fein, daß 
unbedingt bei jeder einzelnen Ausführung diefe Vorausſetzung gemacht 
worben ift. Auch in diefer Beziehung muß dem Lefer das eigne Urteil 
überlafjen bleiben; doch würde ſich ohne die genannte Vorausſetzung 
immerhin recht viel in unfren Ausführungen ändern. 

Zweitens legen wir (auch für die eben bezeichneten Bororte!) 
unſren Ausführungen über die Folgen des privaten Stadterweiterungs- 
ſyſtems zugrunde das in unfren größeren Städten zurzeit herr- 
Thende private Stadterweiterungsſyſtem; wir fehen alfo ab 
von den Wirkungen, die fich, ohne daß man grundfäglich den Boden ber 
privaten Stadterweiterung verläßt, mitteljt einer Verbeſſerung dieſes 
Syſtems, mitteljt einer reformierten privaten Stadterweiterung erzielen 
ließen und halten una alfo einfach nur an das Beltehende. 

Für ben Gang der privaten Stadterweiterung in 
größeren Städten nehmen wir in den Grundzügen die Darftellung für 
Dresden in unfrem 6. Kapitel als allgemeingültig an; indes wird wohl 
in einer Anzahl der hier in Rede ftehenden größeren Städte das Syſtem 
ber Auffchliegung durch Bauende verbreiteter fein und geweſen fein, 
als wir e3 für Dresden feitgeftellt Haben; auch die Einwirkung der öffent- 
lihen Faktoren, insbefondre der Gemeinde, wird wohl in fo mandem 
Orte, namentlich in den Wororten, ſich etwas anders geitaltet haben. 

Die wichtigſte Vorausfegung aber, die wir machen, ilt die, Daß in 
den in Rede ftehenden größeren Städten mit den näheren Vororten im 
allgemeinen, von gewiſſen Ausnahmen abgefehen, die befannten Hohen 
Preiſe für Bauftellen wie für Bauland herrfhen, und zwar nicht 
etwa zufällig, jondern als notwendige Yolge der herrfchenden privaten 
GStabdtermeiterung. Eine nähere Begründung hierfür brauchen wir hier 
nah ben langwierigen Ausführungen bes 7. Kapitels nicht zu geben; 
unſre Aufgabe Hier ift vielmehr, zu zeigen, zu welchem Fluche für unſre 
Entwidlung die herrfchende private Stabtermweiterung gerade Durch dieſes 
Mittelglied der hohen Bodenpreije geworden ift und noch immer weiter 
wird. Die Ausdrüde Bauftelle und Bauland gebrauchen wir hier 
und in biefem Kapitel überhaupt im Sinne der Begriffsbeſtimmung 
©eite 208. | 

Endlich nehmen wir, da ja auch die Übelftände und Folgen, die wir 
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zu fchildern gedenken, {yon längere Zeit zurüdreichen, in Über- 
einftimmung mit der offenkundigen Entwidlung aud) für die eben bar» 
gelegten Borausfegungen an, daß fie bereit3 längere ‚Zeit gegeben ge» 
weſen jind. 

Im übrigen behandelt dieſes Kapitel ein außerordentlid ausge» 
behntes Gebiet, und Doch müſſen wir ung kurz faſſen, ſchon um nicht er» 
müdend zu mirfen. Wir werden uns daher öfters damit begnügen 
müffen, bie Dinge gewifjermaßen nur anzufchlagen, ohne fie näher 
auszuführen. Ganz unmöglich vollends ift e8 ung, die Ausdehnung ber 
einzelnen Übelftände, die wir als Folgen unſres Stadterweiterungs- 
iyftem3 aufzeigen wollen, im genaueren zu beftimmen. Unſre Aufgabe 
ift bier nur, auf diefe Folgen Hinzumeifen und fie im allgemeinen 
glaubhaft zu machen; fich näher und im einzelnen mit ihnen zu be» 
faffen und fo indbefondre auch ihren Umfang näher feitzuftellen, muß 
der fortjchreitenden Forſchung überlaffen bleiben. Ebenjo wollen wir 
auch nicht behaupten, gerade was biefed Kapitel anlangt, daß wir 
überall ganz exakt wiffenfchaftlich vorgehen; im Gegenteil, wir bevor⸗ 
zugen unter dem Drang verfchiedner Umftände hier vielfach eine mehr 
feuilletoniftifhe Darftellungsmeife. Ferner legen wir naturgemäß bag 
Hauptgewicht auf die Begründung und Darftellung der Übelftände, 
während wir bie ja ſchließlich aud) vorhandnen Lichtfeiten ſtark zurück⸗ 
treten laſſen; wir find hier abfichtlick mehr Staat3anmwalt als Richter. 
Endlih glauben wir auch keineswegs, troß der mannigfachen Geſichts⸗ 
punkte, die wir nachftehend vorbringen, daß wir das große Beden der 
Folgen unſres Stadterweiterungsſyſtems vollftändig ausgeſchöpft hätten. 


2. Mietkaſernenſyſtem, öffentliche Parks nud Spielplätze, Ab⸗ 
fperrung von der Natur u. dal. m. 

Hohe Bauftellenpreife zwingen zu ftarker baulicher Ausnugung 
der betreffenden Bauplätze, das ift eine befannte Sache. Der einmal 
gezahlte oder vielmehr in der Regel ja größtenteils durch hypothekariſche 
Belaftung realifierte Preis der Bauftelle muß durch die Mietzahlungen 
der Bewohner des Tünftigen Gebäudes verzinft werden, und ba bie 
Mieten fich felbftverftändlich nicht beliebig erhöhen Iaffen, fo muß natür«- 
li eine um fo größere Zahl von Wohn- und Geichäftsräumen, welche 
Miete tragen und den Bodenpreis verzinjen helfen, auf ein und berfelben 
Grundflähe zufammengehäuft werben, je teurer diefe Grundfläche tft. 
So ergibt ſich aus den hohen Bodenpreifen Die Übereinandertürmung 
von 3, 4 und 5 Geichoffen, die Einfchachtelung möglichft vieler Woh- 
nungen uſw. in jedem einzelnen Gefchofje und die Aufführung großer 
Seiten- und Hintergebäude gang von felbft. So verfchwinden die blühen- 
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ben Gärten und die behaglichen weiten Höfe der hier wirklich vielfach 
„guten alten Zeit”, denn fie tragen ja feine Zinfen! So werden bie 
Staatsbürger eined großen Reiches Hinuntergepreßt in feuchte und 
dunkle Kellerwohnungen oder hinauf in ſchwer zugängliche, der Hige und 
der Kälte befonder8 ausgeſetzte Dachräume, denn das gierige Ungetüm 
Bodenpreis verlangt Ausnugung bi3 zum äußerften. So redt und breitet 
ſich das widerwärtige Syftem der Mietlaferne weithin in deutfchen Lan⸗ 
den aus, ein Hohn auf jede wirfliche Kultur und eine ſchwere Gefahr für 
die Zukunft! Gewiß wird man in den hohen Bauftellenpreifen nicht 
die einzige Urfache Diefeg Syſtems fuchen dürfen, aber eine Haupturfache 
desjelben bilden fie Doch und eine, der erſt Die fo recht eigentliche, ver» 
hängnisvolle Ausgeſtaltung des Syſtems zu danken ift. 

Es Handelt ſich Hier ja fchließlich um bekannte Dinge, aber e3 
wird doch nüßlich fein, für den Zuſammenhang zwiſchen hohen Baus 
ftellenpreifen und Mietlafernenfyftem einige beſonders bezeichnende 
Stellen au8 der neueren Literatur anzuführen. 

Schon 1894 jchrieb der Königl. Baurat Unger-Hannover 
in einer Heinen Schrift: „Kommt der Krach?“ (Hannover, Manz 
& Lange, 1894) auf Seite 16 in Beziehung auf die Stadt Hannover 
folgendes: 

„Unter den bi3 zum 1. Dezember 1890 gezählten Häufern befindet ſich 
noch eine überwiegende Menge älterer, weldje nur 2 bis 3 Gefchoffe und feine 
Unterteilungen in benjelben, Daher nur 2 bis 3 Wohnungen für etwa 10 bis 
15 Berjonen befigen. Da mit folder Einrichtung aber gegenüber der aufer- 
ordentlichen Steigerung der Bauplakpreife eine angemefjene Rente nicht mehr 
zu erzielen ift, ging der Bau derartiger Häufer fehr zurüd, und befteht die große 
Mehrzahl der neueiten Wohnhäufer aus ſolchen, melde 4 bis 5 Wohngefchoffe 
und in jedem derjelben 2, ja 3, zufammen alfo 8 bi 15 Wohnungen befigen, 
während nad) der Zählung von 1890 nur 4 Wohnungen auf 1 Haus Tamen. 
Wird ferner die Durchſchnittszahl von 5 Berfonen auf 1 Haushaltung bzw. 
Wohnung feftgehalten, fo find alſo dieſe neuen Häufer geeignet, ftatt der bisher 
im Durchſchnitt auf 1 Haus kommenden 18 Perfonen beren 40 bis 75 auf 
zunehmen.” 

Weiter die Billenfolonie Grunemald in der unmittelbaren 
Nachbarſchaft von Berlin! Sie war nad Paul Voigt urſprünglich als 
Sit der geiftigen, aber boch immerhin nur mit mäßigen Mitteln aud- 
gerüfteten Ariftofratie von Berlin gegründet. Hören wir, was dieſer 
Autor in feinem nun ſchon fo vielfach von ung benugten Werke „Grund⸗ 
rente und Wohnungsfrage in Berlin und feinen Bororten’ ca. 1900 
über die Entwidlung der Kolonie jagt (S. 249 und 250): 

„Bei der Höhe der Grundpreiſe in ber Kolonie ift ſchon jetzt eine Bauſtelle 
von Yo Morgen felbft in den entlegenften Straßen unter 25000 M. nicht zu 
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haben, und fie koſtet in befjerer Lage fogar 3540000 M., in den Haupt» 
ftraßen, wo ſich große Miethäufer eingebürgert haben, auch ſchon 50—60000 M. 
Wer das beicheidenfte Befittum im Grunewald erwerben will, muß alfo 
minbeftend 1000 M. an Grumdrente*) jährli aufbringen, zu benen noch 
wenigftend bderfelbe Betrag für Berzinfung des Baufapitald tritt. Wer bei 
Gründung der Kolonie an jährlider Miete 3—4000 M. — der übliche Preis’ 
einer geräumigen Wohnung in den eleganten Straßen von Berlin W. — 
aufbringen konnte, war bafür in der Lage, fih im Grunewald eine geräumige, 
tomfortable Billa für 40000 M. zu erbauen und ein Grundftäd von ein bis 
zwei Morgen zu erwerben.**) Ein ſolches Grunditüd in beſſerer Lage 
toftet jest S0—120000 (1 Morgen) oder 160240000 M. (2 Morgen). 
Die Grundrente allein beträgt alſo 3200-9600 M. und der gejamte 
Aufwand für Diefelbe Wohnung ftatt wie urfprünglid 3200-400 MM. 
nunmehr 5600—12000 M. Sogar der Belit eines halben Morgen Landes 
(40—60 000 — 16—2400 M. Grundrente) madt die eigene Villa teurer als 
die Mietwohnung in Berlin W. Dabei ift ein meiteres Steigen ber Bodenpreije 
angefichtö des ganzen Charakters ber gefhilderten intenfiven Terrainfpelulation 
mit Sicherheit zu erwarten. Die zulünftige Entwidlung der Kolonie wird da⸗ 
durch jedenfall3 in unerfreulicher Weife beeinflußt werben. Die hohen Boden⸗ 
preife werben eine immer intenfivere Ausnutzung des teueren Baulandes, eine 
immer ftärfere Einbürgerung des großen Miethaufes erzwingen und dadurch 
ben eigenartigen Charakter der Kolonie allmählich vernichten. Namentlih in 
den Hauptſtraßen wird das große Landmiethaus bie typifche Bauart werden, 
und felhft in den Nebenftraßen bürften bei einer weiteren erheblichen Steigerung 
ber Bobdenpreije größere Wald» und Gartenlomplere nur für bie Spigen der 
Berliner Plutokratie erſchwinglich fein. 

Diefe Entwidlung kündigt fi ſchon jebt in ber Erhöhung der durch⸗ 
ſchnittlichen Bewohnerzahl eines Haufe an, bie durch die Vermehrung ber 
großen Mietlandhäufer herbeigeführt wird. Während Ende 1895 auf ein Haus 
im Grunewalb im Durchſchnitt 7,9 Bewohner und 1,5 Haushaltungen Tamen, 
betrug die durchſchnittliche Bewohnerzahl Ende 1897 fchon 10,4 Perfonen in 
2,1 Haushaltungen, während in London im Durchſchnitt nur 8 Perſonen auf 
ein Haus entfallen. 

Durch die Terrainfpekulation ift die Villenkolonie Grunewald geſchaffen 
worben; bie fortgefegte Spekulation wird fie in ihrer Eigenart auch wieder zu⸗ 
grunde richten.” 


9 D 5. 4% Verzinfung bes Kaufpreifes für 1/, Morgen (25000 M.). 
Die Baufoften einer fehr einfachen Villa betragen wenigftend 20000 M., Ver 
zinfung und Unterhaltung auch mindeſtens 1000-1200 M. 

*) Binfen und Unterhaltsloften der Billa: 6% 2400 M., Grundftüd 
1 Morgen 20000 M.; Verzinfung 4% 800 M. Begnügte er fih mit 
einem halben Morgen, fo wohnte er fehr viel fchöner und billiger al3 in 
Berlin W. 
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Doch vielleicht fteht e8 in Fleineren Städten beffer. Sehen wir 
zu! Da haben wir die gleichfalls von uns fchon benugte Arbeit von 
Dr. Mewes über „Bobenwerte, Bau- und Bodenpolitif in Freiburg 
i. 8. während der lebten 40 Jahre (1863—1902)”, erfchienen 1905. 
(Karlöruhe, Verlag der Braunſchen Hofbuchbruderei, 2 M.) Da lefen 
wir auf Seite 69 über Yreiburg folgendes: 

„... Dagegen laſſen einzelne Erfcheinungen berart, wie fie oben 
als Symptome einer Überfpefulation bezeichnet wurden, barauf fchließen, daß 
bejonder3 in der neueren Seit hier die beiden Werte übermäßig in die Höhe 
getrieben worden find. Dahin gehört der Umstand, baß das neuerliche An- 
wachſen der Stodwerkzahl nicht einem mit zunehmender Bufammendrängung 
eintretenden Bedürfniſſe entiprechend ift, fonbern hohen Bodenpreifen. Wie 
ſchon früher bemerkt wurbe, haben die vier- bis fünfftöcigen Gebäude nicht in 
der Innenſtadt oder ben älteren Stabterweiterungsgebieten ihren Ausgang 
genommen, fondern in der neuen weſtlichen Stabterweiterung (Stühlinger); 
und die Älbertragung ber hohen Stockwerkzahl auf die älteren Stadtteile durch 
Stodaufbauten ift ganz entiprechenb nicht dann am lebhafteften vor fi 
gegangen, wenn die Bautätigleit ftodte und Wohnungsfnappheit Herrfchte, 
fondern wenn die fpefulative Bautätigfeit am höchſten ſtand. Die Bobenpreife 
waren eben in jenem Gebiete künftlich auf eine berartige Höhe gebracht, daß bei 
dem Stande der erzielbaren Mieten eine Pentabilität der Häufed nur zu er- 
reihen war burch Steigerung ber vertifafen Bodenausnugung bis zur Außerften 
zuläffigen Grenze. Während bisher bie gefunde Wohnfitte fich gegen eine ftärkere 
Bufammenhäufung von Menſchen in einem Haufe gefträubt hatte und in den 
von ben wohlhabenden Schichten bewohnten (oder für fie berecineten) Stadt- 
teilen auch weiterhin mehr ober weniger ablehnend verhielt, zwang die im 
Stühlinger fi anfiebelnden geringer bemittelten Klaſſen ber in der zweiten 
Hälfte der neunziger Jahre erneut auftretende Mangel an Kleinmwohnungen, 
fih an vielgefchoffige Häufer und Hinterhäufer zu gewöhnen. Daß aber bie 
Höhe der Bobenpreife das prius, nicht das pofteriuß war, das fich etwa aus 
ber Notwendigkeit ergeben hätte, fchnell eine größere Menfchengahl unterzubringen, 
geht mit Sicherheit aus ber Art und Weife hervor, wie fich dort bie Bodenwerte 
entwidelten. ... .” 

Endlich fließen wir Die Reihe mit einigen Stellen aus der Schrift 
von Dr. Meyer über Gießen („Die wirtfhaftlichen Verhältniffe des 
Grund und Bodens der Stadt Gießen in den lebten 25 Jahren.” Gießen 
1903.). Dort heißt e8 zunächtt auf Seite:26: 

„... Für die Etagenhäufer ift e8 von vornherein Mar, daß fie, foweit 
fie in dem letzten Jahrfünft erbaut find, durchweg infolge der Bobenpreife und 
der erhöhten Baukoſten höher errichtet werben ala in früheren Jahren. . . .” 

Weiter auf Seite 29: 

„... Herner haben die erhöhten Vodenpreife dem „Heinen Mann” in 
Gießen die Wohnung verteuert. Solange noch Hier die Preife auf dem Burd- 
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ichnittsfage der achtziger Fahre ftanden, der höchſtens zweiltöcdige Häuschen 
zulieg — wir denken hierbei an die in vielen peripheren Straßenteilen ftehenden 
Häuschen aus damaliger Zeit —, waren mande Angehörige aus Heinem 
Beamten- und Arbeiterftand in der Lage, ſich ein Grundftüd zur Bebauung zu 
erwerben. Einmal durch die fteigende Grundrente, dann aber auch durch bie 
erhöhten Baukoſten ift dieſes feit jener Zeit ausgeſchloſſen. Daher die Erfchei- 
nung, daß Heine Häufer eigentlich Faum noch gebaut werden und auch nicht 
mehr vorteilhaft erbaut werben Tönnen. Denn diefe Leute mit geringem Kapital 
und Heinem Wohnungsbedürfnis haben ihrerſeits nicht Luft, in teuren Einzel- 
häuschen zu verbleiben. So findet au jene Beobachtung ihre Erflärung, daß 
in Gegenden für mindere Wohnungen neben den alten niedrigern numehr, nad 
dem die Grundpreife in die Höhe gegangen, höhere Häufer erbaut find, deren 
Befiter aber faum noch ein „Heiner Mann” ift... . .” 

Und einen Ausblid in Die Zukunft, wie fie fi) bei ungehindertem 
Auswirken der den Bodenpreis fteigernden Tendenzen für Gießen 
geftalten müßte, geben die Seiten 45 und 46 mit folgenden Ausfüh- 
rungen: 

„... Die bauliche Ausgeftaltung der Stadt wird ebenfall3 in Mitleiden- 
Ihaft gezogen werden. Es würde und mehr und mehr der djarakteriftifche 
Lüdenbau befchert werden, der heute noch eine Seltenheit in Gießen ift. Die 
Zahl der Stodiwerfe wird fo vermehrt werden, wie es die Bauordnung noch eben 
zuläßt und wie uns die Landgrafenftraße mit ihren recht modernen Zinsburg⸗ 
bauten und Hhpothefentürmen, die auf teurem Grunde errichtet Sind, zeigt. 
Die hohe mechaniſche Steigleiter ber Gießner Feuerwehr reiht für diefe Turm- 
bauten bereits nicht mehr aus, wie und ein Fachmann erzählte. Yamilienhaus 
und Flachbau ſchwindet dann noch mehr al3 biöher, und damit die Leiftungs- 
fähigfeit weiter Bürgerfreife, für welche die Steuern in die Höhe gehen. Der 
großen Maffe der Mieter wirb dann ein Heiner, organifierter Stanb berufs- 
mäßiger Hausbeſitzer gegenüberftehen, die bei der Ausbildung und Leichtigkeit 
des Hypothekarkredits mit geringer Anzahlung Häufer erwerben und dann 
praftifh nur Verwalter und Hanblanger de Grunbfapitaliften find. Dann 
hält der biß heute in Gießen unbelannte Mittelamann, ber Hausagrarier, feinen 
verderblichen Einzug, und er ift gezwungen, aus ber Bedarfsdeckungswirtſchaft 
eine Erwerbswirtſchaft zu machen zugunften feiner Gläubiger, die ihn ala 
Prügelfnaben vorfchieben. Mit feinem Eintritt in Gießen erjcheinen auch bie 
Forderungen, bie ben Tapitaliftiihen Großbetrieb auszeichnen, alfo auch das 
Streben nah möglihft großem Gewinne. Wer da3 Buch über Berliner Ver- 
hältniffe, die Eberftabt einer vernichtenden Kritik unterzogen hat, gelefen, 
fennt auch die zukünftigen Gießner Zuſtände, die heute freilich noch in weiter 
Ferne Tiegen. . . .” 

Die Übel des Mietlafernenfyftems find oft gefchildert 
worden; wir begnügen uns baher hier im allgemeinen Damit, nur 
ſtichwortartig auf fie hinzuweiſen und gehen nur auf ein paar Geſichts⸗ 
punkte näher ein. Die Mietfaferne bringt, wie ſchon im vorigen Kapitel 
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kurz erwähnt worden it, für bie große Maſſe der Benölferung die 
Unmöglichleit mit fich, ein eigenes Meines Eigentum zu erwerben und 
verhindert jo auch alle die zahlloſen fittlihen Einwirkungen, die fich 
aus einem folchen ergeben. Dafür ftellt fie eine velativ eine Zahl 
mehr oder minder gewerbsmäßiger Hausbefiger der großen Maſſe 
ber Mieter gegenüber und geftaltet fo, unter Ausfchaltung der mehr 
menſchlichen Momente, auch das Verhältnis zwifchen Wirt und Mieter 
zu einem überwiegend Taufmännifchen, nüchtern berechneten, im weſent⸗ 
lichen auf Barzahlung gerichteten, das es an fich nicht zu fein brauchte 
und früher gewiß auch großenteild nicht geweſen ift. Auch wird ſich 
nicht leugnen laſſen, daß die Mietfaferne durch ihren ganzen Charalter 
und durch die große relative Vermehrung der Mieter gegenüber den 
Eigentümern ba3 Nomadentum, die geringe Seßhaftigkeit der ftädtifchen 
Bevölkerung außerorbentlich befördert. Auch die fo vielfach anzutreffen- 
ben, mit Necht beklagten, übertrieben ftrengen Hausordnungen und 
rigoroſen Haußbefiger-Mietverträge haben ihre Wurzel zum großen 
Teil in ber Mietlaferne, denn ein Eigentümer, der fich dauernd darauf 
einrichten muß, e3 mit einem ganzen Haufen von Mietern zu tun zu 
haben, ftatt wie in den kleinen Häufern der alten Zeit allenfall® mit 
einer oder zwei Mietparteien, muß ſich natürlich ſchon in feinen 
Bertragsbeflimmungen gang anders vorfehen als diejer legtere. Ferner 
übt die Mietlajerne jehr fatale Wirkungen auf das Baugewerbe aus, 
indem jie den Beitellungsbau mäßig bemittelter Leute, Die ein kleines 
Eigentum zu haben wünfchen, faſt ganz ausfchaltet, die Verbindung 
mit Kapitaliften für den Baugemwerbetreibenden faft unumgänglich macht 
und den Baufchwindel befördert. 

Der größte Schaben jedoch beinahe, den uns die Mietlaferne zu- 
fügt, ift die Abſperrung von der Natur; doch gilt e8 hierbei, 
die Sache nicht aus einem verkehrten Geſichtswinkel anzufehen. Die 
Urſache, welche die Bewohner der größeren Städte und vielfach auch 
die ihrer Vororte von der Natur abfperrt, ift der hohe Bodenpreis, 
aber freilich gewinnt die Sache dann ihre konkrete, und allen ja 
fattfam bekannte greuliche Verwirklichung und Ausgeſtaltung eben 
durch das Mietlaſernenſyſtem mit feinen hohen Häuſern, feinen Seiten⸗ 
und Hintergebäuden u. dgl. m. Dieſes Mietkaſernenſyſtem ſeinerſeits 
trägt dann wiederum auch zur Steigerung der Bodenpreiſe bei, indem 
es anſchaulich macht, welche wunderbaren Goldftröme fi aus einem 
einfachen Sandacker in der Erweiterungszone der Städte herborloden 
laffen, wern man nur rüdficht3los genug ift, und indem es Die Ger 
erwedt, diefe Soldftröme überall zum Fliegen zu bringen. Die derart 
durch den Hohen Bodenpreiß erfolgende Ubfperrung von ber Natur äußert 
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ſich zunächſt und vor allem in ber Verkleinerung, ja in dem völligen 
Verſchwinden der Hausgärten und ebenfo der geräumigen großen Höfe. 
Und während fo diefe guten Dinge immer Heiner und Eleiner werden, 
ärger noch als die Semmeln in ben Zeiten der Teuerung, wächſt die 
Zahl der auf fie Angemiefenen immer mehr, eben durch die Vergrößerung 
der Häufer und die dichtere Bebauung der Grundftüde. Und ftatt ein 
bis zwei Dubend fehnfüdhtiger Augen wie früher fchauen jegt unter 
Umftänden hundert und mehr folder auf das Heine grüne Fleckchen, 
das fich heutzutage in unfren Großſtädten Garten nennt. 

Bejondrer Beweife für biefe ganze Entwicklung bedarf es angejicht? 
der fchamlofen Nadtheit, mit ber diefe Zuftände ung in unfren größten 
Städten ihre Blößen zulehren, nicht. Immerhin fei angemerkt, daß 3. ©. 
vor einigen Jahren in einer Situng ber Breslauer Stadtverordneten nad) 
einem Berichte der Schlefifchen Zeitung in bezug auf Breslau lebhafte Mage 
barüber geführt wurde, „Daß es Grundſtücke gebe, in benen auf ein 
Borberhaus zwei, brei, jelbft vier hintereinander liegende Hinterhäufer 
kommen, Daß der Beſitz eines Gartens ein unerjchwinglicher Luxus werde, 
den jich naturgemäß feiner von den zahlreichen Bauunternehmern gönne, 
ber ein Grundftüd nur bebaue, um mit Vorteil zu verlaufen, daß wir 
troftlofe „Armeleutefaffaben” hätten, daß es keinen allmählichen Über- 
gang von ber Stadt zum Bande mehr gäbe, daß vielmehr unvermittelt 
an fünfftödige Mietlafernen das unbebaute Aderland ftoße uſw.“ Sehr 
bezeichnend ift auch, daß der Architekt Endell-Berlin in einem Bortrage 
vor einiger Zeit u. a. ausführte, daß wir infolge unfrer Baumeije mehr 
und mehr zu „Bimmertieren” würben. In der Tat, es fehlt nicht viel 
daran! Beſonders bedenklich ift aber noch Dabei, daß bie Hohen Boden⸗ 
preife ſich fegt ja auch ſchon mehr und mehr auf bie von ber 
Siedlung begünftigteren Gebiete weit außerhalb der eigentlichen Gemar- 
fungen ber größten Städte erftreden und daß daher bie angeführten 
Wirkungen auch dort allgemach zu erwarten jtehen. Dan vergleiche 
hierzu unfre Ausführungen oben Seite 76—83. 

Über der hohe Bodenpreis begnügt fich nicht damit, ung ben Haus⸗ 
garten und ben geräumigen Hof zu rauben, fondern er madt auch 
bie Anlage genügend zahlreicher und hinreichend großer öffentlicher 
Parts fowie auch namentlih von Spiel- und Tummelpläten 
für Volks⸗ und Jugendſpiele außerordentlich fchwierig, ja geradezu 
unmöglid. Und doch wären diefe Dinge gerade angeficht3 ber eben 
geihilderten Entwicklung unſrer größren Städte Doppelt notwendig. 
Wenn fchon nicht direkt am Haufe, fo müßte dann doch wenigftens 
irgendwo in ſchnell erreichbarer Nähe ein Ort fein, wo man ſich 'in der 
Stille eines Stüdes Natur ausruhen und erquiden kann und wo auch 
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hinreichend Plab und Gelegenheit iſt, den Leib in rüftiger Bewegung 
zu tummeln. Aber es liegt auf der’Yand, Daß der gierige Bodenpreig, 
der uns in die hohen Mietfafernen jperrt, und auch hier den Zugang 
wehrt. Wie kann man in neuen Stadtteilen große Parks und freie Pläge 
in wirklich genügender Zahl anlegen, wenn jeder Quadratmeter mit 
10, 20, 30 Mark und noch mehr bewertet werben muß! Und noch 
viel Schlimmer ftände e8 um uns in diefer Beziehung, wenn wir nicht 
in vielen unfrer Städte aus früheren Zeiten, die von andren Verhält- 
niffen und Grundfägen ausgingen, fchöne alte Park⸗, Gurten», und 
Plapanlagen Hätten. So hat vor allem der fürftliche Abfolutismus in 
einer Reihe unſrer Städte wunderſchöne Anlagen gefchaffen, und eine 
große Zahl andrer Städte verdankt die Tatfache, daß es nicht noch 
viel fchlimmer um fie in der in Rede ftehenden Beziehung beſtellt iſt, Dem 
Umftande, daß feinerzeit bei der Befeitigung der Befeltigung Diefer 
Städte Wall- und Grabenanlagen in ſchöne Promenaden umge- 
wandelt wurden. Wie Häglic) troßdem unsre Zuſtände ſehr vielfach 
find, dafür nachjtehend einige Belege. 

Bei Rudolf Eberftadt, „Städtifhe Bodenfragen (1894, 
Karl Heymanns Verlag) lefen wir auf Seite 28/29 und 30/31 über 
Berlin folgendes: 


„... Welch dringendes Bedürfnis find freie Pläge für Berlin, das an 
Ditigleit der Bebauung feinesgleichen nicht Hat unter allen Großftädten! 
Jeder Gang durch die Stadt predigt die Notwendigkeit folder Anlagen. Die 
Kinder fpielen in der ftaubigen Straßenluft, auf Bürgerfteigen und Fahr⸗ 
Dämmen, von den Paffanten umgeltoßen, von ben Fuhrwerken vertrieben; und 
wehe vollends der Heinen Schar, die den Hausflur ihrer Mietlaferne zum 
Schauplat ihrer kindlichen Spiele und armfeligen Taufchgeichäfte macht. Dann 
tritt der Hauswirt in männlich edle Tätigfeit, und das Heine Volk flüchtet 
aufgefcheucht in ben nächſten Torweg, um nach einer Biertelftunde von einem 
anderen der privilegierten Müßiggänger verjagt zu werben. 

Wenn zum menigften Die vorhandenen Plätze der Bevölkerung nubbar 
gemacht würden! Doc; dagegen fträubt ſich das Tünftlerifche Gefühl der Garten- 
verwaltung, die im Gegenfag zu ihrer arditeltonifchen Schweiter nur äfthetifche 
Rückſichten kennt. Die Grundfläche jedes Platzes wird in finnreiche Dreiede 
und Quabrate abgeteilt und durch eiferne Barrieren forgfam von jeder Be- 
tretung abgefperrt. Für die Erholungsbedürftigen aber bleiben im beiten alle 
bier Querwege und ein paar Bänke... .” 

. Für die Erholung der Hunderttaufende, die von ber Zuiſenſtadt 
bis zum Webbing wohnen, ift durch ein halbes Dutzend abgeiperrter Pläße 
und durch Tränfelnde Straßenbäumchen geforgt. Das eigentliche Programm der 
Stabtbehörbe ift unerfüllt geblieben, und was an feine Stelle trat, ift wert⸗ 
loſe, täufchende Spielerei. Das Beite, maß geleiftet wurde, ift immer noch 

Die Wohnungsfrage und das Reich, 8. Heft. 24 
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verfehlte Arbeit: bie Gartenverwaltung läßt Delorationsftüde ichaffen — 
Erholung für das Auge, aber nicht für die Lungen. 

Dem Notftand in der Wohnungsfrage fteht der Mangel an Freigärten 
und Spielplägen würdig und ergänzend zur ©eite. Das eine wie das andere 
ein flammendes Zeichen der Gefinnung, mit der die herrichende Mehrheit in 
Berlin ben Bebauungsplan feftlegte. . . .“ 


Ahnlich laſen wir im einem Auffage von Profeffor Hüppe in 
Prag in der Deutſchen Medizinifchen Wochenfchrift vor einigen Jahren, 
ben wir nach ber Boffifchen Zeitung zitieren, u. a. folgendes: 

„... In ben deutichen Städten ift der Mangel an Plätzen überall ein 
ganz außerordentlich großer und die Benugung der Pläge zu ihrem wirklichen 
Biwede meift gar nicht geftattet durch alle möglichen Verbote, was auf den 
Plägen nicht gebuldet werben foll. Tür behäbige Bierphilifter, bie fi nad) 
einem Heinen Spaziergang ausruhen müffen, oder für mehr oder minder ber- 
Ihämte ober unverſchämte Dienſtmädchen mit ihren Begleitern in Bivil und 
Uniform find die Pläge wirklich nicht fo Dringend nötig. Aber was uns 
überalt fehlt und worin wir hinter England in ganz bedauerlicher Weife zurüd- 
ftehen, das find PBläge, auf denen die Jugend, ſowohl die ſchulpflichtige als 
auch bie der Schule entwachjene, wirklich fpielen Tann, richtige Tummelpläge, 
die der Volksgeſundung dienen. In Ländern, in denen, wie in Preußen, 
bereit3 mehr als die Hälfte der ganzen Bevölkerung in Städten wohnt, find 
ſolche Plätze eine einfache Notwendigfeit für die Erziehung einer Träftigen 
Generation, wenn die Stabt nicht da8 Grab der Benöllerung werden foll. 
Daneben bedarf man felbftverftändlich Thon aus äfthetifchen Gründen Heinerer 
Schmuckanlagen und Parks zur bloßen Erholung, die aber unſchwer mit ber 
erften Forderung in Einklang gebracht werden können. Es wäre wünfchenswert, 
wenn fich bei Diefer paffenden Gelegenheit unfre Geſetzgeber endlich einmal 
etwas mehr mit der Frage beichäftigten, daß bie Befonberheiten bes ftäbtifchen 
Lebens auch Befonderheiten für bie gefundheitlicdye Kräftigung und damit auch 
für mirtfchaftlihe Leiftungsfähigleit ber ftäbtiihen Bevölkerung verlangen. 
Bis jeht wird diefe Frage, die für bie Zukunft unfres Volles eine ber aller- 
wichtigften ift, noch jehr oberflächlich behandelt. Auch den Staat Tann man 
bebauerlicherweife nicht davon freifprechen, daß er diefe Frage nicht immer 
richtig erfaßte. . .. .” 

Endlich zitieren wir aus einer Mitteilung bed Jentral-Aud- 
fHufjes zur Förderung der Volks- und AJugendfpiele 
in Deutſchland im Frühjahr 1906 noch folgendes: 

„... Mehr und mehr verringert fich beſonders in ben größeren Stäbten 
bie Zahl ber Grundſtücke, bie ſich für öffentliche Spielpläge eignen; unb wo 
jene noch vorhanden finb, verwendet man fie ftäbtifcderfeit3 ber Regel nach für 
Bauzwede oder zu gärtneriſchen Schmuckanlagen. So wertvoll nun Anlagen 
auch fir das Auge und für bie Verbeſſerung der Luftverhältniffe find, fo 
erwächft doch beſonders in den größeren und mittleren Städten, in denen das 
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Berufsleben die Arbeitzkraft fchneller abnugt, für die Gemeinden zunehmend 
die Pflicht, auch für wirkliche Erholumgsftätten zu forgen, auf melden 
jung und alt fi tummeln und wieder erfrifchen kann. . . .“ 

Aber wir können auch gleich noch einige Belege dafür anführen, 
wo ber Grund des Übelz figt. 

Dr. Hugo Lindemann (E. Hugo) fagt in feinem Buche „Die 
Deutſche Städteverwaltung” (Stuttgart, Die, 1901, ©. 371) bei Er- 
örterung der Umlegung und Bonenenteignung folgendes: 

„... Die hohen Bodenpreife, deren Höhe ihrerfeit3 zum guten Teile 
eine Folge der gemeindlichen Planfeftfegung ift, find es ja in erfter Linie, 
die zu den Furzfichtigen, die Anlage Hinreichend großer und zahfreicher Pläbe, 
breiter Promenaden uſw. vernadläfjigenden Bebauungsplänen geführt und 
Tehler der Gemeinden verjchuldet Haben, die ſich dann fpäter bitter rächen 
mũſſen. ... .” 

Und er macht hierzu unter dem Strid noch folgende ſehr in- 
terejfante Anmerkung: 

„Sp koſteten 3. B. zwei im Bebauungsplane von 1862 vorgejehene Pläbe 
(der Magdeburger und Teutoburger Platz) der Stadt Berlin 1170638,81 M. 
Dadurch abgefchredt, ging das Beftreben der ftädtifchen Behörden bahin, eine 
Befeitigung oder Einſchränkung der im Bebauungsplan vorgefchriebenen Plätze 
herbeizuführen, die mit den vorhandenen Pläcgn ca. 253 Heltar, b. h. 4,3% 
des Weichbildes ausgemacht haben würden. In ben meiften Fällen gelang es, 
die Befeitigung der geforderten Pläge zu erreichen.” 

Ein Zeugnis dafür, daß das Trauerjpiel „Schwierigkeiten für 
Plätze u. dgl.” für Berlin auch neuerding3 noch nicht zu Ende gefpielt ift, 
finden wir 3. 8. in einer Notiz bes Berliner Tageblattes vom 12. März 
1903 (Nummer 129). In ihre ift mitgeteilt, daß das Projelt 
eines Nordparks in Berlin in einer Plenarjigung der Städtischen 
Baudeputation genehmigt worden fei. Es Heißt dann aber: „Wie wir 
bereitö früher mitteilten, ift dasſelbe infolge der hochgejchraubten 
Koften des Grunderwerbes von 114,4 ha auf etwa 38 ha zufanmen- 
geichrumpft.” Daß auch in andren großen Städten ähnliche Schwierig- 
feiten beftehen, mögen folgende Belege bemweijen. In den Monatd- 
blatt „Volksgeſelligkeit“ des bekannten Vereins „Volkswohl“ in Dres- 
ben im September 1905 heißt e3 über ben Lehrlingsverein in Der 
Dresbner Borftadt Löbtau, der eine Schöpfung bes Vereins „Volks⸗ 
wohl” iſt, folgendermaßen: 

„Der Lehrlingsverein Löbtau Hat auch im Auguft feine regelmäßigen 
Sonntagdverfammlungen fortgefeßt, trogdem bie Zahl der Anwejenden eine 
geringere war als fonfl. Sommer und Sonne Iodten viele hinaus in die freie 
Natur, und man Tann e3 niemandem verbenten, wenn er fi im Sommer 
lieber im Freien ergeht, als fich in einen geichloffenen Raum fett. Das ift e8 
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aber gerade, was dem Verein in Diefem Sommer noch gefehlt hat: ein Stüd 
freier Boden unter freiem Himmel. Wohl wurde im Frühjahr der Verſuch 
gemacht, eine Wiefe oder einen Spielplag für den Sommer zu ſichern, Doch wurde 
bon privater Seite ein für den Verein unerfchwinglicher Mietzind verlangt... .” 


Ferner hatten wir in unfren Fragebogen über Mannheim (f. 
oben ©. 171) auch die Frage aufgenommen, ob die Unlage von 
Öffentlihen Parks, öffentlihen Spielplägen und Anlagen dort auf 
erhebliche Schwierigkeiten infolge hoher Preife bes unbebauten Bodens 
foße, und darauf lautete die Antwort folgendermaßen: „Someit Die 
vorbezeichneten Anlagen nicht auf ftäbtifhem Grund und Boden aus⸗ 
geführt werben können, verurjacht beren Herftellung infolge der hohen 
Seländepreije große Schwierigkeiten, namentlich feit den legten zehn 
Jahren.“ 

In den Meggendorfer Blättern fand ſich vor einiger Zeit folgende 
Anebbote: Bitterer Scherz. Der Realiſt: „Papa, was iſt das, ein 
Part?" — „E Bart! Nu, das is e’ unausgenutztes Grundftüd.” 
Sehen wir recht zu, fo werden wir finden, daß Dieje Furzfichtige, 
diefe den Mammon zum Gott machende Auffaffung des ftädtifchen 
Grund und Bodens, die ſich in biefer Anekdote audfpricht, unjrer 
ganzen Behandlung der frädtiihen Bodenfrage zugrunde liegt; und 
folange wir e8 nicht vermögen, uns grundſätzlich von ihr loszu— 
jagen, werben wir und auch darein finden müjjen, daß wir von Der 
Natur abgejperrt werben, daß unjre Jugend und unjre Hoffnung 
verfümmern und daß wir mit ärmlichen Surrogaten abgejpeilt werden. 

Man denke nun aber nur nidyt, daß diefe Abfperrung von ber 
Ratur nur einfach bie Nichtbefriedigung eines Bedürfniſſes bedeute, 
das im Grunde eigentli nur ein Lurusbedürfnis fei. Wie kann das 
ein Luxus fein, was bis vor Furzer Zeit ben langen Generationen 
unſrer Väter und Vorväter, ja man fagt nicht zuviel, faft der ganzen 
bisherigen Menfchheit felbftverftändlih war: Licht und Luft, freier 
Zugang zur Natur, Beobachten und Bermachjenfein mit ihrem Blühen 
und Wellen, ihrem Werben und Vergehen! Daß die Volksgeſund— 
heit in ganz außerordentliem Maße mit diefen Dingen zufammen- 
hängt, ift jelbftverftändlih, und wir fommen in einem fpäteren Ub- 
fhnitte noch darauf zurüd. Hier möchten wir aber einmal betonen, mas 
weniger anerlannt ifl, welche unheilvolle Bedeutung bie Zerſchneidung 
des Zufammenhangs mit der Natur durch unfre hohen Vodenpreife und 
dag Mietlafernenfyftem für Die geiftigen und feelifhen Fak— 
toren in und hat. 

Da ift zunächſt einmal die ungeheure Einbuße an Lebend- 
freude, befonders aud für die Kinderwelt. Was hat denn die große 
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Maffe der ärmeren Klaffen in unfren großen Städten, die unter 
unſren Berhältniffen jeden Groſchen ummenden muß, ehe fie ihn 
ausgibt, und für die meitere Ausflüge und Reiſen infolge ber Koſten 
feltene Ereigniffe ſind, was Hat fie denn, wenn man fie vom Sonnen⸗ 
Yicht und vom Grün der Natur, von einem eigenen Heinen Garten und 
von ben taufend intereffanten und erfreuenden Borgängen abſchneidet, 
welche ſchon ein kleines Stüd Naturboden zu bieten vermag! Wenn 
man ihr die Linde und die Kaftanie vor den Fenftern und den Weg in 
den benachbarten Buſch nimmt? Tatfählih regt fi) denn auch in 
weiten Schichten unſres Stadtvolks mehr und mehr ein heißes Sehnen, 
den gegenwärtigen Verhältnifjen zuentrinnen. „In unſrem Mittelſtande“, 
fagte Oberbürgermeifter Adides-Franffurt a. M. im Sep 
tember 1900 in Trier auf der Jahresverfammlung des Deutſchen 
Bereind für öffentliche Gefundheitspflege, „it ein ungeheure Be- 
dürfnid vorhanden, den Mietfafernen zu entrinnen. Ich weiß e3 von 
unfren Beamten und Lehrern, ich weiß es auch von andren — in andren 
Städten liegen ja auch fchon hinreichende Erfahrungen darin vor —, 
wie groß die Sehnſucht ift, entweder allein ein Haus zu bewohnen oder 
mit wenigen Familien zufammen ein Haus teilen zu können und einen 
Heinen Garten babei zu haben.” Hören wir doch aud, was unſre 
Dichter Tagen! Wie nachdenklich muß uns 3. B. die nachfolgende Schil⸗ 
derung ftimmen, die Wilhelm Raabe in feinem mwunderfamen Büch⸗ 
lein „Die Alten des Vogelſangs“ auf Seite 7/8 gibt: 

„... Die Nachbarſchaft! Ein Wort, das leider Gottes immer mehr 
Menſchen zu einem Begriff wird, in den fie fich nur mühfam und mit Aufbietung 
von Nachdenken und Überdenfen von allerlei behaglicher Lektüre hineinzufinden 
wiſſen. Unfereinem, der noch eine Nachbarſchaft hatte, geht immer ein Schauber 
über, wenn er hört oder lieft, daß wieder eine Stabt im beutfchen Volt das 
erfte Hunderttaufend ihrer Einwohnerzahl überfchritten habe, fomit eine Groß- 
ftadt und aller Ehren und Vorzüge einer folchen teilhaftig geworben fei, um 
da3 Nachbarſchaftsgefühl dafür hinzugeben. 

Wir zu unferer Kinderzeit hatten es noch, dieſes Gefühl des nachbarſchaft⸗ 
fihen Zuſammenwohnens und Anteilnehmens. Wir fannten einander noch im 
„Vogelſang“ und mußten voneinander, und wenn wir und auch fehr Häufig 
fehr übereinander ärgerten, fo nahmen wir Doch zu anderen Beiten auch wieder 
fehr Anteil im guten Sinne an bes Nachbar? und der Nachbarin Wohl und 
Wehe. Auch Gärten, die aneinander grenzten und ihre Obftbaumzmeige ein⸗ 
ander zureichten und ihre Zwetſchen, Kirſchen, Pflaumen, Apfel und Birnen 
über Tebendige Heden weg nachbarſchaftlich austeilten, gab e8 ba noch zu unferer 
Beit, al3 die Stadt noch nicht das „erfte Hunderttauſend“ überfchritten Hatte, 
und wir: Helene Progenborff, Velten Andres und Karl Krumhardt, Nachbar⸗ 
finder im Vogelſang unter dem Öfterberge waren. Baufchutt, Fabrilaſchenwege, 
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FKanalifationdarbeiten und dergleichen gab es auch noch nicht zu unfrer Beit in 
der Borftadt, genannt „Zum Vogelfang“. Die Vögel hatten dort wirklich noch 
nicht ihr Recht verloren, ber Erde Loblied zu fingen; fie brauchten noch nicht 
ihre Baupläne dem Stadtbauamt zur Begutachtung vorzulegen. Wir hatten 
bon ihren Neftern unfre Heden, Büfche und Bäume voll und unfre Freude 
daran; trugen aber deſſenungeachtet nicht auf eine „Katzenſteuer“ an, und 
ſchlugen oder fchoffen jeden wadern Kater tot, der nach feinem Rechte mal im 
Bauplan der guten Mutter Natur mit einem: „Immer und ewig Mäufe?” ber- 
umftieg und von ber fäntlichen Käfer-, Fliegen-, Raupen-, Schmetterlings- und 
Würmerwelt nicht nur al3 ein Wohltäter, fondern auch ala ein Rächer geachtet 
wurde. . . .” 

Und was fagt Guftav Frenſſen in feinem Roman „Hil- 
ligenlei“, al3 er die Eindrücke fchildert, welche der Vater des Haupt⸗ 
helden des Buches und ein Freund desſelben, bie beide in ber Meinen 
Hafen⸗ und Küftenftadt Hilligenlei in Holftein zu Haufe find, von Berlin 
haben. Da Heißt es auf Seite 420: 

„... Als fie aus der Friedrichftraße abbogen und in die öden, graden 
Straßen des Norboftens famen, wurden fie bebrüdt. 

‚Rum fieh doch!“ fagte der Alte. „Wenn du auf dem Deich von Hilligenlei 
ftehft, was fiehft du da? Du fiehft Land und Sand, und das Meer bis Engel» 
Ind, und darüber den Himmel fo weit, daß dir bange wird. Aber dreh dich 
bier um: was fiehft du? Es muß einer einen fchweren Stumpfjinn im Kopfe 
haben ober eine eiferne Beitfche im Naden, um in dieſen tiefen Steinbrüchen 
zu haufen... .” 

Und auf Seite 431: 

„... Es war nad) Feierabend, ala fie den Norboften verließen und die 
Smoalibenftraße entlang gingen. Taufende von Ürbeitern, Frauen, Kindern 
und Wagen füllten die Straße. Bumeilen erſchien es mie ein unordentliches, 
aufgelöftes Heer, das fi ordnen wollte; dann mwirrte e3 wieder bin und her, 
ziel- und zwecklos; zu beiden Seiten fanden die hohen, fteilen Mauern und 
engten und quetichten den Zug. Im Weften, in der hohen ferne, leuchtete am 
weiten, freien Himmel die Heilige Abendglut. 

Kai Jans jah, wie fein Vater ftillftand und flaunend auf das mächtige 
Bild Menfchenleben fah, und fagte traurig: „Von dieſen Taufenden find nicht 
hundert, die wiffen, mas ber rechte Lebensinhalt ift. Sieh, dad Rot am Himmel! 
Wie fern find wir von Gott und von Natur, und darum von Glüd. ...“ 

Aber auch realere Faktoren als biefe Gemütöwerte, Dinge, die 
fich direkter in Geld und Einkommen umſetzen laſſen, müjfen auf Die 
Dauer unter unfren Berhältniffen ſchwer leiden. Wir denfen da ind« 
befondre an die erfchredende Verarmung in den eigentlich 
nädhftliegenden Kenntnifjfen und Anſchauungen von den 
einfachften und notmwendigften Dingen des Lebens, welche das Kind, 
bie aufmachfende Jugend ſich ohne befondren Unterricht aneignet und 
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aneignen foll. Es ift doch offenbar, daß in Diefer Beziehung das, 
was man in ben engen Mauern eines überfüllten Mietlafernenviertelg 
lernen Tann, etwa wie man Zeitungen austrägt oder wo man Die 
billigften Kartoffeln Tauft, auch an praftiihem Wert und Bedeutung 
nicht entfernt dad zu erreichen vermag, was mehr ländliche und 
gartenmäßige Berhältnifje zu bieten vermögen. Den Zuſtand und 
bie Borteile des Dorfes in diefer Beziehung können wir ja natürlich 
nicht in die Stadt hereintragen, aber wir vermöchten ihnen Doch bie 
ftädtifchen Berhältniffe erheblich mehr anzunähern. Was bier auf dem 
Spiele fteht, ſpricht in vortrefflicher Weife eine Stelle aus dem Büchlein von 
Dr. ®. Bode „Über den Lurus” (2. Auflage Seite 30/31, kürzlich 
erſchienen) aus: 

„... Die Bürfchlein, bie hier im Dorfe fpielen, die dem Städter fo 
blöde vorkommen, haben ſchon manchmal beobachtet, wie Korn geſät wirb, wie 
es aufgeht, wächſt, blüht, reift, wie es gemäht, gebunden, in die Scheuer 
geihafft und dann auf der Tenne gedrofchen wird. Dann durfte bag Bürfchlein 
mit in bie Mühle fahren und dad Wert ber Windmühle ftudieren. Zu Hauſe 
fieht er alle vierzehn Tage zu, wie der Badofen geheizt, der Teig bereitet und 
bas Brot gebaden wird. Ganz von ſelbſt macht es ſich, daß er beobachtet, 
wie Schufter und Schneider, Zimmerleute und Maler, Schloffer und Schmied, 
Anftreicher und Schieferbeder, Gärtner und Fiſcher ihre Aufgaben löfen; auch 
das ganze Leben der Haustiere wird ihm vertraut: er fommt zu den Sühen, 
Pferden, Schafen, Gänfen, Enten und Hühnern praktiſch ind richtige Ver⸗ 
hältnis, wenn er auch theoretifch über bie Verwandtſchaft zwifchen Menſch und 
Tier nicht3 zu jagen weiß. Was lernt man nicht alles beim Bauen eines 
Hauſes! ...“ 


Und demgegenüber vergleiche man, was ein gewiegter Schrift- 
ftelfer und Beobachter unfrer fozialen Zuſtände, J. Corvey, vor 
einiger Beit in der „Soziallorrefpondenz” in einem Artikel „Großſtadt⸗ 
finder und Natur” fagte: 

„... Es ift unglaublich, wie eng der Geſichtskreis vieler Großftadtfinder 
if. Namentlid in ben ärmeren Bevölkerungsſchichten fällt das auf; Altklugheit 
und Berfchlagenheit in Dingen, die fich ziwifchen ben Mauern der Mietlajernen 
ereignen, und ein geringes Berftänbnis für alles, was ſich außerhalb dieſer 
grauen Welt abfpielt. Höchftens totes Willen, aber feine lebendige Anſchauung. 
Die Natur kennen biefe Großftadtfinder vielfach nur aus ber kümmerlichen 
Kopie berfelben in den Schulgärten, zoologifchen Gärten und Gartenkneipen, ben 
Baum eigentlih nur als Kunftproduft in derartigen und andren Öffentlichen 
Anlagen. Nach einer in Berlin angeftellten Ermittlung haben zahlreiche Kinder 
der dortigen Gemeinbefchulen noch niemals ein Kornfeld oder einen Kartoffelader 
gefehen und ebenfowenig eine Lerche in Gottes freier Natur fingen hören... . .“” 

Sogar ſchon in Heineren Städten machen ſich berartige Übel- 
ftände ſtark bemerkbar. In der Deutfchen Volksſtimme vom 20. Ob 
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tober 1903 berichtete ein Lehrer in Nordhaufen am Harz u. a. fol- 
gendes: 

„... Es iſt intereſſant, wie z. B. auch bei hieſigen Kindern ſich 
beſtätigte, was insbeſondre Lehrer ſächſiſcher Induſtrieorte gefunden Haben: 

Bon 38 Sechsjährigen hatten, als fie zur Schule kamen, 10 keine Schäf- 
chen, 20 feine Lerche, 8 feine Goldfifchchen, 15 feine Häschen, 30 keinen Bienen- 
forb, 12 nicht das Nathaus, 24 nicht den Kohnftein, 12 feinen Nabelwald, 
7 Teine untergehende Sonne gefehen. 11 fahen nie ein Kaninchen, 5 fein 
lebendes Schwein, 9 feinen Ranarienvogel, 4 lein lebende Mäuächen, 15 feinen 
Eſel, 5 feinen Schwan, 15 Teinen Storch, 12 Fein Dorf. 

Märchen kannten 18 nicht, den Regenbogen hatten 16 noch nicht gejehen, 
und 9 Kinder mußten fein einziged Gebet. 

Diefer geiftige Notitand Tann fi nur aus den überaus ungünftigen 
ſchädlichen Wohnungsverhältniffen erflären, unter denen fich ein großer Teil 
der Familien befindet. Die Mehrzahl wächſt aber leider unter der quetichenden, 
dumpfen Enge ber Mietskaſernen auf. Luftfpendende unb das Auge erfreuende 
Gärten, ja geeignete Höfe fehlen. Einen großen Teil der Zeit, während der die 
Alterögenoffen auf dem Lande und in den beffer geftellten Kreifen zu Ent- 
bedungsreifen in Feld und Wald ausziehen, muß ein folches Kind in enger 
Stube, oft in einem ſchmutzigen, dunkeln Hofraum oder in einer unreinen, licht⸗ 
leeren Gaſſe zubringen.” 


Elaubt man denn, baß derartige Berhältnifje, ganz abgejehen 
von ben Einwirkungen auf die Gefundheit, ſich auf die Dauer nicht 
auch in eine verminderte Erwerbsfähigkeit umfeßen werben? 
Wir find ein großes Snduftrievolf, wir müffen heiß um den Rang 
und die Stellung beinahe auf allen Märkten der Welt Lämpfen: ift es 
denn ba eine foldhe Kleinigkeit, welcher Vorſtellungsſchatz und welches 
Maß von natürlichen Fertigkeiten, Gejchidlichkeiten und Fähigkeiten, 
von Schönheitsfinn und anfhaulihen Formen unfrer heranwachſenden 
Stadtjugend wie auch den Erwachſenen tagaus, tagein durch ihre Um⸗ 
gebung mitgegeben werben! Ob ihnen Anregungen, Srobfinn und 
Lebensmut aus einer Heitren Umgebung mit Baum und Strauch 
entgegenquelfen, ober ob tagaus, tagein die öden Mauern grauer Höfe 
fie mit Langeweile und Trübfinn überftrömen ! 

Nicht minder bedenklich find die Folgen für den Charakter 
im allgemeinen. Sicher ift wohl, daß die Benölferung unfrer 
größeren Städte durch die weitgehende Yoslöfung von der Natur in Ge⸗ 
fahr fteht, eine bedenkliche Einbuße an natürlicher Heiterkeit zu er- 
leiden. Das hängt ſchon mit den ganzen, aus dieſen gepreßten Zu- 
ftänden fich ergebenden Gefundheitöverhältniffen und mit der Lebensluft 
— im budjtäblichen wie im übertragenen Sinne — zufammen, bie jie 
atmet. Und von bier aus ift e8 zu einem weit verbreiteten Peſſimismus, 
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zu einer müden Gleichgültigfeit gegenüber dem Leben und feinen Aufgaben 
nicht weit. Auf der andren Seite kann e8 nicht außbleiben, daß nach 
jo ſtarker Unterbindung der natürliden und gefunden Freuden des 
Lebens die teilweife oder ganz ungefunden viel ftärker hervortreten 
und gejucdht werden. Und da8 muß dann allmählich zu ungefunber 
Neizbarkeit, Nerpofität und Haft führen. 

Daß der Heimatjinn in den engen Mauern einer Mietlaferne 
und bei dem mit ihr verbundnen ewigen Umziehen außerordentlich 
feidet, ift ganz jelbftverftändlih. Endlich aber müffen der Mangel an 
Platz, bie quetichende Enge, in der fi) das ganze Leben von früh big 
abends abfpielt und auf die unausgefegt Rüdficht genommen werden 
muß, auf die Unternehmungsluft, den Tatendrang, den Willen bie 
eigne Berfönlichkeit und deren Pläne durchzuſetzen, auf die Dauer außer- 
ordentlich Tähmend einwirken; eine gewiffe Enge und Baghaftig- 
feit des Charakters erfcheinen fo allmählich als unausbleibliche 
Folge. Ja, ſchließlich Lann man auch fragen, ob das Wiederaufleben einer 
wirflihen Religiofität unter ſolchen VBerhältniffen möglich jein wird. 
Nach der weitgehenden Abkehr unſres modernen Stadtvolkes von allem 
Dogmatifhen und andrerfeit3 der tiefen Durchdringung dieſer jelben 
Volksmaſſen mit naturwifjenihhaftliden Lehren und Anfchauungen wäre 
eine ſolche neue Neligiofität an fich doch vielleicht in erfter Linie 
möglid; als Ausflug und Weiterbildung eben diefer naturwifjenfchaft- 
lichen Anfchauungen, al3 Erkenntnis und Lehre aus der Betrachtung der 
Natur, dag eine große geheimnisvolle Macht das ganze Leben einheitlich 
in auffteigender Linie leitet. Solange aber berartige Anſchauungen 
nur auf das geſprochne und gefchriebne Wort aufgebaut und nicht 
durch ben lebendigen Zufammenhang jedes Einzelnen mit ber Natur unter- 
ftügt werden können, iſt es doch fehr zweifelhaft, ob eine ſolche Fort» 
entwidlung möglich fein wird. 

Solche Gedanken mie die eben ausgeſprochnen, finden fich jetzt 
auch öfter in ber Literatur. Als der befannte naturwiffenfchaftliche 
Schriftfteller Wilhelm Bölſche aus Berlin nah dem Vorort Yried- 
richshagen mit feinen weiten umgebenden Wäldern gezogen war, ſchil⸗ 
berte er einige Jahre fpäter in einem Buche: „Hinter der Weltftadt‘‘ 
(Leipzig, Eugen Diederichs, 1901, 5 M.) — mir zitieren nad 
ber Deutfchen Volksſtimme vom 20. Mai 1902 — in ber Vorrede 
die gejunde Ummandlung, die an dem neuen Wohnorte allmählich 
mit ihm vorgegangen fei, und dann heißt e8 danach: 

„... Bon diefer Rekreation aus bin ich heute nicht nur der Weltitabt 
entfrembet, fondern ich meine auch, daß fie ein wahrer Kraken ift, ber an unſrem 
geiftigen Leben faugt. Ye höher die Etagen unter bem Rauchhimmel fteigen, 
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deito flacher wird die Gemütsbildung und deito mehr feucht jede Geiftesäußerung 
bom Treppenfteigen. Der Sinn geht verloren für bie feinen Werte in Natur 
und Kunft, alfo gerade für das, worin die Entwidlung anfteigt, die niemals im 
Springbrunnen aufplatfcht, fondern immer nur in den feinften Haarröhrchen 
der Weltphyſik fich ihren Weg fucht. ..... Sch perjönlich habe die Weltftadt 
hinter mir und kann ihren Rauch jebt ganz behaglih am roten Wefthorizont 
fi gelegentlich wie geſpenſtiſche Krallen ausftreden fehen, ohne Odyſſeus⸗ 
Sehnſucht und ohne Angft, daß dieſe ſchwarze Katze mich nod) einmal frißt... . .” 

Und in wunderbarer Weife hat Friedrihd Naumann bei 
der großen öffentlichen Abendverfammlung des I. Allgemeinen Deut⸗ 
fchen Wohnungskongreſſes, Oktober 1904, einige Punkte gefchildert, bie 
bier einichlagen.*) 

„... Und wenn die Kinder wachen, werben fie in Räumen erzogen, 
die eng und Hein find, und ich möchte ein wenig frei reden können fiber das 
Wort „Das Rind und der Raum“, ganz einfach darüber, was e3 für ein Kind 
ausmacht, daß e3 Raum hat in feiner Jugend. Es find hier in diefem Saale 
gewiß viele Menfchen, deren Jugend nicht in engen ftädtifchen Straßen verbracht 
wurde, deren Jugend irgendivo draußen war, wo es Platz gegeben hat, wo e3 
weite Korribore gab oder einen Boden unter dem Dad, wo fie den Garten 
frei für fich Hatten. Das heit Kindheit haben, Platz haben für das junge 
Leben. Wie aber geht es mit den Kindern, die haufenweiſe in biefen Städten 
wohnen? Da heißt es: Wo joll ich das hin tun, Mutter, und mo foll ic) meine 
Schularbeiten maden? Und die Mutter jagt: Warte ein bifichen, biz der Karl 
fertig ift, zuſammen könnt ihr fie nicht machen, es ift fein Bla da! Und 
endlich: Kinder, ftoßt nicht an, paßt auf, es ift fein Pla da! Diefes Gefühl 
der Engigfeit wird von Stube zu Stube langſam in die Menfchen hineingebradht. 
Das werben beöhalb Feine ſchlechten Menfchen, oft werden fie fehr brave Men- 
fchen, aber es werben Menſchen ohne Weite, ohne Sinn für etwas Eigenes, 
Freies, Größeres. Es werden Menfchen, bei denen man fidh fragt: Herrgott, 
warum find denn eigentlich fo viele ähnliche Menſchen auf der Welt? Das find 
Menden, die zufammengepreßt von ber Wucht der Bodenrente ohne Plap 
aufgewachien find in ihrer Jugend und biefe Engigkeit ihr Lebtag nicht los⸗ 
werden können. 

Und dann das Wort: „Heimat und Kind!” Wir, die wir älter geworden 
und mit der Bahn Hin und her zu fahren gewöhnt find, Tönnen an jedem Ort 
aushalten, und wenn e3 eben nicht Frankfurt ift, was ja immer das befte wäre 
(Heiterkeit), fo ift e8 ein andrer Ort. Aber das können Sie von ber Sindesfeele 
niemals fagen. Denn eine gewiffe Stetigleit des erften Einlebens gehört zu ben 
Borbedingungen des Charakters und der Innerlichkeit. Ein Voll von Charakter 


*) Bericht über diefen Kongreß Seite 396/97. Vandenhoeck & Ruprecht, 
Göttingen, 1905. 5 M. Die gefamten Reden diefer Abendverfammlung find 
auch noch als bejonderes Heft erfchienen unter dem Titel „Wohnungdfrage und 
Volkswohl“. Vandenhoeck & Ruprecht, Göttingen, 1905. 80 Pig. 
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und Religiofität wächſt nicht auf bei dem ewigen Hin- unb Hergeichiebe, bei 
der ewigen Flucht vor dem Haußbefiter. Wo immer geflohen wird, wo es 
heißt „Raus da, aus dem Haus da’, wo immer ein andrer led gefucht werden 
muß und bie Kinder mitgefchleppt werben von einem zum andern, was bleibt 
von folcher Kindheit an innerer Erinnerung und Feſtigkeit? 

Und darum liegt es weit über allen Konfefionzfragen draußen, es gehört 
zu ben allgemeinen Menjchheitäfragen der neueren Großftädte und ihrer Kultur, 
ob wir Pla jchaffen können für die Frau und die Rinder. Wenn und das nicht 
gelingt, dann tötet diefe Kultur fich in fich felbft, indem fie ihren eigenen 
Nachwuchs aufzehrt. Wenn das nun ein Fatum wäre, ein Schickſal, dem niemand 
entrinnen kann, dann müßte man aud) dieſes Schidfal kommen fehen, wie einft 
Diocletian, der Nömer, den Untergang des römiſchen Reichs fehend, noch alles 
tat, was er tun konnte, um ihn aufzuhalten, und ſich niederlegte mit dem 
Bewußtſein, es nützt doch nichts mehr. Wenn e3 ein Fatum wäre, dann wäre 
eö jo. Uber noch gibt es in dieſer Entwicklung Dinge, die keine Naturnotwendig- 
feit find, bie, ber Gefchichte entftammend, Heute al Willfür empfunden 
werben. Dahin gehört die gewaltige Steigerung ber Bodenrente in Privat» 
hänben, bie wir in Deutfchland empfinden wie faum in einem andren Lande... .” 


Man fieht, das Schuldlonto unfrer gegenwärtigen Verhältniffe 
ſchwillt Schon unter dieſem einen erften Punkt, bei dem wir immer noch 
find, höher unb Höher. Und felbit Hier find wir noch nicht am Ende. 
Sogar in nationaler Beziehung müjjen von ben hier erörterten 
‚ Berhältniffen fehr üble Folgen erwartet werden. So mar vor einigen 
Jahren in einem Auffage in den Preußifchen Jahrbüchern über Die 
Bulunft Wiens zu lejen, daß deffen germanifierende Affimilationg- 
fraft auf die zahlreich einwanbernden Tſchechen zum nicht geringen 
Teile mit bem heiteren und lebensfrohen Charakter der Stadt Wien 
zufammenhänge, diejer aber wiederum zum guten Teile auf Dem baulichen 
Charakter der Stabt, auf den Borftabthäufern mit ihren geräumigen 
Höfen, auf dem auch den Kindern ber Armen leicht zugänglichen 
grünen Glacis beruht Habe bzw. beruhe; mit der Ummandlung dieſes 
baulichen Charakters, mit dem Umfichgreifen der Mietfajernen uſw. 
fei ſtarke Gefahr, daß auch diefe nationale Afjimilationskraft erheblich 
nachlaſſe. Und weiter: wenn wir folonifieren wollen, was glaubt 
man denn, werden unjre Großftadtpflanzen, diefe „Zimmertiere“, wie 
wir oben anführten, in einem fremden, noch wenig ziviliierten und 
erſt urbar zu machenden Lande leilten? Ein an die Unbilden der 
Witterung wenigſtens einigermaßen gemöhnter Körper, ein Berfügen 
wenigſtens über die primitiviten Kenntniffe und Gefchidlichkeiten zur 
Kultivierung des Bodens und zur Ausübung handwerklicher Tätig» 
feit find da doch Vorausſetzung. Eine unter gartenmäßigen Berhält- 
niffen aufwachſende Großſtadtbevölkerung könnte fich, unterjtügt von 
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allerhand Bildungsanftalten, biefe Fähigkeiten immerhin bis zu einem 
gemwiffen Grabe erwerben und erhalten, aber für die Bevölkerung unfrer 
Mietlafernenviertel ift das natürli nur in fehr mäßigem Umfange 
möglich. D. h. aber mit andren Worten, daß ein großer und immer 
wachſender Bruchteil unſres Volles gerabezu mit Gewalt für die Koloni⸗ 
fation halb oder ganz untauglic; gemadjt wird. Aber aud in den 
Kolonien ſelbſt müffen wir ung dur unfre Einrichtungen der 
Stabterweiterung uſw. mit der Beit außerordentlich ſchaden. Es ift doch 
anzunehmen, baß die Einrichtungen der Heimat in dieſer Beziehung 
auch auf bie Kolonien, 3. B. auf die jeßt aufblühenden Tleinen 
Städte von Deutſch-Südweſtafrika, übertragen werden, damit 
dann aber natürlih auch der Keim zu all den unzähligen Übel- 
ftänden, die wir in diefem Kapitel aufzählen. Daß diefe Befürchtung 
nicht mäßig ift, geht 3. B. aus einer Notiz hervor, welche im Jahre 
1906 die Deutſche Kolonialzeitung in Nr. 14 brachte und die lautete: 
„Die gefteigerte Bautätigkeit in Lüderigbucht hat die Grunditücdpreife 
außerordentlich in bie Höhe getrieben.” Und nad einer eignen Mit- 
teilung der Deutfchen Kolonialgefellihaft für Südweſtafrika hat dieſe 
in ben Jahren 1885—1906 ben Quadratmeter Land verkauft in 
Swakopmund zu durchſchnittlich 2,65 M., in Lüderigbucdht zu 6,50 M. 
und in Windhuk zu 5 M. PVorausgefeht, daB nicht befondre Auf 
wendungen für diefe Land notwendig waren, find das doch Preife, 
die fi) immerhin ſchon neben denen der deutfchen Heimat ſehr wohl 
fehen laſſen können und die den Schluß erlauben, daß aud in Süd⸗ 
weftafrifa unſer Stadterweiterungsfyftem bereit3 feine ſegensreichen 
Wirfungen zu entfalten beginnt. Nicht genug mit unfrem eignen 
Elend, tragen wir es auch über leer, und ftatt auf dieſem von ber 
Laft einer verfehlten Vergangenheit freien Boden, auf dieſem Neu⸗ 
land, die Gelegenheit zur Schaffung von etwas Beſſrem zu benugen und 
ber Welt das große Kulturbeifpiel einer richtigen, auf fortgefchrittnen 
Grundfägen beruhenden Stadtentwidlung zu geben, laſſen wir aud 
dort den ftädtifchen Bodenwucher fchalten und uns unfre Zukunft und 
unſer Unfehen verderben! Hoffen wir, daß da recht bald energiſch ein⸗ 
gegriffen und Abhilfe geſchaffen wird! — 

Im übrigen iſt zu bedenken, daß wir mit allen dieſen Übel- 
ſtänden überhaupt erſt am Anfange ſtehen. Noch iſt unſre Großftabt- 
entwicklung jung, noch beſteht die Bevölkerung unſrer größeren Stäbte 
zum großen Teile aus Zugewanderten ober doch aus folchen, deren 
Eltern erft zugewandert find. Das ganze Bleigewicht unfrer entfeh- 
lien Loslöfung von der Natur wird fich erft allmählich an ung Hängen, 
wenn alle dieſe Berhältniffe Alter und noch majjenhafter getvorden 
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find und längere Beit gehabt haben, uns ihre Segnungen zulommen 
zu laſſen. Und bei allem ift nicht zu vergefien, daß dieſe Berhältniffe 
der großen Städte auch auf das übrige Land ftarf hinaus— 
wirfen. Ein großer Teil ber Bevölkerung dieſes letzteren lebt doch 
wenigftens einmal eine Zeitlang ala Schüler, Lehrling, Gefelle, Gehilfe, 
Arbeiter oder Soldat, al3 Ladenmädchen, Dienftmädchen od. dgl. in der 
großen Stabt und nimmt dort deren Anfchauungen, Lebensweiſe und 
Bebürfniffe in fih auf. Die guten Verfehröverbindungen, die groß» 
frädtifche Preife u. dgl. m. tun ein übriges, um den Geilt ber Groß— 
ſtadt über das ganze Land außzubreiten. Man fieht daher, wie doppelt 
wichtig es ift, an dieſen Zentralpunften des modernen Lebens gefunde 
und normale Berhältniffe zu fchaffen. 

Der lebte Punkt endlich, auf den mir in diefem Abjchnitt 2 
aufmerffam machen möchten, ift ber, dab die Höhe unfrer ftädtifchen 
Bodenpreife und das aus ihnen quellende Mietkaſernenſyſtem doch aud) 
außerordentlihe Verteuerungen bed Lebens herbeiführen, aljo, 
auch rein wirtfchaftlich betrachtet, zu großen Bedenken Anlaß geben, 
wenn auc ber Gerechtigkeit wegen Hinzugefügt werden muß, daß Die 
ftarfe Konzentration der Anfiedlung andrerfeit3 mieder gewiſſe Ber- 
billigungen herbeiführen dürfte. Daß die hohen Bodenpreije troß ihrer 
mit Hilfe des Mietkaſernenſyſtems ftattfindenden Berteilung auf viele 
geduldige Schultern zu fehr bedeutenden Aufichlägen auf die Miete 
führen, und Daß fih aus der gleichen Duelle wohl auch eine Ver— 
teuerung ber Warenpreife ergibt, darauf werden wir noch kommen. Hier 
aber ſei auf einige bisher längſt nicht genügend beachtete Zuſammen— 
hänge aufmerkſam gemacht, durch welche das Mietlafernentvefen und die 
Abjperrung von der Natur durch die hohen Bodenpreije dad Leben 
au jonft noch ſehr bedeutend verteuern. 

Zunächſt iſt es wohl ficher, daß, wer feinen Garten und faum einen 
leidfihen Hof Hat, um jo mehr veranlaßt ift, wenigſtens auf einen 
möglihft großen Luftraum in feiner Wohnung jelber zu 
ſehen. Für die wirflid armen Klaſſen fommt ja leider das weniger 
in Betracht, wohl aber für die mittleren und oberen. Sollte da das 
weit verbreitete Drängen auf möglichſt große und hohe Wohnräume 
nicht in innerem Zuſammenhange ftehen mit dem Lufthunger, ber infolge 
des Mangels an Hof, Garten und Natur in der Umgebung des Hauſes 
und infolge des Ubgefchiedenfeind von diefen guten Dingen durch die 
vielen Treppen uſw. entjteht? Auch für die Ernährung muß bie 
heutige Anfiedlungsweife verteuernd wirkten. Hätten unfre ärmeren 
ftädtifchen Klaſſen durchweg leichte und billige Gelegenheit zu eignem 
Gartenbau und würden fie hierzu fyftematifch angeleitet, fo wären fie 
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erftens imſtande, einen immerhin erhebliden Bruchteil ihres Nah- 
rungsbedarfes felber ohne befondre Koſten zu gewinnen, und fie wür- 
ben zweitens infolge ber gefunden Quft, die fie einatmen, und der 
rationelleren körperlichen Ausarbeitung dur Gartenbau viele Nah- 
rungsmittel an viel größeren Mengen konſumieren können, nament- 
lid) Gemüſe, Kompott, Obft u. dgl., Die billig zu erlangen wären, die 
man aber eben nur dann in ber genügend größeren Menge verzehren 
fan, wenn die Vorausſetzung ftarfer körperlicher Ausarbeitung in 
guter Quft u. dgl. gegeben ift. Finanziell indes wohl noch weit mehr in 
die Wagichale fallend ift, Daß bei einer andren, einer gartenmäßigen 
Anſiedlungsweiſe allmählich jedenfall3 eine Menge Geldausgaben 
wegfallen würden, die jeßt für Vergnügen und Erholung ge 
macht werben. Dem flarfen Wirtshausbefuche, dem Zanzboden und 
mancherlei andren koſtſpieligen Luſtbarkeiten würden der eigne Garten, 
das ftärker jich entwidelnde Sportleben, der freie Zugang zur Natur und 
die Daraus quellenden gefunden und billigen Yreuden ficher großen 
Abbruch tun. Und mit alledem hängt endlich ein letter Punkt zu⸗ 
fammen, ber gleichfalls finanziell ftark in die Wagſchale fällt: die Aus- 
gaben für die Gefundheit, beziehentlih die mangelnden Ein- 
nahmen infolge von Ungejundheit. Was geht jetzt alles auf, nicht nur 
in den oberen und mittleren, fondern auch in ben ärmeren ſtädtiſchen 
Schichten für Arzt und Apotheke, für Erholungsaufenthalte und Sturen, 
für Sräftigungsmittel, medizinifche Bäder u. dgl. m.! Und mohl 
noch weit größer würde die Rechnung fich geitalten, die ji aus dem 
Einnahmeausfall infolge mangelnder Gefundheit ergäbe, wenn man 
fie aufftellen Yönnte. Überlegen wir und ba einmal, um wie vieles 
bejfer wir in diefem ganzen Betrachte ftänden, wenn nicht unfre hoben 
Bodenpreife uns eine fo wibernatürliche ſtädtiſche Anfieblung auf- 
zivängen; wieviel gejünder mir wären, wieviel weniger wir be3halb 
für unfre Gefundheit an befondren Ausgaben aufzumenden brauchten 
und wieviel mehr wir infolge ungeftörter Gejundheit einnehmen könn⸗ 
ten! Schließlich ift doch das alles, mas wir eben angeführt haben: 
Arzt und Upothele, Erholungsaufenthalte und Kuren, befondre Kräf- 
tigung8mittel und medizinische Bäder u. dgl. m., nur ein Tümmer- 
licher Erfag für mangelnde Gejundheit des täglichen Lebens. Diefes 
legtere gilt e8 gefund zu geftalten, dann werden wir in acht oder 
neun von zehn Fällen auch nicht Trank werden, und ed wird wohl 
niemand leugnen wollen, daß eine Der eriten Bedingungen zu einer 
folhen gefunden Geftaltung bes täglichen Lebens eine vernünftige 
Anſiedlungsweiſe ift. 
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3. Mietbelaftung, Wohnungsverhältuifle, Wohunugspolitik. 


Wir haben gejehen, welche Berheerungen unfer Stadtertweiterungs- 
ſyſtem dur das Mittelglied der hohen Bodenpreife direkt und in« 
bireft in bezug auf die Art und Weiſe unfrer ftädtifchen Anfiedlung 
anrichtet. Wir könnten num wenigſtens verlangen, dab es Damit genug 
fei; aber weit gefehlt: die Kette des Unglüds hat noch viele Glieder 
und das nächſte von ihnen, mit dem wir ung beichäftigen müffen, iſt Die 
finanzielle Belaftung der Wohnbevälferung durch die hohen Boden⸗ 
preife. Die Mieten müffen natürlih im allgemeinen die Verzinfung 
der hohen Bauftellenpreife aufbringen, die ja übrigens offenbar zum 
weitaus größten Teile als hypothekariſche Laften auf ben Grunditüden 
ruhen. Wenn nun auch infolge de Mietlaferneniyftems in die Tra- 
gung und Verzinfung des hohen Bauftellenpreifes viele Parteien ſich 
teilen, fo find die genannten Preiſe eben doch fo hoch, daß trotzdem 
für jede einzelne Partei noch eine große Belaftung übrig bleibt. Da⸗ 
für einige Belege. 

Für Charlottenburg um das Jahr 1899 fagt Paul Voigt 
(„Seundrente und Wohnungsfrage in Berlin und feinen Bororten“ 
©. 194, 211 und 217), daß der Anteil des Mietwertes, der auf 
den Bodenwert, auf die Grundrente entfalle, mindeften3 ein Drittel 
fei, und er kommt auf Grund näherer Berechnungen zu dem Schluffe, 
daß die Grundrente jeden Charlottenburger Einwohner damal3 im 
Durchſchnitt jährlich mit mindeftend 50—60 Mark belaftet habe, „wäh⸗ 
rend die Belaftung Durch die ftaatlihe Einkommen» und Vermögens⸗ 
fteuer nur 21 M. beträgt” — wohlgemerkt: jeden Charlottenburger 
Einwohner, alfo auch Frauen und Kinder, nicht bloß die verdienenden 
Hausväter. In feiner Heinen Schrift „Hypothekenbanken und Be⸗ 
leihungsögrenze” (Berlin, ©. Stilfe, 1899, ©. 12) ſchätzt Paul Voigt 
weiter, Daß der Bodenwert in Berlin und feinen Bororten bei Wohn- 
gebäuden meiſtens 25—50 Prozent vom Gejamtwert betrage; etwa 
fopiel würde man danach alfo auch von den Mieten ald Verzinfung 
diefer hohen Bodenpreiſe in Anſatz bringen müſſen. 

Den Mitteilungen des Allgemeinen Mietbemohnervereind zu Dres- 
den, September-Rummer 1901, entnehmen wir ferner folgendes: Der 
Verein Hatte damals, um feinen Mitgliedern möglichſt billige Woh- 
nungögelegenheit zu bieten, in Dresden, Thalfttaße 7 ein Haus erbaut. 
Er teilte nun in ber eben genannten Nummer ber Bereinzzeitfchrift 
bie Fertigftellimg des Haufes mit und Inüipfte daran einige Be- 
merkungen, in benen es gegen ben Schluß Heißt: 

„... Der Mietpreis für eine Wohnung, beftehend aus 1 Stube, 
1 Kammer, Küche und Borplag, ftellt fi im Durchſchnitt auf 234 M.; troß 
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bes hohen Bauftellenpreifes (ca. 55—56 M. pro Quadratmeter unter Berück⸗ 
fichtigung des Wertes des miterworbenen Hintergebäudes) ift es alfo dem 
Verein gelungen, verhältnismäßig nicht teuere Wohnungen zu jchaffen. 
Ganz ander? würden fich freilid die Mieten ftellen, wenn nicht eine jo hohe 
Grundrente zu verzinfen wäre. Der Verein hat eine forgfältige Berechnung 
aufgeftellt, nach welcher, wenn der höchſte gärtneriihe Nutzungswert für ben 
Bauplag, alle Straßenbauloften ufw. in Anrechnung gebracht werden, anftatt 
des Durchichnittspreifes von 234 M. für die Wohnung nur 166 M. Miete zu 
entrichten wären. 68 M. oder 29% muß alfo jeder Mieter für Die 
Berzinfung der an dem Bauplag gemadten fpefulativen Gewinne 
bezahlen... .” 

Recht lehrreich ift auch die nachfolgend angeführte Stelle aus 
einem Auffae, den Herr Ernſt Noad, Vorſtand des Arbeitgeber- 
Verbandes für da3 Baugewerbe in Dresden, im Jahre 1901 am 
14. November in der „Sozialen Praxis“ veröffentlihte. Es handelt 
fi dafelbft um eine Polemik gegen ein Hausbefiger-Organ, die „Dresd⸗ 
ner Bürgerzeitung”, die u. a. die Meinung vertreten hatte, wenn Die 
Bauarbeiterlöhne geringer wären, fo wirbe mehr gebaut werden. Da- 
gegen bringt Herr Noad folgende Ausführungen, die fir uns bier 
bon weſentlichem Intereſſe find: 

„... Nach Ermittelungen, die Verfaffer gemacht hat, betragen die für 
Maurer, Zimmerer und Bauhandwerler aufgewandten Löhne im Verhältnis zu 
den Geſamtbaukoſten (Grund und Boden ift hierbei außer acht gelaffen) je 
nah Art des Bauobjekts 15—25%, durchſchnittlich alſo ca. 20%. Die Lohn- 
erhöhungen betragen im lebten Jahrzehnt zufammen 20%, mie anfangs diefer 
Crörterungen dargelegt. Mithin beträgt bie Rohnfteigerung im legten Jahrzehnt 
in bezug auf die Gejamtbaufoften (Grund und Boden außer Betracht gelaffen) 
nur 4%. Diez ift gewiß fo minimal, daß die Lohnfteigerung gegenüber 
den Werterhöhungen andrer Faktoren, die die Koften eines Baues und eines 
Grundſtücks beftimmen, vor allem gegenüber den Werterhöhungen burd) das 
toloffale Steigen beö3 Bodenwertes gar nicht in Betracht kommen Tann... .“ 

Sehr wertvoll ift weiter das folgende Urteil, zu dem das Bred- 
lauer Städtifche Statiftifche Amt im Jahrel9 02 (in feiner fchon fo oft von 
uns benußten Arbeit „Der Grundbeſitzwechſel, Die Boden- und Häufer- 
preife in Breslau während der legten Jahrzehnte”) auf Grund ge- 
nauer Berehnungen für Breslau kommt: 

„... Der Prozentfaß, ben der Bodenwert am Geſamtwert eined ein- 
facheren Haufe ausmacht (oder mas dasſelbe ift, der Prozentfaß des Rein⸗ 
ertrages, welcher Grundrente ift), ſchwankt alfo in ben praktiſch wichtigften Fällen 
bon 16 biz ſtark über 30... .” 

Endlih zitieren wir noch, jedoch ohne unfer Material damit 
vollftändig zu erjchöpfen, aus der Arbeit Dr. Meyer über Gießen 
1903 über dortige Villen folgende Stelle (©. 28): 
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„... Die Mehrkoften folder Billen, die zudem meiftens noch einen 
Garten Haben, find weſentlich beeinflußt duch die fteigenden Bodenpreife. 
Der Bodenwert folder Hausgrundftüde beträgt vielfach ein Drittel des Gefamt- 
mwertes, und ber heutige Preis einer Villa darf mit 45000 M. wohl noch zu 
gering veranfchlagt werben. . . .“ 


Bei einer Verzinfung von 4 Prozent für den Bodenwert hätte 
der glüdliche Eigentümer einer ſolchen Villa alfo allein für biefen 
Bodenwert jährlih 4 Prozent von 15000 M. — 600 M. aufzu- 
bringen. 

Man hat ſchon wiederholt diefe dauernden Laften, die zugumften 
bon früheren und jetzigen Bodeneigentümern, Die menig oder Fein 
eigentliche8 Berbienft an ber Hervorbringung diefer Bodenwerte haben, 
auf dem Boden und bamit auf der ftädtifchen Bevölkerung im allgemeinen 
ruhen, mit der Laft der alten feudalen Abgaben und Dienfte 
verglichen, die ja fchließlich au zu Nechten ausgeartet waren, denen 
feine irgendwie entjprechenden Leiftungen und Pflichten gegenüber- 
ftanden. Wir zitieren zwei recht bezeichnende Äußerungen in Diefer 
Richtung, wenn auch ohne uns unbedingt mit ihnen identifizieren 
zu wollen. Zunädjt lefen wir bei Adolf Wagner, „Grundlegung ber 
politiihen Okonomie“, 3, Auflage, 2. Teil, Leipzig 1894, auf Seite 
478/79 folgendes: 


„... Gerade in ſolchen Zadenverhältniffen zeigt ſich vielmehr, wie fehr 
das Privateigentum am ftädtifchen Boden wirflih „Ausbeutung“ bewirken 
fann. Eine nod) wenig frequente Gegend einer Stadt, mit neuen Häufern, oder 
bisher ohne oder ohne gute Detailgefchäfte wird 3. B. zunächſt duch die Inhaber 
der lesteren gehoben. Die Früchte einer oft fehr bedeutenden individuellen 
Arbeitiamkeit und felbft Kapitalverwendung fallen bem Labeninhaber aber nur 
für die erfte Mietperiode allein zu. Hinterher muß er fie ganz oder großenteils 
in der leicht durchzuſetzenden Mietfteigerung dem Hauseigentümer überlafien, 
jedenfall3 fie mit diefem teilen. Und von nun an arbeitet und müht fich ber 
Ladeninhaber weſentlich mit für diefen: ein ungleich ungünftigeres öfonomijches 
Berhältnis als die „„mittelalterlic”feudale” Belaftung des Bauern, des Kolonen 
mit Dienften und Abgaben an ben Grundherrn. Denn dieſe Laften durften nicht 
beliebig gefteigert und, wenn der Bauer feine Pflichten erfüllte, er nicht 
vertrieben werben. Jener großftädtifche Ladenbefiger wird beftändig gefteigert, 
eventuell fofort vertrieben und muß auch noch unter der oft fo unreellen 
Konkurrenz der Berufsgenofien — zum Teil auch wieder eine Wirfung der 
Mietihraube — leiden. Alles fchließlich zur Vergrößerung des Einfommens 
des Hausherren. An bie Scholle gebunden ift er allerdings nicht, er ift „perſönlich 
frei”, d. h. er kann beim Ablauf feiner Meietzeit gehen und — wieder bon 
vorne anfangen. In folden Fällen, welche typiſch für großftäbtifche Detail- 
gefchäfte find, weil deren Kundſchaft vornehmlich eine Tofale ift, und melde 
zu Hunderten leicht Tonftatiert werben, zeigt fich, dab in ber Tat dad private 
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Grund» und Hauseigentum zu einer ölonomijhen Ausbeutung führen Tann, 
welche durch äußeren Zwang, 3. B. in der Unfreiheit, nicht erreicht iwird. Denn 
eine ſolche Sachlage nötigt in den Formen bed Eigentumsrechts zu einer perfön- 
lihen Anſtrengung, wie fie die Furcht und die Strenge des Herrn aus ben 
Unfreien nicht herauspreßt. . . .” 

Noch plaftiicher wurde im Juni 1906 die Sache in einem Xrtifel 
„zur landwirtichaftlihen Ausſtellung in Berlin” in der Zeitfchrift 
„Ratgeber auf dem Kapitalmarkt” (Berlin) dargeitellt. Dort 
heißt es u. a.: 


„... Offenbar kann das Weſen des Großgrundbefiges nicht jo ober- 
flächlich aufgefaßt werden, daß man den geographiſchen Umfang als das ent- 
jheidende Moment anſieht. Es kommt vielmehr ausſchließlich Die Höhe des 
Einkommens in Betracht, die den großen Befiger von dem Heinen unterjcheidet. 
Jemand, der ungeheuere Gebiete wertlofen Sandbodens befigt, mag fid} immer- 
bin Großgrundbejiger nennen. Gegenüber dem Bauern, der ein wejentlic) 
kleineres, aber fruchtbares Stüd Land befigt, ift er ein elender Schluder. Sieht 
man den Unterfchied unter diefem Gefichtspunft — und ein anderer ift logiicher- 
weiſe nicht berechtigt —, fo liegt der deutſche Großgrundbefig zum überwiegenden 
Zeil auf den großen Verkehrsſtraßen von Berlin und anderen Großftäbten. 
Ein einzige® Hausgrundftüd in ber Leipzigerſtraße ift ohne Gebäude foviel 
wert wie zehn Nittergüter, das heißt, der Ertrag aus einem wenige Duadrat- 
ruten großen Stüd märkiſchen Sandbodens ift fo groß wie ber Ertrag von 
10 fruchtbaren landwirtichaftlihen Großbetrieben. Eine einzige Straße in 
Berlin, wie die Leipzigerftraße, enthält mehr Großgrundbefig wie die ganze 
Provinz Brandenburg zufammengenommen. Der Großftädter weiß nicht? von 
diefen Latifundien, und wenn er es weiß, fo fieht er daran nichts, was die 
Offentlichkeit intereffierte. Unfer Stammgaft bei Siechen würde zum zweiten 
Male nah unferer Stirn faſſen, wenn wir ihm jagten, daß Ddiefe enormen 
Werte von ihm und feinen Mitbürgern verzinft werden müſſen. ... 


„... Ungenommen, daß die Ausgaben des Großſtädters um ben ſechſten 
Teil höher find, dadurch, daß der nadte Boden im Laufe der Kahre um ſoviel 
teuerer geworden ift, fo bedeutet das nichts anderes, als daß der Großitädter 
fünf Tage für fi und den fehlten Tag auf bem Gute des Berliner Großgrund- 
befigerd und zwar umfonft arbeitet. Die Analogie zmwifchen Stadt und Land 
wirb noch augenfälliger, wern man bie Zahl der Beliger ins Yuge faßt. Co 
gibt es in Berlin bei einer Einwohnerzahl von 2 Millionen nur etwa 24000 
Grundbefiter. Sieht man den noch unbebauten Boden in Betracht, der ſich 
zum bebauten wie 2 zu 3 verhält, jo ergibt fich, daß die ungeheueren Werte 
im Befige meniger Terrain-Gejellichaften und einiger Banken fich befinden. 
Der überwiegende politiihe Einfluß bes Großgrundbefiter® auf dem Lande, 
ber ein beliebtes Thema ber linksſtehenden Parteien ift, erhält fein Gegenftüd 
in der Stadt, wo die Hälfte ber fommunalen Bertreter Grundbefiger fein müſſen, 
fo daß beifpielamweife die 24000 Berliner Großgrundbefiger foviel Abgeordnete 
ftellen dürfen, wie die übrigen zwei Millionen Berliner zufammen. . . .” 


— 
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Freilich müfjen wir ung bei diefer ganzen Betrachtung über die 
finanzielle Belaftung der Bevölkerung durch die hohen Bodenpreife 
vor einen Fehler hüten. Wir dürfen nicht ohne jeden Borbehalt 
ala Nachteile unſres Stadterweiterungsſyſtems die im vorigen Abfchnitte 
dargelegte Bufammenpreffung ber Bevölkerung im Mietkaſernenſyſteme 
anrehnen und in vollem Umfange die eben dargelegten finan- 
ziellen Belaftungen noch außerdem. Es ift vielmehr anzunehmen, dab 
wenn wir ein andre Stabterweiterungsfyften mit ganz billigen Boden- 
preifen gehabt hätten und noch hätten, die Anfiedlung zwar viel mweit- 
räumiger und gartenmäßiger ausgefallen wäre, die Mietiwerte der 
Wohnungen uſw. ſich aber nicht um den vollen Betrag der eben er» 
wähnten Belaftungen geringer geftellt hätten. Denn das Mietlafernen- 
ſyſtem erzielt auf jeden Fall natürlich in bezug auf die verwandte 
Bodenmenge, und in bezug auf die Baukoſten möglicherweiſe Erjpar- 
niffe, welche beide jet vermutlich vor allem zu einer Erhöhung des 
Bodenpreife3 benußt werden. Da diefe Erfparniffe bei der in Rede 
ttehenden ganz andren Anfiedlungs- und Baumeife megfielen, fo 
fönnten aud) die Mietwerte der Wohnungen uſw. nicht um den vollen 
Betrag zwiſchen dem unter folden PBerhältniffen vorhandenen und 
dem jeßigen Vodenwerte niedriger fein. | 

Endlich wollen wir auch nicht unterlaffen anzumerken, daß die oben 
von und angeführten Wietbelajtungen durch die hohen Bodenwerte 
nit ausnahmslos in vollem Betrage ala Folgen unfres Gtadter- 
weiterungsſyſtems anzufehen find. Sie können zum Teil bis zu einem 
gewiſſen Grade auch auf natürlichen Borzugslagen einzelner Grund- 
ftüde wie ganzer Gegenden beruhen, wie fie auch unter einem andren 
Stabdterweiterungsfyftem wieder vorfommen würden. Indes iſt doch 
anzunehmen, daß der Großteil der hohen Bodenwerte der bebauten 
Grundftüde unfrer größeren Städte und ihrer näheren Bororte, min» 
deſtens in ben mehr peripherijch gelegnen Teilen, einfad) eine Folge 
unsre jebigen Stadterweiterungsſyſtems ift. 

Natürlich müſſen diefe ſtarken finanziellen Belaftungen außer- 
ordentlich verfehlechternd auf unfre Wohnungsperhältniffe ein» 
wirken. Nachdem diefe jchon durch das Mietkaſernenſyſtem auf das 
übelfte beeinflußt worden find, tritt nun noch eine Berteuerung der 
Mieten hinzu, welche naturgemäß in hohem Grade auf Einſchränkung 
in Zahl und Größe der Räume wirkt. Das Troftlofeite ift aber viel- 
leicht, daß infolge der im 7. Kapitel dargelegten „Erprefjungstendenz‘ 
de3 Bauftellenpreijes mit ber Gefahr gerechnet werden muß, dab auch 
Berbefjerungen der Wohnungsverhältniffe, die etwa durch Berbilligung 
des Bauens oder ähnliche Umjtände an fich erzielt werden Fönnten, 
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zum großen Teil dadurch unmöglich gemacht werden, daß der gierige 
Bodenpreis bie entftehenden Borteile an ſich reißt. 

Im übrigen möchten wir nur noch auf einen Punkt hinweiſen, 
in bem ſich ber hohe Bodenpreis der Berbejferung der Unfiedlungs- 
verhältniffe und der Baumeife äußerſt Hinderlich zeigt, und das iſt die 
Neform der Bauordnungen und Bebauungspläne im Sinne 
einer geringeren baulichen Ausnutzung der Grunditüde, alfo in einer 
dem Mietkaſernenſyſtem entgegengefegten Richtung. Wir möchten natür= 
tih den hohen Wert folder Bauordnungen und Bebauungspläne in 
feiner Weife herabfegen, aber es erjcheint uns doch jehr fraglich, ob es 
überhaupt möglich ift, auf diefem Wege unter den zurzeit gegebnen 
Berhältnijien das Ziel wirklich zu erreichen, das man erreichen will. 
Daß bei der NReformierung der Bauordnungen und der Bebauungspläne 
im Sinne mweiträumiger Bauweiſe auf die einmal beftehenden Boden- 
werte in fehr erheblihen Maße NRüdficht genommen werden muß, 
liegt auf der Hand. Schon hierdurch ift eine dDurchgreifende Wirkung 
in vielen Fällen auögefchloffen. Aber man kann auch fehr zweifeln, 
ob auch nur da, wo die Bodenwerte noch fehr niedrig find, fich die 
gewünfchte mweiträumige Baumeife mit großen Höfen und anfehn- 
lihen Gärten durch Bauordnung und Bebauungsplan erzielen läßt, 
namentlid) auf die Dauer. Nah ben Auseinanderjegungen unſres 
7. Rapitel3 wird man begreifen, daß in unfren größeren Städten und 
ihren näheren Vororten bei den Befitern des noch unbebauten Landes 
allgemein nicht nur ein flarfe8 Drängen auf hochgetriebne Boden- 
preije bejteht, fondern fehr vielfach auch die Macht, diefem Drängen 
Nachdruck zu verleihen. Ganz fcharfe Beitimmungen betreff3 ber Aus⸗ 
nugung ber Grundftüde können ja ſchließlich Bauordnung und Be— 
bauungsplan überhaupt nicht treffen; fie find doch immer Anordnungen, 
die allgemeine Gültigkeit haben follen und die deswegen auch auf die 
immerhin zahlreichen Fälle Nüdficht nehmen müffen, wo foldhe ganz 
fharfen Beitimmungen nicht angebracht wären. Verzichten aber einmal 
Bauordnung und Bebauungsplan auf ſolche ganz ſcharfe Beitimmungen, 
fo finden die Erbauer der Häufer unter dem Drud der fteigenden 
Bobenpreife ſchon Mittel und Wege, um troß allem eine fehr erkleckliche 
baulihe Ausnugung der Grundftüde zu ermöglichen. Wo Dies aber 
nicht möglich ift, ba beginnt dann das Nennen und Laufen um 
Dispenzbemwilligungen, und welche Behörde könnte fich folcden Anfuchen 
ganz entziehen, wenn diefe durch den Nachweis wirklich erlittner oder 
drohender finanzieller Schädigungen und vielleicht vollends durch aller- 
hand perjönliche Beziehungen unterftügt werden! Und ähnlich, nur 
noch wahrjcheinlich viel ftärker ald um Dispenje, bemühen fich bie 
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Bauunternehmer und andre ntereffenten um allgemeine Abänderun- 
gen und Milderungen ihnen Hinderlicher ſcharfer Bauordnungen und 
Bebauungspläne. Der Sturm gegen die Berliner Borort-Bauordnung 
ift ja noch in guter Erinnerung. Und auch hier liegt die Gefahr des 
Zurückweichens der Behörden gegenüber dem Lärm in der Preſſe, der 
Vertretung ber Sntereffenten in den Parlamenten uſw. nahe. An- 
geficht3 aller diefer Tatfachen muß man fich eben doch fragen, welches 
Maß von Wirkung durch Bauorbnungen und Bebauungspläne unter 
den gegenwärtigen Verhältniſſen überhaupt zu erzielen ift. Solange 
die ganzen Umſtände unfrer Stadterweiterung, in den größeren 
Städten wenigſtens, förmlich automatifch einen hohen Bodenpreig er» 
zeugen, erfcheint e8 kaum möglih, daß durch Bauordnungen umd 
Bebauungspläne eine Baumweife und eine Grundſtücksausnutzung er- 
zivungen werden, wie fie eigentlich nur da zu Haufe jein können, mo 
der Grund und Boden billig ift und es auf eine Anzahl Duabrat- 
meter mehr oder weniger nicht anlommt. Es liegt uns felbjtveritändlich 
ganz fern, ben Bemühungen um eine Berbefferung unfrer Bauord⸗ 
nungen und Bebauungspläne in den Arın fallen zu wollen, aber e3 
erfcheint ung doch, daß dieje Bemühungen erft dann, wenn wir fie durd) 
ein Stadterweiterungsſyſtem unterjtügen, melches billige Bodenpreife 
liefert, die richtigen Triumphe feiern werden. Man wird dieſen Ge- 
ſichtspunkt auch bei den jet beginnenden Beitrebungen auf große, ge- 
meinfame Bebauungspläne für Großftäbte zufammen mit ihrer ganzen 
weiteren Umgebung, 3. B. für Groß-Berlin, ja nicht aus dem Auge 
laſſen dürfen. 


Im übrigen führen wir nur ſchnell nod) ein paar furze Belege 
für die vorftehend dDargelegte Schmierigfeit an, unter den gegenwärtigen 
Verhältniffen durch Bauordnungen und Bebauungspläne dauernd Die 
gewünſchte weiträumige Bauweiſe zu erzielen. So lefen wir z. B. bei 
Rudolf Eberſtadt: „Rheiniſche Wohnverhältnijfe” (©. 
Fiſcher, Jena, 1903) auf Seite 94/95 folgendes: 


„... Die in dem Berliner Bebauungsplan von 1850 nod) deutlich erfenn- 
bare Abjicht war, daß die damals gefchaffnen großen Baublöde (von etwa 
400 Meter Länge und 250 Meter Tiefe) nur an ben äußeren Rändern, d. i. 
an den Straßenfronten, bebaut werben follten, während das innere für Gärten 
frei bleiben follte. Diefe Vorausſetzung ließ fich in der Praxis indes nicht 
aufreht erhalten. Die Grundbefiger gingen bald dazu über, das urfprünglich 
für Gärten bejtimmte Innere der tiefen Blocks mit Hofgebäuden (Hofwohnungen) 
zu befegen, jo daß fich Hier die Form der Mietlaferne ungewollt ausbildete. Bei 
der jpäteren Ausdehnung Berlins, die durch den Bebauungsplan von 1861—63 
eingeleitet wurde, ging man dagegen in bemußter Abſicht und fuftematifch vor. 
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Die Baublöde wurden von vornherein zur Anlage von Mietlajernen beftimmt; 
das Mafjenmiethaus gab die Grundlage der gefamten Bodenparzellierung ab... .” 
Für das Gebiet ber Berliner Vororte fagt weiter Paul 
Voigt („Grundrente und Wohnungsfrage uſw.“ ©. 136) im Anfchluß 
on feine Schilderung der Vorgänge vor, bei und nad Erlaß Der 
befannten 1893er Bauordnung für diefe Gebiete nachſtehendes: 

„... Die ganze Entwidlung des Baurechtes in den Vororten ift 
harakterifiert durch eine zunehmende Konnivenz ber Behörden gegenüber den 
Antereffen und Beftrebungen der Spelulanten. So bedauerlich die dadurd) 
veranlaßte Verſchlechterung der Wohnungsverhältnijfe ift, fo wäre es doch 
andrerſeits verfehlt, gegen Die Negierung deömegen befonders harte Vorwürfe 
zu erheben. Solange ſich die öffentliche Meinung der Reform der Bauordnungen 
gegenüber fo vollftändig apathifch mie bisher verhält, folange das vollswirtichaft- 
lihe Märchen von der billigen Mietlaferne noch allgemein Gläubige findet, 
folange wird feine Regierung auf die Dauer dem Anfturm der Spefulanten mit 
Erfolg widerftehen können, die in ben angejehenften Organen ber Tagesprejie, 
in der Bollövertretung und ihren Kommiſſionen und in ben Gemeinde- 
verwaltungen mit Rührigkeit und Eifer ihre Intereſſen vertreten. .. .” 

Endlich finden wir in einem Artikel von Stadtbeirat Dr. Schott 
in Mannheim in der Zeitfehrift für Wohnungswejen vom 25. März 
1907, der eine Beiprehung einer Denlihrift des Mannheimer Ober- 
bürgermeijter3 Bed bringt, folgende auf Mannheim bezügliche Stelle: 

„... Eine auf ganz moderner Grundlage unter Mitwirfung Baumeifters 
bearbeitete Bauordnung ift 1901 in Kraft getreten. Auf ihre einzelnen Be— 
flimmungen Tann bier nicht weiter eingegangen werden. Bei ihrer jcharfen 
Belämpfung der übermäßigen Naum- und Bodenausnutzung hat fie fich unter 
den Bodenjpefulanten und Bauunternehmern grimmige Feinde zugezogen. Auch 
die Induſtrie hat teilweife gegen fie mobil gemacht, fo daß einzelne Milderungen 
der Bauporjchriften bereit3 gewährt werben mußten. Es märe zu bedauern, 
wenn allmählich wieder das Beſte von ihr abbrödeln würde... . .“ 


4. Volksgeſundheit. 

Daß unfre hohen Bodenpreife und das aus ihnen quellfende Miet- 
fafernenfgftem auch äußerft bedenklihe Wirkungen auf die Volksge— 
jundheit ausüben, kann wohl nicht geleugnet werben. Natürlich können 
wir diefen Punkt nicht entfernt erjchöpfend behandeln, nur einiges 
fei ausgeführt. 

Die finanzielle Belaftung der Bevölkerung, bie fi) namentlich 
in einem erheblichen Aufſchlag auf. bie Mieten ausdrüdt, muß zu 
einer Verfchlechterung der Lebenshaltung führen. Das Mietlajernen- 
ſyſtem, die ftarfe bauliche Ausnugung der Grundftüde überhaupt be— 
deutet mehr oder minder einen Mangel an Licht, Zuft und Sonnen 
ſchein, an Bewegungsmöglichkeit in erfrifchender, freier Umgebung für 
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Kinder und Erwachſene; es nimmt auch die Möglichkeit zu der ge= 
ſundheitlich förderlichen Gartenarbeit, beeinträchtigt Die Lebensfreude 
und beeinflußt, wie wir früher gefehen Haben, auch die Ernährung in 
üblem Sinne. Es leuchtet ein, daß jich ſchwere Gefundheitsfchädigungen 
ala Folgen von alledem auf die Dauer geradezu einjtellen müffen. 
In Betracht kommen bürften vor allem allgemeine Schwädhlichkeit 
und geringere Widerſtandskraft gegen Krankheiten überhaupt, Stro- 
fulofe, Beförderung von Nerven-, Geiites- und Gemütsfrantheiten ſowie 
der Geſchlechtskrankheiten und des Alkoholismus, endlich die Sommer- 
jterblichfeit der Säuglinge und die Tuberfulofe, von welchen beiden 
wir weiter unten noch beſonders reden merden. 


Lehrreich und erjchütternd in Diefer Richtung ift, was ber eng«- 
liihe Premierminilter Sir Campbell-Bannerman vor furzem in 
einer Nede in Glasgow jagte, die wir nad) den Daily News vom 
26. Januar 1907 zitieren. Die engliichen Städte Tennen ja zivar 
im allgemeinen unfer Mietfajernenfyftem nicht, wohl aber haben jie 
dafür ein gleichfalls jehr unerfreuliches, enges und armjeliges Ge— 
wirr einer unendlihen Mafje von Heinen Häufern ohne Gärten und 
mit nur Heinen Höfen, alfo VBerhältniffe, die in bezug auf die gefund- 
beitliche Wirfung mit den unjren immerhin verglichen werben können. 
Und da fagte nun der Minifter u. a. folgendes: 


„... Rad) und nad) find wir zur Anerkennung der Tatfache gelommen, 
daß die Zufammendrängung menfchlicher Weſen in dichten Maffen einen Zuftand 
der Dinge bedeutet, der wider die Natur ift, und daß, wenn nicht eine macht⸗ 
volle, in entgegengejester Richtung wirfende Tätigfeit herbeigeführt wird, das 
Ende bie leidvolle und allmähliche Vernichtung der Maffen der Bevölkerung 
fein muß. Und warum? Wir befinden uns auf dem harten Boden phufiicher 
Tatſachen. Die Antwort ift, daß, wenn die Macht ber Luft und des Boden? 
der Aufgabe nicht entjprechend ift, die auf fie gemälzt wird, die Luft und ber 
Boden ſich felber rächen werden. Hier und anderwärt3 haben fie heute das 
Scaufpiel von unzähligen Taufenden unfrer Landsleute und in noch viel 
größerer Zahl von Kindern, welche vor Hunger nah Luft und Raum und 
Sonnenſchein, alfo nad) denjenigen Elementen, melde fo recht eigentlid) ein 
gefundes und glückliches Leben möglich machen, umlommen. Das ift eine Be⸗— 
trachtung bes ftädtifchen Lebens, die allmählich in Herz, Verftand und Ge- 
willen unfres Volles Heimifch wird. Diefe Betrachtung ift fo ſchrecklich, daß ſie 
nicht abgewiefen werden kann. Was find unfer Neichtum, unfre Gelehrjamfeit 
und bie feinfte Blüte unfrer Bivilifation, unfre Verfaffung, und unfre politifchen 
Theorien — was find fie als Staub und Ufche, wenn die Männer und rauen, 
durch deren Wrbeit die ganze gefellfchaftliche Unternehmung aufrecht erhalten 
wird, dazu verurteilt find, zu leben und zu fterben in Dunkelheit und Elend 
auf bem Boden unfrer großen Städte? .... .” 
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Kinder und Erwacjene; e3 nimmt aud die Möglichkeit zu der ge- 
fundheitlich förderlichen Gartenarbeit, beeinträchtigt die Lebensfreude 
und beeinflußt, wie wir früher gejehen haben, auch Die Ernährung in 
üblem Sinne. Es leuchtet ein, daß fich ſchwere Geſundheitsſchädigungen 
al3 Folgen von alledem auf die Dauer geradezu einftellen müjjen. 
Sn Betracht kommen dürften vor allem allgemeine Schwächlichkeit 
und geringere Widerſtandskraft gegen Krankheiten überhaupt, Skro⸗ 
fuloje, Beförderung von Nerven», Geifted- und Gemütskrankheiten ſowie 
der Geichlechtäfrankheiten und des Alloholismug, endlich die Sommer⸗ 
jterblichfeit der Säuglinge und die Tuberkuloje, von welchen beiden 
wir weiter unten noch befonderg reden werden. 

Lehrreich und erfchütternd in dieſer Richtung ift, was ber eng» 
liche PBremierminifter Str Sampbell-Bannerman vor furzem in 
einer Rede in Glasgow fagte, die wir nad) den Daily News vom 
26. Januar 1907 zitieren. Die engliihen Städte kennen ja zwar 
im allgemeinen unjer Mietlajernenfgftem nicht, wohl aber haben jie 
dafür ein gleichfall3 jehr unerfreuliches, enges und armſeliges Ge— 
wirr einer unendlien Mafje von Heinen Häufern ohne Gärten und 
mit nur Kleinen Höfen, aljo VBerhältniffe, die in bezug auf Die gejund« 
heitlihe Wirkung mit den unſren immerhin verglichen werden können. 
Und da ſagte nun der Minifter u. a. folgendes: 


„... Nach und nad) find wir zur Anerkennung der Tatjache gelommen, 
daß die Zufammendrängung menfchlicher Weſen in dichten Maffen einen Zuftand 
der Dinge bedeutet, der wider die Natur ift, und daß, wenn nicht eine macht- 
volfe, in entgegengejegter Richtung wirkende Tätigfeit herbeigeführt wird, das 
Ende die leidvolle und allmähliche Vernichtung der Maffen der Bevölkerung 
fein muß. Und warum? Wir befinden ung auf dem harten Boden phyſiſcher 
Tatfachen. Die Antwort ift, dab, wenn die Macht der Luft und des Bodens 
der Aufgabe nicht entiprechend ift, die auf fie gemälzt wird, Die Luft und ber 
Boden ſich felber rächen werden. Hier und anderwärts haben fie heute das 
Scaufpiel von unzähligen Taufenden unfrer Landsleute und in noch viel 
größerer Bahl von Kindern, welche vor Hunger nad Luft und Raum und 
Sonnenschein, alfo nach denjenigen Elementen, welche fo recht eigentlich ein 
geſundes und glückliches Leben möglich machen, umlommen. Das ift eine Be- 
trachtung des ftäbtifchen Lebens, die allmählich in Herz, Verſtand und Ge— 
wiifen unfres Volkes heimisch wird. Diefe Betrachtung ift fo ſchrecklich, daß jie 
nicht abgewiefen werden kann. Was find unfer Reichtum, unſre Gelehrjamteit 
und die feinfte Blüte unfrer Zivilifation, unfre Verfaffung, und unfre politifchen 
Theorien — was find fie als Staub und Aſche, wenn die Männer und Frauen, 
durch deren Wrbeit die ganze gefellfchaftliche Unternehmung aufrecht erhalten 
wird, dazu verurteilt find, zu leben und zu flerben in Dunkelheit und Elend 
auf dem Boden unfrer großen Städte?.. . .“ 
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Insbeſondre möchten wir jedoch noch, wie fchon angedeutet, darauf 
aufmerffam machen, daß zwei der fchredlihiten Würgengel unfres 
Volks, nämlich die fommerliche Säuglingsfterblichleit und die Tuber- 
fulofe, eng mit dem Mietlafernenfyftem und der Abſperrung von Licht 
und frifher Luft zufammenhängen. E83 ift natürlich nicht unſres 
Amtes, una in die Gtreitfragen der medizinischen Wiffenfchaft zu 
mifchen, und wir nehmen daher von den beiden nachfolgenden Zeug⸗ 
niffen auch nur in dem Sinne Notiz, daß fie eine Vermutung, einen 
Verdacht gegen unfre jebigen Serhältniffe begründen, nicht in dem, 
daß fie bereit3 einen völligen Beweis liefern follen; aber ein ſolcher 
Verdacht ſcheint uns durch fie allerdings ſtark begründet. 

In dem Archiv für Kinberheilfunde Hat im vorigen Jahr im 
44. Band, Heft 1—3 der Dresdner Arzt Dr. Meinert eine außer- 
ordentlich bemerkenswerte Arbeit über Säuglingsfterblichkeit und Woh- 
nungsfrage geliefert. Er kommt darin auf Grund eine umfaffenden 
wiffenfchaftlihen Material zu dem Schluffe, daß da3 gewaltige ſom⸗ 
merlihe Anfteigen der Säuglingsſterblichkeit verurfacht 
fei durch die fommerlihe Durhhhigung der Gebäude und Wohnungen 
ba, wo, wie in Mietlafernen-Bierteln u. dgl., während der heißen 
Sommerperiode eine richtige Auskühlung, gute Ventilation und das 
Hinzutreten von friſchem Wind während längerer Zeit ausgefchloffen 
feien. Dadurch trete bei den in biefen Gebäuden lebenden Perfonen, 
insbejondre bei den noch nicht lauffähigen und in ihren Bettchen 
ftedenden Säuglingen eine Wärmeftauung ein, melde zu Kranfheits- 
erfeheinungen ähnlich dem Hibfchlag führe. In Verfolg diefer Aus— 
einanderjfegung bringt Meinert u. a. folgende Stelle: 

„... Wenn eine Durch hohe Sterblichkeit berüchtigte Großſtadt alle 
Quartiere, in denen dieſelbe herrſcht, niederlegen, durch Parkanlagen erfegen 
und die obdachlos Gewordenen in freier Lage vor dem Tor anfiedeln Lönnte, 
fo müßte da3 nad) vorftehendem, auch wenn die Ernährung der Säuglinge ganz 
diefelbe bliebe, ein außerordentliche8 BZurüdgehen ber Sterblichleitsziffer im 
Gefolge haben. Dies Erperiment ift in der Tat, wenn auch unbewußt, gemacht 
worden, und zwar in England... . .” 


Meinert jchließt feine Abhandlung mit ben Worten: „Wir ſuchen 
ben Feind, wo er fich nicht befindet. Folgen wir ihm in feine wahren 
Schlupfwintel! Die Frage der Hohen Säuglingsfterblichfeit ift im 
mwejentlichen eine Wohnungsfrage.” 

Was die Tuberfulofe anlangt, fo find in Paris und andren 
franzöſiſchen Städten feit etwa 1894 fogenannte Sanität3-Häuferregijter 
(casiers sanitaires) geführt worden. Sie geben genauen Aufichluß 
über die Todesfälle an anftedenden Krankheiten und jo auch an 
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Tuberhuloje, die in jedem einzelnen Haufe vorgelommen find. Im 
Maiheft 1906 der Zeitſchrift „Tuberkuloſis“, herausgegeben von Pro- 
feffor Dr. Pannwit-Berlin, findet fih nun eine äußerſt michtige 
Arbeit von Dr. Lucien Graux⸗Paris, in der er an ber Hand ber eben 
erwähnten Tuberkuloſe⸗Statiſtik der einzelnen Häufer Auffchluß Darüber 
gibt, an welchen Orten bie Zuberfulofe befonder3 zu haften ſcheint. 
Man ilt da zu dem überrafhenden Schluffe gelommen, daß e3 offen- 
bar eine relativ geringe Zahl von Häufern ift, welche die Brutftätten 
von Zuberkulofe bilden, und zwar fpeziell Diejenigen, wo infolge der 
engen Bauarı Licht und Sonnenfchein nur wenig hineindringen können. 
Laſſen wir Dr. Graux felber reden. Er fagt unter anderem: 

„... Die Urkunden des Sanität&-Häuferregifterd erlauben uns alfo, 
die Tuberkuloſehäuſer feftzuftellen. Es ergibt fi) da im gegenwärtigen Augen- 
blid eine jehr deutliche Tatfache: das ift der Einfluß der Sonne. Überall, wo 
Die Sonne eindringt, mwiderfteht ber Tuberkelbazillus nicht, überall, wo fie 
nicht eindringen kann, kann fi ein Tuberkulofe-Herd finden. Ungefunde und 
ſchmutzige Häufer wie befanntermaßen diejenigen, Die man nahe bei den 
Befeftigungen trifft, zeigen da, wo fie von Licht und Sonne umgeben find, 
feine Fälle von Tuberfulofe, während Häufer, die erft vor kurzer Zeit in ben 
reihen Quartieren errichtet und mit großem Luxus gebaut find, zuweilen wahre 
Tuberfuloje-Herde enthalten, wenn fie Heine Höfe haben, auf melchen eine 
zahlreiche Dienftbotenbevdlferung ihren Tag verbringt... . .” 

Doch liegt es ja fchließlich für ben gefunden Menfchenverftand 
auf ber Hand, da Krankheiten folcher Art durch eine fo unnatür- 
liche Anſiedlungsweiſe, wie fie uns durch die hohen Bodenpreife und 
das Mietfafernenfyftem aufgezwungen wird, fehr begünſtigt werden 
müſſen. 

Was aber derartige Geſundheitseinfüſſe für die wirtſchaftliche 
Kraft und namentlich auch für die Wehrhaftigkeit des deutfchen 
Volles bedeuten, ift zu befannt, als daß wir und damit hier aufhalten 
follten. Nur das möchten wir bemerfen, baß die Heere, welche Die 
Kriege von 1864, 66 und 70 gewannen, ficher nicht aus Quartieren 
ſtammten, wo die Rinder feinen rechten Raum zum Spielen im Freien 
unb die Erwachſenen feine rechte Luft, feine Sonne und feinen An- 
ſchluß an die Natur mehr hatten. Wir glauben feit, daß aud) Die 
Bevölkerung größerer Städte an ſich fehr wohl ein recht Teiftungs- 
fähiges und gefundes Gefchlecht auf die Dauer werden Tann, aber reis 
fih wird es dazu gewaltiger Ummälzungen in unſrem Anfiedlung?- 
weſen bebürfen. 

5. Moraliſche Folgen. 

Welche entfittlihenden Folgen aus unfrem Stadtermweiterungs- 

ſyſteme mit feinen hohen Bodenpreifen und dem Mietlafernenmefen 
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insbefondre für unsre ärmeren Klaſſen quellen müfjen, liegt auf der 
Hand. Wir gehen darauf hier nicht weiter ein, da dieſe Folgen unter 
dem Geſichtspunkte der Folgen fchlechter Wohnungsverhältniffe oft 
genug geichildert worden find und wir einen erheblichen Zeil der- 
ſelben auch fchon in unfrem Abſchnitt 2 oben über dad Mietfajernen- 
ſyſtem u. dgl. dargelegt Haben; ein paar fpezielle Worte über 
Alkoholismus ſowie über Sittlichleit im engeren Sinne finden fid 
überdies noch am Schluffe dieſes Abſchnittes 5. Dagegen möchten wir 
die Aufmerffamleit auf einige andre Folgen movalifcher und Tultureller 
Art lenken, die an fich zwar aud) bekannt, aber doch nur erit felten 
in den richtigen Zufammenhang mit der ſtädtiſchen Bodenfrage gebradht 
worden Sind. 


Unfer Stadterweiterungsfyftem bringt e3 mit jich, daß am Boden 
der anwachſenden Städte große Reihtümer ziemlih unverdient 
gewonnen worden find und noch immer weiter werden, und zwar noch 
dazu oft recht jchnell, und wir wiſſen ja auch, wen fie zufallen. Da 
find die Urbejiger, wie klug gewordne Landwirte, Gärtner u. dgl., da 
find ferner die Spekulanten nit Zwangsſtücken, erfolgreiche Terrain 
unternehmer und Baujtellenjpelulanten, auch glüdliche Häuferfpefulanten 
in Beiten auffteigender Konjunktur u. dgl. m. Für die außerordent- 
Iihe Ausdehnung diefer modernen Neichtumsbildung werden wir im 
nächſten Abſchnitte einige Zeugniffe vorführen. Hier fei nur als Zllu- 
jtration ein bejonderd marfantes Beifpiel au8 Paul Voigt „Grund- 
rente und Wohnungsfrage uſw.“, Seite 109, angeführt. Der genannte 
Autor behandelt dort die Gefchichte der Berliner Umgegend vor bem 
0er Krieg und insbeſondre die preußische Agrarreform und deren 
Abſchluß durch das Ablöfungsgefeg vom 2. März 1850. Bei biejer 
Gelegenheit fagt er folgendes: 


„... Erit jeit 1850 find alle Bauern Koffäten und Büdner und alle 
die zahlreichen Koloniften in den Dörfern der Waldgebiete freie Grundeigen- 
tümer geworden. Kaum war diefe Umwandlung erfolgt, faum war das mittel- 
alterliche gebundene Grundeigentum formell bejeitigt, noch waren die nun 
mehrigen freien Eigentümer mit der Ablöfung ihrer dinglichen Laften befchäftigt, 
als auch Schon in einer Anzahl von Dörfern bei Berlin die moderne Boden- 
ipefulation, die zu ihrer vollen Entfaltung des freien Grundeigentum bedarf, 
einjegte und den märfifchen Sandboden für feine Befiter in Falifornifche 
Goldfelder verwandelte. Bauern und Koffäten, die bisweilen noch in ber 
Erbuntertänigfeit geboren waren, die vielfach felbft noch Hatten Hofbdienfte 
leiften müffen, wurden ſchon in den fechziger Jahren und vor allem zu Anfang 
der fiebziger Jahre in raſchem, unvermittelten Aufftieg aus Dürftigkeit und 
Unbildung, ohne die leiſeſte Anftrengung, ohne eine Spur eigener Tüchtigfeit 


— 
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und eigener Intelligenz zu reichen Leuten, oft zu Millionären umgewandelt. 
Es entitand jene eigentümliche foziale SKlaffe, die unter dem Namen ber 
„Millionenbauern‘ allgemein befannt geworden ift und auf die im meiteren 
Berlaufe der Darſtellung noch näher einzugehen fein wird. .. .” 


Ähnliches, wenn auch nicht fo ftark und fo raſch, hat fich natür— 
ih mafjenhaft in unfren anwachſenden Städten zugetragen. Es ift 
aber leicht einzufehen, daß auf diefe Weiſe geradezu eine Mafjenerzeu- 
gung von ausgeſprochenem Barvenütum, verfchärft noch durch das 
Unverbdiente dieſes Reichtums, ftattfinden mußte. Zwar find große 
Reichtümer ſchnell und oft auch ziemlich unverdient auch auf andren 
Gebieten in unfrer Beit vielfach gemonnen worden, aber die Bezieher 
der ſtädtiſchen Grundrente ftellen zu diefer ganzen Erfcheinung jicher 
ein jehr umfangreiche® Kontingent. Wir glauben, daß aus dieſem 
Parvenütum eine Menge vielbeflagter Züge des modernen gefellfchaft- 
lihen und fulturellen Lebens fich erflären und Daß diefe mithin aud) 
ſtark mit unfrem Stabterweiterungsfgftem und unfren Bodenzuftänden 
zufammenhängen. Wa8 dharafterifiert denn den Parvenü? Im Grunde 
doch die Tatjache, daß er über große Mittel verfügt und ſolche aud) 
ausgibt, ohne doch den Verftand und den Charakter zu ihrer richtigen 
Anmendung au befipen. Ohne ausgebildeten Geſchmack, ohne feinere 
Bildung überhaupt, ohne den Willen die Pflichten des Reihtums zu 
erfüllen, ja jogar ohne Kenntnis diefer Pflichten, vernachläffigt er die 
geiftigen, moralifhen und wirklichen Fulturellen Werte, denen er mit 
feinem NReichtum dienen könnte, und wendet feine Mittel für mehr 
oder minder grobe Genüffe und für ein äußerliches Streben, es ben 
Bornehmften und Neichiten gleichzutun, an. Aus folden Umjtänden 
quellen dann ganz natürlich jener unfinnige Luxus, jenes überladne 
Weſen auf allen äußeren Lebensgebieten, in Kleidung, Schmud, Zim⸗ 
mereintidhtung, Ejjen, Trinken, Reifen ufw., die wir fo ſehr be— 
Magen und die uns ſchließlich auch überaus Lächerlich anmuten. Da 
aber daS böſe Beifpiel boch ungemein anjtedend wirkt, zumal wenn 
e3 fo maffenhaft auftritt und über Neizmittel verfügt, die für Die 
Mehrzahl der Menjchen fo außerordentlich verlodend find, jo läßt ſich 
denfen, welche wahrhaft zerjtörende Wirkung auf das Streben und 
die Ausbildung einer wirklich feinen und gerechten Kultur dieſes 
Farvenütum ausüben muß. Man bedenke zum Beifpiel nur, baß dieſe 
Leute zum guten Teil den Stil unfrer Häufer außen und innen be- 
ftimmen, daß fie al3 die Inhaber der beiten Site im Theater auf 
unjre Bühne einen großen Einfluß haben, daß fie als Kunſtkäufer 
und Kunftmäcene auftreten — und e3 wird einen ein Grauen überlaufen 
darüber, was auf biefe Weiſe alles angerichtet wird! O Heilige und 
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uneingefchränttes Privateigentum am ftädtifchen Boden, was Haft Du 
alle auf dem Gemiffen! | 

Bei den modernen ftädtiichen Bodenreichtümern fommt nun aber, 
wie fchon erwähnt, als ſehr verfchärfend noch Hinzu, daß ſie nicht 
nur Schnell, fondern zu einem außerordentlich großen Teile auch fait 
ganz unverbient erworben worden find, während im Gegenfag dazu 
der fchnell in die Höhe gelommene große Induſtrie⸗ oder Handeläherr 
in der Regel doc) menigftend eine außerordentliche Arbeitäleiftung 
vollbracht Hat und eine große Schäßung der Arbeit befigt. Man wird 
Daher annehmen bürfen, daß diefe Bodenreichtümer ganz beſonders jtarf 
an denjenigen Schäden beteiligt find, die eben der unverdiente Ge— 
winn fo leicht nach fich zieht: Verſchwendung, Faulheit und Müßig- 
gang, Lotterleben, Augfchweifungen aller Art, — und das alles nicht nur 
für die betreffenden „Glückspilze“ felber, fondern durch ihr jchlechtes 
Beifpiel und ihre Geſellſchaft für weite Kreiſe anfitedend und ver= 
derblid). 

Für diefe Dinge laffen jich namhafte Zeugen anführen. Adolf 
Wagner 3. B. fagte in einem bei den Bodenreformern gehalinen 
Bortrage über „Wohnungsnot und ftädtifche Bodenfrage‘ vor einigen 
Sahren u. a. folgendes: 

„... Da ift mir aufgefallen, daß man zwar immer die Schäden nad» 
zumeifen fucht, welche die Steigerung der Bodenwerte durch die Spekulation 
zumege bringt. Aber es ift doch noch ein andrer Schaden zu erlennen. Wer 
bezieht denn diefe riefigen Gewinne, und wozu werden fie erworben? Wenn 
wir da hören, daß Leute mit allen Finefjen arbeiten, um fich der gerichtlichen 
Strafe zu entziehen, Leute, Die durch derartige Spekulationen vielfache Millionäre 
geworden find, ba fehen wir dann die Gefahren und die Verfuchungen, Die 
eintreten. Nur mit foldem leiht erworbenen Reichtum Tann fo 
maßlos frivoler Luxus getrieben werben, kann mit Taujenden und 
Hunderttaufenden um fich geworfen mwerben, um, eventuell im Wege der Be- 
ftehung, Befreiung von wohlverdienter Strafe zu erreihen. Auch da hängen 
die Dinge zufammen. ...“ 


Und Adolf Damaſchke fagt in der 4. Auflage feiner „Boden 
reform‘ auf Seite 78: 


„... Es muß geradezu ein Verhängnis für eine ganze Volkswirtſchaft 
werden, wenn es in ihr möglich ift, ohne Arbeit derartige Reichtümer zu 
erwerben, ein Verhängnis zulegt für die gefamte fittlihe Auffaffung, für Die 
Schägung der Arbeit, für die Begriffe von Recht und Unredt. Für alle, denen 
einmal die Augen durch die Bodenreform geöffnet find, fteht die Zuwachsrente 
ba im Hintergrund, wo ſchwere Schäben bes fittlichen Lebens fich offenbaren: 
Sclafftellenunmefen, Proftitution, Altoholmißbraud, Zunehmen des jugend» 
fihen Verbrechertums — das alles ift in feinem engen Zuſammenhang mit 
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Wohnungsnot und Wohnungselend heute in allen ernften reifen bekannt! 
Uber nicht nur in des Lebens Tiefen ift der Bodenwucher die verberbenbringende 
Urfache. Sch erinnere an den Prozeß Sternberg, des unglüdiichen Menfchen, 
dejjen Geld zum Fluch wurde, nicht nur für Frauen und Mädchen unfrez 
Bolfes, fondern auch für Beamte in allerlei Stellungen, zulept auch für ben 
Befiger jelbit und feine Freunde. Als der Gerichtäpräfident ihn fragte, wie er 
zu feinem Vermögen gelommen fei, da antwortete er: ‚ch habe ben Grundftod 
dazu gelegt, indem ich zunächſt in Berlin eine Grundſtücks⸗ und Hypotheken⸗ 
bank errichtete.‘ . . .“ 


Nun wird fi ja nicht leugnen laffen, daß fchließlich von dieſen 
NReichtümern, namentlih wenn fie andauern und fi) Tonfolidieren, 
da und dort au günftige moralifhe Folgen ausgehen. ber 
e3 iſt doch fchmwer anzunehmen, daß diefe auch nur annähernd fo ſtark 
ind Gewicht fallen follten wie die Schäden. 


Auf einen weiteren Punkt hat und das eben angeführte Zitat 
von Damafchke geführt: auf die weitgehende Srreführung unſres 
Urteil3 gegenüber dem materiellen Gewinn. Schließlich 
bleibt es doch eine Tatſache, daß fo ziemlich alles, was mir haben 
und verbraudhen, irgendwie auf menſchlicher Arbeit beruht, menfch- 
Iihe Unftrengungen und Mühen gefoftet hat. Es ift daher für alle 
Beit eine nicht abzumeifende fittliche Auffaffung und Forderung, daß, 
unfrem Verbrauch auch unſre Leiſtung entſprechen foll, daß, 
wie man wohl gejagt hat, wir der Welt jedenfall nicht mehr nehmen 
follen, ala wir ihr geben, daß mir in vollem Umfange das verdient 
haben follen, was mir verzehren, wenn bie Zeiftungen, mit benen 
wir bezahlen, auch keineswegs immer direft Geld-, und Marktwert 
zu baben brauchen. Wie verwirrt und entftellt aber der arbeitsloſe 
Bodengeminn dieſe einfache und natürliche Sachlage! Er eröffnet reiche 
Duellen nicht nur des einfachen Lebens, fondern gerade der Uppig— 
feit und des Luxus ohne Arbeit und wirkliches Verdienſt und wird 
fo zu einer fchweren Gefahr für unfer ganzes fittliches Urteil. Die 
leider fo landläufig gewordene Vorſtellung, ein reiher Mann fei eben 
damit aud) bereit? ein vornehmer Mann, gibt Zeugnis Davon, wie 
unreif unfre Anſchauungen in dieſer Beziehung find oder geworden 
jind. Bon dem Boden einer folhen Anſchauung aus, welche nur das 
Geld an fi, einerlei ob es wirklich verdient ift oder nicht, fchäßt, 
muß ſich dann auch eine materialiftifche, raffgierige, fpefulative Lebens⸗ 
auffafjung ausbreiten, deren Träger felber dann nur darauf bedacht 
find, möglichſt Schnell und möglichft mühelos Geld zu gewinnen. Es 
fann wohl nicht geleugnet werden, daß es neben der Börjenfpefulation 
vor allen die Bodenſpekulation ift, welche dieſem Geilte in weiteren 
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Kreifen unfrer modernen Gefellihaft Gelegenheit zur Betätigung und 
Nahrung gibt. Wie fich diefer Geiſt aud in reifen eingeniftet hat, 
die man eigentlich frei von ihm wähnen follte, dafür führen wir hier 
als Beleg eine beſonders draftiiche Stelle von Paul Voigt (Grunde 
vente und Wohnungsfrage, ©. 246) an. P. Voigt fchreibt da — etwa 
1900 — von den Bewohnern der Billenkolonie Grunewald bei Berlin: 


„sn der Kolonie Grunewald ſpekuliert jetzt beinahe alles. Es gibt hier 
faum eine populärere Ermerbötätigfeit. Wenn auch gelegentlich in den Salon 
der Grunewaldvillen die theoretifche Frage nad) der ethiſchen Berechtigung ber 
Zerrainipefulation aufgeworfen wird, fo jteht doch ihre praftiihe Bejahung 
längft außer jedem Zweifel. Der Terrainbefit gilt al3 die folidefte und ein- 
träglichfte Sparkajfe, der man feine Kapitalien zuführen Tann. Angehörige 
alfer Berufe haben eine größere oder Heinere Anzahl Bauftellen zum Zwecke 
geivinnreicher Wiederveräußerung erworben. Neben den erwerb3- und gewohn- 
heitämäßigen Spekulanten haben wir hier Amateur-Spekulanten in felten 
großer Zahl, die der Terrainspelulation im Grunewald ihr eigentümliches 
Gepräge verleihen. Neben verfchiedenen Kaufleuten, Fabrilanten und Bankiers, 
einzelnen Handwerkern, zahlreiden Arditelten und Ingenieuren, Maurern 
und Bimmermeiftern finden wir hier Beamte der verfchiedenften Rangklaſſen 
vom Wirklihen Geheimen Ober-Regierungsrat bis zum Poſtſekretär und Haupt- 
Taffenbuchhalter, Arzte und Apotheker find ebenfo wie Schriftfteller und Gelehrte, 
Univerfitätöprofefforen und Gymnaſiallehrer vertreten. Auch Künftler, Maler 
und Bildhauer, Sänger, Sängerinnen und Scaufpieler fehlen nit. Sogar 
einige Pfarrer haben es nicht verfchmäht, fich durch den Befit mehrerer Bau- 
ftellen die Sorge für den andern Tag in wirkungsvoller Weife zu erleichtern... .” 


Übrigeng fei bei diejer Gelegenheit angemerkt, daß aud das 
Ausland an der deutfhen Bodenfpefulation nidt unbe- 
‚trähtlih beteiligt ift. Rudolf Eberftadt jagt in feinem Buche „Der 
deutſche Kapitalmarkt”, 1901 (Dunder & Humblot), Seite 209: 

„... Sehr erheblich ift ferner, was nicht allgemein befannt zu fein fcheint, 
die Beteiligung des Auslandes an der Kapitalifierung de3 Bodens in Deutfchland. 
Bei der Finanzierung von Terraingefellichaften wird vielfach auslänbifches 
Kapital herangezogen. Auch ftehen Spekulationsgrundftüde größeren Umfanges 
ganz oder teilmeife im Beſitze ausländifcher Kapitaliften. Weiterhin ift hierbei 
noch der Abjat der Pfandbriefe unfrer Hypothelenbanfen im Auslande hervor- 
zubeben. ... .” 


Holländische Kapitaliften find zum Beiſpiel an Berliner Terrain- 
geichäften beteiligt, und für Düſſeldorf befteht, wie wir einer Notiz 
de3 Berliner Tageblattes vom 10. November 1906 entnehmen, ſo⸗ 
gar eine „Compagnie immobiliere de Düsseldorf“ in Paris, die vor 
furzem, um den deutjchen Geſetzen zu genügen, eine deutſche Filiale 
errichtet Hat. 
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Außerordentlich find weiter die fittlichen Schädigungen, die aus 
unfren Bodenzujtänden durch das Mittelglied des Bauſchwin— 
dels erwachſen. Über den Zuſammenhang zwiſchen unſren 
Bodenzuſtänden und dem Bauſchwindel haben wir uns bereits 
früher Seite 145, 146 und 287—89 ausgelaſſen; Hier wiederholen wir 
nur furz, daß das Streben der Bodenbefiter, |peziell wohl der Bau- 
ftellenzwifchenhändler, möglichft hohe Preife zu erzielen und überhaupt 
den Bauftellengewinn durd) Bebauung zu verwirflidhen, zur Annahme 
unbemittelter und häufig auch unfolider Bauunternehmer zwecks Bes 
bauung der Bauftellen führt; indem nun diefe Leute als Unternehmer 
großer Bauwerke auftreten und fi) umfangreiche Leiftungen und Lie— 
ferungen von den Bauhandmwerfern verfchaffen, während doc) das Bau- 
wert ſchon durch die Bauſtellen- und Baugelderhypothefen von vorn⸗ 
herein überlaftet iſt, kann es nicht fehlen, baß den Handwerkern jehr 
häufig große Verluſte entftehen. Es ift aber befannt und überflüfjig 
bier näher zu jchildern, welche ungeheuerlihe Mafje von Schwindel 
und Unmoral aller Art durch diejes ganze Syſtem aufgehäuft wird. 
Auch muß man doc annehmen, daß dringende Gefahr vorhanden ift, 
daß fchließlih auch die Handwerker felber durch! das fortgefeßt an 
ihnen begangene Unrecht demoralijiert werden. 

Eine der bebenflihften moraliiden Folgen unſres Stadterwei⸗ 
terungsſyſtems iſt weiter, daß es die Männer der fommunalen 
Selbftverwaltung in hohem Grade in die Verfuchung führt, ihre 
Amtstenntniffe oder diejenigen Kenntniffe, die ſie mit Hilfe ihrer 
amtliden Stellung erlangen Tönnen, mehr oder minder im Dienfte 
privater Vorteile zu mißbrauchen. Es ift das eine Angelegen- 
heit, die bei und noch viel zu wenig 'gewürdigt wird und die unſres 
Erachtens eine ſchwere und ernſte Gefahr für bie ftädtifche Selbſtver⸗ 
mwaltung bildet. Die Mitglieder der Stadtratd- und Stabtverordneten- 
follegien haben fortgefegt über Dinge zu entjcheiden, von denen fehr 
oft erhebliche Vermögensintereſſen der Mitglieder Diefer Kollegien ſelber 
oder von Freunden, Verwandten und Befannten abhängen. Nach unfren 
Beobachtungen find e8 hauptfählih Drei Gelegenheiten, die fi 
da auf unfrem Gebiete zu unlautrer Bereicherung bieten. Erſtens iſt 
e3 möglich, von Erwerbsabſichten, welche die Gemeinden betreff3 Diefer 
oder jener Grundſtücke, bebauter oder unbebauter, haben, vorzeitig 
Kenntnis zu erhalten und daraufhin dann das betreffende Grund- 
ftüd untet der Hand relativ billig anzulaufen, um es nachher mit 
Gewinn an die Gemeinde wieder abzuſetzen. Zweitens ift es möglich, 
fi) vorzeitig Kenntnis von Bebauungs⸗ und andren Vorfchriften zu 
verichaffen, die für ein noch unbebautes Gelände erlaffen werden follen, 
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oder gar diefe Borfchriften im Interefje eigner Vermögensvorteile 
zu beeinfluffen. Belanntermaßen hängen unter unfren Verhältniffen 
Wert und Preis eines noch unbebauten Gelände zum großen Zeile 
davon ab, welcher Grab baulicher Ausnugung für dieſes Gelände 
von der Behörde zugelafien wird. Eine je ftärfere und dichtere Be— 
bauung erlaubt wird, um fo höher ftellt fich im allgemeinen der Preiß. 
So können ohne weiteres von den Anordnungen der Behörden Gewinne 
oder Einbußen von Zehn⸗, ja von Hunderttaufenden von Mark ab- 
hängen. Es ijt Mar, welche Gelegenheit damit für weniger zart befaitete 
Gemüter gegeben ift, amtlich erlangte oder wenigſtens durch ein Amt 
in der ftädtiichen Verwaltung ermöglichte Kenntniffe in Geld umzu- 
fegen. Die dritte Gelegenheit endlich beiteht darin, durch Ausnutzung 
amtlichen Einfluffes die Auffchließung, den Straßenbau in einzelnen 
Gegenden, an benen man interejfiert ift, zu fördern, in andren kon⸗ 
furrierenden aber vielleicht Hintanzubalten. Hierdurch wird zwar ber 
abfolute Wert der betreffenden Gelände an ſich nicht verändert, wohl 
aber kann der Zeitpunkt feiner Verwirklichung erheblich verfrüht oder 
auch Hinausgefchoben und damit großer Gewinn oder auch Berluft 
an Binjen bewirkt werden. Unter öffentlicher Stadterweiterung da= 
gegen, etwa in dem Sinne, wie fie im vorigen Kapitel angenommen 
worden iſt oder auch wie fie im nächften Kapitel gejchildert werden foll, 
würden diefe Dinge, wenn auch nicht ganz, fo Doch großenteil une 
möglich fein. 

Es liegt und nun ganz fern, die Verwaltungen unfrer größeren 
Städte, auf die wir ja im großen und ganzen ſtolz fein Tönnen, 
einfach im allgemeinen der Unfauberkeit in diefen Beziehungen zu 
bejchuldigen; aber für den aufmerffamen Beobachter Tiegen doch, immer⸗ 
hin foviel Anzeichen vor, daß er mit Entfchiedenheit betonen muß, 
daß hier ernftlich etwas faul ift und Daß jedenfalls nicht ber Grab 
von Integrität vorhanden ift, wie wir ihn von ber GStaatöverwaltung 
her gewohnt find. Für dieſe unfre Behauptung nachfolgend einige 
Beugniife. 

Profejfor Bücher, der befannte Leipziger Nationalölonom, 
der felbjt mehrere Jahre Stadtverordneter in Leipgig mar, jagt in 
einem 1898 erjchienenen Vortrage „Die wirtfchaftlichen Aufgaben der 
modernen Stadtgemeinde” (Leipyig, Verlag Dr. Seele & Comp.), 
nachdem er die Grundftüdsfpefulation erwähnt hat, folgendes: 


„... Völlig befeitigen ließe fich dieſes Krebsübel des ftädtifchen Bau- 
weſens, das mit feinem giftigen Hauche bis in die an ber Spike ber Stabt- 
verwaltung ftehenden Körperfchaften eindringt, nur dann, wenn der Grund⸗ 
befig und jeine Bebauung, foweit e3 fi um bie Neuanlage von Straßen und 
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Stadtteilen Handelt, zur Gemeindefahe würde... ............ 
Heute figen nicht felten Bauintereffenten als Sachverftändige in den Bauaus- 
ihüffen der Stadtvertretung, ſpekulierende Immobiliengeſellſchaften üben einen 
maßgebenden Einfluß auf die Stadtverwaltung und ihre Beichlüffe in Be— 
bauungsjahen. Magijtrat und Stadtverordnnete bemühen ſich um die Wette, 
die Preife der Baupläge in Die Höhe zu treiben, welche bie Stadt etwa felbft 
zu verlaufen bat. Ich kann nicht umbin, hier an den Entrüftungsjtuem zu 
erinnern, der in dieſen Kreiſen ausbrach, al3 vor einen Zahre das Königlich 
Sächſiſche Minifterium des Innern eine Verordnung über Bebauungspläne 
und Bauvorſchriften erließ, welche die zu weit gehende Ausnugung des ftädtischen 
Baugrundes verhüten follte und in der diefe Behörde eine erfreuliche Höhe 
fozialer Einfiht bemwiefen hat. Ych bin nicht ficher, ob nicht demnächſt diefe 
jo notwendige und fo mweife Verordnung jenem Anfturm erliegen wird. Es 
würde das beweifen, daß die Macht der Finfternis und der Habjucht in den 
Städten ftärler geworden ift, als daß fie mit ben gemohnten Mitteln der 
Staatöverwaltung noch bezwungen werden Tann. . . .“ 

Weiter ein Bild aus Münden. In der Sigung der bairifchen 
Abgeordnetenkammer vom 4. März 1904, in welcher über den Entwurf 
eines Geſetzes, bie Grundwertabgabe betreffend, verhandelt wurde, fagte 
der fozialdemokratiihe Abgeordnete Dr. Freiherr von Haller 
u. a. folgendes: 

„... Und die Gemeinden, was jehen wir hier? Wir fjehen in den 
Kollegien die Manager von Terraingefellichaften in Ehrenämtern ſitzen — 
lucus anon lucendo— in fteter Fühlung mit den Geſchäften ber Gemeinde- 
terraingejellichaft Stadt Münden — ein unerhörter Zuftand! Wie oft hat bie 
„Münchner Poſt“ dieſes Verhältnis gegeißelt, wie oft find diefe Herren an 
den Pranger geftellt worden, allein feine Hand des Staates, feine Hand der 
Gemeinde, feine Hand ber Wähler hat ſich gerührt, um biefen unerhörten Zu⸗ 
ftänden ein Ende zu bereiten — kapitaliſtiſche Wirtfchaftsordnung! . .. .“ 

Und ein fo fühler und nüchterner Beurteiler, wie der erft vor 
furzem verftorbne DOberbürgermeifter Zweigert von Eſſen 
brachte am 25. April 1904 in einem Artikel über den preußifchen 
Wohnungsgeſetzentwurf in der Zeitfchrift für Wohnungsweſen u. a. 
folgende Stelle: 

„... Die geheimen Gemeinderatsfigungen der rheinifchen Landgemeinden 
find die Urjahe jo manches verjehlten, nur im Intereſſe der im Gemeinderat 
ligenden Grundbeſitzer aufgeftellten Bebauungaplanes. . . .” 

Es Iafjen fich aber auch [pezielle Fälle genug anführen, wo 
die Pflichten des ftädtifchen Amtes unter dem privaten Vermögens⸗ 
intereffe Not gelitten haben, obwohl naturgemäß nur wenige foldhe 
Fälle eben wirklich befannt werden dürften. In Dresden beging 
bor einiger Zeit ein Stadtverordneter Selbſtmord, und es ftellte ſich 
hinterher heraus, daß gegen ihn ber Verdacht vorlag, er habe ji 
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eine größere Summe von Eigentümern eines unbebauten Geländes 
in einer Dresdner Vorſtadt verfprechen laſſen dafür, daß er für Anlauf 
diefes Geländes zu Schulbauzweden wirken wolle. Gegen einen Dresd⸗ 
ner unbefoldeten Stadtrat ferner, der inzwiſchen aus Gefundheits- 
rüdjichten aus dem Amte gejchieden ift, wurde vor kurzem öffent» 
Yih die Beſchuldigung erhoben, feinerzeit, noch als Stadtverordneter, 
für die Erlaubnis einer dichteren Bebauung eines Geländes an ber 
Dresbner Peripherie gewirkt zu haben, an ber er felber finanziell 
intereffiert gewefen ſei. Diefer Vorwurf ift öffentlich nicht recht wider⸗ 
legt worden. 

In Köln ferner führte vor kurzem ein langjähriger dortiger Stadt- 
berordneter gegen die Berfaffer einer gegen ihn gerichteten Brofchüre 
einen großen Beleidigungsprozeß. Wenn auch die Beihuldigungen dieſer 
Broſchüre im’ allgemeinen fick als unrichtig herausftellten ung. ind» 
bejondere auch der Vorwurf eines Mißbrauches der Stabtverordneten- 
jtellung des Klägers zur Erlangung perfönlicher Vorteile unbewieſen 
blieb, jo wurde doch bei diefer Gelegenheit wiederum für alle Welt Mar, 
wie mißlich es ift, wenn Stadtverordnete gleichzeitig in großem Umfange, 
wie das hier der Fall war, Grundftüdsfpekulanten find. Aus dem Urteil 
in zweiter Inftanz feien in diefer Beziehung hier die folgenden Stellen 
zittert: 


„... Was Punkt 11 angeht — die ftädtifhen Verhältniſſe —, fo iſt 
zunächſt erwiejen, daß X. 1893 den Stadtverordnetenfaal nur mit Wiberftreben 
auf Drängen andrer verlajjen bat, obgleich er perjönlich intereifiert war an Der 
Verhandlung... .. . a ER 
Mit Rückſicht auf feinen erheblich entwidelten Erwerbsfinn und ben Mangel 
an Feinfühligkeit Darüber, was einem Stabtverorbneten ziemt, und mit Rüchſicht 
auf Die jchroffe und herrichfüchtige Art, mit der er auf bem Nathaufe ben 
Stadtverordneten ausgefpielt hat, ift nach ben Erfahrungen des täglichen Lebens 
auch im Hinblid auf die allgemeinen Wusfagen der ftädtifhen Beamten der 
Verdacht nicht von der Hand zu weifen, daß er vielleicht in Fällen, wo Ge- 
fhäftsintereffen mit der Stellung als Stabtverorbneter in Rollifion gekommen 
find, nicht der Verſuchung bat wiberftehen können, feine Privatintereffen *) 
genügend mit andren auseinanderzubalten. Dagegen liegt nicht ber Verdacht 
bor, daß gravierende Fälle hierbei in Frage kommen. .. .“**) 


*) Hier fehlt unſres Erachtens, vermutlich infolge Drudfehlers, das 
Wort: nicht. 

**), Nachdem dieſe Beilen bereit? in Drudlorreftur vorliegen, ent 
nehmen wir der Köln. Bollszeitung vom 2. Juli 1907, daß unterdes num 
mehr der Bericht einer befondren ftädtifchen Unterſuchungskommiſſion er- 
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Indes nicht nur die Angehörigen des verrotteten „kapitaliſtiſchen 
Sumpfes“, fondern auch ihre fozialiftiihen Ankläger find vor einem 
Ausgleiten auf diefem Gebiete nicht gefeit. Das beweiſt die Tatfache, 
die wir der „Straßburger Poſt“ entnehmen, daß von einem fozialifti- 
chen Gemeinderatömitgliede in Mülhauſen im Elfaß vor kurzem 
durch Ichöffengerichtliches Urteil eine wenig fchöne Ausnußung feines 
ſtädtiſchen Amtes zur Beförderung feiner eignen Grundftücsinterefjen 
feſtgeſtellt wurde. 

Im gerichtlichen Verfahren kann der Richter wegen Befangen- 
heit abgelehnt werben. Sollte etwas Ähnliches nicht auch auf unſrem 
Gebiete notwendig fein, mo oft viel größere Intereſſen auf bem Spiele 
ftehen als die, über welche der Richter zu entjcheiden Hat? 

Es ift auch nit die Gefahr von der Hand zu meifen, daß mit 
der Zeit dieſe Bodenintereffen fogar auf die Staatsverwaltung 
einen Torrumpierenden Einfluß ausüben können. So wurde 3. B. 
vor ein paar Jahren ein Dresdner Grunbbuchbeamter, ein Sekretär, 
vom dortigen Landgerichte zu einer allerdings ſehr milden Strafe 
verurteilt, weil er Beſtechungsgaben von einer Geunbtüdsfpefutantin 
angenommen hatte. 

Gehen wir endlih noch mit ganz wenig Worten auf bie demora⸗ 
liſierenden Folgen ein, die unſer Stadterweiterungsſyſtem in bezug auf 
den Alkoholismus ſowie in bezug auf die Sittlichkeit im engeren 
Sinne ausübt. Was den Alkoholismus anlangt, fo iſt wohl ohne 
weiteres zuzugeben, daß die Neigung zu übermäßigem Alkoholgenuſſe 
durch unſre ſchlechten Wohnungsverhältniſſe und namentlich auch durch 
die Abſperrung ber ſtädtiſchen Bevölkerung von der Natur ſehr ge⸗ 
fördert wird. An erſteren iſt unſer Stadterweiterungsſyſtem immer⸗ 
hin in weitem Umfange und an letzterer faſt allein ſchuld. Sehr lehr⸗ 
reich iſt auch, was H. von Gerlach in der ehemaligen national-fozialen 
Wochenſchrift „Die Zeit” am 15. Mai 1902 fchrieb: 

„... or allem aber follten fich die Kommunen ein großes Mittel 
zur Belämpfung des Alkohols nicht entgehen laffen: das ift die fuftematifche 
Pflege de Sports. Wenn die engliſchen Studenten im allgemeinen weder in 
Baccho noch in Venere erzebieren, fo ift das ausfchließlich dadurch möglich, 
daß fie ihren Überfhuß an Jugendkraft auf den Sport werfen. Saft könnte 


ſchienen ift, die ih auf Grund bes eben erwähnten Prozefles mit dieſem 
Kölner Fall zu befchäftigen Hatte. Es ift und leider nicht mehr möglich, 
biefen Bericht hier noch zu verwerten; wir möchten aber nicht unterlaffen 
zu bemerken, daß er nad ber Köln. Volkszeitung zu einem für die hier 
in Rede ftehende Perſönlichkeit erheblich günftigeren Ergebnis ala das oben 
angeführte Urteil II. Inſtanz kommt. 
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man bon Erzeffen des Sportes in England reden. Sport und Allohol ſind 
Todfeinde. Das Aufblühen des Radelſports hat in Deutſchland unendlich 
viel beigetragen zur Verbreitung alloholfreier Getränke. Aber wie unglaublich 
wenig treibt man bei und noch im Durchſchnitt Sport. Wenn man am Samstag 
Nachmittag durch die Umgegend von London fährt, fieht man nichts wie Tennig- 
und Tootbalffpieler. Wenn man die jungen Deutſchen in ihren Mußeftunden 
beobadjtet, fo fieht man fie Stat fpielen und Bier trinlen. Der Sport muß 
auh bei uns popularifiert oder richtiger demofratifiert werben. Wieviel 
Arbeiter mögen wohl in Deutichland Tennis oder Kridet oder Fußball fpielen ? 
Sie können es heute auch gar nicht. Es iſt einfach zu teuer. Da müßten die 
Städte eingreifen. Überall an der Peripherie follten fie Sportpläge einrichten 
und fie ſamt den nötigen Gerätichaften gegen ein minimales Entgelt jedermann 
zur Verfügung ftellen. Heute ift der Sport noch Luxus und der Alkohol 
Gemeingut. Das Umgelehrte wäre befier. . . .” 

Aber auch auf andre Weife noch hängen unsre Bodenzuftände mit 
dem Wlloholismus zufammen. Es iſt offenbar ein meitverbreitetes 
Streben derjenigen, welche die Bauftellen zu verwerten haben, nad 
Möglichkeit Konzefjionen für Schanfbetrieb für die zufünf- 
tigen bebauten Grundftüde zu erlangen, um jo die hohen Bodenpreife 
zu deden und womöglich noch ein anjehnliches Gejchäft zu maden. Man. 
tut daher wohl nicht unrecht daran, den außerordentliden Kneipen- 
reihtum vieler unſrer größeren Städte und damit die ſtarke Ber- 
lodung zum Alkoholgenuß teilweije gleichfall3 auf das Konto unfrer 
Bodenzuftände zu fchreiben. 

Auf die Sittlichleit im engeren Sinne endlich wirken Die. 
hohen Bodenpreife ſchädlich ein, indem fie, wie wir gejehen haben, 
die Mieten jehr erhöhen, wodurch dann unausbleiblic die Zuſammen— 
drängung in den Wohnungen erheblich verftärkt und auch das Schlaf⸗ 
ftellenwefen befördert wird. Über die Einwirkung ſchlechter Wohnungs- 
verhältniffe auf die GSittlichfeit aber nachjtehend nur zwei fprechende 
Beugniffe: 

Profeffor Brentano-Münden fagte 1903 in einem Vor— 
trage „Wohnungszuftände und Wohnungsreform in München‘ (Ber- 
lagsbuchhandlung Ernſt Reinhardt-München, 1904) u. a. folgendes: 

„Noch bedenklicher ift die Rüdwirkung auf die Yamilien- und GSittlichfeits- 
verhältniffe. Noch zwar find hier nicht Gerichtsverhandlungen vorgefommen 
ähnlich der in Berlin im Dftober 1902, wo wir finder, darunter ein Ge- 
fhwifterpaar, wegen wiederholter Sittlichfeitäverbrechen auf der Anklagebank 
fahen, und wobei Knaben und Mädchen als Zeugen dienten, die ſich derfelben. 
Straftaten ſchuldig gemacht, die aber, weil noch nicht zwölf Jahre alt, nicht 
angeflagt werden fonnten; die Urteilsbegründung zeigte, daß die Eltern ber’ 
Angellagten, in ben ärmlichſten Berhältmiffen lebend, auf Wohnungen an— 
gemwiejen waren, die nur aus einer Stube, im günftigften Falle au3 einer Stube- 
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und Küche beitanden. Wllein wenn Fälle derartiger Entfittlihung Hier nicht 
gerichtöbelannt geworben find, fo zeigen die Ergebnijfe der Probeerhebung in 
diefem Yrühjahr Zuftände, in denen der Verderb ber Leibes⸗ und Geiftesreinheit 
notwendig heranreift. So lange ſolche Berhältnijfe dauern, wie fie namentlid) 
durch Aufnahme von Sclafgängern und folchen Zimmermietern, bie fich mit 
Tamiliengliedern des Bermieter3 in die Benutzung eines Raumes teilen, 
geichajfen werden, was nügen da alle Vereine zur Hebung der Religiojität, 
der Sittlichleit, der Bildung, ber Gefundheit der unteren Klaſſen, alle Gefell- 
Ichaften zur Verhinderung von Epidemien und zur Belämpfung der Geſchlechts⸗ 
frankheiten. Die Wohnungsreform ift der Punkt, mo vor allem einzujegen ift, 
wenn irgend eine der genannten Beitrebungen erfolgreich fein ſoll. ...“ 


Und noch wuchtiger find die Worte, die ſich auf Geite 209 des 
fhon 1891 erfchienenen Buches „Die foziale Lage ber Fabrifarbeiter 
in Mannheim und deſſen nächſter Umgebung” von %. Wöris— 
offer, dem jo überaus verdienten verjtorbnen Vorſtand der Badi- 
ſchen Fabrilinfpeltion, finden: 

„... Die Alten der Staatsanwaltichaft enthalten aber nad) dieſer 
Seite lehrreiches Material und enthüllen Zuftände der fchlimmften Art, melde 
fi nad) den geführten Unterfuhungen ganz unmittelbar al3 die Folge der 
elenden Wohnungsverhältniffe ergeben. Die Verderbnis zehn“ und elfjähriger 
Schulkinder geht 3. B. mit voller Sicherheit aus dem geſchlechtlichen Verkehr 
der FKoitgängerinnen und von benfelben mitgebradhter andrer Paare zurüd, 
welcher den Kindern nicht unbefannt bleibt, auch wenn fie nicht davon unmittel- 
bare Zeugen find. Es mag hier mit diefen Andeutungen genügen. Es ſoll 
aus derartigen Fällen aud) nicht darauf gejchloffen werben, daß jolche Zuftände 
für einen irgendwie größeren Bruchteil der Arbeiterbevöfferung ſchon typiich 
find. Auch befteht bei diefen Familien in feiner Weife die Neigung zu einem 
folhen Leben. Man wird im Gegenteil ftet3 finden, daß man dort an einen 
gefitteten und geordneten Beben felbit feine Tsreude hat. Wenn aber zu den 
täglihen Anftrengungen Kummer und Sorge hinzulommen, fo fehlt eben die 
Kraft, dem Andringen weiterer ungünftiger Einflüſſe Widerftand zu leilten. 
Gleichgültig aber, wie mweit die angedeuteten Zuftände ſchon um ſich gefreſſen 
haben, kann man jebenfall3 mit Beftimmtheit ausſprechen, daß das Fortbeſtehen 
der jegigen Wohnungsperhältniffe die Arbeiterbevölferung und damit Die 
ganze Geſellſchaft mit ſchweren Gefahren bebroft. . . .” 


6. Soziale Folgen. 


Wir find uns wohl alle darüber einig, daß die außerordentlich 
Throffen Vermögens⸗ und Einkommensunterſchiede im modernen Deutſch⸗ 
fand nicht? Erfreuliches find. Eine Abmilderung derfelben und vor 
allem die möglichite Vermeidung ihrer Neuentitehung muß als ein 
Hauptziel aller Sozialpolitif bei und gelten. Insbeſondre aber trifft 
die natürlich dann zu, wenn der große Reichtum nicht wenigſtens 
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zum guten Teile auf wirfliche Verdienſte um die Allgemeinheit zurüd- 
geht, ſondern in der Hauptfache dad Ergebnis glüdlicher, unverbdienter 
Bufälle und Konjunkturen if, und wenn er erfauft wird dur Be— 
laftung ber inländifchen Bevölkerung. Erfreulicherweije läßt fich 
denn auch feitftellen, daß mächtige Faktoren am Werfe find, um 
allmählidy eine größere Ausgleichung der Vermögend- und Einkommens- 
lage herbeizuführen und damit die innere, foziale Zerriffenheit unfres 
Volles abzumildern. Die machtvoll angewachſene Arbeiterbewegung 
erzivingt langfam eine gerechtere Verteilung der in Induſtrie und 
Gewerbe entftehenden Gewinne. Auch der gefegliche Arbeiterichuß er- 
weiſt ſich al3 ein ftarfes Werkzeug zur Hebung der fozialen Lage der 
ärmeren Klaſſen. Die Genojjenjchaftsbewegung, insbefondre die Kon 
fumvereine, greifen regulierend und die Preife der gewöhnlichen Ver⸗ 
brauchsartikel ermäßigend in den Handel ein. Die landwirtſchaftliche 
Grumdrente hat befanntermaßen unter der überfeeifhen Konkurrenz 
außerordentliche Einbußen erlitten und dürfte erjt neuerdings unter dem 
Einflufje der Zollerhöhungen und verbefferter Technik fich wieder etwas 
erholt Haben. Auch bei der fo außerordentlich wichtigen Verteilung Der 
öffentlichen Laften und Steuern wird, wenn auch noch fehr viel 
auf diefen Gebiete zu tun ift, doch mehr als früher Rückſichtnahme auf 
die foziale Lage der ärmeren Klaſſen und auf Herbeiführung eines 
angemefjnen Ausgleiches erftrebt. Aber bei einem Faktor allerdings 
ift noch fo gut wie feine Wendung zum befjeren zu jpüren, und das 
ift die ftädtifhe Grundrente, find die ftädtiihen Bodengeminne. Hier 
wählt immer aufs neue ungeheurer Reichtum empor, und zwar großen- 
teil auf der gehäffigen Grunblage verberblichfter Belaftung der breiten 
Maffe der Bevölkerung und in hohem Grade unverdienten Bezuges 
ſeitens der glüdlihen Empfänger. Hier fchießen jedes Jahr neue und 
überaus jchroffe Vermögensunterfchiede auf, und unfre Sozialpolitik 
fann auch nicht entfernt für vollitändig gelten, ja man kann fragen, 
ob fie nicht geradezu in ein Faß der Danaiden fehöpft, folange hier 
nit gründlich Wandel geichaffen wird. Wie und auf welchem Wege 
Das zu gefchehen hätte, Damit werden wir una ja noch im 4. Abjchnitte 
dieſes Buches bejchäftigen; hier ift es zunächſt nur unfre Aufgabe 
nachzuweiſen, daß in der Tat ein bedeutender Teil unſres modernen 
Reichtums einfach ein Ergebnis der ftädtifhen Bodengeminne ift. Es 
ift ja nicht fo fchwer zu überfehen, in welchen Formen und auf welchen 
Wegen diefe Bodengemwinne gemacht werben. Da find bie braven Ur- 
befiger, denen ihr Land für ein Sündengeld abgelauft werden muß; 
da find erfolgreiche Auffchließende und Terrainunternehmer, da find 
die liftigen Spekulanten mit Zmangsftüden, da find bie Zahlloſen, 
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die in unaufgefchloffnen Gelände, und namentlich, die in fertigen 
Bauftellen mit Erfolg fpelulieren; und da find endlich Diejenigen, 
welche durch die Wertfteigerung der fertigen Häufer gewinnen, handle 
es fih nun um feßhafte Hausbefiger oder um Häuſerſpekulanten. 
Auf allen diefen Wegen jind in den legten Jahrzehnten außerordent- 
lihe Gewinne, zum Teil wahre Unfummen erzielt worden. Und mie 
viele, die jetzt hochmütig und mitleid8los auf jeden armen Schluder 
hinunterfehen, verdanten ihre eigne günftige Pofition nur einer ſolchen 
Gunſt unverbienter Umijtände, an der fie beitenfall3 durch ein Tiftiges 
Erraffen beteiligt find! 

Diefen großen Gewinnen ftehen ja nun andrerſeits freilich auch 
bedeutende Berlufte gegenüber, aber zum weitaus größten Teile ift das, 
was bie einen verloren haben, den andren zugute gelommen. ber 
das ift allerdings zu betonen, daß keineswegs der ganze aus Boben- 
gewinnen herrührende Reichtum tatfächlich aus ſolchen neu entftanden 
ift; ein immerhin erheblicher Bruchteil desfelben geht vielmehr darauf 
zurüd, Daß bei dem fpetulativen Treiben auf dieſem Gebiete die einen 
für vermeintlide Bodenwerte erhielten, was die andren verloren. In⸗ 
foweit Handelt e3 ſich alfo nur um fozufagen „verſchobnen Neid» 
tum”, um Vermögensmaſſen, die ſchon vorher da waren, und nur 
ihren Beſitzer gewechſelt Haben. Aber jelbitverftändtich ift auch wirklich 
aus Bodenwerten neu entftandener Reichtum maffenhaft vorhanden. 

Auch noch eine andre Einwendung ift hier zu erledigen, nämlich 
die, daß am Ende der bier in Rede ftehende Reichtum doch nicht fo 
ungünftig zu beurteilen ſei, da er nicht auf einer eigentlichen Be⸗ 
laftung der Maſſe der Bevölkerung beruhe, fondern nur die Dun das 
Städtemachstum gegebnen natürlichen Borteile an ſich gezogen habe. 
So fei 3. B., um ein konkretes Bild zu geben, buch die Wert» 
feigerung von Grundftüden in guter Geſchäftslage niemand gejchädigt. 
Die in Miete dort befindlichen Gefchäftzinhaber zahlten zwar jehr 
hohe Mieten, aber nur deshalb, weil ihre Lage eine außerordentlich 
vorteilhafte fei, hätten alfo einen entjprechenden Gegenwert. Dieje 
durch das Wachstum der Städte erzeugten Vorteile der Lage ziehe eben der 
glüdliche Befiber der Grundftüde ein. Darauf ift zu erwidern, daß dieſe 
Argumentation an ji) ja nicht unrichtig ift, daß aber fchlechterdings nicht 
abzufehen ift, moher ber betreffende Grundftücäbefiger, abgefehen von 
feinem formalen Rechte, das innere moralifche Necht hernehmen fol, 
um Xorteile, die derart von der Allgemeinheit erzeugt find, für 
fih allein mit Bejchlag zu belegen. Gewiß beruhen bie ftäbtifchen 
Bodengewinne zum Teil auf fozufagen natürlihen Umftänden, die 
auch unter einem andren Stabterweiterungsfyftem eine bedeutende 
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Rolle jpielen würden; aber auf die durch dieje Umſtände gegebnen 
Borteile bat in erjter Linie die fie erzeugende Allgemeinheit Anſpruch, 
und e3 ift ein ſchwerer Mißftand, daß fie zur Duelle dauernder großer 
fozialer Ungleichheiten werden. Bor allem aber ijt zu betonen, daß 
unfre ftädtifchen Bodengemwinne ſowohl in den vergangnen Jahrzehnten 
wie gegenwärtig zum großen Teile gar nit auf folchen natürlichen 
Umftänden beruhen, fondern einfach auf den fürchterlichen Verteuerungen 
und Belaftungen, die durch die Art und Weife unſres Stabterwei- 
terungsſyſtems herbeigeführt werden und die wir ja im 7. und 8. ſowie 
in diefem Kapitel genügend auseinandergefeßt Haben. 

Dies vorausgeihidt, mögen nun einige Belege für den Um- 
fang und die Bedeutung ber ſtädtiſchen Bobengewinne 
für unfre moderne Reichtumsbildung in Deutfhland 
folgen. Natürlich läßt fich dabei nicht immer unterjcheiden, welcher 
Teil der aus diefen Belegen erfennbaren Reichtümer tatfächlich neu 
entftanden ift und welcher nur auf eine Art Verſchiebung der fchon 
vorhandnen Bermögendmaffen untereinander zurüdgeht, und noch 
weniger, welcher Teil auf an und für fich vermeidbaren Belaftungen 
der Bevölkerung beruht, und melcher auf den ebenerwähnten natür= 
fihen Vorteilen. Auch können wir uns bei den Belegen, die wir 
nachſtehend anführen, nicht auf eine Kritik ihrer Stichhaltigfeit ein 
lafjen; fie follen nur im allgemeinen zeigen, für wie groß von immer- 
hin kundigen Beurteilern die Bedeutung diefer Quelle der modernen 
Reichtumsbildung geſchätzt wird. 


In erſter Reihe rangiert natürlich auch hier wieder Paul Voigt 
(„Grundrente und Wohnungsfrage uſw.“). Er ſchätzt allein für Char- 
lottenburg die von 1865—1897 eingetretne Steigerung bed Boden⸗ 
wertes (bebaute und unbebaute Grundſtücke zufanımen) auf mindeſtens 
300 Millionen Mark und fagt im Anſchluſſe daran auf Seite 217: 

„... Die feit 1865 durch die Grundrentenbildung entitandenen koloſſalen 
Reihtümer von 3—400 Millionen Mark haben fich in Charlottenburg jtärker 
al3 in andern Orten zerjplittert, da bie Feldmark der früheren Mderbürgerftadt 
ſtark parzelliert war. . 2. on om vente 
Attiengefellfchaften haben fi zwar auch mehrfach an der Terrainipelulation 
beteiligt, find aber in Charlottenburg vermutlich wegen der ftarfen Parzellierung 
des Beſitzes ftärfer ala in andern Orten von ber Privatipefulation überflügelt 
worden, unter der wie gewöhnlich eine ziemlich Heine Anzahl großer Terrain» 
ſpekulanten in den Vordergrund getreten find und den Löwenanteil der Gewinne 
eingeheimft haben. . . .” 


Auf derfelben Seite finden fich die ja fehr befannt gemordnen 
Säge, daß jede im Jahrzehnt 1887/97 neu Hinzugelommene Berjon 


Neuntes Kapitel: An ihren Früchten follt ihr fie erfennen! 409 


in Charlottenburg den dortigen Grumdbefigern einen durchſchnittlichen 
Wertzuwachs von 2500 M. gebracht, jede ſechsköpfige Yamilie fie in 
diefen 10 Jahren um durchſchnittlich 15000 M. bereichert habe. 


Über die Vermögensbildung durch die VBodenmwertfteigerung am 
Kurfürftiendamm in Berlin in den Jahren 1860 bis etwa 1903/04 
fagt Voigt auf Seite 236 wörtlich: 


„... In etwa vierzig Jahren find am Kurfürftendamm durch eine 
Steigerung de3 Bodenwerte® um ungefähr das Sechshundertfache des reinen 
Adermwertes private Vermögen im Gefamtbetrag von rund 60 Millionen Mart 
rein aus dem Nichts entitanden. . . .” 


Eine bemerfendwerte Stelle finden wir auch in dem hübichen 
Büchlein von Heinrih Treefe „Das Pfandrecht der Bauhand⸗ 
werker“ (Leipzig, Emil Perthes, 1901). Dort ift auf Seite 5/6 von 
ben unbebauten Flächen der Großjtädte direft vor dem bebauten Ge— 
biete die Rede und da heißt e3: 


„... Öeichäftige Agenten haben die Ankäufe vermittelt, und die Familien, 
die ehedem als Ackerbürger diefen Boden befaßen, zählen zu dem reichften der 
Stadt. In folhem Maße, dab man fagen Tann, daß die größten Vermögen 
in der Induſtrieſtadt Berlin nicht mit ber Hand und bem Kopfe, fondern 
durch den Befig erworben find... .” 


Ähnlich verficherten und im Sjahre 1902 zwei unfrer Dresdner 
Gemwährsmänner, denen wohl ein Urteil zuzutrauen war, übereinſtim⸗ 
mend, daß von den damald in Dresden vorhanden größeren und 
Heineren Vermögen, wenn man bie ganze Mafje zujammenmürfe, 
gewiß mindeftens ein Drittel aus Gewinnen „am Land und Gebäuden‘ 
(ohne den Gewerbsgewinn ber Baumeifter und Bauunternehmer) jtamme. 
Sie zählten und auch eine ganze Reihe befannter Dresdner Yamilien 
auf, deren Reichtum aus diefer Duelle Herrühre. Welche Rolle felbit 
in einer jo Heinen Stadt wie Gießen dieſe Dinge fpielen, dafür führen 
wir aus der fhon fo oft zitierten Arbeit von Dr. Meyer über Gießen 
folgende Stelle (Seite 39/40) an: 


„... Nah ſolchen Darlegungen glauben wir die Tatjache al3 ficher 
binftellen zu können, daß die Wertiteigerung des Grund und Bodens in 
Gießen für die Beſitzer ala eine Duelle des Wohlftandes zu gelten hat. 
Die Chancen in einer aufblühenden Stadt wie der unfrigen, zu Madt und 
Neihtum zu gelangen, find in hohem Grade bedingt durch die Höhe der 
Grundrenten. Bon Straße zu Straße, von Haus zu Haus läßt fich Dies 
verfolgen. ...“ 


Ein zufammenfafjendes Bilb gibt vielleicht das folgende, von 
Profeſſor Shmoller in feinem Grundriffe der Allgemeinen Volks⸗ 
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wirtfchaftslehre, 2. Teil (Dunder & Humblot, 1904), auf Seite 450 
gefällte Urteil: 


„... In der Stadt Berlin bildeten fih in den legten 50 Jahren 
fiher 2—3 Milliarden Marl Monopolbodenwerte. Auch in London jtieg ber 
Mietwert 1871—1891 von 24 auf falt 40 Mill. Pfd. Sterling, wovon 
7,15 Millionen ala Monopolwert (nicht durch Arbeits» und Kapitalaufwendung 
bebingt) berechnet wurde; das find in 20 Jahren 110 Mill. Pfd. Sterling 
— 2200 Mill. ME. Kapitalmert. Wie enorm die Gefamtrente aus Häuſern 
in England ftieg, wie ber ganze Haus⸗ den Bodenwert dort überholt hat, 
fahen wir (II, ©. 183) ſchon. Wenn heute Deutichland ein Gefamtvermögen 
von 200 Milliarden hat, und Berlin und VBororte in Ffurzer Zeit 2,5—3,5 
Milliarden an Monopolgrundſtückswert fchufen, ganz Deutichland jicher den 
zwei⸗ bis mehrjadhen Betrag, jo fehen wir immerhin, daß dieſer Vorgang in 
der heutigen Vermögens⸗ und Einfommensverteilung eine erhebliche Rolle 
fpielt, fo fehr fi der Prozeß auch auf die großen Städte und beitimmte 
Beiten befchränkt, und jo jehr die Monopolrente nur einen Teil der fteigen- 
den Gejamtrente des ftädtifhen Grundeigentumd ausmacht. Die ftädtijche 
Monopolrentenbildung ift in der Gegenwart jedenfall3 viel umfangreicher als 
die ländliche. Biel mehr Berfonen find fo in den Städten ohne entiprechende 
Arbeit reich geworden. .. .” 


Man Bat mehr als einmal Vergleiche unfrer ſtädtiſchen Boben- 
mertjteigerung mit ber Vermehrung andrer Vermögendmaffen angeftellt. 
Als einer der überrafchenditen ift ung immer der erfchienen, den wir 
einmal in einer Polemik von U. Pohlman in der Deutfchen Volksſtimme 
1904, Seite 288 fanden. Dort wird nach einer andren Duelle an« 
genommen, „Daß der deutfche Lohnarbeiterſtand in 50-60 Jahren 
(von 1904 an zurücdgerechnet) beiſpiellos daſtehenden wirtjchaftlichen 
Aufſchwungs über feine allernotwendigften Bedürfniffe Hinaus die 
Summe von 3240 Millionen Mark Habe erübrigen können“. Das heißt 
natürlich an derzeit vorhandenen Spargeldern. Und bann heißt e3 
weiter: „Das ift noch nicht fo riel, wie allein die Reichshauptſtadt 
in dieſer Periode an Grundmwert zugenommen hat, der bekanntlich heute 
auf über 4 Milliarden gejhäßt wird.” Nehmen wir dieſe Gegenüber- 
ftellung auch nur al3 annähernd richtig an, fo würde ſich ergeben, daß 
bie VBodenwertfteigerung allein in Berlin in den legten Jahrzehnten 
mehr Reichtum erzeugt hat, al3 die gefamte beutfche Lohnarbeiterfchaft 
in ber gleichen Zeit an zurzeit verfügbaren Spargeldern hat aufbringen 
fönnen. 


Stellt man dieſen ungeheueren Gewinnen das außerordentliche 
Elend gegenüber, da3 wir in moralifcher wie in phufifcher Hinficht in 
den hier vorangehenden Abfchnitten als Folge unfrer ftädtifchen Boden» 
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zuſtände kennen gelernt haben, jo ſieht man erſt, wie fürchterliche Miß⸗ 
ſtände auch in ſozialer Beziehung hier vorliegen. 

Nur gerade im Vorbeigehen merken wir noch einige befonders 
nadteilige foziale Folgen unfrer Bobenzuftänbe, unfres Gtadt- 
erweiterungsſyſtems an: erſtens, daß durd) fie Die große Maffe der 
Bevölkerung unfrer größeren Städte dauernd an dem Beſitze eines 
eignen Haufes und Grundftüds verhindert wird; zweitens, daß 
. vielfach mit Mühe und Not erfämpfte Kohnfteigerungen zum guten 
Zeil durch fteigende Mieten wieder aufgegehrt werben; und britteng, 
Daß, wie oben in Abſchnitt 2 dargelegt, Die Ernährung der ſtädtiſchen 
ärmeren Klaffen ſehr nachteilig beeinflußt wird. Ein fehr wichtiger 
Geſichtspunkt ift auch der, daß mit dem Hinfall der gartenmäßigen 
Anfiedlung ein gefunder Wechſel in der Befhäftigung ber 
ftädtifchen Bevölkerung unmöglich gemacht wird. Wir müffen und 
da nicht nur an die gegenwärtigen Berhältniffe halten. Es ift an und 
für ſich gar nicht undenkbar, daß die jegige außerordentliche Einförmigfeit 
und Eintönigfeit in der Beſchäftigung unfrer gewerblichen Klaſſen mit 
der Zeit fyftematifch durchbrochen und verändert werden fönnte, indent 
wenigſtens an einigen Halbtagen regelmäßig an bie Stelle ber gewerb⸗ 
lihen Beichäftigung eine foldhe in Garten und Feld träte. Aber mie 
will man das maden, wenn jeder Zugang zum Boden durch unire 
Anfieblungsweife verrammelt ift? 

Endlich jei auch noch barauf hingewieſen, daß es für alle fozialen 
Beltrebungen in den Stäbten natürlich ſehr wichtig ift, daß fie 
leicht geeignete Plätzze erhalten, wo fie fich entfalten fönnen. Unter 
der gegenwärtigen, zum guten Zeil durch unfer Stadterweiterunggiyften 
verfchuldeten Bobenteuerung und der Beherrfhung faſt des ganzen 
Bodens durch private Sntereffenten ift dies natürlich außerordentlich 
ſchwer. Wie ganz anders fteht da eine Stadt da, die beizeiten in um- 
faffendem Maße und zu billigen Breifen nahe gelegnes unbebautes 
Gelände angelauft hat und fo über einen ausgedehnten eignen Grund» 
befig verfügt. Eine ſolche Stadt ift Saarbrüden, von deſſen Ver⸗ 
hältniffen der dortige Bürgermeilter Feldmann auf ber 7. General- 
verfammlung des Rheinifhen Vereins zur Förderung des Arbeiter- 
wohnungsweſens im November 1905 berichtete. Da fagte er u. a. 
(©. 15 des Berichtes über dieſe Verſammlung): 


. . Eine weitere günjtige Folge der planmäßigen Vergrößerung des 
Räbtifchen Srundbefites war die, Daß die Stadt ohne ſchwere Belaftung nicht 
nur in den verjchiedenen Stadtteilen geräumige Pläße für Volksſchulgebäude 
bereit halten, fondern auch mitten in der Stadt ein Gelände von rund 
1 Hektar zur Verfügung ftellen konnte für die Anlage eines Marktplatzes 
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in Verbindung mit einer Markthalle. Unmittelbar angrenzend an Diefe 
Markthalle konnte ein weiteres Grundftüd von 1 Hektar zur Verfügung 
geftellt werden für einen Saalbau, eine Turnhalle, ein Feuerwehrdepot, eine 
Volksküche und ein Krantenpflegerheim. Es ift fehr angenehm, wenn gerabe 
dieſe Wohlfahrtseinrihtungen mitten im verfehrsreichiten Stadtteil unter- 
gebracht werden können. Es gelingt die wohl jelten, weil die Pläge an 
diefen Stellen zu teuer find. Die Stabt war ferner in der Lage, milden 
Stiftungen Pläge abzutreten zum Bau von GStiftshäufern und dem Gtaate 
70 Ur für den Neubau eine® Gymnafiums koſtenlos übereignen zu fönnen. 
Zu gärtnerifhen Anlagen konnten wir im Überflutungsgebiet ausgedehnte 
Gelände hergeben. Der gemeinnügigen Baugefellihaft, die jegt 40 Grund- 
ftüde mit 80 Häufern hat, konnten Grundftüde teild von der Stadt, teils 
duch Vermittlung der Stadt zu mäßigen Preifen überlaffen werden. .. .” 

Im übrigen muß man nicht denfen, daß es jich bei den ſchweren 
fozialen Folgen unfres Stadterweiterungsſyſtems nur um bie Äärmeren 
Klaffen Handelt: insbefondre auch der Mittelftand leidet ſchwer. 
Zunädjft einmal wird natürlich auch ihm ber Vefig eines eignen Meinen 
Haufes, der doch eigentlich zum Mittelftand gehört, in weiten Umfang 
unmöglich gemadt. Al Mieter ferner von Wohnungen trägt ber 
Mittelftand die ganze duch unfre Bodenverhältniffe verjchuldete 
Wohdnungsmifere mit, und ein zweites Mal wird er von diefen Ver- 
hältniffen gegeißelt, joweit er al3 Mieter von Läden und Werfitätten 
auftritt, denn es ift befannt, wie außerordentlich die Gefchäftsleute und 
Handwerker oft unter den hohen und fich fteigernden Mieten für Die 
Geſchäftsräume leiden. Ein erheblicher Bruchteil des Mittelftandes 
endlich hängt mit dem Baugewerbe zufammen oder wird direft von 
Angehörigen besfelben gebildet; und hier iſt es mwieberum ber Bau 
ſchwindel, der, wie befannt, in der verjchiedenften Weife zu ſchweren 
Benachteiligungen von Angehörigen des Mittelftandes führt und ber 
ja zum guten Zeil mit unfrem Stabdterweiterungsiyftente zufammen- 
hängt. Auch Tann man wohl fagen, daß wir ohne unfre hohen Bau 
itellenpreife und das Daraus fich ergebende Mietlafernenfyftem viel 
eher eine wirflich blühende Entfaltung eines ausgedehnten Standes 
folider Heinerer Bauunternehmer haben würden. 


7. Einwirfungen auf die Staats: und Gemeindefinanzen. 


Die finanziellen Anfprüche, welche bei uns Staat und Gemeinde 
erheben, find befanntlich in jchneller Steigerung begriffen, mas bei dem 
immer größeren Aufgabenfreife biefer Körperfchaften und der fort» 
gefegten Ummälzung aller Berhältniffe ja auch nicht weiter wunder⸗ 
nehmen kann. Natürlich ift unter ſolchen Umſtänden bie Dedungzfrage 
fortgefegt eine höchft aftuelle und brennende, und wer dem Staate und 


In 
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den Gemeinden neue Geldquellen nachzumeifen vermag, der ift ihr 
Mann. Da erfcheint nun die Wertfteigerung des Bodens unfrer an⸗ 
wachjenden Städte an und für fich als ausgezeichnet geeignet zur Dedung 
der genannten Bedürfniſſe. Dem Gerechtigfeitägefühle nach wird nicht 
leicht eine andre Duelle zur Speifung ber öffentlihen Bedürfniſſe zu 
finden fein, die fo natürlid und befriedigend erfchiene, denn die in 
Rede jtehende Wertiteigerung ift ja in der Regel zum weitaus größten 
Zeile von der Allgemeinheit erzeugt, und diefer muß man daher auch 
den erften Anfpruch auf fie zubilligen. Auch ift faum zu bezweifeln, 
Daß felbft wenn wir von jeder fünjtlihen Verteuerung des Bodens, 
wie fie unfer private Stadtermweiterungsfgften mit fich bringt, ab- 
fehen und ung nur an die fozufagen natürlichen, durch Vorzüge ber 
Rage bewirkten Werterhöhungen halten, doch ein recht erheblicher Brud)- 
teil der öffentlichen Finanzbedirfniife Durch diefe gededt werden Tönnte. 
Aber — und hier ftoßen wir auf einen neuen gewidhtigen Poften auf 
den Schuldlonto unſres Stadterweiterungssyftend — diefe Duelle hat 
uns vorderhand unfre private Stadterweiterung verftopft. Unter ihr 
fließen, wie wir gefehen haben, nicht nur die eben erwähnten natürlichen, 
fondern auch noch weit darüber hinaus eine ungeheuere Sunme von. 
fozufagen künſtlichen Werterhöhungen des Bodens mit Eleganz an ben. 
öffentlichen Taſchen vorbei und in die einer relativ Heinen Zahl von. 
Privaten Hinein. Wir haben vor Jahren in einem Vortrage über 
„Die ftädtifche Bodenfrage” (Göttingen, Bandenhoed & Ruprecht, 1904, 
50 Pig.) ſchon auf diefen Umſtand Hingewiefen. Es heißt an der 
betreffenden Stelle: „Aber weiter frage ich Sie: ift es denn fo ganz 
gleichgültig, daß man Werte auf diefe Weije erzeugt und gewinnt, wie 
| es bei diefen Bodenmwertijteigerungen geſchieht? Zunächſt wird die 
| ®Gejamtheit, die doch den erften Anſpruch auf diefe fteigenden Werte 
hätte, um ihren Anteil einfah betrogen. ft es denn recht und- 
billig, daß für die Gefamtheit diefe ganzen fteigenden Werte fo dahin— 
ſchmelzen wie ber Schnee an der Sonne? E3 war vorher nichts da 
und e3 ift auch jest nicht? da! Wenn die Gemeinde fommt und fagt: 
‚Wir brauchen aber doch Geld‘ — da Heißt ed: ‚Sa, das tut una leid. 
Das und das find unjre Unkoften. Da muß die Einkommenſteuer erhöht: 
werben. Vom fteigenden Bodenwerte gibt es nichts.‘ Die Gemeinde 
hat da8 Nachſehen, der Staat hat da3 Nachſehen, und die offiziell be— 
rufnen Vertreter der finanziellen Intereſſen der Gefamtheit ftreden. 
ihre Hände aus, fie find leer und bleiben leer. Iſt das richtig?“ 
Nun Tann man ja einwenden, daß diefem Fehler gegenwärtig 
mehr und mehr durch die fich rajch ausbreitende Einführung ber fo=- 
genannten Zuwachsſteuer, duch die ein Teil der Bodenwert⸗ 
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fteigerungen für die Gemeinden oder den Staat in Anfpruch genommen 
wird, abgeholfen werde. Das mag ja richtig fein, aber wir möchten 
doch behaupten, daß auch mit diefer Korrektur verjehen unſer privates 
Stadtermweiterungafyftem in der bier in Rede ftehenden Beziehung 
noch ſehr unbefriedigend und jedenfalls fehr viel weniger einwandfrei 
und leijtungsfähig bleibt, ala wir ed von einem Syſtem der öffentlihen 
Stadterweiterung erwarten bDürften. 

Einen weiteren recht wichtigen, aber nicht fo ganz einfachen Punkt 
bilden die Nachteile, die aus unfren gegenwärtigen Bodenzuftänden fich 
für die Unterbringung und den Kursſtand unfrer Staat3- 
und Gemeindeanleihen ergeben. Belanntlich ftehen unfre Staats» 
anleihen im allgemeinen erheblich fchlechter al3 die entjprechenden in 
England und auch in Franfreid. Man Hat dafür nach verjchiedenen 
Urfachen gefucht, aber e8 ift nicht von der Hand zu mweifen, daß eine 
der wichtigſten auch in unfren Bodenzuftänden liegt. Ver ganze 
Mechanismus der Stadterweiterung, der Bautätigleit, des Hausbeſitzes 
ufm., wie er bei und arbeitet, bat vor allem auch das eine äußerft 
nachteilige Ergebnis einer geradezu ungeheuerlihen und dauernden 
Verſchuldung des ftädtifhen Bodens gehabt, und zwar nicht etiva nur 
einer Verſchuldung für die Baumerfe, die Straßenanlagen ufiv., fondern 
gerade auch des reinen, nadten Bodenwertes an und für fi. Es kann 
wohl feinem Zweifel unterliegen, baß allein ſchon dieſe letztere Ver⸗ 
ſchuldung gegenwärtig in unfren deutfchen Städten insgefamt nad) 
vielen Milliarden zählt. Ihren formalen Ausdrud findet fie in einem 
entfprechenden Unteil an der ungeheueren Menge von Hypotheken auf 
fädtiihen Grundftüden und von Pfandbriefen, die auf Grund folcher 
Oypothefen von den Hypothekenbanken uſw. ausgegeben worden find. 
Allein ber PBfandbriefumlauf unfrer Hypothekenbanken, der ſich ficher 
zum allergrößten Teil auf die Städte bezieht, wird gegenwärtig auf 
über 9 Milliarden Marl geſchätzt. Die gefamte VBodenverfhuldung 
Deutfchlands ſchätzte Eberftadt bereits im Jahre 1901 in feinem Buche 
„Der Deutiche Kapitalmarkt“ auf mindeſtens 42 Milliarden Mark 
und das jährliche Erfordernis zur Berzinfung biefer Summe fowie 
zur Beſtreitung der jährlih neu hinzulommenden Verſchuldung auf 
4 Milliarden Mark. Allerdings find in diefen Ziffern auch die Ländliche 
Verſchuldung und die Verfhuldung der Gebäude enthalten. Wir wollen 
ung auch diefe Ziffern nicht ohne weiteres zu eigen machen, aber fie 
werden Doch ungefähr einen Begriff geben, um welche Summen es ſich 
bier handelt. Im übrigen fafjen wir natürlich im folgenden nur Die 
Verſchuldung bes ftädtifchen Bodens an und für ſich nicht den auf Die 
Gebäude, die Herftellung der Straßen uſw. entfallenden Anteil ins Auge. 
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Man hat nun, und zwar unſres Erachtens mit Recht, darauf hin⸗ 
gewiejen, daß dieſe außerordentliche Verfehulbung des Bodens eine 
große Konkurrenz für die Staatd- und Gemeindeanleihen bilde, zumal 
da die Unterbringung der Hypotheken und Pfandbriefe den Bankiers 
und dem Publikum durch erhebliche Abfchlußprovifionen, Vergütungen 
u. dgl. ganz ander? als bei den öffentlichen Anleihen ſchmackhaft gemacht 
werde. So fagt Baul Voigt in feinem fchon früher erwähnten Schriftchen 
„Hypothelenbanken und Beleihungsgrenze“, 1899: 

„... Ganz bedeutende Nachteile erleidet endlich der Staat, nament- 
lich infolge des niedrigen Kurſes feiner Anleihen; ohne das ungeheuere 
Ungebot von Pfandbriefen, die mit allen Mitteln von den durch hohe PBro- 
bifionen an ihrem Abſatz interejjierten Bankiers dem Publikum aufgebrängt 
werden, würden die Staatsanleihen vermutlich ähnlich wie englifche und 
franzöfifhe Anleihen ftehen. .. .“ 

Und Abolf Damafchke jagt in der 4. Auflage feiner „Bodenreform“ 
(1907) auf Seite 94/95 folgendes: 

„... Für das gefamte ftaatliche Leben bringt die heutige Pfandbrief- 
wirtihaft die außerordentliche Gefahr mit fich, daß fie den Staatskredit 
derteuert. 

Es iſt eine auffällige und in ihrer Bedeutung gerade in Deutſchland 
noch viel zu wenig gewürdigte Tatſache, daß der engliſche Staatskredit 
außerordentlich viel billiger iſt als der deutſche. In Friedenszeiten beläuft 
ſich der Unterſchied auf 20—30%. Neben anderen Urſachen ſpielt zweifellos 
der Umftand eine enticheidbende Rolle, daß es in England Hypotheken in 
unſrem Sinne fo gut wie gar nicht gibt, daß Hypothefenbanfen und nun 
gar Pfandbriefe für Hypotheken Dinge find, die dem vollswirtfchaftlich ge- 
bildeten Engländer nur ein überlegened Lächeln abnötigen. 

Das englifhe Kapital, das nicht in Grund und Boden arbeiten Tann, 
ſtellt ſich deshalb in viel höherem Maße und zu leichteren Bedingungen 
als bei uns induftriellen und Tulturellen Aufgaben zur Verfügung. Es ift 
das eine Befruchtung ber Kräfteentfaltung, Die nur derjenige ganz würdigen 
fann, der weiß, was ein „flüffiger” Geldmarkt für alle wirtichaftlichen 
Unternehmungen bedeutet. Soweit das englifche Kapital aber eine abfolut 
„ſichere“ Anlage ſucht, muß es fi dem Staat und den Gemeinden zur 
Verfügung ftellen, die dadurch eben ben außerordentlichen Vorteil des billigen 
Geldes geniehen. .. .” 


Nun möchten wir freilich glauben, daß die Sache boch nicht fo 
ganz einfach Liegt, wie fie in der Regel aufgefaßt wird und wie fie auch 
nach diefen Zeugniffen erfcheint. Einmal kommt ein erheblicher Teil 
der ftädtifchen Bodenverſchuldung gar nicht auf das allgemeine, von ber 
Nation erübrigte Kapital Anfprud; erhebend auf den Kapitalmarft, 
denn die glüdlichen Bezieher der fteigenden Bodenwerte pflegen bei 
der Nealifierung derſelben felber einen großen Teil freditierend zu 
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übernehmen. Zum zweiten aber — und das wird bei Dielen Er- 
örterungen faft immer überjehen — verſchwindet ja berjenige Teil des 
erübrigten Kapital der Nation, der wirklich an die Bodeneigentümer 
auf dem Wege der Bodenverfhuldung hingegeben wird, an und für 
fi nicht, fondern er ift nad) wie vor vorhanden und kommt fomit 
auch nach wie vor für die Befriedigung auch des öffentlichen Anleihe- 
bedarfes in Betracht. Machen wir uns bie Sache fonfret Mar. Wenn 
3. B. ein Terrainunternehmer ein Gelände mit 100000 M. Gewinn: 
verfauft und diefes Geld ihm bar ausgezahlt wird, indem ber Käufer 
gegen eine entjprechende Hypothek in dein gleichen Betrage Geld aus 
dem allgemeinen Kapitalfonds der Nation entnimmt, fo jind ja aller- 
dings diefe 100000 M. im Augenblid nicht für eine andre Anlage 
verfügbar, aber fie erfcheinen doch ohne weiteres mwieder in der Hand 
des eben erwähnten Terrainunternehmers und find alfo an fih aus 
dem Kapitalfonds der Nation niht verfchwunden, fondern nad) mie 
vor darin vorhanden und können fomit an fich auch für eine öffentliche 
Anleihe verwandt werden. Die Beeinträchtigung der Kapitalfraft der 
Nation für die öffentlihen Anleihen durch die ftäbtifche Bodenver⸗ 
ſchuldung muß unfres Erachtens vielmehr auf einem andren Wege 
gejucht werden. Die Summen, bie aus dem verfügbaren Kapital ber 
Nation für die Bodenverfhuldung aufgewandt werden, jind zwar, 
wie eben dargelegt, nad) wie vor vorhanden, aber fie find ihrer Be- 
flimmung nad) nit mehr ohne weiteres das, was fie vorher waren. 
Sie waren vorher Anlage juchendes Kapital, jebt find fie Vermögens- 
beftandteile der betreffenden Bodeneigentümer, und es frägt fi nur 
erſt, was diefe mit ihnen anfangen werben. Und hier liegt, ſcheint ung, 
Die Veeinträchitgung, denn es ift nicht von der Hand zu weifen, daß 
mindeſtens ein großer Teil diefer Summen nad diefer Ummandlung 
überhaupt nicht mehr als Quelle für den öffentlichen Kredit in Betracht 
fommt. Erſtens wird ein Teil von ihnen ficher von ben glüdlichen 
Gewinnern einfach für perfönliche Bedürfniffe verbraudt. Zweitens 
geht ein weiterer Teil jedenfall3 auf private Produktionszwecke Diefer 
Gewinner darauf, die ohne diefen Glücksumſtand bes Bodengewinnes 
unbefriedigr geblieben wären, 3. B. wenn etwa ein durch die fteigenden 
Bodenwerte reich gewordner Gärtner daraufhin feinem Gärtnerei» 
betriebe einen Unfang und eine Ausdehnung gibt, an die er ohne 
jene Gewinne nicht hätte denken können. Drittens endlich fcheint uns, 
daß eben dieſe ſelbe wirtfchaftlihe Mafchinerie, weiche Diefe ungeheuerliche 
Hinauffhraubung der Bodenmwerte und dieſe außerordentliche Ver—⸗ 
ſchuldung erzeugt, zu ihrer Tätigkeit auch ein ganzes Herr von Per— 
fonen, Snftitutionen aller Art, von Terrainunternehmern, Spetulanten, 
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Agenten, vermittelnden Banken u. dgl. m. mit allen Unfoften, die 
daran Hängen, benötigt, und daß diefer ganze Toftfpielige Betrieb ein 
weiteres Stüd der in die Bodenverfchuldung fließenden KRapitalien auf- 
frißt. Auf diefe Weife wird man alfo Doch jagen können, daß ein 
beträdhtliher Zeil des Nationallapitals, der font dem allgemeinen 
Anleihebedürfnis und ſomit auch den öffentlichen Anleihen zur Ber- 
fügung geflanden Hätte, endgültig und ohne Äquivalent dem Kapital- 
markt durch die Bodenverjchuldung entzogen wird. Im übrigen gelten 
diefe Ausführungen nicht nur für das ald Entgelt für Bodenver- 
fhuldung aufgewandte, fondern überhaupt für dag für die in Rede 
ftehenden Bodenwerte Hingegebene Stück Nationallapital. 

Diefe ganze Sache ift ernfter, ald man vielleicht denft. Die Kriegs- 
bereitfchaft und die Ausjichten auf Erfolg im Ernitfalle Hängen für 
einen modernen Großſtaat wie Deutichland in nicht geringem Grade 
von der Zuverläffigfeit und Leiftungsfähigfeit des finanziellen Appa- 
rates ab. Alles was dieſen irgendivie ernfthaft zu ſtören oder zu hemmen 
geeignet ift, bedroht unfre Weltftellung auf das entjchiedenfte. Caveant 
consules! — 

Endlich feien noch zwei fpezielle Wirfungen aufgeführt, durch 
welche unfre gegenwärtigen Bodenzuftände die öffentlihen Yinanzen 
empfindlich ſchädigen. Die eine befteht darin, baß die Grundftüde, 
welhe Staat unb Gemeinden jelber brauden, ihnen ja 
durch die gegenwärtigen BVerhältniffe gleichfall3 außerordentlich ver- 
teuert werden. Wenn man bedenkt, wie oft wir von Klagen ſeitens 
der Gemeinden über die außerordentlihen Grunderwerbskoſten Iejen, 
die für lommunale Gebäude, namentlich für Schulen, aufgewandt werden 
müffen, fo werden wir und Mar darüber werden, daß diefer Schaden 
nicht gering iſt. Gerade diefe hohen Grunderwerbslkoſten für birefte 
fommunale Bebürfniffe find ja ein Hauptgrund dafür, daß unfre 
größeren Städte neuerding3 mehr und mehr wieder zu einem voraus⸗ 
fchauenden, umfaffenden fommunalen Srundbefiterwerb, fo large Die 
betreffenden Flächen noch billig zu haben find, übergehen. Daß aud) 
der Staat in der gleichen Weiſe oft fehr gejchädigt wird, Tiegt auf der 
Hand. Ä 

Die zweite Wirkung, die wir eben im Sinne hatten, ift die, daß 
die aus unfrem Stadterweiterungsſyſtem quellenden hohen Bodenpreife ' 
und Mieten dazu führen, daß oft Aufbejferungen ber Gehälter und 
Wohnungsgeldzuſchüſſe für die Beamten und Ange» 
ftellten bde3 Staates notwendig werden, die ohne dag unterbleiben 
fönnten. Natürlich gönnen wir den Beamten uſw. gern alles, was 
ihnen nad Fug und Recht gebührt; aber das kann uns nicht abhalten 

Die Bohnungsfrage und dad Reid, 8. Heft. 97 


418 v. Mangolbt: Die Stäbtifche Bodenfrage. 


zu beflagen, daß hier oft Aufwendungen und Laften für die Allgemein» 
heit entftehen, die nur durch unſre ſchlechten Bodenzuftände herbei» 
geführt werden. 


8, Allgemeinere volkswirtſchaftliche Wirkungen. 


Auch auf die allgemeinen wirtfchaftlichen Verhältniffe gehen von 
unfrem Stadterweiterungzfyftem und unfren Bodenzuftänden mehr oder 
minder nadteilige Einflüffe aus. Schon oben auf Seite 314/15 haben 
wir darauf Hingewiejen, baß ſich der Schluß nicht von der Hand weifen 
läßt, daß ſich als Folge unfrer fünfllich in die Höhe getriebnen Bau- 
ftellenpreife und Mieten eine Verteuerung der Warenpreife, jpeziell 
im Detailverlauf, einftellt. Auch andre Autoren find übrigens zu 
ähnliden Sclüffen gefommen. So finden wir in der ſchon früher 
zitierten Arbeit von Dr. W. Mewes: „Bodenmwerte, Bau- und Boden» 
politit in Freiburg i. B. während ber letzten 40 Jahre“ (Karlsruhe, 
G. Braunſche Hofbuchdruderei, 1905) auf Seite 96 im Rahmen einer 
tritiihen Beſprechung der Tätigfeit der öffentlichen Organe in Freiburg 
auf dem Gebiete ber Boden- und Baupolitif folgende Bemerkung: 

„... Neben Bau- und Wohngelände kommt ſodann die Beichaffung 
von geeignetem Anſiedlungsboden für Gefchäfts- und Verlkehrszwecke in Yrage. 
Hier hat die kommunale Fürſorge entjchieden verjagt, indem fie durch die 
einfeitige Bevorzugung der offnen Baumeife die PVezentralifation des Ge- 
ſchäftslebens erſchwert und dadurch die Monopolftellung der Grundftüde in 
den Straßen der Innenſtadt noch geradezu verftärft hat. Da bei dem allge» 
meinen Umfang der Konzentration eine Nüdwirkung der hohen Bodenpreije 
und Ladenmieten auf die Warenpreife unausbleiblich ift, fo Scheint eine 
ftärfere Berückſichtigung der Geſchäfts⸗ und Verkehrsintereſſen durch Schaffung 
geichlofien bebauter Straßenzüge ohne Vorgärten dringend geboten. .. .” 

Wenn nun aud in diefer Stelle für Freiburg gemwiffermaßen 
Ausnahmeverhältniffe feitgeftellt werden, fo bildet die Stelle doch 
immerhin einen Beleg für ung infofern, al3 grundfäglih in ihr zu— 
gegeben ijt, Daß Hohe Bodenpreife ſehr wohl die Warenpreife verteuern 
fönnen. | 

Erniter noch erfcheint ung bie außerordentlihde Belaftung, 
weile der Induſtrie und audh ben Fleineren gewerblichen 
Anlagen dur die hohen Bodenpreife in unfren größeren Städten: 
auferlegt wird. Diefe Belaftung äußert ſich einmal darin, daß bie 
induftriellen Anlagen uf. felber zum großen Teil auf teurem Boden 
figen, aljo erheblihe Mietlaften entweder direft zu zahlen oder ſich 
wenigſtens anzurechnen haben; weiter aber darin, daß die Verteuerung 
der Wohnungen und der ganzen Lebenshaltung für die in den be— 
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treffenden induſtriellen u. dgl. Anlagen bejchäftigten Arbeiter natürlich 
in den Löhnen diefer einen Ausdrud finden muß; und endlich barin, 
daß die an die induftrielle ufm. Tätigkeit fich anfchließende Handels» 
tätigfeit durch hohe Mieten für Läden und Lagerräume u. dgl. belaftet 
ift. Diefe letztere Belaftung trifft zwar in erfter Linie den Handelöftand 
und die Vollswirtichaft im allgemeinen, immerhin aber in Form eines 
Drudes auf die für die Produzenten erreichbaren Preife jedenfall3 auch 
die Induftrie ufm. In einer Slugfchrift der Deutfchen Gartenftabt- 
Geſellſchaft vor einigen Jahren, die allerdingd wohl in erfter Linie 
Berliner Verhältniffe im Auge hatte, hieß es unter andrem: 


„... Auf der Induſtrie laſten die großftäbtilhen Bodenwerte nicht 
minder als auf dem Wohnungsmieter. Vielleicht ſogar noch fchwerer. Der 
Mietpreis für einen Quadratmeter Werkſtatt beträgt in unſren Induſtriehöfen 
etwa 10 M. Es ift keineswegs eine Wusnahme, wenn Betriebe pro Arbeiter 
150—200 M. Werfftattmiete zahlen, — für einen Raum, der bei billigem 
Zanbpreis, bei gleich guter Bebauung und bei größeren Bequemlichkeiten für 
die Induſtrie kaum die Hälfte diefer Miete zu koſten brauchte. Selbit bei 
alten gutgehenden großftädtifchen Betrieben verſchlingt Die Werfftattmiete bis 
zu 40% des fonftigen Reingewinnes. Diefer Umftand, fowie Die Transport» 
Ichwierigfeiten in der Großfladt (teure Fuhren von und zum Bahnhof, 
ber vielfach) weit entfernt, die Transporte der Materialien und Waren 1, 2, 
3 und 4 Treppen hoch und herunter) bedingen unnötige und unverhältnis- 
mäßig hohe Betriebsſpeſen. .. .“ 


Und recht anſchaulich fchilderte die Zeitfchrift „Natgeber auf dem 
Kapitalmarkt”, Berlin, am 13. Januar 1907 die einjchlagenben Ver⸗ 
hältniffe in einem Artikel „Bodenpreis und Gelbitfoften”. Da heißt 
es u. a.: 


„... Man könnte ſagen, daß hieran nur diejenigen Produzenten 
intereffiert find, melcdhe ihre Tätigfeit in gepadteten Räumen — das ilt 
allerdings die Mehrzahl — ausüben. Das ift jedoch ein oberflädhlicher Stand» 
punkt. Zunächft ift jeder Produzent genötigt, feine Waren dem Kommiſſionär 
oder Zwiſchenhändler oder Kleinkaufmann oder fonft einer Perſon, welche 
diftributiv tätig ift, zum Vertrieb zu überlaffen. Und diefe Perjon wird fait 
ausnahmslos Fein Haus⸗ oder Grundbefiger fein. Die enormen Summen, 
welche in ſtändig wachſender Höhe von den großftädtiihen Laden⸗, Lager- 
und Bureaumietern bezahlt werden, fallen beshalb offenbar der Gejamtmwirt- 
ſchaft zur Laft und müffen am Ende die Selbftloften der nationalen Pro- 
duktion erhöhen. Weiterhin aber ift der Produzent, auch wenn er auf eignem 
Boden arbeitet, infofern an diefer Entwicklung beteiligt, als Die Anſprüche 
feiner Arbeiter in dem Maße machen müſſen, als die Koften der Lebens» 
haltung — und dazu gehört in erfter Linie die Wohnung — ſich erhöhen. 
Es leuchtet ein, daß der höhere Lohn, melden ein Berliner Arbeiter im 
Vergleiche zu feinen Kollegen auf dem Lande erhält, in der Hauptfache durch 
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die höheren Wohnpreife in Berlin bedingt ift; daß die Differenz zu guterlegt 
von dem Produzenten, der die Löhne zu zahlen hat, getragen wird. Jede Er- 
höhung der Bobdenpreife bedeutet alſo ganz allgemein geiprochen eine Stei- 
gerung der Selbftloften der Bollswirtichaft, wobei e3 ganz gleichgültig ift, 
ob der einzelne Produzent auf eigner Scholle arbeitet oder nicht. Es fcheint 
ung, al3 ob die Rolle, welche der Bodenpreis in der Trage der Selbitloften 
fpielt, nicht genügend klar erfannt und gewürdigt wird. .. .” 


Nun ift ja freilich unfres Erachtens nicht zu überfehen, daß dieſen 
großen Belaftungen andrerfeit3 auch große Vorteile gegenüberftehen, 
welche eben durch die Gunſt der Lage auf dem betreffenden teureren 
Boden gegeben find. Man braudt body nur an die Vorteile des 
Abſatzes in einer größeren Stadt für eine induftrielle Unternehmung 
oder an die Vorteile des Wohnens in bereit3 voll bebauten und be=- 
fiedelten Zeilen einer ſolchen Stadt zu denken. Aber wir glauben, 
geftüßt auf unfren Nachweis ber außerordentlih ftarfen Fünftlichen 
Berteuerung ber Bauftellen und Mieten dur; unfer Stadterweiterungd- 
ſyſtem, daß bie Belaftungen bei den gleichen Vorteilen nicht entfernt 
fo ftarf zu fein brauchten; und zweitens ift doch auch in Betracht zu 
ziehen, daß, infoweit wie ſolche Bodenteuerung und Belaftung nun 
einmal gemwifjfermaßen natürlih und unumgänglich ift, Die Daraus 
folgenden großen Summen in erfter Linie doch der Allgemeinheit und 
nicht wie jet den einzelnen Bobenbefitern zugute kommen follten. 
Es kann nicht geleugnet werden, baß durch die Bier in Rede ftehenden 
ſtarken Belaftungen die induftrielle und gemerblihe Tätigfeit eines 
Landes dem Auslande gegenüber ſehr erheblich benachteiligt werden kann. 

Noch ganz andre, aus unfren ftädtifchen Bodenzuftänden er- 
wachſende Gefahren Tauern aber unſres Erachtens im Hintergrund 
einer ferneren Zukunft. Wir haben in den früheren Kapiteln gejehen, 
wie außerordentlich unfre private Stadterweiterung mit allem, was 
darum und daran hängt, die Bauftellenpreife und Mieten in die Höhe 
treibt; Dazu treten dann noch die mafjenhaften und fehr ftarfen Über⸗ 
tagierungen von Bauland, Bauftellen und bebauten Grundjtüden. Es 
ift nun aber ein Unding anzunehmen, daß dieſes ganze, auf fo ſchwankem 
Grunde errichtete Wertgebäube unabänderlich beftehen bleiben werde. 
Es ift vielmehr vorauszufehen, daß unter dem Drude der wirtichaftlichen 
und kulturellen Bewegung auf ftädtifche Dezentralijation und ala Folge 
des Erwachens ber richtigen Einfiht von der Willfürlichkeit und 
Künftlichleit der eben erwähnten hohen Preife und Werte allmählich, 
aber unmiberftehlich eine tiefgreifende Ummälzung in der ganzen Be— 
trahtung, Behandlung und Bewertung und bamit dann auch in der 
Preisbildung unſres jtädtifchen Bodens eintreten wird. Die jebigen 
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geichraubten, künftlichen Preife werden fchließlich mehr und mehr viel 
mäßigeren und natürlicheren weichen müffen. Es Tiegt aber auf der 
Hand, daß, je ſchwindelnder die Höhe ift, welche jene Preiſe zuvor erreicht 
haben, um fo tiefer dann auch der Sturz fein muß. Das iſt aber eine 
Angelegenheit, die weit über die Bedeutung eines rein privaten Unglücks 
für die Betroffnen hinausgeht, denn man muß bedenken, wie ungeheuere 
Bermögenintereffen mit dem Stande der ſtädtiſchen Bodenwerte ver- 
Mmüpft find und mie weite Kreife von einem Sturze derfelben berührt 
werden würden. Es Handelt ſich nicht nur um die Haußbefiger, fondern 
auh um die Hhnpothefengläubiger, ja möglicherweife auch um bie 
Anhaber von Pfandbriefen der Hypothekenbanken ujw., fo daß eine 
allgemeine vollwirtfchaftlihe Erſchütterung nicht ausgeſchloſſen iſt. 
Deshalb müffen die nötigen Reformen ohne weiteren Berzug alsbald 
in Die Wege geleitet werden, Damit nicht Durch noch weitere Steigerungen 
der Bodenwerte der Umfang der unvermeidlichen Berlufte noch immer 
mehr vergrößert wird, und Damit nicht die Zeit ber jetzigen ftarfen 
Volksvermehrung, welch Iegtere wenigſtens einigermaßen die Möglichkeit 
böte die Berlufte abzumildern, ungenugt vorübergeht. 


Eine legte allgemeinere volkswirtſchaftliche Wirkung, bie wir 
hier noch erwähnen möchten, iſt endlich die Tendenz unſres gegen- 
wärtigen Stadterweiterungsſyſtems und unſrer Bodenzuſtände, eine 
ganz überflüſſig große Zahl von Läden u. dgl. zur Entſtehung 
zu bringen. Sehr anſchaulich ſchildert das ein Artikel „Überflüſſige 
Läden” in der Januarnummer 1902 der „Mitteilungen des Alle 
gemeinen Mietbemohner-Bereind zu Dresden”. Da heißt e8: 


„Während noch vor etwa einem Jahrzehnt neu entftehende Straßen 
faum einen Laden aufwieſen, gibt es jeßt in unferer Stadt nicht eine Straße 
— außer ben vornehmen Billenftraßen — die nicht eine meift große Anzahl 
von Läden enthält. In ben alten Straßen hat man immer mehr Läden im 
Erdgeſchoß eingebrochen, in den neuen wird ohne ſolche kaum noch ein Haus 
gebaut. Die Straße mag noch fo abfeit? allen Verkehrs Tiegen und aud 
nie Ausfiht auf einen ſolchen haben, faft jedes Haus, das aus ber Wiefe: 
oder dem bradliegenden Bauland aufwächſt, enthält unten moderne Läden 
mit großen Spiegeliheiben. Das Schickſal derjelben ift nicht ſchwer voraus 
zufagen: auf abjehbare Zeit finden fie feine zahlungsfähigen Mieter. Wie 
fann e3 auch anders fein? Draußen in den Borftädten braucht man in ber 
Hauptfahe nur Berlaufsftellen für Lebensmittel. Und fchon folhe — Kolo« 
nialwarenhandlungen, Bädereien, Fleiſchereien, Büdchen werden viel zu viel, 
bzw. viel zu früh eingerichtet — für andere Läden ift nur fehr jelten Be— 
darf. Das in den Vorſtädten wohnende Publikum fauft eben das, was es 
braudt, wenn irgend möglid) im Innern ber Stadt, wo ed nun einmal 
glaubt, beifer und billiger anzulommen. Aber immer wieder findet man 
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in Straßen, die manchmal nod leere Bauftellen aufweifen, zahlreiche Läden, 
in denen Pojamenten- und Weißwarenhändler, Putzmacherinnen, Uhrmacher, 
Eeifen- und Barfümeriegefchäfte, Weinhandlungen, Schololadengejchäfte uſw. 
ihr Glück verfuchen. In kürzerer oder längerer Zeit, je nachdem der Geld- 
beutel der Inhaber beichaffen ift, oder ihr Kredit ausreicht, Hören fie wieder 
auf. Neuerdings, wo Kredit fchwieriger zu erlangen if, werden Derartige 
Geihäftseröffnungen etwas feltener, und der Sammer der Hausbeſitzer ift 
groß. Wer jetzt einige Wanderungen in neu entitandene Straßen unternimmt, 
kann manche intereffanten Studien machen. Wir gingen vor einiger Zeit 
über den Dürerplatz. In fämtlihen Häufern desjelben — bi3 auf zwei — 
find Läden eingebaut worden, und gerade die Hälfte derfelben fand Ieer! 

. Vie if denn diefe Manie, überall Läden zu jchaffen, entftanben ? 
Sie iR "entftanden, al3 in der inneren Stadt, auf den Hauptverkehrsſtraßen, 
infolge der wachſenden Bevöllerung die Gefchäftsinhaber gute Geſchäfte machten, 
an welden ſich die Hauswirte durch unausgejegte Mietfleigerungen derartig 
beteiligten, daß 3. B. der Wert ber Häufer in der Pragerftraße in etwa 
zehn Jahren um das Ddreifadhe in die Höhe ging. Der Unterfchied zwiſchen 
einer Ladenmiete und der Miete einer Barterre-Wohnung war jo groß 
geworben, dab alle Bauftellenfpefulanten bei der Bemeſſung der Arealpreife 
Ladenmieten bHineinlaltulierten, und die „angemeſſene“ Berzinjung eines 
Haufe ohne Läden unmöglih erfdien. .. .“ 

Auch in der Denkfichrift, betreffend die Befteuerung der Groß» 
betriebe im Kleinhandel, welche die Königlich ſächſiſche Regierung im 
Sabre 1902 ben Kammern zugehen ließ, heißt es auf Seite 13: 

vn .. Einen Teil der Schuld an der übermäßigen Bermehrung der 
Kleinhandlungen tragen viele Hausbefiger größerer Städte, die im Hin⸗ 
blid auf die höheren Erträgniſſe von Läden im Erdgeichoije Läden einzu- 
richten pflegen. Jeder folcher neuhergeftellte Ladenraum wirkt wie eine Auf- 
forderung, in Diefem Raume ein Handelsgeſchäft zu beginnen. Dem Unvor- 
fihtigen erfcheint er wie eine Gewähr dafür, daß in ber Gegend ein Be 
bürfni3 nad Errichtung eines Handelsgeſchäftes vorliege.e In den von Der 
Handelslammer Dresden eingezogenen Auskünften finden fi) aud Dresden 
und andren Orten wiederholte Klagen darüber, daß auch in ftillen Straßen 
die Erdgefchoffe jetzt vielfach zu Läden umgebaut und in den meilten Neu— 
bauten Läden vorgejehen würden. Es finden fih auh für fie immer 
Mieter. .. .” 

Nehmen wir alles zufammen, jo fehen wir, wie auch auf dieſem 
Gebiete wieder unsre flädtifchen Bodenzuftände eine wahre Pandora- 
büchſe übelriechender Gaben über uns ausftreuen! — 


9. Kliuftlerifche Folgen. 


Künftlerifche Folgen — das ift ein weites Gebiet, und wir können 
hier noch weit weniger unbedingt vollftändig fein, ald wir es etwa 
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bei den anderen Abjchnitten geweſen find; aber einige markante Geſichts⸗ 
punkte möchten wir doch hervorheben. 

Zunächſt ift an dad zu erinnern, was im 5. Abjchnitte über den 
Bufammenhang unſrer VBodenzuftände mit dem mweitverbreiteten Par⸗ 
venütum und mit deſſen unheilvollem Einfluß auf unfer künſtleriſches 
und fulturelles Leben gejagt worden ift. 

Eine große Rolle im künftleriichen Leben der Gegenwart nimmt 
natürlich) da3 Theater ein. Da ift es nun intereffant zu fehen, wie 
auch dieſes in feinem Einfluß fo weit reichende Runftinftitut in unheil- 
voller Weife durch unfre Bodenzuftände beeinflußt wird. Wenngleich 
naturgemäß auch bei dem Theater die wirtjchaftlihen Geſichtspunkte 
nicht vernachläjfigt werden können, mit andren Worten, wenn auch 
das Theater in den meiften Fällen darauf angemwiefen fein wird, nicht 
nur feine Koften zu beden, fondern aud einen Gewinn abzumerfen, 
fo muß man doch zum mindeften verlangen, daß es nicht von vornherein 
auf einer feinen Zweden des Dienjtez der Kunſt und der Volfzerziehung 
ganz fremden Grundlage aufgebaut und von Bedingungen, die dieſen 
Zwecken durchaus fremd find, maßgebend beeinflußt wird. Das aber 
ift Ieider bei unjren Theatern im Zuſammenhange mit unfren Boden⸗ 
zuftänden vielfach ber Fall. Oft werden Theater gegründet in eriter 
Linie, um einen teuren Bauplab entjprechend zu verwerten, und Die 
Hohen, für die Berzinfung ber teuren Baugründe aufzubringenden 
Summen dürften in vielen Fällen dazu führen, daß bei der Berpachtung 
oder der Führung der Theater Perſonen als Theaterpächter und 
Unternehmer oder al3 Direftoren angenommen werben, die mehr 
geriſſne Geſchäftsleute ala künſtleriſch und moralifch wirkende Per- 
fönlichkeiten find, und denen im Intereſſe des Geldverdienend Die 
Gunft des Publikums über alle andren Zwecke geht. 

Zum Beweis dafür, daß das feine aus der Quft gegriffnen Be— 
Hauptungen find, führen wir nadhftehend zwei Belege an: 

Sn Band II der Schriften des Vereins für Sozialpolitit (1903) 
findet fich eine Arbeit von Dr. Ludolph Maaß „Die neuere Entwidlung 
der Bodenverhältniffe in München‘, und dba leſen wir auf Seite 394 
folgendes: 


„... 1898 kaufte die 1897 gegründete Bayrifche Terrain⸗Aktiengeſellſchaft 
in München ein zufammenhängendes Terrain von 23,9 Heltar für 3,5 Mil- 
lionen Mark zwiſchen Prinzregenten- und äußerer Wienerftraße, und 1899 
von der Altien-Biegelei 6,7 Hektar für 1,2 Millionen Mark. Nachdem Die 
Gefellfhaft mehr als 3 Hektar zur SHerftellung der Straßen abgetreten 
Hatte, wurden fortgefegt Baupläge mit gutem Nutzen verfauft. Von großer 
Bedeutung für. die Aufichliegung bes Geländes an der Prinzregentenftraße 
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war bie Schaffung des Prinz-Regenten-Theaterd durch die Geſellſchaft „Prinz 
Negenten-Theater”, deren Gründer neben Privatperfonen befonders die Bay- 
rifhe Zerrain-Altiengefellfchaft, die Altien-Ziegelei, die Heilmannſche SJmmo- 
bilien-Gefellihaft und das Baugefhäft Heilmann & Littmann jind. 1901 
wurde das Theater eröffnet. .. .” 

Wir kennen ja die nähere Organifation des auf diefer würdigen 
Grundlage errichteten Theaters nicht, und es mag ja fein, daß daſelbſt 
ein einmwandfreier Kunftbetrieb ftattfindet; aber ift es nicht geradezu 
zum Schreien: eine Altien-Ziegelei, ein Baugefchäft und ein paar 
Terraingefellfchaften in ihrem gefchäftlichen Intereſſe als Hauptgründer 
eines vornehmen Kunftinftitut3! Noch gründlicher beleuchtete die Zu- 
ftände aber ein Xrtifel im Jahre 1906, den wir in der Zeitung „Das 
Reich”, Berlin, die ſich ihrerfeitö dabei an den „Berliner Lokalanzeiger“ 
anlehnte, finden. Wir können es ung nicht verfagen, dieſen kurzen 
Artikel Hier vollftändig zum Wbdrud zu bringen. 


Theatergründung und Bobenreform. 


Wie pochen die Herzen, wenn zum eriten Dale die Theaterwelt ſich 
den Bliden erfchließt, wie viele ſchon haben an den Iodenden Flammen ſich 
die jungen Flügel verbrannt! 

Was hat aber die hehre Kunft eines Schiller und Goethe, eines Richard 
Wagner und Smetana mit Bodenfpefulation zu tun? Im Berliner Lokal» 
anzeiger, Nr. 435, gibt ein Wiffender die Antwort: 

„. . Wie entfteht ein neues Berliner Theater? Diele 
Frage mag viele unferer Lefer intereffieren. Zunächſt darf als feititehend 
gelten, daß der nachmalige fkünftlerifche Leiter nie an dem urfprünglichen 
Projekt irgendwie beteiligt ift — was mit anderen Worten jagen will, daß 
es andere al3 künſtleriſche AIntereffen find, aus denen die neuen “Theater 
emporwadjen. Wie der Grund und Boden in der Regel das koſtſpieligſte 
an einem Berliner Neubau ift, fo geht auch der erfte Anftoß zu einem folchen 
zumeift aus den Kreiſen der Grundftüds-nterejfenten hervor. Und meil ein 
Theater unter allen Umftänden eine höhere Mietslaft tragen kann, ala etwa 


. ein Wohnhaus oder ein Geſchäftsbau, wird man vornehmlich dort ben Ger 


danfen eines Theaterbaues ins Auge faffen, wo der Grund und Boden für 
andere Zwede kaum noch zu bezahlen ift. Kommt alfo dem Terrainvermittler 
ein räumlich pajfendes Areal in die Hand, deffen hoher Preis eine andere 
Verwertung nahezu ausfchließt, fo ift die erfte Anregung zu einem neuen 
Theater gegeben. Ein Beifpiel: Die Stadt Berlin hatte anläßlih einer StraFen- 
regulierung an der Weidendammer Brüde ein Terrainviered von noch nicht 
voll taufend Quadratmetern übrig behalten, und verlangte hierfür die Kleinig- 
feit von rund 140000 Mark. Kein Wohn- oder Warenhaus, auch fein 
Hotel war imſtande, diefe Heine Grundflähe jo enorm hoch zu bezahlen. 
Denn belanntlich darf Berliner Boden nur zu etwa zwei Dritteln bebaut 
werden, und etwa über 600 Quadratmeter nusbare Bauflähe können un- 
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möglich die hier entitehende Zinslaft tragen. Alſo — „Da muß ein Theater 
hin!” Und fiehe da, auf einem relativ minimalen Plätchen entftandb bie 
„Komiſche Oper”. Auch der Rieſenblock am Nollendoriplag wollte ſich abjolut 
nicht für profane Bauzwede verwenden laffen. Jahrzehnte lag er brach, eine 
Ragerftätte für Kohlen und Möbelmagen — allenfall® einmal eine Eisbahn. 
Dann endlih fam ein Feitfaal-Kompler und zulegt ein Theaterbau in Trage. 
As Grundftüd gab es feine befjere Verwertung. Auch feine zuverläffigere. 
Denn an mutigen Theaterpäcdtern hat e3 nie gefehlt. Leerftehende Theater 
hat e3 in Berlin noch niemal3 für längere Zeit gegeben. — So jehen wir 
alfo neue Theater zuerft ald Bauunternehmungen ind Leben treten.” 

Die Verſuche, aus dem Boden eine immer höhere Grundrente heraus- 
zupreffen, jind mehr, ald der TFernftehende ahnen mag, die legte Urſache 
fo manches fozialen Einzelelends. Die ftete Neugründung von Theatern, bie 
in feiner Weife aus dem Bedürfnis der Kunft erwächſt, ift in unferen großen 
Städten das ſchwerſte Hindernis dafür, daß die beftehenden Theater fich künſt⸗ 
lerifh entfalten. Die greuliden Reklamen auf dem Theatervorhang, Die 
Haft, mit der ſklaviſch jedem Lüftchen des Publikums gedient wird, die 
Effelthafcherei nach dem Neueften und Wllerneueften, das Elend jo mander 
Künftlerin, fie alle erwachſen fchließlih aus den finanziellen Notftänden, 
die eine maßlofe Bodenfpelulation geichaffen hat. Wer auch ein offenes 
Auge für die YZuftände unferer großen Städte hat, Tann, von jedem In⸗ 
terejlengebiete aus, die Notwendigkeit einer Bodenreform erkennen.“ 

Es ift wohl unnötig, diefen Darlegungen noch weitere Aus⸗ 
einanberjegungen von unfrer Seite hinzuzufügen. 

Geradezu eine Orgie Lunftverberbender Wirkungen haben aber 
unfre Bobenzuftände in bezug auf die Äußere Schönheit unfrer 
Städte gefeiert. Unfre größeren Städte, die fi) ja in den legten 
vier, fünf Jahrzehnten beinahe alle um ein mehrfaches ihrer früheren 
Größe ausgedehnt haben, find in diefen ihren neueren Teilen ebenfalls 
beinahe alle wahre Ausbünde von Häßlichleit. Darüber beiteht eigent- 
li fein Streit mehr. In einer Flugjchrift der Deutfchen Gartenftadt- 
Geſellſchaft „Gartenſtadt und äfthetifhe Kultur” von Hana Kampff> 
meyer (1904) heißt e3: 

„... Man mandere doch einmal aufmerffam durch ein paar neue 
Großſtadt Straßen. Wie entjeglih nüchtern ift da fchon der Stadtplan. Man 
fieht e8 dem elenden Geſchöpf an, daß es von Zirkel und Neißfchiene aus 
Pflichtgefühl und nicht aus Liebe gezeugt mwurbe. Und die Häufer — öde 
Zuchthausfaſſaden — reihen fi in den Arbeiterpierteln endlos nebeneinander. 
Und in jedem biefer häßlichen Käften ift eine Unzahl von Familien in unzu- 
reihenden Räumen untergebradt, die Gittlichleit und Gefundheit ernitlich 
gefährdend und zu alledem einen großen Teil des kärglichen Berbienites 
verfchlingend. Wenden wir und dann zu den GStabdtvierteln der wohlhaben- 
deren SMaffen, jo wandelt fich unfer Mitleid in Zorn. Wie unehrlih und 
aufdringlich erfcheinen Diefe ornamentüberladenen Häufer. .. .” 
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Sn der Tat, eine ſolche Maffenproduftion brutaler Häßlichkeit, 
wie fie in ber ftädtifhen Architektur der modernen Rulturwelt in den 
lebten Jahrzehnten verübt worben ift, hat die Welt wohl noch kaum 
gefehen. Als Urſache hierfür laſſen jih ja mannigfade Gründe an- 
führen: die Plöglichfeit und Schnelligkeit unfres Städtewachſtums, 
der gegenüber man zunächſt damit zufrieden war, nur überhaupt Die 
Trage der Behaufung der heranftrömenden Maffen einigermaßen gelöft 
zu haben; das mit diefer erften Erfcheinung zufammenhängende Los⸗ 
geriffenwerben der Menſchen vom heimifchen Boden und damit von 
der mohltätigen alten äfthetifchen Tradition und von den Hundert 
Anregungen des Kunjtgefühls, welche jih aus dem Heimatgefühl er⸗ 
geben; weiter das mit unfrem Beitalter der Wiſſenſchaft, der Forfchung, 
des techniſchen Fortfchritt3 und des Weltverkehrs verbundne SHerein- 
bredden und Bekanntwerden einer unüberfehbaren Fülle alter und neuer 
Formen und Mittel der Baufunft, das naturgemäß eine vielfach falfche 
und mißbräudhliche Anwendung diefer Formen und Mittel zur Folge 
haben mußte; ferner der ganze materialiftifche, vorwiegend auf den 
praftiihen Nutzen gerichtete Geift des Beitalter8 u. dgl. m. Aber ein 
großer Grund Tiegt unleugbar und unbeftreitbar aud in den Ber- 
hältnifjen unfrer Stadterweiterung, in unfrer ganzen, jo grundverkehrten 
Behandlung des ftädtifhen Bodens. Unfre Stabterweiterung wird, wie 
wir gefehen haben, vor allem beherrſcht von dem Streben einen möglichſt 
hohen Gewinn aus dem Boden heraugzufchlagen, und die anfchließende 
Bautätigkeit muß dann ſelbſtverſtändlich die praftiichen Folgerungen 
aus den auf diefer Grundlage notwendig erwachſenden hohen Preifen 
de3 unbebauten wie auch be3 bebauten Bodens ziehen, bemüht fich aber 
auch ihrerfeit3 natürlich den Boden möglichſt auszunugen. Bon diejen 
Geſichtspunkten find fo ziemlich alle, welche mit dem ftäbtifhen Boden 
praftifh zu tun Haben, abgejehen von den übertwachenden Beamten, 
maßgebend regiert: die Urbefiter wie die Spekulanten mit aufge- 
ſchloſſnem oder unaufgefhloffnem Gelände, die Terrainunternehmer 
und die fonftigen Auffchließenden, weiter vor allem bie Bauenden und 
endlich auch die Hausbeſitzer. Es konnte nicht ausbleiben, daß dieſer 
ganze gierige, unjaubere und unkünftlerifche Geift fi) durch und durch 
in der ganzen äußeren Erſcheinung unfrer Städte ausprägte, und zwar 
ſowohl in ber Anlage der neuen Stadtteile im ganzen wie auch bei 
den Gebäuden und Grundftüden im einzelnen. 

Zuerft ein paar Worte über bie Anlage ber neuen Stadt- 
teile im ganzen, welde Anlage ja, äußerlich genommen, zunädjft 
von Bauordnung und Bebauungsplan regiert wird. Es ift ganz ſelbſt⸗ 
verftändlih, DaB hier, bei der Geftaltung ber Bebauungspläne und 
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Bauordnungen, aljo der Grundgejege für Die neuen ftädtifchen Anlagen, 
die Fünftlerifchen, die äſthetiſchen Geſichtspunkte fortgefegt auf das 
empfindlichfte Durch das Gemwinnftreben der Bodeneigentümer und Die 
Rückſicht auf die Hohen Preife des Geländes beeinträchtigt werden. 
Wir möchten glauben, daß jeder auch nur einigermaßen künſtleriſch 
fühlende Stadtbaurat in unfren großen Städten ohne meitered nicht 
nur eine, jondern gleich eine ganze Anzahl künftlerifcher Geftaltungen 
in der Anlage der ihm ald Wirkungsfeld zugewiefnen Stadt wird 
nennen können, die er aus folden Nüdfihten unter Schmerzen 
hat aufgeben müſſen. Einige Punkte kann ja auch der Laie ohne 
weiteres erfennen. Mit den fchönften Schmud neuer Stadtteile bilden 
zahlreiche und angemeffen große öffentliche Pläge und Anlagen. Wir 
haben aber fchon in einem früheren Abſchnitt dieſes Kapitels gefehen, 
wie außerordentlid die Schaffung ſolcher durch die hohen Bodenpreife 
unſres Stabterweiterungsfgftemd gehindert wird. Bon großer Wichtig- 
feit für die äfthetifche Geftaltung neuer Stadtteile ift auch, daß ge- 
nügende und pajjende Pläße für monumentale öffentliche und private 
Bauten vorbehalten werden, denn erfahrungsgemäß beruht die Hälfte 
der FTünftlerifhen Wirkung eines folchen Bauwerks darauf, daB es 
feinen richtigen PBlat Hat, und daß Raum und Abſtand genug vor- 
handen ift, um es bequem und mit Behagen betrachten zu können. 
Wie fehr fehlt e8 aber gerade in diefer Beziehung in vielen unfrer 
größeren Städte, und au Hier muß man unfer Stadterweiterungs- 
fyitem anjchuldigen, das mit feinen unglaublichen Bodenpreijen die 
Aussparung und Aufbewahrung folder Bauplätze für berartig vor» 
kommende Bebürfnifje geradezu unmöglich madt. Ein weiterer Punkt 
ift, daß, auch abgefehen von den öffentlichen Plägen und Anlagen, 
unter dem Druck unfres Stadterweiterungzigitems und feiner hohen 
Bodenpreife dad Grün der Gärten und Höfe in unfren modernen 
Städten jo außerordentlich zurüdgedrängt if. Das ift ein großer 
äfthetifcher Berluft. „Ein Haus, heißt e3 in bem Jahresbericht für 
1904/5 des Rheinischen Vereins zur Förderung des Arbeiter⸗-Wohnungs⸗ 
weſens auf Seite 61, „da3 in Grün fih Hüllt, kann hinfichtlich der 
architeltonifchen Geftaltung noch fo einfach fein, e8 wird troßdem einen 
freundlichen Eindrud machen.“ 

Über verderblicher wohl noch als auf die Stadtanlage im ganzen 
haben unfre Bodenzuftände auf die Geftaltung der einzelnen 
Grundftüde und Häufer gewirkt. Da ift zunächſt einmal daran 
zu erinnern, daß infolge des aus unfren Bodenzuftänden quellenden 
Mietlafernenfgftems eine noch viel weiter gehende YZurüddrängung 
ded Bauens durch private Bauherren für ihren eignen Bedarf erfolgt 
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ift, al3 dies nad) unfren allgemeinen volkswirtſchftlichen Verhältniſſen 
notwendig war. Ein Feines Haus zur eignen Bewohnung, allenfalls 
noch mit einer oder zwei Mietparteien, würden ſich auch unter unfren 
Berhältniffen noch zahliofe Familien bauen, wenn nicht der Boden 
zu teuer wäre. Aber eine große Mietfaferne mit 10, 20 und 30 
Mietparteien baut man fich natürlich nicht zum Bergnügen. Hieraus 
ergibt fich aber fchon ohne weiteres ein großer Fünftlerifcher Verluſt, 
denn damit verfchwindet zum guten Teile das Individuelle der Haus 
anlage, das aus den Bauen nad) eignem Gejchmad und für die eignen, 
zahllos verjchiednen Bedürfniffe hervorgeht. Statt deifen greift die 
öde Gleichmacherei des fpefulativen Bauunternehmer? Platz, der auch 
das Haus als eine möglichft gangbare und möglichſt leicht abjegbare 
Marktware herftellt. „Wer fi) vor Hundert Jahren ein Haus baute,’ 
lejen wir in einem Artikel in der „Wohnungsreform‘ vom Juni 1904, 
dem Organ des Verbandes Deutfcher Mietervereine, „der baute es, um 
darin zu wohnen; er baute e3 daher nach feinem Geſchmack und feinen 
Bedürfniffen. Die Baumeifter waren darauf eingerichtet, fie veritanden 
e3, den Wünfchen bes Beſitzers nachzukommen. So kommt e3, daß die 
alten Häufer oft ein Stüd vom Charakter des Beſitzers tragen, man 
fieht e8 ihnen an, hier wohnte cin ehrfamer Handwerksmeiſter, hier 
ein reicher Kaufmann, hier war da8 Pfarrhaus, dort da8 Gildenhaus. 
Wie fteht es heute damit? Jedes Haus trägt den gleichen Charalter 
an fich, jedes legt bem Betrachter die gleiche Frage vor: Wie hat man 
e3 bei diefem Haufe verfucht, möglichft viel Zinſen aus dem angelegten 
Kapital zu fchlagen? Der Beſitzer wohnt oft felbit nicht in ihm, für 
ihn ift das ein „Ichönes Haus‘, was billig ift und viel Miete einbringt. 
So iſt e3 gelommen, daß mir in einer Zeit des traurigiten Verfalles 
unjrer Baukunſt leben. — — Wie dagegen in unfrer Zeit das Bauen 
fo Häufig betrieben wird, das charafterifieren wir am bejten mit 
folgenden Stellen aus der ſchon mehrfah von uns benukten Schrift 
des Kgl. Baurates Unger in Hannover „Kommt der Krach?“ Da 
heißt e8 auf Seite 36 und 37: 

„... Derjenige neue Befiter des Bauplages nun, welcher wirklich zu 
bauen beabfichtigt, Hat die möglichft fchnelle Herftellung Des Baues zu be— 
werfitelligen, weil jeder verzögerte Tag für ihn einen Zinsverluſt bedeutet. 
Der erite Schritt ift die Einreihung des Geſuches um Genehmigung des 
Bauprojektes an bie Baupolizei. Wie fchon erwähnt, bedarf der Bau- 
herr dazu der Hilfe eines felbftändigen Architekten in der Negel nicht; viel- 
mehr iſt jede Eigenart des Baues im Grundriffe und Aufbau nach techniſcher 
oder gar Fünftlerifcher Seite vom Standpunkte der Spefulation durchaus ver⸗ 
meidenswert, da die befferen Formen auch die teureren zu fein pflegen und 
von den zukünftigen Mietern nicht entſprechend gewürdigt werden. Ebenſowenig 
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bedarf e3 ber Aufftellung eines Koftenanfchlages des Projektes, da bie Koften 
ber Häufer von ähnlicher Form und Ausftattung leicht zu erfragen und 
nah ber Größe der zu bebauenden Fläche ſummariſch zu berechnen find. 
Singen nicht die VBorfchriften der Bauordnung dahin, fo würde wohl aud) 
bie Herftellung von Zeichnungen überhaupt unterbleiben. Die von der Bau- 
polizei geforderten Zeichnungen werden aber oft von den Grunbitüdafpefu- 
lanten glei mit dem Grundftüde geliefert, oder, wenn der Bauherr nicht 
felbft etwas zeichnen kann, von dem jüngeren Berfonal eines Ardjiteltur- 
Bureaus zu Honoraren von 60 bis 80 Mark fchnellftena befchafft; ja neuer- 
dings jcheint auch diefe Ausgabe und der Zeitverluft folder Beichaffung 
den Bauherren zu lältig zu werden, da in einigen neu angelegten Straßen 
ſchon ganze Reihen von Häufern der verfchiedenften Bauherren nad) den 
Blanko⸗Abzügen einer und derſelben, von den Grundftüdsverfäufern ge- 
lieferten Entwurfsfchablone errichtet wurden. 

Welche Folgen diefe Art der Bau-Entwurfs- und 
Häuferfabrilation für die Erfheinung der Straßen gehabt 
dat, liegt vor aller Augen! Bon einer Architektur, geſchweige von 
Betätigung einer Architelturjchule Hannovers im Wohnhausbau kann Dabei 
felbitverftändlih faum noch die Nede fein. Ganze Straßen find mit Häufern 
beftellt, deren Faſſaden wenig Spuren felbftändigen arditeltonifchen Schaffens, 
dagegen deito mehr Abklatſch der zahlreihen Handbüchern zu entnehmenden 
Modeformen bezeigen und babei auch, infolge der nivellierenden Beftimmun- 
gen der Bauordnung, den Straßen ein dußerft jchablonenhaftes Gepräge 
verleihen. Der in der Bauordnung befindliche fogenannte „Schönheits-Para- 
graph” ift gegenüber biefen Zuftänden völlig unwirkſam. .. .” 

Aber natürlich hat es nicht bei Der öden Gleichmacherei der ein» 
zelnen Häufer fein Bewenden, fondern unjre Bodenzuftände haben nun 
auch, worauf ja auch das eben angeführte Zitat fchon deutet, Die 
Tendenz, die Geftaltungdeseinzelnen Haufesaußerordent- 
lich häßlich zu machen. Zunächſt muß vielfach infolge der über- 
triebnen Bodenpreife an bem Bau in jeder Weiſe gefpart werden, und 
das Tann natürlich leicht dazu führen, ſchon von vornherein die Bau- 
zeichnungen von mehr ober minder unfähigen Leuten, die in einer 
Art von Mafjenproduftion arbeiten, heritellen zu Iaffen, was jelbft- 
verjtändlich billiger ift, ai3 wenn man einen tüchtigen Architekten mit 
der Geitaltung der Häufer beauftragt. Auch ift nicht zu vergeſſen, 
was wir ja aus den Erörterungen über den Baufchwindel wiſſen, daß 
ein guter Teil der Bauftellen, um möglichſt hohe Preife für fie zu 
erzielen, in bie Hände von mehr oder minder unfähigen und oft auch 
gewiſſenloſen Bauunternehmern gejpielt wird, die für fünftlerifche Rück⸗ 
fihten erjt recht fein Empfinden haben. Wenn man nun aber doch, 
namentlich in Rückſicht auf einen etwaigen höheren Stand ber künftigen 
Bewohner, etwas für das Außere des Haufe tun will, fo fucht man 
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dann vielfach das Berfäumte Durch äußerliches Ankleben von billigen 
Drnamenten und Schmudftüden an der Faffade wieder einzuholen. 
Zum Beleg für das alles zitieren wir aus der eben erwähnten Ungerfchen 
Schrift noch folgende Stelle: 


„... Die aus ben Großftädten lommende Klage geht fortgeſetzt gleich. 
fautend dahin, daß ber Handel mit Bauftellen vor der Stabt zu einer Art 
Wuchergefchäft ſich herausgewachſen habe, und daß der Häuferbau auf diefen 
Stellen zu einer Art Fabrilationsbetrieb herabgefunfen fei, von welchem 
die zunächit berufenen Baumeifter ſchon lange ſich zurüdzogen, und Die 
älteren, vorfichtigeren Baugewerksmeiſter meht und mehr verdrängt wurden, 
welcher dagegen immer mehr in die Hände unberufener und unvermögender 
Perfonen aus untergeordneter, mit bem Baufache in lofeiter oder überhaupt 
feiner PBerbindung ftehender Stellung, und zwar oft von zmweijelhaftefter 
Herkunft und Bergangenheit, gelangte. ...“ 


Eine geradezu vernichtende Schilderung, die unfre PVarftellung 
beftätigt, fand fi auch vor einiger Beit in einem Heinen Xrtifel 
„Kunfte und Bodenwucder” im „Kunſtwart“, wo e3 gegen Schluß 
dann heißt: „So fteht es in Berlin und fo ungefähr in allen an 
wachſenden Großſtädten Deutſchlands. Auf eine Änderung dürfen wir 
nur hoffen, mo wieder mit Liebe gebaut wird, mo dad Bauen nicht 
Ausfluß des Bodenwuchers und der Spefulationswut if. — — —“ 

Endlich läßt fich auch noch feitftellen, daß beinahe allgemein das 
fünftlerifche Niveau der neueren Häufer in unfren größeren Städten 
dadurch ſtark Heruntergedrüdt wird, daß, um den hohen Bobdenpreis 
tragen zu können, ein geradezu ängftlihe8 Strebennad, möglichſter 
bauliher Auſsnutzung ber Grundftüde ftattfindet — ein Streben, 
das man ben Häufern ſchon von außen fehr wohl anfieht, und das 
ihnen von vornherein den Charafter der Ruhe, der Behaglichkeit und 
der Würde raubt. Da fieht man 3. B., um nur einiges zu nennen, 
itatt der früheren hohen Dächer ber alten Häufer mit ihren freundlich 
blinzelnden Dachluken auch noch das Dachgeſchoß nicht nur in der 
Mitte, fondern auch rechts und links ängftlih duch TFenfter und an⸗ 
fchließende Räume audgenußt; ba ficht man überhaupt die ganze Front 
in zahlloſe Feniter zerhadt, denn es müſſen ja auch zahllofe ſelbſtändige 
Wohnungen, bie natürlich alle möglichft viele Fenſter nad) vorn haben 
follen, in dem Haufe untergebracht werden. Aus dem allen grinft uns 
die Quälerei entgegen, nur ja ben teuren Boden nad. Möglichkeit 
auszunutzen. 

Ein beſondrer Punkt betrifft die Vorgärten. Die Vorgärten 
ſind bei uns in den neueren Teilen unſrer größeren Städte, ſoviel wir 
beobachten konnten, nur außerordentlich ſchmal, ſelbſt in vornehmeren 
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Vierteln. Man fehe ſich aber doch nur einmal an, was für einen ge⸗ 
quälten und unnüten Eindrud dieje kümmerlichen Gartenjtreifen vor 
den Häufern machen und wie behaglich, vornehm und einladend dagegen 
ein wirklich ftattliher Vorgarten, Hinter dem in angemefjener Ent= 
fernung breit und ruhevoll das eigentlide Haus Liegt, ausfieht! Aber 
woran liegt diefe Schmalbeit der VBorgärten? In der Hauptfache doch 
wieder einfah an der Teuerung des Bodens. Wenn ber Boden fo 
teuer ift, daß man fi fo ſchon faum einen Garten leiften Tann, fo 
wird man felbftverftändlich auf den Worgarten, der dem Blick der 
Leute ausgefegt ift und mehr zum Schmud als zur Benubung dient, 
möglichſt wenig verwenden und fich weſentlich auf den Garten hinter 
dem Haufe Tonzentrieren. 

Wir möchten glauben, daß ein aufmerffamer Beobachter noch eine 
ganze Menge ſolcher Punkte finden könnte, und fo ſehen wir, wie unjre 
Bodenzuftände auch in Fünftlerifcher Beziehung geradezu vernichtend 
wirfen und die tägliche einfache Schönheit des Lebens in Häßlichkeit 
ummandeln. Man barf aber nicht denfen, daß bie auf die Dauer 
auf die Nation und ihr Empfindungsleben nicht von der unheilvollſten 
Wirkung fein müßte Wir wiſſen doch alle, weiche ungeheuere Macht 
die tägliche Umgebung über uns hat, und jo ift nicht abzumeifen, 
daß da3 tägliche Leben und Sichbewegen unfrer ftädtifchen Bevölkerung 
in fo grauenvoller Häßlichkeit allmählich auch den Kunſtſinn und die 
Empfindung für das Schöne beeinträhtigen muß Daß, 
dies dann auf die Dauer fih auch in wirtſchaftliche Berlufte, 
in eine jchwere Einbuße an gewerblichen Fähigleiten umfegt, be» 
traten wir ala felbftverftändlih. Auch hier erfreuen wir und ber 
Übereinftimmung mit guten Kennern ber einjchlägigen Berhältniffe. 
Sn dem oben fchon erwähnten Heinen Artikel des Kunſtwarts heißt 
e3 zulebt: „Heute wird durch den Bodenmwucher der lebte noch vor⸗ 
handne Runftfinn dem Bolfe fozufagen ſyſtematiſch ausgetriehen. Aber 
zu bleiben braucht es nicht fo.“ Und in dem belannten Buche von 
Schulge-Naumburg „Hausbau“ Icjen wir auf Seite 26/27 u. a. 
folgendes: 

„... Denn — das ift meine Hoffnung: fo geradezu gemein wie es 
die Wege, Straßen, Brüden, Häufer, Denkmäler und Kirchen in ber ein- 
dringliden Sprache ihres Außern erzählen, fo gemein können ja alle die 
Menſchen, die fie ſchufen und die fi mit ihnen identifizieren, gar nicht 
fein. ... Ober aber, die dritte Möglichkeit: infolge einer fonderbaren Funk⸗ 
tionsftörung ift die Beziehung „innerlih” auf „äußerlich“ unterbroden _ 
worden. Das geht nur auf kurze Zeit, benn e8 beſteht Wechſelwirkung. 
Über lang oder kurz wird dann das Außere im Inneren wahr machen, 
was e3 jahrzehntelang verlündet: die Menfchheit wird dann wirklich fo gemein 
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fein, mie fie jegt nad ihrer fichtbaren Betätigung nur zu fein [cheint. 
Das ift unfre Sorge und unſre — Hoffnung. .. .” 

Und wie die Wohnungdreformer, die ja doch vor allem die Sadıe 
auch angeht, denken, dafür nur folgende Stelle aus einem Geſchäfts— 
berichte aus dem Jahre 1904 des Heififchen Landeswohnungsinſpektors 
und Gejchäftsführers des Heſſiſchen Zentralvereins für Errichtung 
billiger Wohnungen, Herrn Gregichel: E3 ift da die Nede von dem 
Wettbewerb, den ber eben genannte Verein zur Erlangung befonders 
Schönheitlih guter Pläne zu Sleinhäufern und Kleinwohnungen ver- 
anftaltet hatte, und da heißt e3 dann u. a.: 

„... Jeder Menfch, der nicht völlig abgeitumpft ift, freut fi), wenn 
er hinausgehen kann, um die Schönheiten der Natur zu genießen, die Herz 
und Gemüt veredeln. Veredelnd auf den Menſchen wirkt ed aber auch, wenn 
feine nächte Umgebung Scönpheitsfinn miderjpiegelt, während andererjeits 
die tagtägliche Betrachtung des Häßlichen, Unſchönen abftumpfend wirkt. 
Das Streben nad einer guten und jchönen Baumeife hat aljo auch eine nicht 
zu unterſchätzende Tulturelle Bedeutung. .. .“ 


Wir fagten, die Umgebung, die Schönheit oder Häßlichkeit der 
Umgebung müſſe auf den Kunftfinn und die Tünftlerifche Empfindung 
der Menſchen wirken. Uber ift die Hoffnung zu fühn, daß eine fchöne 
Umgebung unter Umftänden au bie Menfchen felber aud) äußer- 
lich auf Die Dauer ſchöner madhen würde? Es gibt da doch geheimnis- 
volle Zufammenhänge zwifchen der Menſchwerdung und dem Anblid 
des Hußeren, die für diefe Hoffnung fprechen. „In Gegenden, wo bie 
Künfte geblüht, ſind auch die jchönften Menfchen erzeugt worden,” 
fagt Windelmann, und in Leſſings Laokoon heißt es: „Erzeugten ſchöne 
Menſchen ſchöne Bildfäulen, fo wirkten diefe Hinmwiederum auf jene 
zurüd, und der Staat hatte Schönen Bildfäulen ſchöne Menfchen mit zu 
verdanten.” 

Endlich gehört in diefen Zufammenhang auch noch eine fehr ernfte 
Erfcheinung, nämlich die außerordentlihe Zerftörung und Ab- 
fperrung unfrer Naturfhönheiten durch die gewinnſüchtige 
Spekulation und durch eine mißbräuchliche Ausdehnung de3 privaten 
Eigentums. Wer auch nur mit einigermaßen offnen Augen duch unfer 
Land wandert, hat ja leider vielfach Gelegenheit das zu bemerfen. Da find 
Gegenden, mo e3 bald feinen Ausſichtspunkt und feine fchöne heimliche 
Stelle mehr gibt, deren Zauber nicht Durch eine Lärmende Reftauration 
od. dergl. geftört wäre, oder die mit proßigen Hotel3 aufmwarteten, wo nur 
eine beſcheidne Wirtichaft am Plate wäre; da find kühne Berghänge, 
über die natürlich die unvermeidlide Zahnrad» oder Schwebebahn 
geführt werben muß, auch wenn fein unbedingte® Bedürfnis dafür 
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vorhanden ift; da find befonders marfante und dem Auge erfreuliche 
Stellen, von denen aus uns auf einmal die Infchrift: Leibnitz⸗Kakes! 
oder dergleuhen entgegenfchreit. Namentlich aber macht jich mehr und 
mehr auch ber Übelftand geltend, daß große Streden ber ſchönſten 
Natur, die bisher im allgemeinen bem Publikum ohne weiteres zu⸗ 
gänglih waren, durch den Anlauf reicher Privatleute in privaten Park⸗ 
und Billenbefig umgewandelt und der allgemeinen Benugung verſchloſſen 
werben. Bei dem ſchnell ſich mehrenden fommerziellen und inbuftriellen 
Reichtum in Deutfchland und dem an fich ja natürlichen Streben feiner 
Träger nad) Landbefib in fchöner Gegend bedeutet das eine wirkliche 
große nationale Gefahr, der beizeitern begegnet werden muß. 

Eine recht bemerkenswerte Ausführung in diefer ganzen Richtung 
brachte vor einiger Zeit auch der Kunftwart. Es Heißt ba: 

„Die Waldküſte ift es, mas ber beutfchen Dftfee ihre befondere Schön- 
heit gibt. Wer, der jemal3 dort war, hat die auf ben Dünenzügen mit ihren 
Höhen und Tälern breit hingelagerten Buchen und Föhrenwälder ver- 
gejlen, zwiſchen beren Stämmen das Meer in Azur und Smaragd blaut 
und grünt ober in GSilberftreifen blitt? Es muß zugegeben werben, daß 
ber Staat, wo er Befiter der Wälder ift, fie wenigſtens da und dort mit 
Bewußtfein fchont, auf Rügen zum Beiſpiel wird, foviel wir wilfen, vom 
fisfalifhen Walde Fein Baugrund in ben Dünen verlauft. Ganz anders 
aber wird gerabe dort gewirtichaftet, mo die Reichshauptſtadt am nächſten 
und der Zufluß von Fremden am ftärfften ift, und geradezu fchmählich 
wieder an ber beſuchteſten Stelle, zwiſchen Swinemünde und Heringsdorf. 
Bor zwei Yahren wurde faltblütig etwa ein Kilometer Strandwald zwifchen 
Heringsdorf und Ahlbed ber ungejundeften Baufpelulation überlafien, jebt 
foll ber Fiskus daran benfen, bei Smwinemünde einen weiteren Silometer 
auszubieten. Dann bleiben noch zwei Kilometer dazwiſchen, nad einigen 
Jahren werben auch fie bebaut fein, und mo nod) vor kurzem Küftenmald 
grünte und raufchte, werden weitere Binsvillen „Meereswelle“, „Strand- 
ſchloß“, „Zip Top”, „An ber Waterlant” und „Zum Agir” auf den Hypo⸗ 
thelengrüften flarren. Bei der Anlage ber Badeorte ift e3 ja immer das⸗ 
felbe: Naturfreunde „entdeden” einen ſchönen Ort unb ziehen andere bin, 
dann merkt da8 die Spehulation und beginnt frifch das „Verwerten“, aber 
nie mit dem Blid auf das Ganze, immer nur im NRaubbau auf das Privat- 
intereffe des einzelnen Hin, der fpeluliert. Die Vernunft geböte, vor allem 
da3, was dem Orte den Wert geihhaffen hat, ihm zu ſichern: die fchönften 
Ausfichtspuntte, die jchönften Spaziergänge uſw., aber dafür fehlt ſchon ber 
Bufammenfhluß, wenn etwa wer wirklich daran denfen follte, und fo ruht 
man nicht eher, als bis alles verbaut und ber Ort verborben ifl. Ein Weil⸗ 
Ken noch trägt ihn dann noch ber einmal ertvorbene Name, allmählich erft 
fommen die Leute Dahinter, wie's fteht, und dann heißt es erflaunt: „er 
geht zurüd”. Möge die preußifhe Regierung bald baflir forgen, daß ihre 
Behörden an allen Drten von Mitfehuld frei werben!” 

Die BWohnungsfrage und bas Reich, 8. Heft. 28 
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Aber, wird man fragen, was hat da3 alles mit unfrem Stadt- 
erweiterungfyftem zu tun, und wieſo gehört das hierher? Run, es 
jcheint uns, daß da doch gewiſſe wichtige Zuſammenhänge vorhanden 
find. Zunächſt einmal handelt e3 ſich, wie gerade Die eben angeführten 
Kunftwart- Ausführungen zeigen, in vielen Fällen doch direlt um Die 
verftändnisvolle Ausführung von Stabterweiterunggaufgaben. Wenn 
neue Kur⸗, Babe» und Erholungsorte ſich auftun, alte fich erweitern, 
fo hat eben hier die Stadterweiterung die Aufgabe, die Naturfchönheiten 
nicht zu zerftören, ſondern in verftändnispoller Weife dauernd zu 
wahren, zu ſichern und zu richtiger Geltung zu bringen. Und es liegt 
auf der Hand, daß dieſer Aufgabe eben die herrſchende private Stadt- 
erweiterung, in der dad Gewinnftreben bes einzelnen ruchſichtsolos regiert, 
nicht gewachſen ift, fondern Daß es da einer ganz anderen, von öffentlichen 
Geſichtspunkten ausgehenden und mit öffentlihen Zwangsmaßregeln 
arbeitenden Stabtermweiterung, eben einer öffentlichen Stadtermweiterung 
Bedarf. Weiter aber ift doch nicht zu leugnen, daß auch in zahllofen 
Fällen von Berftörung oder Abfperrung von Naturfchönkeiten, wo 
es ji an und für ſich nit um Stadterweiterung handelt, fondern nur 
um einzelne private Anlagen, body eine ganz ähnliche Lage vorhanden 
ift wie bei der eigentlichen Stadterweiterung. Wir haben gefehen, da 
bie ſchweren Übelftände unfres ftädtifchen Anfiedlungswefens zum guten 
Teil auf der mißbräuchlicden privaten Ausnugung der monopolähnlichen 
Stellung der Bodenbefiger beruhen; eine ſolche mißbräuchliche Aus- 
nutzung monopolähnlicher Stellungen ber Bodenbejiger liegt aber in 
zahllofen Fällen auch der Zerftörung von Naturſchönheiten zugrunde. 
Der Beſitzer eines Berges 3. B. in ſchöner Lage und mit ſchöner Ausſicht 
erlangt durch den zunehmenden Verkehr gewiffermaßen ein Monopol, 
und er mißbraucht es dazu, einen guten Teil der ihm anvertrauten 
Naturſchönheit Durch übertriebne und gefchmadloje wirtichaftliche Aus- 
nugung zu zerftören. Ahnlich liegt es öfters bei der Anlage von 
Bergbahnen u. dgl. Und was tun denn im Grunde diejenigen, die bisher 
für den allgemeinen Genuß freie Naturfchönheiten für hohe Preife 
an Privatbejiger, die fie abfperren, verlaufen, anderes, ala eine durch 
die allgemeine Entwidlung gefchaffne bevorzugte Lage zum Schaden ber 
Allgemeinheit für ihren Privatvorteil auszunugen? Recht Iehrreich find 
in diefer ganzen Beziehung bie nachfolgenden Ausführungen, die wir 
einem Artikel des Dresdner Anzeiger? vom 1. Juni 1907 über Heimnt- 
fhug und Denkmalpflege entnehmen. Der Artikel gibt im weſentlichen 
einen Auszug aus einem Auffate des Jenager Profeſſors Paul Weber. 
Es heißt in dem Artikel an ber uns intereffierenden Stelle folgender- 
maßen: 
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„... Wo der Staat das Heft in der Hand hat, bleiben uns ja jebt 
ſchon eine ganze Menge Argernifje erfpart. Das herrliche Bodetal im Harz 
würbe längft durch eine fehr entbehrliche Drahtfeilbahn auf den Herentanzplag, 
durch elektriſche Aufzüge zur Roßtrappe, durch induftrielle Anlagen an den 
Ihönften Punkten verunftaltet fein, wenn es nicht ftaatlich wäre. Die König- 
liche Regierung in Magdeburg hat alle bahin gehenden Gefuche ber Privat- 
induftrie bisher beharrlich abgewieſen. Ebenfo hat bie fächlifche Regierung 
alle Zahnrad⸗, Schwebe- und andere fchönen Bahnen von der Elbe nach ben 
Bafteifelfen hinauf zu verhindern vermocht, weil fie Befiberin des Bodens 
it und ein Intereſſe der Allgemeinheit an einer derartigen Spefulationd- 
anlage nicht zu erfennen vermag. Ein Privatbefißer würde den glänzenden 
Angeboten ber induftriellen Unternehmungen ſchwerlich auf die Dauer mwiber- 
fiehen. Als der Nütli, diefe jedem Schweizer heilige Stätte, in Gefahr 
fand, durch ein großes Hotel befrönt zu werben, braditen bie Schweizer 
Schuffinder in Meinen Gaben das Geld zufammen, um den Berg anzu⸗ 
taufen. Er wurde zum Nationaleigentum erklärt. Der Hotelbau unterblieb. 
Die Überführung in Allgemeinbefit ergibt fi als das befte Schugmittel 
gegen die Verwüftungen der Heimat. Es braucht nicht immer der Staat im 
engeren Sinne zu fein. In Elberfeld 3. B. fchoffen einige Bürger 20000 M. 
zufammen und ftellten fie dem Berfchönerungsverein zum Erwerb von Walb- 
flähen nahe der Stadt zur Berfügung An Münden brachten Künftler 
unter Führung G. dv. Seidel 30000 M. zufammen, um durch Anlauf 
einen Teil de romantifhen Iſartales zu retten. Die intereffante Bafalt- 
kuppe des Serrnhausfteins in Böhmen wurde durch freimillig gejammelte 
Gaben vor dem Abbau bewahrt. Deutſche Fünfter in Rom kauften den 
Eichenhain bei Dlevano und fchenkten ihn dem beutichen SKaifer, der ihn 
als Gabe für das Deutſche Reich annahm. Auch der fürftlihe Großgrund⸗ 
befib hat hier zurzeit für unfere Lage noch eine mejentliche Bedeutung. Ein 
Beifpiel für viele: Das fchönfte Thüringer Waldtal ift das Schmwarzatal. 
Es follte durchaus mit einer Eifenbahn beglüdt werden. Der Fürft von 
Schwarzburg verbot die Anlage und verwies die Bahn in ein unbedeutenbes 
Nebental. Schwarzburg hat fo auch ben Bahnanſchluß erhalten, das gleiche 
Biel wurde erreidht, ohne daß Taufenden und Wbertaufenden bie freude 
an dem wunbderbollen Schmarzatale verdorben worden ift, Dad — o Wonne — 
auf Befehl des Fürſten auch für Automobile geiperrt if. .. .” 

Natürlich Fällt e8 ung nicht ein, die Befiedlung oder Aufſchließung 
fhöner Gegenden verhindern zu wollen. Das wäre unmöglich und ver- 
lehrt. Aber gerade wie bei dem Boden einer anwachſenden Stadt muß 
auch bei den Naturfchänheiten die Anfchauung zur Durchführung gebradjt 
werden, daß hier Die außerorbentlich wichtigen und dauernden Anfprüche 
ber Allgemeinheit ben Rechten der zufälligen einzelnen Befiger voran- 
gehen, und daß diefe Anfprüche nit privaten Monopolitellungen 
‚geopfert werden dürfen. 
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Über, wird man fragen, was hat das alles mit unſrem Stadt⸗ 
erweiterungsiyftem zu tun, und wieſo gehört das hierher? Run, es 
jcheint ung, daß ba doch gewiffe wichtige Bufammenhänge vorhanden 
find. Zunächſt einmal handelt e3 fich, wie gerade Die eben angeführten 
Kunftwart-Ausführungen zeigen, in vielen Fällen doch direkt um Die 
verftändnisvpolle Ausführung von Stadteriweiterungsaufgaben. Wenn 
neue Kur⸗, Bade⸗ und Erholungsorte fih auftun, alte jich erweitern, 
fo hat eben hier die Stadterweiterung die Aufgabe, die Raturfchönheiten 
nicht zu zerftören, fondern in verftändnisvoller Weife dauernd zu 
wahren, zu fichern und zu richtiger Geltung zu bringen. Und es liegt 
auf der Hand, daß diefer Aufgabe eben die herrichende private Stabt- 
erweiterung, in der das Gewinnftreben des einzelnen ruchichtolvs regiert, 
nicht gewachſen ift, ſondern daß es da einer ganz anderen, von öffentlichen 
Geſichtspunkten ausgehenden und mit öffentlihen Zwangsmaßregeln 
arbeitenden Stabdterweiterung, eben einer Öffentlichen Stadterweiterung 
bedarf. Weiter aber ift doch nicht zu Yeugnen, daß auch in zahllofen 
Fällen von LBerftörung oder Abſperrung von Naturfichönbeiten, mo 
es jih an und für fich nicht um Stadtermweiterung handelt, fondern nur 
um einzelne private Anlagen, doch eine ganz ähnliche Lage vorhanden 
ift wie bei der eigentlichen Stadterweiterung. Wir haben gefehen, daß 
die ſchweren Übelftände unfres ftädtifchen Anfiedlungäwefen zum guten 
Teil auf der mißbräuchlihen privaten Ausnugung der monopolähnlichen 
Stellung der Bodenbefiger beruhen; eine ſolche mißbräuchliche Aus- 
nutzung monopolähnliher Stellungen der Bodenbefiger liegt aber in 
zahliofen Fällen auch der Berftörung von Naturfchönheiten zugrunde. 
Der Beſitzer eines Berges 3. B. in fchöner Lage und mit ſchöner Ausficht 
erlangt dur den zunehmenden Verkehr gewiffermaßen ein Monopol, 
und er mißbraucht e3 dazu, einen guten Teil der ihm anvertrauten 
Naturjchönheit Durch übertriebne und gefhmadlofe wirtichajtliche Aus- 
nußung zu zerftören. Ähnlich liegt es öfter bei der Anlage von 
Bergbahnen u. dgl. Und was tun denn im Grunde diejenigen, bie bisher 
für den allgemeinen Genuß freie Naturſchönheiten für hohe Preife 
an Privatbefiger, die fie abfperren, verlaufen, anderes, ala eine durch 
die allgemeine Entwidlung gefchaffne bevorzugte Lage zum Schaben ber 
Allgemeinheit für ihren Privatvorteil auszunugen? Necht Iehrreich find 
in diefer ganzen Beziehung die nachfolgenden Ausführungen, die wir 
einem Artikel des Dresdner Anzeigers vom 1. Juni 1907 über Heimat- 
ſchutz und Denkmalpflege entnehmen. Der Artikel gibt im weſentlichen 
einen Auszug aus einem Auffage des Senaer Profeſſors Paul Weber. 
Es heißt in dem Artilel an ber und intereffierenden Stelle folgenber- 
maßen: 
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„... Wo der Staat das Heft in der Hand hat, bleiben uns ja jebt 
Ihon eine ganze Menge Argernifje eripart. Das herrliche Bodetal im Harz 
würde längft durch eine ſehr entbehrliche Drahtjeilbahn auf den Herentanzplag, 
bucch eleftrifche Aufzüge zur Roßtrappe, durch inbuftrielle Anlagen an ben 
ſchönſten Punkten verunftaltet fein, wenn e3 nicht ftaatlich wäre. Die König⸗ 
liche Regierung in Magdeburg hat alle dahin gehenden Geſuche der Privat- 
induftrie bisher beharrlich abgewieſen. Ebenfo hat die ſächſiſche Regierung 
alle Zahnrad⸗, Schwebe⸗ und andere ſchönen Bahnen von ber Elbe nach ben 
Bafteifelfen hinauf zu verhindern vermodt, weil fie Beliterin des Bodens 
ift und ein Intereſſe der Allgemeinheit an einer derartigen Spekulations⸗ 
anlage nicht zu erfennen vermag. Ein Privatbefiger würde den glänzenden 
Angeboten ber inbuftriellen Unternehmungen ſchwerlich auf bie Dauer mwider- 
fiehen. Als der Nütli, diefe jedem Schweizer heilige Stätte, in Gefahr 
fand, durch ein großes Hotel befrönt zu werden, brachten die Schweizer 
Schulkinder in Heinen Gaben das Geld zufammen, um ben Berg anzu 
taufen. Er wurde zum Nationaleigentum erflärt. Der Hotelbau unterblieb. 
Die Überführung in Wllgemeinbefit ergibt ji als das befte Schugmittel 
gegen bie Berwüftungen der Heimat. Es braucht nicht immer der Staat im 
engeren Sinne zu fein. In Elberfeld z. B. ſchoſſen einige Bürger 20000 M. 
zufammen und ftellten fie dem Verſchönerungsverein zum Erwerb von Wald» 
flächen nahe der Stadt zur Verfügung In Münden brachten Künftler 
unter Führung G. v. Seidels 30000 M. zufammen, um buch Anlauf 
einen Teil des romantiſchen Sfartaled zu retten. Die intereffante Bafalt- 
Tuppe des SHerrnhausfteind in Böhmen wurde dur) freimillig geſammelte 
Gaben vor dem Abbau bewahrt. Deutſche Künftler in Rom kauften den 
Eixhenhain bei Olevano und ſchenkten ihn bem deutſchen Sailer, der ihn 
al3 Gabe für das Deutſche Neih annahm. Auch der fürftlihe Großgrund⸗ 
befig Hat bier zurzeit für unfere Lage noch eine mwejentliche Bedeutung. Ein 
Beifpiel für viele: Das Ichönfte Thüringer Waldtal ift das Schwarzatal. 
Es follte durchaus mit einer Eifenbahn beglüdt werden. Der Fürft von 
Schwarzburg verbot bie Anlage und verwies bie Bahn in ein unbedeutendes 
Nebental. Schwarzburg bat fo auch den Bahnanſchluß erhalten, das gleiche 
Biel wurde erreicht, ohne daß Taufenden und Mbertaufenden die Freude 
an bem wundervollen Schwarzatale verdorben worden iſt, das — o Wonne — 
auf Befehl des Fürften auch für Automobile gejperrt if. .. .” 

Natürlich Fällt es uns nicht ein, Die Beſiedlung oder Aufſchließung 
fhöner Gegenden verhindern zu wollen. Das wäre unmöglid) und ver- 
fehrt. Aber gerade wie bei dem Boden einer anwachſenden Stadt muß 
‚auch bei den Naturſchönheiten die Anfchauung zur Durchführung gebracht 
‘werden, daß hier die außerordentlich wichtigen und dauernden Anſprüche 
der Allgemeinheit den Rechten der zufälligen einzelnen Beſitzer voran⸗ 
gehen, und daß diefe Anfprüdhe nicht privaten Monopolitellungen 
geopfert werden bürfen. 
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10, Gegenfpiel: Bünftige Folgen. 


Zwar erfcheint es von vornherein unmöglich, gegenüber dem 
ungeheuren Schuldlonto unſres Stadterweiterungsſyſtems, unſrer Boden- 
zuftände überhaupt, ein auch nur annähernd ebenfo gewichtiges VBerdienft- 
fonto aufzuftellen; aber bie Gerechtigkeit verlangt doch, daß mir Die 
etwa vorhandnen, unſren jeßigen ftädtifchen Wodenzuftänden eigen» 
tümliden Borteile, deren wir Habhaft werden Tonnten, hier ebenfalls 
vorbringen, damit ein möglichit objektive und billige Geſamturteil 
möglich wird. Indes wollen wir frei geftehen, daß wir, getreu unfrer 
Rolle hier mehr Staatsanwalt als Richter zu fein, auf die Sammlung 
und Darftellung der entlaftenden Momente nicht da3 gleiche Maß von 
Sorgfalt und Anftrengung verwandt haben wie auf die der belaftenden; 
immerhin werden uns wirklich tiefgreifende entlaftende Umftände wohl 
nicht fo leicht gänzlich entgangen fein. Wir Halten und im allgemeinen 
an das bisher aufgeflihrte Schema der Folgen unſres Stadterweiterungs- 
iyftem3, dba dieſes Schema wohl fo ziemlich alle in Betracht Tommenden 
Möglichkeiten umfpannt. Im übrigen drängen wir abfichtlid) die ent- 
laftenden Folgen noch fürzer zufammen als die belaftenden und führen 
insbeſondere feine Zitate an. 

Wir Haben oben in Abſchnitt 2 das Mietlaferneniyftem 
ſchwer angellagt. Es ift nun hier die Stelle, wenn wir einmal an- 
nehmen mollen, daß dieſes Syftem den jebigen Bobenzujtänden unfrer 
größeren Städte eigentümlich ift, doch auch auf einige Vorteile hin⸗ 
zuweiſen, bie zwar nicht gerade an der bei uns üblichen greulichen Zu- 
fammenpferhung der Menſchenmaſſen, doch aber an dem Syſtem des 
großen Hauſes mit mehreren Stodwerfen und zahlreihen Wohnungen 
haften. Zunächſt wird dadurch wohl unter jedem Syſtem der Stadt- 
anlage und Stadterweiterung eine gewiffe Erfparni an Boden- und 
Straßenkoften erzielt. Wenn diejenigen neueren Autoren recht haben, 
welche geringere relative Baukoſten für die Mietlaferne als für das 
Kleinhaus behaupten, jo würde ferner eine Erſparnis an relativen 
Baufoften hier aufzuführen fein. Es kann auch nicht geleugnet werben, 
daß das Wohnen auf ein und derfelben Etage, da3 vielen bemittelten 
Familien bei uns al3 das angenehmere erjcheint, in ber Tat ja auch 
gewiſſe Vorzüge por dem Wohnen in den auf mehrere Stockwerke ver- 
teilten Räumen eines Kleinhauſes hat. Weiter, daß die große Kon⸗ 
zentration, welche durch die mietfafernenmäßige Bufammendrängung 
der Bevölkerung in größeren Städten erzielt wird, nach gemwiljen Seiten 
bin auch ihre Gutes hat, ift gleichfalls nicht zu beftreiten. Der ganze 
Verkehr ift natürlich leichter; die eigentliche freie Natur ber Stadf«- 
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umgebung wird in den meiften Fällen fchneller und leichter zu erreichen 
fein; der Trambahnverkehr kann fich intenfiver und jedenfall auch 
rentabler geftalten — Dinge, die übrigens A. Voigt in feinem Buche 
„Kleinhaus und Mietlaferne” ſtark hervorgehoben hat. Einen weiteren 
Geſichtspunkt liefert der Umftand, dab nun ja auch bei uns die Idee 
eines großen Miethaufes, in welchem für ſämtliche Hausparteien in 
einer Bentralfüche gekocht wird, da und dort ihre praftifche Ver⸗ 
wirklichung zu finden beginnt, und daß, auch abgefehen Hiervon, das 
große Miethaus ja gewiß manche Bequemlichleiten zu bieten vermag, 
deren das Heine Haus entbehren muß. Indes ift bei all bem nicht zu 
vergeijen, dab die meiften diefer Geſichtspunkte nur zugunften großer 
Miethäufer an und für ſich, nicht aber der kraſſen Zufammenhäufung 
berjelben, wie fie jetzt üblich ift, und nicht zugunften der jebigen weit⸗ 
gehenden Berdrängung großer Höfe und gemütluher Gärten fprechen. 

Bielleiht könnte e3' jemandem als advocatus diaboli einfallen, 
unfer Stadterweiterungdfgftem und das auf ihm ruhende Mietlafernen- 
weſen der größeren Städte zu verteidigen unter bem Geſichtspunkte, daß 
duch die hohen Bodenpreife die Dezentralifationsbewegung aus 
den größeren Städten hinaus fehr gefördert werbe. Die inbuftriellen Unter- 
nehmungen, um nur das Wichtigfte Herauszugreifen, würden durch diefe 
Preife veranlagt, den Staub der Großftadt von ihren Füßen zu fchütteln, 
während zugleich bie hohen Preife, die fie für das von ihnen verlajjene 
Areal erhielten, ihnen diefen Auszug außerordentlich erleichterten. An 
ſich ift diefe Überlegung ja gewiß nicht unrichtig, aber e3 fcheint uns, 
daB man fie doch nicht wohl zur Verteidigung unfrer jebigen Boden⸗ 
zuftände verwenden kann. Erftend würde eine gewilfe natürliche Ver⸗ 
drängung der induftriellen Unternehmungen uſw. von bem teureren 
Boden ber größeren Städte hinweg auf ben billigeren entfernterer Bor- 
orte, Heiner Städte ufw. auch bei Öffentlicher Stadteriveiterung uſw. 
erfolgen; dafür würden fchon die natürlichen, unter keinen Berhältniffen 
wegzubringenden Unterjchiede in der Verwendungsmöglichkeit und im 
Werte der Böden in den verfchiebnen Lagen forgen. Zweitens aber 
wäre die an fih ja nicht zu leugnende Beförderung der De- 
zentralifation durch unsre jebigen Bodenzuſtände mit der dauernden 
Aufrechterhaltung eben biefer Zuftände in ben größeren Stäbten 
doch reichlich teuer erkauft. Drittens würde ohne gründlide Re 
form unfre8 Stadterweiterungsweſens auch an den Orten, nad 
denen jich bie Dezentralifationsbewegung jet mendet, die Gefahr 
ber Neubildung und Wiederholung der jeßigen Bodenzuftände ber 
größeren Städte fehr bald auftauchen. Vierten endlich aber ift Doch 
auch zu jagen, daß die Dezentralifation nicht immer und unbedingt als 
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Biel zu betrachten ift, fondern zum großen Teil ald Mittel, den gegen» 
wärtigen ſchlechten Bodenzuftänden der größeren Stäbte zu entrinmen. 
Die Konzentration in größeren Orten bat an und für fich, wie das im 
XL Sapitel näher ausgeführt wird, ja auch ihre gewaltigen Borteile, 
und wenn e3 gelingt, von ihr mwenigftens zum großen Teil die außer⸗ 
orbentlichen Nachteile abzulöfen, weiche infolge unſres Stadter- 
weiterungsfuftens ufw. jet über biefe Orte verhängt find, fo wird 
wohl in vielen Fällen ber Grund zur Dezentralifation fortfallen. 

Nehmen wir alles zufammen unter diefem erften Geſichts⸗ 
puntte des Mietkaſernenweſens ufw., fo fehen wir wohl, daß mandherlei 
Bortelle auch aus dem gegenwärtigen Stabterweiterungsiyftene uſw. 
unfrer größeren Städte hervorgehen, aber es fcheint ung, daß fie nicht 
entfernt den außerorbentlichen Nachteilen die Wagfchale halten, weiche 
wir oben angeführt haben. 

Ahnlich wie unter diefem erften Geſichtspunkte verhalten fich bie 
Dinge nun auch unter verfhiednen andren, welche in den einzelnen Ab⸗ 
fhnitten diefes Kapitels abgehandelt find: auch Hier find immerhin eine 
Anzahl Borteile der gegenwärtigen Zuftände anzuerkennen, ohne freilich 
daß damit die dargelegten großen Nachteile auch nur annähernd aufe 
gewogen würden. Wenn wir in diefem Sinne in unfrer Aufzählung 
fortfahren, fo möchten wir zunächſt feftftellen, daß unfre gegenwärtigen 
hohen Bodenpreife in gewiſſer Beziehung die Bautätigkeit fördern, 
benn infolge ber Hohen LBinsverlufte, die bei längerem unbenubten 
Liegenbleiben fo Hochwertiger Bauftellen entftehen, fegen bie Eigen- 
tümer der lebteren alled mögliche in Bewegung, um die Bebauung 
herbeizuführen. Dem fteht freilich andrerfeitd ala Hindernis für die 
Entfaltung einer regen Bautätigleit die Zurückdrängung bes privaten 
BVeltellungsbaues und offenbar auch des felbftändigen foliden kleineren 
Bauunternehmers durch unfre Bodenzuftände gegenüber. Unter den 
moralifhden und kulturellen Folgen ift anzumerken, was 
wir übrigens ja ſchon oben berührt haben, daß der durch unfre ftäbtifchen 
Bodengewinne erzeugte große Reichtum in einer Anzahl von Fällen 
natürlich auch günftige kulturelle und moralifche Folgen nach fich zieht. 
Ahnlich ift unter dem fozialen Geſichtspunkte zu fagen, daß bie 
fteigenden Bodenwerte, ſoviel fie einerfeit3 dem Mittelftande gefchabet 
haben, anbrerfeit3 aber doch auch einer immerhin bedeutenden Anzahl 
feiner Angehörigen zu einer Kräftigung ihrer wirtfchaftlichen Poſition, 
namentlich auch im Handwerk, verholfen und überhaupt für gewiſſe 
Schichten einen gewiſſen mittleren Vermögensbeſitz erzeugt haben. So⸗ 
weit fich diefe Bodengewinne zu einem größeren dauernden Reichtum 
konſolidiert Haben, dürften ferner auch politiſch ba und dort diejenigen 
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günftigen Wirkungen herbeigeführt worden fein, die fi in der Politik 
an die Entftehung einer Klaſſe unabhängiger Leute in wirtfhaftlich dau⸗ 
ernd befeftigter Stellung öfter? Mnüpfen. Auch die öffentlihden Fi- 
nanzen gehen gegenüber den vielen Nachteilen, die fie erleiden, Doch 
nicht ganz leer aus. Infolge der progreffiven Geftaltung unfrer Ein» 
fommenfteuern und infolge der Einführung von Vermögensftenern, die 
erft bei einem etwas größeren Kapitalbefige einſetzen, bürfte, ſoweit 
biefe Steuern in Betracht kommen, die Bufammenhäufung. großer 
Einlommen und Vermögen durch die ftädtifhen Bodengewinne für Die 
öffentlihen Finanzen ertragreiher gemwejen fein, als wenn die in 
Betracht kommenden großen Summen in ben Taſchen der zahllofen 
Belafteten geblieben wären, bie fie jet bezahlen müſſen; freilich fragt 
es ſich, ob durch die Schwächung der Konſumkraft der ärmeren Klafjen- 
nicht andrerfeit3 an indireften Steuern mehr verloren geht, ala ſo 
geivonnen worden if. Allgemein vollswirtfhaftlih ift auf 
das Verdienftlonto unſres Stadterweiterungsfyftems uſw. zu ſetzen, 
daB dadurch große Kapitalien in unſrer Vollswirtſchaft in einem 
Umfange und zu relativ zeitigen Terminen entftanden find, wie fie 
ohne das wohl faum fo ſchnell und umfaffend zuftande gekommen wären; 
ferner auch, daß die Induſtrie nicht bloß Belaftung, fondern in immer- 
Hin zahlreichen Fällen auch Unterftübung durch die hochgefchraubten 
Bodenwerte gefunden hat, nämlich wenn dieſe in ihre eignen Tafchen 
floffen. | 

Ein weiterer großer Geſichtspunkt endlich ift der, daß unter dem 
Privateigentum am ftäbtifhen Boden und einem privaten Stadt- 
erweiterungsſyſteme die großen natürlichen, ſchon mehrfach er- 
wähnten Unterfchiede in ber Verwendungsmöglichkeit und bem 
Werte der verfchiebnen Stadtböden natürlich fcharf hervortreten. 
Es Liegt aber ſelbſtverſtändlich im Intereſſe der ganzen Bollswirtfchaft, 
Daß nicht etwa feiner Lage und feiner Natur nach befonders Tojtbarer 
Boden zu minderwertigen Zwecken verwandt wird, und umgekehrt. 
Allein man wird wohl behaupten dürfen, daß eine berartige entfprechenbe 
und richtige Verwendung der verfchiebnen Böden aud unter einer 
andren, einer öffentlich-rechtlichen Behandlung des ftäbtifchen Bodens 
fehr wohl möglich und durchzuführen wäre. Ahnlich Tiegen die Dinge 
auch in bezug auf die zur richtigen Ausnugung des Bodens nötige 
Initiative Diefe wird unter unfren jetigen Verhältniffen durch 
die großen, dem erfolgreichen Unternehmer winkenden Gewinne außer- 
ordentlich angereizt, ſowohl mas die eigentliche Stadterweiterung, wie 
was die Ummandlung bereit3 bebauter Grundftilde anlangt. Uber auch 
hier ift zu behaupten, daß ſich die nötige Initiative wohl auch unter 


® 
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öffentlich rechtlicher Behandlung des ftädtifhen Bodens überhaupt 
wenigftend einigermaßen fichern ließe. 

Nehmen wir aber auch all das, was wir eben angeführt haben, 
zufammen, und ergänzen wir e8 durch das, was etwa zu Unrecht meg- 
gelaffen worden ift: es bleibt Doch immer ein kümmerliches Ergebnis! 
Das Dunkel, das von unſren jegigen ſtädtiſchen Bodenzuftänden ausgeht, 
ift tief und ausgebreitet, das Licht Dagegen, das fie fpenben, ift wenig 
und dürftig. 


11, Die Lage des Handbefites, 


Bu den glnftigen Folgen unſres Stadterweiterungsſyſtems, unſrer 
ſtädtiſchen Bodenzuftände überhaupt, müßte, follte man denken, auch 
die Lage unjres Hausbefiperftandes in den größeren Städten gehören. 
Sie, die Bejiger und Eigentümer des Bodens diefer Stätten mächtigen 
Aufblühens, in denen fih Kraft und Glanz der modernen Zeit Ton- 
zentrieren, müßten felber doch eigentlich in glänzender Lage fein. 
Dem iſt aber durchaus nicht fo. Wir Lönnen hier natürlich Feine 
Monographie über die Lage unfres Hausbeſitzerſtandes fchreiben, aber 
ſchon die wenigen Notizen, die wir nachftehend anführen, werden zeigen, 
daß der Hausbefikerftand in unfren größeren Städten fich vielfach in 
fehr fchwieriger Lage befindet. 

Friedrih Karl Freudenberg hat im Jahre 1906 eine viel 
beachtete und fehr leſenswerte Studie über „Das Verhältnis von Ver⸗ 
ſchuldung unb Mietzind in der Stadt Mannheim nad dem Stand 
vom 1. Januar 1903 und im allgemeinen” veröffentlicht (Karlsruhe, 
Verlag Braun'ſche Hofbuchdruderei, 1906, 2,40 M.). Die Schluß- 
betrachtung dieſes Buches hat an ber Spike folgende Sätze: 

„. . . Obſchon Mannheim eine aufblühende Stadt ift, obſchon im 
Gegenfag zu andren Städten die Zunahme ber Verſchuldung im Durchſchnitt 
bon 18 Jahren duch den Wert von Neubauten aller Urt, für den Staat, 
für die Induſtrie und für Private, übertroffen wird, ift doch die Lage ber 
Hausbeſitzer eine ſehr unbefriedigende. 

In der eigentlichen Stadt find nur 

700 ber Wohnhäufer fchulbenfrei, 

2830%0 berfelben find zur Hälfte belaftet, 
350% find mit 79% und 

30% find faft mit dem vollen Wert belaftet. 

Die Hohen Mieten decken die Auslagen für eigene und für Schul 
zinfen nicht. Die Eigentümer müſſen aus anbermeitigen Einkünften zu- 
legen. .. .” 

Dem ftatiftifchen Jahrbuche für die Stadt Dresden, Jahrgang 
1903, entnehmen wir aus der Gtatiftif des Grundbeſitzwechſels, daß 
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ber Mietertrag der verlauften bebauten Dresöner Grundſtücke von 
ben Raufpreifen diefer Srundftüde Prozent ausmachte: 


1886 : 5,25 
1887: 5,01 
1888: 5,09 
1889: 5,14 
1890 : 5,10 
1891: 5,06 
1892: 5,43 
1893: 5,38 
1894 : 5,02 


1903 : 5,08 


Wie man fieht, ift die Verzinfung der Häufer, wenn man die auf 
ben Hausbeſitze ruhenden Laften bedenkt, fehr menig befriedigend, 
beſonders vom Jahre 1894 an. 

Auch die nicht enden mwollenden Klagen der Hausbejiger im all- 
gemeinen in unfren größeren Städten weijen, wenn man fie nicht 
ſchlankweg für leere Übertreibungen erMären will, auf eine ungünftige 
Bage des Hausbeſitzes dort Hin. | 

Alfo auch Hier, wo man eigentlich denken follte, daß unsre ſtädtiſchen 
VBodenzuftände Wohlftand die Fillle fchaffen müßten, offenbar viel- 
fältig und weitverbreitet Elend, hohe Verſchuldung, Kummer und 
Sorgen, wenn auch auf ber andren Eeite feftfteht, Daß viele Hausbeſitzer 
natürlich aud glänzende Gefchäfte gemacht haben. Wir Tönnten uns 
vielleicht mit diefer Feititellung begnügen und daran einfah nur ben 
Schluß Inüpfen, daß ein Stabterweiterungs- und Bodenrechtsſyſtem, 
das nicht einmal den von ihm Begünftigten eine gute Lage zu fchaffen 
vermag, doch in der Tat nicht viel wert fein könne. Doch wollen wir 
wenigitend noch mit ein paar Worten barauf eingehen, wie unſres 
Erachtens diefes unfer Stadterweiterungsfyftem, unfre flädtifchen Boden⸗ 
zuftände überhaupt, aud) mit dieſer Hausbeſitzernot urfächlich zuſammen⸗ 
hängen. 
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Wir fchmeicheln uns dabei nicht, etwas unbedingt Sicheres und 
namentlich auch nicht etwas Vollftändiges zu geben, fondern wir wollen 
nur mit ein paar furzen Strichen auf einige Zufammenhänge hinweiſen, 
die und denn doch äußerſt wichtig erjcheinen. 

Zunächſt die Hausbefiger, die an der Peripherie der Städte new 
erbaute Häufer erworben haben! Wir kennen aus unfrem VIL Kapitel 
die ungebührliche Höhe der Bauitellenpreife und den Mechanismus 
unjrer Stadterweiterung, der da3 äußerst mögliche an Bauftellenpreifen 
herauspreßt. Unter diefen Umftänden fowie in Rüdficht auf die gleich 
weiter unten anzuführenben, auf die Hausläufer einwirkenden Umſtände 
ift anzunehmen, daß vielfach für dieſe neugebadnen Hausbefiter zunächft 
nur eine fehr kümmerliche Rente aus ihrem Beſitze übrig bleibt, und 
daß erft künftige Steigerungen der Mieterträge und vor allem ein 
günftiger Verkauf diefe Befiger in eine beffere Lage bringt. Es ift alfo 
im Grunde wiederum unfer Stadterweiterungsfyftem mit feinen über- 
triebnen Zauftellenpreifen, auf dem das Elend diefer Klaſſe von Haus⸗ 
befigern beruft. Wir führen für das tatfählide Vorkommen ſolcher 
Situationen hier nur einen Beleg an, obwohl fich gewiß ohne gar zu 
große Mühe noch meitere finden ließen. In der Schrift des von ung 
bereit3 fo vielfach zitierten Königl. Baurates Unger- Hannover „Kommt 
die Wohnungsnot ?” (Hannover, 1902, Verlag: Berenberg’sche Druderei) 
heißt e8 auf Seite 29 und 30, wohl in eriter Linie mit Beziehung 
auf die Stabt Hannover, in zweiter auf zahlreiche fonftige deutſche 
Großſtädte: 

„... Dabei find denn auch die Bodenpreife nicht eigentlich geſunken, 
obwohl die bisherige Lage vieler Hausbefiger den unmiberleglihen Beweis 
erbracht hat, daß dieje Preiſe mit ben Mietpreifen, welche 5. B. in Hannover 
bislang zu erzielen waren, ſchlechterdings unvereinbar find. Jeder Wohnhaus 
befiter, welcher für die Erbauung feines Haufes in den Ießten 10 bis 12 
Jahren einen Bauplab erwarb, wird die Erfahrung gemacht haben, daß bei 
den gezahlten Kaufpreifen und bei bem mährend eines Teiles dieſer Zeit 
herrſchenden Hypothekenzinsffuß von 41/90 bis (einfchließlich ber „Probier 
fionen” jegliher Form) 5%o, fowie bei ben fletig gefteigerten Abgaben unb 
Laften das auf Mieterträge für Wohnungen angewiefene Hausbefigen im 
allgemeinen zu den höheren Freuden des Dafeind nicht gehört! Bis auf 
Ausnahmefälle wird aus diefem Befig nur eine äußerſt ſchwache Rente ew 
zielt fein, welche obendrein nur mit vielen Mühen und Wibermärtigleiten 
aller Art erfauft werden Tann, wie fie in ähnlicher Weife kaum ein anderes, 
fo mäßige Rente abmwerfendes Gefchäft mit fich bringt... . Haben wir es doch 
unter der Herrſchaft dieſes Auftreibens ber Bodenpreiſe bi zu dem faft un⸗ 
glaublihen und vernunftwidrigen Zuſtande gebracht, daß ein Bauplak im 
allgemeinen einen mertvolleren und (dur die Wertfteigerung) rentableren 
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Beſitz darftellt, folange er unbebaut ift, ald wenn er durch Bebauung mit 
einem Wohnhaufe zur Ertragsfähigleit gebracht worden ift! Müſſen doch 
3. B. in Taraten bebauter Grundftüde bie Grundwerte oft auf ?/, bis zur 
Hälfte ihrer nachweislichen Kaufwerte reduziert werben, um aud Grund» und 
Baumwerten eine Summe zu bilden, welche nur einigermaßen in ben Grenzen 
des Ertragömwertes bleibt! .. .” 

Die eben dDargelegten Umftände müſſen nun aber auch auf eine 
ſchwierige Lage der Beſitzer vieler, wenn auch nicht alter, fo boch älterer 
Häufer, die innerhalb der legten Jahrzehnte entftanden find, in unfren 
größeren Städten hinwirken. Denn viele Befiger folder Häufer, die 
ſie gleich nach ihrer Erbauung erworben Hatten, werden fie, in bem 
Beftreben fich für die karge Nente der Jahre ihres Befites ſchadlos 
zu balten, nun wiederum iheerjeit3 zu überfchraubten Preifen an bie 
neuen Beſitzer meitergeben, und fo wird fi) das Elend von einer 
Hausbejigerreihe zur andren fortgepflanzt haben und noch immer weiter 
fortpflanzen, und der Berdienit und Gewinn biefer Hausbefiger werden 
nicht fo fehr aus ben bei dem Anlauf jeweils übernommenen Miet» 
erträgen, wie aus Steigerungen ber Mieterträge und aus Berläufen 
über dem Ankaufspreiſe geflojjen fein und noch fließen. Dabei ift aud) 
zu bedenfen, daß Steigerungen der Mieterträge ja keineswegs nur aus 
erhöhten Wohnungsmietpreijen erzielt werben können, fondern nament- 
ih auch aus Umwandlung von Wohnungen in Geichäftslolale, aus 
Steigerung der Mieten für foldhe, und auch aus vermehrter baulicher 
und wohnlicher Ausnutzung der Grundftüde durch Uns, An⸗ und Auf- 
bauten und Nutzbarmachung bisher unbenugter Räume. 

Run kann man ja freilich die ganz felbftverftändliche Einwendung 
machen, daß bie Steigerung der Häuferpreife nicht von bem Belieben 
der betreffenden Bejiter abhänge, ſondern daß ſich eben doch auch 
Käufer finden müßten, welche diefe gefteigerten Preiſe bewilligen. Gewiß! 
Über Hier Schlagen nun andre Umftände ein, welche es erklärlich er- 
fheinen Iaffen, daß ſich immer wieder folhe Käufer in genügender 
Anzahl finden; und diefe Umftände wirken unfres Erachtens auch bahin, 
daß übertriebne Preife von den Hausverfäufern überhaupt 
vielfach erzielt werden, nicht nur von denen, die durch bie eben gefchil- 
derte Notlage Dazu beſonders veranlaßt werben. Einmal ift an ba3 zu er⸗ 
innern, was wir oben Geite 313 und 314 gefagt haben über die 
aus unfrem Stabterweiterungafyftem fich ergebende Tendenz der Miet- 
preife, auch im bereitö bebauten Gebiete unfrer großen Städte mit der 
zunehmenden wirtfchaftlihen Leiftungsfähigleit der Bevölkerung ohne 
weiteres mitzufteigen. Schon dieſer Umftand würde es in unfrer Zeit 
zunehmender Produktivität der Volkswirtſchaft erflären, daß fich immer 
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wieder viele Hauskäufer finden, die vorderhand mit einer ſehr beſcheidnen 
Nente vorlieb nehmen ober gar aus ihrer Tafche zulegen. Es kommt 
aber meiter hinzu, daß infolge de unbeichränkten Privateigentumd 
am ftädtifchen Boden ja auch der finanzielle Erfolg der ganzen mit 
dem Wachstum der Städte für fo viele Grundſtücke eintretenden natür- 
lichen, nicht in erfter Linie durch unfer Stadterweiterungsfpften be⸗ 
dingten Wert» und Ertragsfteigerungen den privaten Befigern zufällt, 
namentlich auch die ganzen Ertragsfteigerungen durch höhere Laden- 
mieten infolge zunehmenden Verkehrs oder auch Überhaupt erſt durch 
Einrichtung von Läden an Stelle von Wohnungen und dergleichen. 
Nimmt man zu bem allen nun nod) die bereit3 oben erwähnte Möglichkeit 
für viele bebaute Grundſtücke, fie mit ber Zeit Doch baulich und räumlich, 
noch ftärfer auszunugen, jo hat man in ber Tat eine Reihe Umftände 
beieinander, auf welche die Erwerber von Häufern in unfren größeren 
Städten die Hoffnung gründen Tönnen, jelbft bei relativ fehr teurem 
Erwerb mit ber Beit doch auf ihre Rechnung zu kommen. Hierzu tritt 
auch das pfychologifche Moment, daß, wenn auch gar vieles von bem 
eben Angeführten fich mit der Zeit nicht verwirklichen mag, es body ala 
Hoffnung beim Ankauf anreizend wirkt. Endlich kommt auch in Betracht 
erftenz, Daß burch unfer Nealkredit-, unfer Hypothekenſyſtem Die 
Aufbringung der Mittel zum Erwerbe felbft fehr teurer Häuſer ja 
ungemein leicht gemacht ift, und zweitens, baß auf feiten der Haus- 
fäufer in weitem Umfange große Unerfahrenheit vorliegt und daß viele 
Hauskäufer nicht nur von der begreiflichen und lobenswerten Neigung 
ein eignes Haus zu bejiten zum Erwerbe getrieben werden, ſondern auch 
von einer ſtarken Zwangslage, wie vor allem Geſchäftsleute ber ver⸗ 
fchiebenften Urt. 

Auch für diefe Zufammenhänge wollen wir nur einen Turzen 
Beleg anführen. In Band 94 der Schriften des Vereins für Sozial- 
politit, 1901, berichtet A. Voigt (im Anjchluffe an die Arbeiten des 
verftorbenen Baul Voigt) über „Die Bodenbefiperhältniffe, da3 Bau« 
und Wohnungswefen in Berlin und feinen Bororten”. Er unterfucht 
‚auf Seite 244 und 245 auch den üblichen Überfchuß des Berliner 
Hausbeſitzers aus den laufenden Mieten und findet ihn in einer Spezial- 
berechnung für eine einzelne Straße nur als fehr gering. Im Unfchluß 
baran bemerft er: 


„... Es ſcheint jedoch, daß im allgemeinen bei einem Hauslauf dem 
Beliger Tein größerer Gewinn mie im vorliegenden Falle berechnet wird, 
und daß daher die eigentliche Gewinnhoffnung des Käufer? weniger in ben 
gegenwärtigen als ben zulünftig fteigenden Erträgen des Haufes begründet 
if. Darin läge dann allerdings für ihn ein Anfporn, die Mieten jo Hoch 
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zu ſchrauben, al3 es angängig ift. Nicht ber tatfächliche, wenn auch ziemlich 
reichlihe Gewinn bes Hausbefigerd, fondern im egenteil, der zu geringe 
Gewinn, der nad) zulünftiger Ergänzung ftrebt, wäre dann für den Mieter 
das Gefährliche. j 

Ein folder Hausbefiger, aber auch jeder andere auf den Erwerb aus 
bem Vermietungsgeſchäft angewiefene Hausbefiger, wird nun natürlich jede 
Konjunktur zur Erhöhung der Mieten ausnügen. .. .” | 

Überblidt man diefe ganze Verkettung von Umftänden, fo fieht 
man, daß wir, folange wie diefe Berhältniffe andauern, nicht wohl einen 
wirklich befriedigten und mirtfchaftlicy gutftehenden Hausbeſitzerſtand 
in unfren größeren Städten haben fönnen; immer vielmehr werden 
große Bruchteile desfelben im Befig viel zu teuer gefaufter Häuſer 
und mehr oder minder darauf angemwiefen fein, die Mietfchraube mög- 
lichft nad) oben zu drehen und ihre Häufer über dem foliden Ertragd- 
wert wieder zu verlaufen. Und das wirft dann natürlich ſeinerſeits 
wieder auf Steigerung ber Boden- und Bauftellenmwerte, und dad Spiel 
beginnt von neuem. Auf diefe Weije Haben wir ein ewiges Haugzbejiger- 
elenb und eine Schraube ohne Ende. Was aber ift ſchuld an diefen 
Zuftänden? Im Grunde doc wieder unjer Stadterweiterungsfyiten 
und unfre ftädtifchen Bodenverhältniffe überhaupt. Indem fie dem 
Privatbefite die Möglichkeit und die Erlaubnis geben, die fteigende 
Srundrente, ſowohl die fozufagen natürliche wie die auf die künſtliche 
Verteuerung der Bodenpreife und Mieten burch unfer Stabterweiterungs- 
inftem zurüdgehenbe, ſich anzueignen, fchaffen fie erſt die Grundlage 
für den fortgefegten Verkauf von Häufern zu Breifen, welche nur durch 
die Spekulation auf fünftige Miet» und Wertjteigerungen ſich recht- 
fertigen laffen. Und indem fie die Bauftellenpreije in der belannten 
übermäßigen Weife in die Höhe treiben, erzeugen fie immer auf3 neue 
wieder eine Schicht ſchlecht und unbefriedigend ftehender Hausbeſitzer, 
deren Elend fih dann nur zu leicht von Glied zu Glied fortpflanzt. 
Unfer Realfredit-, unfer Hypothekenweſen endlich erleichtert dieſe ganze 
Entwidlung ungemein, indem e3 bie leichte Verpfändung und NReali- 
fierung auch bes reinen Bodenwertes, und zwar nicht bloß des gegen- 
wärtigen, fondern oft auch de3 zukünftigen ermöglicht. 


12, Schluß. 

Unfre Ausführungen in den vorſtehenden Abfchnitten beziehen fich, 
wie fhon oben Seite 860/61 mitgeteilt, im allgemeinen zunächſt nur auf 
die größeren Städte, etwa von 50000 Einwohnern an, und ihre näheren 
Bororte; aber es wäre ſehr irrig, anzunehmen, daß nicht auch Die 
Heineren Orte Bier fehr ftarf in Betracht fämen. Der weitaus größte 
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Teil der in diefem Kapitel dargelegten nadjteiligen Folgen unter 
ſtädtiſchen Bodenzuftände if, wenn auch in mehr oder minder ab 
geſchwächtem Grade, aud in ſehr zahlreihen Heineren Orten ein- 
getreten, befonder8 natürlich” in den größeren diefer; und in einem 
noch viel weiteren reife von Heineren Orten find wenigſtens dieſe 
und jene unfrer Folgen in bedenklichem Grade anzutreffen. Im ganzen 
darf man jedenfalls jagen, daß unfre üblen Folgen auch in den Heineren 
Orten, bis hinunter zu fehr Heinen, außerordentlid verbreitet find, 
ohne daß ein irgendwie entfprechendes Gegengewicht unſren flädtifchen 
VBodenzuftänden eigentümlicher günftiger Folgen vorhanden wäre, und 
daß fomit auch der Zuftand ber Heineren Orte eine dringende Auf- 
forderung zur Reform bildet. Und dies gilt um fo mehr, wenn wir 
bedenfen, daß in der Zukunft mit dem Wachstum der kleineren Orte, 
mit der immer ftärferen Einwirkung großftädtifchen Geiftes und groß- 
fäbtifcher Vorbilder auf fie, die Übelftände in ihnen, ungehindertes 
Fortbeſtehen unſrer ftädtiichen Botenzuftände vorausgefegt, immer all- 
gemeiner und ftärfer werben müfjen. Und richten wir nun unfren Blid 
bon ben Einzelheiten auf da3 Ganze, auf größere und Meinere Orte 
zufammen und auf all die erörterten Folgen insgeſamt, fo ift wohl 
faum ein Bmeifel möglich, daß hier ein tiefes und ſchweres Leiden 
des Gefamtorganismus vorliegt, das fchon jetzt ungeheuere Verwüſtungen 
angerichtet bat, und das uns für die Zukunft mit außerorbentlichen 
Gefahren bedroht! Ungefunde Wucherungen haben den Vollklskörper 
an zahllojen Stellen durchſetzt, und es ift höchite Zeit, daß das Meſſer 
bed Arztes mit, wenn auch fehmerzlichem, fo doch heilendem Schnitte 
den Herd der Krankheit entferne! — 


Bierter Abſchnitt. 


Die Reform. 


Zehntes Kapitel, 
Die Brundzüge der Reform. 


Vorbemerkungen. 


1. Die Ausführungen dieſes Kapitels beziehen fih im allgemeinen, 
foweit nicht aus dem BZufammenhange deutlich etwas anderes hervorgeht, 
nur auf Städte. Den Begriff „Stabt” gebrauchen mir jedoch in dieſem 
Rapitel in demielben Sinne, wie er oben ©. 207/8 für das 7. Kapitel 
auseinandergejegt worden ift, die Begriffe „öffentliche Stabtermweiterung‘ und 
„private Stabterweiterung” fo, wie fie oben S. 317/8 beitimmt find. Die 
Ausdrüde „Großſtadt“, ‚„Mittelftadt”, „Kleinſtadt“, „Landſtadt“ wenden wir 
im Sinne der Neihsftatiftil an (f. Vorbemerkung zum 11. Kapitel); jedoch 
teilen mir meiter die ‚„Mittelftäbte” in „große Mittelſtädte“ (50—100000 
Einwohner) und „Heine Mittelftädte” (20—50000 Einwohner) ein. Den 
Ausdrud „Bannkreis“ gebrauden wir im Sinne der Ausführungen bes 
11. Kapitels, Abſchnitt 10 (am Anfang dort), die Ausdrücke „Bauſtelle“, 
„Bauplatz“, „Bauland” im Sinne ber Begriffsbefimmung S. 208. 

2. Betreffenb die Trage, ob fi) unfre Ausführungen in dieſem Kapitel 
nur auf anwachſende oder auch auf ftillftehende Orte beziehen, können wir 
nur wiederholen, was wir am Anfang des 9. Kapitels (S. 361) gejagt 
Haben: „Im allgemeinen find wir ferner von der bei uns ja zutreffenden 
Vorausfegung bed weiteren Anwachſens ber Orte, von benen wir reden, aus 
gegangen; jedoch foll damit nicht gefagt fein, daß unbedingt bei jeder ein- 
zelnen Ausführung diefe Borausfegung gemacht morben if. Auch in dieſer 
Beziehung muß dem Lefer das eigne Urteil überlaffen bleiben; doch würde 
fi “ohne die genannte Vorausfegung immerhin recht viel in unfren Aus— 
führungen ändern.” 


1. Einleitung. 


Die ftäbtifche Bodenfrage ift im Grunde einfach die Yrage nad) 
der richtigen Verwendung des Bodens für ftädtifche Siedlungszwecke. 
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Bier große Forderungen erheben ſich da von vornherein als Zielpunkte 
für die Löfung der Frage, vier Forderungen, deren Erfüllung notwendig 
ift, deren Erfüllung aber andrerjeit3 auch eine wirkliche Löfung bedeuten 
würde. Erſtens und vor allem muß ber Boden fo behandelt werben, 
daß, foweit es auf ihn anlommt, eine wirklich befriedigende ftädtifche 
Anfiedlung gefichert ift. Befriedigend kann aber feine ſolche Anfieblung 
genannt werden, die nicht den Kardinalpunkten der Gejundheit, der 
Zweckmäßigkeit und der Schönheit genügt; eingefchlojfen in dieſe 
Geſichtspunkte, wenn man fie nur richtig verfteht und auglegt, if 
eigentlich fchon ber meitere, daß wenigſtens einigermaßen auch für die 
ſtädtiſche Bevölkerung der BZujammenhang mit der Natur und bie 
Möglichkeit, fich in ihr zu ergehen und zu tummeln, gewahrt fein müſſen. 
Und zwar müſſen alle diefe Anfprüche befriedigt werden, nicht nur 
zuerft und folange die ftädtifhen Siedlungen Hein find, fondern auch 
jpäter, wenn fie größer werden, und dauernd. Zweitens muß der 
Unfiedlungsboden ber ſtädtiſchen Bevölkerung fo billig mie möglich 
zur Verfügung geftellt werden und ziwar auch dauernd. Der Vorgang 
feiner Zubereitung und Verwendung für die neuen Zwecke der ftädtifchen 
Siedlung darf nicht mit unnötigen, vermeidbaren Koften belaftet unb 
noch viel weniger darf ber ftäbtifhe Anfiedlungsboden zu einem 
Werkzeuge der Wusplünderung der breiten Mafjen ber Bevölkerung 
und Der ungerechtfertigten Bereicherung einzelner gemacht erden. 
Drittens muß die natürliche, mit der Städtebildung verknüpfte 
und unter feinen Umftänden zu vermeidende Wertjteigerung des Bodens 
weitgehend für die Allgemeinheit nugbar gemacht werden, die das 
erſte Necht auf fie hat, und viertens muß bei dem allen bie nötige 
Freiheit für die Entfaltung der Städte und die Betätigung des indi- 
viduellen Unternehmungsgeiftes auf diefem Felde gewahrt bleiben. 
Nehmen wir alle diefe Forderungen zujammen, abgejehen von ber 
legten, jo jehen wir, daß fie, was ja aud im Wefen der Gade 
begründet ift, im Grunde dasſelbe bejagen, wie bie Forderungen, bie 
wir oben ©. 318 und 319 für die Stadterweiterung aufgeftellt Haben. 
In wie erfchredend geringem Maße die bisherigen Verhältniſſe 
in unfren Stäbten, befonder3 in den größeren, diefen Forderungen ent- 
ſprechen, wiffen wir. Erfüllt ift die vierte Forderung der Freiheit 
des privaten Unternehmungsgeiftes in der Entfaltung ber Städte, wenn 
auch keineswegs in einwanbfreier Weife. Aber indem man um dieſes 
einen Bieles willen faft nur durch den privaten Unternehmungsgeift 
die gewaltige Aufgabe Iöfen läßt, die heranftrömenden Maffen des | 
Stadtvolfes überhaupt unterzubringen und ihre Behauſung möglich | 
zu machen, ift die Erfüllung der andren drei Forderungen zum großen 
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Teile preisgegeben worben, gerade wie man ja auch auf gewerblichen 
Gebiete um ber freien Entfaltung der gewerblichen Tätigfeit willen 
die nötige Ordnung und ben Schug der Schwachen feinerzeit zunächſt 
geopfert bat. Nur in recht geringem Grade ift bei unfrer Städte 
entwidlung unjre erfte Forderung oben, nämlich die einer wirklich 
befriedigenden Anfiedlung erfüllt worden; in der Hauptſache find 
bier nur bie landläufigen technifchen und Hugienifchen Anforderungen 
zur Erfüllung gelommen. So gut wie ganz unerfüllt geblieben find 
dagegen bie zweite und dritte Forderung der möglichften Billigkeit 
be3 Stadtbodens fowie des Stadterweiterungsvorganges felber und 
ber weitgehenden Nutzbarmachung der natürlidhen Wertfteigerung für 
die Allgemeinheit; von ber neuerliden Einführung der Zuwachs⸗ 
fteuer in einer Neihe Orten fehen wir dabei ab. Im Gegenteil: 
auf biefen Gebieten find Mißſtände entftanden, bie geradezu zum 
Himmel fchreien. Im ganzen bietet jedenfalld, wie das ja auch unfre 
Ausführungen in den bisherigen Kapiteln bewiejen haben, die Löjung 
ber ftäbtifchen Bodenfrage bei und ein außerordentlich trübes Bild dar. 

Grund genug zu einfchneidenden Änderungen ift alfo vorhanden, 
Aber worin jollen dieſe beftehen? GSelbftverftändlich in der Abſchaffung 
der bisherigen verfehrten Behandlung bes ftäbtifchen Bodens bei der 
Schaffung neuer Quartiere und in der Erſetzung diefer Behandlung 
dur) eine richtige, dem Weſen des ftädtifchen Bodens und der 
Stabterweiterung entjprehende Behandlung. Aber da3 wird nicht 
genügen Zwar wird dadurh in den neu entftehenden jtädtijchen 
Duartieren viele gebefjert und auch eine ftarfe mohltätige Rück⸗ 
wirkung auf die fchon beitehenden Stadtteile ausgeübt werben; aber Die 
verfehrte Behandlung des ftädtiichen Bodens hat zu lange geherricht, 
e3 find zu gewaltige Wirkungen burch fie hervorgebracht worden, das 
Unheil hat zu tief gefreifen, als daß ohne ein befondres Vorgehen gegen 
biefe nun einmal gewordenen Übelftände auszulommen wäre. 

Unter dem erften Titel, der richtigen Behandlung des Bodens 
bei neu entitehenden Duartieren, handelt es fich natürlich in erfter 
Linie um eine grundlegende Reform unſres Stabterweiterungsfuftens. 
Entiprechend der ganzen Anlage dieſes Buches werben wir darauf das 
Hauptgewicht in diefem Kapitel legen. Aber man kann dieſes unfer 
Stadtermweiterungsfyften nicht allein verantwortlich machen, auch bie 
großen Fragen unſres Realkredit- und Hypothekenſyſtems und ber 
privaten Aneignung auch der fozujagen natürlichen Grundrente, fowie 
einige andre Umftände fpielen hier bereit3 ftar? herein. Im Grunde 
genommen haben wir ſchon im vorigen, im neunten Sapitel dieſe 
Dinge mit hereingezogen; denn ba mo wir nicht von unfrem Stabt- 
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erweiterungsfuftem allein gefprochen, fondern noch ein „uſw.“ Hinzus 
gefegt ober überhaupt in allgemeinerer Weiſe von „unfren Boden- 
zuſtänden“ geredet haben, haben wir außer unfrem Stadterweiterungs- 
fofteme im mefentlichen noch die private Aneignung der natürlichen 
Grundrente und die Möglichkeit zu Hupothelarifcher Verſchuldung auch 
bes reinen Bodenmwertes im Sinn gehabt und ala Urſachen der ge» 
ſchilderten üblen Folgen mit angeklagt. 

Was die befondren Altionen zur Befeitigung oder Milderung der 
durch die biöherigen Verhältniffe nun einmal gejchaffnen Übelftänbe 
betrifft, jo find folgende Bunkte ind Auge zu faffen: 

1. Die beftehbenden fhlehten Anfiedlungsperhält- 
nifje in den bereit3 bebauten Quartieren betreffend Gefundheit, Schön- 
heit, Zweckmäßigkeit, Anfchluß an bie Natur ufw. 

2, Die Teuerung in ben bereit3 bebauten Quartieren. 

3. Die hohe Verſchuldung in den bereit3 bebauten Quar- 
tieren. ' 

4. Die Teuerung auch de unbebauten Bodens in den 
näher an ben bereit3 bebauten Quartieren gelegnen Gegenden, welche 
ein Hinausziehen neuer Anfiedlungen auf weiter hinausgelegnen, noch 
billigen Boben nahelegt. (Dezentralifation!) 

5, Die Berfhuldung öfters auch des unbebauten Bodens 

6. Die private Aneignung audh ber natürlidhen Boden— 
wertjteigerungen des bereitö bebauten Gebietes und zwar nicht 
nur die zukünftige, fondern auch die bereit von ftatten gegangene. 

7, Die durch die bisherigen Berhältniffe herbeigeführte Herab- 
dbrüdung der Anfhauungen, Anſprüche und Gewohnheiten ber 
Bevölferung, der Bauenden, der Behörden uſw. in bezug auf ba3 
ſtädtiſche Siedlungsweſen, Bodenpreije u. bergl. 

Nehmen wir all das zufammen, fo fcheint ung, daß wir paffend 
folgendes Schema unfrer Erörterung der Reformmaßregeln zugrunde» 
legen: 

I Reform unfres Stadterweiterungsſyſtems, unter 
ſtarker Heranziehung des Gedankens ber Dezentralifation. 

OD. Reform des bebauten Gebietes und hierbei zugleich 
Erörterung der Reform unſres Realfredit- und Hypothelen- 
weſens und des Gedanken einer Entfhuldbung. 

II. Reform ber privaten Aneignung ber natürliden 
Örundrente, 

IV. Verſchiednes. 


Wenn wir nun nad dieſem Schema in diefem Kapitel verfahren, 
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fo werden wir dabei nur die Reform der Stadterweiterung eingehen- 
der erörtern. Auf die Stadtermeiterung, ihre jeßigen Übelftände und 
ihre Reform ift dieſes Buch ja Überhaupt zum größten Teile angelegt,. 
und wir find auch der Meinung, daß hier der Kern der ganzen Sache, 
liegt. Die große Frage der Dezentralifation ift im nächften, im 
11. Kapitel, ausführlich behandelt. Den übrigen Punkten Tönnen wir 
wohl oder übel, nur eine fehr Turforifche Erörterung widmen, die 
gleichfalls in dieſem Kapitel ſtattfinden ſoll. 
Im übrigen wollen wir in dieſer Einleitung gleich noch zwei 
allgemeinere Geſichtspunkte erledigen, die keinesfalls Übergangen werden 
Dürfen. 
f Der erite von ihnen ift ber, daß Die ganze Reform, von ber 
wir reden, notwendig den Charakter der Großzügigfeit tragen 
muß, wenn fie gut und ordentlich ausfallen foll. Wir erleben c3 bei 
Berlehrdanlagen, bei Eifenbahnen, Bahnhöfen, Kanälen, Häfen u. dgl. 
alle Tage, wie nadteilig es ift, wenn fie nicht gleich in großem Zu- 
fhnitte genügend auf Zuwachs angelegt werben, und wir haben all- 
mählich gelernt, darauf Rüdfiht zu nehmen. So müjfen mir auch 
bei der großen Stadtreform, um die es fi} hier handelt, uns mit 
dem Gedanken vertraut machen, daß wir es hier mit einer ganz 
gewaltigen Aufgabe zu tun haben, die einheitlich in großem Zuge für 
eine weite Zukunft und für einen Volkszuwachs von vielen Millionen 
zu löſen if. Die Bevölkerung des Deutſchen Reiches Hat in ben. 
10 Zahren von 1895—1905 durchſchnittlich jährlich beinahe andert⸗ 
halb Prozent zugenommen. Wollten wir eine gleihe Bollszunahme 
auch nur auf ber Grundlage von 14a Prozent des gegenwärtigen 
Bevölkerungsſtandes für die nächſten 50 Jahre zugrundelegen, fo kämen 
wir auf eine Bollszunahme von weiteren rund 45 Millionen.: Natürlich 
darf man nun nicht fo mechanifch rechnen, aber auf eine Zunahme von 
etwa 30 Millionen werben wir uns doch wohl einrichten müffen — 
boraußgefegt, daß feine fchweren dauernden Rataftrophen politifcher. 
oder wirtfchaftlicher Art eintreten. Wenn auch die Geburtenzahl all» 
mählich nacjlafjen mag, fo wird doch auch die Sterblichteil aller Vor⸗ 
ausſicht nach noch weiter finten. Die wirtſchaftliche Mögkichkeit zur 
Ernährung eines folhen Zuwachſes erfcheint uns aber gegeben. Ber 
rationellere und intenfivere Betrieb unfrer eignen heimiſchen Land» 
wirtſchaft vermag entichieden noch eine fehr viel größere Probuften- 
menge al3 heute zu liefern, und auch die Erträgniffe des Nubgarten- 
baues find offenbar noch außerorbentlich fteigerungsfähig. Und aud) 
für den Abſatz unfrer induftriellen Erzeugniffe im Auslande, für die Aus⸗ 
dehnung unfrer Handeld- und Transportgefchäfte und die Anlage von 
29° 
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Kapitalien im Auslande find, fcheint uns, die Grenzen noch lange nicht 
erreicht, zumal bei einer glüdlichen auswärtigen und Handelspolitik. 
Dan denle nur an die ungeheuere Aufnahmefähigfeit, welche 3. 2. 
Kanada, Südamerila, Rußland, ber vordere Drient und faft ganz 
Afrika noch zu entwideln vermögen Bon den derart zu erwartenden 
etwa 30 Millionen Volkszuwachs oder Darüber werben aber aller Voraus⸗ 
ficht nach mindeftens 20 Millionen auf die gewerbliche Bevölkerung 
im weiterer Sinne entfallen. Selbft wenn man rechnet, daß ein Teil 
dieſes Zuwachſes feinen Sig nicht in den jeßigen Städten, fondern 
in jegigen Sandorten auffchlägt, jo leuchtet doch ein, daß bei Erfüllung 
diefer Ausfichten den jegigen Städten ein meitered ganz außerordent- 
liches AUnfchwellen ihrer Einwohnerzahl bevorfteht. Und das find, wie 
gejagt, Mindeftzahlen; es Tann auch Leicht mehr fein. Im übrigen 
bedenfe man auch, was ein derartiges Städtewachſtum finanziell be- 
deutet. Mit ihm werben Hunderte von Duadratlilometern, ganze weite 
Gegenden, die heute nur erſt landwirtſchaftlichen Wert oder wenigſtens 
nur erft relativ niedrige Bobenwerte haben, in die Bauzone eingerüdt. 
Es handelt fi darum, ob auch dieſe weiten Landftreden wieder zur 
Erprefjung ungebeurer Laften an Grundrente und zur Erzielung einer 
maßlofen und unberechtigten Neichtumsbildung für einzelne bienen 
follen oder nicht vielmehr dazu, neben das bisherige alte und bebaute, 
mit Mipbräuchen ſchwer belaftete Gelände ein von ſolchen Mißbräuchen 
freie und billiges Neuland zu ftellen, das dem erfteren eine mwohl- 
tätige Konkurrenz macht. Sicher handelt e3 fich dabei um viele Mil- 
liarden, die entweder ala Laft neu auf unfer Bolt gewälzt oder ihm 
erjpart werden können. Abgeſehen hiervon beläuft ſich aber auch ſchon 
die natürliche, unter allen Verhältniffen mit einem folchen Städtewachs⸗ 
tum eintretende Wertfteigerung des Boden? auf Milliarden, bie für Die 
ftetö ſteigenden Bedürfniffe von Staat und Gemeinde nugbar gemacht 
werden könnten. Natürlich enthalten alle folche Berechnungen, da man 
bie Zukunft mit Sicherheit ja doch nicht vorausjehen Tann, etwas Un- 
ſicheres; aber ſoviel fteht doch wohl feft, daß vorausfichtlich hier Auf⸗ 
gaben von größter Tragweite und von ungeheurem Umfange vorliegen, 
denen nicht eine zaghafte und Fleinliche, fondern nur eine großzügige 
und weitihauende Politik richtig entſpricht. 

Der zweite Geſichtspunkt ift ber, daß das Bedenken gegen unfre 
ganze Reform geltend gemacht werden könnte, baß durch fie die Land- 
flucht erhöht werben würde. Buzugeben ift da mm allerdings, daß 
eine fo burchgreifende Berbefferung ber Anfiedlungs- und Wohnungs- 
verhältniffe, wie fie fi} von unfrer Reform erwarten läßt, die Une 
ziehungskraft der Städte dem Lande gegenüber erhöhen würde. ber 
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die Stärke der Abwanderung vom Lande hängt boch nicht allein und 
nicht in erfter Linie von dem guten oder fchlechten Zuſtande der ſtäd⸗ 
tifchen Sieblungsverhältniffe ab, fondern es gibt noch eine Menge andrer 
und zum Teil viel mwichtigerer Urfachen, als da find: der fatjonartige 
Charakter, den die Landarbeit mehr und mehr gewonnen hat, der Weg- 
fall der gewerblichen Winterarbeit auf dem Lande, die Aufteilung ber 
Allmenben, in vielen Gegenden die Unmöglichkeit für die Landarbeiter, 
Landbeſitz zu erwerben und fozial aufzufteigen, ber Unterfchied der 
Rohnverhältniffe gegen die Stadt und namentlich der Unterfchied in der 
Arbeitszeit und ber perſönlichen Behandlung, die allgemeinen An- 
idauungen unjre3 Zeitalter und der Umſtand, daß die größten Mög- 
lichkeiten, in die Höhe zu kommen, derzeit nun eben einmal auf Indus 
ftriellem und fommerziellem und nicht auf landwirtſchaftlichem Gebiete 
Tiegen. U. a. m. Angeficht3 diefer Sachlage wäre es ein Wahnfinn, 
ja geradezu ein Verbrechen, die für das Stadtvolk, das zurzeit ſchon 
mehr als die Hälfte unfrer Nation ausmacht, und auf deffen Blühen und 
Gedeihen wir national immer mehr angewieſen find, fo unbedingt not⸗ 
wendige Reform der ftäbtifchen Bodenzuftände um der allenfall3 mög- 
lichen mäßigen Rüdwirfung auf bie ländliche Abwanderung willen zu 
unterlaffen oder aufzuhalten. Das darf nicht fein! Mag man dafür 
mit um fo größrer Kraft die andren, oben aufgezählten Urfachen der 
Landflucht befämpfen; fie jind zum großen Teil einer Befferung fähig 
und e3 würde allerdings bem Städter gut anftehen, fi) auch hierfür 
tatfräftiger al3 bisher zu intereffieren. Im übrigen fommt Hinzu, daß 
gerade unfre Reform der ftäbtifchen Bodenzuftände durch Beförderung 
der ftädtifchen Dezentralifation ficher auch bem platten Lande in vielen 
Faͤllen große Vorteile bringt. 


2. Reform nnferer Stadterweiterung und Verbindung diefer 
Neform mit Dezentralifation. 


a) Überfidt. 


Verbindung mit Dezentralifation. 


Bir haben im 8. Kapitel ausführlich nachgewieſen, daß die Stadt- 
erweiterung ihrer Natur nach ein Öffentlichrechtliches Geſchäft ift, d. h. 
bag Art und Charakter ihrer Aufgaben dringend die Löfung in erfter 
Linie durch die Öffentlichen Gewalten und duch Sätze des Öffentlichen 
Rechtes verlangen, ftatt Löfung durch den privaten Gefchäftsbetrieb 
und das Privatrecht. Wir werben demgemäß num hier, wenn wir Bor- 
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ſchläge zur Reform der Stadterweiterung machen wollen, vor allem 
erörtern müffen, ob nicht auch unter unfren nun einmal beitehenden 
Berhältniffen die Stadterweiterung als ein öffentlich⸗rechtliches Ge⸗ 
fchäft behandelt werben kann, und welche Wege hierzu etiva einzufchlagen 
wären. Aber wir werben uns daran nicht genügen laffen können. Für 
den Fall, daß die im folgenden in erfter Linie vorgeichlagene öffent- 
liche Stabtermweiterung fich nicht durchführen laſſen follte, namentlich 
‘aus taftifehen Gründen, fommt nach dem Grundjage „Etwas ift befjer 
als nichts“ in Betracht, dann doc wenigſtens die jegige private Stadt- 
erweiterung ohne grundfägliche Bejeitigung ihres privaten Charakters 
foweit zu reformieren, daß ihre ſchlimmſten Mißftände fortfallen und 
fie auf eine höhere Stufe der Leiftungsfähigfeit gebracht wird. Auch 
um deswillen ift diefer Fall zu erörtern, weil man immerhin theoretifch 
zunächſt einmal die Yrage aufmwerfen Tann, ob diefe Art der Reform 
nicht überhaupt die beffere und vorzuziehende fei, und weil fomit 
zwijchen ihr und ber Öffentlichen Stadterweiterung ein Vergleich an⸗ 
geitellt werden muß. Der Nachweis des 8. Kapitels ift demgemäß in 
diefem Kapitel zu ergänzen. Nach alledem behandeln wir in dieſem 
Abſchnitte zunächſt die Öffentliche Stadtermweiterung und danach die 
reformierte private Stadterweiterung. 

Bevor mir jedoch in dieſe Ausführungen eintreten, iſt an diejer 
Stelle nod) ein Gedanke zu erörtern, der für die Neform unfrer Stadt- 
erweiterung von großer Wichtigkeit ift und zwar ſowohl für die öffent«- 
liche Stadterweiterung wie für die reformierte private Stadterweiterung. 
Diefer Gedanke ift der, die Reform der Stadterweiterung zu verbinden 
mit einer ftädtifhen Dezentralifation und fo die Reform erft 
recht durchführbar und durchgreifend zu machen. Das, worauf es ber 
Neform der Stadterweiterung vor allem anlommen muß, ift doch das, 
gegenüber der jeßigen Xeuerung des Stadtbodens eine meitgehende 
Billigkeit desfelben in den neuen Quartieren herzuftellen. Der Boden in 
den neuen Aufjchließungsgegenden ſoll billig zur Verfügung geftellt 
werden, einmal um die große finanzielle Belaftung der Bevölkerung zu 
bermeiden, und zum andren, um in der Weiträumigleit der Bebauung, 
dem Anfchluffe an die Natur, der ſchönen und zweckmäßigen Geftaltung 
der Stadtanlage möglihft wenig durch die Rückſicht auf hohe Boden⸗ 
preife gehindert zu fein, fowie auch aus noch andren Gründen. Wenn 
wir aber billigen Boden wollen, fo it die erfte Bedingung, daß das 
rohe Land im Wugenblide der Auffchliegung billig zur Verfügung 
ſteht; daß es dann durch die Auffchließung ſelbſt und die Verwertung 
nicht noch beſonders verteuert wird, ift eine weitere Sorge, mit ber 
wir und hier noch nicht zu beichäftigen haben. Natürlich aber kann 
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das rohe Land nicht billiger fein, al3 der Preis ift, zu dem es von 
ben Borbejitern erworben wurde, man müßte denn gerade in weiten 
Umfange & fonds perdu abjchreiben. Diefer Preis aber wird im all» 
gemeinen, befonders am Anfange der ganzen Neform, doch den jegigen 
Bodenwerten mindeftend nahelommen müfjen, wenn er auch mit ber 
Beit und dem Fortichritte der Reform vermutlich unter dieſe Werte 
finfen wird. Wenn wir aber nach diefem Maßſtabe billiges Land finden 
wollen, fo ift wohl kein Bmeifel daran, daß dies in weitem Umfange 
nur möglich ift mit Hilfe der Dezentralifation, nur möglich, wenn 
wir ziemlich weit hinausgehen. Ehe wir jedoch hierauf näher eingehen, 
ein paar Worte darüber, wie billig denn das rohe Land fein muß, wenn 
mit Hilfe der Reform der Stabterweiterung die vorfchmwebenden Ziele 
wirklich erreicht werben follen. 

Das Weichbild der Stadt Berlin ohne Vororte umfaßte 1903 
rund 63 qkm. Wenn es voll ausgebaut fein wird, werden dort rund 
21, Millionen Menfchen untergebradjt fein, e3 mwürben alfo auf den 
Quadratkilometer rund 40000 Menſchen entfallen oder auf den Heltar 
400, was übrigens mit der Befiedlungsdichtigfeit, wie ſich z. B. für 
das Jahr 1902/03 für die damals bereit3 aufgefchloffnen Zeile von 
Berlin feititellen läßt, jo ziemlich übereinftimmt. Stellen wir ung 
nun vor, daß die Befiedlung, wie wir fie für die neu zu ſchaffenden 
Quartiere unfrer Städte wünfchen müſſen, mindeſtens fünfmal jo loder 
fein follte, fo ift das noch gar fein jo ausfchweifender Wunſch. Denken 
wir un 3. B. die Häufer diefer neuen Quartiere nur etwa 2/, fo hoch 
wie die Berliner Mietlafernen, aljo etwa Erdgeſchoß, ein Obergefchoß und 
allenfall3 Dachausbau, fo brauchen wir ſchon ungefähr eine 21, mal 
fo große Fläche wie bei der jeßigen Berliner Befiedlung. Geben wir 
dann den Häufern noch größere Höfe, fowie Meine Gärten und fügen 
endlich in die ganze Stadtanlage in allerdings viel größerem Umfange 
als jest Öffentliche Anlagen, Gartenktolonien, Spiel- und QTummel- 
pläße ein, jo würde dadurch nochmals das Wl/sfache der Fläche der 
jegigen gedrängten Beſiedlung gebraudt. Bei einer Befieblung in 
diefem Grade ber Weiträumigteit kämen alfo, ftatt wie jet in Berlin 
400 Menſchen nur 80 Menſchen auf den Hektar. Auf den Kopf der 
Bevölkerung entfielen aljo im Durchſchnitt 125 qm befiedelter Stadt⸗ 
boden. Daß dies noch feine ausfchweifende Weiträumigfeit ift, geht 
3. 8. auch daraus hervor, daß in Franffurt a. M. Ende 1902, wenn 
man die damalige Einwohnerzahl auf die Grundfläche der Häufer, Höfe, 
Gärten, Straßen, Pläße, Eifenbahnen, Öffentlichen Anlagen, Fried- 
höfe und der Wafjerflächen verteilt, durchfchnittlich 146 Menfchen auf 
ben Heltar entfielen, aljo immerhin noch nicht ganz das Doppelte der 
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von ums erſtrebten Zahl von 80 Menſchen pro Heltar. In einigen 
Dresdner Billenftraßen Tamen 1900 nad; dem Dresdner Statiſtiſchen 
Sahrbuche, Zahrgang 1901 (S. 8) fogar nur 69,2 Bewohner auf den 
Heltar und das noch dazu ohne Einrechnung der Straßenflächen. Wir 
werben alfo den Sat von 80 Menſchen auf ben Heltar der erſchloffnen 
Stadtfläche oder 125 qm pro Kopf, al3 einen durchaus mäßigen feſt⸗ 
halten dürfen; ja man wird jagen miüffen, daß er noch immer fo 
gering ift, daß ein Hinausgehen darüber bringend wünſchenswert bleibt, 
Im übrigen find wir natürlich überhaupt weit entfernt, bie bier ge 
ſchilderte Anfiedblung als dag Mufter einer folchen binzuftellen. Rechnen 
wir nun 35 von biefen 125 qm pro Kopf auf den Anteil der öffent 
lichen Anlagen, der Eifenbahnen, Wafferflächen, Yriebhöfe und öffent 
lien, nur von wenig Menfchen bervohnten Gebäude, fo verbleiben 
90 qm für die eigentlichen Bauftellen und die Flächen der Straßen 
und Heineren Plätze. Nur für diefe 90 qm pro Kopf, wollen wir am 
nehmen, müffen die Bewohner oder Benutzer ber einzelnen Grundftüde 
als ſolche auflommen, während die Koften ber übrigen 35 qm aus 
allgemeinen Mitteln und vielleicht aus befondren Hilfsquellen gededt 
werden, Nehmen wir nun als Preis des rohen Landes 2 Mark im 
Augenblide der Auffchliegung an, fo erwachſen hieraus allein für 
die Bauftelle und das Straßenland bereit 180 Mark Koften pro 
Kopf des Bewohners. Hierzu treten aber noch die Koſten für Die 
Herftellung und Unterhaltung ber Straße mit allen den notwendigen 
Berjorgungsleiftungen u. dgl. ſowie ein entfprechender Anteil an den 
Generaluntoften der Stadterweiterung. Selbſt wenn wir eine durchaus 
einfache Straßenausführung porausfegen, ſowie eine burchgreifend refor- 
mierte Stadterweiterung, die von allen unnötigen Koftenauffchlägen 
befreit ift, werden wir doch mohl etiva 100 Mark pro Kopf des Ber 
wohners für diefe Dinge rechnen müſſen, fo daß bie Befchaffung ber 
Bauftelle mit allem, mad brum und dranhängt, den Kopf des Bewohners 
immerhin im Durchſchnitt mit etwa 280 Mark belaften würde. Auf 
eine fünflöpfige Yamilie würden demnach felbft bei einem jo billigen 
Grunbpreife wie 2 Mark pro qm des rohen Landes rund 1400 Marl 
Anlagelapital für die Bauftelle und Straße entfallen oder zu 4 Proz 
gerechnet, eine jährliche Zinzbelaftung von 56 Marl. Diefe Belaftung 
ift immerhin fchon fo ftark, und die Dabei angenommene Weiträumigfeit 
noch fo mäßig, daß es auf das dringendfte zu wünfchen if, womöglich 
noch billiger alö zu 2 Mark pro qm zu dem nötigen Lande zu kommen, 
jiebenfall3 aber von diefem Satze nad; oben hin ſich möglichft wenig 
zu entfernen, wenn man nicht auf die notwendige Weiträumigfeit und 
befriedigende Geftaltung ber Befieblung verzichten will. Mag man nur 
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auch mancherlei an diefer ganzen Aufftellung ausfegen können, ſo 
bleibt doch, denken wir, das Hauptergebnis beftehen, daß wenn mir 
eine einigermaßen befriedigende Art der Bejiedlung erzielen wollen, 
das rohe Land nicht mehr ala etwa 2 Mark pro Quadratmeter koſten 
darf, womöglich noch erheblich weniger, und daß wir ung in dem Grade, 
in bem das Land teurer ift, von dem Biele einer befriedigenden Be⸗ 
fiedlung entfernen müſſen. 

. Wo aber werben wir derartig billige Land finden? Wir dürfen 
eben doch nicht vergeffen, daß ber bisherige private Betrieb der Stadt- 
erweiterung, dad ganze auf diefem Felde herrichende unfelige Syitem 
in zahllofen Fällen, namentlich in den größeren Städten, die Preife 
des an das bereit3 bebaute Gebiet anftoßenden unbebauten Landes auf 
weite Entfernungen hinaus fo hoch getrieben hat, daß feine Rede von 
Preiſen von 2 Mark if. Und diefer Hodftand der Preife ift nun 
natürlich ein gemwaltiges Hindernis ber Reform. „Das eben ilt der 
Fluch ber böjen Tat, daß fie fortzeugend Böfes muß gebären!" Im 
übrigen vermweifen wir zum Belege für unfere Behauptung bier auf 
unfre Ausführungen auf Seite 75—80, ſowie 209—213, 

Was alfo tun? Da ſetzt nun der große Gedanke der Dezen- 
tralifation ein und zwar in doppelter Weife. Einmal fragt es fich, 
ob e3 nicht möglich ift, ohne den Dingen Gewalt anzutun, die An- 
fiedlung unfres anwachſenden Stadtvolfes, bis zu einem gewiffen Grade 
wenigſtens, in Heinere Orte mit noch relativ billigem Boden zu Ienten, 
und zum andren, ob e3 nicht möglich ift, innerhalb der einzelnen 
Orte die Anfiedlung auf zurzeit noch abgelegnere und darum noch 
billige Gegenden zu leiten. Erjcheint beides durchführbar, jo würden 
wir ficder in weitem Umfange auf billiges Land Tommen und das 
Hinderni3 der Teuerungszone zum guten Teile überwunden haben. 
Mit dem erfteren Problem, ber Dezentralifation in der Richtung auf 
kleinere Orte, beichäftigt fich ausführlich das hier folgende 11. Kapitel. 
Wir begnügen una daher hier damit, als Hauptergebniffe diefes 11. Ka⸗ 
pitel3 in der hier interefjierenden Richtung folgendes feitzuftellen. 

1. Schon die ſozuſagen natürliche, nit durch eine planmäßige 
Siedlungspolitit beeinflußte Entwidlung führt bei unfren jegigen Groß⸗ 
ftädten und großen Mittelftädten dahin, daß das weitere Wachstum 
diefer Pläbe in hohem Grabe in ihren Bannkreijen zu erwarten ift 
(über den Begriff des „Bannkreiſes“ f. 11. Kapitel, 10. Abſchnitt 
am Anfang), aljo außerhalb ber eigentlichiten und fchlimmften Teue- 
rungszone des Bodens, ja zum Teil an Pläßen, die jet noch fehr 
niedrige Bodenpreife haben. Es fteht und nad den Unterfuhhungen 
unfres 11. Kapitels feit, daß mit Hilfe einer planmäßigen Dezentrali- 
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fationgpolitif fich bie Entwidlung unfrer jegigen Großjtädte und großen 
Mittelftädte noch in ganz andrem Grade al3 gegenwärtig auf die 
Bannkreife und ihren billigen Boden lenken Tieße. Hier eröffnet ſich 
alfo ſchon eine weitgehende Ausſicht, auf billigen Boden zu kommen. 

2, Aber aud) den jebigen Heinen Mittelftädten, Kleinftädten und 
Landſtädten fteht nach den Ausführungen bed 11. Kapitels ſchon auf 
Grund der eben erwähnten, fozufagen natürlichen Entwicklung ein 
immerhin erhebliche Wachstum bevor, und auch diefed Wachstum läßt 
fi) dur) planmäßige Anftrengungen noch fehr fördern. Natürlich 
aber find auch das wieder Orte, in benen die Bodenpreife zurzeit im 
allgemeinen noch viel niedriger find als in der direkten Umgebungs- 
zone unfrer Gropftädte, ja in vielen diefer Orte dürften wir e3 in 
weiten Umfange noch mit fehr niedrigen Preifen zu tun haben. 

Nach alledem werben wir aljo al3 wichtige Forderung für bie 
Reform der Stadterweiterung eine planmäßige Pezentralijation in 
dem eben dargelegten Sinne und mit den im legten Wbfchnitte des 
11. Kapitels gejchilderten Mitteln aufftellen dürfen. Natürlich kann 
die Trage, ob und wieweit man den Verſuch machen will, derart ben 
Bevölkerungszuwachs von den Großflädten und den großen Mittel- 
fädten weg den Bannkreiſen diefer Orte und fonftigen minder großen 
Orten zuzuführen, keineswegs allein unter den Gefichtspunften einer 
rationellen ftädtifchen Bodenpolitik entfchieden werden; vielmehr handelt 
es fich da um eine der größten Fragen der inneren Politik überhaupt. 
Uber vom Standpunkte der ftädtiichen Bodenpolitit aus, miljfen mir 
allerdings diefe Forderung mit allem Nachdrud erheben. 

Diejer Dezentralijation nach Heineren Orten hin muß nun bie 
Dezentralifation innerhalb der einzelnen Orte ergänzend zur Seite 
treten; erſt fo wird e3 möglich fein, troß der herrfchenden Bodenteuerung 
auf billiges Land zu Tommen, Konkret ftellen wir ung die Sache, 
wie ſchon oben angedeutet, fo vor, daß planmäßig und mit aller Energie 
verfucht wird, innerhalb der einzelnen Orte die Beſiedlung, bis auf 
weiteres wenigſtens, vor allem auf ‚die zurzeit noch billigen Gegenden 
zu Ienfen, die ja allerdings zum großen Teile mit den abgelegneren 
oder wenigſtens bislang weniger zugänglichen Gemarkungsteilen biefer 
Orte zufammenfallen. Daß es ſolche Gegenden noch in Menge gibt, 
fheint uns jicher. Zwar in den Großftäbten und großen Mittelftädten 
wird man fehr häufig auch mit Hilfe dieſes Mitteld zwar billigeres, 
aber Doch Fein billiges Land finden. In den Landftädten und Klein 
ſtädten Dagegen wird man wohl meiſt nicht einmal in abgelegne Gegen- 
den zu gehen, fondern nur das näher gelegne Bauland zu überfpringen 
brauchen, um noch auf fehr billiges Gelände zu ftoßen. Aber auch in 
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den Heinen Mitteljtädten und in den Bannkreiſen der Großftädte und 
großen Mitteljtädte wird fich Gelände finden, das noch billig und Doch 
hinreihend günftig gelegen iſt. Wir weiſen darauf Bin, daß ſich nad) 
unfren Ausführungen im erften Abfchnitte dieſes Buches S. 80—83 felbit 
auf der Gemarkung unfrer Großftädte oder doch wenigftens in naher 
Nachbarſchaft derjelben noch große Flächen von relativ fehr bedeutender 
Billigfeit fanden. Natürlich wäre bei diefer ganzen Ausführung eigentlich 
ein exakter ſtatiſtiſcher Nachweis Über dad Vorhandenſein ſolcher billiger 
Flächen notwendig. Leider können wir und darauf nicht mehr ein» 
laſſen; überdies dürfte das zurzeit vorliegende Material hierüber über- 
haupt ſchwerlich richtig ausreichen. So müffen wir uns hier Damit 
begnügen zu verfichern, daß wir in dem eben Dargelegten Sinne an 
da3 Borhandenfein diefer Flächen glauben, daß die Nichtigkeit dieſes 
Glaubens aber felbitverftändlih Borausfegung unfrer Theorien ift. 

An Mitteln diefes billige Land in Aufnahme zu bringen, wenn 
fi feiner Beſiedlung Schwierigleiten entgegenitellen follten, was bei 
abgelegnerem und überhaupt zunächſt weniger günitig gelegnem Lande 
natürlich leicht der Fall fein wird, bietet ſich mancherlei dar. Zu⸗ 
nächſt gewährt die Billigleit des Landes, wenn fie durch eine geeig- 
nete Bodenpolitit erhalten und der endlihen Wohn- und Gefchäfts- 
bevölferung dort dienſtbar gemacht wird, an ſich einen großen Heiz 
gegenüber den Lajten und der Enge ber näher gelegenen teureren 
unbebauten Zone. Dann aber erfcheint es als fehr wohl möglich, wenn 
nur die Gemeinden und bie fonft beteiligten Faktoren wollen, durch 
planmäßiges Wirken diefen abgelegneren billigen Gegenden für Die 
Beliedlung mindeiteng einen fehr großen Teil der Vorteile von vorn- 
herein zu verfchaffen, die ſonſt nur bei Beftedlung der dicht am bereits 
bebauten Gebiete liegenden Bone vorhanden find. Es gälte in groß- 
zügiger Weife die betreffenden billigen Gebiete, die man in Aufnahme 
bringen will, von vornherein, ſchon ehe eine ins Gewicht fallende Be- 
völferung dort ſich angefiedelt hat, foweit irgend möglich mit den 
üblichen Einrichtungen und Borteilen auszuftatten, die fonft nur dem 
bereit3 bebauten Gebiete eigen find. Bor allem käme e3 darauf an, 
fie mit guten, billigen und häufig verfehrenden Trambahnverbindungen 
zu verjehen, die nötigen Bolizeiftellen dort anzubringen, für Schule, 
‚Kirche, Poftanftalt zu forgen, durch Hinausverlegung kommunaler und 
ſtaatlicher Anftalten fowie von Induftrieanlagen u. dgl. von vornherein 
dort einen gewiffen Stamm von Bevölkerung zu fchaffen ufm. ujm. 
‚Kurz, es wäre in breiteftem Umfange in bezug auf die ftädtifche Ent- 
widlung in dieſen Gegenden bie Politit zu befolgen, die man bei der 
Beſiedlung unzivilifierter Länder und Gegenden jo oft eingefchlagen 
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bat: erfi die Eifenbahn, Rechtsficherheit und andre grundlegende Kultur 
einrichtungen und dann erſt bie Bevölkerung, nicht aber umgekehrt 
erft auf eine fo dichte Bevölkerung dort draußen warten, daß ſich 
bie betreffenden Einrichtungen rentieren. 

Man wird einwenden, daß eine ſolche Bolitit an den Koften 
fcheitern müffe. Aber e3 will uns fcheinen, daß fich diefe Schwierigkeit 
überwinden ließe. Einen Teil der zunächſt auflaufenden Koften werden 
die Gemeinden ober wen e3 fonft. angeht, mit der Zeit durch Heram- 
ziehung der natürlichen Wertfteigerung bed Bodens da draußen zu 
ihrem Nutzen wieder hereinbringen können. Auch wird e3 wohl möglich 
fein, einen Teil der Bauftellen und zwar bie für die Wohlhabenderen 
von vornherein zu erhöhten Preifen abzufegen bezw. zur Bebauung 
zu verpachten. Endlich könnte man auch daran denken, Baugefchäfte 
und Baulieferanten, die an einer lebhaften Bautätigkeit intereffiert 
find, zu freiwilligen Beiträgen zu bewegen. Und fchließlich ift bie 
gefunde Entwidlung unfres fo außerordentlich verfahrenen ſtädtiſchen 
Anſiedlungsweſens doch auch Opfer wert, zumal fich biefe auf bie 
Länge der Zeit durch Verringerung ber Armenlaften, Belferung des 
Gefundheitäzuftandes u. dgl. m. auch finanziell wohl wieber bezahlt 
machen würden. 

Im übrigen fei noch erwähnt, daß wir bei diefer ganzen Bolitif 
feineswegs nur an bie Tätigkeit der Behörden denken, auch bie Selbfl- 
hilfe der Bevölkerung fände hier jedenfalls ein großes Wirkungsfeld. 
Größere baugenoffenfchaftlihe Unternehmungen könnten helfend ein 
greifen, ebenfo induftrielle und andere Sieblungsgenoffenfchaften, ferner 
Gartenftadtunternehmungen u. dgl. m. 

Nehmen wir alles zujammen, fo mwürbe es, jcheint ung, mit 
Hilfe diefer doppelten Dezentralifation, d. 5. ber Entwidlung und 
Lenkung unſrer fünftigen ftädtifchen Beſiedlung vorwiegend in und nad) 
Orten noch billigen Bodens, doch gelingen, das Hindernis der Teuer 
rungszone um unſre Städte einigermaßen zu überwinden. Und läßt 
ji) das Biel vielleicht auch nicht ganz erreichen, jo wird man fich ihm 
doch jedenfall um ein großes Stüd nähern können. 

Allein die Lenkung ber ftädtifchen Beſiedlung auf das noch billige 
Land innerhalb der einzelnen Orte ift noch nicht bag letzte Biel der 
Dezentralifation in dem foeben bargelegten zweiten Sinne. Der rationelle 
Ausbau der Städte verlangt vielmehr bei aller Rückſicht auf die gebotne 
Weiträumigleit der Stadtanlage offenbar doh an und für fih Ber 
meldung unndötiger Augeinanderziehung der einzelnen Stabdteile. Wenn 
man nun eine große Städtereform durchſetzen will, fo wird ſich eine 
berartige Augeinanderziehung zunächit allerbingz nicht vermeiden laſſen, 
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weil wir die Teuerungszone überfpringen und ung jo borerft einmal 
smabhängig von ben Sünden einer ſchwerbelaſteten Vergangenheit ftellen 
müffen. ber wenn uns ba3 gelungen ift, wenn auf diefe Weife 
bie innere Zone bes jet noch unbebauten Landes um Die Städte, eben 
Die jegige Teuerungszone, fozufagen außer Kurs gejegt und jo durch 
die Tat ber Beweis geliefert ift, daß es nötigenfall® auch ohme fie 
geht, dann wird einft der Augenblid kommen, wo dieſe Bone wieder 
auf einen vernünftigen Wert herabfintt und dann kann auch fie in 
rationeller Weiſe in, die Stadtentwidlung einbezogen werben. Dann 
werden fchließlich die Söhne und Enkel wieder gutgemacht haben, mas 
die Väter und Almen gefehlt! — 


b) Offentlide Stadterweiterung. 


Erſtens: Grundfählicher Entfchiuk, Aufgaben, Träger. 

Die Stabterweiterung ift ihrer Natur nad; ein öffentlich-rechtliches 
Geſchäft; daraus vor allem, daß wir fie ftatt deffen überwiegend als ein 
privates behandeln, entfpringen unjre Übelftände, Wir werben alfo ben 
Verſuch machen mülſſen, die öffentlicherechtliche Behandlung der Dienge 
hier wieder in ihre Rechte einzuführen und fomit an die Stelle der 
privaten die Öffentliche Stadterweiterung zu jegen. Aber wird das 
möglich, wird dag durchführbar jein? Und wird e3 den erwarteten Segen 
bringen? Auf diefe Fragen glauben wir am beiten einfad; durch das 
zu antworten, was dieſer Abſchnitt b ohnehin enthalten foll, nämlich 
durch die Darlegung der Mittel und Wege und überhaupt der Durchfüh- 
rung der öffentlichen Stadterweiterung. Damit werden dann auch die eben 
aufgeworfnen Fragen mwenigftens zum großen Teile beantwortet jein. 

Das erfte, wenn wir bie Öffentlide Stabterweiterung durchführen 
und an die Stelle der privaten fegen wollen, ift natürlich der fefte, 
vor den: großen Schwierigleiten der Sache nicht zurüdichredende Ent- 
ſchluß Hierzu. Diefen Entſchluß müffen vor allem die beteiligten behörd- 
lichen Stellen des Staates, der Gemeinden und der Kommunalverbänbde 
faffen ; aber das genügt nicht, auch die Parlamente felbftverftändfich, die 
Preffe, die öffentliche Meinung, zahllofe einzelne müfjen fich zu dieſem 
Entſchluſſe durchringen. Es ift eine Ungelegenheit ber Willensänderung 
eines ganzen großen Volles, und feine beften Denker und Lenker müfjen 
darin vorangehen. Unfeuernd und ermutigen ſchwebt ung dabei das 
Beiſpiel einer bejferen Vergangenheit vor. Aus den glänzenden hifto- 
rifhen Forſchungen von Paul Voigt („Grundrente und Wohnungs- 
frage in Berlin und feinen Vororten“) wiſſen wir, mit wie audgezeich- 
netem Erfolge in Berlin während feiner äußerft fchnellen Entwidlung 
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von der Mitte bes 17. bis gegen Ende des 18. Jahrhunderts die 
Stadterweiterung ala eine Öffentlich-rechtliche Angelegenheit gehandhabt 
worden ift, und auf Seite 92 leſen wir in dem genannten Werke fol- 
gende3: 


„Faſſen wir das Ergebnis der bisherigen Unterſuchungen zuſammen: 
Bom Mittelalter bis zum Ausgang bes 18. Jahrhunderts hat die Anlage 
und Erweiterung einer Stadt, die Schaffung der Eriftenzgrundlage für 
die ftädtifche Bevölkerung, al3 eine im eminenteften Sinne öffentlich-rechtlice 
Angelegenheit und deshalb auch ftet3 als Aufgabe der ftädtifchen ober 
ftaatliden Gewalt gegolten; erft dem 19. Jahrhundert blieb es 
vorbehalten, die Schaffung der Eriftenzgrundlage der ganzen 
Bevöllerung der privaten Spelulation zu überantmworten.” 


Haben aber joldyes unſre Vorväter vollbracht, jo wird es hohe 
Beit, daß wir uns nun aufraffen und nad einem Sahrhundert der 
Srrungen und der Schmerzen wieder in bie richtige Bahn einlenten, 

Ehe wir aber die Durchführung der Öffentlichen Stadtermeiterung 
im einzelnen erörtern können, müflen wir und notgedrungen noch über 
zwei Punkte Mar werden, nämlich; darüber, worin die Aufgaben der 
öffentlichen Stadterweiterung beftehen und wer die Träger diejer Stadt- 
erweiterung fein jollen. 

Was den erften Punkt, bie Aufgaben, anlangt, fo find fie durd 
die Natur der Sache gegeben und können bis auf einzelne Abweichungen 
nicht wejentlich verjchieden fein, einerlei ob nun die Stadtermweiterung als 
öffentliches oder al3 privates Geſchäft gehandhabt wird. Es find im 
wejentlichen folgende: 

1. Gewinnung de3 für die Stadtermweiterung nötigen 
Landes in Die Hand desjenigen, ber die Stadtermweiterung bejorgt. 

2. Shaffung eines angemefinen Planes für die 
Stadterweiterung, aljo vor allem für die Straßen und Platze 
nebft den zahlreichen zugehörigen Leitungen für Waffer, Gas, Kanali⸗ 
fation ufw., ſowie für die Öffentlichen Anlagen u. dgl. In diefe Abteilung. 
gehört auch unſres Erachtens die Beſtimmung der an den einzelnen 
Straßen und Pläben zuzulaſſenden Bebauungsdichtigkeit. 

3. Zatfählihe Schaffung ber beabfidtigten Straßen 
und Pläße mit den oben genannten zugehörigen Leitungen, ſowie 
der Öffentlihen Anlagen u. dgl. und Umformung bez zur Bw 
bauung beftimmten Geländes in Bauſtellen von angemeſſner 
Form und Größe. 

4. Verwertung des aufgeſchloſſnen Landes, insbeſondre 
Überführung der Bauſtellen an die Bautätigkeit. 
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5. Beifhaffung der Geldmittel für die ganzen hier in 
Rede ftehenden Aufgaben. 

6. Die redtlide Ermöglihung und Regulierung des 
ganzen Stabterweiterung3porganges durch Ausbildung einer 
Summe von Recdht3= und Berwaltungsfägen, die man pajfend unter dem 
Namen „Stadterweiterungsrect” zufammenfaßt. 

7. Verſchiedne Meinere Aufgaben. 

8. Endlich müſſen wir bier noch nennen die Dauernde Beein— 
fHuffung der dur die Stadtermweiterung zur Ent-. 
ftehung gebradten neuen Stadtteile, nachdem fie einmal 
bebaut find, Im Gegenfag nämlich zu dem jegigen Zuftande wird es bei 
der öffentlichen Stadterweiterung, wenigſtens in weitem Umfange, ange 
bracht und möglich fein, die Bauftellen uſw., auch nachdem fie bebaut 
find, noch einem gewiffen Obereinflujfe der die Stadterweiterung be⸗ 
forgenden oder fonft einer Öffentlichen Stelle zu unterwerfen — 3. B. 
um unnötigen Mietöfteigerungen vorzubeugen, ein unangemeſſenes 
fpätereg BZubauen zu verhindern u. dgl. m. Man kann allerdings 
zweifeln, ob die Ausübung dieſes Obereinfluffes noch unter unjren 
Begriff der Stadterweiterung fällt, aber nicht zweifeln kann man 
daran, daß diefer Gegenftand in diefem Kapitel mit abgehandelt wer⸗ 
den muß. 

Weiter, der zweite Bunkt: die Träger der dffentlihen 
Stadtermweiterung! Schon aus unfrer Begriffsbeftimmung der 
öffentlichen Stadterweiterung ©. 317/18 und dem 8. Kapitel überhaupt 
geht hervor, daß wir uns ala deren Träger öffentliche Stellen 
denlen und nicht etiva private, die nur durch befondre Rechte und Pflichten 
vor den jebigen die Stabterweiterung betreibenden privaten Stellen aug«- 
gezeichnet wären. Bon vornherein ſprechen gewichtige theoretifche Gründe 
dafür, daß die öffentliche Stadterweiterung eben auch durch öffent- 
liche Stellen beforgt und durchgeführt werden muß und nicht duch 
private. Wenn man die Durchführung der öffentlichen Stabterweiterung 
privaten Stellen anvertraute, jo würde das private Geminnintereffe trob 
aller Vorſchriften und Vorſichtsmaßregeln doc immer wieder ſich vor«- 
drängen und den gemeinnüßgigen Erfolg gefährden. Die öffentliche 
Stadterweiterung. foll erfolgen im Sntereffe und im Dienſte der öffent» 
lichen Wohlfahrt, deshalb erfcheint es untunlich ihre Durchführung in 
die Hände des privaten Gewinnftrebens zu legen, das, wie immer die 
Sache auch geftaltet werden mag, im Grunde doch von einem bem öffent«- 
lichen Intereſſe entgegengefegten Snterejje regiert wird. Außerdem, 
welche mühevolle, eingehende und doch fchließlich unzulängliche und. 
zu zahlloſen Streitfällen Anlaß gebende Kontrole wäre unter ſolchen 
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Umftänden erforderlich! Nein, die öffentliche Stabterweiterung muß auch 
von öffentlichen Stellen durchgeführt werden. Indes ſchließt dieſe grund⸗ 
ſätzliche Stellungnahme nicht aus, daß ausnahmsweiſe ober für einzelne 
Teile der Aufgabe unter Auflegung befondrer Bedingungen auch private 
Stellen und Kräfte zur Durchführung mit herangezogen werden. 

Welche öffentlichen Stellen fämen denn nun aber für die Durch⸗ 
führung der öffentlichen Stadterweiterung in Betracht? In eriter 
Linie und vor allem natürlich Die Gemeinde, aber doch bei weiten fie 
nicht allein. Auch Gemeindeverbände, ſeien eö nun bie beftehenden Kom⸗ 
munalverbände, feien e3 neu zu fchaffende Gemeindeverbände, kommen 
ftarf in Frage und weiter natürlich der Staat, vor allem in feiner Eigen- 
ſchaft als Iandbefigender Fiskus. Aber der Kreis ift noch weiter zu 
ziehen. Es ift jehr wohl denkbar und möglich, Daß bei der öffentlichen 
Stadtermweiterung auch Stiftungen, befonder8 die zahlreichen, an bie 
Stadtverwaltungen angefchloffenen landbefigenden Stiftungen wichige 
Hilfe Teiften Tönnen, ebenfo Baugenoffenichaften und gemeinnügige Bau⸗ 
gefellichaften. Noch wichtiger können unter Umſtänden befondre Sied⸗ 
Iungsgenoffenfchaften, Gartenftadt-Unternehmmungen u. dgl. werden, die 
jich unter den durch die Neform ber Stadterweiterung herbeizuführenden 
Buftänden viel leichter bilden würden als heute. Ja man kann fragen, 
ob nicht fogar audy private Terrainunternehmer, Terraingejellfchaften 
und Bauende in den Dienft der öffentlichen Stabtermweiterung gezogen 
werden können. Allerdings jind ja alle diefe Stellen, von den Stiftungen 
an, an fich Teine öffentlichen Stellen; wohl aber erfcheint es möglich, 
ihnen für den Dienft ber öffentlichen Stadterweiterung dur Aus- 
ftattung mit Privilegien einerfeit3 und Auflegung befondrer Pflichten 
andrerjeit3 einen halb»Öffentlich»rechtlihen Charakter aufzudrüden; auch 
fommen fie nur als Hilfsorgane der öffentlichen Stabterweiterung in 
Betracht. 

Wenn man nun alle diefe eben angeführten Stellen burchmuftert, 
jo kann wohl fein Zweifel fein, welcher von ihnen die Aufgabe der öffent- 
lihen Stadterweiterung grundfäglid in erfter Linie zuzumeifen ift, ſo 
daß die andren daneben nur ausnahmsweiſe oder unterflühend in Be- 
trat fommen: nämlich der Gemeinde und ben Gemeindeverbänden. 
Die Gründe liegen auf der Hand. Die Angelegenheit, um die es ſich 
handelt, die Stadtermweiterung, ift doch fchließlich die Erweiterung der 
Gemeinde jelber, aljo, wenn man überhaupt auf dem Standpunfte der 
Selbftverwaltung fteht, die ureigenfte Angelegenheit der Gemeinde. Die 
Gemeinde ift außerdem ohnehin im Beſitze zahlreicher hier einfchlagender 
wichtiger Befugnijfe, namentlich betreffend den Bebauungsplan und 
den Straßenbau. Sie verfügt über das beftehende Straßenneg, über die 
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Berforgungsleitungen u. dgl. und vielfach auch noch, mehr oder weniger, 
über noch unaufgefchloffenes Land. Sie ift ferner imftande, größere Geld» 
mittel aufzubringen, und ähnliches mehr. 

Prüfen wir num aber die Gemeinden auf ihre Fähigkeit, die oben 
ffigzierten durch die öffentliche Stadterweiterung ihnen zufallenden Auf⸗ 
gaben glüdlic und richtig zu Löjen, fo ftellt fich ohne weiteres heraus, 
daß e3 in weitem Umfange dringend wünſchenswert ift, nicht die einzelne 
Gemeinde allein, fondern erft die einzelne Gemeinde durch und mit 
einem Gemeindeverbande zum Träger der öffentliden Stadtermwei- 
terung zu machen. Gehen wir die einzelnen Ortsgrößenklaſſen durch! 
Wir ſetzen dabei die Austattung der Gemeinden mit befondren Rechten, 
namentlich zum Zwecke der Befchaffung des nötigen Landes, im Sinne 
unfrer weiter unten in diefem Kapitel folgenden Ausführungen, voraus. 
Daß die Großftäbte und im allgemeinen auch die großen Mittelftädte, 
wenn fie nur den guten Willen haben, die Fähigkeit befiten, unter biefen 
Borausfegungen die ganze Stabtertweiterung in ihre Hand zu nehmen, 
kann wohl nicht bezweifelt werden. Aber andrerjeit3 dürfen wir nicht 
vergeffen, daß da3 natürliche Erweiterungsgebiet diefer Städte zum 
großen Teil jenſeits ihrer jebigen Gemarkungsgrenzen, in ihren Bann- 
freifen, liegt, zumal wenn wir ein planmäßiges Streben auf Dezentrali- 
fation und eine viel meiträumigere Siedlungsweiſe als gegenwärtig 
annehmen. In den Bannkreifen aber ift, wie wir am Schluffe des hier 
folgenden 11. Kapitel3 ausführen, die ganze Siedlungspolitit mit Hilfe 
und unter Führung bejondrer großer Tommunaler Banntreisorgani- 
fationen, melde die Gemeinden des Bannkreiſes zufammenfaffen und 
fie zugleih als felbftändige Einheit in ein organiſches Verhältnis 
zu der Zentralſtadt feben, zu betreiben. Was die Heinen Mittel- 
ftädte anlangt, aljo Orte von 2050000 Einwohner, fo werden fie 
ja öfters den Aufgaben der öffentlichen Stadterweiterung gewachſen 
fein, aber in nicht feltnen Fällen wird es da doch wohl hapern und 
das Bedürfnis vorhanden fein, Diefe neu herantretenden großen Auf- 
gaben unter Anlehnung und mit Hilfe einer höheren, über größere 
perjönliche und ſachliche Mittel verfügenden Inſtanz zu Iöfen. Bei 
den Klein» und Landftäbten endlich, alfo den Orten von 5—20000 und 
bon 2—5000 Einwohnern, wird dies wohl noch viel öfter der Fall fein. 

Bei den Land» und Kleinftähten wird man alfo wohl meiſtens 
und öfter auch bei den Heinen Mittelftäbten Abhilfe fuchen müſſen, 
indem man größere Organifationen, als es diefe Heinen Orte find, 
weitgehend an der Löfung der Aufgabe der öffentlichen Stadt⸗ 
erweiterung in dieſen Orten beteiligt; und es liegt wohl am nädı- 
ften, auch hier wieder Gemeindeverbände, Kommunalverbände heran 
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zuziehen. Was einer Kleinftadt von 10000 Einwohnern nicht gelingt, 
das kann doch fehr wohl einer kommunalen DOrganifation örtlich nicht 
weit voneinander liegender Gemeinden mit vielleicht 50 oder 100000 
Einwohnern gelingen. Ob man nun für diefe Aufgabe die beitehenden 
höheren Kommunalverbände, vor allem bie preußiihen reife und 
die entfprechenden Drganifationen der anderen Bundesftaaten beran- 
ziehen und ausbilden, oder ob man dafür befondre Gemeindeverbände 
bilden foll, wagen wir nicht zu entfcheiden. Wir begnügen und hier 
damit feftzuftellen, daß es jedenfalld dringend wünſchenswert ift in 
den bezeichneten Orten für die Aufgabe der öffentlichen Stabtermeiterung 
in weiten Umfange irgend welche derartige kommunale Berbände höherer 
Ordnung ala Träger mit heranzuziehen. Und auch hier jpricht wiederum, 
wie ſchon oben bei den Großftäbten und großen Mittelftädten für eine 
derartige Regelung der Frage das mit unfren Vorfchlägen verbundne 
Streben nad Dezentralifation und nad viel mweiträumigerer Sied» 
Iungsmeife, wodurch die Stadterweiterung bed einzelnen Ortes leidt 
über deffen Gemarkungsgrenzen hinausgezogen wird. Yügt man einmal 
höhere fommunale Verbände ald Träger der öffentlichen Stadterweite 
rung mit ein, fo wirb man jedenfalls, auf welche Weife man die Sade 
auch immer geftalten mag, bei den Heinen Mittelftädten, Kleinftädten 
und Landftädten im allgemeinen dafür Sorge tragen müffen, daß die 
nächſten umgebenden Ortſchaften mit in den Rahmen diefer Drgani- 
fationen hereingezogen werben, fo daß nidyt für und durch die Dezen- 
tralifation Schwierigkeiten entjtehen. 

Nehmen wir alles zufammen, fo fehen wir alfo in der Tat, daf 
für den weitaus größeren Teil ber Fälle da3 Bedürfnis befteht, als 
Träger der öffentlichen Stadterweiterung außer der einzelnen Gemeinde 
noch einen Gemeindeverband heranzuziehen. Im übrigen bemerken wir, 
daB wir im folgenden in diefem Kapitel unter Gemeindeverband auf) 
die von uns im 11. Kapitel vorgefhlagnen Bannkreisorgani— 
fationen für die Großftädte und großen Mittelftädte mit verftehen, 
foweit nicht etwas andres ausdrüdlich gefagt ift oder deutlich aus dem 
Zulammenhange hervorgeht. 

Über die Verteilung der Tätigkeit zwifchen den Gemeinden und 
den @emeindeverbänden läßt fi; naturgemäß auf ber Stufe ber 
Erörterung, welche diefes Buch darftellt, Taum etwas Genaueres fageı. 
Dazu müßten zuvor die Organifation der Gemeinbeverbände und manches 
andre viel genauer feftgejtellt fein, ald e8 und hier möglih war. Zum 
guten Zeile wird wohl überhaupt erft die Braris hier entfcheiden können 
und auch örtliche Verfchiedenheiten fallen ftark ing Gewicht. Was bie 
Bannfreife der Großftädte und großen Mittelftädte angeht, fo haben 


Behntes Kapitel: Die Grundzüge der Reform. 467 


wir uns übrigens im 11. Kapitel bei der Befprechung der Organifation 
derjelben über die Verteilung der Tätigkeit zwifchen diefen Bannkreis⸗ 
organifationen und den einzelnen Bannkreisorten geäußert. Bei ben 
Landitädten, Kleinjtädten und Heinen Mittelftädten wird die Verteilung 
der Gejchäfte zwiſchen Gemeinde und Gemeindeverband infofern ähnlich 
fein, ala nicht etwa die Gemeinde ſämtliche Angelegenheiten unfrer 
öffentlichen Stabdterweiterung in L Inſtanz zu erledigen und der Ge⸗ 
meindeverband nun in IL Inſtanz regulierend und beaufjichtigend ein- 
zugreifen hätte, fondern vielfach gerade wie bei ben Bannfreisorgani«- 
fationen, ein Eingreifen und Erledigen durch den Gemeindeverband 
bereit3 in I. Inftanz ftattfände, und zwar wohl beinahe bei allen Haupt» 
aufgaben der Öffentlichen Stadtermweiterung. 

Mit der Frage der Gemeindeverbände ſteht bie meitere große 
Frage der Einverleibungen ufm. in Zuſammenhang. Das Problem wie 
bei unſrem Städtewachſtume das Verhältnis zwiſchen den Städten 
in der Mitte und den ſie umlagernden Orten zu geſtalten iſt, iſt ja 
bei uns ſchon lange brennend und man kann nicht jagen, daß neuer- 
dings etwa die einfache Eingemeindung von allen für da3 unbedingt 
Richtige gehalten werde. Kommt unfre Reform mit weiträumiger Sied⸗ 
lung und mit Dezentralifation zur Durchführung, fo wird dieſes ganze 
Problem eben auf Grund diefer Umftände natürlich) noch brennenber. 
Aber nicht nur deshalb, fondern auch weil man es faum angängig finden 
wird, folde neue fommunale Oberorganifationen zu fchaffen, ohne 
dabei die große Frage der Einverleibung oder deſſen, wa3 fie erfeben 
foll, mitzulöfen. Bei der Schaffung unfrer Gemeindeverbände wäre aljo 
diefe Frage mit in Angriff zu nehmen, wie wir ja auch oben fchon in 
Ausſicht genommen haben, daß bei den Heinen Mittelftädten, Klein- 
ftädten und Landftädten bie nächjten umgebenden Ortfchaften bei der 
Schaffung höherer kommunaler Organifationen mit in den Rahmen 
diefer Organifation Hineingezogen werben follen. Bei unfren Banıt- 
freisprganifationen für die Großftädte und großen Mittelftädte ift dies 
ja olmehin fogar in territorial ziemlic; weitem Umfange der Fall. 
Nimmt man aber einmal biefe ganze Frage in Angriff, fo wird, gerabe 
wie bei deu eben erwähnten Bannkreisorganifationen, der Gedanke Berüd- 
fichtigung finden müffen, daß wenn man bie Umgebungen der Städte 
außerhalb der Stadtgemarkung wirklich fruchtbar als Siedlungsfeld 
herangiehen will, — daß alfo dann in der gemeinfamen Organifation 
der Einfluß der betreffenden Stadt in der Mitte nicht den der Umgebung 
erbrüden darf, und dag man fein Augenmerk ftarf barauf richten muß, 
die genannten Umgebungen der Städte in fich wirkungsvoll handlungs⸗ 
fähig für die große Aufgabe ber Beſiedlung zu machen. Das Problem, 
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näher und genauer die Geftalt und Form der fommunalen Drgani- 
fationen ausfindig zu machen, die ben hier flizzierten mannigfaltigen 
und verwidelten Aufgaben gerecht werden follen, nehmen wir bier 
nicht in Angriff. Das ift ein dankbares Feld für ein befondre3 Studium 
und insbefondre auch für die theoretifche und praktiſche Tätigkeit er- 
probter Verwaltungsmänner mit ofinem Blick für die großen Bedürfniſſe 
der Zeit und mit fchöpferifchen Talenten. 

Bei unfrer weiteren Erörterung ber öffentlichen Stadterweiteruung 
in biefem Kapitel gehen wir nun von der Borausfegung aus, daß ſolche 
Gemeindeverbände in der auf ben vorftehenden Seiten bezeichneten Weile 
und dem bezeichneten Umfange als Träger der öffentliden Stadter⸗ 
weiterung tatfächlih mit herangezogen werden. Andrerſeits liegt es 
una aber fern, biefe Heranziehung als eine überall unbedingt nof- 
wenbige Vorausjegung ber öffentlichen Stadtermeiterung hinzuſtellen. 
Wir haben ſchon oben gefehen, daß viele Gemeinden ohnehin Der &e- 
meinbeverbände in unfrem Sinne hier nicht oder Doch höchſtens im 
Hinblid auf die Dezentralifation bedürfen; man kann aber wohl nidt 
zweifeln, daß auch unter denjenigen Gemeinden, für bie wir bier im 
allgemeinen ein volles Bedürfnis nach unfren Gemeindeverbänden an- 
genommen haben, noch viele find, die allenfall3 auch ohne derartige 
Gemeinbeverbände die öffentlihe Stadterweiterung werden durchſetzen 
Tönnen, fofern fie nur recht tüchtig geleitet find. Im Gegenteil: unſre 
Hoffnungen in taktifcher Beziehung auf Durchfegung ber großen Reform 
der Öffentlichen Stadtermweiterung gehen gerade dahin, daß wir an⸗ 
nehmen, es werden recht viele Gemeinden aus allen Ortsgrößenklaſſen 
nad) dem alten guten Worte „Selbſt ift der Mann!” die öffentliche 
Stadterweiterung in Angriff nehmen und glüdlich durchführen und 
berart Pionierdienfte leiften. Uber freilich für die allgemeine breite 
Durchſetzung der Bffentlichen Stadterweiterung halten wir die Ge⸗ 
meindeverbände für nicht wohl entbehrlich, und deshalb eben gehen wir 
in weiteren bei der Erörterung ber öffentlichen Stadtermweiterung, wie 
ſchon gefagt, von der Vorausfegung der tatfählihen Schaffung dieſer 
Gemeindeverbände aus. Dem Leer muß es überlaffen bleiben, ſich 
darüber Har zu werden, wie Die einzelnen Vorgänge ber öffentlichen 
Stadterweiterung ſich ohne diefe Borausfegung gejtalten würden. 

Außer den Gemeinden und Gemeindeverbänden kommen, wie wir 
oben gejehen haben, auch noch verfchiedne andre Stellen ald Träger 
der öÖffentluhen Stadterweiterung in Betracht: der Fiskus, ftädtifche 
Stiftungen, privilegierte Baugenoffenichaften, Gartenftadt-Unterneh- 
mungen uſw. ufw. Aber es ift nun hier der Ort nochmals zu betonen, 
daß diefe Stellen nach unfrer Anſchauung im allgemeinen zwar örtlich) 
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oder fachlid) einzelne Stüde der Stadterweiterung abnehmen fönnen, 
wenn hinreichende Bürgfchaften dafür gegeben find, daß fie in einer 
dem Sinn und Zwecke der öffentlichen Stadtermweiterung entfprechenden 
Weiſe verfahren, daß aber die eigentliche, die Stadtermweiterung betrei- 
bende und für fie verpflichtete und verantwortliche Stelle die Gemeinde 
bzw. der Gemeindeverband ift und ‚bleibt; die andren Gtellen find 
nur Bundesgenoffen, deren Hilfe zwar willlommen und angebracht ift, 
bie aber das Hauptheer nicht erfegen können oder follen. 

Endlich fei noch hier bemerkt, daß wir die Gemeinden und Ge- 
- meindeverbände zwar als Hauptträger der öffentlichen Stabterweiterung 
betrachten, daß wir aber keineswegs ein rechtliches Monopol für fie 
fordern. Monopole find immer gefährlih, und wenn man kann, foll 
man fie vermeiden. Mögen alfo immerhin auch andre Stellen, nament- 
li die private Terrainunternehmung, nad wie vor ihr Glück neben 
der Öffentlichen Stadterweiterung der Gemeinden und der Gemeinde- 
verbände und ber verbündeten fonftigen öffentlichen Stellen verfuchen. 
Uber freilich ift eg wenig wahrſcheinlich, daß fie neben diefen, die mit 
ben im weiteren Verlaufe dieſes Kapitels näher zu fchildernden Zwangs⸗ 
mitteln ausgerüftet find, zu weſentlicher Wirkſamkeit gelangen würden. 


Zweitens: Die Beichaffung des Landes, 
a) &inleitendes. 


Wenn die Öffentliche Stadterweiterung Wirklichleit werden foll, 
fo ift vor allen Dingen erforderlich, daß die dieſe Stadtermweiterung 
beforgenden Stellen, alfo vor allem die Gemeinden und Gemeinde- 
verbände über genügend umfangreiches, hinreichend günftig gelegnes 
und ausreichend billiges Land verfügen, um auf diefem bie öffentliche 
Stadterweiterung ihren Zielen und Zwecken entfprechend in großem 
Stile entfalten zu können. Dabei ift nicht zu vergeffen, daß eben doch 
eine reformatorifch wirkende Anfieblung in diefen neuen Stadt» 
teilen gefchaffen werden foll. Es ift alfo Land erforderlich, nicht etwa 
nur in dem Umfange, um die alte gedrängte Siedlungsmeife num auf 
öffentlichem Lande fortfegen zu lönnen, fondern in dem viel meiteren, 
um eine auf andren, beiferen Grundſätzen beruhende meiträumigere 
und gejündre Siedlung zur Entftehung zu bringen. Auf der andren 
Seite wiſſen wir, daß angefichts der zu erwartenden und zu fordernden 
Entwidlung der Bannkreiſe der Großſtädte und großen Mitteljtädte 
und angejicht3 der Verbindung unfrer ganzen Reform mit der Dezen- 
tralifation keineswegs nur die Gemarkungen der einzelnen Groß-, 
Mittel-, Klein- und Landftädte für die Landbeſchaffung in Betracht 
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kommen, fondern in weitem Umfange auch dag Land ihrer Umgebung, 
zum Zeil bis ziemlich weit hinaus. 

. Wenn wir und nun die Frage vorlegen: wie bejchaffen die zur 
Öffentlihen Stadterweiterung berufnen Stellen diefe3 umfangreiche, 
günftig gelegne und billige Land, das zur Erfüllung ihrer Aufgabe 
notwendig ift, fo bieten fich, fcheint ung, Drei Wege dar. Erſtens 
nämlich ift eine nicht jo ganz unanfehnliche hier in Betracht kommende 
Landmenge bereit? im Befit der betreffenden Stellen. Zweitens wird 
e3 diefen Stellen möglich fein, eine erhebliche Menge des benötigten 
Landes freihändig, ohne befondre Rechts- oder Zwangsmittel, zu er- 
werben. Und dritteng endlich werden die in Frage kommenden Stellen 
behuf3 Vornahme de3 nötigen Landerwerbes mit bejondren Rechts- 
und Zwangsmitteln auszuftatten und fo biefer Lanberwerb endgültig 
zu fichern fein. Diefe drei Wege müffen wir nun befprechen, die erjten 
beiden nur furz, den dritten etwas ausführlicher. 


P) Schon vorhandenes Land. 


Wenn auch) unfre Städte im allgemeinen noch weit davon entfernt 
find, zur Durchführung der öffentlichen Stadterweiterung jegt ſchon 
genügend Land zu bejiten, fo verfügt doch eine Anzahl von ihnen, 
und zwar ſowohl Großftädte und große Mitteljtädte, Klein- und Land⸗ 
ftädte bereit3 über recht erheblichen Zandbejit, ber hier in Frage käme; 
allerdings rechnen wir babei dag Landeigentum ber mehr oder minder 
unter ftädtifcher Verwaltung ftehenden Stiftungen u. dgl. mit zum 
fädtifhen Befite. So verfügten 3. B. nad) der von und ©. 162 an« 
geführten Tabelle ſchon 1901 bzw. 1902 Frankfurt a./M., Augsburg 
und Spandau über mehr ala die Hälfte der ganzen Stadtgemarfung 
ald Eigentum, Straßburg und Hannover über annähernd die Hälfte. 
Nur ein mäßiger Bruchteil unfrer Städte dürfte ganz ohne Banbbefig 
fein, der fich für die Zwecke der öffentlichen Stadterweiterung eignete. 
Als für die öffentliche Stadtermweiterung bereits in unfrem Sinne vor⸗ 
handen, muß man aber nicht nur das ftäbtifche und ftiftifhe Land 
anfehen, fondern auch da3 des Fiskus, der höheren Kommunalverbände, 
der Kirchengemeinden, der Baugenofjenfchaften, und gemeinnügigen Bau- 
gejellfchaften ufw. ufm. Bon allen biefen Stellen muß man fordern, 
daß fie, wenn einmal die große Reform unfrer Stadtermweiterung in 
Fluß fommt, ihr Land in den Dienft diefer großen Sache ftellen. Fügt 
man zu dem allen noch hinzu, daß infolge der zu erwartenden und 
der zu fordernden Entwidlung in den Bannkreifen der Großftädte und 
großen Mittelftädte und infolge der mit unfrer ganzen Neform ver- 
bundnen Dezentralifation im Anfiedlungsmeien in zahllofen Orten das 
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Land all ber eben genannten Kategorien nicht nur in den Gemarkungen 
der einzelnen Städte, jondern auch in ihrer Umgebung für bie öffent- 
liche Stadterweiterung in Betracht fommt, jo darf man wohl vermuten, 
DaB Schon das vorhandne Land in der großen Mehrzahl unfrer Stäbte 
wenigſtens nicht unbeträhtlihe Anfangsmöglichkeiten der öffentlichen 
Stadtermweiterung eröffnet und in einer Anzahl von Städten fogar ſchon 
eine weitgehende Durchführung ermöglicht. Und das gilt auch bet voller 
Berüdfichtigung des Einwandes, daß ein großer Teil des an fi im 
Befite der hier in Frage kommenden Stellen vorhanden Landes fo 
ungäünftig belegen fei, daß es vorderhand wenigſtens für die öffentliche 
GStadterweiterung nit in Betracht komme. 

Freilih ift no ein andrer Einwand zu erheben, nämlich der, 
daß das ſchon vorhandne und hinreihend günftig gelegne Land für Die 
öffentlihe Stadterweiterung der betreffenden öffentliden oder halb- 
öffentlichen Stellen fo hoch zu Buche ftehe, oder mit andren Worten fid) 
fo teuer ftelle, daß das Biel der Reform doch nicht erreicht werben könne. 
Allein einmal trifft diefer Einwand doch felbit ſchlimmſtenfalls nur 
auf einen Teil des Landes zu, unter der Vorausſetzung wenigſtens, bie 
wir machen müffen, daß ber Bewertung de3 Landes nicht der augen» 
blicliche, auf der Grundlage unfrer Boden mißſtände erwachſne Marli- 
wert zugrunde gelegt wird, fondern die Selbitloften der betreffenden 
öffentlichen oder halb-öffentlichen Stellen. Weiter aber läßt ſich durch 
teureren Verkauf einzelner Landftüde an Wohlhabendere und durch 
Heranziehung der fpäter mit der fteigenden Befiedlung eintretenden 
natürlichen Wertfteigerung für die Yinanzen der Gemeinden, Gemeinde» 
verbände ufw. die Teuerung des Landes doc; zum Teil wieder weit 
machen und ein billiges Abgeben im allgemeinen doch erzielen. End- 
lich, aber ift felbftverftändlich eine fo große und ſoviel Segen verheißende 
Sache wie die Reform unfrer Stabterweiterung aud) erhebliche Opfer 
wert, und fchließlich bleibt ja, wenn man bie Billigfeit nicht gefährden 
will, immer noch übrig in ben fahlichen Forderungen der Weiträumig- 
keit uf. etwas nachzulaffen. Auf diefe Weife ſchwächt fich zwar durch 
biefen Einwand der mangelnden Billigfeit die Wirkffamfeit des fchon 
vorhandnen Landes für die Öffentliche Stadterweiterung ab, aber auf- 
gehoben wird fie dadurch keineswegs. Es bleibt vielmehr troß alledem 
Dabei, daß vermutlich in der Mehrzahl unfrer Städte ſchon das vorhandne 
Land nicht unbeträdtlihe Anfangsmöglichkeiten der öffentlichen Stadt» 
erweiterung bietet und in einer Anzahl von ihnen fogar ſchon eine 
weitgehende Durchführung ermöglicht. 

Eines freilich wird bei alledem noch vorausgeſetzt: nämlich daß nicht 
mir das Land der Gemeinden, fondern auch das der andren oben 
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genannten verfchiednen öffentlichen und halb-öffentliden Stellen 
namentlich auch das des Fiskus tatfächlich und einheitlich für die öffent- 
liche Stabterweiterung herangezogen wird. Borbedingung hierfür dürfte 
aber in weitem Umfange eine .befondre Organifation fein. Die Be- 
handlung diefer Frage, die wir ja übrigens bereit3 oben mit den Ge⸗ 
meinbeverbänden angeſchlagen haben, wollen wir jedoch nicht Hier, 
fondern in Zufammenhang mit andren Aufgaben erſt jpäter vornehmen. 


y) Freihändiger Erwerb von Land. 


Der zweite Weg für die die öffentliche Stadtertweiterung bejorgenden 
Stellen, vor allem alfo für bie Gemeinden und Gemeindeverbände, um in 
den Beſitz des nötigen Landes zu gelangen, ift der des freihändigen 
Erwerbes, befonders des Ankaufes. Er ift, fomweit nicht ausnahmsweiſe 
das Thon vorhandne Land ausreicht, der nädhjitliegende und wird im 
allgemeinen in großen wie in Meinen Städten in umfajlenden Maße 
zu befchreiten fein. Notwendig ift dabei aber vor allem natürlich, daß 
das Land hinreichend billig erworben wird; wir haben ja oben ©. 456 
gefehen, daß das rohe Land nicht über 2 ME. der Quadratmeter im 
Uugenblide der Befiedlung Toften follte, womöglich aber noch erheblich 
weniger. Da aber das Land leicht vom Augenblicke der Erwerbung an bis 
zu dem der Befiedlung noch längere Zeit unbebaut liegen unb Zinfen 
freffen fann, jo muß der eigentliche Ermwerböpreis, wenn die 2 Marf- 
Grenze im Augenblid der Beliedlung nicht überfchritten fein foll, 
noch um den ungefähren Betrag der ungededt bleibenden Zinſen und 
Binfeszinfen niedriger fein. Es empfiehlt ſich hierbei für eine folide 
Gefchäftsgebarung, den Zeitraum, der big zur Beſiedlung verftreichen 
wird, ja nicht optimiftifch zu unter», fondern lieber peffimiftifch zu 
überſchätzen. 

Es iſt nun wohl kein Zweifel, daß wenn man derart billiges Land 
finden will, man im allgemeinen die ſo häufig zunächſt um das bebaute 
Gebiet unſrer Städte liegende Teuerungszone überſpringen und ſich 
bei den Großſtädten und großen Mittelſtädten vor allem in die Bann⸗ 
kreiſe und bei den kleinen Mittelſtädten, Klein- und Landſtädten häufig 
wenigſtens über das allernächſt gelegne Bauland hinaus in die billigeren 
Zeile der Gemarkungen, öfters auch in benachbarte Orte wenden muß. 
Wir haben oben ©. 454 bei Beſprechung der Dezentralifation gejehen, 
daß es einer planmäßigen Anfiedlungspolitit wohl gelingen Tann, bie 
Stadtermweiterung auf diefe Gebiete zu lenken. Anderſeits ift natür« 
lich nicht gefagt, daß unter allen und jeden Umftänben die 2 Mark— 
Grenze für den Landpreiß unbedingt eingehalten werben muß; gegen- 
über den jegigen Zuftänden kann vielmehr gewiß oft auch auf teurerem 
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Lande no ein erheblicher Yortichritt erzielt werden. Auch ift ja zu 
hoffen, daß unter dem Drud der Dezentralifation und der öffentlichen 
Stabtermeiterung auch die weiter innen gelegne teurere Zone allmählich 
wieder billiger wird, und diefe beiden Umftände vereint laffen die 
Erlangung einigermaßen verwendbaren Landes auch in ber teureren 
Bone mit der Zeit erhoffen. 

Zur Bekräftigung deffen, daß e3, insbefondre bei Befolgung ber 
Dezentralifation in der Anfiedlung, noch möglich fein muß, in immer- 
hin erheblichem Ausmaße billiges Land für die Stabterweiterung frei- 
händig zu erwerben, verweilen wir auf unfre ©. 457 fomwie auf 
©. 80-83. Zur größeren Verdeutlichung wollen wir jedoch noch die 
folgenden zwei Heinen Belege anführen. . Dem Organe des Bundes 
Deutfcher Bodenreformer, der „Deutfhen Volksſtimme“ (jett „Boben- 
reform”) vom 20. Juni 1905 entnehmen wir, daß ber ehemalige Ober- 
bürgermeijter Dehler von Halberftadt bei feinem Scheiden von dort 
Darlegungen über die „Entwidlung der Finanzlage der Stadt Halber- 
ftadt” veröffentlicht hat, in denen er auch lebhaft für die Erhaltung 
des „Grundſtücksankaufsfonds“ eintritt. Bei diefer Gelegenheit fagt 
er: „. . . es ift jetzt noch Zeit, daß die Stadt fich einen maßgebenden 
Einfluß auf die Geftaltung der Bodenpreife für Bauland in unmittel- 
barer Nähe der Stadt verfchafft: die Bodenpreife find noch mäßig, bie 
Entwidlung ift ruhig...“ Und aus einer Veröffentlichung in ben 
Statiſtiſchen Monatsberichten der Stadt Kiel, Mai 1904 (Beilage) 
über Die ‚„Bodenpolitif der Stadt Piel’ erfehen wir, daß die Stabt 
Kiel von 1891—1904 in großem Umfange Land inner- und außer- 
halb der Stadtgemarkung erworben hat. Dabei ftellte ſich der Preis 
pro Quadratmeter, wenn man nur bag innerhalb der Stadtgemarkung 
erworbrte Land ins Auge faßt, im Durchſchnitt nur auf 1,49 Mart 
und wenn man beide Arten von Land zufammenfaßt, fogar nur auf 
0,57 Mari. 

Bei diefer Gelegenheit muß darauf hingemwiefen werden, daß den 
Stellen, welche Land für die öffentliche Stadterweiterung erwerben 
wollen, bejonders den Gemeinden und Gemeindeverbänden, doch auch 
verfchiedne wichtige Hilfamittel zu Gebote ftehen, deren Huge Be- 
nugung die Erwerbung billigen Landes fehr zu erleichtern vermag. 
Zunädft einmal wilfen wir aus dem erjten WMbfchnitte dieſes Buches, 
daß die Preife für unbebautes Land die Tendenz haben, wellenförmig 
aufzufteigen, aljo während ihres allgemeinen Aufſteigens Doch zeit- 
weife auch einmal wieder nachzulaffen. Solche Zeiten wären dann 
natürlich, befonderd zum Ankauf zu benugen. Sa, in vielen Städten 
gibt es vermutlich zeitweilig einmal richtige Grundſtückskriſen, auch 
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für das unbebaute Land, in denen dieſes eine ftarfe Entwertung 
erfährt, viele Bmangäverfteigerungen vorkommen und auch ohne dies 
viele Befiger froh find, nur überhaupt verlaufen zu können, felbft 
zu jehr erniedrigten Preiſen. Hier heißt e3 dann aljo, die Gelegenheit 
beim Schopfe ergreifen! Ferner fcheint es — und es fpricht auch eine 

gemwiffe innere Wahrfcheinlichkeit dafür —, daß ein zeitweiliger Wa 
nungsüberfluß ermäßigend auf die Landpreife wirt. So jagt v. Renauld 
in feinem Werke über die Entwicktung der Grundrente und Wohnungs 
frage in München (Leipzig, Hirfchfeld, 1904) auf S. 186 für Münden: 
„Die Hochſtände in ben Grundftüdspreijen decken ſich mit den Ziel 
ftänden in der Anzahl der billigen Wohnungen und umgelehrt finfen 
die Grundwerte mit fteigender Zahl der billigen Wohnungen.” Auch 
Bauer „Der Zug nad der Stadt und die Stabterweiterung” (Stutt- 
gart, Kohlhammer, 1904) vertritt auf ©. 148 einen ähnlichen Ge⸗ 
danlen. Es wäre hier alfo möglichermweife für die Gemeinden ujw. 
ein Mittel gegeben, um die Geländepreife zu ſenken. Ein andre 
Mittel in diefer Richtung dürfte die Geftaltung der Beſtimmungen 
über die zuläffige Bebauung bieten. Wenn mit der nötigen Deutlid- 
teit, Schärfe und Energie feſtgeſetzt, bekannt gegeben und baran feſt⸗ 
gehalten wird, daß für die Außengelände auf alle Fälle nur eine 
fehr geringe baulihe Ausnugung zugelafjen wird, jo wirb eine weſent⸗ 
liche preisfentende oder den Breisaufftieg Hindernde Wirkung nidt 
ausbleiben. Wllerdings wird eines babei forgfältig vermieden werden 
müffen, nämlich der Anfchein, al3 ob mit diefen Beftimmungen irgendivie 
bereit3 ein Bebauungsplan und die Bebauung der beiten Gegenden 
angefündigt würden. Ein folder Anfchein würde im Gegenteil mahr- 
ſcheinlich ftark preißfteigernd wirken. In der forgfältigen VBerheimlichung 
aller Pläne, weldye Gegenden und in welcher Weife fie der Bebauung 
zugeführt werden follen, dürfte vielmehr oft ein meiteres Hilfsmittel 
zum billigen Erwerb von Land für die Öffentliche Stabterweiterung 
zu erbliden fein. „Auch im laufenden Fahre noch”, fagte Bürgermeifter 
Teldmann-Saarbrüden auf der VIL Generalverfammlung des Rhei⸗ 
nifhen Vereins zur Förderung des Arbeiterwohnungmweiend November 
1905, „hat die Stadt anfehnliche, zur Bebauung geeignete Flächen 
anlaufen können; und ich geftatte mir beſonders daranf Hinzumeifen, 
fie hat die Hoffnung, daß fie das aud in Zukunft können wird, weil 
ber Bebauungsplan ber Stadt, foweit er formell feftgelegt und ver⸗ 
Öffentlicht worden ift, nur die allernädjften, direkt für die Bebauung 
beitimmten Flächen umfaßt. Selbftverftändlich Hat fi) die Verwaltung 
die Grundzüge der Weiterbebauung auch Har gemacht, aber diefe werden 
geheim gehalten, damit nicht die Beſitzer von abjeit3 gelegenen Wiefen 
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und Adergrunditüden auf die Idee kommen können, es wären Bau- 
ftelfen, weil im Bebauungsplane Straßen durchgezogen find. Es ift 
dies eine Einrichtung, die fich bewährt hat und die ich den Herren 
auf mwärmfte empfehlen kann.“ 

Sehr Iehrreich ift auch, daß, wenn man ben betreffenden Zei⸗ 
tungsnacdhrichten tramen darf, die Verwaltung der neuen preußifchen 
Ranalbauten für den Großſchiffahrtsweg Berlin-Stettin für cine Strede, 
wo ftarfe Verteuerung durch fpekulative Anfäufe zn Wefliwähten mar, 
drei Linien abfteden ließ und fo eine Unficherheit über die tat— 
fählich zur Ausführung kommende Strede ſchuf, mit deren Hilfe es 
bann der Ranal-Bauvermaltung gelang, das umfangreihe Land, das 
fie felber haben mollte, billig zu erwerben. 

Am übrigen ftellen wir mit Vergnügen feft, daß die Politik, einen 
möglichſt großen Grundbefit zu erwerben, jet unter dem Drud un« 
abläffiger Bemühungen und Wufllärungen von oben und von unten, 
im Gegenfage zu einer nod) gar nicht weit zurüdliegenden Bergangen- 
heit doch ſchon ziemlich ftarf in unfre Gemeinden eingedrungen ift. 
Richt nur bei unfren großen Städten — vgl. übrigens oben ©. 164—, 
fondern auch bei zahlreichen Heinen hat dieje Politik bereits jtarfe orte 
ſchritte gemacht, und fie ift anfcheinend in weiterem lebhaften Steigen 
begriffen. Stellen wir ung vor, daß diefe Entmwidlung noch ſtark weiter- 
geht, daß nicht nur die Gemeinden, fondern auch Gemeindeverbände, 
das Reich, die Einzelftaaten, Baugenoſſenſchaften, gemeinnütige Bau 
gejellfichaften, Siedlungsgenoſſenſchaften uſw. uſw. ſich Daran beteiligen, 
daß der Gedanke der Dezentraliſation damit verbunden, und daß in 
das ganze Streben immer mehr Plan, Einheitlichkeit und Stetigkeit 
gebracht wird, ſo iſt wohl kein Zweifel, daß ſchon auf dieſem Wege 
des freihändigen Erwerbs in Verbindung mit dem ſchon vorhandnen 
Lande ſehr ſchöne Erfolge erzielt werden können. 


6) Enteignungsrecht, Stadterweiterungstare. 


Die Beichaffung des nötigen Landes und zwar billigen Landes 
ift die Hauptforge und die Hauptfchwierigfeit der öffentlichen Stadt- 
erweiterung. So fehr nun auch zu wünſchen und zu hoffen ift, daß 
Diefe Hauptfchwierigkeit, wie in ben vorftehenden Abjchnitten dargelegt, 
zum guten Teile ſchon durch die Benußung des vorhanden und durch 
ben freihändigen Erwerb von neuem Land fid) wirb bejeitigen laſſen, jo 
wäre es doch verkehrt, fich hierauf allein zu verlaffen, denn es ift nicht 
ſchwer einzufehen, daß diefe Mittel allein doch in weiten Umfange 
nicht zum Biele führen werden. Zunächſt hängt die erfolgreiche Anwen⸗ 
dung diefer Mittel doch in hohem Grade von Yufälligleiten ab: von der 
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Größe des Beitandes an ſchon vorhandnem Lande, von der Möglichkeit, 
freihändig wirflih in großem Umfange Land billig zu erwerben, von 
dem guten Willen und dem Geſchick der berufnen Gtellen, von dem 
Vorhandenfein der nötigen Gelbmittel u. bgl. m. Außerdem aber 
hängt an diefer ganzen Politik als großes Bleigewicht der fchon früher 
erwähnte verhängnispolle Umftand des Binfenauflaufes. Kaufen die 
Gemeinden ufm. in wirklich großem Umfange Land auf oder behalten 
ſolches zur Beſiedlung in ihrem Befite vor, jo wird biefes Land großen⸗ 
teil3, auch wenn es relativ recht billig ift, doch fhon am Anfang Preife 
haben, beren Berzinfung nicht entfernt durch Berpachtung oder den 
Iandwirtfchaftlichen Ertrag zu deden if. Je Träftiger aber die Ge⸗ 
meinden uſw. mit dem Landerwerb meitausfchauend vorgehen, um 
fo größer werden dieſe zinfenfreflenden Landmaſſen, und um fo ferner 
rüdt mwenigftens für weite Teile des Landes der Zeitpunkt, wo diefer 
Zuſtand durch Bebauung und Befiedblung fein Ende erfährt. In dieſen 
Verhältniffen Tiegt eine große natürliche Schranke der Landbeichaffung 
auf den bisher erörterten Wegen. So fehr alfo auch die energifche Be- 
fhreitung diefer Wege zu wünſchen und zu fördern ift, fo bleibt dod 
ein dringendes Bedürfnis übrig, Mittel zu finden, um unabhängig 
von ben eben erwähnten Zufälligleiten und unabhängig von dem Ber 
hängnis des Binfenlaufes die Beſchaffung billigen Landes möglichſt 
zu fichern — und zwar Landes, das im Augenblide ber Auffchließung 
und Befiedlung billig ift — denn darauf kommt es an. Solche Mittel 
erbliden wir in dem Enteignungsredht in Verbindung mit ber 
Einführung einer fogenannten Stadterweiterungdtare. Über die 
Ausgeftaltung diefer Mittel werden wir und weiter unten äußern. 
Hier zunächſt laffen wir erſt noch einige Ausführungen über die Not- 
wendigfeit folgen, das Enteignungsrecht und bie Stadtermeiterungd- 
tare zugunften der Landbeichaffung für die öffentliche Stadtermeiterung 
anzuwenden, 

Zunächſt das Enteignungsrecht an ſich! Da ift vorerft einmal 
zu fagen, daß es in vielen Fällen den Gemeinden und fonftigen zur 
öffentlichen Stabterweiterung berufnen Stellen überhaupt unmöglich fein 
wird, die nötige Menge Land ohne Enteignung zu erlangen, zumal bei 
der zu erjtrebenden mweiträumigen Siedlung in den neuen Quartieren 
natürlich ganz andre Landmengen gebraucht werben. Aber auch ment 
an fih Land genug in den für die öffentliche Stadtermweiterung in 
Betracht fommenden Zonen im Beſiz der betreffenden Stellen ift, wird 
die Enteignung doch noch oft nomwendtig fein. Man denke fich 3. B. 
folgenden Fall: das Land der Gemeinde ufw. bildet zwar eine an 
fih geeignete und genügende gefchloffne Fläche, aber diefe Fläche Liegt 
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ziemlich weit draußen, und um fie für die Bejiedlung in Aufnahme 
zu bringen, ift notwendig, nicht nur eine Straße dorthin anzulegen, 
fondern auch diefe Straße baldmöglichit zu befiedeln, damit ein wirk⸗ 
licher Zuſammenhang zwifchen dem bisher bebauten Gebiete und dem 
Neuland draußen gefchaffen wird. Das erforberlihe Land für dieſe 
Straße und bie Bauftellen an ihr wird aber nicht gutmwillig abgegeben, 
Folgerung: das Enteignungsrecht muß zur Anwendung gebracht werden. 

Sehr oft Weiter wird es, namentlih in Weftdeutichland, nicht 
gelingen, auf dem Wege der Benugung bes vorhandnen Landes und 
der freihändigen Ermwerbungen ohne weiteres große, völlig ger 
ſchloſſne Flächen für die öffentliche Stadterweiterung zufammen- 
zubringen, vielmehr werden oft noch zahlreiche größere und Lleinere Stüde 
fremden Befiges zwilchen dem Befig der öffentlichen Stadterweiterung 
liegen bleiben. Wenn nun diefe derart mit Brivatbefig durchſetzten 
Flächen für die öffentliche Stadterweiterung aufgefchlofjen werden follen, 
fo ift natürlich ohne weiteres den Brivatbefigern gegenüber, ſoweit 
fie mwiberftreben, die Entgeignung des Landes für die Straßen und 
Plätze felber notwendig. Aber da3 wird nicht genügen; auch das für die 
eigentlichen Bauftellen ufm. übrig bleibende Privatland innerhalb ſol⸗ 
Her Flächen wird enteignet werden, oder mindeſtens wird die Möglich- 
feit dazu gegeben fein müfjen. Wenn die öffentliche Stadterweiterung 
ſach⸗ und zwedentiprechend möglichit vorteilhaft für Beranftalter und 
Bevöllerung ausfallen foll, fo ift eine einheitliche Behandlung weiten 
Gebietes nad; einem großen Plane erforberlid, die nicht alle paar 
Meter durch einen widerſtrebenden Befiter geftört werben Tann. 8. 8. 
e3 iſt wünſchenswert, eine beftimmte Straße möglichft fchnell zur Be— 
fiedlung zu bringen, dafür aber eine oder ein paar andre zurücdzuhalten 
— die Privatbeliger in den betreffenden Gegenden tun aber gerabe 
das Gegenteil, fie entwideln die Straßen, die zurüdgehalten werden 
jollen, und halten die zurüd, die entwidelt werben follen. Ober der 
öffentlichen Stadterweiterung liegt 4. B. aus äfthetifchen und fozialen 
Gründen viel an einer beftimmten Art der Bebauung einer Gegend, 
die Dort eingefprengten privaten Befiger aber Tümmern ſich nicht darum, 
durchkreuzen dieſe Abfichten, bauen ganz anders und ziehen ganz andre 
Bevölferungsfhichten herbei ald in dem Falle gerade wünschenswert 
ift. U. dgl. m. 

- Bon bier aus fteigen wir ſchließlich zu einer noch allgemeineren 
Rechtfertigung des Enteignumgsrechtes für die öffentliche Stabteriveite- 
rung auf. Was wir eben für die einzelnen größeren Ylächen gejagt 
haben, die in den Dienft der öffentlichen Stabtermweiterung geftellt werben 
follen, daß über fie gefchloffen nach einem einheitlihen Plane muß 
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verfügt werben können, gilt ſchließlich auch für das ganze bei einem 
Drte für die Stadterweiterung überhaupt in Betracht kommende Gebiet. 
Hier wiederholt fih, nur auf höherer Stufenleiter, daß die NRüd- 
fihten der Zweckmäßigkeit, der Schönheit, der praftifchen Durchführ- 
barkeit uſw. dringend eine einheitliche durch das Intereſſe einzelner 
Privatbefiger nicht geftörte Dispofition und Verwendung gebieten, Ins⸗ 
befondre fällt hier bei dem ganzen Ermweiterungsgebiete der einzelnen 
Orte, noch in die Wagfchale, daß auch darauf Bedacht genommen werden 
muß, den richtigen Anſchluß und Zufammenhang der Beliedlung mit 
derjenigen der benachbarten Orte zu erzielen, was bei der von und 
erftrebten Weiträumigfeit der Anfiedlungsweife doppelt wichtig if. 
Führen wir für die öffentliche Stadterweiterung grundfäglich das Recht 
ber Enteignung de3 Privatbejites da ein, wo die Erreichung der 
großen Zwecke biefer Stabterweiterung die Enteignung notwendig macht, 
fo ift diefe einheitliche Dispofition über das Stadterweiterungsgebiet 
in der Hauptſache gefichert. Durch Borenthaltung des notwendigen 
Bandes kann Die Öffentliche Stabtermweiterung dann nicht mehr gehindert 
werben, und die private Konkurrenz, in der Auffchließung ift neben 
der Öffentlichen Stabterweiterung nicht fehr zu fürchten. 

Im Grunde genommen wird diefer einheitliche Vollzug ber Stadt 
erweiterung ja auch unter unfren heutigen Berhältniffen jchon ftart 
erftrebt und bis zu einem gewilfen Grade auch erreicht: durch die 
Bebauungspläne, die Gewalt der Gemeinden über ben Straßenbau und 
durch andre Umstände. Aber dieſes Syitem funktioniert Höchft mangel- 
haft, erreicht den Zweck nur fehr unvollkommen und ift Dabei nament- 
lid) aufgebaut auf der Grundlage ungeheuerliher Koften für die Be 
Ihaffung des ftädtifchen Siedlungsbodens. Unfre öffentliche Stadt- 
erweiterung aber, ausgerüſtet mit dem hier verlangten grundfäglichen 
Enteignungsrechte und der gleich zu erörternden Stadterweiterungs⸗ 
tare, vermag den Zweck viel volllommener zu erreichen und arbeitet 
Dabei unendlich viel billiger. Wir haben diefe ganze grundfägliche 
Überlegenheit der öffentlichen Stadterweiterung ja ſchon im 8. Kapitel 
behandelt. Wir müffen uns aber Nar fein, worauf dieſe Überlegenheit 
der öffentlichen Stadterweiterung beruht: zum großen Teile auf ber 
Zwangsgewalt ber Enteignung, die man ihr im Gegenfage zu ber 
privaten Stadtermweiterung anvertrauen darf und muß! 

Nun weiter zur Stadterweiterungstare! Was verftehen mir 
unter ihr? Darüber hier nur ein paar aufflärende Worte und weiteres 
erft fpäter. Unter Stadtermweiterungstare verftehen wir, daß das gefamte 
Land in der Ermweiterungszone der Städte, das überhaupt etwa für 
die Befiedlung der nächiten 50 Jahre in Betracht kommt, jebt, ohne 
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Berzug und al3bald, nad) feinem jegigen Werte tariert wird und 
zwar fo, daß feine übertriebnen Schägungen ftattfinden; und daß 
dann, wenn die zur Öffentlichen Stadterweiterung berufnen Gtellen, 
ſei e3 früher, ſei es jpäter, zur Enteignung von Land greifen, im 
allgemeinen der fo durch die Stadterweiterungstare feftgeftellte jebige 
Wert zuzüglich gewiffer mäßiger Extrazuſchläge (f. unten) ala höchiter 
Entfchädigungspreis bei der Enteignung angefehen und höhere Anſprüche 
feiten3 der Landeigentümer nicht follen erhoben werden können. Es 
würde dadurch alfo der außerordentliche Vorteil erreicht, Daß das 
Land in ber Ermeiterungszone unfrer Städte weiteren Preistreibereien 
weitgehend entzogen und fein einmal billiger Stand, da wo er jegt 
noch vorhanden ift, für die Zimede der Stadtermweiterung erhalten würde. 
Wir bemerken übrigens, daß wir die erjte Anregung zu einem foldhen 
Vorfchlage Schon vor längeren Jahren von dem Kaufmann Heren Jakob 
Latſcha in Frankfurt a. M. empfangen haben. 

Für die Notwendigkeit der Stabterweiterungstare ſpricht zunächſt 
die große Schwierigfeit, ohne eine ſolche Maßregel das für die öffent- 
liche Stadterweiterung nötige Land in genügender Billigkeit zu erhalten. 
Nehmen wir zunächſt das Land in der Umgebung unfrer Städte, da3 
nah unſren Reformgrundfäßen der mweiträumigen Befteblung und der 
Dezentralifation für die nähere Zukunft, etwa für die nächſten zehn 
Sahre für die öffentliche Stadterweiterung in Betracht fommt. Es kann 
nicht ausbleiben, daß diefe3 Land zum Teil wenigſtens enteignet werden 
muß. Bei unfrem gewöhnlichen bisher üblichen Enteignungsverfahren 
beiteht aber hierbei die Gefahr, daß die Entfchädigungspreife und Roften 
fid bedeutend über den normalen Wert der betreffenden Grumdftüde 
erheben. Schon diefer Umftand würde alfo einen Grund für ein refor- 
mierte® Verfahren bilden. Es ift aber weiter Har, daß die Ent- 
Ichädigungen, bie bei ber Enteignung bewilligt werben, auch von ftarker 
Rückwirkung auf die freihändigen Breife find. Je weniger die Boden- 
eigentümer Ausſicht haben, im Falle der Enteignung hohe Preiſe 
herauszuſchlagen, um fo eher werden fie geneigt fein, auch freihändig 
zu gemäßigten Preifen zu verlaufen, wenn dieſe ihnen menigftens 
einigermaßen Xorteil bieten. Weiter aber ift gerade bei biefem An⸗ 
fangslande ohne die Stadterweiterungstare zu fürdhten, daß, wenn erft 
unfre reformierte Stadterweiterung auf ben Außengeländen in Fluß 
gelommen ift, da3 benachbarte und für die Weiterführung diefer Stadt« 
erweiterung notwendige Land ſtark im Preife auffchlagen wird gegen- 
über den jetzigen Preifen. Es wird natürlich verfucht werben, den Uns 
ftand, daß dieſes Land fo unerwartet viel fchnefler al3 Bauland in 
Betracht kommt, auszunügen. Endlich aber wird ohne Stabtermweite- 
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rungstaxe in umfaſſendem Maße eine Verteuerung eintreten dadurch, 
daß die Beſitzer einzelner zwiſchen dem Land der Gemeinden uſw. 
liegen gebliebner privater Landſtücke dieſe mehr oder minder als 
„Zwangsſtücke“ benutzen und ſie nur zu ganz übertriebnen Preiſen 
abgeben. Wir haben oben geſehen, daß eine rationelle öffentliche Stadt- 
erweiterung auf den Erwerb dieſer eingefprengten Stüde jehr Häufig nicht 
wohl verzichten kann; das bloße Enteignungstedht führt bier aber 
natürlich zu Teinem befriedigenden Ergebniſſe, e8 muß vielmehr mit 
einen Preisfeftftellungsverfahren verfnüpft werden, das die Ausnutzung 
ber Zwangslage der öffentlichen Stadterweiterung zu übertriebnen 
Preiſen unmöglid mad. 

Nehmen wir weiter das erft für eine fernere Zulunft der öffent» 
lichen Stadterweiterung in Betracht kommende Land, das über die Bone 
der nächſten 10 Jahre binausreicht. Diefes Land wird allerdings zu 
einem fehr großen Teile jet noch recht billige Preiſe haben, aber es wird 
in vielen Fällen nicht möglich oder auch nicht vorteilhaft fein, es etwa 
jetzt Schon für die öffentliche Stadterweiterung einer noch fo fernliegenden 
Bulunft zu erwerben. In einer Anzahl von Fällen fon wird es 
überhaupt nicht ohne weiteres zu haben fein, das Enteignungsrecht wirb 
fih aber in diefen Fällen kaum anmwenden laſſen. Bielfach werben 
auch die Gemeinden ufw. für fo umfaffende Landerwerbungen nicht 
zu haben fein, zu benen e3 überdies gewiß oft an den nötigen Gelb- 
mitteln fehlen würde. Endlich fällt auch hier wieber ber Punkt des 
BZinsverluftes in die Wagſchale, da das Land fchon jebt, wenn aud 
billig, jo doch zum großen Teile erheblich über dem Ianbwirtfchaftlichen 
Werte erworben werben müßte. 

Kann das Land für diefe fernere Zukunft aber nicht jetzt, zu feinen 
jegigen billigen Preiſen, fondern kann es erſt fpäter und nad und 
nad) erworben werden, jo mag man ja infolge ber ganzen Politik und 
Umwandlung dur die öffentliche Stabterweiterung auf eine gemiffe 
Billigleit desjelben vechnen, aber es läßt fi) doch immerhin nicht 
leugnen, daß ohne Stabterweiterungstare die eben für bag Land ber 
näheren Zukunft angeführten Verteuerungsgründe auch bier wirken 
würden. Dabei ijt aber noch auf eines beſonders aufmerffam zu machen. 
Gegenüber der jegigen Teuerung der nächſten umgebenden Bone uns 
bebauten Landes fo vieler unfrer Städte kann man hoffen, mit Erfolg 
die Dezentralifation anzuwenden und Diefe Bone zunähft zu über- 
fpringen. Sollte ſich aber hinter dem auf diefe Weife jegt zur Beſiedlung 
zu bringenden Lande wiederum eine Teuerungszone bilden, fo wirb 
dieſes Mittel fich ſchwerlich nochmals ober wenigftend nicht nochmals 
mit annähernd gleiher Stärke anwenden laſſen. Dan kann unfres 
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Erachtens bei der Entwidlung einer anwachſenden Stadt wohl ein« 
mal das Erperiment machen, die nächftliegende Bone zu überjpringen, 
aber man Tann dieſes Erperiment nicht fortgefegt wiederholen. Das 
ift unmöglich wegen ber Koften und wegen der gänzlichen Zerreißung 
ber Stadtanlage. 

Nehmen mir alle diefe Gründe zufammen, fo werben wir finden, 
daß die Stabterweiterungstare nicht nur wegen der notwendigen Billig- 
feit Dez für eine nähere Zukunft in Betracht fommenden Landes, fondern 
auch wegen der Billigfeit de3 für die fernere Zukunft in Betradht 
tommenden Landes dringend geboten ift. 

Für die Einführung der Stadterweiterungstare ſpricht aber auch 
noch al3 weiterer gewichtiger Grund der, daß ohne diefe Maßregel die 
Anwendung des Enteignungsrechtes auf die größten Schwierigleiten 
ftieße. Wenn die Enteignungsfälle zu Zwecken der Stabtermweiterung ſich 
häufen, wird bei der Schwierigleit der Entſchädigungsfeſtſetzung eine 
Mare und fichere Richtfchnur für diefe überhaupt ein nicht abzumeifenbes 
Bebürfnig fein. Beſonders aber wird died noch deswegen der Fall 
fein, weil durch das Auflommen der dffentlihen Stadterweiterung 
die ganzen Begriffe über Bodenwerte in den Stadterweiterungdgegen- 
den und ihre Entſchädigung eine ftarke Ummälzung mit der Tendenz 
nad unten erfahren. Auf der andren Geite fpricht aber auch manches 
Dagegen, und die ausführenden Behörden würden wohl auch Bedenken 
tragen, bei der Feltfegung des zu entjchädigenden Wertes, von be— 
fondren Verhältniffen abgejehen, nod) unter den Wert herunterzugehen, 
den bie betreffenden Grundftüde zur Zeit der Einführung der neuen 
Grundſätze bereit3 feſt erlangt haben; vielmehr empfiehlt fich die Feſt⸗ 
ftellung eben diejes Wertes als Entſchädigungspreis an und für fi 
und als eine fefte Richtichnur, ohne welche die Handhabung des Ent⸗ 
eignungsrechtes für die öffentliche Stadterweiterung ben größten tech- 
nifhen Schwierigkeiten begegnen müßte. Ein weiterer Umjtand ift fol» 
gender: das Enteignungsrecht in der öffentlichen Stadterweiterung 
kann aus Gründen der Nechtsficherheit unjres Erachtens nicht beliebig 
auf jedes Grundftüd im Stadterweiterungdgebiete, da3 den Gemeinden 
uſw. gefällt, angewandt werben; vielmehr muß e3 auf foldye Grundftäde 
befchräntt werden, für deren Erlangung eine altuelle Notwendigkeit für 
die öffentliche Stadterweiterung vorliegt; wir werben unten noch hierauf 
fommen. Die Gemeinden uſw. können fich alfo nicht einfach beliebige 
billige Grundſtücke zur Enteignung ausfuchen, fondern fie müffen bis 
zu einem gewijfen Grabe die Enteignungsfälle nehmen, wie fie fommen. 
Das würde aber praftifch einfach darauf hinauslaufen, die Enteignung 
und ihre preisdrüdende Wirkung in der öffentlichen Stadterweiterung 
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zum großen Teile unmöglich zu machen, wenn nicht Sicherheit dafür 
gegeben ift, daß die Entſchädigungspreiſe nicht zu hoch ausfallen und 
die Gemeinden uſw. alfo ohne Bejorgnis die Enteignung im Falle der 
Notwendigkeit anwenden können. Diefe Sicherheit wird ſich aber am 
einfachften und gerechteften durch Einführung der Stadterweiterungd- 
tare erzielen laſſen. 

Endlih muß man fi auch gegenwärtig halten, daß erſt durch 
die Stabterweiterungstare bie Yandbeichaffung für die öffentliche Stadt- 
erweiterung fo Mar und einfach wird, daß man fie mit vollem Nach⸗ 
drucd auch von miberftrebenden Gemeinden uſw. verlangen kann. Sind 
die Gemeinden nur auf freihändigen Erwerb von Land und das bloße 
Enteignungsredt, ohne daß die Entfchädigungspreife — und zwar billige 
Entjchädigungspreife — vorher feftftehen, angemwiejen, jo werden fie, 
wenn fie nicht wollen, fchließlich faſt immer vorfchügen können, Die 
Sache fei nit durchführbar. Die Stadterweiterungstare aber nimmt Die 
Möglichkeit zu folhen Vorwänden und Iegt, indem fie die Gemeinden 
uſw. mit einer weitgehenden Machtvollkommenheit ausrüftet, Mar an 
den Tag, daß die Gemeinden uſw. fehr wohl, wenigftenz einigermaßen, 
billige8 Land fchaffen können, wenn fie nur wollen. Deshalb iſt es 
dann — ein fehr wichtiger Punkt! — auch möglich, die Gemeinden uſw. 
zur Abgabe von Land an ernfthafte Intereffenten feit zu verpflichten. 
Wir werden darauf bei dem jogenannten Stadterweiterungsrechte zurüd- 
fommen. 

An dieſe Uugeinanderjegung über die Notwendigleit des Ent» 
eignungsrechtes und der Stabterweiterungstare für die öffentliche Stadt- 
erweiterung fnüpfen wir nun einige Bemerkungen über die Durchführung 
diefer Vorſchläge an; erörtern babei jedoch keineswegs alle einfchlägigen 
Punkte, fondern nur diejenigen, die und durchaus weſentlich erfcheinen. 

Da it denn zunächſt einmal zu betonen, daß unfres Erachtens 
eine feite fachliche Umgrenzung der Zuläffigfeit des Enteignungsrechtes 
für unfre Zwecke unumgänglid) ift. Die Ordnung der Dinge, ber wir das 
Wort reden, befteht nicht in der Übernahme des gefamten jeßt vor⸗ 
handen Landes der ftädtifchen Ermweiterungszonen in den Beſitz ber 
Gemeinden, Gemeindeverbände und fonftigen zur Durchführung der 
öffentlichen Stadtermweiterung berufnen Stellen, ſondern die jehigen 
bzw. die Tünftig an ihre Stelle tretenden Befiger jollen, fomweit fie nicht 
freihändig an die Gemeinden uſw. verlaufen, grundfäglih in ihrem 
Beſitze bleiben und ihren Betrieb fortjegen, bis die Stadtermweiterung 
auch ihr Land erheifcht. Auch follen fie fein Recht haben, etwa von 
den Gemeinden uf. ſchon vorher die Übernahme ihres Landes zu ver— 
langen. Stellt man fich aber auf diefen Gtandpunft, fo würde es 
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andrerfeit3 eine große Härte und Unbilligfeit gegen dieſe Beſitzer be= 
deuten, wenn man nun etwa ben Gemeinden uſw. das Recht erteilen 
wollte, zu jedem beliebigen Zeitpunfte jedes ihnen gut jcheinende Grund⸗ 
ftüd in den in Frage fommenden Bonen zu enteignen. Damit würde ein 
Map von Beunruhigung und Unficherheit in die Beſitz⸗ und Betriebs⸗ 
verhältniffe der jeßigen und fünftigen Eigentümer hineingetragen, das 
diefen nicht wohl zuzumuten if. Man fann auch nicht fagen, daß es 
fih hier etwa um eine fo geringe Befiterzahl und Landflähe handle, 
daß deren Intereſſen vernadhläffigt werden könnten: angeficht3 unfrer 
Grundfäße der weiträumigen Siedlung, der Dezentralifation und der 
Heranziehung auch des Gebietes der Nachbarorte der Städte für Die 
Stadterweiterung fommen vielmehr recht bedeutende Landmafjen und 
Bejiberzahlen in Frage. Auch taktifch-politifch erfcheint es unmöglich, 
in irgend welcher abfehbaren Zeit ein fo weitgehendes Enteignungsrecht 
zu erzielen. Es gilt alfo das von uns verlangte Enteignungsrecht jo zu 
geftalten, daß einerfeit3 die Zwecke einer rationellen öffentlichen Stadt- 
erweiterung ſich noch damit erreichen laffen, und daß andrerjeit3 die 
Intereſſen der jebigen und künftigen Befiger de3 in Frage kommenden 
Landes Dabei gebührend geſchont werden. 

Es fcheint ung nun, daß diejen beiden Geſichtspunkten Nechnung 
getragen wird, wenn man da3 Enteignungsredt für die Öffentliche 
Stadterweiterung jo geſtaltet, daß die Gemeinden uſw. grundfählich 
das Enteignungsreht für dag ganze hier in Frage kommende Land haben, 
daß dieſes Recht aber in folgender Weife begrenzt ift: 

a) Das Enteignungsrecht fteht den Gemeinden und fonftigen zur 
Durchführung der öffentlichen Stadterweiterung berufnen Stellen nicht 
ohne weiteres zu, fondern es muß, wie das bisher ja auch ſchon allgemein 
in Deutfchland üblich ift, jedesmal befonder verliehen werden. Aber 
die verleihende Stelle dürfte Hier freilich nicht die Krone wie zurzeit 
in Preußen, und nit das Minifterium mie zurzeit in Sachſen (Ge⸗ 
famtminifterium) fein; da3 würde fi) einmal infolge der Häufigfeit der 
Fälle verbieten und fodann auch wegen Mangels ber erforderlichen ein- 
dringenden fpeziellen und Iofalen Kenntniſſe. Sondern e3 müßte eine 
befondre, mit den ragen ber Öffentlichen Stadterweiterung andauernd 
befaßte und den örtlichen Verhältniffen naheftehende Stelle fein, bie 
namentlih auch Bürgſchaft böte dafür, daß fie den großen Zwecken 
der öffentlichen Stadterweiterung verftändnispoll gegenüber ftände. Aud) 
wäre grundfäglich davon auszugehen, daß die Gemeinden ufm. einen 
feſten Anfpruch auf Verleihung des Enteignungsrechtes hätten, wenn bie 
Borausfegungen dafür gegeben mwären. 

b) Das Enteignungsrecht wäre nur zu verleihen, wenn die Ent- 
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eigmung für die Zwecke der öffentlichen Stadtermweiterung von aktueller 
Notwendigkeit wäre. Auch in diefer Beziehung würde aljo im allgemeinen 
Übereinftimmung mit dem herrichenden Enteignungsrechte beftehen, das 
gleichfalls die Enteignung nur bei Notwendigkeit für das betreffende 
Unternehmen zuläßt. Aber diefe Notwendigkeit, die erfordert wird, 
{ft — übrigens gerade wie jept ſchon im allgemeinen — feine abfolute, 
fondern nur eine relative. Es darf für die Enteignung in ber öffentlichen 
Stabterweiterung nicht gefordert werden, daß Das betreffende Stüd der 
legteren ohne fie überhaupt nicht vor fich gehen kann, fondern es muß 
genügen, daß e3 ohne die betreffende Enteignung von erheblichen Rad 
teilen getroffen wird. Insbeſondre müßte die Enteignung auch ohne 
weiteres bewilligt werden, wenn ohne fie für die öffentliche Stadterweite⸗ 
rung nicht mehr hinreichend billiges Land zu beſchaffen wäre. In Über 
einftimmung mit unfren früheren Ausführungen möchten wir Dabei 
barauf hinweifen, daß unſres Erachtens im allgemeinen ſchon dann dieſe 
Bedingung gegeben ift, wenn der freihändige Preis für die Aufſchließung 
geeigneten rohen Landes, berechnet für den Augenblid der tatjächlichen 
Auffchließung, 2 Marl pro Quadratmeter überjteigt. Wuf der andren 
Geite ift mın freilich unſrem Enteignungsrechte für die öffentliche Stadt- 
erweiterung eine Einfchräntung hinzuzufügen, die bei Dem bisher üblichen 
Enteignungsredhte im allgemeinen nicht beſonders erwähnt zu merden 
braucht, weil fie ſich dba von ſelbſt verfteht, während dies bei unſret 
Anwendung des Enteignungsrechtes auf die öffentliche Stadtermeiterung 
nicht fo vollftändig der Fall if. Nämlich die Einſchränkung, daß bie 
Notwendigkeit der Enteignung eine aftuelle, eine für die Zeit bes Rad- 
ſuchens um die Verleihung bes Enteignungsrechtes bereits beftehende, 
nit erit in der Zukunft fich verwirflidende fein muß. Die Stadt- 
erweiterung ift ein durch viele Jahrzehnte fich Hindurchziehender Bor- 
gang; man könnte alfo an fi auch auf den Gedanken kommen, dad 
Enteignungsrecht zugunften ber Durchführung der öffentlichen Stadt⸗ 
erweiterung zu verleihen nicht nur für Landftüde, die gerade ber Auj- 
ſchließung unterworfen werden follen, fondern auch für andre, wo bie 
erit für fpäter beporfteht. Wber gerade in der Beichränfung der Ent- 
eignung auf bie erftere Mlaffe von Grundftüden, in der Berfagung ber 
Enteignung für Grundftüde, betreffö deren fie wohl einmal notwendig 
jein wird, deren Aufjchließung aber noch nicht in Angriff genommen 
ift, — gerade in biefer Beſchränkung bes Enteignungsrechtes möchten 
wir den notwendigften und wichtigften Schuß der privaten Bodeneigen⸗ 
tümer in den Stadterweiterungszonen erbliden. 

c) Eine befondre Frage ift, wieweit das Enteignungsrecht gegen- 
über bereitö aufgefchloffnem Lande gegeben fein foll. Auf Teinen 
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Fall wird man es hier gänzlich verfagen dürfen, wohl aber wird es an 
befonders ftrenge Vorausſetzungen zu Inlipfen fein, um die private Auf⸗ 
ſchließung nicht vollftändig unmöglich zu machen und fo ber öffentlichen 
Stadterweiterung nicht tatfählih ein Monopol zu geben, das nicht 
beabfichtigt ift. 

Endlich kommt jedenfalls, was die Durchführung der Enteignung 
in der öffentlichen Stadterweiterung angeht, auch fehr ftark in Betracht, 
ein weſentlich fchnelleres, vielleicht auch ein einfachere Verfahren 
al3 jegt einzuführen. 

Wenden wir ung nun zur GStabterweiterungdtare! Da er- 
hebt fich zunächſt einmal die Frage, wie überhaupt die Tarierung ber 
Werte des unbebauten Landes in dem gegebnen Wugenblide durchzu⸗ 
führen wäre. Bugrunde zu legen wäre natürlich der Verkaufswert, 
nit etwa der Ertragswert; und leitender Grundfag müßte fein, nur 
den normalen Verkaufswert für die Stadterweiterungstare feftzulegen, 
allen Überfchägungen aber fräftig entgegenzuwirken. Aus diefem letzteren 
Grunde würden wir ed auch für notwendig halten, das Taxierungswerk 
im weſentlichen in die Hände ftaatlicher Behörden zu legen und nicht 
fommunaler; e3 jcheint ung, daß bei biefen Ießteren in dem hier vor⸗ 
liegenden Falle fi zu leicht der unheilvolle Einfluß von allerlei 
Kliquenwefen einjchleihen fönnte. Un Unterlagen für die Tarierung 
fehlt e3 im allgemeinen in Deutichland nicht. An Preußen werden ſich 
die Schäßungen des Grundftüdwertes für die ftaatliche Ergänzungsiteuer 
mindeftend als guter Anhalt benupen laffen und wohl auch überall 
fonft, wo eine auch auf den Grundbefiß fich erftredende VBermögens- 
beiteuerung vorhanden ift, wird das möglich fein. Weiter find benuß- 
bar in zahlreichen Orten die Schäßungen für die Steuer nad), dem ge- 
meinen Werte und fomeit notwendig werden fi) gewiß aud) ohne gar 
zu große Mühe bejondre Schäßungen für unfren Zweck anftellen laſſen. 
Als befondres Hilfsmittel fommt noch die Selbfteinfhägung in Ver⸗ 
bindung mit der Steuer nad) dem gemeinen Werte in Betradjt. Der 
Gedanke ift Dabei der, daß die Beſitzer des zu ſchätzenden Landes dieſes 
felber jhäßen, daß fie aber von dem geſchätzten Betrage einen Prozente 
betrag al3 Steuer nach dem gemeinen Werte zahlen. Schäßen fie niedrig, 
fo ift das ein Vorteil für Die Stadtermweiterungstare; ſchätzen fie hoch, 
jo zahlen fie eine hohe Steuer. Freilich müßten die Säße der Steuer 
nad) dem gemeinen Werte wohl mwefentlich höher ala bisher gegriffen 
werben, wenn fie in dieſem Zuſammenhange den nötigen Eindrud machen 
jollen. Auch würde ed wohl notwendig fein, die Steuerſätze fo ein- 
zurichten, daß fie bei hohen Quadratmeterſchätzungen hoc), bei niedrigen 
niedrig mären. 


486 v. Mangoldt: Die Stäbtifche Bodenfrage. 


Gegen bie Höhe der Schägung für die Stadterweiterungstare müſſen 
natürlih Rechtsmittel gegeben fein; doch follten jie nur an eine 
Behörbe gehen, die nicht nur durchaus ſachverſtändig ift, fondern der 
e3 auch zur Aufgabe gemacht ift, die fo notwendige Reform ber öffent- 
lichen Stadterweiterung zu fördern. 

Was den Zeitpuntt ber Einfhägung für die Stadterweite⸗ 
rungstare angeht, fo hängt die Entjcheidung zunächſt von der unten 
erörterten Frage ab, ob man die GStadterweiterungstare obligatoriſch 
oder nur fahultativ einführen will. Abgeſehen hiervon ift zu fagen, 
daß für da3 ferner gelegne Land jebenfallz eine jetzt möglichft bald 
erfolgende Einſchätzung vorteilhaft wäre, um die Werte nicht noch weiter 
anfchwellen zu laffen. Für das direft an die bereit3 bebaute Bone ſich 
anichließende Land dagegen würde wohl eine Einſchätzung erft fpäter, 
wenn die neue Bolitit der Dezentralijation, der öffentlichen Stadt⸗ 
erweiterung und der weiträumigen Siedlungsweiſe eine Zeitlang gewirkt 
und eine Erniedrigung der Breife in bem eben erwähnten Lande her- 
beigeführt hat, ji) empfehlen. Es ift deshalb der Gedanke nicht von 
der Hand zu mweifen, die Einfhägung für die Stadterweiterungstare zu 
verfchiednen Zeitpunkten vorzunehmen: zuerft für das ferner gelegne 
Land und vielleicht einzelne Stüde des näheren und erft fpäter für die 
Hauptmaſſe diefes letzteren. 

Aber mit der Taxierung ber unbebauten Grundſtücke in ben ſtäd⸗ 
tifchen Ermweiterungszonen durch die Stadtermeiterungstare ift die Frage 
der Höhe der im Falle der Enteignung zu gewährenden Entjchädigung 
noch nicht erledigt. Die Stabtermweiterungstare ift in den Yällen, mo 
man den höchſten Entjchädigungspreis zahlt, die Grundlage dieſes 
Preifes, aber nicht diefer Preis felber. Zunächſt erheben fich noch eine 
Anzahl Einzelfragen, die hier nur genannt, aber nicht beſonders er- 
Örtert werben können: wie es zu halten ift mit der Entichädigung von 
Meliorationen, oder wenn ber lanbwirtfchaftliche Wert des betreffenden 
Landes fich feit der Stadterweiterungstare über diefe lebtere hinaus 
gehoben hat. Wird man in dieſen Fällen wohl billigermweife jedenfalls 
über die Stadtermweiterungstare hinausgehen müffen, fo würde fich viel- 
leicht umgefehrt bei meitgehender Ausfaugung des Bodens oder ber 
gleihen ein Abzug rechtfertigen. Im übrigen ift freilich auch darauf 
Rückſicht zu nehmen, daß die ganze Sache jedenfall3 nicht zu verwickelt 
geitaltet werden darf, wenn fie überhaupt richtig arbeiten foll. Ab⸗ 
gejehen von diejen Einzelfragen wird man jedoch ganz allgemein nicht 
nur den Betrag der Stabterweiterungstare als Entſchädigung im Ent- 
eignungsfalle feftfegen dürfen, fondern diefen Betrag vermehrt noch 
um einen regelmäßig zu zahlenden bejfondren mäßigen Zuſchlag. © 
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läßt fich nicht leugnen, daß doch ſchon die Feſtſetzung der Stadterweite- 
rungdtare an fich, womit eben natürlich das Recht und die Ausficht auf 
Enteignung gegeben ift, eine nicht unbedeutende Belikftörung für die 
betroffen Lanbeigentümer bedeutet. E3 würde unjres Erachtens unbillig 
fein, hierauf nicht Rüdficht zu nehmen und dafür Teinerlei Entjchädigung 
zu zahlen. Wuch ift taktiſch wohl viel eher Ausficht, die Stadtermweite- 
rungstaxe zur Einführung zu bringen, wenn man ſich in dieſem Punfte 
nicht zu hartföpfig erweilt, und wenn man überhaupt die Sache für die 
bisherigen Befiter nicht zu unvorteilhaft geftaltet. Wie und in welcher 
Höhe diefer Zufchlag zu bemeijen wäre, ijt eine Frage für ſich. Jeden- 
falls ift dabei zu berüdjichtigen, daß troßdem noch wirklich mäßige 
Landpreife herauskommen. Vielleicht empföhle fich ein feiter Say, 
etwa in ber Höhe von 25 Pf. für den Quadratmeter. Das würde, wenn 
3. 8. ein Gut von 10 ha enteignet würde, immerhin ſchon eine 
Ertraentfchädigung von 25000 Mark ergeben. 

Im übrigen ift nicht zu vergeffen, daß nad) unfrer Anfchauung Die 
Stabterweiterungstare zuzüglich der eben erwähnten bejondren Zu— 
ſchläge nur den Höchftpreis der Entihädigung im Enteignungsfalle 
barftellen foll. Stellt fich zur Zeit der Enteignung der normale Wert 
der betreffenden Grundftüde erheblich niedriger, fo muß es unfres 
Erachtens den Gemeinden uſw. freiftehen, diefen Wert ftatt der Stadter- 
weiterungstare als Grundlage der Entfchädigung heranzuziehen. Der 
befondre eben erörterte Zufchlag würde freilich auch hier zu machen fein. 

Eine fchwierige Frage endlich bildet noch bie, ob auch die von Der 
Seititellung der Stadterweiterungstare an bis zur tatfächlichen Ent» 
eignung auf den. Betrag der Stadterweiterungstare auflaufenden Zinſen 
der Entihädigungsfumme zugefchlagen und mit entjchädigt werden follen 
oder nit. Da, wo die Stabterweiterungstare nur einen Wertbetrag 
der Grundftüde darftellt, der durch die laufenden Erträgniffe diefer 
Srundftüde angemeffen verzinft wird, erhebt jich ja diefe Frage nicht, 
wohl aber überall da, wo das nicht der Fall ift, und wo jebt auf 
Erſatz diefes Ausfalles an Binfen durch Hinftige Wertfteigerung gehofft 
wird. Hätten wir e3 nun nur mit UÜrbefigern zu tun, fo läge der 
Tall, im allgemeinen wenigftens, ja durchaus einfah. Da wir ben 
privaten Bodenbejitern grundfäglich fein Recht zugeftehen fönnen, einen 
erhöhten Bodenivert zu erhalten, den fie nicht gefchaffen haben, und ber 
im wmejentlichen durch die Belaftung der Algemeinheit erzielt wird, 
und da e3 fehon eine große Konzefjion ift, wenn wir ihnen den ein- 
mal geworden Bodenwert zubilligen, fo haben wir feine Veranlaffung 
ihnen auch noch Zinſen von diefem Vodenwerte zuzumerfen. Etwas 
anders liegt die Sache aber doch, wenn das Land bereit3 zu erheb- 
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lichen Breifen tatfächlich von feinen derzeitigen Beſitzern übernommen 
worben ift, wie es bei fpefulativ gelauftem Lande fehr Häufig und zw 
weilen 3. B. infolge von Erbteilungen auch bei Urbejiterland der Fall 
fein wird. Hier bedeutet die Beſchränkung der Entfhädigung auf die 
Stabterweiterungstare (zuzüglich natürlich ber oben dargelegten befon- 
dren Bufchläge) nicht nur Die Zerflörung von Gewinnhoffnungen, 
fondern tatfächliche Verluſte. Während das Lanb über der Stadt 
erweiterungstare uſw. in ber Regel auch fpäter nicht zu verkaufen 
fein wird, ift es andrerfeits natürlich Teinesmegs jogleich zu dieſem 
Betrage abzufeten, da ja noch mehr ober minder lange Zeit vergehen 
wird, bis e3 zur Beſiedlung und damit zu einem entfprechenden Zins- 
ertrage fommt. Solange liegt aljo das in dieſes Land geftedte Kapital 
zinslos da, foweit nicht die laufenden landwirtfhaftliden u. dgl. Er- 
träge Binfen Tiefern, und fügt fomit feinen Befitern erhebliche Verluſte 
zu. Troßbem möchten wir die Entſchädigung diefer entgehenden Zinſen 
ablehnen. An weitaus den meiften Fällen wird es fi) um Verluſte von 
Leuten oder Geſellſchaften handeln, die mit dem Lande fpefuliert haben. 
Hat diefe Spetulation Jahrzehnte Tang günftige Chancen genoffen, 
fo muß fie nım eben auch die ungünftigen tragen; das liegt im Weſen 
der Spekulation. Schließlich gibt es doch nicht ein Recht zu verlangen, 
daß Werte, die auf groben öffentlichen Mißſtänden beruhen, zu ent 
Ihädigen find, wenn diefe Mißftände abgeftellt werden. Man kann 
für diefen unſren Standpunkt gewiß eine Menge Beifpiele aus der 
Praris der Gefepgebung und Verwaltung anführen. Wir weifen hier 
jedoch nur auf eines Hin, auf die Arbeiterſchutzgeſetzgebung. Es ift fehr 
wohl denkbar und gewiß oft vorgelommen, baß Induftrieunternehmungen 
begonnen und bedeutende Kapitalien feftgelegt worden find unter ber 
Vorausfegung, daß Frauen- und Kinderarbeit in hohem Grabe au 
genußt werden könne, und daß diefe Unternehmungen und Kapitalien 
große Berlufte erfahren haben, wenn die angegebne Vorausſetzung 
buch das Einfchreiten der ftaatlichen Arbeiterſchutzgeſetzgebung ganz 
oder teilmeife hinfällig gemadt wurde. Wir wüßten aber nicht, daß 
da die Unternehmer uſw. für diefe Verluſte von ber Allgemeinheit 
entjchädigt worben wären. Liegt aber der Fall viel anders, wenn jemand 
in ſtädtiſchem Boden fpefuliert Hat unter der Vorausſetzung, daß das 
Syitem der privaten Stabterweiterung und ber privaten Aneignung 
der fteigenden Bodenwerte fortbeftehen merbe, und wenn nun biefe 
Dinge, nachdem fie al3 grobe Mißftände erfannt worden find, befeitigt 
werden? Uns jcheint, es iſt da nicht viel Unterſchied. 

Will man aber trogdem auf die Entfchädigung diefer entgehenden 
Binfen zufommen, jo möchten wir dringend empfehlen, biefe Ent 
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Ihädigung dann wenigftend in der Weiſe einzufchränfen, daß man 
einen Zinsſatz von höchſtens 3 Proz. entjchädigt, daß fein Erfak für 
Binfeszinfen gegeben, und daß jelbftverftändlich der in den Zwiſchen⸗ 
jahren erzielte laufende Ertrag ber Grundftüde von ber Entſchädigungs⸗ 
fumme abgezogen wird. 

Im übrigen müffen wir bei dieſer Gelegenheit noch etwas an« 
merfen. Schon im 8. Kapitel ©. 350 ff. Haben wir ganz furz die Ein- 
führung der bier nun näher erörterten Stadterweiterungstare geitreift. 
Dort haben wir jedoch einen Zuſchlag von etwa 3 Proz. Jahreszinſen 
in Ausſicht genommen. Nach) reiflicherer Überlegung, wie fie hier 
angeftellt worden ift, halten wir e3 indes für richtiger, von Diejem 
Zuſchlage abzufehen. 

Zum Scluffe fei unter diejem Punkte der Stabterweiterungstare 
noch erörtert, ob filh die obligatorifhe oder die fafultative, bie 
freiwillige Einführung mehr empfiehlt. Unter obligatoriicher Ein- 
führung würden wir verftehen, daß kraft Geſetzes allgemein in den in 
Betracht kommenden Orten und Bezirken die Stadterweiterungstare 
durch ſtaatlichen Zwang eingeführt würde. Sicher hätte diefe Art ber 
Einführung große Vorzüge für fih, vor allem den, daß mit einem 
Schlage ein großer allgemeiner Fortſchritt erzielt und damit auch dem 
weiteren Anfchwellen der Bodenpreiſe an der Peripherie allgemein 
eine Schranfe gefett würde. Betrachtet man inbes die Sacdjlage näher, 
fo jieht man, daß man fich, vorberhand wenigſtens, doch für bie frei- 
willige Einführung wird entfcheiden müſſen. Diefe freiwillige Ein«- 
führung Hätte man fich fo vorzuftellen, daß zunächſt ben Gemeinden 
eventuell auch den Gemeindeverbänden, foweit nicht etwa das be=- 
ftehende Recht jchon ausreicht, durch ein Spezialgefeh die Ermächtigung 
erteilt würde, die Stadtermweiterungstare einzuführen. Hiernach wäre 
dann die Bahn frei, und die einzelnen Gemeinden bzw. Gemeinbeverbände 
lönnten dann diefe Einführung befchließen, während allerdings Die 
eigentliche Zarterung, wie oben bargelegt, durch flaatliche Stellen zu 
geichehen hätte Man Tann fich aud) noch gewilfe Modifilationen diefer 
freitilligen Einführung vorftellen. 3. B. märe e3 denkbar, die Stadt- 
erweiterungstare etwa burch eine Art Referendum, eine Volksabſtim⸗ 
mung, wie fie in der Schweiz für wichtige Einzelfragen üblich ift, für 
das Gebiet der einzelnen Gemeinden oder des Gemeindeverbandes ein“ 
zuführen. Oder e8 wäre denfhar, etiva wie bei der Einführung zeitigerer 
Ladenſchlußſtunden, der höheren Verwaltungsbehörde für ben betref- 
fenden Bezirk das Recht der Einführung ber Stabterweiterungstare 
zu geben, wenn eine gewiffe bedeutende Anzahl von Einwohnern dieje 
Einführung verlangte. Endlich könnte man auch daran benfen, die 


4% v. Mangolbt: Die Städtiſche Bodenfrage. 


Stabterweiterungdtare zwar im allgemeinen zunächſt der freiwilligen 
Einführung zu überlafjfen, zugleich aber fie für ein paar ausgewählte 
Städte oder Bezirke obligatorifch zu machen. 

Der Gründe, zunächlt auf eine freiwillige und nicht auf eine obli- 
gatorifche Einführung zuzulommen, find verfchiedne. Erſtens wird tal- 
tifchepolitifch vorberhand die obligatorifche Einführung wohl ſchwerlich 
zu erreichen fein, ſondern höchſtens die freiwillige. Bweiten3 würde 
bie obligatorifche Einführung zunächſt auch ſehr weſentlich mit ber 
Gefahr einer recht fchlechten Durchführung verbunden fein. Die Grund» 
fäge und bie richtigere Wrt der Tarierung müſſen erſt in der Praxis 
einigermaßen entwidelt fein, ehe man zu allgemeiner Anwendung 
Schreiten kann; andernfalld wird die Gefahr, durch Macdjinationen der 
Bodenbeſitzer auf viel zu hohe Schägungspreife heraufgejchraubt zu 
werden, und andrerfeit3 auch die Gefahr von Härten jehr bedeutend fein. 
Es liegt aber auf der Hand, daß man die Ausbildung und Yu 
probierung der ganzen Sache am beiten in den Gemeinden und Ge- 
meindeverbänben vornimmt, in denen ein freiwilliger Eifer dahinterſteht. 
Endlich fällt noch jehr ing Gewicht, daß wenn man bie freiwillige Ein» 
führung mählt, für die ganze Agitation und Bewegung für eine grund» 
legende Reform unfrer ftädtifchen Bodenzuftände in den einzelnen Be 
zirken ein geradezu wundervolles Biel gegeben ift, das mächtig anregend 
und befebend auf dieſe Agitation und Bewegung wirten muß. Wenn 
man bedenkt, daß e3 insbefondre in unfrem bemofratijchen Zeitalter 
doch mit der rein äußerlihen Einführung gewiſſer Maßregeln nicht 
getan ift, fondern daß Sinn und Geilt und innerer Zuſammenhang 
der Dinge auch von der Maſſe des Volkes oder doch wenigitend von den 
dieſe Maſſe Führenden erfaßt, gebilligt und ſeſtes inneres Beſitztum 
geworden fein müſſen, fo wird man diefen Geſichtspunkt nicht gering 
ſchätzen. 

Nach alledem glauben wir vorderhand nicht die obligatoriſche, 
ſondern die freiwillige Einführung der Stadterweiterungstaxe emp- 
fehlen zu follen. Hat dagegen diefer Zuftand wenigſtens eine gewiſſe 
Bahl von Jahren beftanden, find unter ihm Erfahrungen gefammelt 
und Erfolge erzielt worden und haben diefe Maßregel und die ihre zus 
grunde liegenden Gedanken mehr und mehr die öffentlihe Meinung 
für fih erobert, jo fan man dann wohl an eine allgemeine obliga- 
toriiche Einführung denken. 

Es bleibt endlich, was die Durchführung des Enteignungsrechtes 
und der Stadtermweiterungstare anlangt, noch eine wichtige Frage zu 
erörtern, nämlich inwieweit befondre Gefege zur Ein- und Durchführung 
diefer Einrichtungen notwendig find. Und da ift nun die äußerſt wichtige 


Zehntes Kapitel: Die Grundzüge der Reform. 491 


und fehr erfreuliche Feftftellung zu machen, daß unfre Forderungen, 
wenn auch nicht vollftändig, fo doch big zu einem ziemlich bedeutenden 
Grade ſchon in dem geltenden Enteignungsredht eine Stütze finden, 
alfo gar feine fo unerhörten Neuerungen barftellen. Wir legen dabei 
das preußifche und das fächjiche Enteignungsgefe zugrunde und nehmen 
an, daß die Rechtöverhältniffe in den andren deutichen Staaten ähnlich 
liegen werden. 

Bunädft das Recht zur Enteignung für die Zwecke ber öffent- 
lihen Stadterweiterung an fich ohne die Stadterweiterungstare! Wenn 
wir da nun das preußifche und das ſächſiſche Enteignungsgefeb prüfen, 
fo fommen wir zu dem überrafchenden Ergebnijfe, daß ſchon nach biefen 
Gefegen den Gemeinden, Gemeindeverbände und fonftigen zur Durch» 
führung der öffentlichen Stadterweiterung berufnen Stellen, wenn bie 
Stadterweiterung planmäßig al3 öffentlicherechtliches Gefchäft durch fie 
in die Hand genommen wird, fehr wohl das Enteignungsrecht im Sinne 
unjrer Forderungen verliehen merden kann, wenn fie aud) einen feiten 
Anſpruch darauf nicht haben. Wenn die Praris bisher im allgemeinen 
Diefe Wege offenbar nicht gegangen ift, fo liegt das unfres Erachtens 
nicht am Geſetz, jondern an der bisherigen ganz verfehlten Auffaffung 
von der Gtabdterweiterung und der bisherigen Untätigleit der &e- 
meinden uſw. ' 


8 1 des preußifchen Enteignunggefeßes Yautet: 
„Das Grundeigentum kann nur aus Gründen des öffentlichen Wohles für 


ein Unternehmen, deifen Ausführung die Ausübung des Enteignungsrechtes 
erfordert, gegen vollitändige Entichädigung entzogen oder beſchränkt werben.” 


Und 8 1 des fächfifchen Enteignungsgefeßes vom 24. Juni 1902 
bat folgenden Wortlaut: 

„Die Entziehung oder Beſchränkung von Grundeigentum ober von Rechten 
an Grundftüden (Enteignung) kann, foweit fie nicht durch befondres Geſetz 
beftimmt ift, gegen Entihädigung dann verfügt werden, wenn fie für ein dem 
Öffentlichen Nuten gemidmetes Unternehmen notwendig ift.“ 


Wie man fieht, find nach diefen beiden Paragraphen überein- 
ftimmend drei Vorausſetzungen notwendig, bie erfüllt fein müfjen, bei 
deren Erfüllung die Enteignung aber and) zuläffig iſt. Es find dies 
folgende: 

1. Es muß ein beftimmte3 Unternehmen vorliegen, zu beifen 
Gunſten enteignet werben ſoll. 

2. Diefes Unternehmen muß bem öffentlihen Wohle, dem 
Öffentlichen Nuten dienen. 

3. Die Enteignung muß für diefes Unternehmen notwendig fein. 
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Warum tft nun bisher, foviel wir fehen können, in Preußen wie 
in Sachſen die Enteignung im allgemeinen nicht ſchon auf Grund der 
eben angegeben Formeln für die Stabterweiterung überhaupt für 
zuläffig gehalten worden? Sehr einfach! Weil man die Stabtermweiterung 
in Übereinftimmung mit der bisher herrfchenden, aber durchaus unberech⸗ 
tigten Auffafjung und Behandlung für ein überwiegend privates Unter- 
nehmen gehalten und wohl auch die Notwendigkeit der Enteignung für fie 
verfannt hat, jo daß es fomit an ber Erfüllung ber Vorausſetzungen 
oben unter 2 und 3 gefehlt hat. Mochte auch allenfall3 noch die Be 
ſchaffung der Straßen und Plätze felber al3 ein dem öffentlichen Wohle 
dienendes Unternehmen gelten, jo lag und liegt zum meitaus größten 
Teile noch heute doch die Beichaffung der Bauftellen, der ganze Prozeß 
der Zufammenbringung, Umformung und Verwertung de3 für die 
Stadterweiterung nötigen Landes, wie wir willen, als privates linter- 
nehmen in der Hand der privaten Gefchäftstätigfeit. Für dieſe private 
Geſchäftstätigkeit aber kann und darf die Enteignung natürlich nidt 
fo ohne weiteres gewährt werden, das wäre gegen das Geſetz, welches ein 
dem Öffentlichen Wohle dienendes Unternehmen erfordert. Und ebenio 
bat man auch, indem man bie Stadtermweiterung al3 ein privates Unter 
nehmen behandelte und betrachtete, mit deffen Schwierigleiten der Unter 
nehmer jo gut fertig werden mochte wie er bonnte, ſich den Weg zu 
der Einſicht verfperrt, wie notwendig, ja wie unerläßlich das Enteig⸗ 
nungsredht für eine gute, eine rationelle Stadterweiterung ift, die ihren 
großen Aufgaben wirklich gerecht werden will. Unter folchen Umftänden 
ift alfo die Nichtanwendung des Enteignungsrechtes ganz erflärlid. 

Ganz anders aber liegt die Sacdje, wenn wir dazu übergehen, bie 
Stadtermweiterung, wie es ihre Natur verlangt, als ein öffentlich-⸗recht⸗ 
liches Geſchäft durch die Gemeinden uſw. zu betreiben, Daß ein folches 
Borgehen dem öffentlichen Wohle in hohem Grade dienen würde, Tann 
nicht wohl beitritten werden. Diefes ganze Buch weift ja nach, wie bie 
Behandlung der Stadterweiterung als privates Gefchäft zu den aller 
verderblichften Folgen für die Wilgemeinheit führt, und wie umgelehrt 
die öffentliche Stabterweiterung gerade im Intereſſe des Volks⸗ und 
Staatswohles geboten ift. Iſt das aber ber Fall, fo müßten unfres 
Erachtens auch die einzelnen Ausführungsalte der öffentlichen Stadt 
erweiterung, d. h. die einzelnen von ben Gemeinden uſw. jeweils in 
Angriff genommenen Auffchließungsunternehmungen als im öffentlichen 
Sntereffe liegend anerkannt werden. Wber felbft wenn man das nicht 
zugeben will, jo bleibt immer noch der Weg offen, für das einzelne 
Aufihließungsunternehmen der Gemeinde ufw. nachzumweifen, daß «8 
— was in der Regel der Fall fein wird — den Bripatunternehmungen 
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in bezug auf Geſundheit, Schönheit, Zwedmäßigleit, Billigfeit für die 
Bevölkerung überlegen und ſomit im öffentlichen Snterefje Tiegend ift. 
Die Vorausſetzung des Öffentlichen Intereſſes erachten wir aljo für 
unfre öffentliche Stadterweiterung ſchon nach dem beftehenden Ent⸗ 
eignunggrechte für erfüllt. 

Weiter, daß das Enteignungsrecht gerade für bie öffentliche Stadt- 
erweiterung, welche eine viel volllommenere und beijere Löſung der 
Aufgabe anjtrebt als die private, im allgemeinen nicht zu entbehren 
ift, Haben wir ſowohl in diefem Abſchnitte wie auch früher ſchon nach⸗ 
gewiefen. Im konkreten Einzelfalle muß natürlih eine Nachprüfung 
der Frage der Notmwendigleit eintreten, aber im allgemeinen dürfen 
wir jagen: auch diefe Vorausfegung der Enteignung ift bei ber öffent- 
lichen Stadterweiterung gegeben. Endlich fehlt es auch nicht an der 
dritten VBorausfegung, einem beftinmten Unternehmen, zu deffen Gunften 
die Enteignung ftattfinden fol. Wir haben oben bei der Erörterung 
der Begrenzung des Enteignungsrechtes auseinandergeſetzt, daß wir die 
Enteignung nur fordern im Falle „altueller Notwendigkeit”, d. h. nur 
für die beftimmten, begrenzten jeweils zur Ausführung gelangenden 
einzelnen Stüde der Stadtermweiterung und Aufſchließung. Diefe Stücke 
find aber unſres Erachtens beftimmte Unternehmen im Sinne des 
preußifchen und ſächſiſchen Enteignungsgefeßes und fomit wäre auch die 
dritte Vorausſetzung für die Anwendbarkeit dieſer beftehenden Ent- 
eignungägejege auf unjre öffentliche Stadterweiterung gegeben. 

Nach alledem können wir die von ung in Auge gefaßten Träger 
der öffentlichen Stadterweiterung, die Gemeinden, Gemeindeverbände 
ufw. nur auf dag dringendfte auffordern, mit aller Energie den Berfud 
zu machen, bei der Durchführung der öffentlichen Stadterweiterung Die 
Enteignung im Sinne unfrer Forderungen, alfo die Enteignung nicht 
nur des Straßenlandes, jondern auch be3 Landes für die Bauftellen, 
Häufer uſw. fon auf Grund der beitehenden Enteignungsgefege burc- 
zufegen. Ein Hindernis folder Anwendung der beftehenden Geſetze 
liegt unjres Erachtens in diefen felbjt, wenigſtens in Preußen und 
Sachſen, nicht, und fo darf man es wohl geradezu als Pflicht derjenigen, 
denen die Entwidlung unfrer Stäbte anvertraut ift, bezeichnen, eine 
fo viel verfprehende Handhabe des Erfolges nicht zu verſchmähen. 

Trogdem erfcheint e3 ung notwendig, daß dad Recht der Träger 
der öffentlichen Stadterweiterung, zur Durchführung biefer Ießteren 
die Enteigmung im Sinne unfrer Forderungen anzumenden, fo ſchnell 
wie nur irgend möglich durch eine befondre Geſetzesaktion anerkannt 
und allgemein gejichert werde. Abgeſehen davon, daß fich bei ber 
Schwierigkeit des Gegenftandes in unsre Darlegungen doch immerhin 
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ein Srrtum eingefchlicden Haben Tönnte, will es ung überhaupt ala 
gefährlich erfcheinen, eine jolche große Umwandlung, wie fie hier bor- 
liegen würde, nur auf eine andre Auslegung des Gejehes ala biäher 
zu ftügen. Gewiß: dieje ift durchaus zuläffig und notwendig, aber bei 
den außerordentlich großen und flarfen entgegenftehenden Intereſſen, 
bie durch diefe Auslegung verlegt werden würden, liegt doch die Be⸗ 
fürchtung jehr nahe, baß eine folde Auslegung eben nicht oft erzielt 
werden wird. Nicht ald ob wir die zur Handhabung des Enteignungs- 
rechtes berufnen Stellen befchuldigen wollten, einer bewußt unrichtigen 
Anwendung der Gefebe fähig zu fein. Aber ob man ein linternehmen 
ala im öffentlichen Intereffe liegend und ebenfo, ob man die Ent» 
eignung dafür ala notwendig anerfennen will, das find Doch fchließlich 
Dinge, bei denen dem freien Ermefjen ein weiter Spielraum gelaſſen ift 
und bei denen die Größe und Schwere der zu erwartenden Ummälzungen 
dann doch leicht eine weſentliche Rolle fpielen kann. Jedenfalls bat 
nad dem preußifchen wie nad) dem ſächſiſchen Enteignungsgefeße die 
das Enteignungsredht verleihende Stelle eine große Entjcheidungsfreiheit, 
während wir für unfre öffentliche Stadterweiterung fordern müſſen, 
daß den Trägern diefer das Enteignungsrecht auf alle Fälle gewährt 
werden muß, wenn ein Bedürfnis in unfrem Sinne danach vorliegt. 

Someit das Enteignungsredht an fih. Wie fteht es nun aber mit 
der Stadtermeiterumgdtare? Findet auch fie eine Stübe in ben 
geltenden Enteignungsgefegen? Uns fcheint nun zwar, daß dies nicht 
direft der Fall ift; wohl aber daß die Anwendung des geltenden Ent- 
eignungsrechte3 in bezug auf die Entichädigungsfrage bei Behandlung 
der Stadtermweiterung als öffentlich⸗rechtliches Gefchäft wiederum zu 
höchft überrafchenden Ergebniffen führt, die dann doch wenigſtens in- 
birelt eine große Stüße für die Einführung der Stadtermeiterungstare 
bilben. *) 

Nach dem geltenden preußifchen wie fächjifhen Enteignungsgejehe 
iit, abgefehen vom Erfage der fonjtigen Schädigungen, jebenfall3 ber 
polle Wert der enteigneten Grundftüde zu erjegen. Für die Bemefjung 
dieſes Wertes ift der Zeitpunkt der Enteignung maßgebend. Auf ber 
andren Geite heißt es nun aber im preußifchen Geſetze $ 10, Abſatz 2: 

„Eine Werterhöhung, welche das abzutretende Grundſtück erft infolge ber 


nenen Anlage erhält, fommt bei ber Bemeſſung ber Entſchädigung nicht in 
Anſchlag.“ 


*) Etwas abweichend von dieſem Standpunkte haben wir uns vor kurzem 
(15. Auguſt 1907) in der „Sozialen Praxis“ ausgeſprochen; doch ſind unſre 
jetzigen Darlegungen die beſſer begründeten. 
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Und in dem fähfischen Geſetze heißt es: entiprechend in $ 23 
Abfap 2: 

„Wertserhöhungen oder Wertäperminderungen, die der enteignete Gegen- 
ftand erft infolge der Ausführung des Unternehmens erfährt, find bei ber Ent- 
Shädigung nicht zu berüdfichtigen.” 

Es ift alfo der klar erkennbare Wille diefer Geſetze, daß der 
weichende Eigentümer nicht einen bejondren Nuben aus dem fommen- 
den Unternehmen und der Enteignung herausfchlagen, fondern daß 
er nur den Wert erhalten foll, den fein Grundſtück auch ohne dies hat 
— übrigens ein Grundfaß, der durchaus der Vernunft und der Gerechtig- 
feit entfpridt. Sn dem ausführlihen Kommentar von Geheimrat 
Schelcher zu bem ſächſiſchen Enteignungsgefeße iſt zu diefem Grundſatze 
aus der Begründung des, übrigens an diefer Stelle ein klein wenig 
ander? formulierten Paragraphen des Regierunggentwurfes u. a. fol- 
gende3 angeführt: 

„Salt alle deutſchen Enteignungsgejege enthalten die Vorſchrift, daB die 
Wertserhöhung, welche der zu enteignende Gegenjtand erjt infolge des linter- 
nehmens erhält, bei der Bemefjung der Entſchädigung nicht in Anſchlag zu 
bringen if... . 

Manche öffentlide Unternehmungen, namentlich neue Eifenbahnen, Straßen 
und Kanäle, üben auf die Grundftüde, in deren Mitte fie ausgeführt werden, 
regelmäßig einen wertfteigernden Einfluß aus. Dieſer Vorteil erwächſt auch den 
von der Anlage unmittelbar betroffenen Grumdftüden. Ohne die Enteignung, 
welche die Durchführung der Anlage erjt ermöglichen foll, würde er aber nicht 
entftehen. Der Borteil Liegt daher nicht fchon in den betreffenden Grundftüden 
felbft, fondern er wird durch das neue Unternehmen und bie Tätigleit des 
Unternehmer? ohne Zutun der Grundeigentümer erft erzeugt. Es wäre nicht 
bloß ungerecht, fondern auch dem Wefen der Entichädigung und dem hierfür 
maßgebenden Kaufalitätsprinzipe wmwiderftreitend, wollte man den Unternehmer 
einen Mehrwert, ben er durch diefelbe Tatjache, melde ihn entſchädigungs⸗ 
pflichtig macht, erſt hervorbringt, noch obendrein bezahlen lafjen. Der Enteignete 
würde folchenfall3 nicht bloß entichädigt, ſondern fogar bereichert werden, da 
er mehr enthielte, al er vor der Enteignung und ohne diejelbe gehabt Hat.’ 


Freilich ift andrerjeit3 gerade nach der Entjtehungsgefchichte des 
$ 23 Abſatz 2 des ſächſiſchen Geſetzes noch eine Unterfcheidung zu 
maden, indem nicht alle durch da8 Unternehmen hervorgerufnen Wert- 
änderungen der betreffenden Grundſtücke, fondern nur die duch die 
Ausführung des Unternehmens hervorgerufnen unberüdfichtigt bleiben 
ſollen. Wir laſſen indes diefe nifflige Unterfcheidung des ſächſiſchen 
Geſetzes beifeite und Halten ung nur an ben allgemeinen Grundſatz. 

Wenden wir nun diefen fo dargelegten Grundfag auf unfren Fall 
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en, nämlich auf ben Fall, daß die Stadterweiterung als öffentlich 
rechtlicheg Gefchäft von den Gemeinden uſw. betrieben wird, die hier- 
für das Enteignungsteht nach unfren Forderungen bejigen, und daß 
nun ein gewiffes Gelände in diefem Bufammenhange für ein in An- 
griff genommenes Stadterweiterungsunternehmen enteignet werben joll. 
Wie ift dann der Wert dieſes Geländes zu bemejjen? Klar ift, Daß dieſes 
Gelände nur durch die Stadtermweiterung feinen hohen, weit über den 
gewöhnlichen landwirtfchaftlichen oder gärtnerifchen Wert hinausgehen⸗ 
den Wert erlangt. Nun ift aber hier das Unternehmen, zu deſſen Gunſten 
enteignet werben ſoll, die Stabterweiterung felber. Durch Anwendung 
unſres Grundfaßes, daf derjenige Wert nicht zu entjchädigen ift, der 
dem Lande erft durch das Enteignungsunternehmen felber verliehen 
wird, Tämen wir alfo bier zu ber überrajchenden, aber jehr einfachen 
Folgerung, daß unter dem Syſtem der öffentlihden Stadterweiterung 
ſchon nad) dem geltenden Enteignungsredhte in Preußen und vielleicht 
auch in Sachen im Enteignungsfalle nicht die jegigen hochgetriebenen 
Landwerte zu entjchädigen wären, fondern nur der landwirtfchaftliche 
oder gärtnerifche Wert — gewiß eine tief einjchneidende radikale Anderung 
gegenüber dem jegigen Buftande. Allerdings fann man Einwendungen 
erheben. Man kann ſagen, das betreffende Landftüd habe einen Wert 
nicht nur gerade für das im Gange befindliche Stadtermweiterungd- 
unternehmen, fondern für die Stadtermweiterung überhaupt. Aber man 
wird mit diefer Einwendung nicht allzumweit fommen. Es ift eben doch 
nicht zu leugnen, daß ber erhöhte Wert be Landes nur auf feiner 
Heranziehung zur Stadterweiterung beruht. Die öffentliche Stadterweite 
rung aber verleiht, eben infolge der Anwendung be3 bier in Rede 
ftehenden Grundſatzes, dem Lande feinen erhöhten Wert. Nun bleibt 
freilich übrig zu fagen, daß das betreffende Stüd Gelände nicht bloß 
der öffentlichen Stadterweiterung zugänglich fei, ſondern es beitehe 
auch die Möglichkeit, es der privaten GStadterweiterung und Auf 
ſchließung zuzuführen; mit Hilfe dieſer aber werde fich ein viel höherer 
al3 der landwirtjchaftliche ober gärtnerifche Wert durchſetzen laſſen. 
An fih ift diefe Einwendung nicht unridhtig, aber das gewünſchte 
Ziel, den jetzt üblichen hohen Bodenwert für die Bodenbeſitzer zu 
retten, wird man damit auch nicht erreichen. Kommt die öffentliche 
Stadterweiterung einmal energifch zur Durchführung, fo hat fie nad 
unfren Forderungen zwar fein Monopol, aber es ift mohl kein Zweifel, 
Daß Dann neben ihr die private Stadtermweiterung nur noch fehr wenig 
vorkommen und nur noch ein fehr kümmerliches Dafein friften wird. 
Außerdem wird auf alle Fälle eine gewaltige Senkung unfrer fo un 
glaublich überfchraubten Bodenwerte an ber Peripherie der Städte 
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eintreten. Die Ausficht für ein Stüd Gelände, ed durch die private 
Auffchließung zu verwerten und vollends zu hohen Preiſen, ift dann 
alfo jehr gering, und folglich Tann dieſe Ausſicht im Enteignungs- 
falle auch nur fehr niedrig bewertet werden. Wie niedrig oder wie 
hoch ift natürlich Zatfrage. 

Es ergibt fih unſres Erachtens, daß wenn man einmal zur 
öffentlichen Stabterweiterung übergeht, ſchon nad) dem geltenden Ent« 
eignungsredht in Preußen und vielleicht auch in Sadjen nicht nur 
bie Enteignung für die Zwecke der öffentlihen Stadterweiterung für 
zuläflig zu Halten ift, fondern im allgemeinen auch die Feltfegung 
außerordentlich niedriger Entichädigungen. 

Trotzdem, ja angeſichts diefer Sachlage will ung die Stadtermeite- 
rungstare als das Richtige erjcheinen. Abgefehen davon, daß die ftrifte 
Anwendung be3 geltenden Enteignungsrecdhtes in dem eben dargelegten 
Sinne in immerhin nicht feltnen Fällen doch auf eine unbillige und un«- 
nötige Härte hinauslaufen würde, ift vor allem auch zu fürchten, daß 
ohne Stadterweiterungstare gerade ber eben hier oben dargelegte Grund- 
fat des geltenden Enteignungsrechtes ſehr gefährlicy werden könnte. 
Es ift zu beforgen, daß die zur Verleihung des Enteigrungsrechtes 
berufnen Stellen angeficht3 diefer unerwarteten Konfequenzen mit ber 
Verleihung werden jehr zurüdhaltend werden. Außerdem aber ift aud) 
noch jehr die Trage, ob unsre eben entwidelten Anſchauungen (wegen 
der Entichädigungsfeitiegung beim Eintreten der öffentlichen Stabter- 
mweiterung nad) dem geltenden preußifchen und jächfifhen Enteignungs« 
rechte) den Beifall der zur Entjcheidung berufnen Stellen, in letter 
Linie alfo der ordentlichen Gerichte, finden würden. Es ift doch eine fo 
verzwidte und verwidelte juriftiiche Materie, daß andre Auslegungen, 
bejonder3 unter dem Drude ber fonft eintretenden Folgen und Um- 
wälzungen an fich ala fehr wohl denkbar erfcheinen. Es gilt Hier, 
wenn aud) natürlih mit den nötigen Beränderungen, dasjelbe, was 
wir oben bei der Enteignung an ſich in diefer Beziehung gejagt haben, 
Stellen wir una aber vor, daß wirklich auf Grund des geltenden Ent⸗ 
eignungsrechtes der Grundfag der Nichtentſchädigung ber erſt durch bie 
Stabdterweiterung bervorgebrachten Werte allgemeiner zur Anerlennung 
und Durchführung käme, fo ſcheint uns, daß leuht eine fchier uner- 
trägliche Unficherheit und Ungemwißheit über die Landwerte einreißen 
fönnte. Den reinen landmwirtjchaftlihen oder gärtnerifhen Wert zu- 
grunde zu legen, würden die zur Entſcheidung berufnen Stellen doch 
Bedenken tragen, bie hochgefchraubten Werte der bisherigen Bemeſſung 
aber können und follen auch nicht mehr angewendet werden. So würde 
man im Dunklen tappen und die Folge würde u. a. die ſchon früher 

Die Wohnungsfrage und bad Neid, 8. Heft. 32 
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erwähnte, in folhem alle eintretende Abgeneigtheit vieler Gemeinden 
uf. fein, fi) unter ſolchen Umftänden auf umfangreichere Enteig- 
nungen einzulaffen. Als durchführbarer und gerechter Ausweg er 
icheint una da die Stadterweiterunggtage ! 

Auf der andren Seite vermögen wir und aus den fchon früher 
Dargelegten Gründen, die nad) wie vor ihr Gewicht behalten, für eine 
al3baldige, obligatorifche und allgemeine Einführung der Stadterweite 
rungstare nicht zu erwärmen, fondern halten zunächſt Die freimillige 
Einführung in dem früher dargelegten Sinne für das richtige. 

Faſſen wir danach zufammen, was uns denn nun betreffs Ent- 
eignungsrecht und Stadterweiterungstare eigentlich zurzeit praktiſch er- 
ſtrebenswert erjcheint, fo ift es folgendes: 

Unzweifelhaft ift zunächſt energifch und umfaſſend der Verſuch zu 
machen, ſchon auf Grund des geltenden Enteignungsrechtes die Ent- 
eignung in unſrem Sinne für die öffentliche Stadterweiterung anzu⸗ 
wenden und bei ber Feftfegung der Entſchädigungen ben oben beiprod- 
nen Grundſatz der Nichtenfchädigung der erit durch die Stadterweiterung 
felber gejchaffnen Werterhöhungen zur Anertennung und Durchführung 
zu bringen. Bugleich aber ift mit aller Kraft die allgemeine Einführung 
eines feften und ficheren Rechts zur Enteignung in unjrem Sinne für 
Die Zwecke der öffentlichen Stabterweiterung durch Gejebesänderung 
zu erftreben und ebenfo die fafultative, die freiwillige Einführung 
der Stadtermweiterungstare, mas ebenfallg eine Gejegeänderung voraus- 
fegt. Die obligatorische, die allgemeine Einführung der Stadterweite- 
rungstare mag dagegen einer etwas fpäteren Beit vorbehalten bleiben. 

Endlich möchten wir diefen Abjchnitt nicht fchließen, ohne nad 
drüdlich darauf Hinzumeifen, daß die in ihm vertretenen Gebanfen 
nit etwa nur in der Studierftube des Verfaſſers an dem berühmten 
„grünen Tiſche“ ausgehedt worden find, fonbern baß fie mehr ober 
minder auch von zahlreichen andren Männern geteilt werben, und 
zwar folchen, denen viele eine größere Autorität ala dem Berfafier 
dieſes Buches zufchreiben werden. Die Gewalt der Tatfahen und Ber 
Dürfniffe ift eben zu groß, als daß fich nicht mehreren übereinftimmend 
Die gleichen Folgerungen aufdrängen follten. 

Hören wir zunädhft einige Stimmen über da8 Enteignung 
reht! In feinem VBortrage*) über „Die fozialen Aufgaben ber deut- 
Ihen Städte” auf dem erften Deutfchen Städtetage 1903 fagte Ober 
bürgermeifter Adides- Frankfurt a M. u. a. folgendes (f. 32/33): 


. Daß Übrigens die Übelftände des ftädtifchen Wohnungsweſens nicht 


*) Leipzig, Dunder & Humblot, 1903. 
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nur durch Ausdehnung des öffentlichen Eigentums bekämpft werden können, 
vielmehr ftarfe Beſchränkungen des Privateigentums3 im Intereſſe der All⸗ 
gemeinheit notwendig find, it mehr und mehr zur allgemeinen Überzeugung 
aller Nicht-ntereffierten geworden. Die Auferlegung von Bebauungsplänen 
und baupolizeiliche Beichränkungen der baulichen Ausnutzung find von allen 
Ceiten als notwendig anerkannt, und ein großer Teil der englifchen Übelftände 
beruht eben darauf, daß früher baupolizeiliche Vorſchriften in unfrem Sinne 
nicht vorhanden waren. Allein auch fie erweiſen ſich, jo wichtig fie auch find, 
mehr und mehr al3 ungenügend, um die Grundſtücksſpekulation zu hindern, die 
Schäden des monopolartigen Charakter des ſtädtiſchen Grundeigentums zu 
bejeitigen und die jede gejunde Bautätigkeit ausfchließende wilde Steigerung 
der Grundftüdspreife niederzudrüden. - 

Um durch Bildung baufertiger Grundjtüde den Markt zu erweitern und 
die Preife zu regulieren, find auf Andringen der Städte bereit? gejegliche Be— 
flimmungen über zwangsweiſe Umlegungen erlajfen, und immer wieder erhebt 
fih die Forderung, unter Umftänden auch die Enteignung unbebauten Landes 
zum Zwecke der Errichtung von Wohngebäuden ebenſo wie für Eifenbahnen, 
Straßen, Kirhhöfe u. a. m. zuzulaffen, da die gute Befriedigung des Wohnungs 
bedürfniffes im allgemeinen Intereſſe mindeftend ebenfo wichtig fei, wie die 
Fürforge für die Beritorbenen und das Fahren auf der Eifenbahn. ... .” 


In einer Denkſchrift des Mannheimer Oberbürgermeifters 
Bed 1906 an den Stadtrat von Mannheim über „Die Mannheimer 
Wohnungsfrage und bie Bau- und Bodenpolitit der Stadtgemeinde‘ 
lefen wir auf ©. 22 nadjjtehendes: 

„... Rad ben Erfahrungen der Gemeinden bedarf das Ortsſtraßenrecht 
einer ducchgreifenden Reform im Sinne meitgehender Einſchränkungen der 
Privatrechte am Grund und Boden zugunften des Öffentlichen Intereſſes. Dieje 
Beichränkung ift bedingt einmal durch die Verſchiebung im Charakter bes 
Srundeigentumg, die fi) in der fortichreitenden Verdrängung des Urbeſitzes 
durch die Spekulation fund gibt, fodann duch die außerordentlichen Wert» 
fteigerungen de3 Baugeländes infolge der verfchiedenen — die Erſchließung der» 
felben beziwedenden und fördernden — Maßnahmen der Gemeinde, für welche 
der biöherige Koftenbeitrag nur ein ungenügendes Äquivalent gewährt, nament- 
lich aber durch die Notwendigkeit einer umfaffenden und planmäßigen, durch 
die Sonderintereffen des Privatbefites vielfach behinderten Wohnungzfür- 
forge. . . .” 


Zu diefen großen Praftifern gefellen jich angefehene Männer ber 
Wiſſenſchaft. In dem fchon früher von ung angeführten Vortrage über 
„Die wirtfchaftlihen Aufgaben der modernen Stabtgemeinde‘”*) jagt 
ber befannte Leipziger Bollzwirt Profejfor Büder: 

„... Ich halte bie beftehenden Übelftände für fo groß und fchiwer, daß 


*) Leipzig, Verlag Dr. Seele & Co. 1898. ©. 16. 
32” 
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ih zu ihrer Befeitigung geradezu die Ausdehnung des Enteignungsrechtes auf 
ben gefamten für Bauzwede geeigneten Voden für gerechtfertigt halten 
würde. . . .” 

Und der belannte Wiener Wirtfchaftshiftoriler und Statiftifer 
Inama Sternegg äußert fich in feiner Schrift „Städtiſche Boden⸗ 
politif in neuer und alter Zeit“*) u. a. folgendermaßen: 

„... Eine allgemeine Anwendung des Enteignungsrechtes auf alle Fälle, 
in welchen das beitehende Privatreht an Grund und Häufern ein abfolutes 
Hindernis der Geltendmachung anerlannt bringender Bedürfnifje des Städtebaues 
bildet, wird fich auch bei voller Rüdjichtnahme auf den Rechtsſchutz des Privat 
eigentums nicht umgeben lajfen. .. . 

Ein jo erweitertes Erpropriationgrecht ift alfo eine notwendige Voraus⸗ 
fegung für die Durchführung eines jeden meiter auögreifenden Planes einer 
Straßenregulierung und Bebauung unter ben Geſichtspunlten moderner Hygiene, 
Verkehrs⸗ und Sozialpolitil. Es wird eben beshalb aber aud nicht auf Gebäude 
und Bauparzellen beichräntt werden können, welche unmittelbar von einem 
neuen Straßenzuge berührt oder von konkreten Bauverbefferungen getroffen 
werden. Eine Bonenenteignung, d. 5. eine Enteignung auch bes Hinterlandes 
folder Objelte, ift das Korrelat eines jeden ſtädtiſchen Bauplanes, der nidt 
nur auf den Augenblidsbedarf Bedacht nimmt, fondern auch die aus der Regw 
lierung fich fpäter ergebenden Konfequenzen feiner Grundzüge vorjchauenb in 
Betrachtung gezogen bat. Und das ift um fo mehr berechtigt, ja notwendig, al3 
ja auch der freie Verkehr mit ftädtiichen Liegenfchaften und die freie Entfaltung 
ber Bautätigkeit diefe Konfequenzen eines ftädtifhen Regulierungsplanes fofort 
für das privatwirtichaftliche Intereſſe zieht; die bei einer Straßenregulierung 
oft fich ergebenden, für Bauzwecke unnötigen aber doch der rationellen Durd- 
führung eines Negulierungsplanes Hinderlih im Wege ftehenden Parzellen 
(Schilanierzwidel), die unnatürlicde WWertfteigerung folder Parzellen, welche 
das ftädtifche Bauamt nicht entbehren aber doch nicht erpropriieren Tann, aber 
auch die allgemein auftretende Tendenz zu befondrer Wertfteigerung folder 
Objekte, welche durch einen beichloffenen Regulierungs- oder Bebauungsplan 
beffere Lage und beſſere Konjunkturen erhalten, läßt es durchaus gerechtfertigt 
ericheinen, ſolche ftörende Prozeſſe kurzerhand durch rechtzeitige Geltendmachung 
des im öffentlichen Intereſſe gelegenen Erpropriationsrechtes abzufchneiden. .. .” 

Aber auch Gedanken ähnlich unjrer Stadterweiterungstare 
find bereit früher ausgefprocdhen worden, wenn auch ohne derartige 
Durcharbeitung und Begründung. So leſen wir in dem Büchlein „‚Kom- 
munale Wohnungspoliti‘**) von dem fozialdemotratifhen Schrift- 
ftelfer und Stabtverorbneten Baul Hirfch-Eharlottenburg auf ©. 60 
folgendes: 

in » + Daß das Erpropriationsrecht ber Gemeinden Dringend einer Er⸗ 


*) Wien und Leipzig, Wilhelm Braumüller, 1905. ©. 20 und 21. 
**) Berlin, 1906, Buchhandlung Vorwärts. 1 M. 
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weiterung bedarf, darüber herrfcht jelbft in den Neihen der entichiedenften Gegner 
der Sozialdemofratie, ja jogar in Regierungskreiſen längft fein Zweifel mehr. 
Natürlich Tann es fich Dabei nicht um eine formelle Anderung des jebigen Ver⸗ 
fahren3 handeln, es kommen vielmehr grundlegende Anderungen in Betradt. 
Das Biel einer Reform muß darauf gerichtet fein, daß die Gemeinden das 
Necht erhalten, all das Gelände zu enteignen, das jie im öffentlichen Intereſſe, 
auch zum Zweck der Errichtung von Bauten mit Heinen Wohnungen, zu enteignen 
wünfchen, und baß fie dies Gelände enteignen Lönnen unter Feitlegung des 
Wertes nicht nach dem Moment der definitiven Feftitellung der Fluchtlinie, 
fonbdern nach den Wertverhältniffen vorher und ohne Rüdficht auf die neuen 
Fluctlinien. . . .” 


Solche Forderungen werden indes nicht nur von ſozialdemokratiſcher 
Seite erhoben. Im Jahre 1901 Hat der preußifche Regierungsrat 
Dr. 9. Bingner eine äußerft lefenswerte kurze Schrift veröffentlicht: 
„Wohnungsfrage und Wohnungspolitit in ihren Beziehungen zur all« 
gemeinen Sozialteform‘*). Darin finden wir folgende Stelle: 


„... &3 muß gebrocdhen werden mit der übertriebenen Wertſchätzung des 
Privateigentums an Grund und Boden, welcher nit ald Standort einer 
dauernden Produltion des Eigentümers (Landwirtichaft oder Gewerbe — alſo 
nicht Häuferbau) oder ald Wohnftätte des Eigentümers und feiner Familie allein 
dient, gebrochen mit der römifch-rechtlichen Anſchauung, daß aller Beſitz einen 
ohne weiteres in Geld ſchätzbaren und daher von ber Verwertbarleit ald Ware 
abhängigen Preis babe, daß bie beliebige Benutzung des Bodens eine dem 
Eigentum innewohnende Befugnis fei, daß bei Entziehung des Eigentums — 
nur zu Öffentlichen Zwecken — mindeſtens der oben bezeichnete Preis, darüber 
hinaus fogar nocd der etwa in Zukunft entgehende Gewinn zu gewähren fei. 
Diefer Grundſatz foll künftig nım noch in Anwendung kommen, wenn der Boden 
eines gewerblichen Unternehmens oder eines Familienhaufes des Eigentümers 
(nebft Garten) enteignet werben muß, ein Fall, den da3 Wohnungsamt möglichit 
zu vermeiden hat. 

Dagegen muß diefes Amt, um eine gebeihliche Wirkſamkeit zu entfalten, 
das Recht erhalten, innerhalb der zur Bebauung zunächſt heranzuziehenden Zone 
alle andren Grundftüde — aljo nicht nur zu Straßenzwecken — zu enteignen 
und dafür nur nad Wahl des Eigentümers zu zahlen: entweder den höchſten 
örtlichen landiirtfchaftlichen Ertragsmwert oder den mindeftens 10 Jahre zurüd« 
liegenden Erwerbspreis oder ben am felben Drte von der Baugenoffenfchaft für 
Einfamilienhäufer nach Quadratmetern feſtgeſetzten Bodenpreis, beide lebteren 
Beträge unter Zuſatz der über bie gezogenen Nußungen hinaus während der 
Befibzeit gezahlten Oppothelenzinfen. . . .“ 


Der Begründer der „Deutfchen Gemeindezeitung” ferner, der vor 
einiger Beit verſtorbne befannte Schriftitelleer Dr. Hermann Stolp 


*) Berlin, K. Hoffmann, rechtöwiffenfchaftlicher Verlag. ©. 20 und 21. 
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ihlug in jeiner bisher viel zu wenig beachteten tiefgreifenden Schrift 
„Die Löſung der Wohnungsfrage uſw“*) ſchon 1888 vor, gewiſſen 
Senofjenfchaften, die er zur Löſung der Wohnungsfrage heranziehen 
wollte und die er „Gehäuferjchaften” benannte, das Enteignungsredt 
in folgender Weife zu geben (S. 25): 

„... Im Falle des duch die vorhandenen Wohnhäufer der Gehäufer- 
ſchaften nicht zu befriedigenden Bedarfes an Wohnungen erlangen die Ge 
bäuferfchaften da8 Recht auf die Enteignung im Gemeindesbezirk ihres Sitzes 
belegener unbebauter oder neu zu bebauender Grundftüde zum zeitigen gewerb⸗ 
lichen Gebrauchs⸗ oder landwirtfchaftlichen Fruchtnutzungswerte derfelben. ... .” 


Wir fehen aljo, wir befinden ung mit unfren Forderungen durchaus 
in angefehener, zum Teil fogar in geradezu glänzender Gejellfchaft. 
Allein noch mehr: wir können uns fogar darauf berufen, daß auch die 
Praris bereit3 da und bort folche Wege wandelt. Von ber älteren Zeit, 
der Zeit vor dem 19. Jahrhundert, wollen wir gar nicht reden, es 
ift ja befannt, daß fie in diefen Beziehungen nicht jo zimperlich ge 
weſen if. Aber auch in ber neuen Zeit finden mir bereit gewiſſe 
Spuren der Verwirklichung unfrer Gedanten. So leſen wir 3. B. in dem 
Buche von Dr. Lindemann (C. Hugo) „Die deutihe Stäbteverwal- 
tung‘ **), daß die damalige heffifche Bauordnung einen 8 14 enthielt, 
der folgendermaßen Imutete: 

„Bei Abſchätzung von unbebautem, an keiner beftehenden Straße gelegenen 
Gelände, welches nad) dem Bauplane zur Herftellung neu anzulegenber Straßen 
oder Pläbe erforderlich ift, kann dazjelbe nicht zu dem Werte, welchen e3 al 
Bauplatz haben würde, fondern nur fo hoch abgeihäßt werben, als es, je nad 
feiner Befchaffenheit, nach den gefehliden Grundfäten über die Ausmittlung 
der Entſchädigungsſumme bei Abtretung von Privateigentum’ zu öffentlichen 
Biveden gewertet werden Tann.‘ 


Da hätten wir alfo bereit3 etwas der Stadterweiterungstare Ver 
wandtes, wenn auch nur für das Straßenland ſelber. Ein umfafjender 
und großartiger Verſuch, die modernen Reformgedanten in ber Be 
handlung bes ftädtifhen Bodens zur Anwendung zu bringen, wird 
Dagegen, wie e3 jcheint, allerneueftend unter dem Brud einer außer 
ordentlichen Wohnungsnot in Rom gemadjt. Dort foll mit einem 
ftantlihen Sondergefeß gegen die Übel der fpefulativen Verteuerung 
des Gtadterweiterungsgeländes vorgegangen werden und ber Anhalt 
dieſes Gefeges ift nad) der „Bodenreform“ vom 20. Zuli 1907 kein 
geringerer al3 folgender: 


*) Berlin, Roſenbaum & Hart. ©. 25, 33. 
*5) Stuttgart, Die, 1901. ©. 348. 
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„Diejes Geſetz fieht befanntlich eine Steuer nad) dem gemeinen Wert von 
30 von Taufend für unbebauten Boden vor. Der Wert wirb dur Selbjt- 
einfhägung bejtimmt. Die Stadtgemeinde aber hat das Nedht, bei Wohnungs⸗ 
not die Baupläße zu dem felbit eingejchäßten Wert zu enteignen.‘ 

Wir könnten nody mehr Belege bringen, doch glauben wir, daß es 
Ion mit diefen mehr al3 genug fein wird. 

Do kommen wir endlich zum SchLuffee diejes langen Abfchnitteg! 
Wir alle fühlen, daß es höchfte Zeit ift, daß endlich etwas Durchgreifen- 
de3 gegen die fürdhterliche Mißhandlung der Volfsgefundheit, der Schön« 
heit, der Gerechtigkeit, des fittlichen Gewiffens und des Staatswohles 
geichieht, welche unfre gegenwärtigen ftädtischen Bodenzuftände bedeuten. 
Enteignungstedht und Stadtermweiterungstare find da berufen, uns einen 
großen Schritt vorwärts zu führen. Durch fie erjt wird die Haupt- 
chwierigfeit der ganzen öffentlichen Stadterweiterung, die Landgemin- 
nung, eine fichere und gejunde Grundlage der Löſung gelegt; ins» 
bejondre wird durch jie erft für die Gemeinden uſw. die Notwendigkeit 
bejeitigt, jchon vorzeitig, lange vor der tatfächlichen Verwendung, einen 
übergroßen, Die Gemeindefinanzen oft ſchwer belaftenden Landvorrat zu» 
fammenzubringen. Auf der andren Seite braucht man nicht zu fürchten, 
daß etiva auf Grund des Enteignungsrechtes und der Stadterweiterungs«- 
tare ein unausgeſetztes Enteignen und zwangsweiſes Vertreiben der 
bisherigen Bodeneigentümer von ihrer Scholle vor fid) gehen würde. 
Es ijt vielmehr mit aller Wahrjcheinlichfeit anzunehmen, daß allein 
Ihon das Vorhandenfein der genannten Rechte genügen würde, um 
nach einer vergleichsweiſe kurzen Übergangszeit die Gemeinden uſw. 
in den Stand zu jegen in den allermeilten Fällen auf Grund fried- 
licher, freihändiger Käufe das nötige Land in angemeſſner Billigfeit 
zu erwerben. Sollten wir ung nad) alledem nicht entfchließen können, 
die genannten Maßregeln zu ergreifen? Für Drofchten, Dienftmänner, 
Fährſchiffe und ähnliche vergleichgmeife bedeutungsloſe Dienftleiftungen 
haben wir Zaren. Uns fcheint, die Vernunft gebietet, Daß mir uns 
für ein Hundertfach wichtigere Bedürfnis, von deſſen gefunder und 
vernünftiger Befriedigung geradezu unfre Zukunft abhängt, und bei 
dem wir mindeftens ebenfo ſcharf, wenn nicht jchärfer in die Hand 
monopolähnlich gejtellter Befiger gegeben find, erft recht zu einer folchen 
Maßregel auffäwingen! 


s) Verſchiedenes, insbeſondre auch Beſchaffung der Geldmittel 
(n. a. ſtaatliche Hilfsfonds). 
Wir haben vorſtehend die verſchiednen Wege, das nötige Land für die 
öffentliche Stadterweiterung zu beſchaffen, durchmuſtert und die Hoffnung 
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ift wohl nicht zu kühn, daß es auf ihnen und mit Hilfe der Dezen- 
tralifation in der Tat gelingen werde, dieſer erfteren und hauptjäd. 
lichſten Schwierigkeit fir die öÖffentlide Stadtermweiterung Herr zu 
werden. Dringend wünſchenswert ift dazu aber ein einheitliches Zu- 
fammenwirfen der zur Durchführung ber öffentlichen Stadtermweiterung 
berufnen Stellen unter Führung ber Gemeinden und Gemeindeverbände 
und zwar ſowohl in bezug auf das bereit? vorhandene wie in 
bezug auf das für bie öffentliche Stabterweiterung erſt zu be 
chaffende Lamb. Die richtigen Formen und Drganifationzgeftal- 
tungen für dieſes Zuſammenwirken ausfindig zu machen und zu 
entwideln, ift feine leichte, wohl aber eine fehr lohnende Aufgabe, um 
fo mehr ala mit ihr die andre eng zufammenhängt, die Umgebungen 
der Städte, außerhalb deren eigner Gemarkungen, fo zu organilieren 
und organijatorifch jo mit den Städten in der Mitte in Zufammenhang 
zu bringen, daß fie, foweit nötig, in einheitlicher und ihrer Bedeutung 
angemefjner Weife für bie Stadtermweiterung, für bie Beſiedlung und 
Entwidlung überhaupt der ganzen, durch bie Städte in der Mitte gefenn- 
zeichneten Komplere mit verwendet werden können. Man vergleide 
hier auch unfre Ausführungen oben ©. 467 über ben Zuſammenhang 
ber Einverleibungsfrage mit der OÖrganifierung unfrer Gemeindever⸗ 
bände. Schließlich bilden aber auch dieſe bisher genannten Wufgaben 
nur Zeile, wenn auch außerordentlich wichtige, der großen Gejamtauf- 
gabe die pafjende äußere Form und Drganifation und die paffende 
Verteilung der einzelnen Funktionen zu finden für eine neue große 
Ära unfrer ftäbtifchen Entwidlung überhaupt, die bezeichnet ift durch 
den Übergang zur Öffentlihen Stadterweiterung und zur Dezen- 
tralifation. Auf die Löfung diefer großen Aufgabe in diefem Bude 
näher einzugehen, fühlen wir ung nicht in der Lage. Es gilt hier nur 
dasſelbe, was wir fchon oben gefagt haben, daß uns dies ein 
Feld fcheint, für ein befondres Studium und insbefondre für Die then 
retifche und praktiſche Betätigung erprobter und erfahrener Männer 
der Verwaltung. Schließlich wird hier wohl überhaupt vielfach erſt bie 
Praris die richtige Löſung finden. Im übrigen haben wir ja einen 
Anfang zu Löfungsporfchlägen bereit3 oben in diefem Kapitel mit dem 
Vorichlage der Gemeindeverbände gemacht und machen einen weiteren, 
ber allerdings gleichfall3 zu dem Thema der Gemeindeverbände gehört, 
mit dem Vorſchlage fommunaler Banntreisorganifationen für Die Groß- 
ftädte und großen Mittelftäbte am Ende des nächſten Kapitels. 
Eine heille Frage ift endlich noch die ber Befchaffung der Geld- 
mittel. Wenn die Stadtermweiterung als Öffentliche Aufgabe von öffent. 
lichen Stellen in bie Hand genommen wirb, fo ift felbftverftändlich, daß 
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dieſe Stellen auch eine Menge Koften tragen und eine Menge Mittel 
aufbringen müſſen, für welche jet die privaten Auffchließenden und 
privaten Bodenbefiger zu forgen haben. Erſtens und vor allem müſſen 
dann doch die großen Mittel für den Erwerb des nötigen Landes auf- 
gebracht werden. Mllerdings würde dieſe finanzielle Aufgabe dadurch daß 
Enteignungsredt und Stabterweiterungstare in unfrem Sinne ein» 
geführt werben, fehr erleichtert werden, immerhin wären aber doch 
auch dann noch große Summen aufzubringen. Auf der andren Seite 
darf man aber ein3 nicht vergejfen. Die Gemeinden uſw. werden fehr 
häufig, ja wohl meiſt nicht ohne meitere® auf bare Bezahlung der 
Bauftellen, bie fie zur Bebauung austun, rechnen können, fondern jie 
werden mehr oder minder lange den ganzen oder wenigitend einen 
großen Teil des Preiſes kreditieren müjfen. Dadurch wird aber natürlich 
die Summe ber von ihnen vorzuftredenden Mittel jehr vergrößert. 
Außer der Landbeihhaffung treffen aber bei der öffentlichen Stadter- 
weiterung natürlich auch die vollen Koften des Straßenbaues u. dgl. 
die öffentlichen Stellen und müſſen von ihnen ausgelegt werden, wäh— 
rend bie jebt doch nur in einer Minderzahl von Fällen zutreffen 
dürfte. Ferner werben bei der öffentlichen Stadterweiterung ben Ge⸗ 
meinden ufw. natürlih oft auch Koſten durch Längeres unbebautes 
Liegenbleiben der fertigen Bauftellen erwachſen. Endlich werden mohl 
auch die öffentlichen Stellen, wenn fie die Stadterweiterung in die Hand 
nehmen, nicht umhin Tönnen, in vielen Fällen den Abſatz der Bau- 
ftellen und ihre Bebauung durch Gewährung von Baugeld zu unter- 
ftügen, wie e8 Die heutigen Auffchließenden offenbar aud oft tun; 
doch mollen wir auf diefen Poften bier nicht weiter Rüdficht nehmen, 
weil wir auf dieſe Angelegenheit im Rahmen dieſes Kapitels etwas 
jpäter zurüdtommen. 

Wie wäre nun diefer gegen heute fo ftarf vergrößerte Bedarf an 
Geldmitteln zu deden? Diefe Frage muß erhoben werden, troßdem 
ja natürlich die Gemeinden uſw. bie ihnen aus der Stadterweiterung 
eriwachjenden Unfoften mit der Zeit völlig wieder hereinbefämen, weil 
Diefe Mittel eben doch zunächſt einmal flüffig zu machen und vorzu«- 
ftreden find. Es ift ja nun freilih immer der Ausweg vorhanden, 
den finanziellen Bedarf, fomweit er nicht aus den laufenden Mitteln 
beftritten werden kann, durch Anleihen ber Gemeinden ufw. aufzubringen. 
Aber bei der ohnedies vorhandnen ftarfen Anſpannung des kommunalen 
Kreditd wird dies doc feine Schwierigkeiten Haben und ein nicht fo 
ganz Meines Hindernis bilden, bie Gemeinden uſw. überhaupt zu ber 
Politik der öffentlichen Stabtermweiterung zu bewegen. Man wird daher 
gut tun, fi immerhin nad) andren Auswegen umzufehen. 
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Da ift nun zunädft einmal zu fagen, daß ein Zeil der Koften 
ber öffentlichen Stabterweiterung ja nicht die Gemeinden und Gemeinde- 
verbände treffen würde, jondern andre öffentliche oder halb=öffentliche 
Stellen. Nach unjrer Meinung foll ja die öffentliche Stadtermeiterung 
durchgeführt werden nit durch die Gemeinden und Gemeindever⸗ 
bände allein, fondern unter ihrer Führung auch noch Durch mannigfade 
andre Stellen: den Fiskus, Baugenojjenichaften, gemeinnüßige Bau- 
gejellichaften, Siedlungsgefellfchaften uſp. ufw. Dieſen Stellen würden 
zum großen Teil bejondre Geldquellen zur Verfügung ftehen und jeden- 
fall3 wollen wir ung mit der Sorge, wie dieſe Stellen die nötigen 
Geldmittel für die von ihnen übernommenen Zeile der öffentlichen 
Stadtermweiterung aufbringen, bier nicht abgeben, jondern una auf 
die Gemeinden und Gemeindeverbände beichränfen. Für Diefe aber 
möcdten wir bier, ohne daß wir annehmen, den Gegenſtand damit 
zu erichöpfen, nur folgende Wege nennen: 

Erſtens erjcheint es doch recht wohl denkbar, bie Tätigkeit der 
privaten Banken für die hier vorliegenden Zwecke — Beleihung des 
erworben Landes, Vorftredung der Straßen» und fonftigen Auf 
Ihließungstoften, etwa gegen amortijierbare Renten u. dgl. m. — 
heranzuziehen, auszubilden und für die Gemeinden und emeinde- 
verbände nutzbar zu machen. Betreibt doch, wie wir oben ©. 142 er 
wähnt haben, 3. B. die Mitteldeutfche Bodenkreditanitalt die Bor- 
ftredung der Straßenkoften gegen Auflegung folder Renten auf bie 
betreffenden Grundftüde ſchon feit längeren Jahren als felbftändigen 
Geſchäftszweig. 

Zweitens iſt der in der letzten Zeit aufgetauchte Gedanke der 
Beachtung wert, es möchten die Gemeinden ſich zuſammentun und 
zum Zwecke der Begebung ihrer Anleihen und überhaupt der vorteil⸗ 
haften Dedung ihres Gelbbedarfe® ufm. eigne kommunale Banfen 
gründen, 

Dritten wäre in Betracht zu ziehen, ob nicht der Staat, viel- 
leiht auch die Provinzen ihrerfeit3 Banken für unfre Zwecke hier 
gründen, bzw. ſoweit ſolche Provinzialbanfen u. dgl. ſchon beftehen, 
fie in den Dienft diefer Zwecke ftellen follten. Die Königl. Sächſiſche 
Landeskultur⸗Rentenbank 3. B. gibt ja, wie wir ſchon oben ©. 142 mit- 
teilten, unter gewiffen Vorausfegungen Kapital zur Dedung der Koſten 
neuer bauplanmäßiger Straßen in den Städten unb fonftigen Ort⸗ 
Ihaften Sachſens, wofür fie fich durch Auflegung von Renten auf bie 
betreffenden Grundftüde bezahlt macht. Es würde nur darauf anfommen, 
biefe Tätigfeit entfprechend auszubauen. Im übrigen kommen wir 
auf den Gedanken folder ftaatlicher oder provinzieller Banken jpäter 
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unter dem Geficht3punfte der Gewährung von Baugeld u. dgl. von 
öffentlicher Seite nochmals zu fprechen. Sollten folhe Banken zur 
Entjtehung kommen, jo würden vielleicht fie am beiten auch die hier 
in Rede ftehenden Funktionen übernehmen. 

Viertens endlid möchten wir nun hier mit allem Nachdrud 
noch einen Vorſchlag machen. Die Einleitung einer gründlichen Reform 
unſrer Stadtermweiterung, der energifche Angriff auf die fo entjeglichen 
Übelftände auf dem Gebiete ber ftädtifchen Bodenfrage find für ung in 
Deutichland von fo enticheidender Wichtigkeit, DaB ſich dafür finanzielle 
Dpfer auch des Staates in größerem Umfange ohne weiteres rechtfertigen. 
Wir machen deshalb hiermit den Vorſchlag, daß die einzelnen Bunbes- 
ftaaten, eventuell auch da3 Reich, oder unter Mithilfe des Reiches, je 
einen größeren Fonds bereititellen, um aus ihnen Gemeinden, Gemeinde» 
verbänden und fonftigen Stellen, welche die öffentliche Stadtermweiterung 
in die Hand nehmen, Darlehen zur Beftreitung der Koften, insbeſondre 
aber zum Landerwerb zu gewähren. Natürlich” dürften diefe Fonda 
nicht Hein fein; für Preußen 3. B. ftellen wir uns vor, daß der Fonds 
von Anfang an mit etwa 100 Millionen Mark auszuftatten wäre, 
wenn dieſe natürlich auch nur nach und nad; flüffig gemacht werben 
würden. Die Darlehen wären unſres Erachtens etwa mit 34 Proz. 
zu amortijieren, Dagegen müßte bie laufende Berzinfung unter dem 
landezüblichen Zinzfuße, fagen wir auf etwa 21/, Proz. feſtgeſetzt werben, 
um die Gemeinden uſw. möglichſt zum Erwerb von Land u. dgl. an 
zureizen. Die ein bis anderthalb Millionen Mark, die 3. B. Preußen 
bei einem Fonds von 100 Millionen jährlich auf diefe Weife etwa an 
Binfen verlöre, ftänden in feinem Verhältniffe zu dem außerordent- 
lichen Nutzen diefes Opfers. Denn e3 kann wohl feinem Zweifel unter» 
liegen, daß die Politif bes öffentlichen Landerwerbs und ber öffent» 
lihen Stadterweiterung durch die Gemeinden uſw., wenn biejen leg- 
teren Stellen die Sadje fo wirkſam erleichtert würbe, fehr balb einen 
außerordentlihen Aufſchwung nehmen würde. 

Kurz, uns fcheint, an der Beſchaffung der Geldmittel brauchte Die 
Sade nicht zu ſcheitern. Auch hier heißt es wie unſres Erachtens bei 
der Landbeihaffung für die öffentliche Stadterweiterung überhaupt 
und wie [chließlich bei fo zahllofen Dingen in der Welt: wo ein 
Wille ift, da ift auch ein Weg! 


Drittens: Die Verwertung des Landes. 
Beati possidentes — glüdlic die, die im Befit find! Das können 
wir nun aud) von den Trägern ber öffentlichen Stadterweiterung fagen. 
Sie find nun, nehmen wir an, auf Grund der in dem ganzen voran⸗ 
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ftehenden Abſchnitte gefchilderten Operationen im Befige des nötigen 
Landes. Durch einheitliche Bufammenfaffung des vorhandenen, durch 
freihändigen Erwerb von neuem Lande, nötigenfalld durch Anwendung 
der Enteignung, wobei die Stabtermweiterungstare vor Überteuerung 
ſchützt, find fie in diefen Befig gelangt, und nun heißt es jeweils, das 
Land richtig verwerten. 

Das, mas da nötig ift, ift felbftverftändfich zunächft die Schaffung 
eine3 angemeſſnen Planes für die Bebauung ufm. bed Landes und die 
Zurihtung des Landes diefem Plane gemäß dur Straßenbau und 
Berglieberung in einzelne Bauftellen, aljo die Aufgaben, die wir fchon 
oben ©. 462 unter 2 und 3 genannt haben. Diefe Aufgaben find nun 
bei der öffentlichen Stabterweiterung im allgemeinen von bdenfelben 
. Stellen, welche überhaupt ala Träger diefer in Betracht kommen, zu 
Löfen, vor allem aljo von und unter Führung der Gemeinden und Ge 
meinbeverbände. Wir vermögen Teinen Umftand zu fehen, der fpeziell 
biefe beiden leßteren Stellen hindern könnte, Diefe Aufgaben mindeftenz 
ebenfo gut zu Iöfen, wie fie jet unter ber privaten Stabtermweiterung 
gelöft werben. Ja, es ift beinahe mit Sicherheit anzunehmen, daß 
fie unter den Umſtänden ber öffentlichen Stadterweiterung jich viel 
einfacher und viel befriedigender löſen laſſen würden als jetzt. Wan 
vergleiche Hierzu unfre Ausführungen oben S. 326—29 und 34539. 
Im übrigen wird natürlich auch hier wieder wie bei der Landbeſchaf⸗ 
fung und bei der öffentlichen Stadtermweiterung überhaupt ein ge 
fihertes, einheitliches Zuſammenwirken ber verfchiebnen Träger der 
öffentlichen Stadterweiterung vorausgeſetzt. 

Sind nun auch die eben genannten Aufgaben erfüllt, fo gilt es, 
das Land, ſoweit es nicht etwa zu Öffentlihen Anlagen und dergleichen 
Verwendung finden foll, der Bebauung zuzuführen. Der Leititern 
hierbei muß natürlich, wie bei ber öffentlichen Stabterweiterung über- 
haupt, der fein, den am Anfange dieſes Kapitels aufgeftellten Grund 
forderungen, fpeziell den drei erften, zu genügen. Das würde heißen: 

erfteng daß bie durch Die öffentliche Stabterweiterung eingeleitete 
und ermöglichte weitgehende Befriedigung der NRüdfichten ber Ge 
junbheit, Bmwedmäßigfeit, Schönheit uſw. ber fläbtifchen Beſiedlung 
nun aud auf der Stufe der Bebauung gewahrt und dauernd ein⸗ 
gehalten wird; 

zweitens, daß ebenjo die durch die öffentliche Stabterweiterung 
gewonnene Billigleit des Grund und Vodens nun auch in den Preifen 
der Häufer, Wohnungen ufm. entfprechend zum Ausdruck kommt, 
und zwar auch dauernd, und 

brittens, daß die mit ber Zeit eintretende natürliche Wert 
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fteigerung des durch die öffentliche Stadterweiterung befchafiten Lan 
des möglichit für die Allgemeinheit nugbar gemacht wird. 

Um biefe Biele bei der Überführung bes Landes an bie Bau- 
tätigleit und darüber hinaus für dauernd zu erreichen, ftehen nun 
ber öffentlichen Stadterweiterung verſchiedne Möglichkeiten offen, deren 
furz gefaßte Erörterung uns über die richtige Verwertung des Landes 
belehren wird. 

Die erſte Möglichfeit beiteht darin, daß das Land, wenn aud 
mit einigen Auflagen, fo do in der Hauptſache frei und zu be» 
liebiger Verfügung an Bauunternehmer oder fonitige Bauende ver⸗ 
fauft wird. Die Auflagen, an die wir benten, könnten etwa zum 
Inhalt Haben die Bedingung alabaldiger Bebauung, Genehmigung der 
Baupläne durch die Gemeinde oder eine derartige Stelle, Beſchränkungen 
in dem Grabe der buulichen Ausnußung des Landes u. dgl. m.; vor allem 
aber wäre ftreng darauf zu halten, daß dag Land nicht in Hände kommt, 
die e3 als Mittel, der Bodenpolitif der öffentlichen Stadterweiterung 
entgegenzuarbeiten, benugen. Man fühlt allerdingd ohne weiteres, 
Daß dies Syftem ber Landverwertung grundlegende Mängel bat, trogdem 
aber möchten wir e3, unter ber Vorausſetzung der Herrichaft der öffent- 
lichen Stabterweiterung, nicht in dem Grade verdammen, wie e3 jebt 
in ber Regel gejhhieht. Der Einwand, ber jet gegen dieſe Urt Ber- 
wertung erhoben wird, geht dahin, daß wenn man das Land in dieſer 
Weife ohne einen dauernden Obereinfluß ber Gemeinde ober Der. 
gleihen aus der Hand gibt, — daß dann aljo dringendfte Gefahr 
beftände, daß da3 Land in ganz unzuläffiger Weife durch die Be— 
bauung und Befiedlung verwendet werden würde; vor allem aber, 
baß die Erwerber e3 in abfehbarer Zeit zu fehr erhöhten Preifen wieder 
veräußern würden, und daß ſomit dieſen ein unverdientes Geſchenk auf 
öffentliche Koften gemacht würde. Dieſer Einwand trifft ja auch unter 
den gegenwärtigen Berhältniffen offenbar zu. Solange die Ge— 
meinden uf. wie bisher beftenfall3 nur einen Heinen Teil bes Bedarfes 
an Banftellen in unfren Städten beden, weitaus ber größte Teil dieſes 
Bedarfes aber nach wie vor auf dem fo fabelhaft teuren Wege ber 
üblichen privaten Stadterweiterung befriedigt wird, wird immer ein 
hoher Preis für Bauftellen im allgemeinen in den betreffenden Städten 
beftehen und damit der faft unmwiderftehliche Anreiz für die in ben Beſitz 
der billigen öffentlihen Bauftellen Gelangten gegeben fein, diefe Bau⸗ 
ftellen oder die Häufer, die auf ihnen errichtet worden find, dem all» 
gemeinen hohen Bauftellenmwerte entjprechend zu hohen Preifen zu ver« 
mieten oder zu verfaufen und überhaupt den Grund und Boden feinem 
hohen Werte entiprechend intenfiv auszunugen. Anders fteht die Sache 
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aber doc, wenn wir ung die öffentliche Stadtermweiterung, noch dazu 
ausgerüftet mit Enteignungsredht und Stadterweiterungstage, als das 
durchaus Herrſchende vorftellen. Hier würde nicht ein Heiner Zeil, 
jondern fait die ganze Summe ber überhaupt nötigen Baujtellen zu 
ben niedrigen Preifen der öffentlichen Stadterweiterung abgegeben, und 
die Bauluftigen könnten jederzeit ihren Bedarf aus diefer billigen Duelle 
befriedigen. Die Folge aber wäre natürlich, daß, foweit nicht be= 
fondre Vorzüge eine ſozuſagen natürlihe Grundrente auf den ein⸗ 
zelnen Grundftüden bedingen, niemand für eine Bauftelle oder ein 
Haus in den Außengegenden mehr zahlen würde ala dieſem allgemeinen 
niedrigen Bauftellenpreife entjpricht, und auch bie Mietmwerte ber Woh- 
nungen ufw. in diefen Gegenden müßten fi) im allgemeinen danach 
einftelfen ; ebenfo würde aud) der Drang, bad Land jeinem hohen Werte 
gemäß durch dichte Bebauung uſw. auszunugen, entſprechend nachlaſſen. 

Die Sache ſieht ſich alfo unter der Borausfegung der wirklichen 
Herrihaft einer rationellen öffentliden Stadtermweiterung weſentlich 
anders an. Trogdem möchten wir auch unter diefer Vorausſetzung dem 
Syftem de3 freien und annähernd bedingungslofen Verkaufes der durch 
die Öffentliche Stadtermweiterung bejchafiten Bauftellen im allgemeinen 
nicht meiter da3 Wort reden, als die Unmöglichkeit der Anwendung 
andrer Formen der Landverwertung gebietet. 

Zunächſt ift es ſehr wahrſcheinlich, daß die öffentliche Stadt- 
erweiterung auch innerhalb des einzelnen Ortes doch nur allmählich 
und nach und nach wird zur Herrſchaft gelangen und die private ver- 
drängen können. Wir werden demgemäß in dieſen Fällen auch nod 
auf längere Zeit mit der Möglichkeit oder vielmehr der hohen Wahr- 
Iheinlichkeit rechnen müffen, daß die hohen Preiſe dieſer privaten 
Stadterweiterung einen verberblihen Einfluß auf die Preife und bie 
Ausnußung der durch die öffentliche Stadtermweiterung befchafften billigen 
Grundftüde ausüben würden, wenn hiergegen nicht befondre Bor» 
fehrungen getroffen werden. Es kommt Hinzu, daß doch auch die An- 
Ihauungen und Anſprüche in bezug auf unfer ganzes ftädtifches Sied- 
lungsweſen nur allmählich ſich ändern können. Auch in ber weiteren 
Beziehung noch ift der freie und bedingungsfofe Verkauf ungenügend, als 
Die Gemeinden ufw. damit auch die künftigen Wertfteigerungen ber 
Grundftüde aus der Hand geben, welche jelbft bei volljtändig durch— 
geführter und die Bauftellen fehr billig liefernder öffentlicher Stadt- 
erweiterung auf Grund der natürlichen Grundrentenbildung mit dem 
weiteren Anwachſen der Städte doch zu erwarten find. Endlich erſcheint 
e3 dringend wünſchenswert, zur dauernden Beeinfluffung der neu zur 
Entjtehung kommenden Bauquartiere im Intereſſe ihrer Geſundheit, 
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Zweckmäßigkeit, Schönheit, Billigkeit uſp. wenn möglich noch ſtärkere 
Mittel in die Hand ber Offentlichkeit zu legen, als dies durch Bau«- 
ordnung und Bebauungsplan und den indirekten Einfluß der öffentlichen 
- Stadterweiterung gejchehen Tann; insbejondre für die nächſten Jahr» 
zehnte, bi3 neue gefündere Gewohnheiten und Anfchauungen in nufrem 
ftäbtifchen Siedlungsweſen plaßgegriffen haben, ift dies fehr zu münchen, 

Wir werden alfo nach Formen fuchen müffen, um das durch die 
öffentliche Stadterweiterung befchaffte Land an die Bautätigkeit zu 
überführen und boch dabei noch auf lange hinaus oder überhaupt für 
Dauernd unter einem bejondren, ftarfen Obereinfluſſe der die öffent» 
liche Stadterweiterung regulierenden Stellen, alfo vor allem der Ge- 
meinden und Gemeindeverbände, zu halten. Der Frage, ob joldhe 
Formen möglich find, und wie fie beichaffen fein müffen, ftehen wir 
jeßt gottlob nicht mehr fo rat- und hilflos gegenüber wie noch vor 
etwa 10 Sahren. Durd) die zunehmenden Landerwerbungen unfrer 
Städte ift die Frage, wie denn nun das fo erworbne Land zu vermwerten 
fei, ohne daß man es frei allen Mißbräuchen augliefere, Schon feit 
Sahren brennend geworden und auf die Stufe praktiſcher Behandlung 
gelangt. Und da haben fich denn immerhin einige Formen als braud- 
bar bisher herauggeftellt und entmwidelt. Wir verweiſen da insbeſondre 
auf den ausgezeichneten PVortrag*), den der Beigeordnete der Stadt 
Eifen, Dr. Wiedfeldt, im November 1906 auf ber VII. General 
verfammlung des Nheinifchen Vereins zur Förderung des Arbeiter- 
wohnungsweſens über „Städtiſche Bodenpolitik. Die Verwertung des 
kommunalen Grundbeſitzes“ gehalten hat; und dem wir ung im fol—⸗ 
genden großenteil3 anfchließen. Drei Formen find da gegenwärtig 
zu nennen: 


1. Die einfahe Verpachtung des Geländes. Sie fonımt 
zivar, da nach dem Bürgerlichen Gefegbuche die Dauer der Pacht auf 
30 Jahre befchräntt it, für Wohnungsbauten uſw. Taum in Betracht, 
wohl aber für Geſchäfts⸗ und andre Zwecke, bei denen nur leichte oder 
auch gar Feine Bauten erforderlich find, z. B. für Magazine, Gärten, 
Lager⸗ und Gemwerbspläge. Sie ift z. B. in Mannheim umfangreich 
auf ſtädtiſchem Lande zur Anwendung gelommen. 

2. Das Erbbauredt. Eine nähere Auseinanderfegung feines 
rechtlichen Charakters und feiner Einrichtungen können wir und hier 
verfagen, da wir die Kenntnis davon bei unfren Lefern vorausſetzen 
Dürfen. Rur ganz im allgemeinen fei bemerkt, daß bei Anmendung 


*) Bu beziehen vom Rhein. Verein zur Förderung des Arbeitermohnungg- 
weſens, Düffeldorf, Aderzftr. 1. 
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biefer Rechtsform das eigentlihe Eigentum bei der dad Erbbauredht 
verleihenden Stelle, ben Gemeinden ujw., verbleibt, während der Erb- 
baunehmer auf lange Zeit ein mweitgehendes dingliches und namentlich 
zur Bebauung berechtigendes Recht an den betreffenden Grundjtüden 
erhält; weiter, daß nach mehr oder minder langer Frift das Erbbauredht 
erlifcht und die unter diefer Rechtsform auf den betreffenden Grund» 
jtüden errichteten Gebäude an den Erbbaugeber fallen, und daß es 
möglich ift, dem Erbbaunehmer alle möglichen Bedingungen betrefis 
Bebauung und Benugung der Grundftüde und namentlich auch betreffs 
der Preife der Wohnungen ufm. aufzuerlegen. Danach erjcheint es 
für die Träger ber öffentliden Stadterweiterung an ſich jehr mohl 
möglih, mit Hilfe des Erbbaureht3 den nötigen Einfluß in bezug 
auf Geſundheit, Zweckmäßigkeit, Schönheit und Billigleit der Befiedlung 
nun auch auf der Stufe der Bebauung bauernd auszuüben. Da auber- 
dem, wie eben erwähnt, im allgemeinen die in Erbbaurecht ausgetanen 
Srundftüde nach wenn auch längerer Zeit an den Erbbaugeber wieder 
zurüdfallen und damit natürlich aud) die inzwifchen eingetretne Wert- 
fteigerung, jo wäre auch der Forderung, diefe Wertfteigerung möglichſt 
für die Allgemeinheit zu gewinnen wenigſtens zum guten Zeile genügt. 
Es fcheint aber, daß infolge verjchiedner, hier nicht näher auseinander 
zufegender Umftände dieſe Neform praltifch doch nur eine recht beſchränkte 
Anmwendbarleit bejigt und in der Hauptſache nur für Baugenoffenfchaften, 
gemeinnügige Baugefellfchaften u. dgl. und einen ganz beſtimmten, 
engen Frei von Privatperfonen in Betracht kommt. 

3. Das Wiederkaufsrecht. Es ift, was fein Name bejagt, 
das Necht für den Verläufer, die betreffende Sache wieder vom Käufer 
zu kaufen, der verpflichtet ift, fie ihm wieder abzutreten, und: zwar im 
Bweifelsfalle zu bem urfprünglichen Verkaufspreiſe. Es ftügt ſich auf die 
88 497—503 des Bürgerlichen Gefeßbuches und kann, wie Dr. Wied- 
feldt mitteilt, durch eine Vormerkung im Grundbuche gefichert werben. 
Für die Zwecke ber ftäbtifhen Bodenpolitif ift diefe Nechtzform vor 
allem oder gar ausfchließlich bisher angewandt und entwidelt worden 
von der Stadt Ulm unter ihrem Oberbürgermeifter v. Wagner, der 
fih damit ein großes Verdienſt erworben hat. Das Recht, die betrej- 
fenden, zur Bebauung verlauften Grundftüde zu dem urfprünglichen 
Berlaufspreije wieder zu kaufen, Yann nun für die Gemeinden uſw. 
nicht bloß auf fehr lange Friften ausgemacht, fondern es kann das Ein- 
treten dieſes Nechtes auch für den Fall bes Vorhandenſeins der ver- 
ſchiedenſten Umftände fetgefegt werden. Auf dieſem Wege laffen ſich 
denen, welche Grundftüde von den Gemeinden ufw. zur Bebauung er=- 
werben, ſehr wohl Bedingungen betreffend die bauliche Geftaltung Der 
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Grundftüde, die Mietpreife, die Benugung der Wohnungen u. dgl. m. 
auflegen, deren Erfüllung durch die drohende Gefahr gefichert ift, 
daß im Übertretungsfalle Wiederkauf zu dem urfprünglichen Breife 
eintritt. Auch die Wertfteigerung läßt ſich mit Hilfe dieſes Wieder- 
kaufsrechtes wenigfteng zum guten Zeile für die Allgemeinheit gewinnen, 
und fo dürfte dieſe Form Doc fo ziemlich den verfchiednen zu ftellenden 
Anfprühen genügen. Ein großed Bedenken bleibt freilich auch Hier, 
wie weit diefe Rechtsform praftiih anwendbar fein wird, namentlich 
angeſichts der mit ihr für die hypothekariſche Beleihung offenbar ver- 
bundnen Schwierigkeiten. 

Außer diefen drei bisher erprobten Formen laſſen ſich höchſt 
wahrjcheinlich fchon im geltenden Rechte noch weitere finden, mit 
deren man da3 gleiche Ziel erreichen Tann, 3. 3. etwa das Renten— 
gut. Im übrigen ift der Gedanke nicht von der Hand zu meifen, durch 
eine eigne gejebgeberiihe Aktion eine befondre Rechtsform für die 
hier vorliegenden Bedürfniffe zu fchaffen, oder aus den beftehenten 
Formen heraus zu entwideln. Wir haben diefen Gedanlen fchon im 
Sabre 1898 öffentlich zur Diskuſſion geftellt und dabei den Namen 
„Bauleihe“ für das zu fchaffende Nechtzinftitut in Vorſchlag gebracht. 

Aber nicht nur in der Form, in der dad Land der öffentlichen 
Stadterweiterung zur Bebauung ausgetan wird, barf man die Möglich 
feit fuchen, die oben ffizzierten Biele der öffentlichen Stabterweiterung 
zu erreichen, fondern es fommt in hohem Grabe auch darauf an, in 
weiten Hände Bau und Bejit der Häufer gelegt werden. Der private 
für den Markt arbeitende Bauunternehmer und der private Beſitzer 
größerer Zinshäuſer, die unter unjren gegenwärtigen Verhältniſſen 
fo weithin das Feld beherrichen, haben naturgemäß in erfter Linie ihr 
Gewinnintereffe im Auge und werden daher in ihrer ganzen Haltung 
vielfach mit den von der Öffentlichen Stadterweiterung für die neuen 
Bauquartiere verfolgten Nüdfichten in Konflikt geraten; auch werden fie 
fi aus demſelben Grunde nur ungern in die eben augeinandergefegten 
gebundnen Formen de3 Grund» und Hausbefiges finden. Anders aber 
bei gewiljen andren Klaſſen von Haus- und Grundbefigern 3. B. 
bei den Befigern von Einfamilienhäufern, bei Baugenoffenfchaften u. dgl. 
Hier herrſcht von vornherein eine viel größere Übereinftimmung mit 
den dauernden Bielen der öffentlichen Stadterweiterung und hier wird es 
auch viel leichter fein, die eben erwähnten gebundnen Formen ber 
Verwendung bes Öffentlichen Landes zur Anwendung zu bringen. Eine 
wahrlidy nicht wenig wichtige Möglichkeit zur Durchfegung der oben 
genemnten Ziele wirb alfo auch darin beftehen, das Auftreten und 
die Ausbreitung bdiefer zweiten Klaſſe von Bautätigkeit und Grund⸗ 

Die Wohnungsfrage und bas Reich, 8. Heft. 83 
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befig jo fehr wie nur irgend möglich zu fördern und fo Die den 
Zielen der öffentlichen Stadterweiterung ungänftigen Arten von Bau« 
tätigfeit und Grundbeſitz zurüdzudrängen. 

Hierfür beftehen denn auch keineswegs geringe Ausfichten. 

Zunädjft einmal ift darauf zu rechnen, daß unter ber Öffentlichen 
Stabterweiterung mit ihrem billigen Lande der private Beſtellungs⸗ 
bau, die Errihtung von Kleinhäufern vorwiegend für den eignen 
Gebraud) der Befteller und verfehen mit Garten oder Gärtchen einen 
ganz andren Umfang gewinnen würbe ala bisher. Was jeht dieſe Form 
ber Bautätigfeit und des Hausbeſitzes bei uns Hindet, find Doch vor 
allem unfre unfinnigen Bodenpreife und die fielen ja Dann mehr 
und mehr weg. Weiter läßt fich ein ſtarkes Aufblühen der Bautätigkeit 
der Baugenoffenjchaften, gemeinnügigen Baugefellichaften u. dgl. er- 
warten, Auch hier bilden jebt doch die teuren Landpreife ein Hindernis, 
bejfen Wegfall gewaltig anreizend und fördernd wirken müßte. Stellen 
wir und zugleich vor, daß andrerfeits die private fpefulative Bau⸗ 
tätigfeit unter den neuen Berhältnijfen wohl öfterd in ein gewiſſes 
Stoden geraten würde, jo leuchtet ein, Daß noch ein meiterer befondrer 
Anlaß gegeben wäre, Abhilfe auf dem nun fo erleichterten Wege ber 
Baugenofjenfchaften gemeinnügigen Baugefellichaften u. dgl. zu ſuchen. 
Mit der Dedung eines erheblichen Bruchteiles des Bedarfes an neuen 
Häufern, Wohnungen uſw. durch genoſſenſchaftliche u. dgl. Tätigkeit 
it aber um deöwillen zu rechnen, als wir es in der Zukunft und 
namentlich im Gefolge der öffentlichen Stadterweiterung und Dezen⸗ 
tralifation vermutlich keineswegs nur mit den bisherigen Arten von 
Baugenofjenichaften und gemeinnügigen Baugefellfchaften zu tun Haben 
werden, fondern auch mit noch andren, viel größeren Unternehmungen: 
Siedlungsgenofjenfchaften, Gartenftadtunternehmungen u. dgl. Endlid 
fönnen auch die Gemeinden felber, fommunalen Stiftungen, die Ge⸗ 
meinbdeverbände, der Fisſskus ufw. wenn aud) längft nicht ben gejamten 
Bedarf der hier in Rede ftehenden Bautätigkeit, jo doc immerhin 
einen Teil davon übernehmen. 

Es leuchtet aber ein, daß wie wir ſchon oben erwähnt haben, all 
diefe verſchiednen Hier eben angeführten Arten von Bauenden und 
Hausbefigern für bie Erreichung der dauernden Ziele der öffentlichen 
Stadtermweiterung ein viel günftigeres Feld bieten al3 der fpefulative 
Bauunternehmer und der Beliber größerer Zinshäufer gegenwärtig. 
Die dauernde Gefundheit, Zweckmäßigleit und Schönheit der betreffenden 
neuen Bauanlagen liegen ohnehin im Intereffe und in ber Abficht der 
Beliger Meiner Einzelhäufer vorwiegend für den eignen Gebrauch und 
namentlich in dem der Baugenofjenfchaften uſw. und der Gemeinde, 
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Gemeindeverbände u. dgl. als Hausbeſitzer; und ebenfo ift es, zum 
großen Teile wenigfteng, auch mit der möglichften Billigfeit der Häufer 
und Wohnungen in diefen Bauanlagen. Die mit der Zeit eintretende 
natürliche Wertfteigerung der Grundftüce würde zwar gewiß auch dieſe 
Arten von Bauenden und Hausbeſitzern gern ungeteilt für fich behalten, 
aber fie werden ich in etwaige Abtretungen da auf alle Fälle dod) 
feichter finden als ber fozufagen gemerbämäßige Hausbeſitzer. Unter 
diefen Umjtänden ift dann aud, wie gleicyfall3 ſchon oben erwähnt, 
ein bereitwilligeres Eingehen auf die gebundnen Formen der Über- 
laſſung öffentlichen Landes bei diefen Arten von Bauenden und Haus 
befißern zu erwarten. 

Im übrigen darf man die hier empfohlene Begünftigung und Aus⸗ 
breitung der eben erwähnten Arten von Bauenden und Hausbeſitzern 
nit etwa verwechjeln mit einer Verdrängung des privaten 
Baugemwerbes durch einen halb oder ganz öffentlichen Betrieb. Das 
wäre nicht der Fall. Die Privatleute ſowohl, die fich vorwiegend 
für eignen Gebrauch ein Haus bauen, wie die Baugenoffenfchaften, 
gemeinnübigen Baugefellfchaften uſw., ja in der Hauptjache gewiß aud) 
die Gemeinden, Tommunalen Stiftungen, Gemeindeverbände u. dgl. 
würden ſich für den eigentlichen Bau ja doch des privaten Baugewerbes 
- bedienen; e3 träte mur in weiten Umfange der fo viel folidere Be— 
jtellungsbau durch zahlungsfähige Elemente an die Stelle des jept 
vorhandnen Spefulationsbaues, und das wäre gewiß fein Schade für 
das Baugewerbe, jondern vielmehr ein großer Segen. Aud das darf 
man nicht einmwenden, Daß ber private Hausbeſitz zeritört würde. 
Der Eigenbau der Gemeinden uf. und die Entfaltung der Baugenofjen- 
Ihaften und ähnlichen Körperfchaften würden ihn ja allerdings beein- 
trächtigen, aber der Bau vieler Heiner Eigenhäujer würde ihn an« 
dererjeit3 in viel breitere Kreife tragen und einen innerlich viel berech- 
tigteren und wirtjchaftlich feiter jtehenden Haußbefigerftand erzeugen, 
ala er heute vielfach durch den Bei größerer Binshäufer befteht. 

Ein wichtiges Hilfsmittel, die dauernd richtige Verwertung de 
öffentlichen Landes durcchzufegen, beftände natürlich auch in der Ge- 
währung von Baugeld und Hypotheken für die Bebauung und 
die fertigen Häufer auf biefem Lande von öffentlicher oder halb⸗öffent⸗ 
licher Seite, zumal da die Beleihung eine der Hauptflippen der Ein- 
bürgerung der gebundnen Rechtsformen bei der Verwertung des öffent- 
lihen Landes bildet. Im Intereſſe der Wohnungsreform iſt fchon 
wiederholt die Errichtung von Bau⸗ und Hypothekenbanken burch Die 
Provinzen oder ähnliche Stellen zur Förderung der Neformbautätigfeit 
gefordert worden. Würden folhe Banken gegründet, fo könnten jie 


83° 


516 v. Mangoldt: Die Städtiſche Bodenfrage. 


natürlich auch hier im Antereffe der richtigen Verwertung des öffentlichen 
Landes fehr nützlich wirken. Indes Fönnten aud) die Gemeinden oder 
Gemeindeverbände die Sadhe in die Hand nehmen und fommunale 
Baulafjen errichten. Ein ſolches Inſtitut ift z. B. dor einigen Jahren 
in Frankfurt a. M. gegründet worden. 

Die verfchiednen Möglichkeiten, bei der Verwertung des öffentlichen 
Landes die vorfchwebenden großen Ziele zu erreichen, werben nun 
noch in fehr wirkſamer Weife ergänzt durch einige allgemeinere Ein 
richtungen, die man hier nicht überjehen darf, und die fich zum Teil unter 
ber öffentlichen Stadterweiterung beſonders gut entfalten ließen. Da 
find zunädjft einmal die allgemeinen Bebauungsporfchriften — Baur 
ordnung und Bebauungsplan —, die natürlid) dem Streben 
nad dauernder Gefundheit, Zweckmäßigkeit und Schönheit ber neuen 
Bauquartiere von vornherein eine fichere Grundlage geben würden; 
da ift weiter die Wohnungsaufficht, deren immer allgemeinere Ein 
führung zu erwarten fteht; da ift die Zuwachsſteuer, die ja ſchon 
jest eine ftarfe Verbreitung gewinnt. Da ift weiter unter der öfjent- 
lichen Stadterweiterung die fortdauernde Konfurrenz neuen bil 
ligen Landes an der Peripherie der Städte, und da ift endlich ala fehr 
gewichtiger Umftand die mit der Zeit unter dem Drude ber öffentlichen 
Stadtermweiterung und der Pezentralifation zu erwartende gründlide 
Umwandlung unfrer Anfhauungen, Anſprüche und Gewohr- 
heiten in bezug auf das, was eine ftädtifche Siedlung zu leiften und 
zu bieten hat. Und es bedarf feiner weiteren Augeinanderjegung, daß 
verfchiedne dDiefer Momente — 3. B. Bauordnung und Bebauungsplan — 
unter dem Syſtem der öffentlichen Stadtermweiterung viel weitergehen! 
Anforderungen erfüllen könnten als Heutzutage. 

Überfchauen wir nun rüdblidend all die verfchiednen Mittel, die 
der öffentlichen Stadterweiterung zu Gebot ftehen, um eine dauernd 
fahgemäße Verwertung ihres Landes zu erreichen und zu fichern, fo 
fehen wir, daß diefe Mittel denn doch nicht gering an. Zahl und an 
Kraft find. Werden fie zielbemußt, energifch und planmäßig angemandt, 
fo ift wohl mit Bejtimmtheit anzunehmen, daß die großen Ziele der 
dauernden Gefundheit, Zweckmäßigkeit und Schönheit ber neuen Stadt. 
teile, die angemefjene Beteiligung der Allgemeinheit an dem zu er 
wartenden natürlihen Wertzuwachſe und die dauernde Billigkeit ber 
Häufer, Wohnungen uſw., wenn vielleiht auch nicht ganz vollftändig, 
jo doch in weiten Umfange werben erreicht werden. Eine neue und 
unendlich viel glüdlichere Periode unfres Städteweſens würde Damit zum 
Durchbruche kommen! — 
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Biertens: Verſchiedenes zur Öffentlichen Stabteriweiterung. 


a) Der Wille zur öffentlichen Stadterweiterung. 


Wir haben die Träger und die Aufgaben der öffentlichen Stadt- 
erweiterung kennen gelernt, ebenjo die Beichaffung des Landes, feine 
Verwertung, das Enteignungsrecht, die Stabtermweiterungstarge und noch 
zahlreiches andre mehr. Aber eine Frage liegt gewiß ſchon lange auf 
ben Lippen unfrer Lefer: werden denn die in Ausficht genommenen 
Träger der öffentlichen Stadterweiterung auch willen fein, auf biefe 
ganzen Aufgaben einzugehen? Werden fie geneigt fein, dieſe große 
umfaffende und mit foviel beftehenden Intereffen ji in Widerfprud 
fegende Tätigfeit zu übernehmen und kraftvoll durchzuführen? Wird 
nit an diefer Schwierigkeit die ganze Sache jcheitern? Gewiß ernite 
Fragen, auf die wir eine Antwort finden müfjen! 

Die Träger ber öffentlichen Stadterweiterung, die wir vorgejehen 
haben, und um die es fich hier handelt, find natürlich in erjter Linie 
wieder die Gemeinden und &emeindeverbände und ferner der Staat. 
Außerdem kommen, wie wir wiffen, noch eine Reihe andrer Träger in 
Betradht: Baugenofjenichaften, gemeinnügige Baugefellfchaften, Sied⸗ 
lungsgenoſſenſchaften, Gartenftadtunternehmungen, ja unter Umftänden 
auch) private Terrainunternehmer, ZTerraingejellichaften und größere 
Bauende, wenn e3 gelingt fie durch Gewährung beftimmter Rechte und 
bor allem auch durch Auflegung befondrer Pilichten für den Dienft 
der öffentlichen Stadterweiterung einzufpannen. Natürlich aber würde 
ed, was den Willen zur öffentlichen Stadtermweiterung anlangt, vor 
allem und in allererfter Linie auf die Haltung des Staats, der Ge- 
meinden und Gemeindeverbände anlommen. Wie werden mir nun 
Diefe für unfre Biele gewinnen? 

Dem Staate gegenüber haben wir natürlich Feine andren Mittel 
als diejenigen, welche in der Güte der Sache und in ber Emſigkeit 
und Kraft der Aufflärung und Agitation liegen, die für deren Durch— 
führung entfaltet werden. Auf dieſe Faktoren aber dürfen wir bier 
auch wirflid rechnen. Die Mipftände des Beftehenden auf unfrem 
Gebiete find, wie wir insbeſondre im 9. Kapitel gezeigt haben, fo tief 
und fo freffend, daß es das dringendite Staatsintereffe ift, hier eine 
grundlegende Anderung herbeizuführen. Und an der Emfigfeit und 
Kraft der Agitation wird es, wenn nur erft einmal der wahre Sach⸗ 
verhalt richtig aufgededt ift, nicht fehlen, nachdem jetzt bereit3 mehr 
und mehr die öffentliche Aufmerkfamkeit auf das Gebiet der ftädtifchen 
Bodenfrage gelenkt und allgemein bag Gefühl verbreitet ift, Daß hier 
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ſchwere Übelftände vorliegen. Insbeſondre aber darf man für die 
Haltung des Staates einige Hoffnung auch aus dem bundezitaatlichen 
Charakter des deutichen Neiches ſchöpfen. Unter feinen vielen Einzel 
ftanten wird fich vermutlich doch diejer oder jener finden, der eher als 
die andren geneigt fein wird, auf die bon uns vorgetragnen Bor- 
fchläge einzugehen und einen Verſuch damit zu machen. ft das aber 
einmal gejchehen, jo ift das Eis gebrochen, und die andren Einzel» 
ftaaten werden folgen müfjen. Wir Haben ja auch auf andren Gebieten 
der inneren Bermaltung diejer größeren Beweglichkeit und Gelbftändig- 
keit unſres deutfchen Staatsweſens manchen Yortfchritt zu verdanken. 

Nehmen wir nun an, daß der Staat gewonnen fei, wie wird es 
dann mit den Gemeinden und Gemeindeverbänden werden? — Bo 
mit wir jedoh durchaus nicht etwa fagen wollen, baß die Gemeinden 
erft auf das Vorgehen de3 Staates warten follten! Nehmen wir 
zuerfi Die Gemeinden vor. Natürlich erhebt ſich da die Frage, ob 
es etwa angebracht wäre, ihnen gegenüber von feiten des Staates 
mit dDireltem Zwange zu öffentlicher Stadterweiterung vorzugehen. 
Indeſſen fcheint ung, daß dieje Frage ohne weiteres zu berneinen ill. 
Einmal ſpricht dagegen ftarf die grundfäglihe Rückſicht auf bie Er— 
haltung des wertoollen Gutes der lommunalen Selbitverwaltung. Weiter 
aber wäre ein foldher Zwang auch nur mit großen Schwierigkeiten durch⸗ 
zuführen, und troßdem beftände dann noch die dringende Gefahr, daß 
er ſchließlich recht fchlechte fachliche Ergebniffe lieferte. Ob mit der 
Beit, wenn bie Verhältniffe weiter fortgefchritten find und einzelne 
Gemeinden fich als gar zu rückſtändig erweifen follten, ein folder Zwang 
angebracht fein würde, kann hier dahingeftellt bleiben. Dagegen Tann 
den Gemeinden gegenüber, um bei ihmen den Willen zur öffentlichen 
Stadterweiterung zu mweden und zur Tat werden zu laffen, auf ver 
Ichiedne andre wichtige Umftände gerechnet werden. Erſtens ift natür- 
lich auch hier ſtark auf die wachſende Einſicht und auf den Drud 
der Agitation und der öffentlihen Meinung zu hoffen; e3 wird 
ſich doch allmählich die Erkenntnis durchringen, daß es eine unerläße 
liche Pflicht der Gemeinde al3 der örtlichen Vereinigung der Staats⸗ 
bürger ift, Die nötigen Vorbedingungen für eine gefunde, befriedigende 
und von unnötigen Teuerungszufchlägen befreite Anjiedlung ihrer Ans 
gehörigen zu jchaffen, und daß diefe Pflicht nicht erfüllt werden kann, 
wenn man ben Boden, die Dauernde Grundlage aller kommenden Ge- 
fhlechter, der privaten Ausbeutung und Spekulation mit ihrer monopol- 
ähnlihen Macht einerjeit3 und ihrer gierigen Ausbeutungsſucht andrer- 
feit3 außliefert. Zweitens ift, wenn aud) nicht auf Zwang durd die 
Staatsbehörden, fo doch auf einen gewilfen Drud durch fie zu 
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rechnen. Auch wenn man alle illogalen Mittel ausfchließt, hat doc 
der Staat als Aufjichtsbehörde und fonft Mittel genug in der Hand, 
um ben Gemeinden ein Eingehen auf feine Wünjche fehr nahe zu legen. 
Auh dur die Gemeindeverbände würde vorausſichtlich zum Teil 
wenigſtens ein folcher Drud ausgeübt werden. Es kbommt Hinzu, daß 
ja ber Staat in ber Lage wäre, nicht nur einen Drud auszuüben, 
fondern auch die von ihm gewünſchte Politik der Gemeinden pofitiv 
ſtark zu fördern. Wir erinnern nur an ben Landbejig des Fiskus 
fowie an den oben von ung gemachten Borfchlag der Schaffung großer 
finanzieller Staatsfonds zur Erleichterung Tommunaler Landerwer⸗ 
bungen. Dritteng wäre ed denkbar, — wovon etwas fpäter in diefem 
Kapitel im Rahmen des fog. Stadterweiterımgärechtes noch näher die 
Rede fein wird — den Gemeinden die Verpflichtung aufzuerlegen, 
denjenigen ihrer Einwohner, die nachweislich jelber bauen wollen und 
fönnen, auf ihr Verlangen eine Bauftelle zu verjhaffen Es ift 
vorauszuſehen, daß durch eine folche Verpflichtung, die natürlich noch 
fchärfer umgrenzt und beftimmt werden müßte, ben Gemeinden ein um« 
fajfender Landerwerb und im Gefolge davon dann aud) eine ftarfe 
Beranlaffung zur öffentlichen Stadterweiterung befonders nahe gelegt 
würde. Den Schwierigkeiten, bie auf biefe Weife etiva für die Ge- 
meinden entjtehen Tönnten, würden fie fich ja durch Verwendung bez 
Enteignungsrechte8 und ber Gtabterweiterungstare leicht entziehen 
können. Ein fehr wichtiger Punkt vierten? ift die Konkurrenz ber 
Gemeinden untereinander. In ben Gemeinden, in denen bie 
Öffentliche Stöterweiterung zur richtigen, wenn auch nicht überftürzten 
Durchführung gelangt, werden die Miet- und Häuferpreife ſich all- 
mählih ermäßigen, die Wohnungs» und Gefundheitzverhältniffe fich 
außerordentlich verbeffern; eine Menge tommmaler Aufgaben, für 
beren Erfüllung vor allem Grund und Boden erforderlich ift, wird fich 
viel leichter und beffer Löfen laſſen. Die Schönheit, Freubigfeit und 
Annehmlichleit des ganzen Lebens werben durch die einer Gartenftadt 
viel ähnlichere Geftaltung der Bebauungsverhältniffe außerordentlich 
zunehmen; der Armenetat wird erleichtert werden. Uſw. ufw. Kurz, 
e3 wird, wenn auch erſt nad) nicht geringen Übergangsſchwierigkeiten, 
eine allgemeine viel größere Blüte in diefen Orten eintreten, ala in 
denen, welche hier zurüdbleiben. Und insbefondre ift auch anzunehmen, 
daß vermögende Leute, Nentner, Penfionäre und ähnliche von den 
Stadtverwaltungen als Einwohner fehr geſchätzte fteuerfräftige Elemente 
fich eher in Städte ziehen werden, welche einer derartige Blüte und 
berartige Geftaltung aufmweifen, ala in andre. &8 liegt aber auch auf 
ber Hand, daß wenn diefe Entwidlung erft einmal in einigen Städten 
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angefangen hat, die andren wohl oder übel werden folgen müſſen. 
Diefer gegenfeitige Wetteifer der Städte ift für una ein großer Hoffnung 
faktor. Beſonders fällt auch noch ins Gewicht die Konkurrenz der 
Bannkreife Wenn diefe erft einmal für die große Aufgabe einer 
bezentralifierenden Beftedlung organijiert werden, jo wird ihre Kon⸗ 
furrenz die Städte in der Mitte geradezu ummiderftehlich zwingen, 
ben in ihnen (d. h. in diefen Ießteren) herrichenden bodenpofitifchen 
Übelftänden noch ganz anders zu Leibe zu gehen als bisher. Ein leptes 
großes Mittel endlich würde fünftens die Reform der fommunalen 
Wahlrechte barftellen, die ja jeßt, nachdem die Reform ber Lan» 
tagswahlrechte in Fluß gelommen ift, nicht mehr fo ausſichtslos if. 
Eine ſolche Neform der fommunalen Wahlrechte würde, wie fie auf 
ausfallen mag, doch jedenfalls den ärmeren und den nicht Grund und 
Haus befigenden Schichten in den Städten ein größeres Maß von 
Einfluß geben al3 bisher und Damit auch einer Reform im Sinne ber 
öffentlihen Stadtermweiterung und Pezentralifation die Wege ebnen. 

Someit die Gemeinden. Nun die Gemeindeverbände! Bei 
ihnen Tann für den Willen zur öffentlichen, mit der Dezentralifation 
verbundnen Stadterweiterung im allgemeinen auf diefelben Gründe 
gerechnet werden, wie fie eben für die Gemeinden angegeben morben find. 
Außerdem fpielt hier auch noch eine wichtige Rolle, daß der Staat“ 
einfluß in ihnen jebenfall3 noch größer wäre als bei den Gemeinden. 
Endlih würden in ihnen ja auch die Umgebungen der Städte ſtark 
mit zu Worte fommen, da bie Gemeindeverbände ja vor allem auf 
deswegen gefchaffen werben folfen, um diefe Umgebungen für die ihrer 
harrenden großen Sieblungsaufgaben zu organifieren. Für den Grund 
fat ber Dezentralifation fpricht aber das natürliche Intereſſe dieſer 
Umgebungen ohne weiteres, und gegen die Gedanken ber öffentlichen 
Stadterweiterung lehnt e3 fich wenigſtens bei weitem nicht in dem Grade 
auf wie bei den Städten in der Mitte, Da der gegenwärtige Stand und 
die Bufunftsausfichten der Landwerte in diefen Umgebungen viel 
geringer find. 

Nach Erledigung des Staats, der Gemeinden und Gemeinbeverbänd 
bleibt über die übrigen Träger der Öffentlichen Stadterweiterung Nut 
noch wenig zu fagen. Bei den Baugenoffenschaften und gemeinnügigen 
Baugejellichaften, Siedlungsgenoffenfhaften und Gartenftadtunternef 
mungen darf im allgemeinen ohne mweitered eine natürliche mit den 
Grundfägen der öffentlichen Stadterweiterung und der Dezentralifatiot 
übereinjtimmende Tendenz angenommen werben, melde fie von vorn⸗ 
herein nicht Zu Gegnern, fondern zu Freunden diefer Dinge macht. Die 
privaten Terrainunternehmer, Terraingefellfchaften und privaten Var 
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enden aber würden ja ald Träger der Öffentlichen Stadterweiterung nur 
dann und nur infoweit Platz finden, als fie fi; in die Ziele und in 
die Tendenzen diefer einfügen. 


£) Die reitlihe Regelung der öffentlichen Stabterweiterung 
(Stabdterweiterungsredt). 


Es verfteht fich von felbit, daß für die öffentliche Stabtermweiterung 
einen fo verwidelten und in foviel Intereffen tief eingreifenden Bor- 
gang, eine forgfältige rechtliche Regelung ausgebildet werden muß, 
ein Stadterweiterung3redht, gerade jo wie wir aud ein Eifen«- 
bahnrecht, ein Poſtrecht u. dgl. haben. 

Was würde dieſes Stadtermweiterungsrecht zu enthalten haben? 

Wir zählen einige Hauptpunkte auf, ohne jedoch damit unbedingt voll» 
ftändig fein zu wollen: 
‘1. Borfchriften über die Art und Weiſe der Bebauung, d. h. 
mit andren Worten zunädjit einmal Bauordnung und Bebauungsplan, 
die ein wichtiges Stüd des Stadtermweiterungsrechtes bilden würden. 
Weiter fänden unter diefem erften Punkte Pla, ſoweit fie nicht bereits 
in Bauordnung und Bebauungsplan mit untergebradyt wären, Die 
Borfchriften über die Beichaffenheit der Straßen; hierbei wäre ind- 
befondre Raum zu gönnen dem modernen Beitreben auf möglichfte 
Billigfeit der Straßen. 

2. Als ein Hauptgegenitand de3 Stadterweiterungsrechtes wäre 
zu betrachten die Feſtſetzung des Enteignungsrechtes und der 
Stadterweiterungstare in dem früher dargelegten Sinne In 
diefe Abteilung wären weiter wohl aufzunehmen die Rechtsſätze über 
die den Gemeinden ufw. etwa zuftehenden Rechte betreffend die Ver- 
binderung be3 fogenannten wilden Bauens (d. h. des Bauens an noch 
nit richtig fertiggeitellten Straßen), ſowie betreffend die Erlaub- 
nigerteilung für die Anlage von Straßen und damit die ganze Auf- 
fhliegung rohen Landes durch Privatunternehmer u. dgl. 

3. Organifatorifhe Vorſchriften über die Verteilung der 
Aufgaben der öffentlichen Stabterweiterung auf die einzelnen in Be— 
tracht kommenden Träger derfelben. 

4. Die Behandlung der befondren Redt3formen für Die Ver- 
mertung des Landes ber öffentlichen Stadterweiterung, 3. B. des 
Wiederfaufsrechtes und des Erbbaurechtes. 

5. Eventuell fönnten in das Stadterweiterungsrecht auch Aufnahme 
finden etwaige Vorfchriften über die Steuer nad) dem gemeinen 
Werte und die Zuwachsſteuer. 
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6. und 7. aber hätte das Stadterweiterungsredht vor allen aud 
zu enthalten Nechtsfäte zur Verhütung einerfeit3 des Mißbrauchs 
einer fo großen öffentlichen Gewalt, wie fie bei der öffentlichen Stadt 
erweiterung in die Hand ber Gemeinden, Gemeindeverbände uf. gelegt 
wird, und andrerfeits eines etwaigen Nichtgebrauchs, einer ten 
benziöfen oder Teichtfertigen Nacjläffigkeit in der Unmendung ber den 
Trägern der öffentlichen Stabterweiterung zugefprochnen Befugnijfe. 
Was den erften Punkt anlangt, fo wäre vor allem zu denken an Miß—⸗ 
brauch des Enteignungsrechtes oder der Stadterweiterungstare; ferner 
daran, der großen Gefahr eines übertriebnen Fiskalismus der be 
meinden uſw. vorzubeugen, indem gewiſſe Normen und Höchitpreile 
feftgefegt würden, über die hinaus die Gemeinden, Gemeindeperbände 
u. dgl. die Preije der von ihnen beichafften Bauftellen nicht jchrauben 
dürften. Auch die Ausbildung gewiſſer Negeln betreffend die Ver⸗ 
gebung der Bauftellen, zu dem Zwecke, einer etwaigen Vetternwirt⸗ 
ſchaft und Kliquenmwefen in diefer Beziehung vorzubeugen, würde ſich 
wohl empfehlen. Was den andren Punlt, die Belämpfung einer etwaigen 
Läffigleit der Gemeinden ufm. durch das Stadterweiterungsrecht am 
betrifft, fo erfcheint ung bier am wichtigften die Einführung eines 
feſten Rechtes, daß diejenigen Einwohner des betreffenden Bezirks, 
die ernfthaft zu einem Bauunternehmen gemwillt und befähigt find, 
bon der Gemeinde oder dem Gemeindeverbande dieſes Bezirk 
die Übergabe einer wenigſtens einigermaßen für ihren Zweck paffenden 
Bauftelle zu einem angemefinen Preife verlangen können — ein 
Punkt, den wir übrigens früher ſchon wiederholt berührt Haben. 

Diefe Angelegenheit bedarf einer kurzen näheren Erörterung. 

Die Einräumung eines folchen Rechtes empfiehlt ſich aus ver 
ihiednen Gründen, vor allem aber auch deshalb, weil unter dem 
Syitem der öffentlichen Stadterweiterung die Träger dieſer letzteren 
zwar fein Monopol auf die Schaffung von Bauftellen haben, aber 
doch tatjächlich in dieſer Beziehung fi in einer monopolähnlichen 
Stellung befinden. Die natürliche Ergänzung zu diefer Stellung bildet 
aber die feite Verpflichtung, ernfthaften Reflektanten den Dienft, deſſen 
fie bedürfen, zu leiften, d. 5. aljo eine geeignete Bauſtelle zu ver 
Ihaffen, — geradefo wie das Monopol ber Staatzeifenbahn bei uns 
zum Geitenftüd hat die Verpflichtung der Eifenbahn, die ihr über 
gebnen Güter zu befördern. Bei der näheren Ausgeftaltung ber ge 
nannten Berpflihtung für die öffentliche Stabtermweiterung möchten 
wir einen Unterfchied machen je nachdem, ob in der betreffenden Ge⸗ 
meinde bzw. Gemeindeverband das Enteignungsrecht und bie Stadt 
ermeiterungstage eingeführt find oder nicht. Wenn ja, fo fehen wir feinen 
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Grund ein, den Anſpruch auf Überlaffung der verlangten Bauftelle 
einzufchränten; er follte dann vielmehr, wie ſchon gefagt, jedem 
ernsthaft Bauluftigen und Baubefähigten zuftehen, namentlich; auch den 
Bauunternehmern. Und zwar halten wir dafür, daß dem betreffenden 
Nachſuchenden jeweils ſogar nicht nur eine Bauftelle anzubieten wäre, 
fondern eine Auswahl mehrer einigermaßen pafjender und, wie erwähnt, 
zu einem mäßigen, d. 5. die Selbſtkoſten mindeſtens nicht gar zu ſehr 
überfteigenden Preife. Man kann den Gemeinden ufw. eine ſolche 
Verpflichtung zumuten, da fie ja durch dag Enteignungsredht und die 
Stadterweiterungstare befähigt wären, jederzeit fich ihrerſeits genügend 
Land zu verfchaffen, falls ihnen dies nicht jchon auf freihändigem Wege 
gelungen fein jollte. 

Dagegen Tann man zmeifeln, ob ein ſolches Recht auf Bau⸗ 
ftellengewährung feftgefeßt werden ſoll auch für den Fall, daß das 
Enteignungsreht und die Stabterweiterungstare in dem betreffenden 
Bezirke noch nicht eingeführt find. Trotzdem möchten mwir unter Der 
Vorausſetzung, daß diefe Einführung an fich jederzeit möglich ift und 
im wefentlihen nur von dem Willen der betreffenden Träger der 
öffentlichen Stadterweiterung abhängt, für Gewährung diejes Rechtes 
jein. Es wäre das gerade ein ausgezeichnetes Mittel, um die Gemeinden 
ufw. anzutreiben, und um die Durchführung des Enteignungstechtes 
und der Stadterweiterungstare zu bejchleunigen. Aber allerdings würden 
wir und nicht viel Gutes davon verfprechen, wenn in dem hier vor—⸗ 
liegenden Falle das in Rede ftehende Recht in dem betreffenden Bezirke 
eingeführt würde, ehe Enteignungsreht und GStadterweiterungstare im 
allgemeinen einige Jahre beitanden haben und in andren Bezirken Er⸗ 
fahrungen für ihre praktiſche Handhabung gefammelt worden find. 
Wir würden andernteil3 die Nachteile einer vorzeitigen Einführung 
befürchten, die wir oben bei der Stadterweiterungstare ©. 490 aus- 
einandergejegt haben. 

Wie man fieht, würde da3 Stadterweiterungsrecdht eine ganze Menge 
und zum Teil fehr gewichtige Materien umfaſſen, von denen übrigens 
eine Anzahl ja jchon jebt einer eingehenden rechtlichen Regelung unter» 
worfen ift. Seiner äußeren Form nach würde das Stabtermweiterungs- 
recht teil3 aus Ortögefegen, teild aus Gefegen der Einzelftaaten, ja zum 
Teil aud) aus foldhen des Reiches beftehen, dazu auch aus Verordnungen. 
Über all diefe verfchiednen Vorfchriften und Rechtsſätze würden in- 
einandergreifen und müßten einer einheitlichen Behandlung durch bie 
Rechtswiſſenſchaft fowie in Borlefungen auf den Univerfitäten und 
technifchen Hochſchulen und namentlich vielleicht auch in bejondren 
Kurfen für die zahlreichen, mit den Aufgaben der öffentlichen Stadter- 
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weiterung beichäftigten ftaatlihen und kommunalen Beamten unter 
worfen werden. 

Das Stadterweiterungsrecht würde dann auch die öffentliche Stadt 
errmweiterung nad) der Seite hin rechtlich ausbauen, daß dadurch wenig 
ftend einigermaßen jenen tiefer greifenden Anfchauungen Rechnung 
getragen würde, die fir den ftäbtifchen Boden erſtens die Abjtreifung 
de3 Warencharakters und zweitens die Rückkehr zu einer mehr 
deutſch-rechtlichen Auffajfung vom Bodeneigentum verlangen. Die 
Adftreifung des Warencharakters würde doch vor allem erfordern, daß 
man mit dem Boden nicht wie mit einer Ware beliebig machen Tann, 
was man will, und insbeſondre, Daß man ihn nicht beliebig zur Er⸗ 
zielung des größtmöglichen Gewinne für den zufälligen Eigentümer 
benugen Tann, fondern daß er mehr nad) den Geſichtspunkten des Be 
darfes und nad) den Produktionskoſten behandelt und bemertet wird. 
Es leuchtet aber ein, daß dies bei unfrer Öffentlichen Stadtermeiterung 
und dem Stadtermweiterungsrechte bis zu einem beträchtlichen Grade ber 
Tall wäre. Die andre Gedankenreihe aber, die Förderung einer mehr 
deutfcherechtlichen Auffaffung vom Bodeneigentum verlangt etwas Ahn- 
liches, nämlich, Daß ber einzelne vorübergehende Beliger nicht ein 
derart meitgehendes Gebrauchs⸗, ja man kann fagen Mißbrauchsrecht 
an dem Boden habe wie heute, fondern daß er in viel höherem Grade 
als gegenwärtig in feiner Verfügungzfreiheit zum dauernden Nutzen der 
Gefamtheit beſchränkt fei. Auch diefer Forderung wäre, denken wir, durch 
unſre öffentliche Stadterweiterung und unſer Stadterweiterungsrecht 
einigermaßen genügt. 


y) Die Sicherung der Bautätigkeit und der Beleihnug. 


Der Endzwed aller Stadterweiterung und fomit auch der öffent 
lichen ift in der Hauptjache natürlich immer die Bebauung. Es ift aljo 
eine wichtige Frage, ob auf ein glatte Funktionieren der Bautätig 
feit zur Herbeiführung der gemünjchten Bebauung auch unter dem Spftem 
der öffentlichen Stadterweiterung gerechnet werden kann. Dabei ill 
zu bedenken, daß unter diefem Syſtem die Bautätigkeit vorausſicht⸗ 
lih nicht nur wie bisher den Bedarf für die Bevölkerungszunahme in den 
Städten und für eine mäßige Erjegung, Umwandlung und Berbefjerung 
de3 einmal an Baulichkeiten ſchon Vorhandnen zu deden hätte, jondern 
daß im Gefolge der ganzen durch die öffentliche Stadtermweiterung und 
die Dezentralifation bewirkten großen Ummälzung jebenfall® über biejen 
Bedarf hinaus nod ein gewaltiger Mehrbedarf infofern entftände, als 
bie bereit3 vorhandnen Bauten vielfach den neuen Anfprüchen, Ans 
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Ihauungen und Bebürfniffen nicht mehr genügen würden und Erfah 
dafür durch Neubauten gefucht werden müßte. Um die Fabriken, Ge⸗ 
Ihäftshäufer, Niederlagen u. dgl. wollen wir ung hier aus verjchiedent- 
lichen Gründen nicht weiter fümmern, wohl aber um die Wohnhaug- 
bauten. Wer eritellt dieſe — wenn wir von der relativ doch recht 
geringen Bautätigleit des Staates, der Gemeinden, der Baugenofjen- 
fchaften ufw. abfehen —. gegenwärtig in unfren Städten? Bum Teil 
und die nötigen Mittel aufbringen, um fie durchzuführen; zum Teil 
weiter werden fie von Bauunternehmern unternommen, die dieje Unter- 
nehmungen aus eignem Antriebe und ſelbſtändig in Angriff nehmen 
und die nötigen Mittel aufbringen um ſie durchzuführen, zum Zeil 
endlich werben diefe Häufer zwar auch von Bauunternehmern gebaut, 
aber von Unternehmern, die man nicht recht mehr als jelbitändige 
Unternehmer bezeichnen Tann, da fie, wenn auch der Form nad) jelb- 
ftändig, doch tatfächlich mehr oder minder abhängig find und im Auf- 
trage der Befiter des zu bebauenden Bodens oder aud) von Leuten, 
die Baugeld vorteilhaft unterbringen wollen, handeln. Daß es Dabei 
noch verjchiedne Grabe ſolcher Abhängigkeit gibt, von gelinderen an 
bi3 zu dem Syſtem völlig ausgebildeten Strohmännertums, wie e3 kei 
dem eigentlichen Baufchwindel jo häufig vortommt, ift felbftverftändlich. 

Fragen wir nun, wie auf diefe drei Grundpfeiler der gegenmärtigen 
Bautätigkeit unter unfrem Syſtem ber öffentlichen Stadtermweiterung 
und der Dezentralifation vorausfichtlich zu rechnen wäre Der Bes 
ftellungsbau würde infolge ber viel größeren Leichtigkeit, ein billiges 
und geeignete Stüd Land zu erlangen, und bei der weit verbreiteten 
Sehnſucht nad) einer eignen Scholle und den mannigfadhen Vorteilen 
einer ſolchen wahrſcheinlich außerordentlich zunehmen, vollends wenn 
etwa ein Mangel oder etwa Teuerung an unternehmungsmweije her» 
geitellten Wohnungen einträte. Auch da3 unabhängige und wenigſtens 
einigermaßen über Mittel verfügende Bauunternehmertum mürde fich 
vorausfichtlich ziemlich flark betätigen; dagegen ift nicht zu leugnen, 
daß da3 oben gefennzeichnete mehr oder minder abhängige Bauunter- 
nehmertum mahrfcheinlih in feiner Tätigfeit außerordentlich zurld- 
treten würde. Someit jest bie Bodenbefiger die Antreibenden und 
Mittel Gewährenden bei diefer Tätigkeit find, würde die Sache voraus⸗ 
ſichtlich faſt ganz hinfällig werden, denn bei der öffentlichen Stabt- 
erweiterung würde es wahrſcheinlich überhaupt nur noch wenige Boden⸗ 
befiger geben, die jich auf etwas derartiges einließen. Aber auch foweit 
Antrieb und Mittelgemährung von Baugeld- und Onpothefenkapitaliften 
oder von dgl. Perſonen fonft ausgehen, würde biefe Geſchäſtstätigkeit 
wohl nicht unbeträchtlich zufammenfchrumpfen. 
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Auf diefe Weife entftände zunächſt eine ſtarke Lüde in der Dedung 
de3 Bedarf an Bautätigkeit, befonderd in den großen Städten und 
Umgebung, zumal da wir ja, wie ſchon oben erwähnt, nicht nur mit 
dem gegenwärtigen, fondern auch mit einem jtarfen Mehrbedarf an 
Bautätigkeit zu rechnen hätten. Es frägt jich aljo, ob und wie Dieje 
Lücke ausgefülit werben könnte. Zunächſt einmal ift da darauf zu rechnen, 
dag — mie ſchon oben in dem Abſchnitte über die Verwertung des 
Öffentlichen Landes ausgeführt — die Bautätigkeit der Baugenofjen- 
ſchaften, gemeinnüßigen Baugejellfhaften, Siedlungsgenoſſenſchaften, 
Sartenftadtunternehmungen u. dgl. ſich ſtark entfalten würde; ebenfo 
auch darauf, daß fchließlich auch die Gemeinden und Gemeindeverbände 
felber, der Staat und andre öffentliche Körperfchaften bi3 zu einem 
gewiſſen Umfange bauen würden. Weiter aber gälte e3, den privaten 
Beftellungsbau und den Bau durch unabhängige, folide, wenigſtens 
einigermaßen über Mittel verfügende Bauunternehmer möglichſt zu 
fördern und auszubehnen. Dazu find die Ausfichten auch gar nicht 
fo ſchlecht, da bie billigen Landpreiſe den Bau von Kleinhäuſern fehr 
unterftügen würden und diefe ein pafjfendes Objelt wären für zahlloſe 
private Bauherren ſowie auch für eine Menge Mitglieder des Bau- 
gemwerbeftandes, welche beide ſich jet unter unfren hohen Bodenpreijen 
und unfrem Mietlafernenfyitem an felbftändige Unternehmungen nicht 
heranmwagen dürfen. Diefe Förderung Fönnte ja nun gewiß auf ver- 
ſchiedne Weife erfolgen: eben burch die richtige Behandlung der Lande 
frage, ferner durch bejonder3 wohlwollende Behandlung der Baugeſuche 
u. dgl. m. Aber ein befonderd wichtiges und Erfolg verheißendes Mittel 
wäre vor allem aud die möglichit leichte, weitgehende und billige 
Gewährung von Baufredit bez., ſoweit nötig, von dauernden Hypo⸗ 
thefen. Es wäre eine bejondre und wichtige Frage, ob fich nicht die 
Tätigkeit unfrer jegigen Hypothekenbanken, Baubanken und fonftigen 
Baugeld und Hypotheken gemährenden Stellen für Diefe Kreditzwecke 
fo um- und ausbilden ließe, daß fie den Hier zu ftellenden Anforde- 
rungen genügte, und daß fie namentlich auch den durch bie öffentliche 
Stadterweiterung ja vermutlich mehr und mehr zur Einführung Tom- 
menden gebundnen Formen der LZandüberlaffung dienftbar würde. Hier 
eröffnet fich mit ber Ummandlung der Berhältniffe ein gemwaltiges Feld 
für Huge und dabei bag Gemeinmwohl nicht aus dem Auge verlierende 
Finanzleute. Außerdem aber wird e3 jedenfall3 notwendig fein, um bie 
in Rede ftehende befondre Förderung des Beſtellungsbaues und bez un- 
abhängigen Bauunternehmertums unter dem Syſtem der öffentlichen 
Stadtermweiterung und Dezentralifation zu erzielen, von öffentlicher oder 
halb öffentlicher Seite befondre Kreditinftitute zu gründen, etwa in Form 
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provinzieller Baubanten, ſtädtiſcher Baukaſſen u. dgl. m. 
Wir Haben von diefen Dingen ja fchon oben ©. 515 geredet. 

Sm übrigen ift nicht zu leugnen, daß allerdings unter dem Syſtem 
der öffentlichen Stabtermweiterung die Beleihung der zu bebauenden 
Grundftüde überhaupt in verfchiednen Beziehungen ein ſchwieriges 
Problen bildet. Indes märe feine Löſung mit den bier eben zulebt 
erwähnten Reformen auf dem Gebiete des Realkreditweſens Doch immer- 
hin fon wirffam in Angriff genommen, und e3 ift zu hoffen, daß die 
fortfchreitende Entwidlung auch hier der Schwierigkeiten mehr und 
mehr Herr werden würde. 


c) Reformierte private Stadtermeiterung. 


Wir Haben una bisher mit der Öffentlichen Stadterweiterung be= 
ſchäftigt, aber es iſt theoretifch wenigftenz, worauf wir ja auch fchon 
oben ©. 454 hingewieſen haben, denkbar, Daß doch auch noch auf einem 
andren Wege die nötige Reform unfrer Stadtermweiterung erzielt werden 
tönnte, nämlih indem man ben beherrfchenden privaten Charafter 
der jeßigen Stadtermweiterung zwar bejtehen läßt, aber doch eine Reihe 
Neformen an ihr anbringt, durch welche ihre Leiftungen erhöht, die 
mit ihr verbundnen Mißſtände aber vermindert werden. Diefe Mög- 
fichleit müffen wir nun hier noch erörtern, einmal weil ohne das 
ein wirklich befriedigende Gefamturteil über die Reform der Gtadt- 
erweiterung nicht möglich ift, und zum andren, weil doch auch taktiſch⸗ 
politiſch mit der Möglichkeit zu rechnen ift, daß zwar nicht die öffent- 
lihe Stadtermweiterung, wohl aber eine reformierte private Stadter- 
weiterung fich durchſetzen läßt. Wir ergänzen auf diefe Weife zugleich 
die Ausführungen des 8. Kapitels. Aus äußeren Gründen müffen 
wir und allerdings im folgenden mit einer etwas flüchtigen und keines— 
wegs vollitändigen Erörterung begnügen. 

Der Begriff der refomierten privaten Stadtermweiterung 
ergibt ſich eigentlich fon aus ihrem Namen und ift ja eigentlid) 
auch fchon eben Turz erläutert worden. Wenn man noch von einer 
privaten Stadtermweiterung reden will, fo ift notiwendig, daß die private 
Gefchäftstätigfeit und dag Privatrecht doch auf alle Fälle immer noch 
die eigentlich beherrfchende Rolle in dem Stadterweiterungsporgange 
fpielen. Andrerfeit3 erfordert der Umſtand, daß e3 fi) um eine refor- 
mierte private Stadtermweiterung handeln foll, daß doch in wichtigen 
Bunkten gegenüber dem heutigen Buflande Änderungen eintreten. Diefe 
Änderungen würden fih u. E. auf folgende Punkte zu beziehen haben: 

1. würde der Gedanke der Dezentralifation und berjenige ber 
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Organifierung und des Eingreifen von Gemeindeverbänden in 
die Stadterweiterung auch hier Verwendung finden müſſen. 

2, wäre vor allem — woran es jegt fo ſehr fehlt — für Ent 
jtehen einer wirklich wirffamen Konkurrenz des Baulandes und der 
Bauftellen untereinander zu forgen und 

3. wäre auch fonft noch durch eine Reihe öffentliher Maß— 
regeln mehr und anders als heute auf die private Stadterweiterung 
einzuwirken. 

Ziel und Leitſtern für dieſe ganze Politik würde natürlich auch 
hier der Gedanke ſein, bei der privaten Stadterweiterung die Erfüllung 
der am Anfange dieſes Kapitels dargelegten vier bez. der auf ©. 3189 
augeinanbergefegten fieben Forderungen für eine befriedigende Stadt 
erweiterung und Stabtanlage überhaupt möglichſt zu erreichen, wodurd 
dann zugleich auch ein weſentlich verbeifernder Einfluß auf das biäher 
ſchon bebaute Gebiet ausgeübt werden würde. 

Gehen wir nun bie eben für bie Reform der privaten Stadterweite 
rung angegebnen brei Geſichtspunkte kurz durch. 

Was zunädft die Dezentralifation anlangt, fo wäre fie aud 
im Nahmen einer reformierten privaten Stadterweiterung zu fordern 
und zwar in bem früher in diefem Kapitel dDargelegten doppelten Sinne: 
einer Dezentralifation ſowohl für die einzelnen Orte wie einer Dezen- 
tralifation im Sinne des 11. Kapitels, d. h. einer Lenkung der fädtir 
ſchen Befiedlung mehr nad) den Meineren Orten ſowie bei ben Groß 
ftädten und großen Mittelftädten nad) den Bannkreifen Hin. Dieſe 
Forderung ber Dezentralifation ift hier aufzuftellen einmal aus dem 
ſchon bei der öffentlichen Stabterweiterung angeführten Grunde der 
Überwindung der Teuerungdzonen um fo viele unfrer Städte, dann 
aber auh um die Entfaltung einer möglichſt ftarfen Konkurrenz in 
Bauland und Bauftellen zu unterftügen. Die Mittel, mit welchen eine 
ſolche Dezentralifation herbeizuführen wäre, find teil3 im 11., teil 
oben Seite 459 erörtert worden. Daß im übrigen die Dezentralifation, 
fpeziell die im Sinne des 11. Kapitels, nicht ausschließlich, unter dem 
Gefuhtspunfte der ftäbtifchen Bodenpolitik beurteilt werden Tann, ber 
jteht ſich von felbft. 

Die Einführung von Gemeindeverbänden ungefähr in der 
Art und Weiſe, wie fie bei der öffentlichen Stadterweiterung erörtert 
worden find, würde ſich auch hier bei der reformierten privaten Stadi- 
erweiterung notwendig machen und zivar teild als Folge der Dezentro- 
Iifation, teil8 auch um den Gemeinden eine größere Fähigfeit für die 
Durchführung der reformierten privaten Stabtermweiterung zu verleihen. 
Daß auch in dieſem Falle die ganze große Frage der verwaltung‘ 
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mäßigen und rechtlichen BZufammenfaffung und Organifierung unfrer 
Städte mit ihren Vororten und mit ihrer Umgebung ihre Löfung mit 
finden müßte, braucht nicht weiter auseinandergejegt zu werden. 
Bon großer Wichtigkeit ift der zweite Geſichtspunkt: Die Ent- 
faltung einer möglihft großen Konkurrenz des Baulande3 und 
der Bauftellen untereinander. Wie fehr es bisher daran fehlte, 
haben wir im 7. Kapitel gefehen. Es ijt aber, wenn auch der unbebaute 
Boden um anmadjfende Städte einen ganz bejondren Charakter ala 
Ware Hat, doch keineswegs ausficht3los, ihn durch Entfaltung einer 
ftarfen Konkurrenz weſentlich im Preiſe zu drüden. Der Satz der 
Regulierung des Preifes durch Angebot und Nachfrage braucht unſres 
Erachtens auch bei ftädtifdem Baulande und Bauftellen keineswegs 
völlig außer Wirffamkeit zu treten, wenn er auch auf Schwierigfeiten 
ftößt. Nur ein paar kurze Belege möchten wir dafür anführen, daß 
e3 an fich ſehr wohl möglich ift, Durch flarfes Angebot von Bauland 
und Bauftellen die Preiſe niedrig zu halten. Wir verweifen zunächft auf 
die Ausführungen von Bürgermeifter Wiel-Wermeldlirchen in unſrem 
Anhange Nr. 2, die jo außerordentlich lehrreich find, und die, worauf viele 
bejondre3 Gewicht legen werden, von einem bewährten Praftiler her- 
rühren. Insbeſondre machen wir da aufmerffam auf die in dem 
dortigen Abſchnitte I ftehende Stelle: „Der Preis der Bauftellen richtet 
fi} wie der aller andren Verlaufsgegenflände nach Angebot und Nach- 
frage. Jede BVBerminderung der Bauftellen muß demnad eine Ber- 
teuerung der lehteren zur Folge haben, und die Verteuerung muß 
um fo größer fein, je geringer die Zahl der an einem Orte vorkandnen 
Bauftellen im Verhältniffe zu den Neubauten if. Das Steigen ber 
Preife ermutigt zu Spekulationen in Bauftellen und die Spekulation 
führt zur Übervorteilung derjenigen Leute, welche einer Bauftelle zu 
einem Baue bedürfen. Sie führt zu dem, was heute vielfach Bauftellen- 
wucher genannt wird.” Noch beweisträftiger als diefe Ausführung 
ift die in demfelben Anhange unter TIL mitgeteilte Tatfache, daß in⸗ 
folge des großen Überfluffes an Bauftellen in Wermelskirchen feiner- 
zeit Der Preis zwiſchen 0,80 und 3,50 Mark ſchwankte. Einiges Urteil 
und Erfahrung wird man wohl aud ben großen Terraingejellfchaften 
über den hier in Rede ftehenden Punkt zutrayen, und da möchten wir denn 
aus einen Berichte der herborragenditen Dresdner Terraingefellfchaft, 
‘ der „Dresdner Baugejellichaft” vom März 1905 an den Rat zu Dresden 
folgende Stellen zitieren: „In den Jahren 1890—1898, die ungefähr 
die vorläufige Schlußperiode de3 mächtigen Emporwachſens der deut» 
ſchen Großftädte in ſich fchließen, zu einer Zeit alfo, wo die ſich auf 
das fchnellfte mehrende Bendlferung für Wohnungen am aufnahme- 
Die Wohnungafrage unb das Rei, 8. Heft. 84 
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fähigften war, fperrte Die Behörde, zum Zeil wohl in der gut gemeinten 
Abſicht, die Grundſtückſpekulation etwas einzubämmen, zu gleicher Zeit 
eine ganze Reihe von Bebauungsplänen behufs Wbänderung, verlang- 
ſamte bie VBerabfchiedung neuer und veringerte Damit den Vorrat fofort 
bebaubaren Bandes bis auf das geringite Maß. Da aber da3 Bedürfnis 
nach Herftellung von Wohnungen, die neuzeitlichen Anforderungen ent- 
fprachen, vorhanden war, ftieg naturgemäß die Nachfrage und damit 
ber Preis der verhältnismäßig wenigen fertigen Bauftellen. ... Als 
nun gegen Ende der vorgenannten Beitperiode ein Umſchwung ber all- 
gemeinen mwirtfchaftlichen Verhältniſſe einzutreten und infolge Davon 
ber Zuzug nachzulaſſen begann, wurde bie Lage derer, bie nad den 
vorhergehenden Schilderungen Land ohne Sachkenntnis zu finnlos hohen 
Preifen erworben hatten, unhaltbar. Das Übel wurde aber erft recht 
gefteigert, als die Behörde Bebauungsplan auf Bebauungsplan ver 
abfchiedete, ausgebehnte Dorffluren, denen durch Genehmigung von 
Bebauungsplänen in den Augen ber urteilsloſen Maſſe fchleunigft noch 
der Stempel des „Baulandes“ aufgedrüdt worden mar, einverleibte 
und auf Drängen vieler vorftehend gelennzeichneter Privatipelulanten 
Straßen auf Straßen herftellen ließ, zu deren Bau kaum ein Bedürfnis 
vorlag. Erleichtert wurde der Straßenbau noch durch die zu jener 
Beit gegründete Grunbdrentenanftalt, die ſchwachen Händen die An 
liegerfoften vorftredte.” Endlich führen wir nod) aus einem Rund- 
fchreiben vom Juni 1904 des Heffifchen Zentralvereins für Errichtung 
billiger Wohnungen an bie Gemeinden betreffend deren Bobenpolitil 
folgende Stelle an: „Iſt die Gemeinde im Beſitze eines größeren Areals 
von Baugelände und nimmt fie bei der Feſtſtellung von Bebauung 
plänen darauf Bedacht, daß auch das ihr gehörige Gelände mwenigftend 
zum Teil für Bebauungszwecke aufgeſchloſſen wird, fo ift fie — wie 
naturgemäß — in der Lage, Das Angebot an Bauland zu vermehren. 
Ge größer aber das Angebot, um fo niedriger bleibt der Preis, umd 
bie Preife für Bauland werben fich in einer fo fürforglichen Gemeindt 
aus dem weiteren Grunde in mäßigen Grenzen halten, weil die Gemeinde 
ihr Gelände zu niedrigen Preifen ausbietet und Damit die übrigen 
Grundbeſitzer nötigt, auch in ihren Preisforderungen befcheiden zu 
bleiben, wenn fie Käufer für ihre Gelände finden wollen.“ 

In unfren amwachſenden Städten ift aber von einer wirklid 
wirffsmen Konkurrenz des Baulandes und der Bauftellen unterein- 
ander, wie ſchon erwähnt, zum großen Teile nicht die Rede. Die Um⸗ 
ftände, welche diefe Konkurrenz verhindern, find nad dem 7. Kapitel 
folgende: 

1. die Beſchränkung des für die Auffchliegung jeweils in Ve 
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tracht kommenden Landes auf den nächſten unmittelbar an das be- 
baute Gebiet fih anfchließenden ſchmalen Rand, , 

2. das Ausſcheiden beträdhtlidher Teile dieſes ſchmalen 
Randes aus der jeweiligen Konkurrenz infolge natürlicher und künſt⸗ 
licher Hinderniffe der Auffchließung. 

3. Die relative Gebundenheit der Bevölkerung in der Wahl 
des Drtsteils für ihre Anfiedlung. 

4. die eigentümlih ftarfe Stellung, mwelde die Bodenpver- 
täufer im ſchmalen Rande und überhaupt in ben Ermweiterungszonen 
ber Städte auf Grund einiger meiterer bejonderer Umftände haben 
(Nichtverderb, nicht aus der Mode kommen ihrer Ware; die Auf- 
bewahrung des Bodens macht weder Koften noch Schwierigkeiten; Die 
Nachfrage nimmt eher zu al3 ab, das Angebot aber bleibt bejchräntt; 
der Wert des Boden? fleigt; andrerſeits freilih Zinsverluſte, 
Krifen ufw.). 

5. müffen auch die fogenannten Zwangsſtücke als ein die Ent- 
faltung der Konkurrenz hinderndes und überdie3 bie Produftiond- 
toften der Bauftellen fteigerndes Moment amgefehen werden. 

Gegen diefe Hinderniffe können mir nun, wenigftend zum großen 
Teil, doch recht wirffame Gegenmaßregeln ergreifen, die eine wirk⸗ 
lich Tebhafte Konlurrenz des Baulandes und der Bauftellen untereinander 
herbeiführen würden. Wir nennen die einzelnen Maßregeln nur ftidj- 
wortartig: 

1. würden eine wirffame Hilfe leiften die fchon oben erörterten 
Maßregeln der Dezentralifation und der Organifierung ber Ge⸗ 
meindeverbände. 

2. Vorgehen gegen die Zwangsſtücke (etwa Recht für bie 
Auffchließenden, fie zu enteignen zum Durchfchnittspreife bes betreffenden 
Auffchliegungsgeländes). 

8. gälte e8 vor allem für möglidhft viele Landbeſitzor 
in den ganzen Ermweiterungszonen ber Städte die Möglichkeit zu 
Ihaffen, ohne weiteres und leicht aufzufchließen, wenn fie ihrer- 
feit3 den Willen dazu haben und die Koften der Sache tragen wollen. 
Und weiter wären zur Ergänzung biefer privaten Auffchliefungstätig- 
feit die Gemeinden uſw. wirffamer als biher in Stand zu ſetzen, 
ihrerſeits aufzuſchließen. 

Für die Durchfetzung dieſer beiden eben angeführten Ge⸗ 
fihtspunfte kommen nun wiederum eine ganze Neihe einzelner 
Mafregeln in Betracht, nämlid): 

a) Schaffung umfaffender Bebauungspläne für die ganzen 
Erweiterungszonen ber Stäbte, fo daß nicht etwa die Aufſchließung 

34* 
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an dem Mangel folder Bebauungspläne fcheitern Tann. Natürlich if 
andrerfeit3 Geheimhaltung der Bebauungspläne, bis es eben „zum 
Klappen” kommt, notwendig. Es ift zu erwägen, ob nicht den Land» 
befißern, wenn man einmal die reformierte private Stadtermeiterung 
will, ein feſtes und leicht verfolgbares Recht auf Teitftellung von 
Bebauungsplänen gegeben werden joll. 

P) Schaffung eines feften und ebenfall3 Leicht verfolgbaren 
Rechtes jedes einzelnen Bodenbefiterd in den Ermweiterungszonen der 
Städte, fein Land entfprecdend den Borfchriften der Bebauungspläne 
auf feine Koften aufzujchließen bez. von ber Gemeinde uſw. Anlage 
der nötigen Straßen uſw. zur Auffchließung zu verlangen, ebenfalls 
unter der Borausfegung, Daß ber oder die betreffenden Bodenbeſizzet 
die entſtehenden Koften deden. Ein folches Necht würde die jetzige Ein 
ſchnürung bes Bauland» und Bauftellenangebotes durch Die Handhabung 
des Straßengenehmigungsrechtes der Gemeinden unmöglich) machen. 
Gibt man einmal bied eben erwähnte Aufichließungsrecht, fo dürfte 
natürlih auch nicht etwa nachher das Necht zur Bebauung der fo ge- 
ſchaffnen Straßen und Bauftellen verweigert werben, etwa auf Grund 
bon Ortsſtatuten nach dem preußifchen Yluchtliniengefeg $ 12 (Ber 
bot bes fogenannten wilden Bauens). In Zufammenhang mit alledem 
wäre dann übrigen® wohl aud die Straßenkreuzvorſchrift zu 
bejeitigen. 

y) Schaffung eines feften und gleichfall3 wieder Leicht verfolge 
baren Rechtes für jeden Bodenbefiger in den Umgebungszonen der 
Städte, der nachweislich auffchliegen will und Tann, zu verlangen, daß 
die vor und um ihn herumliegenden Landeigentümer, die ihn vom An 
ſchluſſe an das Gtraßenne des bereit3 bebauten Gebietes abfperren, 
bie Anlegung ber notwendigen Zugangsſtraßen über ihr Eigen 
tum zu feinem Befite dulden müflen. Eine foldde Vorſchrift wäre 
unbedingt notwendig, um die ſchweren rechtlichen Hinderniffe, melde 
jegt fo ftarf an der Ausſchließung des über den fchmalen Rand hinauf 
gelegnen Landes von der Konkurrenz mitwirten, zu befeitigen. 

6) Feftlegung möglichft geringer Anforderungen an die 
Befhaffenheit per Straßen in den Außenbezirken, folange nicht 
ein großer Verkehr und eine dichte Beſiedlung an und auf ihnen vor 
Banden find. Diefe Vorfchrift fpricht für fich felber. Wenn man eine 
möglichft große Konkurrenz von Bauftellen untereinander erzielen will, 
fo muß man bie Herftellung der für fie notwendigen Straßen fo billig 
wie möglich geitalten. 

e) Soweit möglid” Gewährung der zur Auffchließung nötigen 
Straßentoften auf Vorſchuß gegen Auflegung amortifierbarer 
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Renten auf die aufgeſchloſſnen Grundftüde durch kommunale oder auch 
ftaatliche Bankinftitute (Königl. Sächſ. Landeskultur- und Rentenbank!) 
oder auch durch Ausbilbung der privaten Banktätigkeit. Eine folche 
Maßregel würde jedenfall außerorbentlich zur Belebung der Auf⸗ 
ſchließung und Konkurrenz beitragen. 

) Bei zerfplittertem Gelände, das der Aufſchließung Schwie- 
tigfeiten macht, Vornahme der fogenannten Umlegung, fei es von 
amtswegen, fei es auf Betreiben auch fchon einiger weniger Boden- 
befiger; eventuell auch für einzelne Bauftellen zur Erzielung der Be- 
bauungsfähigfeit ein Grenzänderungsperfahren (j. Füßenhäufer: 
Die Wohnungsfrage mit befondrer Berückſichtigung der Stuttgarter 
Verhältniffe. Stuttgart, Kohlhammer, 1902.). 

Diefe Rechte und Vorſchriften würden vermutlich genügen, um eine 
tebhafte Auffchließung und Konkurrenz zu erzielen in ben Fällen, wo 
ein großer Teil des Ermweiterungsgeländes ber Städte in den Händen 
von Leuten ift, bie foviel Gelände beieinander befigen, daß ſich das 
Unternehmen der Aufſchließung auf ihre Koften für fie lohnt. Für den 
Fall aber, daß dies nicht zutrifft, weil e3 fich in der Hauptfache um 
Heinere Befiter handelt, die ſich für ihren Befig folcher Mühen und 
folder Koften nicht unterziehen wollen, fowie für den Yall, daß bie 
Sache einfach an dem Nichtwollen oder der Trägheit der Befiger jcheitert, 
müßten nun weiter noch, um den gewünschten Erfolg wirklich zu Sichern, 
Die Gemeinden ufw. in ben Stand gejegt werben, die nötige Auffchließung 
ihrerfeit3 vorzunehmen. Aus diefem Gefichtöpunfte heraus fcheinen ung 
zur Vollendung de Syſtems folgende weitere forderungen in Betracht 
zu kommen. 

7) Recht der Gemeinden ufm. unter ben eben angegebren, 
natürlich noch näher auszugeftaltenden Vorausſetzungen das betreffende 
Gelände zu enteignen und ihrerfeit3 zur Auffchließung zu bringen. 

9) Glattes vereinfachtes und erleichterte® Necht der Gemeinden 
ufw., da3 Land für die von ihnen beabfidhtigten Straßen und 
Plätze felber zu enteignen. Ä 

) Bur Erzielung des nötigen Willens der Gemeinden uf. 
für die eben angegebnen PBunlte fowie für die Durchführung ber refor- 
mierten privaten Stabterweiterung überhaupt: Aufklärung, Agitation, 
Einflußnahme der Staatsbehörden und der Gemeindeverbände, Kon- 
kurrenz ber Gemeinden untereinander, Anderung der kommunalen Wahl⸗ 
rechte. 

Endlich kann man auch noch folgende befondere Reform- 
gedanken ins Auge faljen: die Urbefiger und überhaupt Die Beſitzer 
weiter hinaus gelegnen Landes würden gewiß oft gern auffchließen, 





u 


534 dv. Mangoldt: Die Stäadtiſche Bodenfrage. 


wenn fie bie nötige Geſchäftsgewandtheit und Umficht befäßen. Statt 
fie mın auf das Eintreten der Terrainunternehmer und Terraingeſell⸗ 
ſchaften angewiefen fein zu laffen, könnte man auch daran benlen, 
KRommiffare bes Staats oder der Gemeindeverbände zur Ber 
fügung zu ftellen, melde im Wuftrage und für Rechnung der eben ge 
nannten Befiter deren Gelände der Auffchließung zuführten. Es würde 
fo vor allem auch viel häufiger ein birefter Abfag ber Urbeſitzer 
an die Bauenden und damit vermutlich eine nicht unweſentliche Ber« 
billigung der Bauftellen erzielt werben. Zur Unterftügung der ganzen 
Sache würde ji die Gewährung von Borfhüffen aus befondren 
ftaatliden oder Tommunalen Hilfsfond3 empfehlen. 

Soviel über die Beförderung der Konkurrenz. Übrigens nehmen 
wir felber nicht an, daß wir damit unbedingt alle einfchlagenden Maß—⸗ 
regeln erfchöpft haben. Außer der Dezentralifation und ben Gemeinde 
berbänden, außer den eben genannten Maßregeln zur Erzielung einer 
möglichſt großen Konkurrenz und außer ben bisher ſchon allgemein 
üblihen Maßregeln wie Bauordnungen u. dgl. kommen nun, wenn 
man die private Stabtermweiterung reformieren will, ohne doch einfach 
bie öffentliche an ihre Stelle zu feßen, noch eine Anzahl weiterer öffent 
liher Maßnahmen verfchiebnen Charakters in Betracht. Wir führen eine 
Anzahl folder nachſtehend noch kürzer ala bisher auf, ohne bamit fagen 
zu wollen, daß wir uns für jede einzelne ausſprächen. 

a) Reform des Taxationsweſens. Hier natürlich für um 
bebautes Land. 

P) Abſtandnahme von gar zu peinlichen Öffentlichen Forde⸗ 
rungen betreffend die Zergliederung des Baugelänbes, 

) Maßregeln ber Befteuerung: Umfapfteuer, Steuer nad 
dem gemeinen Werte, Zuwadöfteuer. 

6) Maßregeln zur Belämpfung des Baufhmwindels und de 
zeitweife eintretenden Spetulationgfiebers in Bauland und Bau 
ftellen. 

e) Bor allem aber eigner freihändiger Erwerb, eigne Auf 
ſchließung und eigne Verwertung von Land durd die Ge— 
meinden und anbre Öffentlihe Faktoren, etwa in dem Sinne 
wie bei der öffentlichen Stabterweiterung. Daburd) würde erftend ein 
immerhin nicht unbeträchtlicher Teil der Stadterweiterung bireft in 
weit befriedigenderer Weife als heute gelöft. Zmeiteng aber würde — 
und das ift beſonders wichtig — ein mwohltätiger Drud auf die Preife 
und die Bedingungen der privaten Stabterweiterung ausgeübt. Freie 
lich muß man babei mit der Gefahr rechnen, daß diefe letztere unter 
Umftänden dadurch auch zum Stoden oder vielleicht auch zu noch weiterer 
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Erhöhung ihrer Preiſe gebracht werden Tann; indes wird man ſich für 
diefen Fall wohl damit tröften können, daß dies dann erft recht ein 
Antrieb fein würde, die private Stadterweiterung Durch die öffentliche 
zu erfegen. 

d) Verſchiedne weitere Maßregeln würde ſicher bie nähere 
und eingehenbere fernere Behandlung der Sache, namentlich burch bie 
Praxis, ergeben, wenn man einmal das Ziel ber reformierten, privaten 
Stadterweiterung mit Ernſt erftrebt. 

Im übrigen machen wir darauf aufmerffam, daß fi in der von 
una ſchon öfter angeführten Schrift von G. Füßenhäufer: Die Woh- 
nungsfrage mit befondrer Berüdjichtigung der Stuttgarter Berhält- 
niffe (Stuttgart, Kohlhammer, 1902) ein immerhin recht bemerkenswertes 
Programm, das in der Richtung einer reformierten privaten Stadt 
erweiterung liegt, findet. 

Wenn wir nun nach Vorſtehendem gejehen Haben, wie bie 
reformierte private Stabterweiterung etwa zu geſtalten wäre, fo ift 
doch natürlich dieſe Frage nach dem Wie nicht Die oberſte und lebte. 
Wichtiger und entjcheidender ift vielmehr felbftverftändlich die Frage 
nah dem Werte und Nugen einer folden reformierten 
privaten Stadterweiterung. Wäre fie beſſer als die jegige private 
Stadterweiterung? Und wäre fie beifer al3 unfre öffentliche Stabt- 
erweiterung? Das find Fragen, um die es fich da Handelt. 

In diefer Beziehung ift denn nun zu fagen, daß aller Borausficht 
nach die Forderung der Billigkeit der Bauftellen und des Baulandes 
durch die reformierte private Stadtermweiterung allerding3 vorausſicht⸗ 
lich ſehr viel mweitergehend erfüllt würde als durch die jegige Stadt» 
erweiterung, bejonders in den größren Orten. Eine ſolche Entfaltung 
ber Konkurrenz, wie wir fie vorftehend fkizziert haben, und der Einfluß 
der fonftigen Maßregeln müßten unſres Erachtens in der Tat auf 
einen großen Wertiturg gegenüber den jegigen Bauftellenpreifen hin» 
wirken und bahin führen, daß auch auf lange hinaus noch an der 
Peripherie unfrer anwachſenden Städte immer wieder einigermaßen 
billige Bauftellen und billiges Bauland zu haben wären. Auch Geſundheit 
und Echönheit der Stabtanlage fowie ihre foziale Wirkfamleit, ſoweit 
fie von der Billigfeit de8 Bodens abhängen, wären damit natürlich 
ſtark gefördert; ferner wäre dem privaten Unternehmungsgeifte in 
ber Stabterweiterung noch viel befjer als heute dag Feld eröffnet. 
Durch die Wertzuwachsſteuer würde die Wertfteigerung für die All 
gemeinheit wenigſtens bis zu einem gewiſſen Grade nutzbar gemadit, 
und durch die fortgefegte reichlide Aufſchließung von Baugelände und 
durch die konkurrierende dffentliche Auffchließung und Bermwertung 
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von Land würde wenigſtens einigermaßen für Dauerhaftigkeit der er- 
rungnen Borteile geforgt. Aber mit diefer Aufzählung glauben wir 
auch die Vorzüge der reformierten privaten Stadterweiterung vor ber 
jegigen jo ziemlich erichöpft zu Haben, und es läßt fich nicht leugnen, daf 
biefen Borzügen doch auch gewichtige Nachteile gegenüberftehen. Geſund⸗ 
heit und Schönheit neuer Stadtteile hängen nicht bloß von der Billigfeit 
des Bodens ab, jondern auch von ihrer planvollen und zweckmäßigen 
Geſamtanlage. In diefer Beziehung aber würde es bei der reformierten 
privaten Stadtermweiterung vermutlich recht fehlecht beftellt fein. Die 
große Konkurrenz, bie fie bringen ſoll, wäre ja gar nicht anderd zu 
entfejfeln als eben badurch, daß man in weiten und immer weiterem 
Umfreife um die betreffende Stadt möglichit jedem Bodenbefiger die Auf⸗ 
[hliegung und Bebauung feine Landes ermöglichte und erleichterte. 
Es leuchtet aber ein, daß bamit eine weitgehende Zerreißung des plan- 
mäßigen Zuſammenhaltens und der planmäßigen Ausgeftaltung ber 
Stadtanlage notwendigerweife verbunden wäre. Außerft nachteilig wäre 
das natürlich für den Verkehr, insbefondre aber würde wohl aud bie 
Verforgung der Bevölkerung mit Gas, Waffer, Eleltrizität, Kanali⸗ 
fation und andren Dingen, bie wir jetzt nun doch einmal nicht nur für 
wäünfchenswert, fondern zum großen Teile fogar für notiwendig in den 
Städten halten, fehr leiden. Sehr lehrreich find auch in diefer Be 
ziehung wieder die Ausführungen von Bürgermeifter Wiel in unjrem 
Anhange Nr. 2 unter IV. Endlich fällt ſchwer ind Gewicht, daß bie 
reformierte private Stadterweiterung auch mit Dem großen Übelftande 
erfauft würde, daß das Werderben fpefulativer Preisbemwertung de 
Bodens und fpefulativer Manöver mit ihm ſich unter ihr jedenfalls 
fehr viel weiter hinaus erjtreden würde als gegenwärtig. Indem man 
weithin die Möglichkeit entfeffelte, Land als Bauland zu betrachten 
und zu verwerten, würden aller Wahrfcheinlichkeit nach ſchnellſtens 
und in mweiteftem Umkreiſe um unfre Städte bie Bodenpreife auch ba, 
wo fie jeßt noch gering find, zwar nicht auf die jetzt für Bauland und 
Bauftellen übliche gefchraubte Höhe, doch aber auf eine Höhe fleigen, 
die erheblich über dem Iandwirtfchaftlihen und gärtnerifchen Preisftande 
läge. Daß das fein Vorteil ift, wenn man das große Biel einer wirllich 
weiträumigen und dabei boch billigen ftädtifchen Anfiedlung mögliäft 
auch für die Dauer der Zeiten im Auge hat, liegt auf der Hand. 
Mag nad) alledem die reformierte private Stadterweiterung auf 
der jegigen Stadterweiterung vorzuziehen fein, fo ift Doch ganz gewiß, 
daß fie feineswegs der Weisheit letzter Schluß ift. Vielmehr muß fie 
unſrer öffentlichen Stadterweiterung gegenüber al3 durchaus unterlegen 
bezeichnet werden, vorausgeſetzt wenigftens, daß dieſe nicht in einer in 
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Willkürlichleit und bürokratiſche Verknöcherung ausartenden Weife be- 
trieben wird. Billiger ald unfre öffentliche Stadterweiterung vermöchte 
aller Wahrjcheinlichleit nach auch die reformierte private Stabterivei- 
terung die Baujtellen und dad Bauland nicht zu liefern, im Gegenteil 
wahrjcheinlich teurer. Sie hätte alfo auch in bezug auf bie Geſundheit 
und Schönheit der neuen Quartiere, ſoweit dieſe von der Billigkeit 
des Bodens abhängen, vor unſrer Öffentlichen Stadtermweiterung nichts 
voraus, fondern ftände im Gegenteil ihr wahrfcheinlich eher noch nad). 
In der Plan» und Zweckmäßigkeit der Stadtanlage aber, in ber weifen 
Berüdfichtigung der Bedürfniffe des Verkehrs, der PVerforgung der 
Bevöllerung, wie oben erwähnt, mit Waſſer, Gas uſw., der Erzielung 
Ihöner gefchloffner Stäbdtebilder, der richtigen Neihenfolge und Ber- 
teilung der Befiedlung — in all diefen Beziehungen iſt unfre öffentliche 
Stadterweiterung auch der reformierten privaten vermutlich weit über- 
legen. Dazu würde diefe öffentliche Stadterweiterung auch die fünftige 
Wertiteigerung des Bodens beffer nugbar machen, ferner vielfach aud) 
einen dauernden Obereinfluß zum Guten über das bereit3 bebaute Gebiet 
ausüben können und endlich jedenfall3 auch den ganzen Borgang der 
Stadterweiterung außerordentlich vereinfachen und glatter geitalten. Es 
bleibt eben einmal dabei: die Stadtermweiterung ift ihrer Natur nach 
eine Öffentlich-rechtliche Aufgabe, und wenn auch die Folgen ihrer 
Löſung auf privater Grundlage an fid) nicht fo fehredlich zu fein 
brauchten, wie fie dies jet bei una find, fo werden fie doch immer 
fehr viel fchlechter ausfallen al3 bei Löſung durch eine einigermaßen 
faubere, intelligente, forgfältige und mit den nötigen Zwangsmitteln 
ausgerüftete öffentliche Verwaltung. Hier liegt eine der größten Auf- 
gaben unfrer Zukunft, hier fann das deutjche Beamtentum zeigen, 
was e3 Tann, und was e3 nicht fann! — 


3. Sonftige Reformen. 


Dieſes Buch ift vorwiegend der Reform der Stadtermweiterung 
gewidmet, aber fo wichtig diefe auch ift, fo wäre es Doch ein Irrtum 
anzunehmen, daß fie allein imftande wäre, unfre fo fehr verfahrenen 
ftäbtifchen Bodenverhältniffe wieder völlig ins richtige Gleis zu bringen. 
Um nun die andren, außer ihr noch nötigen Reformen richtig angeben 
zu lönnen, wäre eigentlich) noch eine umfafjende mifjenfchaftliche Er- 
forschung derjenigen Urfadden notwendig, die außer der Verfehrtheit 
unſres herrſchenden Stadterweiterungsſyſtems an unſren ftädtifchen 
Bodenmißſtänden ſchuld find. Allein dies iſt eine fo große und um- 
faffende Aufgabe, daß wir uns ihr in diefem Buche hier nicht mehr 
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widmen können; wir müffen und vielmehr damit begnügen, einfach 
Diejenigen weiteren Urſachen unſrer ftäbtifchen Bodenmißſtände an- 
zugeben, bie uns bei unfrer Beichäftigung mit den Gegenfländen 
dieſes Buches befannt geworden find, ohne daß wir der Sache jetzt noch 
eine befondre, eindringende und umfaſſende Nachforſchung widmeten. 
Und zwar forfhen wir nicht fo fehr ben Urfachen im hiftorifchen Sinne 
nad, wie denjenigen Umftänden, bie ſich gegenwärtig ala Hinderniffe 
einer befferen Geftaltung der Verhältniffe entgegenjtemmen, und Die 
man fomit ſehr wohl auch als Urfachen ber ſchlechten Verhältniſſe be» 
zeichnen kann. Auf der Kenntnis biefer Urfachen möchten wir dann 
da3 aufbauen, worauf ed uns hier anfommt, nämlich eine kurze ÜÜber- 
fiht über die außer der Reform ber Stadterweiterung in der ftäbtifchen 
Bodenfrage in Betracht lommenben fonjtigen Reformen, foweit wir 
fie eben nach der foeben gemachten Einfchränfung anzugeben vermögen. 

Wenn wir nun den Urfachen in dem eben dargelegten Sinne nadj- 
gehen, fo könnte man vielleicht al3 eine grundlegende und wichtige 
Urfache bezeichnen dad Syſtem unfres privaten Haus- und 
Grundbefiges in den Städten überhaupt; allein auch dieſe tief- 
greifende Frage würde uns viel zu weit führen, und wir müſſen fie Daher 
bier fallen laſſen, zumal da das Syſtem de3 privaten ftädtifchen 
Haus- und Grundbefiges ja gewiß nicht nur als Duell von Mißftänden, 
fondern auch als Duell mannigfacdher Vorzüge in Betradyt kommt 
Hingegen möchten wir einige beföhränftere, aber doc gleichfalls recht 
tiefgreifende Urfahhen anführen, die u. E. außer dem Syſtem der 
privaten Stadtermweiterung für unfre Bodenzuftände in dem Sinne 
verantwortlich ſind, daß fie als Hinderniffe erjcheinen, die überwunden 
werden müfſen, wenn eine beſſere &eftaltung der Berhältniffe play 
greifen fol. 

Es find dies folgende: 

Erſtens: unfer Realfrebitiyftem. Wir haben im 7. Kapitel 
gefehen, daß unſer Nealfredit- und Hypothekenweſen der Tünftlichen 
Steigerung ber Bauftellenpreife durch unfre private Stadtermweiterung 
ftarlen Vorſchub Ieiften; mir haben meiter im 9. Kapitel darauf 
aufmerffam gemacht, daß, wie es fcheint, unfre Realkrediteinrichtungen 
auch eine das ungefunde Hinauftreiben ber Häuferpreife begünftigende 
Wirkung ausüben, und überhaupt läßt fich wohl zufammenfaffend fagen, 
daß unfer Realkreditweſen die Entitehung und die Realifierung des 
reinen Bodenmwerted in unfren Städten fehr begünftigt und dadurch in 
verhängnisvoller Weife zu ben Mipftänden beiträgt. 

Zweitens: die private Aneignung der WVertfteigerung 
auch des einmal bebauten Gebietes Mit dem Syſtem ber 
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privaten Stadterweiterung ift diefe Erfcheinung noch nicht notwendig 
gegeben. Wenn auch unter der privaten Stadterweiterung dag Eigentum 
an den bebauten Grundftüden einzelnen privaten Befibern zufteht, fo 
braudjt damit an fi noch nicht notwendig verfnüpft zu fein, daß 
auch die nach der Bebauung mit der Zeit noch eintretende Wert» 
fteigerung dieſer Grundſtücke diefen Befigern vollitändig zufallen; es 
ift denkbar bavon durch Beiteuerung bes Wertzumachfes der Allgemein- 
heit einen erfledliden Zeil zuzuführen. Der Umſtand, daß dies bis 
jest, wenn wir von der neueren Einführung der Wertzumadhgiteuer 
in einer Reihe Städte abjehen, noch nicht gefchieht, iſt als eine 
weitere Urſache der Mißſtände neben dem Syſtem der privaten Stadt- 
erweiterung zu betrachten. 

Wir lönnen uns indes nicht mit der Aufzählung derjenigen Ur- 
ſachen begnügen, bie, wie die oben angegebnen, noch heute immer aufs 
Neue Mißſtände hervorbringen, fondern nachdem unfer ftädtifcher Boden 
durch, lange Jahrzehnte hindurch einer ganz verkehrten Behandlung 
unterworfen iſt, find auch die Hierdurch erzeugten mafjenhaften und 
ſchweren Übelftände felber ala Hinderniffe einer Beflerung der Ber- 
hältniffe zu betrachten, die nun gewiſſermaßen ein felbjtändiges Dafein 
erlangt haben und nicht einfach ſchon damit hinfällig werben, daß 
man von nun an bie Fehler vermeidet, durdy die fie feinerzeit zur Ent« 
ftehung gekommen find. Wir zählen demgemäß al3 weitere Urfachen, 
die fi nunmehr der Beſſerung der Berhältniffe entgegenftellen, fol- 
gende auf: 


Drittens: die zurzeit vorhanden ſchweren Übelftände des 
einmal bebauten ftädtifhen Gebietes, beitehend in dem gänzlich 
unbefriedigendben Zuftande der Anfiedlung in diefem Gebiete 
inbetreff &efundheit, Schönheit, Zweckmäßigkeit uſw., ferner in der 
außerorbentliden Teuerung des Bodens und folglich der Häufer und 
Wohnungen dafelbit und endlich in der Hohen Verſchuldung der 
Gebäude. 

Viertens: Bei dem unbebauten Boden fein gleichfalls außer- 
ordentlich Hoher Preis und öfters wohl auch ftarfe Verſchuldung 
in der näher bei den Städten gelegnen Bone. 

Fünftens: Die Tatfache, daB die geradezu ungeheuren Summen, 
welche die Wertfteigerung des ftädtifchen Bodens darftellt, bisher 
faft reftlos in private Tafchen gefloffen find. 

Sehftens: Die Herabdrüädung unfrer ganzen Anſchau— 
ungen, Anſprüche und Gewohnheiten in bezug auf dad, was 
eine ftädtifche Siedlung leiften fann und foll. 
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Welche Reformen kämen nun außer der Reform unjrer Stadt- 
erweiterung in Betracht, um diefe Hinderniſſe einer durchgreifenden 
Verbeſſerung megzumälzen und fo die ftädtifche Bodenfrage einer um⸗ 
fafjenden Löfung entgegenzuführen? Entwerfen wir davon eine, wenn 
auch nur flücdhtige und unvollftändige Skizze! 

Da ift denn, um mit dem Lebten zu beginnen, dad was zu ben 
vorjtehend unter vierten, fünftens und ſechſtens genannten 
Urſachen zu bemerken ift, ziemlich einfach. Urſache vier, Teuerung 
und Berfchuldung des unbebauten Bodens, — würde fomweit möglich 
ſchon durch die Reform der Stabdtermweiterung und die Degentralifation 
bejeitigt werden; eventuell fäme in Betracht, die weiter unten zu be- 
ſprechende Entſchuldung bi3 zu einem gewiffen Grade auch auf diefen 
Boden zu erfireden. Gegen die Urfache fünf, die nım einmal bereits 
ftattgehabte Berfchlingung ber bisher entſtandnen Bobenwertiteigerungen 
durch die Privateigentümer, wird fich wenigſtens gegenüber denen, denen 
biefe Summen zugefloffen find, überhaupt nicht viel tun laſſen. Nur in}o- 
weit wie diefe noch im Beſitze von Grundftüden oder von Hypotheken 
darauf find und durch die ganze durch eine gründliche Reform her- 
vorgerufne Ummälzung finanziell in Mitleidenfchaft gezogen würden, 
würde wohl eine Art indirefter Rüderftattung an die Allgemeinheit 
ftattfinden. Im übrigen fällt diefes Problem großenteil3 zufammen mit 
dem andren, wiederum einen vernünftigen, billigeren Preisftand bes 
bebauten und des unbebauten jtädtifchen Grundbefiges zu erzielen. Ur- 
face ſechs endlih — bie Herabdrüdung unfrer Anſchauungen, An- 
fprühe und Gewohnheiten — würde in dem Grade verjchwinden, in 
dem es gelingt, tatfächliche Reformen burchzufegen ; ja ſchon die lebhafte 
Arbeit und Agitation eben für diefe Durchfegung würde hier vieles 
beifern. Weiter ließe fich hier vielleicht auch einiges tun durch Woh- 
nungsaufficht, durch Mufterleiftungen von Baugenoffenfchaften u. dgl. m. 

Weit fchwieriger ift die Belämpfung der unter erften3, zwei— 
ten3 und drittens genannten Urſachen. Die bier in Frage 
fommenden Neformmaßregeln bilden unter fi und zufammen mit 
der Reform der Stadterweiterung. ein einheitliches Ganzes, und es 
fei ung geitattet, hier ganz furz die Grundzüge eines Reformwerkes 
zu ſkizzieren, das uns da vorjchwebt. Daß wir dabei der Sade und 
ihren Einzelheiten nicht bis auf den legten Grund gehen können, ver- 
fteht fich von ſelbſt. Wir geben das Folgende nur als Anregung. 

Wenn man da3 von fo ſchweren Mißftänden beherrfchte, jetzt 
bereit3 bebaute Gebiet unfrer Städte verbejjern will, fo ift die grund« 
legende und wichtigſte Maßregel die, daß man auf dem noch unbe- 
bauten Gebiete, auf dem Felde der Stadterweiterung für Entftehung 
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weitaus befferer und billigerer Quartiere forgt, bie bem bereits be— 
bauten Gebiete eine mohltätige Konlurrenz bereiten. Diefe Aufgabe 
aber haben wir Durch unfre Wusführungen über die Reform unfrer 
Stadterweiterung und über die Dezentralifation ausführlich erörtert. 
Bei Durdführung ber dort von und gemachten Vorſchläge darf man 
hoffen, daß eine ſolche Konkurrenz allerdings entitehen und mit der 
Zeit auch außerordentliche Wirkungen auf dag jet bereit3 bebaute 
Gebiet ausüben würde. Die in diefem Gebiete haufende Bevölkerung 
würde, in einem gewiſſen Umfange wenigſtens, von der ihr fo gebotnen 
Möglichkeit ihren Wohnfig in dieſen neuen, weitaus befjeren und 
billigeren Duartieren aufzufchlagen, Gebraudy machen, und das würde 
natürlich eine ftarfe Rüdwirtung auch auf die Zuftände, Preife und 
Berhältniffe in dem jebt bereitö bebauten Gebiete ausüben. Die Mieten 
dort und die Häuferpreife würden eine Ermäßigung erfahren; die 
Bevölkerung würde in den Wohnungen mehr Pla bekommen, und 
wahrjcheinli würden auch fonjt viele Verbefferungen, gegen bie man 
fih jett wehrt, dann dort eingeführt werden müffen. U. dgl. m. 
Dann aber wäre für dieſes Gebiet auch erſt die richtige Zeit für 
große und durchgreifende Reformen durch die Gemeinden uſw. ge- 
fonımen, wenn bieje leßteren unter folchen Zeitläuften zunächſt auch 
wohl mit ſchwierigen Finanzverbältniffen zu fämpfen haben würden und 
demgemäß nur allmählich vorgehen könnten. Mit der Schaffung der 
Neformquartiere draußen und der Dezentralifation würde dann all« 
mählich eine planmäßige Verbefjerung der fchon betehenden Quartiere 
Hand in Hand gehen müffen und bei dem gefunfnen Grundmerte 
auch außerordentlich viel Leichter durchzuführen fein als heute. Für 
das Abbrechen manden alten ungeſunden Häuferblod3, für die Durch 
führung mander längft geplanten Verkehrsverbeſſerung und ähnliches 
mehr würde bann die Zeit gelommen fein, ebenfo für einen größern 
Grundbefigerwerb der Gemeinden, auf Verbefferung der Wohnungsver⸗ 
hältniffe bedachter Stiftungen, gemeinnüßiger Gefellfchaften u. dgl. im 
jegt bereit3 bebauten Gebiete aus fozialpolitifhen Gründen. Auch 
höhere Anforderungen der Bauorbnungen und der Wohnungsaufficht 
für das jet bereit3 bebaute Gebiet Tießen fich dann wohl durchfeßen. 

Um dieſes ganze Werk jedoch, möglichſt zu fördern, wäre eine 
andre wichtige Neform mit ihm in Verbindung zu fegen. Während 
drinnen, in den jegt bereit3 bebauten Quartieren, wie gejagt, voraus⸗ 
fihtlih ein gewiſſer Wertfall des Bodens eintreten würde, wäre 
draußen auf dem weiten, insbeſondre auch durch die Dezentralijation 
erichloffnen Neulande mit der umgelehrten Erfcheinung, nämlich mit 
einer jtarfen Bodenwertfteigerung gegenüber ben bisherigen Werten 
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zu rechnen. Einmal führt bazu ſchon die Entftehung der fozufagen 
natürlichen Grundrente, die fi unter allen Berhältniffen mit dichterer 
Befiedlung einftellt, dann ift ja auch nicht gefagt, daß die Gemeinden 
und bie andren die öffentliche Stadterweiterung handhabenden Stellen 
biefes Neuland draußen unbedingt zu den Selbitloften abgeben würden, 
fondern fie tönnten bei Einhaltung aller gebotnen Billigfeit der Grund- 
ftüde und Wohnungspreife doch in gewiß immerhin vielen Fällen einen 
mäßigen Auffchlag darauf machen. Diefe Bodenwertfteigerung draußen 
ließe fich aber fehr wohl wenigftens zum großen Teil für die Wilgemein- 
heit auffangen: einmal durch die eben fehon erwähnte Abgabe de3 
Landes zu Preifen etwas über den Selbſtkoſten und weiter durch die 
Nutzbarmachung der fpäter eintretenden Wertfteigerung dieſes Bodens, 
fei e3 mit Hilfe der früher erörterten gebundnen Formen der Ber- 
wertung de3 durch die öffentliche Stadterweiterung beichafften Landes, 
fei es mit Hilfe allgemeiner Einführung einer fräftigen Zuwachs⸗ 
fteuer für diefes Land. Diefe großen fo zufammengelommenen Summen 
wären nun u. E., fomweit fie nidyt für die Durchführung der Dezen- 
tralifation und der öffentlichen Stadterweiterung gebraucht werben, 
jeweilö für ben betreffenden Bezirk zu einem befondren Fonds, den 
man vielleicht Grundrentenfunds nennen könnte, zu vereinigen. 
Diefer Fonds würde außerdem noch gefpeift durch die Erträgniffe der 
Zuwachsſteuer u. dgl. in dem jetzt bereit3 bebauten Gebiete, denn wenn 
dort auch im allgemeinen mit einem Wertfalle zu rechnen wäre, fo 
würden doch namentlich in bevorzugten Verkehrslagen auch dort mit 
ber Zeit in einer Reihe einzelner Fülle noch bedeutende Wertfteigerungen 
eintreten. Diejer fo gewonnene Grundrentenfonds wäre nun” ind 
befondre zur Verbefferung der Berhältnifje in den jetzt bereit3 bebauten 
Eebieten fowie auch bis zu einem gewiſſen Grade zum Ausgleiche ber 
dort entitehenden finanziellen Schädigungen zu verwenden. Man könnte 
aus ihm im jebt bereit3 bebauten @ebiete zu den oben erwähnten Ge⸗ 
fundheit3-, Verkehrs⸗, fozialpolitifhen und ähnlichen Zwecken Grund⸗ 
ftüde anltaufen. Dadurch würde einmal der Wertfall in dieſem Gebiete 
durch Verftärfung der Nachfrage gemildert und zum andren auch durch 
Verbeſſerung der ganzen Gegenden bort der Wert biefer wieder gehoben. 
Man denke fich 3. B. etwa, daß aus dem Grundrentenfonda im Herzen 
eine jest dicht verbauten Duartier3 ein Häuferblod aufgefauft und 
an feine Stelle ein Feiner Park oder ein Pla mit gärtnerifchen An- 
lagen gefeßt würde. Weiter aber Täme in Betracht, aus dem Grund- 
rentenfond3 auch direft Zuwendungen an ſolche Grund» und eventuell 
auch Hypothekenbeſitzer im bereit3 bebauten &ebiete zu machen, bie 
dur) die Umwandlung der Berhältniffe ganz beſonders gefchädigt 
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wären, und bei denen eine finanzielle Hilfe beſonders angebracht erfchiene;; 
ein Rechtsanſpruch auf folche Hilfeleiftung könnte allerdings wohl nicht 
gewährt werden. 

Auch für diefe ganze Politik käme die Mitheranziehung jtaat- 
liher Mittel, etwa durch befondre billige Darlehen an die Gemeinden, 
ernfthaft in Frage. 

Auch der Gedanke fei hier noch erwähnt, daß bei einer folchen 
grundlegenden Ummwandlung der Berhältniffe dann vielleicht daran 
gedacht werden könnte, die bisherige Grund- und Gebäudefteuer 
für Grundeigentümer im bereit3 bebauten Gebiete zum Ausgleich auf- 
zubeben. 

Es bleibt übrig, zur Vollendung der ganzen Reform noh Maß- 
regeln gegenüber ber Verſchuldung des ftäödtifchen Grundbe- 
fige3 und den aus unfrem Realkreditweſen fich ergebenden Übel- 
ftänden zu ergreifen. Angeſichts der Schwere diefer Übelftände ftehen wir 
nicht an zu erflären, daß uns ein radifaler Einſchnitt da mindeſtens als 
fehr ermägenswert erjcheint, und zwar würden wir ung die Sache 
etwa folgendermaßen denken. Die zur Zeit der Einführung der Reform 
einmal beftehende hypothefarifche Belaftung ftädtifcher Grundftüde wird 
feftgeftellt, und darauf wird das Grundbuch für jede weitere Belaftung 
dieſer Grundſtücke gefchloffen, fomeit diefe Belaftung unter Einrechnung 
der ſchon bejtehenden Belaftung bei Eebäuden über deren reellen Bau- 
wert, bei unbebauten Grundſtücken über den Gärtnereimert oder allen- 
fall8 auch über einen ein für allemal feitgefegten jehr mäßigen Saß, 
etwa 1—2 Mark pro Quadratmeter, hinausgeht; bei Bauſtellen wäre 
zu diefem Sabe noch der anteilige Betrag der Straßentoften hinzu- 
zufchlagen. Die einmal bejtehende höhere Belaftung kann, vorbehaltlich 
der ſogleich zu erörternden Entſchuldung, beftehen bleiben, darf jedoch 
nicht vermehrt werden. Mit einer folden Maßregel wäre, da Grund- 
ftüde nad unfrem Rechte nicht ander8 al3 mit Hilfe des Grundbuches 
verpfänbet oder belajtet werden lönnen, jedenfall zunächſt einmal dem 
weiteren Unfchwellen einer Verſchuldung, die ſich auf nichts andres ala 
auf den reinen, zum großen Teil filtiven Bodenwert gründet, ein ftarfer 
Riegel vorgefchoben. Da eine folche Verfchuldung ganz verhindert wäre, 
wollen wir nicht behaupten, Umgehungen würden allerding3 wohl 
möglich fein. | 

Uber mit der Firierung der Verfchuldung und der Verhinderung 
ihres weiteren Anſchwellens ift die Sade nicht getan. Es ift auch 
notwendig, der einmal fchon entjtandnen, auf den reinen Bodenwert 
gehäuften Schuldenlaft zu Leibe zu gehen, und hierzu hätte eine plan- 
mäßige Entfhuldung zu dienen. Diefe lönnte man fi; etwa 
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Jolgendermaien deufen Rachden der erie Sturm der mit umften 
Aeiormuoriäöligen wertundneu llmmalsımg der Berhältmiife vorũber 
wäre, wäre eine wangswiie Amortikıtios der eımmal vorhanduen 
Unpsthelen wim. einzuführen, irweit dieſe Sypotheien m. dal. 
bei bebauten Grumditüden über deu sben erwähnten reellen Ban- 
wert der Sesäude, bei undehbauten Grundmtũcken über den gleuhralls oben 
erräsnten Gärmerei- oder ähnlihen Bkerı des Bodens, allenjalls 
zuzũglich der Straßenforten, Kınzusgingem Turh Die zwangsweije 
Amortitation wäre die jegt beit:ende Schulderlaft allmählich auf die 
Beträge dieter Werte ferunterzumindern, und zwar bonute man die Sache 
wohl in der Weiſe anfatten, daB vor einem gewiiien Termin ab mit 
dem eriten Beiigmechiel eines Grun>itids die Verpflichtung zu einer 
joldhen zwangsweiſen Amottijetion jür dem memen Üehiger md alle 
ARechtsnachiolger einträte Ter Amortiiationsbetrag brauchte wur ſehr 
gering zu fein, vorausgeiegt, daB die eriparten Zinjen uud Zimjeszinien 
mit zur Tilgung verwandt würden. Diejen Amortiiatiomäbetrag hätten 
bie betreifenden Grunditüdsbeliger jede Jahr an große Entſchul⸗ 
Dungsfaljen abzuführen, die für die einzelnen Bezirke errichtet würden. 
Jährlich würde dann aus den fo einlaujenden Beträgen eine entſprechende 
Onpothefeniunme getilgt. Die einzelnen Hᷣypothelen, die zur Tilgung 
fommen jollten, wären wohl durch Auslojung zu beitimmen, und es 
träte an ihre Stelle eine Hupothek in der gleichen Höhe zu Gunſten 
der Entihuldungstlaile, welche die Tilgungsjumme bezahlt hätte. Bon 
diefer fegteren SOnpothel würden dann die Leitungen des Beſitzers dei 
betrefienden belaſteten Grunditüds abgeſchrieben, bis auf biefe Zei 
bie endgültige Tilgung eriolgt wäre. Außerordentlich zu wünfchen und 
auf alle Weiſe zu erftteben wäre, dat dieje ganze Entichuldungsaftion 
erleichtert und bejchleunigt würde durch Mitverwendung öffentlicher 
oder halb öffentliher Mittel: vor allem lämen andy hier wieder 
Leiftungen aus dem oben erwähnten Srundrentenfonds in Betradt. 
Beſonders jchwierige Einzelftagen, die in diefer Skizze nicht mehr er⸗ 
Örtert werden können, jind noch, ob vielleicht eine gewiſſe Verſchul⸗ 
dung der fozufagen natürlichen, ber auf ficheren Borzugslagen det 
betrefjenden Grundftüde berufenden Grundrente zugelajien, und 
anbrerfeit3 ob eine volle Berfhuldung de3 Bauwertes erlaubt 
werden jolle. 

Faßt man alle diefe Reformen zufammen, fo fieht man, daß bie 
oben angeführten, unfren ſtädtiſchen Bodenmißſtänden außer ber pri 
vaten Stadterweiterung zugrunde liegenden Urſachen doch zum großen 
Teile in Wegfall gebracht werden würden. Freilich bedürfte es dazu 
wohl der anhaltenden Arbeit vieler Jahrzehnte, aber dafür wäre aud) 
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eine umfafjende und tiefgreifende Löfung der ftädtifchen Bodenfrage, bie 
fi nicht auf die erft neu zur Entitehung lommenden Quartiere bes 
fchräntte, angebahnt. Ein Jahrhundert lang etwa ift bei und in unver- 
antwortliher Weife auf dem Felde der ftädtifchen Bodenfrage gefündigt 
worden, eines Jahrhunderts wird es bedürfen, um diefe Sünden wieder 
gut zu machen! — 


4. Verſchiedenes. 


An die Reform der privaten Stadterweiterung und an bie fonftigen 
Reformen fchließen wir hier nun endlich noch einige Reformmaßregeln 
verichiednen Charafter3 an. 

a) Reform der fommunalen Wahlrechte. Diefen Punkt haben 
wir ſchon wiederholt berührt ; wir möchten aber nicht verfehlen, hier noch⸗ 
mal3 auf ihn aufmerffam zu machen. Wenn man die von und borge- 
fhlagnen Reformen durchmuftert, fo fieht man, daß im großen und 
ganzen ihrer Durchjegung die beftehenden bommunalen Wahlrechte nicht 
günftig find, und daß es im Intereſſe diefer Durchjegung dringend 
wünſchenswert ift, fie in der Richtung zu ändern, daß den ärmeren unb 
den bisher nicht Haus und Grund befitenden Klaſſen ein erheblich 
größrer Einfluß gewährt wird, al3 fie ihn bislang in Nord» und Mittel- 
deutfchland haben. Und zwar würde es fich um die Reform der fommu- 
nalen Wahlrechte Handeln, nicht nur für die Städte felber, ſondern 
aud; für ihre Umgebungen und Bannkreiſe. Freilich geht ja die Frage 
des fommunalen Wahlrechtes über den Rahmen der ftädtifchen Boden- 
frage weit hinaus und kann nicht einfeitig nur in Nüdficht auf diefe 
entfchieden werden, aber da3 kann nicht abhalten, hier feitzuftellen, daß 
jedenfall® von dem Standpunfte einer rationellen Löſung der flädtifchen 
Bodenfrage aus die bezeichnete Reform der fommunalen Wahlrechte 
dringend geboten ilt. 

b) Auch ſchon die bloße eingehendere Erörterung unfrer 
Reformvorſchläge und die Agitation dafür können möglichermeije 
gewilfe Wirkungen ausüben. Wir fehen indes feinen Anlaß, hier auf 
die Frage, ob und welche befondren Maßregeln in Rückſicht auf dieſe 
Möglichkeit etwa zu empfehlen wären, näher einzugehen. Nur auf einen 
Punkt möchten wir aufmerkſam machen. Die lebhaftere Erörterung de3 
Gedankens der Dezentralifation und zwar ſowohl der Dezentralifation 
innerhalb und um die einzelnen Orte wie der Dezentralifation im 
Sinne der Lenfung der Befiedlung nach Heineren Orten hin fann an 
fich leicht zu einer Beförderung der Spefulation und zur Verteuerung 
der Bodenpreife in denjenigen Gegenden führen, von welden an— 

Die Wohnungdfrage und bad Neih, 8. Heft. 35 
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genommen wird, baß fie im Gefolge der Dezentralifation zu fchuellerer 
Beliedlung fommen würden. Temgegenüber if allen Freunden ber 
Reform dringend zu raten, bei Erörterung der Zezentralifation immer 
fcharf zu betonen, daß mit Diefer unbedingt von Anfang an durchgreifende 
Maßregeln zu verbinden oder ihr vorauszufcdiden feien, um die Ent- 
ftehung unfrer bisherigen hohen Preife und Bodenmißſtände auf diefem 
Reulande zu verhindern: Enteignungsrecht, Stadterweiterungstare, jehr 
ſcharfe Bauordnungen, befondre Befteuerung u. dgl m. 

c) Bon fehr großer Wichtigkeit ift natürlich, daß alle Die, die 
infolge ihrer Stellung zur Durchführung unfrer Reform berufen find, 
fo fchnell und gründlich wie möglich fich ein wirkliches Verſtändnis 
der Aufgabe,. ihrer ungeheueren Bedeutung und der Mittel zu ihrer 
Löfung aneignen. Insbeſondre handelt es fich Hier natürlich um die 
fIommunalen Beamten faft aller Schattierungen, ferner um weite Klaſſen 
der Staatäbeamtenjhhaft, um Stadtverordnete, Kreistagsabgeorönete, 
Baugenoffenfchaftler u. dgl. m.; und nit nur um diefe Kreife, fondern 
um noch viel weitere. Unſre Reform febt zu ihrer Durchführung 3 B. 
auch ein eingehenderes Berftändni3 ber Richter voraus, welche in 
den Enteignungsfällen über die Höhe der Entſchädigung zu befinden 
haben, oder der Leiter von Armenämtern und Wohltätigfeitävereini- 
gungen, die berufen find, die DVezentralifation zu unterftügen, fermer 
der Männer der Preſſe, der Politiker, der Gelehrten, deren Aufgabe 
es ift, die Öffentliche Meinung zu beeinfluffen, die politifche Welt zu 
gewinnen, Die einzelnen Fragen wiſſenſchaftlich Durchzuarbeiten u.dgl. m. 
Namentlich aber muß darauf Hingewiefen werben, daß man nicht 
etwa mit der Aneignung be3 nötigen Berfländnifjes und der nötigen 
Renntniffe auf die junge Generation warten barf, die vielleicht jegt 
erft ftudierend oder fi ausbildend, dann langſam in die verfchieimen 
Ämter und Stellen nahrüdt. Wenn wir nicht bereit3 die nächſten ein 
bi3 zwei Jahrzehnte mit aller Energie zur Durchſetzung einer großen 
Stadtreform, wie wir fie gezeichnet haben, benugen, fo wird voraus- 
fihtlih ein fehr großer, vielleicht ber befte Zeil der Ausfichten der 
Reform überhaupt und für immer verfpielt fein; denn wir bürfen nicht 
darauf rechnen, wie das ſtarke Sinken der Geburtenziffern bereits 
jegt beweift, daß unfre große Bevölkerungszunahme noch ungezählte 
Jahrzehnte Hindurch andauern wird. Wenn aber die Dinge in unfrer 
Städteentwidlung erft einmal nicht mehr in dem rafchen Fluffe einer 
ſtark anwachſenden Bevölkerung ftehen, fondern wenn nur noch für 
eine ftilfftehende oder fehr langſam anwachſende Bevölkerung zu forgen 
ift, jo wird es wahrſcheinlich für eine große Reform zu fpät fein. Es 
ift jet bereit3 Die elfte Stunbe! 
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Es gilt alfo mit aller Energie auch die bereits jet Amtierenden 
und im Einfluß Befindlichen aller Arten mit ben neuen notwendigen 
Ideen zu tränken und ihnen Berftändnis und Begeifterung für fie fo 
Ihnell wie möglich einzuflößen, aber daneben darf natürlich auch 
die Jugend nicht vernachläſſigt werden. Mancherlei Wege kommen 
da in Betradht. Die Univerfitäten und die Techniſchen Hod- 
ſchulen, aber aud) die Baugewerkſchulen ufm. follten fich der Sache 
annehmen und das ganze große Problem der Stadtreform fo eingehend 
wie möglich behandeln; außerdem follten befondre Ferien- und be- 
fondre Unterrichtskurſe für das Bedürfnis der jet fchon in 
Amt und Stellung befindlichen Männer und Frauen in reichlicher Zahl 
und bald eingerichtet werden. Den Staat3- und Rommunalbeamten 
könnte vielleicht jogar angeficht3 der außerordentlihen Wichtigkeit und 
Dringlichleit der Sache der Beſuch folder Kurje zur Pflicht gemacht 
werden. Auch die verfchiednen fozialen Ausbildungsfurfe, die 
zahlreihen Vorträge veranitaltenden Stellen und vor allem die freie 
Ugitation ber einjhhlagenden Zweckvereinigungen (+ B. Boden- 
tefomer, Mieterpereine) und der intereffierten politifchen Grup- 
pen follten fich der Sache widmen. Sedenfalld muß auf allen Wegen 
und planmäßig dafür geforgt werden, daß die großen Hauptgedanfen und 
Hauptfragen, um welche e8 fich bei der Reform unfrer Städte handelt, 
allen Beteiligten bald und gründlich, ins Bewußtſein gerüdt werden: 
die Tragen der Öffentlichen Stadtermweiterung und des öffentlichen Land- 
bejites, der richtigen Landverwertung, der Dezentralifation, der Ge- 
winnung der Wertfteigerung für die Allgemeinheit, der Reform des 
bebauten Gebietes, der Umänderung unfre3 Realkreditweſens, der Ent- 
fhuldung, der Gartenfolonien, des Stadtermweiterungsrechtes u. dgl. m. 

d) Zu einer wirkſamen Hilfeleiftung bei der ganzen Reform ift neben 
den gemeinnüßigen und mohltätigen Körperfchaften auch die Gemein- 
nüßigleit und Wohltätigleit der Einzelnen berufen. Auf unfrem 
Felde eröffnen fich ausgezeichnete Gelegenheiten, da8 Gemeinwohl durch 
Schenkungen, Stiftungen u. dgl. zu fördern. Eine ſchöne Bürgerfrone 
könnte fich 3. B. ein mohlhabender Mann erwerben, der unfre Reform 
durch Schenkung von einzelnen Grundjtüden an die Gemeinden untere 
ftügte, 3. B. für Spielpläße, oder für Gartentolonien oder überhaupt 
für die Ein- und Durchführung der öffentliden Stadtermweiterung ; ebenfo 
auch durch Geldſchenkungen, z B. für die im vorigen Abfchnitte er- 
örterten Zwecke der Entfhuldung, für Verbefferung der bereit bebauten 
Quartiere u. dgl. m. Auch der Betätigung der Frauen find auf Diefem 
Gebiete durchaus Feine Schranken gefeßt! 

e) Endlich haben natürlich auch die Statiftil und die volks— 
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wirtfhaftlide Wiſſenſchaft große Aufgaben auf unſrem Gebiete 
zu löſen; fie können durch eine gefchicdte und zeitgemäße Behandlung 
der Dinge fehr viel dazu beitragen, die Entwidlung im guten Einne 
vorwärt3 zu fchieben. 


5. Schlußzuſammenfaſſung der ganzen Reform. 


In diefem 10. fowie bereit? im 8. Kapitel haben wir eine größre 
Anzahl Reformgedanten entwidelt; dazu treten noch da3 11. und 
12. Kapitel. Suden wir nun bereit hier an Diefer Stelle ganz kurz 
die Hauptgrundzlige der ganzen Neform, wie wir fie vorjchlagen, zus 
ſammenzufaſſen und damit zugleich anzugeben, auf welche Mafregeln 
und Umftände hauptſächlich wir unfre Hoffnungen auf eine Beſſerung 
der Berhältniffe gründen. Natürlich wollen wir dabei nicht entfernt 
eine vollitändige Nefapitulation aller Reformvorſchläge, die wir ge 
madjt haben, geben, fondern nur, mie gejagt, eine Aufzählung der 
hauptſächlichſten Punkte. 

Die Aufgabe, um die es ſich handelt, iſt die Löſung der ftädtifchen 
Bodenfrage, d. h. der Frage, wie der für die Städte und ihre Entwicklung 
in Betracht kommende Boden zu behandeln und zu verwenden iſt, 
damit eine ſtädtiſche Anſiedlung zuſtande kommt, die erſtens wirlklich 
befriedigt und zweitens frei von allen unnötigen und vermeidbaren 
Verteuerungen iſt, in der weiter die Wertſteigerung des Bodens, ſoweit 
irgend möglich, der Allgemeinheit dienſtbar gemacht wird, und in der 
doch bei alledem dem privaten Unternehmungsgeiſte der nötige Spiel⸗ 
raum bleibt. Außerordentliche Mißſtände, die unſer Volksganzes auf 
das ſchwerſte bedrohen, haben ſich bei uns auf dieſem Gebiete entwickelt; 
um ſie für die Zukunft zu vermeiden, und das ſchon Verdorbne, ſoweit 
wie es noch möglich iſt, wieder gut zu machen, ſind hauptſächlich 
folgende Maßregeln zu ergreifen. 

In erſter Linie iſt der Verderbnis bei der Entſtehung neuer 
Quartiere Einhalt zu tun. Hier muß in Zukunft auf ganz andren 
Grundlagen, welche eine Gemähr dafür bieten, daß die bisherigen Mif- 
ftände auf diefem Neulande nicht plabgreifen, aufgebaut, hier muß etwa? 
außerordentlich viel Beſſeres, ala es im allgemeinen unfer bis jebt 
bebauteö Gebiet in den Städten barftellt, gefchaffen werben. Das Mittel 
hierzu ift die Erfegung unfrer bisherigen privaten, d. h. in erfter Linie 
bon der privaten Gejchäftstätigkeit und dem Privatrechte beherrfchten 
Stadterweiterung durd die Öffentlihe Stadterweiterung, b. h. 
durch, eine in erſter Linie von dffentlichen KRörperfchaften durchgeführte 
und von dem öffentlichen Rechte beherrichten Stadterweiterung Wit 
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andren Worten: die Stadtermweiterung muß aus einer Sache Überwiegend 
der privaten ZTerrainunternehmung und ähnlicher Stellen zu einer 
Aufgabe mehr oder minder öffentlicher Stellen werden. Die Yaupt- 
rolle mürden hierbei bie Gemeinden und Gemeindeverbände zu 
fpielen haben; neben ihnen und unter ihrer Führung wäre aud 
die gemeinnüßige und genofjenfchaftliche Initiative, und unter Um- 
ftänden fogar die private, möglichjt weitgehend zur Durchführung ber 
öffentlichen Stadterweiterung mit heranzuziehen, ebenjo wäre auch der 
Staat an ihr zu beteiligen. Dieſe Stellen zufammen müffen in Zukunft 
nit nur Bauordnungen und Bebauungspläne beftimmen und den 
Straßenbau regulieren, fondern auch auf ihre Rechnung da3 Bauland 
und die Bauftellen befchaffen, durch Straßen erjchließen und der Be 
bauung übergeben. Die Hierfür nötigen Landmafjen find teils aus 
den vorhandnen Beitänden der Gemeinden, des Fiskus uſw. zu ent- 
nehmen, teilö durch freihändigen Ankauf zu erwerben; im übrigen iſt 
den Trägern ber öffentlichen Stadterweiterung, den Gemeinden ufm., 
das Necht zu geben, fomweit fie nicht auf andrem Wege zu dem nötigen 
billigen Lande fommen können, Land zu Zwecken der Stadterweiterung 
zu enteignen, und es ijt weiter, damit die Enteignungspreife nicht 
zu hoch anfchwellen, vor allem die fogenannte Stadterweiterungg- 
tare einzuführen. Dieſe würde darin beftehen, daß da3 gegenwärtig 
noch unbebaute Land in den ganzen weiten Umgebungszonen der Städte 
nach feinem jegigen Werte tariert wird und den Trägern der öffent 
lihen Stadterweiterung dann dad Recht zufteht, im Cnteignungsfalle, 
ſoweit nicht der normale Wert ded Landes dann noch geringer ift, das 
Land jedenfall3 zu diefem tarierten Werte, zuzüglich allenfall3 ge— 
wiffer mäßiger befondrer Entihädigungen, an fich zu ziehen. Die 
Berwertung ded durch die öffentliche Stadterweiterung befchafften 
Landes, wenn e3 zur Bebauung abgegeben wird, hat dann weiter, ſoweit 
möglich, in Formen zu gefchehen, die den Trägern der öffentlichen 
Stadterweiterung einen dauernden Obereinjluß über da3 Land, aud) 
nachdem e3 der privaten Bebauung zugeführt worden ift, gewähren 
(Erbbaurecht, Wiederfaufsrecht, Beitpacht, Rentengut ufw.); im übrigen 
muß die fortgefegte, durch die öffentliche Stadterweiterung verbürgte 
Konkurrenz neuen billigen Landes an ber Peripherie der Städte, ferner 
allgemeine Einrichtungen wie Wohnungsaufficht, Bauordnungen 
u. dgl. für eine angemefjne Verwertung forgen, ebenfo auch bie 
dem heutigen Zuftande gegenüber fehr erheblich auszubehnende 
Bautätigkeit von Baugenoffenfchaften, gemeinnüßgigen Baugefell- 
Ihaften, Siedlungsgenoffenfhaften, Gartenjtadtunternehmungen, ber 
Gemeinden felber, des Staates u. dgl. m. Pie ganze dffent- 
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liche Stabterweiterung ift durch ein allmählich auszubildendes 
Syftem von Rechtsſätzen, ein fogenanntes Stadterweiterungsredt, 
zu unterftügen und zu regeln. Zur Beichaffung der nötigen Geld- 
mittel für die Träger der öffentlichen Stadtermweiterung ift, außer 
der einfachen Anfpannung der laufenden Mittel und des Kreditz, 
teild die Wusbildung privater Geldquellen, teil3 die Gründung 
befondrer fommunaler und provinzieller Banken in Ausficht zu nehmen 
und endlich die Schaffung befondrer großer Staatsfonds, aus denen 
den Gemeinden uſw. zum Erwerb von Land Darlehen zu befonders 
billigem Zinsfuße gegeben werben. 

Sollte ſich die äffentlihe Stabterweiterung aus irgend melden 
Gründen als nicht durchführbar ermweifen, fo käme immerhin nocd in 
Betracht, wenigſtens die jebt herrfchende private Stadtermweiterung in 
wejentliden Stüden zu reformieren, d. 5. alfo eine fogenannte re» 
formierte private Stadterweiterung zu erzielen. 

Mit der Neform der Stadterweiterung ift von vornherein zu ver- 
binden eine umfafjende Dezentralifation, um die um fo viele unfrer 
Städte fich zurzeit Iagernde Zone außerordentlich teuren Bodens nad) 
Möglichkeit zu Überfpringen, und um die fonftigen Vorteile einer mehr 
bezentralifierten Anfiedblung zu gewinnen. Die Dezentralifation bat 
zu erfolgen fowohl dadurch, daß die Beſiedlung fomweit möglich auf 
Heinere Orte gelenkt wird, wie auch dadurch, daß innerhalb der einzelnen 
Stadtgemarfungen und in ihrer Umgebung planmäßig die nod} billi- 
geren, etwas entlegneren Gegenden für bie Befiedlung herangezogen 
werden. Zur Pflege der Dezentralifation ift ein umfafjendes Syitem 
von Maßregeln notwendig, insbeſondre jedoch: die rechtliche und ver 
waltung3mäßige Zufammenfaffung und Organifierung der in den Banrı- 
freifen der Großſtädte und großen Mittelftädte gelegnen Orte zu ein 
heitlichen Verwaltungskörpern und die vrganifche Verbindung biefer 
legteren fodann mit den betreffenden Städten in der Mitte; ebenfo it 
auch für fehr zahlreiche andre Gemeinden und ihre Umgebungen bie 
Schaffung vder Ausgeftaltung irgend einer Art von Gemeindeverbänden 
al3 helfenden und fördernden Mitträgern der öffentlichen Stadter⸗ 
weiterung notwendig. Bei biefer ganzen Gelegenheit wird überhaupt 
das große Problem der Stellung der Vororte im weiteften Sinne zu 
den Städten in ber Mitte feine Löfung mit finden müffen. 

Die durch bie öffentliche Stadterweiterung und die Dezentralifation 
erzielte ganz außerordentliche Verbefferung der neu entjtehenden Quar⸗ 
tiere liefert die Grundlage auch für eine weſentliche Verbeſſerung 
ber jet bereit3 bebauten Gebiete, denn bie Konkurrenz det 
eben genannten Quartiere wird einen ftarfen und mwohltätigen Drud 
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auf diefe Gebiete ausüben. Unter diefer Vorausſetzung wäre dann die 
Berbefferung der jebt bereit3 bebauten Stadtteile noch planmäßig zu 
fördern durch umfaſſende Anläufe und Sanierungen dafelbit von öffent» 
licher Seite durch Erhöhung der Anforderungen der Bauordnungen, 
der Wohnungsauffiht dort u. dgl. m. Durch die zuerit genannten 
Maßregeln würde zugleich der Wertfall in diefen Gegenden aufgehalten 
und ihr innerer Wert gehoben. 

Die ſowohl gleich, wie auch mit der Zeit in den Quartieren ber 
Stadterweiterung entftehenden Wertfteigerungen des Bodens find 
mit Hilfe der Zuwachsſteuer und auf andren Wegen, foweit irgend 
möglich, für die Allgemeinheit aufzufangen; ebenjo werden auch in 
befonder8 bevorzugten Lagen des bereit bebauten Gebietes weitere 
WVertfteigerungen eintreten und für bie Allgemeinheit nutzbar zu machen 
fein. Die fo gewonnenen Mittel find, joweit fie nicht ſchon von der 
öffentlichen Stadterweiterung und der Dezentralifation benötigt werden, 
in einen Grundrentenfonds zu überführen und vor allem für die 
eben erwähnte Verbeſſerung der bereit3 jet bebauten Quartiere zu 
verwenden, ſowie auch in befonders geeigneten Fällen zum Ausgleich 
etwa erlittner Schädigungen der bortigen privaten Befiter von Häufern 
oder Hypotheken. 

Endlich. if, um der immer weiteren Berfchuldung des reinen 
Bodenwertes in den Städten ein Ende zu machen und bie bereits 
beftehende hohe Verſchuldung desfelben wieder zu tilgen, Schließung 
des Grundbuches für die weitere Belajtung der reinen Bodenwerte 
in den Städten fowie eine planmäßige allmählide Entfhulbung in 
Betracht zu ziehen; hierbei wären nad Möglichkeit öffentliche Mittel 
namentlich aus dem Grundrentenfond3 mitzupermwenden. 

Zur weiteren Unterftügung der ganzen in fich zufammenhängenden 
Reform ift eine Reform der fommunalen Wahlrechte für die Städte 
und ihre Umgebungen im Sinne einer Stärfung des Einflufjes der 
ärmeren und der bisher nicht Haus und Grund befitenden Schichten 
durchzuführen. Weiter ift für eine baldige und gründliche Aufflärung 
und Belehrung aller amtlichen und nicht amtlichen Stellen, die für 
die Durchführung der ganzen Reform in Betracht fommen, über die 
Notwendigkeit und die Grundgedanken ber Ießteren zu forgen. Als 
befondrer Neformgedante, der Berüdfichtigung verdient, it ferner 
nod die Anlegung von Kleingartentolonien al3 dauernden Be- 
ftandteilen der Ortsanlagen zu nennen. Die allmählich unter dem 
Einfluffe der Aufflärung und der Agitation und vor allem unter dem 
Einfluffe der tatfächlich erzielten Yortfchritte erfolgende Ummand- 
lung unfrer Anſchauungen, Anfprühe und Gewohnheiten 
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in bezug auf dag, was eine ſtädtiſche Siedlung leilten kann und leiften 
fol, würde fchließlich dem ganzen Reformwerke ald Fundament und 
zugleich ala Krone dienen. 

Biel iſt alfo zu tun! Gefchieht es aber bald, planmäßig, energiſch 
und umfafjend, fo ift in der Tat auch zu Hoffen, daß wir die große 
und ſchwere Schickſalsfrage, als welche ſich die ftädtifche Bodenfrage 
für unſre mehr und mehr zu einem Stadtvolke werdende Nation dar⸗ 
ſtellt, einer glücklichen Löſung entgegenführen. Insbeſondre 
würden dann die am Anfange dieſer Zuſammenfaſſung genannten 
drei großen Forderungen: der wirklich befriedigende Zuſtand der 
ſtädtiſchen Anſiedlungen, die möglichſte Billigkeit derſelben und die 
Nutzbarmachung ihrer Wertſteigerungen für die Allgemeinheit immerhin 
weitgehend erfüllt fein. — in erſter Linie für die neu zur Entſtehung 
fommenden Quartiere, aber auch für die bisher bereit3 bebauten doch 
in erheblich höherem Grade als gegenwärtig, — 


Elftes Kapitel. 


Aber ſtaͤdtiſche Dezentralifation. 


Vorbemerkungen. 


1. Die Ausdrüde Stadt, Mittelftadt uſw. werben im folgenden 
durchweg im Sinne der NReichzitatiftil gebraucht, und zwar find nad 
dieſer: 

Großſtädte: Orte mit 100000 Einwohnern und mehr 

Mittelftädte: „ „20 bis unter 100000 Einwohnern 

Kleinſtädte.: „ 5 un ...20000 ’ 

Landſtädte: W 2 5000 ’ 

Plattes Land: „ „ weniger als 2000 n 


1. Einleitung. 


Dezentralifation! Städtiſche Pezentralifation! Was ift fie? 
Unter welchen Bedingungen und Vorausſetzungen ift fie möglich? 
Welche Kräfte ſtemmen fich ihr entgegen, welche fördern fie? Was tft 
von ihr zu erwarten? Welche Ausfichten bietet fie? Was kann man 
zu ihrer Durchführung tun? — Das find fo etwa die Fragen, um bie 
e3 fich im folgenden handelt und auf bie wir in aller Kürze einzugehen 
juchen wollen. 


&. Begriff der ſtädtiſchen Dezentralifation, 


Die ftäbtifche Dezentralifation bildet den Gegenfaß zu der ja uns 
allen bekannten ftäbtifchen Bentralifation. Die Statiſtik Iehrt uns, 
daß, während die Landbevälferung im Deutichen Reiche feit Jahr⸗ 
zehnten fih an Zahl ungefähr gleichgeblieben ift, von 1880-1900 
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fogar etwad abgenommen hat, ſich der ganze große Bevöllerungs⸗ 
zuwachs in die Städte ergoffen hat und unter ihnen vor allem wiederum 
in die werdenden Großſtädte und ihre nächſte Umgebung, in die groß- 
ftädtifchen AUgglomerationen. Wenn dieſes ftatiftifche Ergebnis auch 
nicht allein auf materiellen Vorgängen, fondern zum Teil auch auf 
ftatiftifch-formellen beruht, fo kann doch fein Zweifel fein, dab es 
die Hauptrichtung unfrer tatfächlichen Entwidlung richtig wiedergibt. 
Sm Gegenfag zu diefer Entwidlung nun würde ſtädtiſche Dezentrali- 
fation, jo wie wir fie im folgenden verftehen, eine Anſiedlungsbewegung 
bedeuten, welche die jebt den Städten zuwachſenden Scharen wieder 
auf3 Land, oder auch, was für und weit wichtiger ift, von einer höheren 
Größenkategorie ber Stäbte in eine niedrigere, alfo etwa von der Groß- 
jtadt oder der Mittelftadt in die Klein oder die Landſtadt ablenkte, ja 
die eventuell mit der Zeit vielleicht fogar erhebliche Teile ber jet in 
den Städten Ungefiedelten aufs Land oder von einer höheren Größen- 
fategorie der Städte in eine niedrigere zurüdführte. Abgeſehen hier- 
bon wird fich allerdings nicht vermeiden Iaffen, ben Ausdruck Dezen- 
tralifation Hin und wieder auch in feinem ganz allgemeinen Sinne 
zur Bezeichnung der Bewegung vom Mittelpuntte weg ftatt zum Mittel- 
punkte Hin zu gebrauchen; doch werden mir dies dann allemal aus⸗ 
drüdlich bemerfen, indem mir in diefem falle von ‚„Dezentralifation 
im allgemeinen Sinne” reden. Im 10. Kapitel haben wir ja bereits 
öfters von jtädtifcher Dezentralijation auch in bem Sinne der Lenkung 
der Befiedlung innerhalb der einzelnen Orte auf die zurzeit abge- 
legeneren Zeile der Gemarkungen gefprodhen — ein Sinn, ben wir 
alfo in dieſem Kapitel dem Begriff der ftäntifchen Dezentralifation 
im allgemeinen nicht unterlegen. 


3. Wovon lebt die ftädtifhe Benälterung? 


Wenn wir nun die Möglichkeit und die Ausſichten der ftäbtifchen 
Dezentralifation erörtern, fo ift zunächſt einmal jedenfalls davon aus- 
zugehen, daß von entjcheidender Wichtigkeit ift die Yrage, ob e3 mög- 
lich fein wird, bei folcher Dezentralifation den zu Dezentralifierenden 
mindeſtens die gleichen, womöglich aber noch befifere materielle Ein- 
künfte und Lebensmöglichleiten zu gewähren wie bei ber bisherigen 
Bentralifation. Das Wichtigfte ift hier natürlih die Erhaltung 
der bisherigen Einkommensquellen; baneben käme aber auch gerade 
auf Grund der Dezentralifation in Betracht die Erfchliegung neuer 
Einkommensquellen, vor allem durch Garten- und Landbau, teils zum 
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Erfag etwa durch die Dezentralifation in Wegfall fommender Bezüge, 
teils überhaupt. 

Wovon lebt nun unsre ftäbtifche Bevölkerung? Sie lebt einmal 
bon ihrem Berufsverdienſt, wobei aber nicht nur der Hauptberuf, ſon⸗ 
dern auch der Nebenberuf und Nebenverdienft in Frage kommen; fie 
lebt weiter von Kapitalzinfen, Renten u. dgl, und fie lebt endlich von 
Unterftüßungen verjchiedener Art. Indes find wir mit dieſer all- 
gemeinen Antwort natürlich noch nicht fehr gefördert, wir müſſen tiefer 
in die Sache eindringen. Da liefert ung denn die große Berufd- und 
Gewerbezählung des Kahres 1895 wertvolle Behelfe. Nach ihr inüffen 
wir zunächſt Die una ja bereit3 vertraute Unterfcheidung zwiſchen Groß- 
ftädten, Mittelftäbten, Kleinftäbten und Landftädten machen. In den 
Sropftädten (100000 und mehr Einwohner) machten bie im Yaupt- 
berufe in der Induſtrie tätigen Berfonen zufammen mit ihren nicht 
irgendwie hauptberuflich tätigen Angehörigen und mit ihren im Haus» 
halte der Herrfchaft Iebenden häuslichen Dienenden 51% der Gejamt- 
bevölferung aus; zu Handel und Verkehr gehörten in derjeiben Weiſe 
26% der Bevölkerung, zum öffentlichen Dienjte und den fog. freien 
Berufsarten rund 9%, zu den Berufslojen oder ohne Berufsangabe 
rund 8%, zu der Abteilung Häusliche Dienfte (d. 5. durch nicht zur 
Haushaltung des Dienftgebers gehörende Perfonen!) und Bohnarbeit 
mwechjelnder Art dagegen nur rund 4% und zur Wbteilung Landwirt- 
fhaft ufm. gar nur rund 115%. Ganz ähnlich war die Zufammen- 
fegung in den Mittelftädten (20- biß unter 100000 Einwohner), nur 
daß die Abteilungen „Induſtrie“ und „Öffentlicher Dienft uſw.“ nicht 
unmefentlich ftärfer (54 bzw. 11%), die Abteilung „Handel und Ber- 
kehr“ dagegen nicht unmefentlich ſchwächer bejegt war (19%). Etwas 
anders, aber immerhin in den Grundzügen doch noch gleich, war bie 
Bufammenfegung in den Kleinftäbten (5- bi3 unter 20000 Einwohner). 
Hier machte die Induſtrie fogar 57% der Bevölkerung aus, Handel 
und Verkehr dagegen nur 150, .die Berufslofen und ohne Berufsangabe 
waren um eine Kleinigkeit, der Öffentliche Dienft ufw. nicht unerheb- 
lich ſchwächer als in den Große und Mittelftäbten; die Landwirt- 
ſchaft ujw. umfaßte hier dagegen bereit3 rund 9%. Das wichtigite 
Ergebnis diefer Überficht ift, daß übereinftimmend in jeder der drei 
Kategorien Groß⸗, Mittel- und Kleinftädte annähernd drei Viertel der 
Bevöllerung ihrem Hauptberufe nach zu Induſtrie, Handel und Ber- 
ehr gehörten, Dagegen zur Landiwirtfchaft uſw. nur wenige Prozent. 
Unders war das Verhältnis erft in den Landftädten — 2000 bis unter 
5000 Einwohnern —. Hier umfaßte — und das ift eine fehr be— 
merkenswerte Tatſache — die AInduftrie zwar immer noch rund 50% 
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ber Bevölkerung, aber auf die Landwirtſchaft entfielen rund 25%, auf 
Handel und Verkehr dagegen nur rund 12%, auf den Vffentlichen 
Dienft ufmw. nur 5% und auf die Berufälofen u. dgl. nur 7%. 

Bur Erläuterung ift noch zu bemerken, daß die Abteilung „Land- 
wirtfchaft” in diefen Zufammenftellungen auch die Gärtnerei, die Forft- 
wirtfhaft und die Fiſcherei umschließt; zur Abteilung „Induſtrie“ 
ferner gehört hier nit nur das, was man gewöhnlich unter Induſtrie 
verfteht, fondern auch dad ganze Handwerk, die Hausinduſtrie, ber 
Bergbau, das Hüttenweſen und das Baugewerbe; Handel und Berleht 
umfaßt auch das Verſicherungsgewerbe ſowie die Gaft- und Schanl⸗ 
wirtfchaften und ben Poſt⸗, Telegraphen- und Eifenbahnverfehr; zu 
der Abteilung „Offentlicher Dienft“ werben auch die gefamten fog. 
freien Berufsarten gezählt, und zu den Berufslofen gehören nicht nur 
die Rentner und Benfionäre, ſondern auch die nicht in ihren Familien 
lebenden Schüler, ferner die von Unterftügungen Lebenden, bie In⸗ 
faffen von Armen⸗, Berforgungs- und Strafanftalten u. dgl. und end» 
lich die ohne Berufsangabe. 

Aber der Berufsverdienft der ftädtifchen Bevölkerung beruht nidt 
nur auf dem Haupt⸗, fondern auch auf dem Nebenberufe und Neben 
erwerb. Es hatten 1895 von 100 hauptberuflich Erwerbstätigen 
Nebenerwerb: 


in den Großſtädten 2,2%, in abjoluten Zahlen 71000 
„ n Mittelftäbten 5,1%, „ ’ „ 123000 
„» n NRleinftäbten 12,5%, „ „383000 
n n *Landftäbten 19,8%, ’ „538000. 


2 
— 


Indes iſt damit die Nebenerwerbstätigleit nicht erſchöpft. Außer den 
hauptberuflich Erwerbstätigen üben oft auch deren Angehösrige, die 
feinen Hauptberuf haben, und die in der Haushaltung ihrer Herr⸗ 
Schaft lebenden häuslichen Dienenden einen Nebenberuf aus. Die Zahl 
diefer Berfonen ift zwar 1895 nicht feftgeftellt worben, wohl abtr 
wiffen wir die Gefamtzahl der Fälle, in denen überhaupt ein Neben 
beruf ausgeübt und feitgeftellt wurde; und ba die Ausübung 
mehrerer MNebenerwerbe durch ein- und diefelbe Berfon immerhin 
recht felten war, fo fönnen wir, ohne einen gar zu großen Fehler 
zu begehen, die Zahl der nebenerwerblich tätigen Perſonen der ber 
Fälle bes Nebenerwerbes gleich fegen. Tun wir dies, fo können wit 
folgende recht lehrreiche Zufammenftellung machen. 
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Es gab 1895 


—— 


nebenberuflid Ermwerbäs | die nebenberuflih Tätigen 
tätige (d. 5. ſowohl die, | betragen ausgebrüdt in 
Prozenten ber bauptbes 


die einen, wie bie, bie 
einen dauptberufbatten) | ruflich @rimerbötätigen 








hauptberuflich Erwerbs⸗ 
e. (Berufs abtei⸗ 
ungen A—F) 














in den 

Großſlädten 3 253 000 129 000 49%, 
in den 

Mittelftädten 2415 000 175 000 7% 
in den 

Aleimftäbten 8 068 000 538 000 18°, 
in den 

Zandftäbten 2 713 000 782 000 29%, 


Bu alledem kommt noch, daß, wie auf S. 101, Bb. 111 der Statiftif 
des Deutfchen Reiches und bei Rauchberg, „Die Berufs⸗ und Gemerbe- 
zählung im Deutſchen Reihe vom 14. Yuni 1895 ©. 160—162, näher 
nachzulefen ift, die Berufsftatiftif von 1895 troß aller Sorgfalt boch 
bei weitem nicht vermodht Hat, die Fälle des Nebenerwerbs vollftändig 
zu ermitteln, ja daß fie dies in gewiſſen Fällen, nämlich dann, wenn 
der Nebenerwerb „feinen mwejentlichen Teil des Geſamteinkommens aus 
erwerbender Tätigkeit” ausmachte, gar nicht gewollt hat. 

Nimmt man alles dies zufammen, fo jpielte 1895 der Nebenerwerb 
immerhin eine erhebliche Rolle bei dem Berufsverdienſte der ftädtifchen 
Bevölferung; nur wenig freilich in den Groß⸗ und aud in ben Mittel- 
ftäbten, recht bedeutend dagegen in den Klein⸗ und namentlich in den 
Bandftädten. 

Über worin beftand dieſer Nebenerwerb? Hierüber möchten wir 
nur eine einzige, aber fehr wichtige Feititellung machen. Der Neben- 
erwerb wurde nämlich überwiegend gefunden in landmirtichaftlicher 
Tätigleit. An ber Hand ber Tabelle ©. 133, Bd. 111 der Statiftif des 
Deutſchen Reiches können wir feititellen, daß 1895 von den Nebenberuf3- 
fällen jeder Art, die innerhalb der einzelnen Ortsgrößenklaſſe vor— 
famen, trafen auf die Landwirtſchaft 

in den Großfjtädten 18%, 

in den Mittelftädten 530%, 

in den Kleinſtädten 720%, 

in ben Landſtädten 780%, 
wobei die Landwirtſchaft hier auch die Gärtnerei und Me Forftwirtichaft 
und Fifcherei umſchließt. Allerdings fteht zu vermuten, daß der land⸗ 
wirtfchaftliche Nebenerwerb, fomweit auf ihn überhaupt Die von der 
1895er Berufszählung geforderten Kriterien zutrafen, vollftändiger 
angegeben worden ijt als bie fonftigen Nebenberufe, fo daß die obigen 
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Prozentjäge, wenn man die Wirklichkeit hätte ganz erfaffen können, 
etma3 niedriger ausgefallen wären. Bemerkenswert ift weiter noch 
bejonders, daß diefe Nebenerwerbstätigleit der ftädtifchen Bevöllerung 
in der Landwirtichaft ganz überwiegend in der Stellung al3 Selbft- 
ftändige ausgeübt wurde, nur zu einem mäßigen Teile aber in der ala 
Arbeiter und Angeitellte. 

Wir haben ung bisher auf die Verhältniffe von 1895 geftübt; das, 
worauf es una anlommt, find aber natürlich die gegenwärtigen Ber- 
hältniffe, und da läßt ſich nun annehmen, daß diefe im großen unb 
ganzen wenigſtens ungefähr dasfelbe Bild gemähren wie das Jahr 1895. 
Betreffs des Hauptberufes war unfer Hauptergebnis für 1895, daß in 
den Groß⸗, Mittel- und Kleinftäbten übereinftimmend runb etwa drei 
Viertel der Einmohnerfchaft zu Induſtrie, Handel und Verkehr zu 
rechnen waren, die Landwirtichaft als Hauptberuf Dagegen in diefen brei 
DOrtögrößenklaffen nur wenige Prozent umfaßte. Gegenwärtig — An« 
fang 1906 — dürfte dies Verhältnis im großen und ganzen noch zu⸗ 
treffen und fi nur noch etwas zugunften von Induſtrie, Handel und 
Verkehr und zu ungunften der Landwirtfchaft verfchoben haben. Hierauf 
läßt der offenkundige weitere große Aufſchwung fchließen, den die eben 
genannten Erwerbszweige gerade feit 1895 genommen haben, mährenb 
von der landwirtjchaftlichen Betätigung nicht befannt geworben ift, 
daß ſie wirklich mejentlich größere Volksmaſſen ala 1895 zu bejchäf- 
tigen und ihnen Unterhalt zu geben vermocht hätte. Auch die an ber 
Hand der beiden Berufszählungen 1882 und 1895 zu verfolgende Ent⸗ 
widlung von 1892—95 läßt ſich ala Stüße für unfre Auffaffung an- 
führen. Sie zeigt ebenfall3 eine allmähliche, aber dag Gefamtbild doch 
nur mäßig verändernde Verfchiebung zugunften von Snduftrie, Handel 
und Verkehr und zu ungunften ber Landwirtfchaft; und mangels großer, 
grundlegender Änderungen in den Fundamenten unfrer Volkswirtſchaft 
muß man annehmen, daß dieſe Entwidlungstendenz auch von 1895 big 
jet angehalten hat. 

Nehmen wir in gleicher Weife für den Nebenerwerb an, daß ſich 
Die von 1882—95 feſtzuſtellenden Entwidlungstendenzen ungefähr gleich- 
artig auch von 1895 bis Anfang 1906 durchgefegt haben, fo würben wir 
gegenwärtig zwar wahrſcheinlich mit einer relativ geringeren Häufig- 
feit des Nebenermwerbes in den Städten zu rechnen haben, als fie oben 
für 1895 feitgeftellt ift, aber doch immer noch mit einer abfolut er= 
heblich ins Gewicht fallenden, namentlich in den Klein- und in den 
Landftädten. Ferner wäre, was den Anteil der Landwirtfchaft am 
Nebenerwerb anlangt, diefer in fämtlichen Städtelategorien nicht un» 
erheblich zurücdgegangen, würde aber auch heute noch, mindeſtens in 
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den Klein- und den Landſtädten, den ganz überwiegenden Teil der 
Fälle des Nebenerwerbes überhaupt ausmachen. Indes wollen wir auf 
dieſes relative Yurüdgehen nicht allzu großen Wert legen; es beruht 
vielleicht zum guten Teile nicht auf materiellen Momenten, fondern auf 
formellsftatiftiichen Unterfchieden in den Erhebungen 1882 und 1895. 

Die ftädtifche Bevölkerung lebt aber nicht nur von ihrem Berufs- 
verdienfte, werde er nun im Haupt» oder im Nebenberufe erworben, 
fondern in weitem Umfange auch von arbeit3lofem Einkommen: 
von Binjen aus Wertpapieren aller Art und aus Hypotheken u. bgl., 
von Einkünften vermittelit Bejites oder Anteiled an Induſtrie⸗ und 
Handelsunternehmungen, an Zandgütern, Häufern ufm., endlih von 
Penſionen, Wartegeldern uſw., menn man ſolche zum arbeitälojfen Ein- 
fommen rechnen will, und von ähnlihen Bezügen mehr. Nach der 
Berufd- und Gemerbezählung von 1895 jällt allerdings die Zahl ber- 
jenigen, die ihrer Hauptſtellung nad als Rentner und PBenfionäre zu 
bezeichnen find, rein zahlenmäßig nicht jo fehr ins Gewidt. Sie 
machten zufammen mit ihren häuslichen Dienenden und Angehörigen 
damals nur rund 1468000 Berfonen von der indgejamt rund 26 Mil- 
lionen zählenden ſtädtiſchen Bevölkerung aus (db. 5. der Bevölkerung 
aller Wohnplätze mit 2000 und mehr Einwohnern). Aber man darf 
nicht vergeſſen, daß diefe Schicht der ftädtifchen Bevölkerung ſich vor 
ten andern jedenfall3 durch ein durchfchnittlich erheblich größeres Ein- 
kommen auszeichnete und Daher jedenfalls auch in über-Durchichnittlichem 
Make die Eriftenz andrer ftäbtiicher Klaffen, wie vor allem ber Ber- 
forgungshandmwerfe wie Bäder, Fleifcher, Schneider uſw., die ihr Ein- 
fommen aus dem jener ableiteten, ermöglichte. Bor allem aber ift ja 
da3 arbeitäloje Einkommen bei weiten nicht auf diejenigen Berjonen 
ber ftäbtifchen Bevölkerung befchräntt, die von der Berufs⸗ und Ge- 
werbezählung 1895 ihrer Hauptftellung nach als Rentner oder Pen- 
fionäre bezeichnet murden, ſondern e3 fpielt weit darüber hinaus eine 
überaus wichtige Rolle in der wirtfchaftlichen Exiſtenz auch derjenigen, 
die dem Dauptberufe nad) zu Induſtrie oder zu Handel und Verkehr 
oder zu fonjt einer Berufzabteilung gehören. In vielen diefer Fälle 
mag es den Berufsverdienft überfteigen, in andren wenigſtens eine jehr 
gewichtige Rolle neben ihm fpielen. Und natürlich findet fich auch bei 
den von der Berufszählung ald ‚Angehörige‘ bezeichneten Perfonen 
in zahlloſen Fällen eignes arbeitälojes Einkommen. Andrerſeits mird 
natürlich diefes ganze Moment des arbeitälofen Einkommens bei den 
Berufötätigen und den Angehörigen, wenn man von den Heinen Pen- 
fionären abjieht, wefentlih wohl nur bei den oberen und mittleren 
Klafjen ing Gewicht fallen. 
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Endlich lebt die ftädtifche Bevölkerung nod) von Unterftüßungen 
mannigfacher Art, aber es fällt dies Moment nad der 1895er Er- 
hebung doc, zahlenmäßig nicht jo ſehr ins Gewicht. Es wurden ba- 
mal3 „Von Unterftügung Lebende” zufammen mit ihren häuslichen 
Dienenden und Angehörigen gezählt in fämtlichen Städten nur rund 
147000 Berfonen. Nechnen wir dazu auch noch die Inſaſſen der in 
‘ Städten gelegenen Wohltätigfeit3anftalten, Armenhäufer, Siechen- und 
Srrenanftalten und jelbjt der Strafanftalten, fo erhalten wir doch nur 
einen Zufchlag von weiteren rund 176000 Perfonen, inägefamt alfo 
323000 Berfonen dieſer Gefamtlategorie. Aber freilich erfchöpfen biefe 
Bahlen bei weitem nicht ben Umfang und die Bedeutung der Unter- 
ftügungen für die wirtfchaftliche Eriftenz der Stadtbenölferung. 1895 
wurden al3 ‚Bon Unterftügung Lebende” außerhalb ber Anftalten 
nur biejenigen gezählt, die nicht al3 Angehörige bei andren Berufs- 
abteilungen erfchienen. Offenbar find danach zahliofe alte Väter und 
Mütter 3.8., die bei ihren ermwerbenden Angehörigen lebten und von 
biefen erhalten wurden, nicht mit in die Kategorie der von Unter- 
ftüßungen Lebenden gezählt worden. Ferner aber werben natürlich 
auch ganze Yluten von Unterftügungen gegeben und fpielen im wirt- 
fchaftlihen Leben der Empfänger eine große Wolle, ohne daß dieſe 
legteren dadurch ihrer Hauptitellung nad für die Berufsſtatiſtik Unter- 
ftügungsempfänger werden. 


4. Die örtliche Verteilung ber Gewerbe. 


Nachdem wir vorftehend gefehen haben, aus welchen Duellen die 
ftädtifhe Bevölkerung bei und ihre Unterhaltsmittel zieht, wäre 
nun in die Prüfung der Frage einzutreten, wie weit fich die ftädtifche 
Dezentralifation mit der Erhaltung diefer Quellen verträgt ober deren 
Erfeßung durch andre ermöglicht. Nach dem Ergebnijfe der eben im 
vorangehenden Abſchnitte gegebenen Überjicht ift dieſe Frage großen- 
teil3 ibentifch mit der anderen: iſt e8 möglich, die in den Städten im 
Hauptberufe ſich Induftrie, Handel und Verkehr widmende Bevölkerung 
ohne Schädigung ihrer Einkünfte zu dezentralifieren? Eine fruchtbare 
Erörterung diefes Problems ift nun faum möglich, ohne näher auf Die 
wichtige Frage der Hinausverlegung der Gewerbebetriebe, weg von ihren 
jegigen Standorten in den Städten, einzugehen, und dieſes Problem 
wiederum fann nicht behandelt werden ohne eine wenigſtens oberflädy- 
fihe Kenntnis ber gegenwärtigen örtlichen Berteilung der Gewerbe. 
Wir müffen ung alfo zunächft hierüber eine Überficht verfchaffen, und 
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wir tun dies wiederum an ber Hand der Berufs- und Gemwerbezählung 
von 1895. 


Die Grundlage bildet in diefem Falle die Gemwerbeftatiftil. Als 
„Gewerbe“ find bei diefer aufgefaßt morden nicht nur die eigentliche In⸗ 
duftrie und das Handwerk, jondern auch der Bergbau und da3 Hütten- 
und Salinenmwejen, das Baugewerbe, ferner Handel und Verkehr ein- 
ſchließlich Gaſt- und Schankwirtfchaft, endlih Kunft- und Handels—⸗ 
gärtnerei, die gefamte Yilcherei und die gemerbsmäßige Tierzucht, aller- 
dings abgejehen von der ja viel bedeutenderen Zucht Tandwirtichaft- 
licher Nutztiere. Nicht unter die Gewerbe gerechnet find dagegen in 
ber Hauptjache nur die Landwirtichaft, die gefamten fogenannten freien 
Berufe und der Eifenbahn-, Poſt⸗ und Telegraphenbetrieb. Wir be- 
nutzen nun, um die örtliche Verteilung der Gewerbe in Deutſchland dar- 
zuftellen, die Nachweifungen über die Zahl der „gemwerbtätigen 
Perſonen“ in den einzelnen Lanbesteilen, wie wir fie in Bd. 117 und 
118 der Statiftil des Deutfchen Reichs finden. Und zwar legen mir 
in Preußen den Regierungsbezirk zugrunde, in den andren Bundes⸗ 
ftaaten Verwaltungsbezirke etwa von der durchſchnittlichen Größe eines 
preußifchen Negierungsbezirkes, bzw. wo fich Bezirke von folcher Größe 
nicht finden, Bujfammenfaffungen mehrerer Bermwaltungsbezirfe oder 
auch mehrerer Bunbesftaaten zu diefer burchichnittlihen Größe. Als 
„gemwerbtätige Perfonen‘ haben die und als Unterlage dienenden Zus 
fammenftellungen der Reichsſtatiſtik alle in den eben angegebenen Be- 
rufszweigen mit ihrer alleinigen oder Hauptbejchäftigung tätigen Per- 
fonen aufgeführt, auch die Hausinduftriellen und Haufierer. Die ge- 
werbtätigen Perfonen find verzeichnet für diejenigen Orte, wo ber Gib 
bes Betriebes ift, in dem fie befchäftigt find. 

An der Hand der eben bezeichneten Angaben der Neichzftatiftif 
haben wir nun für 1895 die beutfhen Landſchaften eingeteilt in 
gewerbeſchwache, gemwerbemittlere und gewerbereiche. Die 
eriteren find diejenigen, wo weniger als 12, Die zweiten mo 12—20 
und Die dritten wo mehr ald 20 gemwerbtätige Perfonen auf den 
Duadratlilometer fommen. Das nähere Ergebnis unfrer Aufitellungen 
und Rechnungen zeigt folgende Tabelle. Die Ziffern bei den Rechnungen 
find abgerundet. 

(Die gewerbtätigen Perſonen 
nah Band 118, S. Böl ff. b. 
Reichsſtatiſtik.) 


Die Wohnungsfrage und das Neid, 8. Heft. 36 


2 e. Acaguoc: Te Saiberide Bebeutrage 
Verteilung ber Gewerbriitigßrnt 1995 auf bir beuihdgen Beubiiheiten.”) 
L Generbeigmege Bezirke 






Donaukreis und Schwarzwalbtreis in 
Württemberg zufammen . 


Zu dermagem. | 1157 870 





*) Anmerlung: Die Flähenangaben find gemadt nad dem Statiftifchen 
Jahrbuche für das Deutiche Reich 1896, dem Gtatiftiichen Jahrbuche für ben 
Preußiſchen Staat 1898, dem Statiftifchen Jahrbuche für das Königreich Bayern 
1897, den Württembergifchen Sahrbüchern, Jahrgang 1896, und dem Statiftifchen 
Jahrbuche für dad Großherzogtum Baden 1902. 
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Gewerb⸗ Gewerb⸗ 
Bezirk tatige Flache in tatige 
Berfonen qkm Berfonen 


1 157 870 


Übertrag: 
Landeskommiſſariatsbezirke Seeiburg und 









Konftanz zufammen . 147 436 16,5 
Regierungsbez. Koblenz . 102 699 16,5 
n Trier . . 130 783 18,1 

1 Hildesheim 97 960 18,8 

n Minden 100 063 19,0 
Magdeburg 224.026 19,4 






III. Gewerbereihe Bezirke. 


1 960 787 | 123 069 






Regierungdbez. Oppeln . 278 225 13 222 20,6 
„ Mittelfranken . 156 312 7679 20,6 
" Merjeburg . 210 878 10 210 20,6 
Dannover . 120 305 8 717 21,0 
Elſaß⸗ Lothringen . re. 815 979 14 510 91,7 
Braunfchweig, Anhalt, Schwarzburg: 
Rudolſtadt, Schwarzburg⸗Sonders⸗ 
hauſen, Waldeck, Sdaumburg· Lippe 
und Lippe zufammen . . 281 837 10 446 22,1 
Regierungdbez. Pfalz 145 789 5 938 24,5 
Neckarkreis u. Yagftkreis (Württemberg) 
zufammen . . 211 398 8471 24,9 
Regierungsbez. Breslau 0. 845 160 18 482 25,6 
Altenburg, Koburg-Gotha, Meiningen, 
Weimar, Reuß ältere und jüngere 
Linie zufammen . . . 269 728 10 485 25,7 
Großherzogtum Heflen . 200 805 7681 26,1 
Regierungsbez. Erfurt 92 326 8 580 26,1 
Aachen 135 298 4155 82,5 
Sandesfommiffariatähez. "Rarlörube und 
Mannheim zufammen -. . . 213 820 6 165 84,6 
Regierungäbez. Wiedbaden. . - 206 412 6617 86,7 
„ Stabt Berlinu. „Potsdam 
zufammen . . . 866 521 20 701 41,8 
Regterungäben. Kendberg . 862 623 7696 47,1 
Köln . 211 832 8 977 68,1 
Königreich Sadien - 1150 853 14 998 76,7 
Regierungsbez- Düffelborf . . 692 963 5478 108,8 
Bremen, Hamburg u. Lübeck zuf. 810 783 967 821,8 









6 623 842 





Diefe Tabelle ergibt als für und bedeutſamſtes Ergebnis die höchſt 
ungleiche Verteilung der Gewerbetätigfeit in Deutfchland, ihre ſtarke 
Konzentrierung auf einen vergleichäweife mäßigen, ihre fehr geringe 

86* 
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Entfaltung in einem großen andren Teile unſres Vaterlandes. Auf 
rund 181000 qkm, 13 ber Fläche Deutſchlands, waren 1895 rund 
6624000 gemwerbtätige Perfonen, d. 5. faft zwei Drittel der Gefamt- 
zahl, beichäftigt. Dagegen wieſen die gemwerbemittleren Bezirke bei 
rund 123000 qkm noch nidt ganz 2 Millionen gemerbtätige Ber- 
fonen, da3 find 190% der Gefamtzahl, auf, und die gemerbejchwaden 
Bezirke auf rund 237000 qkm — ca. 44% der Geſamtfläche — gar 
nur 1685000 gewerbtätige Berjonen, da3 waren nur wenig über 16% 
ber Gefamtzahl. 

Es ift im allgemeinen ja befannt, melche Landfchaften bei und 
die gemwerbereichen und melches die gewerbeſchwachen find; es lohnt 
aber doch, darauf hier wenigſtens noch einen ganz kurzen Bid zu 
werfen. Gemwerbereiche Bezirke, welche 1895 große Mafjen der gewerb⸗ 
tätigen Bevölkerung enthielten, find vor allem die Stadt Berlin mit 
dem angrenzenden Regierungsbezirk Potsdam, dad Königreich Sachſen 
und ber rheinifchemeftfälifche Induſtriebezirk im weiteren Sinne, dar 
geftellt Durch die Negierumgäbezirte Düffeldorf, Köln, Aachen und Ar 
berg. Diefe drei Induftriezentren Deutſchlands enthielten 1895 allein 
rund 3320000 gemerbtätige Perfonen, das ift faſt ein Drittel der 
Gefamtzahl Deutfchlands. Nechnet man dazu noch die drei Hanſeſtaͤdte 
mit insgeſamt 310783 gemwerbtätigen Perfonen, fo ergibt ſich nicht un 
erheblich mehr als ein Drittel. Es kommen weiter noch in Betrait 
die Regierungsbezirke Breslau und Oppeln als der befonders inbuftrielle 
Teil Schlefieng, ferner der Regierungsbezirk Wiesbaden und bag Gr 
herzogtum Helfen mit zufammen über 400000 gemwerbtätigen Perfonen, 
ferner der thüringifche Induſtriebezirk zuſammen mit dem Negierungs 
bezirk Erfurt, Elfaß-Lothringen, Braunschweig, Anhalt ufm., die Regie 
rungsbezirke Hannover und Merfeburg, endli von Bayern Mittel⸗ 
franfen und bie Pfalz, von Württemberg ber nördliche Teil, nämlich 
Nedarkreis und Jagſtkreis, und von Baden gleichfall3 der nördliche, 
nämlid) der um Karlsruhe und Mannheim jich Iagernde Teil. 

Die gewerbeſchwachen Bezirke dagegen werben gebildet vor allem 
bon ben vier Provinzen DOftpreußen, Weftpreußen, Bommern und Polen 
und dem öſtlichen Teile der Provinz Brandenburg (Regierungäbezirt 
Frankfurt / O.); ferner von einem großen, ziemlich gefchloffenen Gebiet: 
im weftlicheren Norbbeutichland, nämlich dem gefamten nördlichen Teile 
der Provinz Hannover (zu dem man auch den Regierungsbezirk Aurich 
mit nur 12,3 gemerbtätigen Perſonen auf den Duabratlilometer rechnen 
kann), dem Großherzogtum Oldenburg, der Provinz Schleswig⸗Hol⸗ 
ftein und Medlenburg-Schwerin und -Streliß; gewerbeſchwach find end⸗ 
lich noch die beiden bayrifchen Regierungsbezirke an ber Dftfeite bed 
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Landes jüdlih und nördlich der Donau, nämlich Niederbayern und 
Oberpfalz, weiter Unterfranfen und fhließlich noch die Hohenzollern- 
chen Lande. 

Gemwerbemittlere Bezirte find die übrigen Teile Deutfc- 
lands: in Oftdeutfchland nur der Regierungsbezirk Liegnitz; 
dann im mittleren Deutjchland die Regierungsbezirke Magdeburg, Kafjel 
umd Hildesheim, weiter der ganze nördliche Teil von Weftfalen (Regie- 
rungsbezirke Münfter und Minden) und der füdliche der Rheinprovinz 
(Regierungsbezirke Koblenz und Trier), ferner in Bayern die Negie- 
rungsbezirke Oberfranten, Schwaben und Oberbayern, in Baden ber 
ſüdliche Teil, nämlid) die Bezirke Freiburg und Konſtanz, und endlich 
in Württemberg ebenfall3 der füdliche Teil, nämlich der Donaukreis 
und der Schwarzmwaldfreis. 

Es ergibt fi alſo ſchon hiernach eine fehr ſtarke Tandichaftliche 
RKonzentrierung der Gemwerbetätigfeit; der Eindrud der Konzentration 
wächſt aber noch erheblich), wenn man der Sache innerhalb der ein- 
zelnen hier eben gefchilderten Landſchaften noch weiter nacdhgeht. Dann 
ftellt ich nämlich heraus, daß innerhalb dieſer einzelnen Landfchaften 
wiederum durchaus keine gleichmäßige Verteilung der Gemerbetätigfeit 
ftattfand, fondern abermals eine ftarfe Konzentrierung auf einzelne Orte 
und reife vorlag. Wir haben diefe Erjcheinung an der Hand ber 
Reichsitatiftif dur eigne Rechnungen für acht Landichaften ala Stich⸗ 
proben meiter verfolgt, nämlich für vier gemerbereiche, eine gewerbe⸗ 
mittlere und drei gewerbeſchwache Landſchaften, wobei das Haupt 
intereffe natürlich auf die gemerbereichen Landſchaften fällt, da ja in 
diefen eben fich ohnehin das gewerbliche Leben konzentrierte. Wir ftellen 
das Ergebnis in folgender Tabelle zufammen, wobei die Zahlen, auch 
fhon für die Rechnungen, abgerundet find. 


(Siehe Tabelle &. 566.) 


Diefe Tabelle zeigt deutlich, daß 1895 felbit in den gemwerbereichiten 
Landichaften überall weite Striche vorhanden waren mit nur ganz ge= 
tinger gewerblicher Entwicklung. Man betrachte ſich 3.8. die neun 
Kreiſe des Regierungsbezirkes Düfeldorf, die nur 17% der gewerb⸗ 
tätigen Perfonen des ganzen Bezirks umfaßten, oder die fünf Kreiſe im 
Regierungsbezirf Potsdam, die gar nur 5% diefer Zahl enthielten. 
Oder auch im Nedarkreife die zwölf Oberämter, die noch nicht ein 
Drittel der gemerbtätigen Perjonen des Kreifes beichäftigten, jedenfalls 
aber mehr al3 zwei Drittel feiner Fläche ausmachten. Man Tann fich 
wirklich faum der Vermutung entichlagen, daß in dieſen Strichen im 
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Ronzentrierung ber gewerblichen Tätigleit innerhalb ber einzelnen Banbidhaften. 


Bon fämtlicden 1895 in den nadjfiehenden größeren Bezirken beichäftigten 
gewerbtätigen Berfonen entfielen auf bie eimelnen Kreife ufw. Progent ber 
Gefamtzahl des größeren Bezirkse 





L Gewerbereide Bezirke. 





a) Regierungsbezirt Daſſeldorf. auf 7 Kreife auf. 2%, 
(Befteht aus 25 Kreifen.) auf 9 weitere Kreiſe auf. et 
0 


b) Kreishauptmannidhaft 
Dredden. 














c) Regierungsbezirt Potsdam Stabt Berlin und die 3 birelt 
und Stabt Berlin zuf. umgebenden Kreiſe (Stadtkreis 
(Der "Reader. Vote beſteht aus | Gharlottenburg, Kreife Teltow 
18 RKreifen; die Stadt Berlin ift ein | unb Rieberbarnim) 80°, 
er Verwaltungsbezirk.) 10 weitere Kreife I 
n ” in 
d) Neckarkreis. Stadt Stuttgart 36%, 
(Befteht aus der Stabt Stuttgart und | Dberämter Cannſtatt, Eßlingen, 
16 Oberämiern.) Heilbronn und Ludwigsburg zuf. 3, 
2 weitere Oberämter 80°, 








IL @ewerbemittlere Bezirke. 
aegierungsbegiet Oberfranken. B GStäbte (Bamberg, Hof und 





(Beſteht aus 5 Städten unb 1 Regensburg), 3 Bezirksamter 
siel8ämtern.) auf. 17 
5 Bezirksamter zuf. , 
2 weitere Stäbte und 13 weitere 
Bezirtsämter zuf. 2, 





ID. Gewerbeſchwache Bezirke. 





Stadtkreis Tilfit unb Kreid 
a) Regierungsbezir! Sumbinnen. Jufterburg auf. 5% 
(Befteht aus 17 Kreifen.) 2 weitere Kreife auf. 15 
13 weitere Kreife zuf. 0° 








b) Regierungsbezirt Stettin. 
(Befteht einſchließlich der Stadt Stettin 
aus 13 Streifen.) 


Stabt Stettin mit dem dicht j 
anftoßenden Kreiſe Randow 2 
11 weitere Kreiſe auf. 51% 


c) Regierungsbezirk Dsnabrüd. | ee Landkreis DB: 
(Befteht einichlieklid der Stadt D8- | Rn zu 


0 
et * 
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Durchſchnitt Fein intenfiveres gemerbliches Leben herrſchte ala in den 
weiten gewerbeſchwachen Provinzen des Oſtens; doch wäre dieſe Ver- 
mutung allerdings erft noch an der Hand genauerer Rechnungen nach⸗ 
zuprüfen. Und andrerjeit3: wie ballten ſich in den gemerbereichen 
Bandichaften die gewerbtätigen Perſonen in einzelnen Orten und Heinen 
Bezirken zufammen, z. B. in der Kreishauptmannfchaft Dresden, wo 
bie Stadt Dresden und zwei anftoßende Amt3hauptmannjchaften zu—⸗ 
ſammen faft zwei Drittel der gewerbtätigen Berfonen der ganzen Kreis⸗ 
hauptmannfchaft bejchäftigten, oder gar im Regierungsbezirk Potsdam, 
wo bie Stadt Berlin und drei anftoßende Kreife zufammen 8000 ber 
Geſamtzahl bes ganzen umfaßten! 

Auch in den drei angeführten gewerbeſchwachen und bem einen 
gemwerbemittleren Bezirke lehren dieſe Konzentrationserfcheinungen wie⸗ 
ber, fo daß wohl der Schluß erlaubt ift, daß es fich bei biefer ganzen 
Konzentration um eine große und allgemeine Erjcheinung unſres ge- 
werblicyen Lebens hanbelt. 


Indes die Sache geht noch weiter. Es kann wohl feinem Zweifel 
unterliegen, daß dieſe ganze Konzentrierung der Gewerbetätigfeit nicht 
bei den angeführten kleineren Verwaltungsbezirken Halt madt, fondern 
noch weiter fortfchreitet bi3 zu den einzelnen Orten und Anfieblungen, 
ja innerhalb diefer, wenn es ji; um größere Orte handelt, bis zu den 
einzelnen Zeilen der Anjiedlung. Die tägliche Beobachtung lehrt, daß 
e3 jelbft in den gewerbereichften und induftrielliten Kreifen, Amt3haupt- 
mannſchaften und ähnlichen unteren Verwaltungsbezirken Deutfchlands 
noch heute eine ganze Menge von Orten gibt, wo von Gewerben in 
unfrem Sinne hier außer den notwendigen Handwerken und kleinen 
Handeld- und Verkehrsſtätten ſowie allenfall3 Steinbrüchen u. dgl., 
Biegeleien uſw. und etwas Hausinduftrie und Gärtnerei nur wenig oder 
nicht3 zu fpüren if. Und in den größeren Orten, wo eine ftärfere 
gewerbliche Entfaltung ift, finden wir dann, wie fchon gejagt, Häufig 
noch weiter eine gewiſſe Konzentrierung auf beitimmte Ortsteile. 

Im ganzen haben mir e3 alfo mit einer drei», ja vierfachen Kon⸗ 
zentrierung ber Gemerbetätigleit bei una zu tun: zuerft mit einer folchen 
auf gewiſſe Landfchaften, dann innerhalb diefer auf gewiſſe Striche und 
endlich innerhalb diejer wiederum auf gemwiffe Orte und Ortsteile. 

Eins darf freilich Bei alledem nicht überfehen werben: dieſe ganze 
Betrachtung hier würde ein etwas andres Bild ergeben, wenn ftatt vom 
Beihäftigungsorte ber gemerbtätigen Perfonen von deren Yuf- 
enthalts⸗ oder von ihrem Wohnorte ausgegangen wäre. Jedenfalls 
wiirde fi dann die Konzentrierung innerhalb der einzelnen Land⸗ 


Die Städtifche Bodenfrage. 


v. Mangoldt 


Verteilung der gewwerbtätigen Vendlterung auf bie eingelnen Orsgröhentiaffen 1896, 


Man zählte 1895 hauptberuflich Erwerbstätige bzw. foldde Ermerbätätige zuſammen mit den gu Ihnen gehörenden Ungehörigen ohne 
Hauptberuf und den bäusliden Dienenden: 


L Die Erwerbstätigen alleine 





— 


Aberhaupt Sn den Großſtadten gm den Mittelftädten | In ben Aleinfiäbten | In den Sanbfläbten [Huf dem platten Sandı 





BerufsabteilungB: Berg» 

bau u. Hüttenweien, 

Sinduftrieu.Baumelen | 8281 220 11607788 | 19,4 11209 886 | 14,6 | 1629544 | 19,7 | 1261 641 | 15,2 |2572916| 81,1 
BerufsabteilungC:: Han» 


del u. Verkehr 2 888 511 775 282| 88,2 | 400046| 17,1 | 898 891 | 16,8 | 281488 | 12,0 | 488409 | 20,9 
Berufdabteilungen Bu.C 

zufammen 10619 781 12888 015 | 22,4 | 1609 882| 15,2 12022985 | 19,0 11548074 | 14,5 180861 825 | 28,8 
I. Die Erwerbötätigen zufammen mit den au Ihnen gehörenden Ungebörigen ohne Hauptberuf und häuslichen 

enenden. 

Berufsabteilung B 20 258 241 18575455 | 17,7 12009194 | 14,4 14045 702| 20,0 |8 140752 | 15,5 16682188 | 89,5 
Berufsabteilung C 5 966 846 11836028 | 80,8 11020808 | 17,1 11086 784 | 17,4 761468 | 12,6 I1 8922819| 922,2 
B uw. C zuſammen 26 220 087 15411484 | 20,6 |8 929 502| 15,0 15082486 | 19,4 | 8892 215 | 14,8 17904450 | 80,1 


Eiftes Kapitel: Über ſtädtiſche Dezentralifation. 569 


ſchaften und namentlich innerhalb der einzelnen Heineren Bezirke ala 
weniger ſtark herausſtellen. 

Auf der andren Seite aber — und das iſt eine außerordentlich 
wichtige Feſtſtellung — iſt die eben dargelegte Konzentrierung ber ges 
werbtätigen Bevölkerung keineswegs etwa gleichbedeutend mit einſeitiger 
Zuſammenballung ausſchließlich in großen Orten. Zum Beweiſe deſſen 
möge die nachfolgende Tabelle dienen, die mit Hilfe der WU 
gaben in Bd. 102, S. 2 und 3, und Bb. 111, ©. 47 und 48 ber Reichs⸗ 
ftatiftit zufammengeftellt und berechnet ift. 


(Siehe Tabelle ©. 568.) 


Diefe Tabelle ruht auf der Berufs, nicht auf der Gemwerbe- 
zählung von 1895, aber die Abteilungen B und C zufammen (Berg- 
bau, Hüttenweſen, Induſtrie, Handwerk und Baumefen, ferner Handel 
und Verkehr) beden fi wenigſtens ungefähr mit dem Perfonenfreife, 
den bie Gemwerbezählung erfaßte. 

Betrachten wir nun ingbefondere die Progentzahlen der zweiten 
Abteilung der Tabelle, fo tommen wir zu dem intereffanten Ergebniſſe, 
daß 1895 von der dem Hauptberufe nad zur Induſtrie im meiteften 
Sinne fowie zu Handel und Verkehr gehörenden Bevölkerung nur rund 
1/, in Großftädten mit 100000 Einwohnern und mehr lebte und nur 
weitere 15% in Mitteljtäbten von 20- bis unter 100000 Einwohnern, 
zufammen alfo nur wenig mehr ala 15 überhaupt in größeren Orten. 
Dagegen fanden Sich in Mleinftädten von 5» bis unter 20000 Einwohnern 
über 19%, in Landſtädten von 2= bis unter 5000 Einwohnern faft 15%o, 
zulammen ebenfall3 rund 1/,; ber gefamten zum Gewerbe gehörenden 
Bevölkerung. Und endlich war aud) das platte Land, bie Orte unter 
2000 Einwohnern, mit nicht weniger als 30,1%, aljo auch beinahe 1/,, 
Sitz diejer Bevölkerung. 

Nimmt man weiter die Abteilung B — Induſtrie im weiteren 
Sinne — für ſich alleine, fo verringert fi der Anteil der Groß⸗ und 
Mittelftädte fogar noch; er beträgt dann fogar nicht ganz !/s. Da- 
gegen umfaßten die Klein- und Lanbftädte in biefer Abteilung alleine 
etwas über 1/; und das platte Land faft genau 1/s. 

Umgekehrt war in der Abteilung C — Handel und Verkehr — ber 
Anteil der Groß- und Mittelftädte erheblich größer, fait die Hälfte ber 
ganzen Berjonenzahl. 

Bir kommen alfo zu dem äußerjt wichtigen Ergebniffe, daß Die 
ſtarke Konzentrierung der Gemerbetätigkeit in einzelnen Landfchaften, 
Bezirken und Orten doch durchaus Hand in Hand geht mit einer mweit- 
gehenden Anteilnahme kleinerer und jelbft ſehr Heiner Orte (unter 
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2000 Einwohner) an der Beherbergung ber gewerblichen Bevölkerung 
— ein Ergebnis, das jedenfall3 für alle Dezentralifationsbeftrebungen 
ſowohl als fachliche Feititellung wie ald Ermunterung und Anfeuerung 
bon großer Bedeutung ilt. 

Nicht zu vergeſſen ift Hierbei jedoch, Daß unfre letzten Feftftellungen 
bier nun aufgebaut find auf dem Aufenthalt3ort der gewerblichen 
Bevölkerung, nicht auf ihrem Tätigleitäorte, wie bei ben Konzentrationz- 
erfheinungen. Es muß dahingeftellt bleiben, wieviel von diefen unſren 
legten Feititellungen wieder Hinfällig würde, wenn man auch bei ber 
eben Dargelegten Berteilung der Bevölkerung nach Ortsgrößenklaſſen 
vom Tätigleitöorte, ftatt vom Aufenthalt3orte ausgegangen wäre. 


5. Die Eutwicklung der örtlichen Konzentration der Gewerbe, 


Beinahe wichtiger noch als die augenblidliche örtliche Verteilung 
ber gewerblichen Bevölkerung ift die Entwidlungstendenz in dieſer Rich- 
tung. Es führt und das bereitö hinüber zu unjrer eigentliden Auf⸗ 
gabe, der Erörterung der Tendenzen der gewerblichen und ftäbtifchen 
Konzentration und Dezentralijation. 

Da läßt fih nun zunädft einmal durch die Vergleichung der 
Biffern der Gemwerbezählungen von 1882 und 1895 feftitellen, daß jeden- 
fall3 die relative Konzentrierung der Gewerbe in einzelnen Randichaften 
in diefen 13 Jahren in Deutſchland nicht ab», fondern erheblich zu- 
genommen hat. Aug einer größeren Tabelle, welche fi) in Band 119 
der Statiftil des Deutfchen Reiches ©. 212 und 213 findet, geben wir 
folgenden Auszug: 

(Siehe Tabelle ©. 571.) 


Es zeigt ſich, daß im allgemeinen diejenigen Provinzen und 
Staaten, welche nad) bem Stande von 1882 bereit3 relativ gemwerbe- 
rei waren, von 1882—95 nicht nur abjolut, fondern auch relativ Die 
Zahl ihrer gemerbtätigen Perſonen pro Duadratlilometer am ftärkften 
vermehrt haben. „Wer da Bat, dem wird gegeben” — dieſes Bibelwort 
findet auch bier feine volle Anwendung. Während der gewerbeſchwache 
Dften, während Landſchaften wie Medlenburg und Oldenburg, wenn 
ein Ausgleich hätte eintreten follen, wenigſtens in der relativen Zu- 
nahme der gemwerbtätigen Perfonen die gemwerbereihen Landſchaften 
weit hätten übertreffen müſſen, find fie fogar in diefer zurüdgeblieben. 
In Übereinftimmung hiermit fagt benn aud) der zugehörige Tert in 
Bo. 119 der Neichsftatiftif auf Seite 214: „... In einer Reihe von 
Gebietsteilen, und zwar gerade in ſolchen, die fchon 1882 eine fehr 
ftarfe gewerbliche Bevölkerung hatten, hat fich eine befonders mächtige 
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Entwicklung ber örtlichen Konzentration ber Gewerbe 1882 —1895. 





Auf 1 qkm kamen gewerbtätige Perſonen 





Staaten und Landesteile in den Gewerbebetrieben überhaupt 
Brov. Oſtpreußen. . . . 4,1 4,8 
„ Weſtpreußen. 4,8 6,0 
Stadt Berlin . . . 2 2... 6825,56 8626,8 
Prov. Zrandenturg a 8,2 12,9 
„  Bommen . en 5,7 6,9 
„ Bofen . 5 6,0 
„Schleſten 15,6 20,7 
„  Sadien . 0. 16,3 20,9 
" Shleömig-offein oe 8,5 11,8 
„ Sannover . . 0. 74 10,9 
„ Weſtfalen . . .. 18,8 28,4 
„Heſſen⸗Naſſan 15,1 22,0 
Abeinland . 81,3 43,5 
Hohenzou oo... 7,0 7,8 
Bayern * des Rheins ... 8,5 12,8 
[73 links " " . . . 15,5 24,6 
Sadfen . . nen 52,9 76,8 
Württemberg 14,8 20,1 
.. . 16,0 24,0 
fen -» » >: 2 rn 18,2 26,1 
Medlendurg Shwern . . . . 5,2 6,5 
Sahfen-Beimar . . . .. . 18,4 17,5 
Medlendburg: Streit - . . - . 4,0 5,2 
Dfvenbug - -» » 2 v2. 6,8 8,6 
Braunfhweig - - » 2 2... 18,2 27,8 
Sadhfen:Meiningen - . . . - 17,8 22,6 
Sadjen:Altenbur 8 .. 23,7 32,4 
Sachſen⸗Coburg⸗ otha . 0. 18,8 24,5 
Anbalt . .. 19,9 27,6 
Schwarzburg-Sondershaufen .. 13,5 17,6 
a margburg-Rubolftabt. 0. 16,1 20,0 
alded . . 0. 5,8 7,6 
* ältere Linie. ren 45,1 71,0 
Reuß jüngere Linie . -. - . . 29,7 45,7 
Shaumburg-Sippe ren 19,4 20,5 
Lippe. . ren 11,2 14,9 
Sb en 65,5 79,2 
Bremen - . 2: > v2 2... 198,8 267,4 
Samburg . en 863,0 539,0 
Elſaß⸗ Lothringen ren 19,0 21,8 


Entfaltung im Gemerbe vollzogen, Dagegen war fie dort nur gering, wo 
auch 1832 eine ſchwache gewerbliche Bevölkerung ſaß. Gerade Die gemerbe- 
reichten Diftrikte ſind alfo noch gewerblicher gemorben, und e3 hat weniger 
eine Annäherung, ala eine weitere Differenzierung in der gewerblichen 
Entwidlung der verjchiedenen Gebietäteile des Reichs ftattgefunden.... .‘‘ 

Ob fich dieſe gewerbliche Konzentrierung auf einzelne Landfchaften 
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von 1895 bis jet noch ſtärker entwidelt bat, muß bier bahingeftellt 
bleiben, da bie nächſte Berufs- und Gemerbezählung, Die da3 ent- 
iprechende Bergleich3material an Zahlen liefern könnte, erſt 1907 ftatt- 
findet. Aber das läßt fich allerdings wohl fagen, daß eine mefentlide 
Minderung der 1895 vorhandenen Konzentrierung feitdem kaum ftatt- 
gefunden haben wird. Auf diefen Schluß führt ſchon ber Vergleich der 
Bollszählungsergebniffe von 1895 mit den fpäteren. Da e3 ofien- 
fundig ift, daß in den lehten zehn Jahren die Hauptzunahme der Be 
völferung auf die gewerbliche Bevölkerung gefallen ift, während bie 
Iondwirtichaftliche faft gar nicht gewachſen ift, eher fogar abgenommen 
hat, fo it dort, wo ein ſtarkes relative Wachstum der Bevölkerung 
ftattgefunden hat, auch eine ftarle Entfaltung von Snduftrie, Handel 
und Verkehr, kurz der Berufsabteilungen B und C zu vermuten und 
umgelehrt. Für 1905 find ung allerdings in dem Augenblid, mo wir 
dies fchreiben, erft die vorläufigen Ergebniffe ber Volkszählung bekannt 
und auch biefe nur für einige wenige Landfchaften. Immerhin iſt fol- 
gende Tabelle fehrreich, wobei wir allerdings vorausfegen, daß bie end- 
gültigen Ergebniffe für bie angeführten Landfchaften nicht gar zu fehr 
von den vorläufigen abweichen und daß der Territorialbeftand ber an- 
gegebenen Bezirfe von 1895—1905 bis auf etwaige unweſentliche 
Kleinigkeiten unverändert geblieben ift. 


Zunahme der Benöllerung in ben einzelnen Landſchaften 1895— 1905. 
Es betrug die Bevölkerung nad den Vollszählungsergebniflen: 


. [Rieder Ober Königreid 
bayern | pfalz Sachſen 


1905 ghyorlaufiges Ergebnis) | 706 845 | 578 476 | 680 769 |885 280 | 4 501 858 
678 623 | 546 402 | 682 588 |765 991 | 8 787 688 























Zunafıme von 1895 auf 1905 
in abfoluten Zahlen 82 822] 27074| 48181 |119 289 714 165 
Bunabme 1895 auf 1905 in 
%/, (rund) 4,9 4,9 15,5 18,8 


Sn der vorftehenben Tabelle gehören Niederbayern, Oberpfalz und 
Unterfranfen zu ben Bezirken, bie von ung eben im 4. Abfchnitt für 
1895 unter bie gewerbeſchwachen gerechnet worden find, Pfalz und 
Königreich Sachen dagegen unter bie 1895 gemerbereihen. Es zeigt 
fih nun, daß nicht nur Die abfolute, fondern auch bie relative Zunahme 
der Volkszahl in ben beiden legten Landfchaften fehr, fehr viel größer 
gemwefen ift, als in den drei erften, woraus alfv auf eine fehr viel ftärfere 
Entwidlung der gefamten gemwerblicdyen Tätigkeit in ben Ießteren bon 
1895—1905 zu fchließen if. Das gleiche Bild zeigt fi, wenn man 
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nur für die fünf Jahre 1895—1900 die preußifchen Provinzen mit- 
einander vergleiht. Dann hat ber gewerbeſchwache Oſten eine viel 
geringere relative Bollszunahme ala die gemerbereicheren Provinzen, 
Oftpreußen fogar eine Kleine abjolute Abnahme. 

Hat fich die Konzentrierung der Gemerbetätigfeit auf gewiſſe Teile 
Deutſchlands derart entmwidelt, jo fragt e3 fich weiter, ob die oben von 
uns für 1895 fejtgeitellte Konzentrierung der Gemwerbetätigfeit inner- 
halb der einzelnen Lanbfchaften auf beftimmte Kreife unb Striche feit- 
dem noch meiter fortgeichritten ift. Eingehenberes Material hierüber 
aufzufuchen und vorzulegen waren wir, wenigſtens für dieſe Ausfüh— 
rungen bier, leider nicht imftande. Wir enthalten und baber jeder 
weiteren Vermutung und möchten nur fagen, daß, einerlei wie bie Ent» 
widlung jeit 1895 verlaufen fein mag, bie eben erwähnte Konzen— 
trierung feit 1895 natürlich keinesfalls völlig verſchwunden fein kann. 
Es wird vielmehr auch Heute noch innerhalb der einzelnen Land- 
fhaften eine recht ungleiche Verteilung ber Gewerbetätigfeit auf bie 
einzelnen Kreiſe ftattfinden, in den einen nur wenig von Gemerbetätig- 
feit zu fpüren fein, während fich in ben andren diefe Tätigkeit außer- 
ordentlich zufammendrängt. 

Auch darüber endlich, ob innerhalb ber einzelnen Kreife, Amt3- 
hauptmannſchaften ufm. die Konzentrierung der Gemwerbetätigfeit auf 
gewiſſe Orte und Ortsteile feit 1895 Fortfchritte ober Rückſchritte gemacht 
hat, möchten wir una an diefer Stelle aller Vermutungen enthalten. 

Bum Schluß endlich gilt es noch, die Entwidlungstendenz in bezug 
‚auf die Verteilung der gewerblichen Bevölkerung auf die 
einzelnen Ortsgrößenklaſſen feitzuftellen. Im vorigen Abſchnitte 
haben wir gejehen, daß die der Induſtrie, dem Handwerk ufm. und dem 
Handel und Verkehr ſich widmende Benölferung 1895 noch zum weitaus 
größeren Teile in Heineren und Heinen Orten faß; aber die Richtung 
der Entwidlung ift bislang — dieſe wichtige Ergänzung ift nun bier 
zu machen — auf ftärfere Konzentrierung ber erwähnten Bevölkerung 
in großftädtifchen Gemeinweſen gegangen. 

Aus ben in Bb. 111, ©.47 und 48 ber Statiſtik des Deutichen 
Reiches befindlichen tabellarifchen Angaben ftellen wir folgenden Aus⸗ 
zug zufammen: 

(Siehe Tabelle &. 574.) 


Betrachtet man diefe Tabelle, fo ift der Konzentrationdprozeß ber 
gewerblichen Bevölkerung in ber Richtung auf die Großftädte mit 
100000 und mehr Einwohnern in bie Augen fpringend. Während 
diefe Städte von ber gefamten Bevölkerung in Induſtrie, Handwerk uſw. 
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Berteilung ber geiwerbtätigen Bevölkerung auf bie einzelnen Ortsgrößenklafſſen 1882 unb 1895. 


Es entfielen 1882 bzw. 1895 innerhalb der Berufsabteilungen B und C von ber Befamtzahl der hauptberuflich Erwerbstätigen zufammen 
mit ihren Angehörigen ohne Hauptberuf und den häuslichen Dienenden auf bie einzelnen Ortsgrößenklaſſen: 


Berufßabteilung B. 

(Bergbau u. Hütten» 

weſen, Induſtrie u. 
Bauweſen) 


Berufsabteilung O. 
(Handel u. Verkehr) 





auf bas platte Lanb 
1882 | 1895 


auf bie Kleinftädte 
1882 | 1895 


auf bie Lanbftädte 
1882 | 1896 


auf die Großſtaͤdte 
1882 | 1896 


1575201|8875455 


17,7 


auf die Mittelftäbte 
1889 | 1895 


2191015|2909 194 


14,4 




















in abs 
foluten 
Zahlen 


3050 7657 4045 702 2810317 3 140 752116430790 | 66582138 























18,6 19,0 20,0 17,5 15,5 40,0 82,5 


885 459 |1836029|| 808 887 |1020408|| 886 748 11086734 || 662 276 | 751 463 |1287710| 1322312 






































14,6 12,6 28,4 22,2 
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1882 noch nicht ganz 10% umfaßten, umjchlofjen ſie 1895 davon bei» 
nahe 18%; und ähnlich ſtark ift da3 Anwachſen bei Handel und Ver- 
fehr: von 19,5 auf 30,8%! Demgegenüber ift das Wachstum bes 
Anteils einzelner andrer Ortögrößenklajfen fehr unbedeutend. Außer⸗ 
orbentlih abgenommen hat Dagegen ſowohl bei der Induſtrie uſw. 
wie bei Handel und Verkehr der Anteil der Landitädte und des platten 
Landes. Auf der andren Seite ift freilid ein Fallen der abfoluten 
Zahlen der zu ben Berufsabteilungen B und C gehörenden Bevölkerung 
nirgenb3 vorgekommen, auch in ben Landftädten und auf dem platten 
Lande nicht; diefe Bevölkerung ift vielmehr überall gewachſen, nur 
eben in ben einzelnen Ortsgrößenklaſſen fehr ungleich. 


Allein diefe ganzen Zahlen verlangen für unfre Ymede boch eine 
forrigierende Betrachtung. Die Großjtädte verdanken da3 Wachstum 
ihrer gewerblichen Bevölkerung verjchiedenen Umftänden: einmal offen- 
bar dem, daß in den ſchon 1882 vorhandenen Großftädten bie In—⸗ 
duſtrie- und Handelsbetriebe zugenommen und jich vergrößert haben 
unb dementſprechend aud) die gewerbliche Bevölkerung gewachſen ift; 
zum andren aber auch den weiteren Umftänden, daß die Zahl der Groß- 
ftädte duch Hinzutritt früherer Mittelftädte, die über 100000 Ein- 
wohner hinausmwuchjen, zugenommen bat und daß die Großftädte zahl- 
reiche kleinere Orte durch Einverleibung in ben 13 Jahren von 1882 
bis 1895 verfchlungen haben — beides Momente, durch bie nicht nur 
der Anteil der Großſtädte an ber Gefamtheit der gewerblichen Be⸗— 
pölferung verjtärkt, fondern gleichzeitig audy der Anteil der andren 
Ortsgrößenklaſſen an diefer Bevölkerung geſchwächt werben mußte. 
Ähnlich find auch die Mittelftädte durch Hineinwachſen von Kleinftädten 
in ihre Reihen und durch Einverleibungen gewachſen, weiter die Klein- 
ftädte durch Übertritte von den Landftäbten her und durch Einver- 
leibungen und die Landftädte durch Aufnahme von Orten des platten 
Landes und jedenfalls auch durch Einverleibungen. Das platte Land 
Dagegen ift die einzige Ortsgrößenklaſſe, die infolge des Anwachſens 
der Einwohnerzahlen (dur) Hinauswachſen über die Ziffer von 
2000 Einwohnern) nur abgab und nicht aufnahm, wie umgekehrt die 
Großſtädte die einzige Klaſſe bilden, die nur aus andren Klaſſen Orte 
empfangen, aber feine abgegeben hat. 


Inſofern man ſich nun damit begnügt, einfach die angegebenen 
Verſchiebungen in dem Anteilsverhältniffe ber einzelnen Ort3größen- 
Hoffen an der Gefamtzahl ber gewerblichen Bevölkerung feftzuftellen 
und daraus den Schluß zu ziehen, daß die Entwidlungstendenz in der 
Richtung geht, daß die Großftädte fortfchreitend einen immer größeren, 
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das Land und die Landitädte Dagegen einen immer Heineren Anteil der 
gewerblichen Bevölferung umfaſſen — infofern ift man im Nedt. Im 
Unrecht dagegen wäre man, wenn man die bargelegte Anteiläverfchie- 
bung zugleich ald einen richtigen Ausdrud für die Tendenz ber ge— 
werblihen Bevölferung betrachtete, vorwiegend in Großftädten jich an- 
zufiedeln unb zu entfalten. Denn biefe Anteil3verfchiebung beruht ja, 
wie eben dargelegt, keineswegs allein auf dem Wachsſtum der gewerb- 
lichen Bevölkerung in den Großftädten von 1882, fondern zum guten 
Teile auf dem Übertritt einer Anzahl Mittelftädte in die Klaffe der 
Großftädte und auf zahlreichen Einverleibungen. Die ganze angeführte 
Anteilsentwidlung kann infolge ber Übertritte von einer Ortsgrößen- 
Hafje in Die andre und infolge der Einverleibungen überhaupt nicht 
Dazu verwendet werden, die Anziehbungstraft der einzelnen 
Ortsgrößenklaſſen auf die gewerbliche Bevölkerung zu mejjen. 
Wahrſcheinlich ift ja allerdings, daß von 1882—95 die gewerbliche 
Bevölkerung in den 1882 vorhandenen Großftädten und großen Mittel» 
ftädten relativ ftärfer gewachſen ift ald in den übrigen Ortägrößen- 
klaſſen; aber dieſes Wachstum barf in Rückſicht auf die eben darge» 
legten formal⸗ſtatiſtiſchen Umjtände bei weitem nicht für jo ftarf ein- 
geihägt werden, wie bie ziffernmäßige Berfchiebung zuguniten der 
Großſtädte anzuzeigen fcheint. 


Es leuchtet ein, daß biefe Feitftellung nicht ohne Wichtigkeit für 
die Frage ber Dezentralifation ift. Denn für die Beurteilung ber Aus- 
ſichten dieſer fommt e3 doch beſonders auch an auf eine richtige Ein- 
ſchätzung der Anziehungskraft, welche die niedrigeren Ortsgrößenklaflen 
auf die gewerbliche Bevölkerung ausüben. 


Im übrigen ift bei biefen ganzen Teltitellungen in Erinnerung zu 
behalten, baß Die gewerbliche Bevölkerung hier nicht am Beichäftigungss, 
fondern am Aufenthaltäorte gezählt worden ift. 


6. Die Entwidlung der Verteilung der Bevölkerung überhaupt 
nah Ortögrößenflafien. 


Es ift für unſre Zmede indes nit nur wichtig, die Entwidlung 
der örtlichen Berteilung ber gewerblichen Bevölkerung kennen zu 
lernen, fondern aud die ber örtlichen Verteilung ber Bevölferung über- 
haupt. Wir wollen alfo auch darauf gleich hier noch einen Blid werfen, 
wenn auch nur auf bie Verteilung nad) DOrtsgrößenklaffen, nicht nad 
Provinzen und Landfchaften. Wir geben zunächſt folgende Tabelle: 
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Leider ift diefe Tabelle methodiſch nicht ganz einwandfrei. Für 
bie Jahre 1871, 75 und 80 ift zwar bie Einteilmg in Ortsgrõößen⸗ 
Hafjen nad denſelben Geſichtspunkten erjolgt, dad Fahr 1890 Dagegen 
mußten wir leider ganz weglafien, weil da diefe Einteilung ſowohl 
anders al3 1880 wie auch anders als 1900 geichehen it. Auch für 
1900 ıft für einzelne Teile Deutjchlandg eine etwa3 andre Einteilung 
angewandt worden al3 von 1871—80, und zwar eine foldye, welche 
die Anzahl und Bevölferungsmenge der Orte unter 2000 Einwohnern 
gegenüber dem für die eben genannten Jahre angewandten Mapitabe 
etwa3 herumterdrüdt, die Zahl und Bollsmafje der Orte über 2000 Eim- 
wohner aber etwas erhöht und innerhalb diejer legteren wiederum die 
größern Orte begünftigt. Indes dürjte dieſes Moment doch nicht ſo 
jehr ſtark ins Gewicht fallen und insbeſondere die großſtädtiſche Bevöl ke⸗ 
rung ganz unberührt davon geblieben ſein. Wir glauben daher die 
Tabelle für unſre weiteren Betrachtungen zugrunde legen zu Dürfen. 

Aus der Tabelle geben nun ohne weiteres bie befannten cdharal- 
teriftifchen Erjheinungen hervor. Die Stabtbevölferung ald Ganzes 
ift ungemein gewachjen, jie hat fich etwas mehr ala verboppelt und 
ihren relativen Anteil an der Gefamtbevölferung von 36 auf 5490 ge 
hoben; die Bevölkerung des platten Landes dagegen hat nicht nur ihren 
Anteil an der Sefamtbevölferung von 64 auf 46% verringert, fondern 
fie iſt ſogar abfolut etwas gefallen, doch Tann dies legtere wenigſtens 
zum Teil auch an den eben erwähnten Änderungen in der Aufmachung 
der Statiftif Liegen. 

Snnerhalb der Bermehrung ber ftädtifhen Bevölkerung wiederum 
haben die Großftädte ben Löwenanteil bavongetragen. Sie haben ihre 
Bollszahl von 1871—1900 ungefähr verfünffadht und haben von ber 
Gefamtzunahme der ſtädtiſchen Bevölkerung von 1871—1900 um rund 
16 Millionen über 7 Millionen, bald die Hälfte, an fich geriffen. Auf 
dieſe Weiſe haben fie ihren Anteil an ber Gefamtbevölferung mehr ala 
verdreifacht, an ber ftädtifchen Bevölkerung alleine mehr al3 verdoppelt. 
Und noch ftärker ftellt fich diejes ganze Wachstum dar, wenn wir Die 
Zahlen für 1905 berüdfichtigen; ift doch in den kurzen fünf Jahren 
bon 1900—1%5 bie großjtädtifche Bevölkerung wiederum um rund 
250% (de3 Standes von 1900) gewachſen! Auch die Mittelſtädte zeigen 
bon 1871—1%0 nod ein bedeutendes Wachstum fowohl ihrer ab- 
foluten Boll3zahl wie ihres Anteils an der Geſamtbevölkerung; Die 
Kleinftäbte und Landftädte Dagegen find zwar in ihrer abjoluten Volks⸗ 
zahl noch erheblich geftiegen, in ihrem Anteil an der Geſamtbevölkerung 
aber nur unbedeutend oder fogar gefallen. 

Im ganzen zeigt ſich auch hier wieber — und das ift wirklich ein 
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bedeutfames Ergebnis — bei ber Bevölkerung überhaupt für 1871 
bis 1900 die oben fchon für bie gemwerbliche Bevölkerung von 1882 
bi3 1895 feitgeftellte Erſcheinung eines immer mächtigeren Hervor⸗ 
treteng der Großftädte. Ein immer größerer Teil der Bevölkerung Iebt 
in ihnen. 1871 war e3 erft ungefähr der zwanzigſte, 1900 war e3 beinahe 
Der ſechſte, nach der Volkszählung von 1905 ift es bald der fünfte! 
Glück und Unglüd der Nation, ihre Kraft und ihre Schwäche ballen 
fih fo immer mehr in diefen großen Stäbten zufammen! — 


Über wie im vorigen Abjchnitte bei der gewerblichen Bevölkerung, 
fo darf man auch hier die Tatfache, daß ein immer größerer Bruchteil 
des Bolfes in ben Großftädten lebt, nicht ohne weiteres auf die andre 
zurüdführen oder mit ihr gleichjegen, daß die Anziehungsfraft ber 
Gropftädte fo außerordentlich die der andren Ortsgrößenflaffen über- 
tage. Es braucht vielmehr nur an das erinnert zu werben, was gleich- 
fall3 ſchon im vorigen Abichnitte gejagt worden iſt, daß bie großftädtifche 
Bevölkerung fo gewachſen ift nicht ausfchließlich, ja vielleicht gar nicht 
einmal in erjter Linie durch das Wachstum ber jeweils beftehenden 
Großſtädte in fich, fonbern auch durch ben Zutritt fo vieler neuer Städte 
aus den Reihen der Mitteljtädte, Die 100000 Einwohner und mehr 
erreichten, in die der Großftäbte und durch zahlreiche Einverleibungen. 


Wie da3 Wachstum ber Großftädte ohne dieſe beiden Momente 
ausgefallen wäre, dafür haben wir hier zufällig wenigſtens einen Ans 
halt. Der Direktor des Statiftifchen Amtes ber Stabt Mannheim, 
Stadtbeirat Dr. Schott, hat nämlich im 11. Jahrgang bes Statiftifchen 
Jahrbuches deutſcher Städte 1903 eine Außerft lehrreihe Abhandlung 
über das Wachstum ber beutihen Großſtädte ſeit 1871 veröffentlicht. 
Dort ift u. a. für 26 der im Jahre 1900 vorhandenen 33 deutlichen 
Großſtädte die Benölferungszahl in ben Jahren 1871—1900 angegeben, 
nicht nur für bie Städte felber, fondern für bie Städte zufammen mit 
der ganzen Zone, die in einem Umfreife von 10 km vom Stabtmittel- 
punkte entfernt liegt. Da bei Berlin, Hamburg und Elberfeld auch 
Charlottenburg, Altona und Barmen mit in dieſe Bone fallen, fo find 
alfo auch diefe mit in bie Aufitellung Hineingezogen, und die Iebtere 
bezieht ſich daher eigentlich auf 29 Großſtädte. 


Es leuchtet ein, daß auf biefe Weife die beiden ftörenden Mo— 
mente, Die Einverleibungen und ber Zutritt zahlreicher neuer, vorher 
unter die Mittelftäbte fallender Städte, vermieden find. Die Vor⸗ 
ortgemeinden find zwar mitgezählt, aber die Vergleichbarkeit ift nicht 
daburch geftört, Daß auf einmal ganze Ortſchaften mitzählen, die vorher 
nicht berüdfichtigt waren. Und was das zweite eben erwähnte Moment 
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anlangt, jo hanbelt es fich ja eben bei diefer Berechnung ein für allemal 
nur um biefelben 26 bzw. 29 Großſtädte. 

Und da8 Ergebni bei diefer Art Berechnung? Die angegebenen 
26 Großftäbte zufammen mit bem 10 km-limfreife hatten im Sabre 
1871 insgeſamt 4938998 Einwohner, im Sabre 1900 aber 11924551; 
ihre Einwohnerzahl ift alfo um nicht ganz das Underthalbfache, genau: 
um 141%, gewachſen. 

Das ift nun freilicd ganz ein andre Ergebnis, ald wir ed oben 
für das Wachstum der großſtädtiſchen Bevölkerung überhaupt gefunden 
haben. Während biefe um 363%, auf bald das Fünffache ihres ur- 
ſprünglichen Beſtandes, geftiegen ift, haben wir Bier nur eine Steige- 
zung um 141%, auf ungefähr dag Zweieinhalbfache des Anfangs- 
beftandes. Hiernach zu urteilen, ift aljo das Wachstum der Groß⸗ 
ftädte auf Grund ihrer eigenen Anziehungskraft außerorbentlid viel 
Heiner ald das Wachstum ber großftädtifchen Bevölkerung fchlechthin. 
Und babei haben wir e3 hier — das ift wohl zu beachten! — bei 
ben zugrundeliegenden 26 bzw. 29 Großftäbten doch jebenfalld noch 
mit beſonders fchnell gewachſenen Stäbten zu tun, denn e3 handelt jich 
ja nur um foldde, die bis 1900 die 100000 Einwohner erreicht ober 
überjchritten hatten. Könnten wir ftatt beifen alle Städte zugrunde- 
legen, die 1871 auf ihrer eignen Gemarkungsfläche etwa 40000 oder 
mehr Einwohner hatten, einerlei ob fie bis 1900 die 100000 Ein- 
wohner erreicht hatten oder nicht, fo würde ſich jedenfalls ein geringeres 
Wachstum ala um 14100 herausftellen. 

Mit den Wachstumsziffern der andren Ortsgrößenklafien, wie fie 
aus unfrer Tabelle S. 577 hervorgehen, laſſen fich dieſe Ziffern für Die 
26 dam. 29 Städte natürlich nicht vergleichen, benn fie beruhen eben 
auf einer ganz andren Grundlage. Die Ziffern einer berartigen Tabelle 
find überhaupt, wie jchon im vorigen Abfchnitt für die gewerbliche Be— 
völferung angemerkt, durchaus nicht geeignet, um durch fie die An— 
ziehungskraft der einzelnen Ortsgrößenklaffen auf die wachſende Be- 
völferung zu meljfen. Immerhin geht aber aus einem Bergleiche bes 
Wachstums ber ftädtifchen Bevölkerung überhaupt mit bem der hier eben 
angeführten 26 bzw. 29 Großſtädte doch das eine wenigftend hervor, 
daß die Anziehungskraft der Großſtädte jedenfalls nicht unerheblich 
ſtärker gemwefen ift al8 die der Stäbte überhaupt. Die ftäbtifche Be— 
völkerung im ganzen hat fi nach unfrer Tabelle von 1871—1900 
etwa3 mehr al3 verdoppelt, fie iſt um 107% geftiegen. Aber dieſes 
Steigen ift in nicht unerheblihem Umfange mit dadurch verurfadht, daß 
frühere Landorte in die Reihe der ftädtifchen Orte mit 2000 und mehr 
Einwohnern eingetreten find, kann aljo zu diefem Teile nicht auf das 


Elites Kapitel: Über ftäbtifche Dezentralifation. 581 


Konto der Anziehungstraft der Städte gejet werden; und meiter ftedt 
natürlih in dem Wachstum ber ftädtifchen Bevölkerung überhaupt das 
ber großftädtifchen mit darin. Berückſichtigt man diefe Umſtände, fo 
tommt man für die Jahre 1871—1900 zu einem geringeren Wachsſtume 
der ftäbtiichen Bevölkerung überhaupt ala um 107%. Und wenn man 
nun auch für den gleichen Zeitraum bad Wachstum der großſtädtiſchen 
Bevölkerung auf Grund der eignen Anziehungskraft ber Großſtädte, 
wie oben bei ber Schottfchen Berechnung — mobei als Großſtädte alle 
Städte zugrunde gelegt werben mögen, die 1871 mehr als 40», ober 
vielleicht auch mehr als 50000 Einwohner hatten, — auf etwas weniger 
al3 14100 tariert, jo bleibt doch offenbar immer noch ein erheblich 
ftärleres Wachstum der jo begrenzten großftäbtifchen Bevölkerung ala 
der ftädtifchen Bevölkerung überhaupt übrig. Wenigſtens ift dies ein 
Ergebnis von größter Wahrſcheinlichkeit. 

Um im übrigen bie Anziehungskraft der einzelnen Ortsgrößen⸗ 
klaſſen auf die Bevölkerung zu meſſen, laſſen jich, wie gejagt, die Ziffern 
unfrer Tabelle ©. 577 nicht verwenden. Doch finden wir in Bd. 57 ber 
Statiftif des Deutfchen Reichs auf Seite XIV wenigſtens für bie Jahre 
1871—80 eine hier vermendbare Angabe. Dort ift für Die im Jahre 
1871 gezählten 8 Groß⸗, 75 Mittel- und 529 Kleinſtädte Die Entwidlung 
der Bevölkerung bi3 zum Jahre 1880 verfolgt, alfo jeweils für die— 
felben Orte, ohne Hinzutritt neuer; auch ift, foweit tunlich, ber Einfluß 
ber Einverleibungen uſw. auf die Bevölkerungszahl ausgeſchieden. Es 
zeigt ſich da nun folgendes intereſſante Ergebnis: 

Auf 1000 ber mittleren Bevölkerung nahmen jährlich zu von 
1871—80 


die 8 Sroßftädte. . > 2 2790 
die 75 Mittelſtädte.. 251 
die 529 Slleinftädte . . . 2,12 
die andren Orte (einschließlich, der Sonbftäbte 

von 2—5000 Einwohnern). . . 0,64 


Dies ift ein wichtiger und intereffanter Beleg ir unſre An» 
fhauung, daß die eigne Anziehungskraft der Großftädte 
auf bie Bevölkerung bisher zwar größer geweſen iſt ala die der übrigen 
DOrtsgrößenklafjen, aber doch nicht fo außerordentlich und jedenfalls 
nicht entfernt fo, wie gemeinhin angenommen wird. Man 
wird nicht umhin können, nad, all’ dem die Iandläufige Vorftellung 
von dem Wachstum der Gropftädte erheblich zu berichtigen. 

Nebenbei werfen dieſe Ziffern ein intereffantes Licht darauf, um 
wieviel ſchwächer al3 die eigentliche ftädtifche Bevölkerung die Bevölke⸗ 
rımg bes platten Landes einfchließlich derjenigen der LYandftäbte wächft, 
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auch wenn fie nicht durch fortgejeßte Abgabe der anwachſenden Orte in 
die Klaffen der Landſtädte und der Kleinſtädte geſchwächt wird. 

Mehr vermögen wir im Augenblide über die Anziehungskraft Der 
verſchiedenen Ortsgrößenklaſſen auf bie Bevölkerung nicht zu jagen. 
Dffenbar liegt auch Hier wieber für die Statiftif und die wiffenfchaft- 
liche Forſchung ein weites und wichtiges, noch wenig angebautes Feld 
vor. Und wäre e3 nicht beſſer, auf diefe praftifch jo wichtigen Dinge 
Zeit und Kraft zu verwenden ftatt auf fo mandje ſpitzfindige Tiftelei? 
ber freilich — das alte Wort gilt noch heute: Die Ernte ift groß, der 
Schnitter aber find wenige! Man muß eben auch fähig fein, die Ernie 
zu fehen und den Willen bejigen fie hereinzubringen! — 


7. Bufammenfafiung der Ergebniffe von Abſchnitt 4-6. 


Die vorftehenden Abſchnitte 4—6 haben eine Reihe Hedeutfamer 
Ergebniffe geliefert, und es wird praktiſch fein, diefe hier kurz zu 
fammenzufaffen. 

Deutichland ift ein Land mit mächtiger Entfaltung von Induſtrie 
(im weiteren Sinne), Handel und Verkehr, aber dieſe feine Stellung 
in der Welt ruht im Grunde doch auf einer mäßigen Zahl einzelner 
LZandfchaften, die nur etwa ein Drittel der Geſamtfläche Deutſchlands 
ausmachen. In diefen war im Jahre 1895 die gemwerbtätige Benöffe- 
rung unfres Vaterlandes in der Hauptjache fonzentriert; andre Land⸗ 
Ichaften enthielten joldde Bevölkerung nur in mäßigem Grade, und ein 
großer Teil Deutjchlands, der Fläche nach erheblich über zwei Fünftel, 
vor allem ber Nordoften unb ber Nordweſten, waren überhaupt nur 
ganz ſchwach gewerblich entwidel. Zu biefer Konzentration nad 
Landſchaften gefellte fich 1895 innerhalb dieſer letzteren wiederum eine 
ſolche nad reifen, Orten und Ortsteilen Andrerjeit3 war die ge- 
werblihe Bevölkerung ihrem Aufenthaltsorte nah auch 189 
noch keineswegs einjeitig in Großftädten zufammengeballt: nur unge 
fähr ein Drittel fand fich überhaupt in größeren Orten (Groß- und 
Mittelftäbten), die Übrigen zwei Drittel in SMeinftäbten, Landftädten 
und auf dem Lande Der „Moloch“ Großſtadt war alfo noch weit 
entfernt davon, bie Mehrzahl der zu ben Gemwerben im weiteren 
Sinne gehörenden Bevölkerung verfchludt zu haben. 

Nicht minder wichtig jedoch ala die Feititellung des Zuſtandes in 
einem gegebenen Augenblide ift bie ber Entwidlungstendenzen. Und in 
biefer Richtung ift nun folgendes feitzuftellen: bie relative Fonzen- 
trierung der Gewerbetätigkeit auf einzelne Landichaften hat von 1882 
bis 1895 zugenommen; ob fie fi auch von 1895 Hi3 zur Gegenwart 
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noch gefteigert hat, muß dahingeftellt bleiben. Doch hat fie offenbar 
zum minbeften nicht wejentlich abgenommen, jo daß wir in diejer Rich- 
tung zurzeit noch ungefähr mit bem gleichen, vielleicht fogar mit einem 
ftärferen Kongentrationszuftande zu rechnen haben ala 1895. Auch Die 
Konzentrierung innerhalb der einzelnen Landichaften auf gewiſſe Streife, 
Orte und Ortsteile ift jeit 1895 jedenfall nicht verſchwunden; ob fie 
ftärfer oder ſchwächer geworben ift, muß gleichfall3 bahingeftellt bleiben. 

Der Anteil der Großftädte an der gewerblichen Bevölkerung ift von 
1882—95 jehr ſtark geftiegen und bei ber weiteren außerorbentlichen 
Zunahme der großftädtifchen Bevölkerung überhaupt feit 1895 darf an⸗ 
genommen werden, daß biefe Entwidlung auch bis zur Gegenwart noch 
angehalten hat. Der Anteil der Mittel», Mein- und Landſtädte und 
be3 platten Landes an ber gewerblichen Bevölkerung ift bagegen bon 
1882—95 faft durchweg gefallen. Keineswegs übereinflimmend mit 
biefen Ergebniffen ift jedoch die Anziehungskraft der einzelnen Orts⸗ 
größenklaſſen auf die gemwerblide Bevölkerung zu beurteilen. Zwar 
ift zu vermuten, baß biefe Anziehungskraft bei den Großſtädten eben- 
falls größer war als bei ben andren Klaſſen, aber doch bei weiten 
nit in dem Grabe, wie e8 nad der Zunahme der großftäbtifchen 
gewerblichen Bevölkerung fcheinen könnte. 

Eine ganz ähnlihe Entwidlung des Berhältniffes der Ortsgrößen- 
Haffer zueinander wie bei ber gewerblichen Bevölkerung alleine ſtellt 
fi enbli bei der Bepöllerung überhaupt heraus. Auch hier 
haben wir ein außerordentliches Wachstum des Anteils der großftädtifchen 
Bevölkerung, und zwar feit 1871, und ein Stilfftehen oder Abnehmen 
desjenigen der Landftädte und des eigentlichen Landes in der gleichen 
Periwde. Aber auch hier ift die eigne Anziehungskraft ber Großſtädte 
felber fehr viel geringer zu ſchätzen, ald nach biefen Ziffern fcheinen 
könnte; fie überragt Hier in bezug auf die Bevölkerung überhaupt an⸗ 
fcheinenb bie ber andren Stäbteflaffen gar nicht fo fehr. Es zeigt ſich 
eben auch hier wieder, daß faum irgendwo eine vorfichtige und kritiſche 
Verwendung der Ergebnijfe jo am Plate ift wie bei der Statijtif. Statt 
zur Fadel der Wahrheit wird bie Statiftit ohne ſolche Vorſicht Leicht 
zum Blendwerk! — 


8. Die Orlinde der laudſchaftlichen Konzentration der gewerb⸗ 
tätigen Bevölkerung und nenere Berdnderungen auf dieſem Gebiete. 


In den vorftehenden Abfchnitten haben wir ung durch eine Menge 
fhwieriger Zahlen hindurchgewunden. Nun ift eg ja an fich ganz be⸗ 
friebigend, baß mir fo mweit gelangt find, aber doch find wir weit ent« 


584 v. Mangoldt: Die Stäbtifche Bobenfrage. 


fernt davon ein Gefühl ber Befriedigung zu empfinden. Im Gegen⸗ 
teil: je mehr jich die Maffe der Tatfachen vor und auftürmt, ein um fo 
ftärfere3 Gefühl der Unruhe wird in uns wach, und ſchließlich brennen 
wir förmlich vor Begier, nun endlich einmal durch Erkenntnis ber urſäch⸗ 
lichen und treibenden Momente eine geiftige Herrichaft über Diefen 
ganzen ungefügen Stoff von Tatſachen und Zahlen zu gewinnen, ihn 
auf diefe Weiſe niederzuringen und zu einem ficheren, beherrichten Befit- 
tum zu maden. So klommen wir zu der Frage nad) den Gründen 
diefer ganzen örtlichen Konzentration und Berteilung der gewerbtätigen 
Bevölkerung, und zwar zunächſt nach ben Gründen ber landfchaftlichen 
Konzentration. Diefe letzteren Gründe wollen wir in dem hier vor 
liegenden Abfchnitte furz erörtern, während der nächſte Abſchnitt dann 
ben Gründen der Verteilung auf die einzelnen Ortsgrößenklaſſen ge 
widmet ift. 

Das Objekt, um das es fich für unſre Betrachtungen in dieſem 
Abſchnitte Hier zunächft handelt, ift bie gemerbtätige Bevölkerung im 
Sinne ber Gewerbeſtatiſtik von 1895. Dies ift, wie ſchon oben 
ausgeführt, nit nur die in der eigentlichen Induſtrie und dem 
Handwerk einfchließlich Baugewerbe tätige Bevölkerung, fondern and) 
biejenige, bie befchäftigt ift im Bergbau, im Hütten- und Salinenmefen, 
im Handel und Berlehr, in ber Kunft- und Handelsgärtnerei, in der 
Fiſcherei und in den ja allerdings nicht bebeutenden Zweigen ber Tier 
zucht, die fih nicht mit der Zucht lanbwirtfchaftlicher Nubtiere be 
faffen. Diefe legteren Bevölkerungsgruppen von der Kunft- und Handels 
gärtnerei an können wir indes als zahlenmäßig zu wenig ins Gemwidt 
fallend bei unfren Erörterungen hier im allgemeinen weglaffen. 

Warum ift nun biefe gemwerbtätige Bevölkerung in ber Weife auf 
eine Reihe einzelner Lanbfchaften konzentriert, wie wir e8 im Ab⸗ 
ſchnitt 4 und 5 gejehen haben? Das ift natürlich eine Frage, zu beren 
grimdlicher Beantwortung fehr weitfhichtige Unterfuchungen notwendig 
wären; aber ein wenigſtens annäherndes Verftändnis glauben wir bod) 
ſchon gewinnen zu können, wenn wir zunächſt einmal für bie etwas 
größeren Unternehmungen der Abteilung B der 1895er Gewerbeftatiftil 
(d. i. die Induſtrie einfchließlich des Handwerks und auch einfchlieglic 
be3 Bergbaued und des Baugemerbed) uns die Frage vorlegen, welde 
Bedingungen jedenfalls erfüllt fein mußten, damit fie in einer be 
flimmten Gegend, einem beftimmten Plage zur Gründung und zur 
Emporentwidlung kommen tonnten; und indem wir dann weiter baran 
die Frage Inüpfen, ob diefe Bedingungen in den 1895 und jebt gewerbe- 
reihen Landichaften Deutfchlands in bem Zeitraume von etwa 1845 
bis 1895, in welchen bie außerordentliche Vermehrung und Entwidlung 
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ber in den etwas größeren gewerblichen Betrieben beichäftigten Bevöl⸗ 
ferung fällt, nicht jehr viel bejfer erfüllt gewefen find als in ben andren 
Landſchaften. 

Die hauptſächlichſten dieſer Bedingungen ſind, ſcheint uns, 
nicht ſo beſonders ſchwer aufzuzählen. Zunächſt und vor allem mußten 
in den betreffenden Gegenden Perſonen vorhanden ſein, die gewillt und 
fähig waren, als induſtrielle Unternehmer dort aufzutreten. Abev nicht 
nur um die Unternehmer handelte es ſich, ſondern ebenſo natürlich auch 
um das ausreichende Vorhandenſein von Arbeitskräften, und zwar na⸗ 
mentlich auch von gelernten, qualifizierten Arbeitskräften; endlich mußte 
auch kaufmänniſches, techniſches und wiſſenſchaftliches Hilfsperſonal 
ausreichend zur Verfügung ſtehen. Weiter aber, wenn auch dieſe per- 
fönliden Borausfegungen erfüllt waren, fo eignete fich doch noch längſt 
nicht jeder Plab, jede Gegend zur Gründung oder Entwidlung bon 
Smöduftrieunternehmungen. Im Laufe der Zeit haben fich viele Ge- 
meinden gegen bie Anlage von Fabriken u. dgl. gewehrt, fei es, daß 
fie durch die Vermehrung ber Arbeiterbevölferung Belaftungen der Ge⸗ 
meindefinanzen fürdjteten, fei ed, daß ihnen nur einfach die ftarfe Ver⸗ 
änderung ihrer bis bahin beftehenben Verhältniffe Läftig oder verderblich 
fhien. Es fommt Hinzu, daß viele Induftrieunternehmungen burd 
ihre Abwäſſer, durch üble Gerüche, Lärm u. dgl. die Umgegend in der 
Tat ſtark Heläftigen und daher nur dba angebracht find, mo beftimmte 
Borausjegungen, namentlich auch beitimmte technifhe Einrichtungen 
beftehen. Eine weitere notwendige Vorausfegung zur Entmwidlung ber 
Unternehmungen, die wir hier im Sinne haben, die auch keineswegs 
überall gleihmäßig gegeben mar, war das Vorhandenſein von Kapital 
und die Gewährung von Kredit. Hieran jchließt ſich, daß es wohl für 
die meiften Induftrieunternehmungen nicht günftig war, wenn fie ganz 
ifoliert angelegt wurden, denn jie brauchten vielfach bie Hilfe und die 
Ergänzung durch andre Induftrieunternehmungen. Für bie Mafchinerie 
war die Nähe von Mafchinenbau- und Reparaturanitalten der betreffen- 
den Branche wünſchenswert; dag eigne Produkt diente vielfach als Halb- 
fabrifat einer benachbarten Unternehmung oder umgelehrt, 3.8. bie 
Garne und Gewebe ber Tertilinduftrie als Stoffe für die Webereien 
und für bie Färbereien und Appreturanftalten u.dgl.m. Cine weitere 
wichtige Bedingung war das Vorhandenfein einer billigen Betriebs⸗ 
kraft, fei dies nun Waffer, Kohle, Holz oder mas fonft. Ahnlich wichtig 
war natürlich auch das Vorhandenfein ber nötigen Roh⸗ und Hilfsftoffe 
ober Halbfabrifate zur Verarbeitung, und zwar jelbftverjtändlich eben- 
fall3 in möglichfter Billigfeit. In Zufammenhang mit all dem fteht 
eine günftige Verkehrslage, denn wenn man die Betriebskraft, vor allem 
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die Kohlen, und weiter bie Roh⸗ und Hilfäftoffe und Halbfabrikate nicht 
billig am Orte felbft hatte, mußte man fie wenigftens billig von außer- 
halb beziehen können. Selbfiverftändlich ging und geht aber die Be 
deutung einer guten Berlehrälage noch weit über biefen Rahmen hinaus. 
Schon eine gute poftalifhe Lage ift ein allgemeines Erfordernis für 
einen flotten kaufmänniſchen Betrieb, weiter aber war und ift die Güte 
der Berlehräverbindungen für den Abſatz von größter Wichtigkeit: 
möglihft häufige und billige Gelegenheiten zum Abtransport ber fertigen 
Brobulte werden wohl bei faft allen unfren für einen größeren Markt 
arbeitenden SSnbuftrieunternehfmungen ala eine Rotwendigleit immer 
empfunden worden fein. Dies führt endlich auf die legte der hier an- 
zuführenden Bedingungen: auf eine möglichft vorteilhafte Lage für ben 
Abſatz überhaupt. Für die für einen größeren Markt arbeitenden 
Unternehmungen dürfte diefe, wie eben jchon erwähnt, mit einer gün- 
fligen allgemeinen Berlehrälage überhaupt zufammenfallen, für zahl- 
reiche andre Unternehmungen war und ift aber der Abfag am Ort oder 
doch in der näheren Umgebung von großer Wichtigkeit. Und hier werden 
natürlih im allgemeinen, von befondren Bedingungen ber einzelnen 
Züätigfeitäzweige abgefehen, diejenigen Orte und Gegenden befonders 
günftig gemefen jein, die eine dichte, Tauffräftige Bevölkerung enthielten; 
md am Aufange unfrer induftriellen Entwidlung, wo bie gewerbliche 
Bevöllerung noch weit weniger zahlreich und Tauffräftig war ala heute, 
mußte hier natürlich die landwirtſchaftliche Bevöllerung noch weit mehr 
al3 heute in3 Gewicht fallen. 


Es läßt ſich nun aber leicht nachweiſen, daß in bem von ung ind 
Auge gefaßten Zeitraume von etwa 184595 die eben aufgezäblten 
maßgebenden Bedingungen einer günftigen Entwidlung ber in Rebe 
ftehenden Unternehmungen in den auf unfrer Tabelle ©. 562/63 ala 
geiwerbereich bezeichneten Landſchaften im allgemeinen fehr viel beſſer 
gewefen find al3 in den andren Landichaften, daß alfo die Entwidfung 
vorwiegend in diefen erfteren Bezirken etwas durchaus Ratürliches if. 


Zunädft fallen für dieſe Vezirke gewichtige gefhichtlide 
®ründe in bie Wagſchale. Wo in erfter Linie wird die fich entwidelnde 
Induſtrie — in dem oben dargelegten weiteren Sinne — Kapital und 
Kredit, qualifizierte Arbeitskräfte, Taufmännifche, wiffenfchaftliche und 
tedmifche Hilfskräfte gefunden haben? Naturgemäf ba, mo alles ba3 
ſchon bi3 zu einem gewilfen Grabe mwenigftens vorhanden war — b. h. 
aber bei dem damaligen Zuſtande des wirtfchaftlichen Lebens: bei Nieder⸗ 
laffung in oder bei den Städten ala ben Siten bes Handels, ber Bil 
dung, der Finanz, des Gewerbfleihes; namentlich natürlich bei Nieder- 
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laffung in oder bei den größeren und blühenderen von ihnen. Daneben 
fümen dann noch auf dem Lande die Gegenden einer entwidelteren 
Hausinduftrie und einer frühlapitaliftifchen Tätigkeit (3.8. in Bergbau, 
Eifeninduftrie) in Betracht. Und wo wiederum wird man von jeiten 
der Behörden und der Gefellfchaft diefer fich entwidelnden Induſtrie 
entgegengelommen fein oder fie wenigſtens nicht allzu ſtark gehindert 
haben? Doch jedenfall3 wieder in den eben genannten Orten und Be- 
zirten. Wo waren weiter die jungen AInduftrieunternehmungen nicht 
völlig ifoliert, fondern in der Nähe von Betrieben, beren Hilfe und 
Ergänzung fie braudten? Wieder an benfelben Orten. Und wo vor 
allem werden fich in größerer Zahl geeignete und fähige Unternehmer 
gefunden haben? Immer mwieber in diefen felben Orten und Bezirken. 
Der vielleihdt — aber auch nur vielleiht — niedrigere Preis ber 
Arbeit in den ftädtifch und gewerblich mehr zurüdgebliebenen Gegenden 
dürfte bei weitem nicht imftande geweſen fein, die Kraft diefer Mo» 
mente aufzumwiegen. 

Welches aber waren diefe derart begünftigten Bezirke in ben 
50 Jahren von 1845—1895? Es waren im allgemeinen diejenigen 
Landfchaften unfrer Tabelle ©. 562/63, welche dort für dag Jahr 1895 
als die gemwerbereichen Bezirke bezeichnet find. Während von ben auf 
diefer Tabelle als gewerbeſchwach bezeichneten Bezirke um die Mitte des 
19. Zahrhundert3 nur wenige über ein ausgebreitetes und blühendes 
Städteweſen verfügten, während es auch in ben gemwerbemittleren Be⸗ 
zirten ber Tabelle damit nur mittelmäßig damals beftellt war, haben 
wir in den gewerbereichen Bezirken der Tabelle den eigentlichen Sitz 
der zahlreichften, mohlhabendften und größten Städte des damaligen 
Deutfchlands im Umfange bes heutigen Reiches vor und. Dieje Be- 
zirfe umfaſſen die mit Städten überfäte alte Rulturede Deutfchlands, 
den Südweſten bi3 hinauf nach Heffen-Raffau, ebenfo wie bie an Städten 
reichen Landichaften des Niederrheins und des Königreihg Sachſen und 
ferner das mächtig emporftrebende Berlin, die drei Hanfeftädte und 
faft alle die zahlreichen NRefidenzen der mittel- und norddeutſchen Tlei- 
neren Staaten. Dazu enthalten diefe Landſchaften die wichtigſten 
Gegenden der hausinduftriellen und der frühlapitaliftiichen gemerb- 
lichen Produktion um die Mitte des 19. Jahrhunderts: den Niederrhein 
und das bergifhe Land mit feiner Eifeninduftrie, da3 Königreich 
Sadjen, die thüringifchen Hausinduftriellen Bezirke ufw. Kurz, in 
bezug auf all die von uns oben zuerft genannten Entwidlungsbedin- 
gungen etwas größerer induftrieller Unternehmungen waren die nad» 
mals fo befonder3 gemwerbereich gewordenen Landſchaften in der Tat 
am Anfange ber ganzen großen induftriellen Entwidlung und wohl 
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amh durch mehrere Jahrzehute hindurch im allgemeinen weitaus bie 
am gänfigiben geiellten 

Gchen wir zun zı den andren Bebingumgen über: Sechenbeutein 
ber nötigen Aubikuiie ulm, guter Verrieböftäite, günkiger Berlchrs- 
lage, vorteilhaiter Wazbedingagen· Tea lemhter mem she weiteres 
eur, da ebenfalls die Bezirke rır bedeutenden Lohlemlegern eiren 


Bevöllerung, und Daum if die Rihe der Kohle tür zahllofe Jubuikrre- 
zntermehnrungen einer der wichtt giten Ruutte bei der Aurieblung, zumal 
bei ben jo viel weniger enzwüdelten Berfeßrsverhälruiiien um de Mitte 
des zorigem Jahrhunderts Die bedeutenderen Kohlenbezicke Deutich- 
lands — Steintoble wie Braunkohle — Taliez um aber, were auch 
xicht alle, jo doch beinahe alle im die wach uniter Tabelle 1885 „ge 
werbereichen”“ Landiharten: much Iberichleiien, im das rheinikh-weik- 
Täliche Kohlengebiet, in das Königreich Sachſen. im deu mitteldeutkhen 
Landichaiten im allgemeinen zuzleih auch mech die Hauptiager ber 
Eiſenerze im Tentihlanb icıd, jo wird mom ıngeben müjen, bei 
bieje Landichaiten — im Beitg der beidem Jentraikofte Sohle und Een 
— and in being auf Robitoite und die entiheideude Verriebötreft der 
Roble dazı Seikimımt warru, jich zu den Jauptiigew der jıch eutwüdeim- 
Dex größeren Induſtrie auszubilden. 

Beiter die Berfebrilage! Es würde ein eigmes Vuch erierberm, 
wollte man die Berfehrsperbülcttite der drei vom uns unterkhiebenen 
Eliten von Landichaften, der gewerbeiſchwachen. gewerbemittleren md 
gewerbereichen, müher erörtern und untereinamder wergleichen Aber 
joviel list such doch wohl ohne weiteres jagen, da die gewerbereuhen 
Landiheaiten von etwa 185% nicht wngünitiger, wahrkderniuch 
fogar erheblich gũnſtiger in der Berfchrälage geitellt geweien finb ala 
bie andren Ein großer Zeil Dieter gewerbereichen Landihaften lag 
and liegt am leittungstistgen Waĩſerſtraßen: dıe drei Danjekäbte am 
Meer und außerdem an mehr oder minder bedeutenden Flũfſen, die 
Rezieruizsbesiche Köln, Dinteldort, Wiesbaden, das Grshherzegtum 
Herten, die Kielz, Eliag-Bochringen, der Induaſtriebezirk des nördlichen 
Boden an den zlusinitiemen des Rdeins und unteren Mains, das Künig- 
re:h Sachjen au der Elbe, Berlin mitten in dem bedeutenden preuküiden 
Berteritragenneg, der Regierungsbezirk Vreslan an der Lder Se 
ferner, wie oben ausgeführt, Die gewerbereichen Landichejten umicer 
Tabelle um die Kite des vorigen Jahrhundert am die mit Dem 
bedeuxteuditen Ztüdteweien waren, ſo dDüriten ſie auch über das ami- 
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gebreitetfte und befte Straßenneß verfügt haben. Endlich und vor allem 
aber bat der fich im zweiten Drittel des 19. Jahrhunderts entwidelnbe 
Eifenbahnbau im allgemeinen in diefen Landfchaften am zeitigften zu 
einem relativ dichten Eifenbahnneg geführt. Kurz, auch auf diefem 
Gebiete der günftigen Verkehrslage find unfre gemerbereihen Land- 
fhaften in der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts offenbar im 
Vorteil gewefen. Daß ihnen damit, was endlich den letzten Punkt, ben 
Abjat der fertigen Snduftrieerzeugniffe, anlangt, ſchon 
ein erheblicher Vorfprung, namentlich für ben Abſatz in größere Ent- 
fernungen, gejichert war, liegt auf der Hand. Es fommt aber noch hinzu, 
daß dieſe felben Landſchaften im großen und ganzen aud; über einen 
beſſeren örtlichen Abſatz verfügten. Die ummohnende landwirt⸗ 
ſchaftliche Bevölkerung wird für eine Induſtrie immer ein wichtiges 
Abſatzfeld fein; aber ſchon oben ift darauf hingemiefen worden, daß dies 
Moment in den Anfängen unfrer induftriellen Entwicklung, wo der nicht 
landwirtfchaftliche Teil der Bevölkerung fo viel geringer, der Verkehr 
in die Ferne aber fo viel fchwieriger war als heute, noch ganz befonders 
ins Gewicht gefallen fein muß. Nun find aber nach Profeffor Rauchberg 
(Die deutjche Berufd- und Gemerbezählung vom 14. Juni 1895, 
©. 66—76) unfre gewerbereihen Bezirke im allgemeinen gerade aud) 
die Bezirke des Sleingrundbefiges, der dichteften landwirtſchaftlichen 
Bevölkerung. Da fich die relative Verteilung der Tandwirtfchaftlichen 
Bevölkerung auf bie einzelnen Teile Deutſchlands von 1845—95 mohl 
faum weſentlich geändert hat, jo find wir wohl berechtigt, in der dich— 
teren landwirtfchaftlichen Bevölkerung ber gemerbereichen Bezirke einen 
weiteren wichtigen Vorteil derfelben für ihre induftrielle Entfaltung 
zu erbliden. 

Faſſen wir alles zufammen, fo fehen wir alfo, daß die gemerbe- 
reihen Bezirke unfrer Tabelle in fo ziemlich allen der von una durch» 
gegangenen wichtigen und grundlegenden Bedingungen für die Entfal- 
tung größerer Unternehmungen ber Induſtrie — das Wort Induſtrie 
im meiteren Sinne verftanden — von 184595 mefentlich begünftigt 
gemwefen find. Es ift alfo fein Wunder, daß fih auf fie vor allem 
dieſe induftrielle Entfaltung fonzentriert hat, fondern es märe ein 
Wunder, wenn e8 anders gemejen märe. 

War aber die Konzentrierung größerer Vollsmengen in ben in 
Rede ftehenden Landesteilen durch die etwas größeren Induſtrieunter⸗ 
nehmungen gegeben, jo mußte die gewerbtätige Bevölkerung in biefen 
Strichen naturgemäß weiter noch durch die Anfammlung relativ be= 
Deutender Mengen von Kleinhandmwerlern, Kleinhändlern 
u. dgl. anwachſen. Denn diefe für den örtlichen Bedarf arbeitenden 
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Schichten müffen natürlih dort am ſtärkſten vertreten fein, wo bie 
dichtefte übrige Bevölkerung fiht. Daß endlich audh der Großhandel, 
bie Bank- und Finanzunternehmungen u. dgl. fi von 
denjenigen Landfchaften am meiften angezogen fühlen mußten, in 
denen das Städteweſen am meiſten entfaltet war, in denen Die meiſten 
politiſchen Mittelpuntte lagen und in denen nun auch das moderne 
induftrielle Leben am ſtärkſten emporblühte, bedarf feiner weiteren 
Erklärung. 

Damit ift nun der Ring gefchloffen und wohl eine ausreichende 
Erflärung für die Konzentration ber gewerbtätigen Bepölferung au 
die gemwerbereichen Landjchaften von 1895 gegeben. 

Eine andere Frage ift nun freilich, ob diefe Gunft der Lage 
für die 1895 gemerbereihen Landfchaften in dem gleichen Grade mie ın 
den dieſem Jahre vorangehenden etwa 50 Jahren auch nachher noch 
angebauert hat und in Zulunft andauern wird. Und da läßt fich nun 
nicht verlennen, daß anfcheinend doc erheblide Veränderungen 
im Begriffe find fich durchgufeßen. Gehen wir die einzelnen Momente zu⸗ 
nächſt einmal wieder unter dem Gefichtspunfte des Gedeihens etwas 
größerer Unternehmungen der Induſtrie — Induſtrie, wie oben, im 
weiteren Sinne, auch das Handwerk, den Bergbau, das Baugeiverbe 
einfchließend, verftanden — kurz durch; wir erledigen damit zugleih 
die Frage, ob und wie die bisher aufgeführten Bedingungen dieſes 
Gedeihena ſich etwa landichaftlich verjchoben haben. 

Da ift nun zünächft einmal auf die ſtarke Entwidlung unjre 
Verkehrsweſens aufmerffam zu machen. Unfer Eifenbahnban hat, 
wie fchon oben geftreift, in den erſten Jahrzehnten feiner Entwidlung 
unfre gewerbereichen Landſchaften entfchieden begünftigt. Es läßt ſich 
verfolgen, baß Wusgang ber 50er wie Anfang ber 80er Jahre das 
Eifenbahnneg dieſer Landfchaften im großen und ganzen weſentlich 
Dichter war als das der andren. Es ift das auch ja Teicht erklärlich, 
benn jene volfreichen und relativ entwidelten Landſchaften mußten am 
erften als das geeignete Feld erfeheinen, das koftfpielige und finanziell 
riskante Erperiment mit dem neuen Verkehrsmittel zu wagen. bet 
feit geraumer Zeit wirken drei wichtige Momente in der Richtung, den 
derart zwifchen unfren gewerbereichen und ben andren Landſchaften 
geichaffenen Abſtand wieder zu verringern. Einmal ift ſchon feit 
längerer Zeit bei ung ein gewiſſer Sättigungszuftand im Eifenbahndeu 
eingetreten, indem die nächftliegenden und dringendſten Bedürfniſſe 
befriedigt waren. D. h. es waren die großen durchgehenden Linien 
genügend ausgebaut und bie größeren Orte und dichter benälferten 
Gegenden fo ziemlich alle mit Eifenbahnen verfehen. Erft von ba an 
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etwa konnten fi im Eifenbahnbau Zeit, Aufmerkſamkeit, Unternehe 
mungaluft, Kapital uſw. in größerem Umfange für die abgelegeneren 
und weniger Dicht bevölkerten Gegenden finden; diefe aber bürften 
großenteild mit unſren gewerbeſchwachen und gewerbemittleren Gegen- 
den zufammenfallen. Zweitens hat in den erften Jahrzehnten unfrer 
Eifenbahnentwidlung das Privatbahnfyftem eine jehr große Rolle ge- 
fpielt, jeit Ausgang der 70er Yahre ift e8 dagegen faft ganz von ber 
Bildfläche verſchwunden. Auch das iſt ein Moment, da3 auf eine 
ftärfere Annäherung der einzelnen Landesteile ımtereinander in ber 
Eifenbahnentwicdlung hinwirken muß. Das Privatbahniyftem wird 
immer die Tendenz haben, im Intereſſe feines Gewinnes bie Streden 
in den befonder3 verkehrs- und volfreihen Gegenden auszubauen und 
zu pflegen, die andren Gegenden aber zu vernacdjläfjigen; vom Staate 
Dagegen darf man eine von höheren Gefichtspunften der Landeskultur 
ausgehende gleihmäßigere Behandlung der einzelnen Landesteile vor⸗ 
ausfegen. Drittens aber und vor allem ift man erſt in den lebten 
Jahrzehnten dazu übergegangen, den Eifenbahnbau und =betrieb fo 
einzurichten, daß er ſich den Bedürfniffen auch ſchwach bevölferter und 
ſchwach entwidelter Gegenden, wo fi) die gewöhnliche Vollbahn zu 
wenig lohnen würde, anpaßt. Das Mittel hierzu bilden die verjchie- 
denen Arten von Neben- und Kleinbahnen, bei denen Bau und Betrieb 
fehr viel billiger zu ftehen fommen ala bei der Vollbahn. Dieſen Eifen- 
bahngattungen hat man faft allgemein in Deutjchland erft etwa feit An⸗ 
fang der 80er Jahre größere Aufmerkjamkeit und Pflege zugewandt. 
Die erite Nebenbahnvorlage in Preußen kam erſt 1879. Bon 1880/81 
bi3 1890/91 fteigerte fi) dann die Länge der in Staatöbetrieb ftehen- 
den Nebenbahnen von 1280 km auf 6309 km. Die Entwidlung ber 
eigentlihen Kleinbahnen datiert erft von 1892. Nach einer Mitteilung 
und Statiſtik in ber „Zeitſchrift für Mleinbahnen”, März 1905, gab 
e3 in Preußen am 1./10. 1892 erſt 11 „nebenbahnähnliche Klein- 
bahnen” mit 159 km Stredenlänge, am 31./3. 1904 dagegen 232 mit 
7632 km GStredenlänge! In Bayern begann der Aufſchwung bes 
Lofalbahnbaues etwa mit bem Jahre 1884. In Sachſen, das bie 
Schmaljpurbahnen befonders gepflegt hat, wurde bie erfte ſolche Bahn 
1881 eröffnet. 

Es liegt aber auf der Hand, daß dieſe Kleinbahnen, Lolalbahnen, 
Nebenbahnen, Schmalfpurbahnen u. dgl., die auf relativ dünner be- 
pölferte und zunächſt weniger verfehrsreiche Gegenden berechnet find, 
auf die Dauer der Zeit vorzugsweiſe denjenigen Landfchaften zugute 
Iommen müfjen, in denen diefe Gegenden beſonders ftarf vertreten find. 
Das find aber eben im großen und ganzen unfre gewerbeſchwachen und 
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gewerbemittleren Landſchaften. Wie ſtark ſich denn auch tatſächlich 
gerade in ihnen der Bau dieſer Art von Bahnen beſonders entfaltet 
hat, dafür haben wir, wenigſtens was die Kleinbahnen in Preußen be⸗ 
trifft, einen Beleg zur Hand. Aus den ſchon oben erwähnten Mit⸗ 
teilungen im Märzheft 1905 der „Zeitſchrift für Kleinbahnen“ ent⸗ 
nehmen wir folgende Statiſtik. 

Es entfielen km nebenbahnähnliche Kleinbahnen (am 31./3. 1904) 

auf je 10000 Einwohner auf je 10000 ha 


in Dftpreußen 8,24 1,75 
„ Weftpreußen 8,05 1,87 
„ Brandenburg (mit Berlin) 1,43 1,79 

„ Bommern 7,66 4,15 

„ Boten 8,82 2,50 

„ Schlefien 1,09 1,27 

„ Sadjien 2,15 2,41 

„ Schleswig=Holftein 6,17 8,78 
„ Hannover 2,19 1,48 

Weſtfalen 1,08 1,72 

FZefſen diaſſau 1,88 2,20 

„ Rheinprovinz 1,18 2,52 

„Hohenzollernſche Lande 5,75 8,86 


Man fieht, daß nad) der Statiftif [chen rein territorial von einer 
Bevorzugung ber gewerbereichen Landfchaften wie bei den Vollbahnen 
jedenfall3 nicht die Rede fein Tann. Nimmt man aber hinzu, daß in 
diefen Landfchaften in Anſehung des viel dichteren Vollbahnnetzes der 
Wirkungsbereih der einzelnen Kleinbahnen territorial jedenfalls viel 
geringer ift als in den anderen, fo wird man nicht leugnen können, 
daß der Abftand in der ganzen Gunſt der Eifenbahnverhältniffe durch 
dieſe Kleinbahnen zugunften der gewerbearmen und gemwerbemittleren 
Landſchaften beträchtlich verringert wird. 

Berner werden wir eine ähnliche Entwidlung wie bei den Eiſen⸗ 
bahnen vermutlich auch beim Telephon erleben, das überdies ſchon 
feinem ganzen Wefen nach die Tendenz hat, die Vorzüge der von alter# 
her verfehrsreichen Gegenden bis zu einem gewiſſen Grade wenigſtens 
auch den bisher verfehräärmeren zuzumenden. Eine ähnliche Wirkung 
wird man auch dem Automobil zufchreiben dürfen: es bebeutet doch 
auf alle Fälle für denjenigen Unternehmer, der fich in zurüdigebliebenen, 
verfehrdärmeren Gegenden befindet, eine größere Erleichterung feiner 
privaten und Gefchäftsbeziehungen als für denjenigen, der in einer ohne 
bin dichtbevölkerten, verfehrsreichen Gegend fißt. Gleislofe Bahnen, 
Einfhienenbahnen, billige Berbefferung ber Straßen burd 
Einlegung von Eiſenſchienen und ähnliche technifche Fortſchritte, wit 
fie jegt an verfchiedenen Stellen von Deutſchland zur Einführung ge 
langen, dürften das Arfenal derjenigen Mittel wirkſam vervollkommnen, 
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Die geeignet find, den Abſtand in der Gunft der Verkehrslage, in dem ſich 
bisher im allgemeinen die gewerbearmen Landfchaften gegenüber ben 
gewerbereichen befunden haben, zu verringern. Tritt aber mehr und 
mehr eine ſolche Ausgleichung ein, jo bedeutet bag für die Snduftrie eine 
Ausgleihung zwiſchen den verjchiedenen Landjchaften in ben fo 
wichtigen Bedingungen des Bezuges der Nohitoffe u. dgl. und bes Ab⸗ 
transportes ber fertigen Erzeugnifje ſowie auch der Nachrichtenvermitt⸗ 
lung. Über nicht nur das! Auch auf perfönlichem Gebiete muß fich 
eine ſolche größere Ausgleihung dann allmählich einftellen. Die Unter- 
nehmer wie ihre etwas höheren technifchen, faufmännifchen und wiſſen⸗ 
Ihaftlihen Angeftellten gehen nicht gerne in Gegenden, bie gar zu fehr 
der Berlehrämöglichleiten und des Verkehrs entbehren. Das traf aber 
in ber Beriode 1845—95 ficher auf die ganz überwiegende Majje des 
Gebietes unſrer gewerbeſchwachen und gemwerbemittleren Bezirke im 
Gegenjah zu den gewerbereihen zu. Tritt nun in diefer Beziehung all⸗ 
mählich eine Änderung ein, fo nähert fich auch in diefem Betrachte die 
Anziehungskraft der bisher induftriell zurückgebliebenen Landfchaften 
derjenigen der fortgejchrittneren. Dazu kommt, daß der im Gegen⸗ 
fa zu der bisher herrjchenden Großſtadtſucht allmählich immer ſtärker 
werdende Drang des Städterd nach einem gewiſſen Wiederanfchluß an 
die Natur es manchem Unternehmer und manchem höheren Angeitellten 
der Induſtrie ſchon jetzt und mehr vielleicht noch mit der Zeit ala ein 
wünfchenswertes Ziel für fein perjönliches Leben erfcheinen Lajfen wird, 
ſich nach Landesteilen zu wenden, mo er feinen Wohnfig nehmen kann 
in Städten, die weniger groß find, und in Gegenden, die bei weniger 
Dichter Bevölkerung in mannigfacher Form einen leichteren Zugang zur 
Natur bieten. 

Eine andre Entwidlunggreihe, Die zu dem gleichen Endergebnis 
führt, die gewerbeſchwachen und gemwerbemittleren Landfchaften relativ 
ftärfer al3 in der Periode 1845—95 induftriell zu entmwideln, ift dag 
Beftreben der modernen Landmirtfchaft, die inbuftrielle Ber- 
arbeitung ihrer Produkte möglichft felber in die Hand zu nehmen. Wie 
fi früher ſchon, in älteren Zeiten, die einzelnen Gewerbe — 3.8. etiva 
die Böttcherei, die Sattlerei, die Gerberei — aus dem allumfafjenden 
Schoße des den Boden bewirtfchaftenden Haufes losgelöſt haben, fo ift 
diefer Prozeß aud) neuerdings noch immer weiter gegangen und ruht 
auch gegenwärtig nit. Aber die moderne Landwirtfchaft hat feit 
einiger Zeit, im Unterfchied gegen früher, das Beitreben die Ausübung 
diefer neuen Gewerbe felber in der Hand zu behalten. Der Drud ber 
landwirtſchaftlichen Krife, fih möglichit feinen Gewinn entgehen zu 
laffen, und andre Momente treiben fie hierzu an; bie Fortfchritte Der 

Die Wohnungsfrage und das Neid, 8. Heft. 88 


Zr x unge - ie S 
Irtmf muirıme Gewiükens- st Gessienuketiseire Ie- 
fhıger Te sa Zu ee pe isfier, we Zulernimere, er Sat» 
au iz Bra Hämen Dr Seww-ı garten In nei Sem bat 
Fuer meh ze Gr Enpeherng I Urrwerremg 
user Isu, Isr’, zei; Izbe? xur auicrz Dempeligemäiien, pe Bir 
eıSe-ung son LIE su Gemdr u Se er I Fim- 
Fu. Er Se, Bei zer Wit ce Menge Sumlricpmenge 


Myriıh meh euch ber erũ im züheer Ybiherı ja Seiseeibenbe 
moderne Zug Der \zdzür:e überbsum zo Den Grogüädten weg 
ix Erımese Erz wılze wer wın es rı$ bier in eımem gesien ed 
Ber Adle nur zum Seriegergen ıu Dr Kibe aber um Üragrimbamger 
im Der Rähe ber;eu:gee Gesgich Kuien eu der de Sache am 
sh, und Dam: wärde je wohl met eime Vericdhiebung ım eıme mie? 
Laubiheit, eine Berkkiehurg vex ben grokiaterruhen, gemerbe- 
regen Lanbischen in bie andren, n:ht emıreen Uber m zu 
wenigen Alien wıd, wenn e5 eimmel jur im: ans ber Gesuelt 
Werſchritten werben. 

Ein weiteres, icht wihr:ges Asmemı if, Dog man memerbings bei 
Ber fergiälı:geren Früiung Der gewerbeihsachen Sandicheitre wm 
fpegiell be3 yreubiihen Cnens barauibım, sb jich nicht am bert bu 
Orunblagen für eine Jnduürie iänden, greie Lager viel werheiiember 
NRohfoife teils men dort entdedt, teils wenignens erh im ihrer Boemeh- 
erwähnten wir ſchon oben flüchtig, bier jei jeboch im dieſer Bezichumg 
noch einiges Rähere angegeben. n einer Rebe, die Prej. Deidenkain- 
Marienburg im Auguft 1904 bei einem Ausifnge der weipreukiichen 
Flottenvereine nadı dem Kailerlichen Gute Gadinen in Beilprruben und 
Sei einer Beſichtigung der bort vom Kaiſer errichteten Tonmwarenjabril 
hielt, Heißt es (nadı der „Lanbinbufrie” 1904, 5.11): 

„Run, er (b. 5 der Kailer) hai und im der Welt gezeigt. daß in unterm 
Verſtand und Die Tunfigeübte Haud warten, welche Zu und Kraft haben, fir 
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zu beben. Denn Tonlager wie hier haben wir in großer Mädhtigfeit und meilen- 
weiter Ausdehnung bi8 an die ruffiihe Grenze hin. Bis jett aber ift, wenn 
wir von der hochachtbaren, aber beſcheidene Ziele verfolgenden Marienburger 
Tonmarenfabrit abjehen, noch nirgends daran gedacht worden, dieſe Schätze 
anders als zu Biegeln und Röhren zu benuken. Hier werben ber den Stoff 
erhebenden und veredelnden Tätigleit der Menſchenhand höhere Aufgaben geftellt. 
Aber indem bier vor und aus dem formlofen Ton das ergreifende Bild freud- 
und leidbewegter Menfchen entfteht, ſehen wir nicht nur den idealen Triumph 
des menſchlichen Geiſtes, ſondern auch, worauf e3 uns im Dften fo dringend 
ankommt, die einen höheren Lohn erwerbende Arbeit. Für taufende und aber: 
taufende fleifiger Hände und Tunftfinniger Köpfe ift Bier, das ruft unferd Gutes 
beren Perſuch laut hinaus, reiche und lohnende Arbeitögelegenbeit.“ 


Auh im Speffart ift man neuerdings zu einer Tonper- 


wertungsinduftrie in Anſchluß an die dort vorhandenen reichen 
Tonlager vorgegangen. 


Weiter find im preußifchen Often vor allem fehr bedeutende Lager 
von Braunfohlen und von Kalt feitgeftellt worden. Braunkohle 
findet fih namentlich in der Provinz Pofen. „Auf der achten Mit- 
gliederverfammlung des Verbandes Oftdeuticher Induſtrieller“, heißt 
e3 in der „Landinduſtrie“ vom 15./3. 1906, „wies Dr. Meine in einem 
Vortrag darauf hin, daß in den Freifen Bromberg, Hohenfalza und 
Wirfis in dem oberen Tertiär Braunkohlenflöze vorhanden find. In 
ben reifen Ezernilom und Filehne gibt es große Braunfohlenberg- 
werksfelder, ar denen ſchon umfangreiche Auffchlußarbeiten ftattgefunden 
haben. In anderen Teilen der Provinz liegt die Braunkohle unmittel- 
bar über oder neben ben Ralfgefteinen, fo beiſpielsweiſe im Sreife 
Wongrowitz; und im Stadt» und Landkreis Pojen befindet fie fich 
unter dem Stadtgebiete und den anfchließenden induftriellen Anlagen. 
Lorhanden aber ift Braunkohle überall.‘ 


Ehenjo Scheint ber Wieſenkalk für unfre gewerbeſchwachen Ge⸗ 
genden von großer Bedeutung werben zu follen. „Die Niederungen 
ganz Nordbeutfchland3”, heißt e3 in der „Landinduſtrie“ vom 15. De- 
zember 1904, ©. 75, „von Holland bi8 nad) Rußland hinein find aus- 
gefüllt mit unerfchöpflichen Lagern von Wieſenkalk, der unter Schichten 
von 1,2 und .mehr Meter Torf gebettet iſt.“ Dieſer Wiefenfalt muß 
gebrannt werden, und e3 wird behauptet, daß dafür jegt ein brauchbarer 
Dfen gefunden fei, der e3 erlaubt, den Kalk mit dem am Orte vorhan- 
denen Torf oder Braunfohlen zu brennen. So behandelt, ergibt dann 
ber Wieſenkalk ein Kalkpulver, das ſich zu einem jehr guten Mörtel, 


ferner als Düngemittel und aud zur Kalffandfteinfabrilation ver- 
wenden läßt. 


38* 
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Noch viel weitergehende Ausfichten knüpfen fi) an die ausge 
dehnten Moore und Torflager, die ja vor allem in Nordweſt⸗ und 
Korboftbeutfchland vorhanden find. Nicht nur, daß man den Torf als 
Brennmaterial, ald Torfftreu und zu zahlreichen andren Zwecken ver- 
wenden Tann, fondern er eröffnet auch die Möglichkeit zur Gewinnung 
zahlreicher wertvoller Nebenprodukte. So ift jet ein Verfahren der 
Torfverfohlung erfunden, wobei man ‚neben einer der Holzkohle gleid- 
wertigen Torflohle eine Reihe wertvoller Rebenprodufte, Teer, Am⸗ 
moniak, Holzgeiſt, Efligfäure, PBaraffin und Leuchtöle” gewinnt. („Land⸗ 
induftrie” 1. 10. 1905, ©. 258.) Die VBerwertbarfeit de3 Verfahrens 
für die rentable Nutzbarmachung großer Torfmaffen ift freilich nod 
zweifelhaft, doch wird man hoffen dürfen, daß die Praris Hier wie in 
fo vielen Fällen doch fchließlihd den Weg zum Ziele finden mir. 
Weiter aber beftehen Pläne, die Zorfmoore dur Errichtung großer 
Elektrizitätäwerfe auszunugen, die namentlidy mit Hilfe der Vergaſung 
bes Torfes betrieben werben würden. Diefe Werle würden ala Kraft⸗ 
zentralen für fonftige inbuftrielle Betriebe dienen. In Schweden foll 
ein derartiges Elektrizitätswerk bereit3 beitehen. Wie weit überhaupt 
die auf den Torf fich gründenden Hoffnungen bereit3 gehen, fieht man 
3.8. ſchon aus ber einen Tatſache, daß im Regierungsbezirk Königs 
berg allen Ernites bei nem dort in Gang gebrachten Torfverwertungs⸗ 
unternehmen die Nutzbarmachung bed nebenbei gewonnenen Torfgaſes 
durch Errichtung eines Siemeng-Martin-Stahlofens geplant ift und 
daß man im Geifte auf diefer Grundlage bereits eine lebhafte Eifen- 
und Stahlgewinnung in den Oſtprovinzen vor fich fieht, wobei an den 
Bezug ſchwediſcher Eifenerze gedacht iſt. („„Landinduſtrie“ 1. 3. 1906, 
©. 47 und 48.) 

Nimmt man zu dem allen noch den auch in unjren gemerbe 
ſchwachen oder gemerbemittleren Bezirken Nordweſtdeutſchlands meht 
und mehr ji) ausbreitenden Ralibergbau ſowie die fteigende Petroleum- 
gewinnung in der Lümeburger Haide Hinzu, jo wird man vermuten 
dürfen, daß in der Tat in den legten elf Jahren viele gewerbeſchwachen 
und gewerbemittleren Bezirke unſres Vaterlandes auch in bezug aul 
Rohftoffe für die Induſtrie den gemwerbereichen näher gerüdt find al 
früher. Much hier ift alfo, wenn auch nicht eine völlige, fo doch 
wenigſtens eine teilweiſe Ausgleichung im Werke, und es läßt ſich an⸗ 
nehmen, daß die Fortfchritte der Technik dieſe, wie bisher, fo auf 
weiter kräftig fördern werben. 

Als ein weiteres wichtiges Moment wird vielfach das neuerlide 
ftarle Wiederherportreten der Wafferfraft betrachtet. Hierüber 
find hier ein paar Worte zu fagen. Während in ben älteren Zeiten, 


Eiftes Kapitel: Über ftädtifche Dezentralifation. 597 


vor der Üra des Dampfes, da3 Vorliegen von Wafferfräften zu ben 
entfcheidenden Faktoren für den Standort der Induſtrie gehörte, ift dies 
unter der Herrfchaft des Dampfes durchaus anders geworden, derart, 
daß nach der 1895er Gewerbezählung die Wafferkraft nur rund 180% 
der im Gewerbe verwendeten Betriebskräfte Tieferte. Seitdem hat nun 
die Ausnugung der Waſſerkräfte ftark zugenommen. Zwei Umftände 
vor allem haben diefe Umänderung herbeigeführt und führen fie nod) 
immer weiter herbei: die Fortfchritte der Eleftrotechnil und der Bau 
von Talfperren. Durch die erfteren iſt es bekanntlich möglich ge- 
worden, Waſſerkräfte von ihren Urfprungsftellen, wo man fie häufig 
nicht recht verwerten Tann, felbit auf weite Entfernungen zu übertragen, 
und buch die Taljperren ift die Menge der nubbaren Wafferfräfte 
außerordentlich gefteigert worden. Die Ausbreitung und richtige An- 
wendung beider Errungenfchaften fällt in Deutjchland erft in die legten 
ein bis zwei Jahrzehnte, wir befinden ung da jet eben noch in der 
vollen Entwicklung. Die etwaigen Wirkungen auf die Verteilung ber 
Induſtrie können alfo auch jebt erſt allmählich herbortreten. 

Daß es ich bei dem allen übrigen? um fehr bedeutende Kraft“ 
mafjen handelt, mögen ein paar Ziffern und Rotizen beleuchten. Die 
. vor kurzem fertiggeftellte große Urftalfperre in der Eifel Tiefert jähr- 
lich zunächſt 20 Millionen Kilowattſtunden elektriſche Kraft („Grenz⸗ 
boten‘ 1906, No.14, ©.55/6.) Eine noch größere Taljperre foll bei 
Biegenräd in Thüringen entitehen. Im rheinifch-mweitfälifchen Indu⸗ 
ftriegebiete nimmt (nad) der „Landinduftrie 1906, ©.77) der Tal- 
fperrenbau unausgejegt feinen Fortgang; im Jahre 1905 ferner ver- 
lautete, daß im Auftrage der preußifchen Regierung die Dftprovinzen 
auf brachliegende Wafferfräfte durchforſcht und die Informationen den 
gewerblichen Unternehmern zur Verfügung geitellt würden. Ganz un- 
geheuere Pläne werden für Bayern erivogen. Dort denkt man daran, 
in der Gegend ber bayerifchen Alpen mit Hilfe der Waffermaffen der 
ar und des Waldhen- und Kochelſees nicht weniger als 100- bis 
300000 Pferbefräfte zu gewinnen, die nad; München geleitet werben 
fönnten. 100000 Pferdefräfte würden übrigens vorausfichHich aus⸗ 
reihen, um fämtliche rechtörheinifchen bayerifchen Bahnen elektrifch zu 
betreiben. Endlich berechnete ein Schriftiteller, Profeffor Vogel, in der 
Wolfſchen „Zeitſchrift für Sozialwiſſenſchaft“ (1905, Heft 10) vor 
einiger Beit die in Preußen aus den Waffermengen des füdlichen Glatz, 
de3 Riefen- und Sfergebirges und des Harzes zu gewinnende Kraft auf 
jährlich rund anderthalb Milliarden Kilomwattftunden. Da das Kilo⸗ 
watt gleich 1,36 Pferdeftärken iſt, fo würden diefe anderthalb Milliarden 
Kilomattitunden rund zwei Milliarden Pferbeftärfenftunden bedeuten. 


— 
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fierung der Gewerbe von dem Moment der Waſſerkräfte nicht fo be=- 
fonber3 viel erwarten dürfen, zumal hinzufommt, daß die ohnehin 
gemerbereichen Landjchaften im allgemeinen auch die mit Wafferfräften 
am beften ausgeitatteten find. 

Dagegen fcheint es, ala ob dag Gewicht der geſchichtlichen 
Gründe in der Gegenwart doch nicht mehr mit der Stärke wie in der 
Periode 1845—95 und namentlich in deren erfter Hälfte zugunften der 
gemwerbereichen Landichaften ſpräche. Wir haben oben gefehen, daß am 
Anfange unfrer großen induftriellen Entwidlungsperiode e3 offenbar. 
wefentlich unfre gewerbereichen Landichaften waren, in denen fi für 
die auflommenden, etwa3 größeren induftriellen Unternehmungen Une 
ternehmer, kaufmänniſches, techniſches und wiſſenſchaftliches Hilfsper- 
ſonal fowie auch qualifizierte Arbeiter, ferner Entgegenlommen ber 
Behörden und der Gefellfchaft, die notwendigen technifhen Ortseinrich⸗ 
tungen und endlich die eignen Unternehmungen ergänzende und fie för- 
dernde andre induftrielle Unternehmungen fanden. Im Laufe einer 
jahrzehntelangen mühfamen Entwidlung ift nun aber, fo fcheint es, 
auch von diefem Vorſprung werigften ein nicht unerhebliches Stüd 
von den gewerbeſchwachen und gemwerbemittleren Landfchaften eingeholt 
worden. 

Wenn wir ala Plätze, welche im allgemeinen die eben angeführten 
Bedingungen bieten, einmal die Stäbte mit mehr al3 10000 Einwoh- 
nern annehmen wollen, fo ift jedenfalls jehr bemerkenswert, daß bie 
Bahl und die Einwohnerſchaft dieſer Plätze auch in den gewerbeſchwachen 
Oftpropinzen Deutſchlands in den legten Jahrzehnten ſehr gewachſen ift. 
Nah einer Yufammenftellung, die wir an der Hand der Statiftifchen 
Sahrbücher für das Deutfche Reich gemacht haben, betrug 1880 in ben 
Provinzen Oſt⸗ und Weftpreußen, Pommern und Bofen und im Re—⸗— 
gierungsbezirfe Yranffurt a.D. zufammen die Zahl biefer Orte 36, 
ihre Einwohnerſchaft 1010048; im Sahre 1900 dagegen waren Die 
entijprechenden Zahlen 51 und 1766406. Die Anzahl der Orte war 
in diefen 20 Jahren alfo um rund 42%, die Einwohnerzahl um rund: 
75% gewachſen. Die Gefamtbevölferung der gleichen Landſchaften ift 
dagegen in derjelben Zeit nur von 7688000 auf 8262000, d. h. nur 
um rund 7% gewachſen. Denken wir und nun biefen Entwidlungs- 
prozeß rückwärts bis in die Mitte des 19. Jahrhunderts fortgejegt und 
nehmen wir an, daß eine ähnliche, vielleicht noch ftärfere ftädtifche Ent- 
widlung in ben übrigen 1895 gemwerbefchwachen und in ben gewerbe- 
mittleren Landſchaften Deutfchlands ſtattgefunden hat, fo ift jedenfalls 
das eine ficher, daß dieſe Landfchaften jebt insgeſamt eine jehr viel 
größere Zahl von Plätzen enthalten müfjen, welche bie hier in Rede 
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ftehenden Entwidiungsbedingungen für etwas größere induftrielle Unter 
nehmungen bieten, als in ber Mitte bes 19. Jahrhunderts. Es kommt 
Hinzu, baß infolge ber weiter oben dargelegten induftriellen Tendenzen 
ber mobernen Landwirtſchaft fowie auch infolge bed zunehmenden Ber 
kehrs und des allgemein geftiegenen Bilbungsftandes jegt weit eher als 
früher auch in den gewerbeſchwachen und gewerbemittleren Landſchaften, 
in vielen Punkten auf dem Lande und in Meinen Stäbten auf lauf⸗ 
männijches, technifches und wiſſenſchaftliches Hilfsperfonal, auf quali- 
fizierte Arbeiter, auf Entgegenfommen und Berftändnis der Behörden 
und der Gefellfchaft und auf ergänzende und unterftügende Induſtrie⸗ 
unternehmungen zu rechnen fein wird. 

Mit dem allen ift ja nun freilich noch nicht gefagt, daß Die Uber⸗ 
Tegenheit der gemwerbereichen Landichaften über die anderen in den um 
Rede ftehenden Beziehungen fich verringert hat, benn auch Die gewerbe⸗ 
reihen Landfchaften find natürlich in der gleichen Zeitfpanne in ber 
Zahl der Plätze über 10000 Einwohner, in der Inbduftrialifierung der 
Landwirtſchaft, in den Einwirkungen bed zunehmenden Verkehrs und 
der geftiegenen Allgemeinbildung fortgefchritten. Aber trog alledem 
möchten wir vermuten, daß der Abftand in der ganzen Gunft der hier 
in Stage fommenden Umftände neuerdings nicht mehr jo groß ift wie 
früher. 

Endlich ift ala leßtes großes Moment noch das Bordringended 
tleineren Grundbeſitzes zu nennen. Unter ber Einwirkung der 
zunehmenden Sntenfität des landwirtfchaftlichen Betriebes und insbe 
fondere noch unter bem Drude der gefunfenen Getreidepreife und der 
Leutenot geht an vielen Stellen in Deutichland der Großgüterbeiig 
zurüd und räumt das Feld bem kleineren bäuerlichen Befiger und dem 
landbeſitzenden gewerblichen Arbeiter. Die Landfchaften des Groß⸗ 
güterbefiges in Deutfchland find aber vor allem zugleich die relatin 
gewerbearmen Landſchaften. Entjteht nun in dieſen eine dichtere Tand- 
mwirtfchaftliche Bevölkerung, fo wird die Abfahmöglichkeit für induftrielle 
Erzeugniffe dort jedenfall gefteigert. Der örtliche Abſatzmarkt für 
dort entftehende Induſtrien wird alfo verbeffert, und dieſe Landſchaften 
nähern fih damit auch in diefer Beziehung den gemwerbereichen all 
mählich etwas an. 

Faſſen wir alles zuſammen, fo ſcheinen für die Gegenwart 
und Zukunft die Bedingungen für die Konzentration ber etwas größeren 
induftriellen Unternehmungen auf unfre gemwerbereichen Landfchaften 
im großen und ganzen weit weniger gegeben al3 von 1845—95, ſon⸗ 
dern es fcheinen im Gegenteil die Umftände für eine fehr viel ftärfere 
Iandfchaftliche Dezentralifation zu fprechen. Beinahe in bezug auf alle 
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vben Seite 585 und 586 angeführten Bedingungen des Gedeihens folder 
Unternehmungen erjcheint für jebt und für die Zukunft der Abjtand 
zwiſchen den gewerbereichen unfrer Landſchaften und den andren erheblich 
geringer al3 in der großen Anfang3periode unfrer Induſtrie 1845— 95. 

Wenn wir nun au gewiß die in Betradht kommenden Momente 
keineswegs abfolut vollftändig erſchöpft haben, fo glauben wir nad) 
alledem doch mit gutem Grunde annehmen zu dürfen, daß eine An- 
näherung in bezug auf die Entfaltung der etwas größeren induftriellen 
Unternehmungen zwischen unſren verfchiedenen Klaffen von Landichaften 
im Begriffe ift ſich durchgufegen. Vorausgeſetzt wird bei dem allen 
natürlich, daß wir wie in der Vergangenheit, fo auch in den fommenden 
nächſten Sahrzehnten im allgemeinen eine lebhaft auffteigende induftrielle 
Entwidlung haben werden. 

Wenn aber eine folde Annäherung ftattfindet, fo werden bie 
andren Hauptllajfen der gewerblichen Tätigkeit, nämlich dad Hand- 
wert, der Kleinhandel und zahlreiche Unternehmungen des Verkehrs als 
vorwiegend für den örtlichen Bedarf arbeitend, nadjfolgen müſſen, wäh- 
rend allerdings der Großhandel und eine Reihe befonderd großer Unter- 
nehmungen auf dem ®ebiete des Verkehrs wohl nad) wie vor haupt⸗ 
jächlich unfre gemwerbereichen Landfchaften zum Site auffuchen werden. 
Im ganzen aber dürfen wir offenbar doch auch in bezug auf die Ge— 
famtheit der gemerbtätigen Bevölkerung eine größere Ausgleichung 
zwiſchen unfren verjchiedenen Klaſſen von Landſchaften in Zukunft 
erwarten. Die Periode der immer ftärferen Kongentrierung 
der gemwerbtätigen Bevslkerung auf gewiſſe Landfhaften. 
ift allem Anſcheine nad) vorüber und diejenige einer gleid)- 
mäßigeren Ausbreitung über da3 ganze Neich beginnt! 


9. Die Gründe der Verteilung der getverblichen Bevölkerung nach 
Srtögröfentlaffen und nenere Veränderungen auf dieſem Gebiete. 


Wichtiger beinahe noch für unfre Zwede ala die landſchaftliche 
Berteilung der gewerblichen Bevölkerung ift ihre Verteilung nach Orts— 
größentlajfen. Wir haben die einfchlagenden Ziffern der Berufszählung 
von 1895 fchon oben kurz dargelegt; fie find nun jet hier an der 
Hand der Tabelle S. 574 nochmals furz vorzuführen. 

Nehmen wir zuerjt die Abteilung B der Berufszählung, die In— 
buftrie in weiterem Sinne, welche außer der eigentlichen Induſtrie dag 
gefamte Handwerf, den Bergbau, da3 Hüttenweſen, dad Baumejen ein- 
fhließt. Zu diefer Abteilung gehörten 1895, wenn man die Ange— 
börigen ohne Hauptberuf und die häuslichen Dienenden einrechnet, 
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etwas über 20 Millionen Menfhen. Auf das platte Land entfielen 
davon 32,5%, alles übrige auf die Städte, keineswegs aber etiva über- 
wiegenb auf die Großſtädte (100000 und mehr Einwohner). Diefe 
beherbergten vielmehr nur nicht ganz 18% der Geſamtmaſſe, die Mittel- 
ftäbte dagegen 14,4%, bie Kleinftädte 200%, die Landftäbte 15,5%. 
Nach diefen Ziffern find wir berechtigt, fir das Jahr 1895 zu fagen: 
die Induſtrie ift zwar in erfter Linie eine ftädtifche Erfcheinung, aber 
nicht in erfter Linie eine großftädtifche. Die Landftäbte, Klein- und 
Mittelftädte zufammen enthielten 1895 faft dreimal fo viel induftrielle 
Bevölkerung als die Großftädte. Noch viel ftärfer würde dieſer ftädtifche 
Charakter der Induſtrie erfcheinen, wenn die gewerbliche Bevölferung 
bei ber Berufszählung nit an ihrem Aufenthalt3orte angeführt 
wäre, fondern wie bei ber Gewerbezählung am Orte ber betreffenden 
Betriebe, am Zätigkeitsorte. All die zahllofen AInduftriearbeiter uſw. 
und ihre Angehörigen, die auf dem Lande wohnen, aber in den Städten 
arbeiten, würben dann nicht für das Lanb, fondern für die Städte 
zählen. 

Eine nähere Erforfhung der Urjachen ber eben bargelegten Ber- 
teilung der Induſtrie müßte felbftverftändlich einigermaßen in Die 
Tiefe dringen und insbeſondere auch unterfcheiden zwifchen den fehr 
verfchiedenen Tätigkeitszweigen, welche dag weite Wort Induſtrie hier 
umfaßt. Soweit können wir bier nicht gehen. Wir müffen una bes 
gnügen, einige mehr an ber Oberfläche liegende Erwägungen anzı- 
ftellen, die aber immerhin auch fchon wertvolle Erfenntnifje eröffnen. 

Gehen wir, wie ſchon im vorigen Abſchnitte, von ben etwas 
größeren Unternehmungen aus. Daß biefe, foweit fie nicht direft an 
die Landwirtfchaft angefchloffen find, im großen und ganzen in ftädti- 
jhen und nicht in ländlichen Berhältniffen ihren naturgemäßen Boden 
finden, liegt auf der Hand. Wir haben oben ©. 585 u. 586 die wichtigften 
Borausjegungen ber Entwidlung etwas größerer inbuftrieller Unter- 
nehmungen durchgegangen. Faſt alle biefe Bedingungen — lUnter- 
nehmer und Arbeiter, faufmännifche, techniſche und miffenfchaftliche 
Hilfskräfte, Förderung durch die Behörden und die Gefellichaft, Kapital 
und Kredit, gute Verkehrslage, Abſatzgelegenheit — find in erfter Linie 
in der Stadt und nicht auf dem Lande vorhanden. Grund genug alfo, 
daß die Anduftrie vornehmlich ein ftädtifches Erzeugnis ift — womit 
wir übrigens durchaus nicht gejagt haben wollen, daß nicht mit ber 
Zeit auch die fogenannte Landindbuftrie eine weite Verbreitung finden 
könnte. 

Auf ein Moment aber muß noch beſonders aufmerkſam gemacht 
werden: in der Induſtrie waltet ſtark die Tendenz zu einer gewiſſen 
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BZufammenhäufung der inbuftriellen Werke; ein Wer? zieht ba3 andre 
nad fi, und fo entjteht leicht eine ftäbtifche Sieblung felbft da, wo 
fih die Induſtrie urfprünglih nicht an einen bereit3 vorhandenen 
ftädtifchen Kern angelehnt hat. Wenn wir davon abjehen, daß im 
allgemeinen eben nur Orte mit gemwiljen Vorausfegungen und Ein« 
richtungen (3.8. für die Abführung der induftriellen Abwäſſer) fich für 
etwas größere indujtrielle Unternehmungen eignen, fo werben wir die 
Urſache diefer Erſcheinung in gemifjen erheblichen Vorteilen juchen 
dürfen, welche eine derartige Zufammenhäufung für die Anduftrie hat. 
Geübte Arbeiter findet ein neues Unternehmen natürlih am eheften 
da, wo bereit3 andre Unternehmungen besfelben Zweiges beitehen. 
Reparatur» und Mafjchinenbauanftalten find da am Plabe, mo ohnehin 
eine größere induftrielle Entfaltung vorhanden if. Ein jehr ver— 
breiteter Yall weiter ift, daß gewiſſe Unternehmungen ſich injofern vor- 
teilhaft neben andren anfiedeln, al3 fie deren Erzeugniſſe direkt meiter 
verarbeiten; bier wird Durch die räumliche Zulammenlegung an Trans» 
portloften gejpart und das leichtefte Zuſammenwirken zwifchen Ber- 
braucher und Erzeuger gefichert. Beifpiele: Walzwerke und Gießereien 
bei den Hochöfen, Wollmäfchereien und Tertilvereblungsinduftrie in 
den Bezirken der Woll- und der XTertilinduftrie, Spinnereien und 
Webereien beieinander u. dgl. m. Weiter benugen viele Induftrien Die 
Abfall» und Nebenprodulte anbrer Anduftrien, wo dann ein ähnliches 
Verhältnis wie eben ftattfindet. So haben 3.8. die Schmwefelerze ver⸗ 
arbeitenden Hütten Anlaß gegeben zu Schwefelfäurefabrifen. Endlich 
ergänzen induftrielle Unternehmungen am felben Plate einander viel- 
fad in der Weife, daß die einen vorwiegend Männerarbeit, die andren 
vorwiegend Weiberarbeit verwenden, 3.8. Bergbau und Eifeninduftrie 
einerfeit3, Spinnerei und Weberei andrerfeit3. Und fo ließen ſich noch 
andre Momente mehr in diefer Richtung anführen. 

Die Erklärung, warum die etwas größeren Induſtrieunterneh⸗ 
mungen in der Hauptfache in ben Städten fich finden, ift alfo nicht fo 
ſchwer. Schmwieriger ift e3, den Gründen ber Verteilung zwifchen Groß⸗ 
ftädten und Fleineren Städten auf die Spur zu fommen. Urfprünglich, 
d. h. in den erften Sahrzehnten nach Beginn der großen Ummälzung 
und Entfaltung unfrer Induſtrie, hat dieſe, Dürfen wir annehmen, jeden- 
fall3 die damaligen beftehenden oder eben durch die induftrielle Zu— 
janmenhäufung an befonder3 begünftigten Plätzen (Rohlenbeden!) 
entjtehenden großen Städte entichieden als Sitz begünftigt. Dieſe 
Annahme ftüßt fi) darauf, daß damals offenbar diefe großen Städte 
vor allem e3 waren, in denen ſich die bereit3 mehrfach aufgezählten 
grundlegenden Entwidlungsbedingungen etwas größerer induftrieller 
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Unternehmungen fanden. Aber mit der Zeit, mit der Zunahme der 
gewerblichen Bevölferung, dem Wachsſtume der Städte, ber Entwid- 
(ung be3 Verkehrs u. dgl. m. dürften auch zahllofe Heinere Orte all- 
mählich in die Lage gelommen fein, den etwas größeren induftriellen 
Unternehmungen wenigſtens ähnliche Entwidiungsbedingungen zu 
bieten. In den großen Städten dagegen entwidelten ji umgekehrt 
mit der Zeit gewiſſe Verhältniffe, welche ſehr ungünftig auf die JIn- 
duftrie einwirken mußten. Das fortgefeßte Steigen der Preiſe Des 
unbebauten wie bes bebauten Bodens legte und legt ber Induſtrie all- 
mählich fowohl bei Neugründungen wie in zahlreichen Fällen bei der 
Fortführung ſchon beftehender Gefchäfte große Laften auf, welche ſie 
in Heineren Orten längft nicht in dem Grade zu tragen hat. Die für 
die mit fchweren Gütern arbeitende Induſtrie — 3.8. Walzwerke — 
im allgemeinen notwendige fladhe Bauart wird in ben Großſtädten 
wegen der Bobenpreife allmählich zur völligen Unmöglichkeit. Auch 
wenn eine Vergrößerung und Erweiterung ber Unternehmungen ein- 
treten foll, ftößt diefe angeficht3 der VBodenpreife und des Eingebautfeins 
ober ⸗werdens in Häuſer in den großen Städten auf die größter 
Schwierigkeiten ober ift auch ganz unmöglid. Raturgemäß werben 
auch, läßt fich annehmen, die Behörden den einmal in den ftädtifchen 
Däufermaffen liegenden Unternehmungen wegen der notwendigen KRüd- 
fihten auf die Nachbarſchaft viel größere Auflagen machen ala weit 
draußen, freigelegnen Unternehmungen. 

Um wie ftarfe Belaftungen e3 ſich übrigens bei diefen Berhältnifien 
handelt, dafür wollen wir nur einen Beleg anführen. In einer 1904 
erfchienenen Flugſchrift der Deutfchen Gartenftabt-Sefellihaft „Der 
Zug der Induſtrie aufs Land“*) finden wir folgende Stellen: 


„Es ift ganz zweifellos, baß bie Induſtrie in ber Großftabt viel zu tewer 
wohnt. Ein Bergleih der Mieten von Wohnungen und Werkfiätten entidheibet 
faft zu ungunften letzterer. Wenn eine Berliner Hofwohnung von zwei Räumen, 
wie oben erwähnt, 275 ME. Miete koſtet, fo Tann man immerhin annehmen, 
dab man dafür 30 Duabratmeter Wohn: und Küdenraum erhält, d. b-, baf Der 
Duabratmeter höchftend 9 ME. Miete Toftet. Induſtrielle Betriebe zahlen heute 
wohl felten unter 8 ME. und in unſeren großftäbtifen Inbuftriehöfen 10 mb 
vereinzelt felbft 12 Mt. Miete für den Duadratmeter Werlftatt. Tiefe Wiet⸗ 
preife find um fo unverflänblicher, wenn man bebenlt, daß Fabrifbau billiger 
ald Wohnhausbau if. Daß ein Betrieb pro beidäftigten Arbeiter und Jake 
150 ME Biete zahlt, ift die Regel; 200 ME. iſt feine Seltenfeit. Und alte, 


*) Bu beziehen von der Deutichen Gartenftabt-Gefellihaft. Geichäftäftelle 
Säladitenfee Bei Berlin, Geefr. 36. reis 10 Big. 
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gutgebende großftäbtifche Betriebe müflen, wie Heinrich Freeſe für fich berechnete,*) 
40°%/, ihres fonftigen Reingewinnes auf die Miete verwenden. Für fehr viele 
Betriebe ift dieſes Verhältnis noch viel ungünftiger. Es ift nicht weit von ber 
Wahrheit, wenn man fagt, „die Inbuftrie arbeitet für die Miete”. Hinzu kommt 
noch, daß die Löſung der Transportfrage eine höchſt mangelhafte in der Groß: 
ftabt if. Die Entfernung von ber Eifenbahn refp. vom Waſſer, der hobe 
Etagenbau uſw. bedingen ſchwierige und Foftfpielige Transporte. — Die kurzen 
Ausführungen beweiſen jedenfalls, daß die Smbuftrie in der Großftabt nicht 
weniger als der Einzelmieter leitet. . 


— mer GEH  (iemub  GiEEED SEHE —— — — ———— GEmEmEED GEEMMEM — ———— — —— GEAR — — 


In dem bereits vorhin erwähnten Artikel Heinrich Freeſe's befindet ſich eine ſehr 
iſluſtrative Rechnung über die Tributabgabe des produzierenden Teils der Groß: 
ſtadtbevölkerung. Die Rechnung fußt auf einer Wohnungsenquete, die Freeſe für 
feinen Berliner Betrieb unternahm. Nach diefer mußte er ſich für feine Berliner 
Fabrif eine Miete von etwa 10000 ME. rechnen. Die 65 Angeftellten (Arbeiter 
und Beamte) zablten zufammen (ausfchließlid der Miete des Unternehmers) 
15000 Mk. Miete. Alfo 65 Berfonen, die fi unter einen Arbeitgeber zu 
einem Betrieb vereinigen und nicht3 meiter als das Kapital des letzteren be⸗ 
fiten, wenden zufammen 25000 Miete auf, um wohnen und produzieren zu 
tönnen. Da man nun bei dem Wert eined Berliner Grundftüds 60%, auf ben 
Mert des Gebäudes und 40°), auf den bloßen Grund und Boden rechnen muß, 
fo ergibt fi, daß 40%, jener Miete von 25000 ME., das heikt 10000 Mk., 
eine Zindabgabe an ben ftäbtifhen Grundbeſitz barftellen. Diefe Summe zahlen 
65 Perſonen jährlich für das bloße Net, den Grund und Boden für Wohn: 
und Arbeitszwecke benüßen zu dürfen, nicht etwa für die Benukung ber Woh⸗ 
nungen und Werfftätten ſelbſt. Auf den Kopf berechnet heißt dies, dab jede 
der 65 Perſonen jährlich 153 ME. für das bloße Recht auf Dafein zahlt. Diefe 
Berhältniffe Haben fich feit 1893 eher verfchlimmert.” 


Selbſtverſtändlich müſſen derartige Berhältniffe nicht nur ftarf 
abfchredend auf die Neuanfiedlung von Snduftrieunternehmungen in 
den Großftädten wirken, ſondern auch bie bereit3 vorhandenen vielfach 
hinaugtreiben in die weitere Umgebung der Großjtädte oder in Fleinere 
Orte überhaupt, wo die Unternehmungen große Flächen Landes billig 
erwerben und fich jo nicht nur für die Gegenwart, fondern auch für die 
Zukunft gut einrichten können. Wir werden weiter unten hierauf 
zurüdtommen. 

Ein weiteres wichtiges Moment zu Laften ber Großftadbt und zu= 
gunften der Heineren Orte find vielfach die Arbeiterverhältnijfe. 


*) Man vergleihe feinen Artikel: „Wohnungsnot und Abfahkrife”, 
Konrads Jahrbücher 1893. 
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In einer kürzlich innerhalb eines Sammelheftes*), erjchienenen Ab⸗ 
handlung des Verfaſſers dieſes Buches finden fich über diefen Punkt 
folgende Ausführungen: „Weiter dürfte fi) au) der Drud der immer 
ftärker fich entmwidelnden Arbeiterorganijationen in der Großftadt zuerft 
und anı ftärkften fühlbar gemacht haben. Und wern auch auf Die Dauer, 
objektiv genommen, die Organijierung der Arbeiterflajfe gewiß eine 
Notwendigkeit ift, fo wird fie boch von den Unternehmern zunächſt als 
ſehr unbequem empfunden. Die Arbeiterverhältniffe überhaupt zeigen 
in den Großftädten, wenn fi) auch wohl bie leiftungsfähigften Arbeiter 
dort anfammeln, doch gewiſſe fchiwerwiegende Nachteile. Derfelbe Lohn 
bedeutet in Heinen Orten bei ben billigen Wohnungen und der Mög- 
Iichfeit des Arbeiters, felber nebenbei ein Stüd Boden zu bebauen und 
eine Ziege oder dgl. zu halten, weit mehr ala in der Großſtadt. Das 
ganze Leben ift gefünder und menjchlich befriedigender. Die Erhaltung 
eines feften Arbeiterftammes ift leichter.‘ 

Wenn dieſe ganzen Gebanlengänge zutreffen, jo müffen wir neuer- 
ding ein Nachlaſſen in der induftriellen Entfaltung der Großftädte 
bemerken. Nun wollen wir zwar keineswegs behaupten, daß Die ein- 
mal in den Großftädten beftehenden etwas größeren Snduftrieunter- 
nehmungen fich neuerdings nicht auch oft noch dort vergrößert hätten 
ober daß feine Gründungen neuer etwas größerer Unternehmungen 
in den legten ein bis zwei Jahrzehnten dort erfolgt feien. Aber vor 
Verlegungen auswärts beftehender AInduftrieunternehmungen in bie 
Großſtädte Hat man jedenfalls jehr wenig oder nichts gehört, während 
umgefehrt nachweislich eine Menge in den Großftädten vorhandener 
Unternehmungen aus diefer ausgewandert find und weiter viele neu 
gegründeten Unternehmen, die ihren mwirtjchaftlichen oder perfönlichen 
Schwerpunkt in ber Großftabt finden, doch nicht in deren Bezirke 
angelegt worden find. Zum Belege diefer Behauptungen zitieren wir 
aus unfrer eben ſchon angeführten Abhandlung ©. 4—6 die nadfol- 
genden Ausführungen: 

„Es ift denn auch zu beobachten, dab in den letzten 10, 15 Jahren tat 
ſächlich in umfafjendem Maße größere SInduftrieunternehmungen in Heineren 
Drten teil® neu gegründet, teil® aud größeren Städten dorthin verlegt worden 
find. Stark fommen bier die imgebungen der großen Städte in Betracht, wohin 
fi die in diefen letzteren ihren Schwerpunkt findenden Unternehmungen ziehen. 
Sn ber Elbebene linfen Uferd von Pirna bi Fury vor Dresden reihen ſich jekt 
eine Menge großer Unternehmungen aneinander, und die ganz überwiegende 


*) Neue Aufgaben in der Bauordnungs⸗ und Anfiedlungdfrage. Eine 
Eingabe des Deutihen Bereins für Wohnungdreform, S. 3—4, Göttingen, 
Vandenhoeck & Ruprecht, 1906. Preis 1 MI. 
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Zahl diefer Unternehmungen ift erfi in ben lebten rund 11/, Jahrzehnten neu 
entftanden oder an den jekigen Standort verlegt. Für Leipzig bat Herr 
cand. cam. Meißgeier daſelbſt die Freundlichkeit gehabt, und vor kurzem eine 
Aufftelung von 24 mehr oder minder großen induftriellen Unternehmungen zu 
machen, die in ben letten 16 Jahren in die Bororte Stötterik, Möllau, Pauns⸗ 
dorf, Wahren, Leutzſch, Bohlitz⸗Ehrenberg, Miltik, Markranſtädt, Großzſchocher 
und Gautzſch zum größten Teile aus Leipzig dorthin verlegt, in einzelnen Fällen 
auch erft neu bort gegründet worden find. Yür Berlin teilte Prof. Thiek in 
der „Sozialen Praxis“ vom 13. April 1905 mit: „Bejonder8 in Berlin beob⸗ 
achten wir feit länger als einem Sahrzehnt den Auszug großer Betriebe und 
Betriebdabteilungen und gerade folder, die in der Gefchichte der Berliner 
Induſtrie eine bedeutende Rolle fpielen, in die Heinen ftagnierenden märkiſchen 
Städte und in die Landorte der Umgegend.” 

Aber nit nur Drte, die man füglich noch zu der weiteren Umgebung ber 
Broßftädte rechnen Tann, fondern ein viel weiterer Kreis kommt in Betracht. 
So wurde ſchon feit Ende der 60er Sabre die bis dahin hauptſächlich in den 
größeren und mittleren Städten fihende Zigarreninduftrie mehr auf das platte 
Sand und in Heine Städte verlegt. In ber Buchbruderei bat fi wegen ber 
hoben DOrtözufcläge in den großen Drten in weiten Umfange dad Syſtem ent: 
widelt, inäbefondere diejenigen Druckwerke, bei welchen die Satzkoſten eine große 
Rolle ſpielen — aljo vor allem die eigentlichen Bücher —, in vom großftäbtifchen 
Berlagdort ehr weit entfernten Orten druden zu laflen. So laſſen 3. B. Leipziger 
Berleger in Naumburg, Altenburg, in der Oberlauſitz bruden; Berliner Verleger 
in Sondershauſen, in Bayern, in ber Bitterfelder Gegend u. dal. m. 

Profeſſor Som bart nennt in ber eben oben erwähnten Stelle Seite219 (Ter 
moderne RKapitalidmus, Bd. ID) den Auszug wichtiger Induftrien aus den 
größten Städten „eine allgemeine Erfcheinung in allen Kulturländern”, und. die 
Herdft 1904 gegründete Speztalzeitfchrift „Die Landinbuftrie” ſprach in 
ihrem Einleitungdworte von der „Großſtadtmüdigkeit“ der Induſtrie. Endlich 
trat der befannte Reichſstags⸗ und Landtagsabgeorpnete Gamp ſchon 1880 in 
einer längeren Schrift *) ſehr lebhaft für eine umfaflende Verlegung ber Induſtrie⸗ 
unternehmungen weg aus ben Grofftädten ein und und nannte die bis dahin 
beftehbende Wahl der induftriellen Produktionsorte „eine völlig planlofe und 
irrationelle”. 

Einen befonderen Einfluß in ber Richtung dieſer Dezentralifation der 
Induſtrie üben noch die Wafjerftragen aus. Eine aus Anlaß ber Kanal: 
vorlage 1904 von der preußifchen Regierung audgegebene „Denkichrift betr. den 
Einfluß der Waflerftraßen auf die Anftedlung der Induſtrie und deren Degen: 
tralifierung” kommt zu dem zufammenfaflenden Schlufle, „daß die ſchiffbaren 
Waſſerſtraßen im Zufammenwirken mit den Eifenbahnen auf die Induftrie eine 
befondere Anziehungskraft ausüben und zwar in höherem Grabe, als bie Eiſen⸗ 
bahnen allein es getan haben.” Aus den verſchiedenen Einzelangaben ber Denk: 


*) „Die mwirtfchaftlich-fozialen Aufgaben unferer Zeit“. Berlin. Karl 
Heymann. 1880. 


SEE 
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fchrift, die wir weiter für unfere Anſchauung zum Beweiſe zitieren Tönnten, fei 
nur die folgende angeführt. Auf Seite 18 heißt eg: „Die an ber Yinterfpee 
und Havel angefiedelten gewerblichen Betriebe find zumeift im Laufe be lehten 
Jahrzehnts aus Berlin heraus an ihren jegigen Pla verlegt worben, obwohl 
der Baugrund hierfür vielfach wenig geeignet und verhältnismäßig Toftipielig 
iſt.“ Übrigens fommen ald Borteile der Lage am Wafler nit nur beflen Be 
nutzung zu Trandporten in Betracht, fonbern auch noch andere Momente, ver 
allem die Darbietung genügenden Waflerd für den indufiriellen Berbraud. 
Denn man muß fich vergegenwärtigen, daß es zahlreiche Inbuftriewerfe gibt, bie 
einen außerorbentlih ſtarken Waflerverbraud haben, fo 5 B. die Farben 
fabriten; verbrauchten doc die Badiſche Anilin- und Sobafabrif in Lubwigs⸗ 
hafen und die Farbenfabrilen vorm. Friebrich Bayer u. Go. in ihrer Reuaniage 
in Leverkuſen a. Rh. im Jahre 1899 3. 8. jede einzeln täglih eine ſehr wie 
größere Waflermenge ala die ganze Stabt Köln! 

Endlich ift nicht zu vergeflen, dab die ganze Dezentralifationäbewegung 
der Induſtrie möglicherweife noch beſonders zunehmen kann, wenn ihr erſt eiw 
mal bewußte und organifierte Pflege zuteil wird. So tft ed 5. B. nicht au 
geſchloſſen, dag mit der Zeit die Inbuftriellen ſich genoſſenſchaftlich zufammer: 
tun, um bie Berlegung ihrer Betriebe durchzuführen, dab die Gartenftakt: 
bewegung mit der Zeit zu größeren praftiichen Erfolgen führt u. del. m.“ 


Befördert wirb die Auswanderung ber Induſtrie aus den großen 
Städten natürlich dadurch, daß e3 bisher wohl fat immer möglich 
geivefen ift, das freimerdende Gelände vorteilhaft zu ver- 
äußern. 

Übrigens haben wir e3 bei der Großftadtflucht der Induſtrie mit 
einer Erfcheinung zu tun, die nicht auf Deutichland beſchränkt, fon- 
dern die international ift: in Wien, in London, in New⸗VYork, in 
anderen engliſchen und amerikaniſchen großen Städten treten Diefelben 
Tendenzen zutage. 

Nah alledem wird man nit behaupten können, dab Fich bie 
relative Anziehungskraft der Großftädte im Bergleich zu berjenigen ber 
Heineren Orte auf die etwas größeren induftriellen Unternehmungen 
feit 1895 gefteigert hat oder noch fleigern wird, fondern man muß an- 
nehmen, daß fie gejunfen ift und die Tendenz bat, noch weiter zu 
finfen. Das heißt aber praktiſch, baß der Zuftrom ber inbuftrielfen 
Bevölferung zu den Großftäbten allmählich in fleigendem Grabe zu 
gunften einer großen Zahl kleinerer Orte nahläßt. Wenn anders wir 
überhaupt einen länger andauernden weiteren induftriellen Aufſchwung 
erleben, werben unter der Herrichaft diefer Tendenz eine Menge jept 
noch unbebeutenber ftiller Landorte zu betriebfamen inbuftriellen Flecken 
ſich entwideln, zahlreiche Land- und Kleinftäbte zu bedeutfamen Sitzen 
der Induſtrie werden, andre, jeßt ſchon erheblihe Induftrieorte zu 
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großer Entwidlung fi aufſchwingen. Es iſt eine Verfchiebung in ber 
Entwidlungarichtung, welche bie größte Aufmerffamkeit erfordert und 
welche bei einer fraftoollen Boden- und Anfiedlungspolitif die Möglich- 
feit zu außerordentlihen Erfolgen in unfrem. Anfiedlungsmefen bietet. 
Auf der andren Seite ift freilich nicht zu überjehen, daß vorberhand 
noch die Wirkung auf die Bevölkerung ber Großſtädte nicht fo ſtark 
ift wie die auf ihre Eigenſchaft ald Sit etwas größerer inbuftrieller 
Unternehmungen. Denn in vielen Fällen von Berlegungen von In⸗ 
buftriewerfen aus ber Großftadt weg oder von Neugründungen nicht 
in ihr feldft, fondern in ihrer Nähe, dürfte ein erheblicher Teil ber 
Ürbeiterjchaft zwar außerhalb arbeiten, deswegen aber body in ber 
Großſtadt wohnen bleiben. 

Im übrigen ift e8 natürlich) unmöglich, genau zu fagen, welche 
Gegenden und Orte vornehmlich von der großen hier erörterten Ver⸗ 
fhiebung Nutzen ziehen werden. Über es ift wohl fehr wahrſcheinlich, 
dab e3 vor allem die Umgebungen der großen Städte fein werden, 
ferner günjtig an Eifenbahnen oder ſchiffbaren Wafferftraßen ober wo⸗ 
möglih an beiden zugleich gelegene Orte, ferner Orte in der Nähe 
wichtigerer Rohſtoffe oder mit zahlreichen tücdhtigen Arbeitskräften, 
endlich Orte, wo ber Induſtrie durch die Behörden und die Gefellichaft 
ein befondre3 Entgegentommen gezeigt wirb oder wo ein guter lofaler 
Abſatz vorhanden ift. Insbeſondre aber ift eine lebhaftere inbuftrielle 
Entwidlung wohl da zu erwarten, wo ji” möglichft viele diefer Be— 
dingungen bereinigt finden und mo bereit3 ein Anfang der Indu⸗ 
ftrialifierung gemacht ift. 

Wir haben unſren Nachweis hier bisher im allgemeinen für die 
etwas größeren induftriellen Unternehmungen geführt. Uber tatfächlich 
. find damit auch die Bewegungen ber Induſtrie im großen und ganzen 
gefennzeichnet. Einmal beijhäftigten die genannten Unternehmungen 
fhon nad dem Stande von 1895 die ganz überwiegende Mafje der 
im Hauptberufe inbuftriell tätigen Perfonen; und zum andren ift aud) 
ber Standort der Tleineren Betriebe zum großen Teile abhängig von 
bem ber größeren, indem fie, al3 vorwiegend auf Iofalen Abjab an- 
gewiefen, dorthin folgen müffen, mo fich die größeren Betriebe und bie 
in ihnen befchäftigte Bevölkerung und damit die Arbeitsgelegenheit für 
fie Hinzieht. 


Wenden wir und endlich, zum Schlufje, der Abteilung C ber 
Berufsftatiftit von 1895 zu, welde „Handel und Verkehr“ um— 
faßt und die mit ber eben beiprochenen Abteilung B aufammen mwenigitens 
ungefähr den Perſonenkreis umfchließt, der von der mit der 1895er 
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Berufszählung verbundenen Gewerbezählung erfaßt wurde. Die An 
gehörigen diefer Abteilung C fallen in viel höherem Grade als die ber 
Induſtrie auf die Großftäbte: 1895 waren von der zu Wbteilung C 
— Handel und Verkehr — gehörenden Bevölkerung faft ein Drittel in 
Großftädten, in den Mittelftädten weiter fanden ſich 17%, in ben 
Kleinftädten gleichfalls 17%o, in den Landſtädten 13%, auf dem platten 
Lande 22%. Einer befondren Erklärung bedarf diefer in hohem Grade 
ftäbtifhe Charakter von Handel und Verkehr nicht. Auch da die 
Großſtädte einen unverhältnismäßig großen Anteil an dieſer ganzen 
Berufsgruppe haben, ijt nicht wunderbar: find fie doch die natürlichen 
Sammel- und Bentralpuntte von Handel und Verkehr. In dem Mape 
nun freilih, wie die eben beſprochene induftrielle Verſchiebung fort- 
fchreitet, werden auch insbeſondre viele Kleinere Unternehmungen von 
Handel und Verkehr folgen müffen, die von der Bedienung der Induſtrie 
und ihrer Bevölkerung leben. Auf der andren Seite haben aber doch 
im allgemeinen die großen Unternehmungen auf dem Gebiete von 
Handel und Verkehr eine entfchiedene Tendenz zur Großftadt, und dieſe 
großen Unternehmungen find offenbar nicht nur abjolut, ſondern auch 
relativ im Fortfchreiten. Über den Effekt der verfchiedenen Faktoren 
auf die Berteilung ber ftäbtifhen Bevölkerung unter die einzelnen 
DOrtsgrößenflaffen wollen wir jedoch erft im folgenden Abſchnitt ein 
Urteil abgeben, wo wir die in diefem Abfchnitte hier Überhaupt ange 
führten Faktoren im Zufammenhalt mit noch einigen andren in ihrer 
Wirkung auf das Wachstum der Großftäbte uſw. zu würdigen gebenten. 


10. Ausbli anf die künftige Verteilung unferer Bevölkerung 
überhaupt nach Ortsgröhentlafien. 


Prophezeien ift immer eine fchlechte Sache, und der Prophet gilt 
befanntlich nichts in feinem Vaterlande. Wir wollen beshalb im fol⸗ 
genden auch feine eigentlihen PBrophezeiungen aufftellen, jondern nur 
ben ſkizzenhaften Verſuch machen, menigitend ungefähr die Gejamt- 
rihtung der Entwidlungstendenzen auf unfrem Gebiete anzudeuten, 
wobei wir uns ber Unzulänglichfeit dieſes Verſuches ſehr wohl bewußt 
find, zumal ung nur eine fehr Enappe Zeit zur Verfügung ſtand und 
wir auch bie Ergebniffe der Volkszählung 1905 nicht mehr recht be 
rüdjichtigen Tonnten. 

Wir gehen von den zwei Vorausſetzungen aus, daß wir im gegen 
wärtigen Deutfchland auch in den nächſten 20-30 Jahren noch eine 
mindeitend abjolut etwa ebenfo ftarfe VBollsvermehrung mie in den 
fetvergangnen Jahren haben werben und daß biefe Vermehrung zum 
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ganz, ganz überwiegenden Teile der nicht-landwirtfchaftlichen Be— 
völferung zufließen wird. Ob diefe beiden Vorausfegungen über jeden 
Zweifel erhaben find, kann Hier nicht näher unterfucht werben. Un- 
glüdlihe auswärtige Kriege oder Handeläfriege oder jonftige große 
Erſchütterungen unſrer induftriellen Grundlage ufw. können die erfte, 
große Yortichritte in der inneren Kolonifation können die zweite Bor- 
ausfegung mehr oder minder hinfällig machen. Aber mit diefen un« 
befannten Faktoren können wir hier nicht rechnen, wir gehen aljo von 
ben beiden Vorausſetzungen aus, wenn auch freilich in der Welt nichts 
fo gewiß iſt wie der Wechfel. 

Velen Ortsgrößenklajfen wird nun voraugfichtlich dieſe Volks⸗ 
vermehrung zugute kommen: ben eigentliden Großftädten mit 
100000 und mehr Einwohnern oder den großen Mittelftädten, 
mworunter wir hier in diefem Abſchnitte alle Städte mit 50—100000 
Einwohnern verſtehen wollen, oder den kleinen Mittelftädten, 
als welche wir hier die Orte mit 20—50000 Einmohnern betrachten, 
oder den Kleinftädten mit 5—20000 Bewohnern, den Landſtädten 
mit 2—5000 oder ben Orten des platten Landes mit unter 2000 
Einwohnern? Dabei ergänzen wir hier, wie der Leſer wohl bemerft, 
die Neichzitatiftil, die alle Städte von 20» bis unter 100000 Ein⸗ 
wohnern einfah Mittelftädte nennt, duch Unterfcheidung zwiſchen 
großen und Heinen Mitteljtädten. 

Auch noch eine andre Begriffsbeitimmung müffen wir hier voraus⸗ 
ſchicken. Wir werden in diefem und den folgenden Abjchnitten öfters 
von großftädtifhen Bannfreifen reden. Darunter verftehen mir 
das Gebiet derjenigen Orte ufw. um die Großftadt, welche zwar eine 
gefonderte Kommunalvermwaltung befigen, ſich aber in räumlicher Nähe, 
nicht jelten fogar in unmittelbarem baulichen Zufammenhange mit ihr 
befinden und in ihrem ganzen Dafein entjcheidend von ihr beeinflußt 
find. Bei legterem Moment ift vor allem an derartige Ahhängigfeit3- 
verhältniffe zu denken mie die, daß die Bewohner des Bannfreifes in 
der Großftadt ihre Befchäftigung finden oder (3.8. al? Lanbmirte, 
Gärtner) Produktionen treiben, die nur infolge ber Nähe der Großſtadt 
möglich find, daß fie ihre Einfäufe zum guten Teile dort bejorgen, 
ihre Vergrrügungen großenteil3 dort fuchen, baß die großftädtifche Preſſe 
das Feld intenfiv beherricht, daß die Snöuftrieunternehmungen des 
Bannkreifes von der Großftabt ala Bezugsquelle, als Abjagmarkt, als 
Snformationzftelle, als Arbeitsmarkt, als Wohnſitz vieler Leiter, Be- 
amter und Arbeiter abhängig find u. dgl. m. Eine genaue Begrenzung 
Diefes Gebietes läßt fich natürlich nur im Einzelfalle, und auch da nur 
fehr ſchwer, geben. Gering darf man feinen Umfang aber nicht an- 
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ſchlagen. Bei einer Stabt wie Dresden bürfte e3 an vielen Stellm 
bis auf 10 Kilometer und noch weiter über die nächſte äußerfte Grenze 
der Stadtgemarkung hinausreichen, während freilih an vielen andren 
Stellen um Dresden ber entfcheidende Einfluß der Stadt und damit ber 
Bannkreis ſchon viel früher aufhört. Und ähnlich ift es auch in andren 
Sroßftäbten. Wuch leuchtet ein, daß ber Bannkreis nichts Feſtſtehendes 
iſt, ſondern mit bem Wachen ber Großſtadt und ihres Einfluffes zu- 
aehmen muß. 

Endlih kann man natürlih auch nicht nur von großſtädtiſchen, 
fondern auch von den Bannkreiſen andrer Städte fprechen, mm 
wir tun dies auch im folgenden. 

Wenn wir nun, dies vorausgejchidt, ber oben aufgeiworfenen Frage 
nah ber vermutlichen Verteilung des Bevölkerungsſtromes auf bie 
einzelnen Ortögrößenklaffen näher treten, fo wollen wir verfuchen, dieſe 
Frage in erfter Linie dadurch zu beantworten, daß wir für die einzelnen 
großen Hauptberufsflaffen der Berufsitatiftit feftzuftellen fuchen, wohin 
bie Sieblungstendenz ihrer Angehörigen gebt. 

Nehmen wir zunäcft die Berufsabteilung A, bie Landmirt- 
haft. Gemäß unfrer oben gemachten Borausfegung nehmen mir an, 
daß fie in den nächften etwa 20-30 Jahren bie Zahl ihrer Ange 
börigen überhaupt nicht fo fehr fteigern wird, wenn auch eine gewiſſe 
Steigerung unter dem Einfluffe der zunehmenden Intenſität des Be 
triebes und ber Fortſchritte bes Tleineren Grundbeſitzes zu erwarten 
fein bürfte. Wie dieſe Entwidfung aber auch verlaufen möge, fo wird 
bie Landwirtſchaft an und für fich doch jebenfalld in die Stäbte im 
großen und ganzen nicht weſentlich mehr Leute führen al3 jegt ſchon 
Dort von ihr leben. Diefer Prozentfag ift ja allerdings in den Fleineren 
. Gtäbten nicht unbedeutend; er betrug für bie Lanbftäbte 1895 immer 

hin rund 25%; in den größeren Städten mar und ift er freilich viel 
geringer. Aber etwas andres ift hier zu beachten. Durch bie gewerb⸗ 
lie Entwidlung vieler Drte, auch de3 platten Landes, und bie oben 
in Abſchnitt 8 dargelegte induftrielle Tendenz ber mobernen Lan’ 
wirtfchaft werben mit der Zeit voraugfichtlich eine ganze Reihe bie 
ber ſtark oder überwiegend landwirtſchaftlicher Orte die Bevölkerung⸗ 
grenze von 2000 erreichen und damit formal-ftatiftifh in die Klaſſe 
ber Städte, zunächft der Landftädte, einrüden. In dieſen „Stäbten" 
wird natürlih auch dann noch das landwirtſchaftliche Element ein 
fehr große Rolle fpielen, und infofern kann man fagen, baß in ben 
nächſten 20-30 Jahren auch die Landwirtſchaft nicht unmefentlich zum 
Wachstum der Städte beitragen wird. 
Ein weiteres Moment bezieht ſich nicht auf die Stäbte ſelber, 
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fondern auf ihre Bannfreije. Es läßt ſich mohl erwarten, daß ber 
Prozeß der Yntenfifizierung des Landbaues ganz bejonders in ber un⸗ 
mittelbaren Nähe ber Städte, namentlich der größeren, fortichreiten 
wird, daß dort die Yeldbauern fi immer mehr in Gemüfebauern und 
Gärtner umwandeln werden, womit natürlih eine nicht unerhebliche 
Verdichtung ber landwirtichaftlichen Bevölkerung in den Bannkreiſen 
verbunden wäre. . 

Endlich iſt es möglich, daß unter dem Drucke des mwachjenden 
Dranges der ftädtifchen Bevölkerung nach ber Natur und unter dem 
Einfluffe zeitgemäßer, diefem Drange enigegenfommender Reformen, 
wenn vielleicht auch nicht die Land⸗, fo boch die Gartenwirtſchaft 
al3 Nebenerwerb in den Städten erheblich zunehmen wird (vgl. 3.8. 
das Kapitel dieſes Buches über Gartenkolonien). Auf diefe Weife 
würde die Bebauung des Landes felbit in den großen und größten 
Städten zur Erweiterung de3 Nahrungsfpielraumd und damit der 
Ermöglihung einer ftärkeren Bevölkerung nicht unmefentlich beitragen. 
Sollte fchließlich gar die Gartenjtadtbemegung mit ihren Plänen großer, 
landwirtfchaftlich verwendeter Flächen als regelmäßigen Beitanbteilen 
der Stadtanlage größere praftifche Erfolge erzielen, jo würde die Land⸗ 
wirtſchaft natürlich” noch erheblich mehr zur Vermehrung der zu den 
Städten zu zählenden Bevölkerung beitragen. — 

Wir kämen meiter zu den Berufdabteilungen B: Induſtrie 
— im weiteren Sinne — und C: Handel und Verkehr. Deren 
Einfluß haben wir in der Hauptſache ſchon in den vorangehenden Ab⸗ 
Ihnitten 8 und 9 erörtert; eine nochmalige Turze Darlegung zur Ein- 
fügung in den ganzen Zufammenhang hier folgt mweiter unten. Zu⸗ 
nächſt müſſen wir ung jedoch den drei legten Abteilungen der Berufs» 
fatiftil, den Wbteilungen D, E und F zumenden. 

Was zunächſt die Abteilung D — häusliche Dienfte und 
Zohnarbeit wechſelnder Art — angeht, fo laſſen wir fie Hier 
als zu ımbedeutend herhaupt weg. Sie wäre bedeutend, wenn bie 
gewöhnlichen, in ber Haushaltung ihrer Herrfchaft Iebenden Dienft- 
boten zu ihr gerechnet wären, das ift aber nicht der Fall. 

Weit wichtiger ift die Berufsabteilung E, die ben gefamten 
öffentlichen Dienft, jedoch mit Ausnahme des Poft-, Telegraphen- und 
Eifenbahndienftes und einiger weiterer Gruppen, fowie die fogenannten 
freien Berufe enthält. Einmal weil fie an Zahl immerhin erheb- 
lid) ins Gewicht fällt und fodann, weil fie einen ftarfen Bruchteil PBer- 
fonen mit bebeutenderem Berufseinfommen ober mit Vermögen ent- 
hält und jomit durch ihren Aufenthaltsort derjenige zahlreicher weiterer 
Berfonen — Handwerker, Kaufleute uf. — beftimmt wird. Der 
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Wohnſitz diefer ganzen Berufsflaffe ift ganz überwiegend in den Städten 
und wird e3 aller Borausficht nach auch mindeftend in Dem gegen- 
wärtigen Grabe bleiben. Mit dem Wachstum der Bevölferung über- 
Haupt muß fomit diefe Berufdabteilung natürlich auch bem angeführten 
Umftande entfpredhend zum Wachstume ber Städte beitragen, ja wahr⸗ 
fcheinlich wird fie in Zukunft noch in höherem Grade ald gegenwärtig 
eine ſtädtiſche Klaffe fein. 

Im übrigen herrſcht in diefer Berufsabteilung anſcheinend ein Zug 
zur Konzentration nad) ben großen Orten. Etwas Beſtimmtes Bierüber 
ließe fich freilich nur auf Grund eingehender Nachforſchungen jagen, bie 
wir hier nicht anftellen konnten. Daß 3.8. aber auf dem Gebiet ber 
Garnifonen das Beftreben herrfcht, die Truppen in größeren Mengen 
an einzelnen Orten zufammenzuziehen, erjcheint ala fehr glaublich, wenn 
e3 auch fraglich bleibt, ob diefe Orte gerade die Großftädte und großen 
Mittelftädte fein werben. Die Zentralifation bietet hier eben 
nicht zu verfennende Betriebsvorteile, und ähnlich wird e3 bei der 
Staatsverwaltung auch oft fein. In Berlin vor allem mit Bororten: 
welche Konzentration der Beamten uſw. vom Neiche und von Preußen 
findet dort ftatt! 

Andrerſeits ift freilich auch denkbar, daß fi) mit der Zeit, viel- 
leicht gefördert von einer bewußten Vezentralifationzpolitif, auf ge- 
wilfen Gebieten Gegentendenzen geltend machen werden, 3.8. etwa in 
ber Richtung, daß man Erziehungsd- und Bildungsanftalten lieber in 
Heinen Orten oder ſelbſt auf dem Lande anlegen wird, daß Künſtler 
lieber in folden Orten leben werden u. dgl. m. Immerhin darf man 
es wohl ala unmwahrfcheinlich bezeichnen, daß das, was zu biefer Ab- 
teilung E und der von ihr abhängenden Bevölkerung gehört, nicht aud 
in den nächjten zwei bis drei Jahrzehnten mindeſtens in dem gleichen 
Grade mie jegt feinen Wohnfig in den jebigen Großſtädten und großen 
Mittelftädten finden follte. Dabei rechnen wir freilich in diefem Falle 
die Bannfreife diefer Städte mit zu ihnen. Es ift ſehr wahrſcheinlich, 
daß gerade in diefer Abteilung E fchon jegt ein erheblicher Bruchteil 
der zugehörigen Perſonen nicht in den Großftädten und großen Mittel- 
ftäbten felber, fondern in deren Bannkreiſen wohnt und daß Diefer 
Bruchteil mit der Zeit vorausfichtlich noch ftark wachen wirb. 

Bir fommen zur Abteilung F: PBerfonen ohne Beruf und 
Berufsangabe. Sie befteht nach der 1895er Klaffififation aus den 
felbftändig von eignem Vermögen oder von Renten und Penfionen 
Lebenden, aus den von Unterftügung Lebenden, aus den nicht in ihrer 
Tamilie lebenden Schülern, Studierenden u. dgl., aus ben Infaffen von 
Armen», Berjorgungs-, Siechen- und Srrenhäufern ſowie denen ber 
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Strafanftalten u. dgl.; endlich aus den Perſonen ohne Berufsangabe. 
Auch hier trifft ungefähr dasfelbe zu, was wir eben von ber Ab⸗ 
teilung E ausgeführt haben: e3 handelt ſich um eine ganz überwiegend 
ftäbtifche Gruppe von Menſchen; was aber die Berteilung unter Die 
einzelnen Größentlaffen der Städte anlangt, fo fcheinen für die Zukunft 
verjchiedene Tendenzen gegeneinander zu laufen. Was die Bildungs- 
anftalten betrifft, von denen natürlich der Aufenthaltsort der Schüler, 
Studierenden uſw. abhängt, jo mag man es mit der Zeit praftifch 
finden, fie in höherem Grade als bisher in KHeineren Orten anzulegen, 
obgleich wir auch das noch keineswegs mit Sicherheit behaupten wollen; 
ebenjo liegt gewiß eine jtärfere Dezentralifation der Berforgungs-, 
Siechen⸗ und Irrenhäuſer, der Straf» und Bellerungsanftalten im Be- 
reich der Möglichkeit. Aber einmal ift ſchwer zu denken, daß felbit bei 
xecht entſchiednem Borgehen in diefer Richtung fi nicht mindeftend 
doch ein fehr großer Zeil der jet einmal vorhandenen Anzahl der 
hier in Frage kommenden Perſonen in den jegigen Großftäbten und 
großen Mittelftädten mit ihren Bannkreiſen halten follte, und zum 
andren liegen Gegentendenzen vor, welche gerade in dieſe Städte und 
ihre Bannkreiſe in den nächſten zwei bis drei Kahrzehnten vermutlich 
zahlreiche und wichtige Elemente der Gruppe F über ben gegenwärtigen 
Beftand hinaus führen werden. E3 hat nämlich den Anfchein, ala ob 
die jebigen Großftädte und großen Mittelftädte mit ihren Bannkreiſen 
wegen der großen geiftigen und gejelligen Vorzüge, wegen de3 ganzen 
Komfort3, den fie bieten, kurz wegen des feineren Lebensgenuffes 
überhaupt, der in ihnen möglich ift, fich mehr und mehr zu Sammel- 
punkten des Nentner- und Penfionärtums und fpeziell feiner reichen 
Elemente auswachſen wollten. Dieſe Gruppe fällt aber nit nur 
zaflenmäßig innerhalb der Bevölkerung überhaupt immerhin ind Ge- 
wicht, fondern fie feßt natürlich auch in ganz befonder8 hohem Grade 
andre Leute an den betreffenden Bepölferungsmittelpunften in Nah- 
rung. Wieviel Tadeninhaber, Handwerker, Saftwirte ufw. uſw. mögen 
fhon von einer recht Heinen Zahl reicher Leute leben! Allerdings 
bürfte auch Diefe ganze Gruppe der Rentner und Penfionäre jebt mie 
in Zufunft bejonders ftarf in den Bannfreifen ber großen Städte leben. 

Terner ziehen ſich bekanntlich diejenigen, die auf Unterftügung 
rechnen, mit Borliebe in die großen Städte mit ihrer größeren Un- 
Ducchfichtigkeit ber einzelnen Lebensverhältniffe, ihrem opulenteren 
Armen», ihrem reicheren Wohltätigfeitämwefen. 

Im ganzen wird jedenfall3 das direlte wie da3 indirefte Gewicht 
der Berufsabteilung F in den nächſten zwei, brei Jahrzehnten doch 
noch mehr al3 gegenwärtig zugunften der Städte überhaupt und ihrer 
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Bannkreiſe ins Gewicht fallen. Weiter kann man als fo gut wie fider 
betrachten, daß die jebigen Großftäbte und großen Mittelftäbte mit 
ihren Bannkreiſen ihren abjoluten Beſtand an Ungehörigen der Ab 
teilung F und der zugehörigen, wirtfchaftlich abhängigen Bevölkerung 
ſehr vermehren werben; daß das aud eine Vermehrung des Anteils 
biefer Städte an diefer ganzen Bevölkerungsgruppe gegenüber ben 
andren Stäbteflaffen bedeuten wird, iſt zwar nicht ficher, aber wahr⸗ 
ſcheinlich. 

Wir kommen nunmehr zu den Abteilungen B und C, bie wir 
ja ſchon in den beiben vorangehenden Abſchnitten eingehender befprocen 
haben. Wir brauchen baher Hier in der Hauptſache nur Burz gu 
wiederholen. 

Was zunähft B — die Inbuftrie im weiteren Sinne — 
angeht, fo ift fie, wie in Abſchnitt 9 auögeführt, eine ftäbtifche Pflanze, 
und e3 ift troß aller Tendenzen ber Landwirtichaft zur Induſtriali⸗ 
fierung u. dgl. m. nicht zu erwarten, daß darin eine mefentliche Ande 
zung eintritt. Wllein ſchon der formafsftatiftiihe Grund, daß Orte 
mit 2000 Einwohnern und mehr für die Statiſtik aus dem platten 
Lande ausfcheiden und in die Reihe der Städte eintreten, wirft mädtig 
in diefer Richtung. Die induftrielle Bevölkerung wirb fich alſo au 
in Zukunft ganz überwiegend in die Städte ergießen, wenn auch viel 
von diefen ein ftarf ländliches Gepräge haben werben. Und nod viel 
ftärfer wird das induftrielle Übergewicht der Städte, wenn wir, wi 
wir das hier für richtig Halten, ihre Bannkreiſe mit zu ihnen rechnen. 
Daß der Anteil der Städte und ihrer Bannkreiſe an der inbuftriellen 
Geſamtbevölkerung fteigen mird, ift dagegen zwar wahrſcheinllch, aber 
doch immerhin nicht ganz ficher, da mit der induftriellen Entmwidlung 
vieler Fleiner Orte auch die Heranziehung zahlreicher in Landortei 
wohnender Perfonen zur induftriellen Arbeit wachjen wird. 

Im Übrigen haben wir oben gefehen, daß bie relative Anziehung® 
Praft der Großſtädte auf die etwas größeren Induſtrieunternehmungen 
im Sinfen, die der Meineren Plätze dagegen im Steigen ift, wobei frei⸗ 
lich Hier die Bannkreife nicht zu den Großftädten gerechnet find. PM 
nicht abzufehen ift, daß die Urſachen diefer Erfcheinung abnehmen 
werden, eher im Gegenteil, fo müffen wir auch mit einer weiteren 
Andauer diefer Erſcheinung und den dadurch ſich vollziehenden Ver 
ſchiebungen in ber Anſiedlung ber induftriellen Bevölkerung zugunften 
der kleineren Pläße rechnen, wobei nicht zu vergeffen ift, daß dit 
Heinen handwerksmäßigen Betriebe der Induſtrie den großen zum 
Teil zu folgen gezwungen find. Trotzdem ift e8 fehr zweifelhaft, ob 
auf diefe Weife in den nächſten zwei bis drei Jahrzehnten ein Still. 
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ftand oder gar eine Verringerung der inbuftriellen Bevölkerung ber 
jegigen Großftäbte eintreten wird. Denn einmal bleiben dieſe troß 
aller neuerlihen Hemmniſſe doch im Beſitze einer gewaltigen abfoluten 
Anziehungskraft auf die etwas größeren Induſtrieunternehmungen; 
zweitens bleibt auch bei Verlegungen folcher Unternehmungen weg von 
der Großftadt in die Umgebung oder Neugründungen bort, wie fchon 
im vorigen Abſchnitte erwähnt, leicht doch ein erheblicher Teil der 
Angeitellten, Arbeiter ufm. in der Großftadt wohnen, wenn er aud 
draußen arbeitet, bzw. er geht, wenn es fich um gar zu weit entfernte 
Orte Handelt, überhaupt nicht mit dorthin Aber. Drittens endlich ift 
bei einer ganzen Reihe größerer, namentlid) aber bei einer zahllofen 
Menge Heinerer handwerksmäßiger Betriebe der Abteilung B für den 
Standort in ber Großftabt der Iofale Bedarf diefer lebteren maß- 
gebend. Diefer aber hängt zum großen Zeile von dem Grade ab, in 
dem die Beruf3abteilungen A, C, E und F die Großftädte bevölfern. 
Es ift aber anzunehmen, daß bie Angehörigen diefer Berufsabteilungen 
zufammen auch auf dem gegenmärtigen Territorium der jegigen Groß- 
ftäbte fih in den nächiten zwei, drei Sahrzehnten vermehren werden 
troß des Abfließens vieler in die großſtädtiſchen Bannkreiſe. 


Was vorftehend von ben Großjtädten ausgeführt worden ift, bürfte 
im großen und ganzen, wenngleich mehr oder minder abgefchmädht, 
auch von den jegigen großen Mittelftädten gelten. 


Als einigermaßen ficher kann nad) alledem wohl betrachtet werben, 
dab eine große Zahl Land», Klein- und Heiner Mittelftädte far! an 
inbduftrieller Bevölkerung zunehmen werden in den nächiten 20—30 Jah⸗ 
ren; ob damit allmählich ein Stillftand oder gar ein Rückgang oder 
andrerjeits nur ein langjameres Wachstum als fonft der induftriellen 
Bevölkerung in den jegigen Großſtädten und großen Mitteljtädten auf 
ihrer gegenwärtigen Gemarkung verbunden fein wird, muß bahingeftelit 
bleiben, wahrſcheinlicher ift wohl das letztere. Als ficher Dagegen darf 
weiter wohl betrachtet werden eine befonderz ftarfe Zunahme der indu- 
ftriellen Bevölkerung in den Bannfreifen der jebigen Großſtädte und 
großen Mittelftädte, auch abgefehen von denjenigen Berjonen, die, in 
den Bannfreifen wohnend, ihre Urbeit in ber Großftadt bzw. großen 
Mittelftadt finden. Denn diefe Bannfreife werden es wohl in be— 
fonder8 hohem Grabe fein, in benen fi in Zukunft die größeren 
Snduftrieunternehmungen anfiedeln und entfalten. 

Endlih die Abteilung C: Handel und Berfehr. Daß der Sitz 
ber hier einfchlagenden Unternehmungen und der zugehörigen Bepöl- 
kerung au in Zukunft in der Hauptſache in den Städten fein wird, 
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ift wohl ficher. Andrerſeits müſſen natürlich fpeziell Die Fleineren 
Unternehmungen auf dieſem ®ebiete, die mehr den lofalen Bebarj be 
friedigen, fi) den Bewegungen der andren Berufsabteilungen zwiſchen 
den verfchiebenen Ortsgrößenklaſſen anfchliegen. Außerdem iſt aber, 
wie oben am Schluſſe des vorigen Abſchnittes ausgeführt, mit eimer 
felbftändigen Tendenz, der großen lUinternehmung auf diefem Gebiete 
auf die Großſtädte und großen Mittelftädte zu, zu rechnen, was ivegen 
ber hohen Konſumkraft der hier in Trage kommenden Schicht noch von 
befondrer Wichtigkeit if. Die Bedeutung der großen Handels⸗ und 
Verfehrsunternehmungen, der größeren Banken und Börfen, bes 
Kreditweſens in unfrer ganzen vollSwirtichaftlihen Organifation, wo⸗ 
zu noch von ber Induſtrie her das ftarf zunehmende Aftienmwejen tritt, 
ift aber bei uns in raſchem Steigen; e3 darf daher von dieſer Seite 
her ein fortgefeßter und erheblicher Zufluß zu den jetzigen Großſtädten 
und wohl auch den jegigen großen Mittelftäbten erwartet werden. Aller 
dings iſt auch hier wieder die ſchon öfter gemachte Bemerfung zu 
wiederholen, daß es wahrſcheinlich ift, daß ein großer Zeil der fo Diejen 
Städten zufließenden Bevölkerung nicht ihnen jelber, fondern ihren 
Bannfreifen zugute fommen wird. 

Hiermit haben wir nun den Umkreis der durch den Hauptberuf 
gegebenen Anfieblungstendenzen befchrieben. Es bleibt, joweit Gründe 
bes Einkommens die Anfieblung beftimmen, gemäß unfrer Überficht 
in Abſchnitt 3 noch übrig, auf die fonftigen Quellen des Einkommens 
einzugehen, nämlich auf den Nebenermwerb, bas arbeitslofe Einfommen 
aus Renten und Benfionen u. dgl. und auf die Unterffüßungen, 
wobei die beiden legten Kategorien großenteild ſchon vorjtehend be⸗ 
Hanbelt find. 

Bir geben nur ein paar kurze Bemerkungen über biefe Dinge. 

Der Nebenerwerb fpielt nur auf dem Lande fowie in den Klein- 
und Landitäbten eine wirklich bedeutfame Rolle; er befteht in allen 
drei Ortsklaſſen in der Hauptſache in landwirtichaftliher Betätigung. 
Er fällt aljo, ſoweit er auf die Anfiedlung einen Einfluß auszuüben 
vermag, überwiegend zuguniten des Landes und der Klein- und Land⸗ 
ftädte in die Wagſchale. Es ift wohl fein Zweifel, daß wir hier auf 
ein wichtiges praftifches Moment treffen, das viele Induſtriearbeiter 
vom Zug in die Großſtadt abhält. Eine ähnliche folhe Wirkung zu- 
gunften des Landes, der Klein- und Landſtädte wie biöher werden wir 
aud künftig vom Nebenerwerb erwarten dürfen. Freilich wäre es ja 
denkbar, daß duch Reformen auch in ben Großftäbten und 
großen Mitteljtädten die Land» und Gartenmwirtfchaft als Nebenerwerb 
einen breiten Umfang gemwönne; aber das würde fich doch nur fehr all- 
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maählich vollziehen und noch mehr als diefe Städte felber ihre Bann- 
freife betreffen. 


Die ohne eigentlichen Beruf ihrer Hauptftellung nach von Renten, 
Binjen und Penfionen fowie auch die ihrer Hauptftellung nad 
von Unterftügung Lebenden find bereit oben bei Gruppe F be- 
bandelt worden. 


Mit dem, was wir higher angeführt haben, glauben wir diejenigen 
Momente, die von der Seite des Einkommensbezuges her die Anfied- 
fung nach dieſer oder jener Drtögrößenklaffe lenken, in der Hauptſache 
erijchöpft zu haben; aber keineswegs erjchöpft find Damit die beftimmenden 
Momente überhaupt. Gewiß find bie bisher behandelten Momente bie 
wichtigiten, aber es gibt außer ihnen noch materielle Momente, die 
hier von Einfluß find und überdied natürlich auch gemwichtige ideelle 
Momente. Sie alle vollftändig aufzuzählen und ausreichend zu wür— 
digen, ift ung nicht entfernt möglich; wir müffen ung bamit begnügen, 
ftihwortartig einige befonder3 wichtig erjcheinende aufzuführen. 


Da gibt es eine erfte Gruppe von Faktoren, die zugunften ber 
Großftädte und großen Mittelftädte fprechen. Hierher gehört 3. B. der 
Umitand, daß in diefen Städten wahrfcheinlich leichter ein höherer 
Familienverdienſt für den Arbeiter zu erzielen ift als auf dem 
Zande oder in den Land» und Kleinftäbten, indem lohnende Arbeits- 
gelegenbeit für rau und Kinder in erfteren eher zu erlangen ift. Hier 
gehören weiter her wichtige piychologiihe Gründe. Pie Groß- 
ftädte und großen Mittelftädte find eg, die den Arbeitjuchenden weithin 
als Arbeit brauchende Pläbe befannt find, während der Arbeitfuchende 
von den Feineren Plätzen und ihrem Bedürfniffe nach) Arbeit natürlich 
weit weniger weiß. Die großen Städte find es auch, die allen Ehr- 
geizigen draußen auf bem Lande und in den Klein- und Landftädten 
ald da3 Land der Sehnſucht vorjchweben; fie find es, die durch Die 
Fülle der Erfcheinungen, der Darbietungen, der Geſchehniſſe auf zahl- 
Iofe Menfchen überhaupt einen außerorbentliden Neiz ausüben; jie 
gelten, wenigſtens vorderhand, dem Zeitgeifte als vornehmer gegenüber 
bem Lande und den Klein» und Landftädien; in ihnen ift die indi- 
viduelle Freiheit, wenigſtens joweit fie in der Unabhängigkeit von 
Tamilie und Bermandtfchaft, von Tradition und Sitte bejteht, am 
größten. Und wir werben uns darauf einrichten müfjen, daß dieſe 
Momente im großen und ganzen auch in der Zukunft noch eine große 
Rolle fpielen werden. Freilich ſprechen die eben genannten piycho« 
logiſchen Faktoren zum guten Teile auch zugunften der Bannkreiſe ber 
großen Städte. 
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Auf der andren Geite fehlt es freilich auch nicht an gemwichtigen 
Momenten, die in entgegengefepter Richtung, zu ungunften ber A 
fieblung in den Großſtädten und großen Mittelftädten und zugunften 
der in andren Ortsgrößenklaffen, wirkten. In ben eigentlichen &roß- 
ftäbten ftellen die weiten Wege und der Zwang, zu ihrer Überwindung 
in immer ausgebehnterem Maße Trambahnen und fonftige Verkehrs⸗ 
mittel zu benugen, ein große und wachfendes Übel dar. Die natur- 
gemäß viel größere Abfperrung von der freien Ratur in ben 
großen Städten ift weiter ein Geſichtspunkt, der infofern immer mehr 
an Wichtigkeit gewinnt, al3 das deal eines gewiffen Wiederanfchluffes 
an bie Natur in der ftäbtifchen Bevölkerung allmählich immer lebhafter 
wird. Die Teuerung bed Bodens und folgemweije der Wohnungen und 
Geichäftslofale muß in der Richtung wirken, aus ben großen Städten 
immer mehr alles hinauszutreiben, was ſich nicht wenigſtens einiger- 
maßen eines erhöhten Einkommens erfreut. In Verbindung mit diefen 
Faktoren fteht endblid ein Moment von allergrößter Wichtigfeit: Die 
Entwidlung der Verkehrsmittel für den Borortverfehr, für den Ver⸗ 
tehr mit den Orten der Bannkreife der Großftädte und großen Mittel- 
ftädte überhaupt. Durch die Elektrifierung bed Trambahnverlehr3 und 
bie dadurch ermöglichten großen Gejchwindigkeiten ift hier ein großer 
Fortſchritt erzielt worden. Die Vorortzüge der Eifenbahn und ebenfo 
die Urbeiterzüge fallen weiter mächtig in die Wagſchale. Das Fahrrad 
und neuerdings aud) dad Motorrad und bad Automobil fpielen eine 
große Nolle. Auch das Telephon erleichtert natürlich die Anfieblung 
in der Umgebung ber großen Städte fehr; die Sonntagsruhe, bie fort» 
fchreitende Verkürzung ber Arbeitszeit, die hier und da zur Einführung 
gelangende durchgehende, fogenannte englifche Arbeitszeit begünſtigen 
fie. Kurz, wir find dba mitten in einer Entwidlung, beren Ende noch 
gar nicht abzufehen ift. Und wenn hier auch unendlich viel noch zu 
tun ift, fo ift Doch auch ſchon der gegenwärtige Stand von größter 
Bedeutung. Allerdings hat ja diefe Entwidlung andrerfeit3 auch. die 
merkwürdige Erjcheinung zutage gefördert, daß man nicht bloß in Den 
großen Städten arbeitet und draußen wohnt, jondern in weitem Umfange 
auch umgelehrt, daß man in ber großen Stadt wohnt und draußen 
arbeitet. Doc kann wohl faum bezweifelt werden, daß diefe Erfchei- 
nung, die man die umgefehrte Dezentralifation nennen Tönnte, 
gegen die andre weit zurüdtritt. In Summa bedeutet die Entwicklung 
der Verkehrsmittel uſw. über die Grenzen der Großſtädte und großen 
Mittelftädte hinaus doch eine mächtige Förderung der Bannkreiſe Diefer 
Städte. 

Auch diefe ganzen, der erftangeführten Reihe entgegengejegten Mo— 


Elftes Kapitel: Über ftädtifche Dezentralifation. 621 


mente werben aller Vorausſicht nach in der Zukunft eine große und 
wachſende Rolle fpielen. 

Berfuchen wir nun endlich nad) alledem zu einem Gefamturteil 
anfzufteigen. Wir fußen dabei nur auf dem, was wir im vorſtehenden 
als bereit3 jegt erfennbare Tendenz im einzelnen bargelegt haben und 
laſſen den Einfluß etwa jeßt noch nicht in Fluß befindlicher, mit der 
Beit kommender befonderer, großer Reformen weg. Weiter meinen wir, 
wenn wir von dem Wachstum der einzelnen Ortsgrößenklaffen reden, 
das Wachstum im Verhältnis zu dem gegenwärtigen Bevöllerungs- 
ftande. Und da wäre denn für die nächiten zwei bis drei Jahrzehnte 
etwa folgendes zu fagen: 

1. Die jegigen Städte im ganzen unter Einred)- 
nung der zu erwartenden Einverleibungen werden nit nur felbit- 
verftändlich ihren jetigen Volksſtand erhalten, fondern auch meitaug 
ben Lömwenanteil ber ganzen Bollävermehrung an fich ziehen; bazu 
kommt noch, daß infolge Übertrittes derjenigen Landorte, welche bie 
VBevölferungsgrenze von 2000 erreichen, auch biefe zu den Städten 
zählen. Wir haben alſo auf alle Fälle mit einer mächtig auffteigenden 
-Stadtbevöllerung überhaupt zu rechnen. 

2. Bon ben jepigen Großftäbten und großen Mittelftädten mit 
ihren jegigen Gemarktungsflähen ift auf dieſem Territorium 
in den nächiten zwei bis drei Jahrzehnten zwar gewiß ein wei—⸗ 
teres Wachstum zu erwarten, aber boch Fein jo außerorbent- 
liches. Wenn auch die großen Borteile der Zentraliſation nad) 
wie vor ſehr zu ihren Gunften fprechen, fo find doch andre mäd- 
tige Kräfte in entgegengefegter Richtung, in der Richtung den Bevöl⸗ 
kerungsſtrom von ihnen abzulenfen, am Werke, fo vor allem der um- 
fangreiche Auszug der Ynduftrie, die Entwidlung der Vorortverkehrs⸗ 
mittel und der mwachjende Drang der Bevölferung, den Häujermeeren 
ber großen Städte zu entfliehen. Der Nachdrud bei diefer Betrachtung 
liegt aber allerdings darauf, daß nur die gegenwärtigen Gemar- 
tungen ber in Rebe ftehenden Städte ins Auge gefaßt find; nimmt man 
bie Vergrößerungen durch Fünftige Einverleibungen Hinzu, fo gewinnt 
. die Sache natürlich ein weſentlich andre Gefiht. Und faßt man 
vollends nicht nur die jetzigen Gropftädte bzw. großen Mittelftädte 
ins Auge, fondern nimmt auch die Städte Hinzu, die mit der Zeit durch 
Erreihung der Bevölkerungsgrenze von 100000 bzw. 50000 Einwoh⸗ 
nern zu ihnen übertreten, fo wird die Sache natürlich erft recht ander2. 
Die gemöhnliche landläufige Betrachtung rechnet die Wirkungen diefer 
beiden Momente einfach dem Wachätume ber Großſtädte bzw. der großen 
Mittelftädte Hinzu, und in diefem landläufigen Sinne wird fich freilich) 
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auch in ben nächſten zwei bis drei Jahrzehnten das bisherige anfer- 
ordentliche Wachstum dieſer Städte wohl fortfegen, wenn nicht ganz 
befondre Ummälzungen und Reformen eintreten. 

Im übrigen ift freilich nicht zu verfennen, daß nicht nur bei eimer 
Anzahl der jetigen großen Mittelftädte, ſondern auch bei verichiedenen 
der jegigen Großſtädte für’die nächſte Zeit wenigfiens das Wachstum 
fich im wejentlichen auf das jegige Territorium bonzentrieren umd da 
dann allerdings recht bedeutend fein wird, da die Bodenpreije im diefen 
Orten noch nicht fo hoch find, der Borortverfehr noch nicht entwidelt 
und ber Auszug ber Induftrie noch nicht recht in Gang gekommen if. 
Mit der Zeit aber, wenn die jegige Entwidlung ungehemmt fort 
Ichreitet, werben biefe Faktoren im allgemeinen aud dort in Wirkſam⸗ 
feit treten und das Wachstum dieſer Orte in die gleichen Bahnen lenken 
wie bei Diefer ganzen Gruppe. 

3. Was die andren Städte, die jegigen Landſtädte, Kleinftäbdte 
und kleinen Mittelftädte angeht, wobei wir jedoch hier die in ben 
Bannkreiſen der jegigen und fünftigen Großſtädte und großen Mittel- 
ſtädte gelegenen Orte aus⸗, dagegen die fünftigen Einverleibungen in die 
jegigen Landftädte, Kleinftädte und Heinen Mittelftädte einfchließen, ſo 
mag ber Gruppe im ganzen auch kein fo außerorbentliches Wachstum 
in den nächſten zwei bis brei Jahrzehnten bevorftehen, aber ihre Be 
völferung anſehnlich vermehren wird fie doch jedenfall3 — ganz uw 
vorhergefehene Umftände natürlich vorbehalten. Bor allen aber wer 
ben infolge der fie begünftigenden Berfchiebung in den Standorten der 
Anduftrie eine ganze Reihe einzelner Orte aus diefer Gruppe vor⸗ 
augfichtlich ein fehr bedeutendes Wachstum erleben. 

4. Ein ganz auferorbentliches Wahstum ift dagegen für bie in 
den Bannfreifen der jegigen Großſtädte und großen Mittel- 
ftädte gelegenen Orte zu erwarten, unb babei ift noch zu bebenfen, 
daß diefe Bannkreiſe ſelber in fortgejebtem Wachſen begriffen find. Auf 
diefen Bezirken liegt fo recht eigentlich die Sonne der modernen Ent- 
wicklung. Die Induſtrie wandert in fie aus, die Bevölkerung der in 
der Mitte liegenden großen Städte fucht zu großen Brucdhteilen ihren 
Wohnſiztz in fie zu verlegen, die landwirtſchaftliche Bevölkerung in ihnen 
hat die Neigung fich zu verdichten. Sie genießen gleichzeitig einen 
großen Zeil der Borzüge ber Zentralifation wie der Dezentralifation, 
ohne von ihren Nachteilen auch nur entfernt fo geplagt zu werben wie 
die großen Städte einerjeits, die Heinen Städte andrerfeits. 

Sehr Iehrreich für dad Wachstum biefer Gegenden ift eine zahlen. 
mäßige Yeltftellung, die wir an der Hand der fchon früher in dieſem 
Kapitel erwähnten Arbeit von Stabtbeirat Dr. Schott in Mannheim 
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über das Wachstum ber deutfchen Großftädte („Statiftifches Jahrbuch 
Deutfcher Städte”, XI. Zahrg. 1903, ©.146) machen. Danach nahm 
von 1871 His 1900 in 26 deutſchen Großftädten die Zahl der Einwohner 
auf der Gemarkungsfläche von 1871 um 3756000 zu, auf ber außer- 
halb diefer Gemarkungsfläche bis zu einem Umfreife von 10 km von 
den Mittelpuntten der betreffenden Städte aus gelegenen Fläche aber 
um nicht viel weniger, nämlich um 3230000! Und fcheidet man Berlin 
von diejen 26 Städten aus, fo ftellt ſich das Ergebnis für diefe äußere 
Fläche noch relativ günftiger! — 

In diefen Bannkreifen haben wir ung aljo darauf gefaßt zu machen, 
daß fi in rafhem Verlaufe Heine, ftille Dörfer zu Städtchen, Heine 
Städte zu großen, belebten Orten auswachſen, daß die Reichen ſowohl 
wie die Armen in großen Scharen hier ſich anfammeln werden. 


Ein Teil diefeg Wachstums werden fich freilich die in der Mitte 
liegenden großen Städte von Zeit zu Zeit durch) Eingemeindungen an- 
eignen, aber dieſes Wachstum ift damit natürlich nicht erfchöpft, und 
noch viel weniger das ganze hier erwachjende Problem. 


Die Ergebniffe, zu denen wir vorftehend gelommen find, find ja 
gewiß eine überrafchenden, aber fie find doch vielleicht geeignet, die 
Iandläufigen Borftellungen etwas zu korrigieren. Dieje Borftellungen 
find im allgemeinen geradezu Hypnotifiert von dem Wadjdtume der 
Großſtädte. Gewiß, die jetzigen Großftädte und großen Mittelftädte 
werben weiter wachlen, auch nach unfrer Anfchauung. Aber wir Dürfen 
zweierlei darüber nicht vergeffen: einmal daß ein ſtarkes und gefundes 
Wachstum aller Vorausſicht nad) auch zahllofen Heineren Orten bevor⸗ 
ſteht und daß fomit auch da außerordentlich wichtige Anjiedlungsaufe 
gaben zu löſen find; und zum andren und vor allem, daß das, was 
man gemeinhin das Wachstum der großen Städte nennt, zum guten 
Teile gar nicht deren eignes Wachstum ift, fondern das ihrer Bannkreiſe, 
von dem fie ſich von Zeit zu Zeit durch Eingemeindungen erhebliche 
Stüde aneignen. Dieſe mädjtige Entwidlung der Banntreife der 
Großſtädte und großen Mittelftäbte wird aber aller Vorausſicht nach 
auch in Zukunft vor fich gehen, ja wahrjcheinlich da erſt recht. Damit 
rüdt aber die ganze Frage der Anfiedlungs- und Wohnungsreform der 
großen Städte von vornherein auf ein viel weiteres und, um es gleich 
zu fagen, viel hoffnungsreicheres Feld. Neuland tut ſich auf und der 
Gedanke gewinnt feften Untergrund, daß die Reform der großen Städte 
zwar gewiß auch von innen heraus, in erjter Linie aber von außen 
herein zu erftreben ift! — 
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11. Die Ziele der Dezeutraliſation. 

Wie der göttliche Dulder Odyſſeus durch zehn Jahre herumircie, 
ehe er zur ſüßen Heimat zurüdfehrte, fo haben au wir nunmehr 
zehn Abſchnitte durchmeifen voller Fährlichkeiten und Mühen, ehe wir 
jest in diefem und bem folgenden Wbfchnitte zum Ziele Tommen, wm 
wir fürchten nur, daß ber brave Leſer, der uns bis hierher begleitet 
hat, unter den mandherlei ftatiftifchen und fonftigen Abenteuern feine 
fo unterhaltfam und anziehend gefunden haben wird, daß er, wie weilass 
bie Gefährten des göttlihen Dulders bei ben Lotophagen, Den Wunſch 
gehabt hätte, für immer dabei zu verweilen. 

"Aber num ftrebt unfer Kiel mächtig der Heimat zu, d. 5. in dieſen 
alle dem Ende, um befjentwillen wir uns eigentli Doch die ganz 
Mühe in den vorjtehenden Abichnitten gemacht haben. Denn jelb- 
verftändlich erörtern wir bier die Dezentralifation nit als Selb 
zweck, nicht aus Finblicher Freude am Hin- und Herſchieben Der Br 
vöfferung, fondern meil fie ein äußerft wichtiges Stüd der gefamte 
inneren Politik und ingbefondere, weil jie nad unfrer Anfchauung 
ein Hauptmittel zur Löſung der ftädtifhen Bobenfrage bildet. Wen 
man aber diejes Mittel, biefed Stüd innere Politik richtig anmenben 
will, fo ift es unerläßlich, fich zuvor mwenigftend einigermaßen ar 
darüber zu werden, wo nad bem Stande ber wirtichaftlichen, gejell- 
Iheftlihen und fonftigen Rerhältniffe diefeg Mittel überhaupt an- 
wendbar erfcheint, wie weit es voraugfichtlich führt, wa von ihm zu 
erhoffen und nicht zu erhoffen ift, welche Strömungen e3 tragen um 
fördern, welche bagegen e3 hindern u. dgl. m. Denn die bewußte Poli 
til vermag doch nur ausnahmsmeife die Verhältniſſe mwillfürlich zu 
beherrſchen; ihre Haupttriumphe feiert fie, indem fie Hug Die ge 
gebenen Berhältniffe benugt. Und insbefondere Hei einem fo gemal- 
tigen, umfaffenden und vermwidelten Brobleme wie der Dezentralifation 
wird e3 gelten, die Waffer nicht gegen den Strom treiben zu wollen, 
fondern Hug ihr natürliches Gefälle und ihre natürliche Richtung 
zu benußen. Deshalb haben wir benn aud) in den vorftehenden Ab⸗ 
ſchnitten mit ſoviel Mühe verfucht, uns darüber Mar zu werden, wohin, 
unter dem Gefichtspunfte der Vezentralifation gefehen, die fozujagen 
natürliche Entmwidlung bei ung geht und welche Kräfte förberndb und 
hemmend in ihr wirffam find. Und danach erft, jet erft können wir 
fagen, was unfrer Meinung nah auf Grund diefer Entwidlung und 
mit Hilfe eines bewußten Eingreifens in fie auf diefem ganzen Felde 
erreicht werden kann und erreicht werden follte. Wir wollen una dabei 
fo kurz wie möglich faſſen. Wenn die Pferde den Stall wittern, Lieben 
fie feine Ummege mehr. 
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Was alfo fann mit Hilfe der Dezentralifation auf unfrem Gebiete 
erreicht werden ober mit andren Worten: welche Ziele hat die De- 
zentralifation auf unfrem Gebiete zu verfolgen? 

Da bietet fi zunächſt einmal der ganz. allgemeine Gejichtspunft 
der Berbefjerung der Landeskultur bar. Hier kommt nament- 
lich die Verteilung der Induſtrie auf die einzelnen Landſchaften unfres 
Baterlandes in Betracht. Wenn biefe Verteilung, wie wir in Abfchnitt 8 
dargelegt haben, gegenwärtig die Neigung bat gleichmäßiger zu wer- 
ben, und wenn diefer Vorgang, Hoffentlich mehr und mehr gefördert 
durch bewußte Einwirkung, weiter fortjchreitet, fo ergibt ſich eine un⸗ 
leugbare Berbefferung der Landeskultur. Die Überlaftung einzelner 
beſonders induſtrieller Gegenden mit Häufermaffen, mit Rauch und 
Ruß, mit all dem hunderterlei Unangenehmen, was eine lebhafte In⸗ 
Duftrie- und Stäbdteentwidlung mit ſich bringt, wird, wenn nicht an jich, 
fo doch in ihrer weiteren Steigerung abgemildert. In bie bisher 
agrariſchen Gegenden andrerfeit3 kommt ein Iebhafterer Verkehr, Die 
Bodenſchätze werben beifer ausgenubt, lohnender Wſatz ift vor ber 
Türe, die Bildung wird mannigfaltiger, ber Geſichtskreis weiter u. dgl. m. 
Daß mit dem allen freilich auch mancherlei Gefahren verbunden find, 
verſteht ſich von ſelbſt. 

Viel wichtiger für uns iſt die Dezentraliſation jedoch noch als 
Mittel zur Löſung der ſtädtiſchen Bodenfrage, wobei wir 
unter „Stadt“ alle Orte von 2000 und mehr Einwohnern verſtehen 
wollen. 

Wir find wohl alle der Überzeugung, daß, wenn wir jegt unfre 
Städte neu anzulegen hätten, auf einem Boben, der noch feine ein- 
fachen landwirtſchaftlichen Preife hätte und auf dem wir nicht buch 
ſchon beftehende Bebauung und Hundertfältige Wiberjtände mächtiger 
Intereſſentengruppen gehindert wären, — daß wir auf einem folchen 
Boden ganz andre, Lichte, freundlidhe und zmedentiprechende Städte 
aufbauen würden, Städte voller Grün, Städte voller Schönheit, Heiter- 
feit und Gerechtigkeit, wie fie ung oft in den Stunden unfrer Sehn- 
fucht vorſchweben: 

„ah! jenes Land der Wonne, 
Das jeh’ ih oft im Traum; 

Doch, fommt die Morgenfonne, 
Berfließt’3 wie eitel Schaum.“ 


Nun, bis zu einem gemwilfen Grade wenigſtens bietet ung bie 
Dezentralifation die Möglichkeit, dieſes Ziel der Sehnfucht zu erreichen. 
Wir haben im vorftehenden Abfchnitte gefehen, daß ſchon infolge ber 

Die Bohnungdfrage unb das Reich, 8. Heft. 40 
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natürlichen Entwidlung aller Wahrfcheinlichkeit nad) ein großer Zeil 
unſres zu erwartenden Volkszuwachſes in einer Anzahl jegt noch Heine 
oder mittlerer Drte und weiter namentlich in den Bannfreifen ber 
jegigen Großſtädte und großen Mittelftäbte Pla finden wirb; und bei 
einer energifhen bemußten Pflege läßt ſich diefer Vorgang natürlid 
noch ausdehnen. Dieſes natürliche Feld der Dezentralifation ift aber 
bi3 zu einem gemifjen, gar nicht geringen Stade ein Neuland im obigen 
Sinne Die Bobenpreife bürften an vielen ber in Betracht Tonmenr- 
ben Orte jebt noch fehr gering fein, unb wo fie es nicht find, werben 
ſich doch in vielen Fällen Gegenden billiger und billigiter Bodenpteiſe 
no in folder Nähe finden, daß bie Stadterweiterung unſchwer zum 
großen Teile auf fie gelentt werben Tann. Zum Belege verweiſen wir 
nur auf unsre Feitftellung oben S. 80—83 dieſes Buches, wonach in 
großer Nähe ſelbſt unfrer bebeutendften Großſtädte immer noch Stride 
ſehr billiger Bodenpreife vorhanden waren. Außerdem läßt ſich durch 
eine zielbewußte und kraftvolle Bodenpolitif natürlich auch fehr viel 
tun, um zu hoch gefchraubte Preiſe mwieber herunter zu bringen. 

Ebenfo haben mir in biefen Gegenden der Dezentralifation erf 
zu einem geringen Grade mit ben Schwierigkeiten einer vorhandenen 
Bebauung unb des Widerſtandes mächtiger Intereſſengruppen zu 
rechnen. 

Das Feld ift alfo frei — bis zu einem ziemlich hohen Grabe 
wenigftens, unb wir dürfen nur ben Berfland Haben e3 ala frei zu 
erfennen und ben Mut, e danach zu behandeln. Aber es ſcheint frer 
fh, ala ob wir noch kurzſichtiger und zaghafter feien im ſtädtiſchen 
Anſiedlungsweſen ala unfre vielgejcholtenen Väter und Vorväter; denn 
biefe Hatten mwenigftens nicht bie Erfahrung bes rapiben ftäbtilchen 
Wachstums, die wir haben; für uns aber gibt es feine ſolche Ent 
ſchuldigung. Das Yeld ift alfo frei, wiederholen wir, und die Möglid- 
feit befteht, wenigſtens bis zu einem ziemlich hohen Grabe, in bdiejen 
Dezentralifationdgegenben die ungeheueren Vorteile fir die dortige 
Unfiedlung zu verwirflichen, die auf Grund Hilligen Bodens ufw. zu 
erlangen find. 

Welche Ausfichten eröffnen fih bamit! In ben in Rede ftehenden 
Dezentralifationggegenden können fiher Millionen und Millionen 
unfre3 anwachſenden Volkstums unterlommen. Für biefe Millionen 
können wir dort billige Wohnungen fchaffen, denn dieſe Wohnungen 
können frei gehalten werben von ben ungeheuerlihen Wuffchlägen 
monopolähnlier und privatfapitaliftifcher Verteuerung. Für dieſe 
Anfiedlungen von vielen Millionen können wir ausgedehnte Parks und 
Spielpläge, Gärten bie Fülle, Fluten von Licht und Luft ſchaffen. Der 
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Arzt, der Hygieniker wird dort erſt ſein Genügen finden, denn dort 
erſt, im Wiederanſchluß an die Natur, wird der Kampf gegen die 
Tuberkuloſe, gegen den Alkoholismus, gegen die Nervenkrankheiten 
richtig möglich fein. In diefen Dezentralifationsgegenden werden wir 
auch jo manches pädagogifche deal erreichen können, das in unſren 
jegigen eng gedrängten Städten unerfüllt bleiben muß: Heinere Schul- 
häufer ftatt der fo vielfältig anzutreffenden Maffenguartiere für Schul- 
finder, große Schulhöfe, Schulgärten u. dgl. Der Stäbtebaufünftler, 
der Verfehrstechniler, fie werben dort erſt, wo fie von ben taufend 
hemmenden Schranken be3 Beftehenben viel freier find, ihr Können 
richtig zu entfalten vermögen. Suchſt Du Städteichönheit, ſuchſt Du 
Städtezwedmäßigfeit — bier ift ein Feld fie zu fchaffen. Auch ver 
Produzent, ber Induftrielle, der Handwerker werden ihr Teil erlangen, 
denn fie werden billigen Boden für ihre Betriebsftätten bekommen unb 
werden e3 mit einer gejünderen und leiftungsfähigeren Wrbeiterfchaft 
zu tun haben. Und nicht an legter Stelle wird bie Gerechtigkeit ftehen, 
denn in dieſen Dezentralifationsgegenden beginnt der Wertzuwachs bes 
Bodens erft; es ift dort alfo möglich, ihn in großem Umfange und 
doch ohne mwejentliche Härten Für bie Vertreter der Gejamtheit, für Staat 
und Gemeinde, aufzufangen. 


Iſt das nicht eine Fülle von Segnungen, welche bie Dezentrali- 
fation über ung auszugießen vermag, und lohnt deshalb nicht ber 
lange, mühevolle Nachweis in ben vorangehenden Abjchnitten dieſes 
Kapitels, daß es fich Hier um Feine Träume, um feine Utopien handelt, 
fondern daß ung die natürliche Entwidlung jo wie fo in Gegenden — 
in jeßt noch Meinere Orte fomie in die Banntreife der großen Städte — 
führt, mo derartiges durchaus möglih it? — - 

UÜbrigens ift dieſe ganze Auffaffung von den großen Ausfichten, 
welche die Pezentralifation als Eröffnung von „Neuland‘ bietet, 
keineswegs mehr eine rein private des Verfaſſers dieſes Buches, 
Sm September 1906 ift der Deutfhe Verein für Wohnungs- 
reform mit einer ausführliden Eingabe „Neue Aufgaben in ber 
Bauordnungs⸗ und Anſiedlungsfrage“*) an bie zuſtändigen Mini- 
fterien der deutfchen Bundesſtaaten herangetreten, in welcher er gerade 
auf die im Fluß befindliche Dezentralijation hinweiſt und daraus die 
Notwendigkeit einer rechtzeitigen Reform der Bauordnungen und Be- 
bauungspläne in den betreffenden Bezirken ableitet. In den Leitfägen, 


*) Neue Aufgaben in der Bauordnungs⸗ und Anfiebfungsfrage. Eine Eins 
gabe des Deutichen Verein! für Wohnungsreform. Vandenhoeck u. Ruprecht. 
Göttingen 1906. Preis 1 M. 
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welche dieſer Eingabe vorangeftellt find, wird auf die bevorſtehende 
intenfivere ftäbtifche Beſiedlung in vielen bisher ländlichen oder Hein- 
ftädtifchen Bezirken aufmerffam gemadt, und dann heißt es umter 
A IV meiter: 


„Diele Entwidlung ftellt naturgemäß ber Tätigleit der Behörben große und 
verantwortungsfchwere, zugleich aber auch Außerft Iohnende Aufgaben. In Den 
eben genannten Bezirken find die Bodenpreiſe noch niedrig, oft noch rein land⸗ 
wirtſchaftliche; außerdem ftellen diefe Bezirke auch fonft in bezug auf die für fie zu 
erwartende ſtarke Entwidlung gemwiflermaßen ein Neuland dar, auf dem nicht, 
wie in unferen Städten fo vielfach, mit ben Hinbernifien ber einmal vorhandenen 
Bebauung und den Wiberftänden mächtiger Interefientengruppen zu lämpfen ift. 
Diefe Bezirke find daher dazu berufen, die an und für ſich an eine fläbtifche 
Siedlung zu ftellenden Anfprücdhe in bezug auf Geſundheit, Weiträumigleit, Garten: 
mäßigfeit, Anfchluß an die Natur, wirtfchaftliche, äfthetiihe und dergleichen Ge 
fiht3puntte in ganz andrem Maße zu verwirklichen, als dies in fo vielen unſrer 
jegigen Städte möglich ift.“ 


Aber allerdings, eine Vorausſetzung ift zu machen, wenn wir Die 
Segnungen ber Dezentralifation genießen wollen, nämlich daß wir 
fittlide Kraft genug befigen, für die Dezentralifationdgegenden mit 
dem alten, verfehrten und — man barf wohl fo fagen — im Xiefften 
unfittlihden Syſtem der Stabterweiterung zu brechen und dort vielmehr 
eine Bodenpolitif zu treiben, bie rückſichtslos Teine Privatintereffen, 
fondern nur noch da3 Gemeinwohl kennt. Welche Maßregeln Dazu 
notwendig find, ergibt das hier vorangehende Kapitel. Und ſolche Boden- 
politif nicht erft, nachdem durch Anlegung von Verkehrsmitteln u. dgl. 
bie Bodenpreife in die Höhe gejchnellt find und das Kind in den 
Brunnen gefallen ift, jondern gerade notwendigerweiſe ſchon vorher. 

Geſchieht das nicht, unterbleibt eine folche energifche und rechtzeitige 
Bodenpolitid, jo wird die Dezentralifation nur einen Heinen Teil ihrer 
Segnungen entfaltenkönnen. Sehr lehrreich find in dieſer Beziehung einige 
Mitteilungen aus dem Großherzogtum Baben von Prof. Fuchs in der 
„geitihrift für Wohnungsweſen“ vom 10. Mai 1906, auf Grund einer 
damals noch unveröffentlichten Arbeit eines Dr. Walli. In Baden 
herrſcht bekanntlich eine fehr weitgehende Dezentralifation der In⸗ 
buftrie, und von den induftriellen Arbeitern wohnen ?/,, aller männ- 
lichen und ®8/,, aller weiblichen in Orten unter 10000, zum großen Teile 
fogar unter 4000 Einwohnern; in Verbindung damit ift landwirtſchaft⸗ 
licher Nebenerwerb biefer Arbeiter fehr verbreitet. Neuerdingd aber 
bürgert fi, nach den eben erwähnten Mitteilungen, die Mietlaferne 
auch in diefen Meinen Gemeinden ſtark ein, und bie Bobenpreife ſchnellen 
in bie Höhe. „Infolgedeſſen verlieren die Dörfer ihre Anziehungskraft, 
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dba die Buziehenden doch leben müfjen wie in ber Stadt... Das 
Steigen ber Grunditüdpreijfe auch in Ländlichen Orten infolge des Ent- 
ſtehens von Mietlafernen wird nach der Anſicht von Walli,” jagt Prof. 
Fuchs, „ber ih mich volllommen anfchließe, eine weitere Dezentrali- 
fation der Induſtrie, die bisher die billigen Grundſtückspreiſe und bie 
vor allem infolge bifligerer Miete niedrigen Arbeitslöhne auf das 
Band gezogen haben, hindern.” „Die Arbeiterfchaft” — fagt Walli — 
„zieht fort vom Lande in die Stadt, die Induſtrie zentralifiert fich, 
beide Bewegungen fördern fich gegenfeitig — das ift die Gefahr, die 
das Auflommen ber Mietkaferne auf dem Lande uns bringt.” Einige 
Abhilfe in diefer Richtung wird hoffentlich die bevorftehende neue 
badifche Lanbesbauordnung bringen, aber es wäre verfehlt zu benfen, 
dab eine Bauordnung mehr als etwas tun kann; was notwendig if 
und allein Heil bringen fann, ift eine umfaffende und kraftvolle Boden- 
politit überhaupt auch in folden Heinen Orten. 

Mer niht nur zur direlten Schaffung ausgezeichneter An⸗ 
fiedfungsverhältniffe für viele Millionen unfres Volkszuwachſes kommt 
die Dezentralifation in Betracht, fondern fie ift auch als in- 
direktes Mittel zur Berbefferung der ſchon beftehenden 
Siedlung3- und Wohnungsverhältniffe von größter Widtig- 
feit. Die eben erwähnten Siedlungen, die auf dem durch die Dezen- 
tralifation zu erreichenden Neulande anzulegen wären, würden ja nicht 
auf bem Monde Liegen, jondern an hundert Orten, an die man leicht 
gelangen Tann, und zum großen Zeile in unmittelbarer Nachbarſchaft 
der großen Städte, alſo der Hauptitätten der privatfapitaliftiichen 
Bodenverteuerung und all ihres unfäglichen Unheild. Meint man denn 
aber, daß ba biefes handgreiflich deutliche Gegenbeifpiel, mas auf einem 
nicht Fünftlich verteuerten Boden gejchaffen werden Tann, nicht auch 
eine fräftige Rüdmwirkung auf die beftehenden Stäbte, namentlich bie 
großen Städte, ausüben würde? Teils indirelt durch Beeinfluffung 
ber ganzen Begriffe darüber, wie eine ftädtifhe Siedlung zu fein und 
was fie zu bieten bat, teil auch bireft durch Konfurrenz der neuen 
Biertel und Siedlungen mit den alten, namentlich auch mit Hilfe des 
Borortverlehreg. Kurz, auch diefe Seite der Sache ift von großer 
Wichtigkeit. 

So erftreden fich die Wirkungen der Dezentralifation, indem biefe 
una ‚Neuland‘ mit billigem Boben u. bgl. erjchließt, weithin. Im 
übrigen müffen wir bezüglich deſſen, was eine vernünftige Sieblungs- 
politif erftreben muß und was in den Dezentralifationsgegenden auch 
großenteil3 erreicht werben Tann, auf bie vier Forderungen am 
Unfange des Hier nächſtvorangehenden Kapitel3 verweilen. Aber 
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auf einen im bvorftehenden Kapitel nur flüchtig angedeuteten Geſichts 
punkt fei doch Hier noch etwas näher eingegangen, nämlich auf bie 
Dezentralifation als politifhe3 Ziel. Wir fchreiben dieie 
Buch feiner politifchen Partei zulieb oder zuleide, aber das müflen wir 
bo fagen, daß uns ein übertriebener politifher Radikalismus um 
vollends einer, der in Phrasen ſchwelgt und fi) an Räfonieren nidt 
genug tun kann, zu wirlliden Taten aber unfähig iſt, daß uns eis 
folder Radikalismus ein politifch höchſt unerfreuliches Gebilde zu fein 
fheint. Die gegenwärtige Zujammenballung großer Volksmaſſen iz 
unfren großen Städten wirft aber entjchieden auf Erzeugung von über 
triebenem politiichden Radikalismus hin. Zwar ift Die eine Hauptquellt 
des Radikalismus, unbefriedigende Lage und unberechtigte Unter 
drüdung, in den Großſtädten wohl kaum ftärfer als in den Kleines 
Orten, aber die großftäbtiiche Bevölkerung ift jenfibler und wird dur 
die die Mißſtände geißelnde politifhe Agitation auch ftärker erreidt, 
wobei wir aber, um Mißverftändniffen vorzubeugen, ausdrücllich be 
tonen wollen, daß wir einen fcharfen politiihen Kampf gegen Mißſtͤnde 
für durchaus angemeffen halten. Ferner ift der natürliche Einfluß von 
Berfonen, die fich durch hervorragende Tüchtigkeit auszeichnen und dw 
dur) vorangelommen find, in der Großftabt geringer als in Keiner 
Orten, wo jedermann fie fennt; die Autorität folcher Perſonen pileg 
aber nicht zuguniten jenes übertriebenen Radikalismus in die Bar 
ichale geworfen zu werden, den wir hier im Sinne haben. Weiter ij 
die großftäbtifche Vevölferung naturgemäß dem Neuen mehr geneigt, 
am Alten hängenden Grundſtimmungen der Seele aber weniger heh 
ala die Peinerer Orte, mo fich die mannigfaltigen Erfcheinungen de 
Lebens nicht fo drängen. Endlich kommen in ben großen Städten 
noch zwei wichtige Momente Hinzu: ber relative Mangel für dt 
ärmeren Klaffen an Gelegenheit zu direkt praftifcher Betätigung in 
Öffentlichen Leben, in ber ſich der übertriebene Radikalismus ob 
ichleifen könnte, und die feelifche Veranlagung der großftädtilge 
Bevölkerung zu einer gewiffen Überhebung. 

Was das erftere Moment anlangt, fo ift e8 zwar gewiß zmeifkl 
haft, ob der Bedarf an Kräften der Selbftverwaltung jeder Art, z. V. a 
Armenpflegern, Bormündern, Stadtverordnieten, Mitgliedern komm 
naler Ausfchüffe u. dgl. in den großen Städten relativ geringer jft ol 
in den Heineren Orten. Aber in ben Heineren Orten iſt aud det 
Mann ber ärmeren laffen, wenn er nur folid und tüchtig ift, bean 
unb geſchätzt unb hat fchon deshalb viel mehr Anwartſchaft auf er 
derartiges Amt als in den großen, mo man entſchieden viel mehr nahh 
äußeren Merkmalen, und fo vor allen nad) der fozialen Stellung geht 
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muß. Hierzu kommt, daß in den großen Städten infolge ber Konzen⸗ 
trierung des Beamtentums, ber Intelligenz, des Rentnertums uf. 
bort vermutlich der Beſtand an geeigneten Kräften aus ben vberen 
Klafjen relativ viel bedeutender ift und baher bie Angehörigen ber 
ärmeren auch aus biefem Grunde zurüdjtehen müffen. Freilich werben 
wir, wenn wir uns den in der ftärferen Seranziehung ber ärmeren 
Klaffen zu öffentlihen Amtern liegenden Vorteil der Dezentralifation 
zunuge machen mollen, gründlich mit dem törichten Syſteme brechen 
müfjen, wonach, in Nordbeutfchland wenigſtens, Sozialdemolraten mög- 
lichſt feine amtlihen Yunktionen ausüben, ja nach einer meueften 
preußifchen Verfügung nit einmal Turnunterricht erteilen bürfen. 


Für das zweite Moment, die Neigung ber Großftädter zu einer 
gewilfen Überhebung, wollen wir nur eine Stelle aus einem Vortrage 
von Prof. Dietrih Schäfer-Heibelberg in der Bortragsjammlung*) 
ber Dresdner Geheftiftung über die Großftadt anführen. Schäfer weift 
bort auf das Selbftbemußtfein, auf das Überlegenheitögefühl des Groß- 
ftäbterd hin und auf bie daraus entjpringende Neigung zum oberfläc- 
lichen Urteilen, zum Witzeln und Spötteln. Dann fährt er fort 
(©. 278): 


„Daß diefe Neigungen und Begabungen für das politifche Leben eine 
Ausrüftung von zweifelhaften Werte find, Tann kaum beftritten werden. Sie 
verleiten nur zu fehr, Dinge ernftefter Art nicht3 weniger als ernft zu behandeln. 
Sie verbreiten leicht in der Mafje einen Geift felbftbewußter Überlegenheit, dem 
bie tatſächliche Urteilsfähigkeit nicht entipricht, und erfchweren ed, Belehrung 
anzubringen, wo fie dringend nötig wäre. Sie machen ed wahrer Sachlenntnis 
und gewiſſenhafter Prüfung ſchwer, zur Geltung zu gelangen und entmutigen 
dadurch die tiefer angelegten und gründlicheren Elemente. Nimmt man nod 
binzu, daß das moderne Großftadttreiben zu äußerlicher Lebensauffafiung, zu 
übertriebener Wertſchätzung der materiellen Güter ftarle, nicht leicht zu para: 
Igfierende Antriebe enthält, fo find damit einige Hauptgefahren gelennzeichnet, 
bie von diefer Seite ber dem Öffentlichen Leben drohen. . . . . “ 


Und zwei Seiten weiter heißt e3 dann: 


„ . » . Die raſch zunehmenden Leiftungen des Verkehrsweſens berechtigen 
zu der Hoffnung, daß die großſtädtiſchen Wohnungsverhältniſſe ſich den Formen 
ländlichen Lebens, das ja für den mit fo reichem Naturſinn ausgeſtatteten 
Deutſchen eine fo mächtige Anziehungskraft beſitzt, wieder mehr anpaſſen können. 
Eine ſolche Entwicklung wurde eine Duelle der Geſundung fein für jo manches 
Kränkelnde im großftäbtiihen Leben. Sie könnte aud gar nicht ander als 
bejänftigend wirken auf die unnatürlich gefteigerte politifche Reizbarkeit bes 








*) Die Großftadt. Borträge und Aufſätze zur Städteausftellung. Dresden, 
von Bahn & Jaenſch, 1908. 
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au in den nächſten zwei bis drei Jahrzehnten das bisherige auker- 
orbentliche Wachstum diefer Städte wohl fortfegen, wenn nicht ganz 
befondre Ummälzungen und Reformen eintreten. 

Im übrigen ift freilich nicht zu verfennen, daß nicht nur bei einer 
Anzahl der jegigen großen Mittelftädte, fondern auch bei verjchiedenen 
der jegigen Großſtädte für die nächfte Zeit wenigftens da3 Wachstum 
fi im mefentlichen auf dag jegige Territorium bonzentrieren und ba 
dann allerdings recht bedeutend fein wird, da die Bodenpreiſe in biefen 
Orten noch nicht fo Hoch find, ber Borortverfehr noch nicht entmwidelt 
und der Auszug der Induſtrie noch nicht recht in Gang gelommen iſt. 
Mit der Zeit aber, wenn die jegige Entwidlung ungehemmt fort- 
fchreitet, werden diefe Faktoren im allgemeinen auch dort in Wirffam- 
feit treten und das Wachstum dieſer Orte in die gleichen Bahnen Ienten 
wie bei diefer ganzen Gruppe. 

3. Was die andren Städte, die jeßigen Landſtädte, Kleinftäbte 
und kleinen Mittelftädte angeht, wobei wir jedoch hier die in ben 
Bannkreifen der jegigen und Fünftigen Großftädte und großen Mittel- 
ftädte gelegenen Orte aus⸗, dagegen die fünftigen Einverleibungen in Die 
jegigen Landftädte, Kleinftädte und Meinen Mittelftädte einfchließen, fo 
mag der Gruppe im ganzen aud Fein jo außerordentliche Wachstum 
in den nächſten zwei bi3 brei Jahrzehnten bevorftehen, aber ihre Be— 
völferung anjehnlich vermehren wird fie doch jedenfalld — ganz un- 
borhergejehene Umftände natürlich vorbehalten. Bor allem aber wer- 
den infolge ber fie begünftigenden Verfchiebung in den Standorten Der 
Induſtrie eine ganze Reihe einzelner Orte aus diefer Gruppe vor- 
ausfichtlich ein fehr bedeutendes Wachstum erleben. 

4. Ein ganz außerorbentliches Wachstum ift dagegen für bie in 
den Bannkreifen ber jegigen Großftädte und großen Mittel- 
ftädte gelegenen Orte zu erwarten, und babei ift noch zu bebenten, 
daß dieſe Bannfreife jelber in fortgejegtem Wachfen begriffen find. Auf 
diefen Bezirken liegt fo recht eigentlich die Sonne der modernen Ent- 
widlung. Die Induftrie wandert in fie aus, die Bevdlferung der in 
der Mitte liegenden großen Städte fucht zu großen Bruchteilen ihren 
Wohnſitz in fie zu verlegen, die landwirtfchaftliche Bevölkerung in ihnen 
hat die Neigung fich zu verdichten. Sie genießen gleichzeitig einen 
großen Teil der Vorzüge ber Zentralifation wie der Dezentralifation, 
ohne von ihren Nachteilen auch nur entfernt fo geplagt zu werben wie 
die großen Städte einerfeitd, die Heinen Städte andrerfeits. 

Sehr lehrreich für das Wachstum diefer Gegenden ift eine zahlen- 
mäßige Feltitellung, die wir an der Hand der fchon früher in diefem 
Kapitel erwähnten Arbeit von Stadtbeirat Dr. Schott in Mannheim 
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über das Wachstum der deutfchen Großftädte (‚„Statiftifches Jahrbuch 
deutfcher Städte”, XI. Yahrg. 1903, ©. 146) machen. Dana nahm 
von 1871 bis 1900 in 26 deutſchen Gropftädten die Zahl der Einwohner 
auf der Gemarkungsfläche von 1871 um 3756000 zu, auf der außer- 
halb diefer Gemarkungsfläche bis zu einem Umfreife von 10 km von 
den Mittelpunkten der betreffenden Städte aus gelegenen Fläche aber 
um nicht viel weniger, nämlich um 3230000! Und fcheibet man Berlin 
bon biefen 26 Städten aus, fo ftellt ſich das Ergebnis für Diefe äußere 
Fläche noch relativ günftiger! — 

In diefen Bannkreifen haben wir ung alfo darauf gefaßt zu machen, 
daß ſich in rafchem Berlaufe Heine, ftille Dörfer zu Städtchen, Heine 
Städte zu großen, belebten Orten auswachſen, daß die Reichen ſowohl 
wie die Armen in großen Scharen hier ſich anfammeln werben. 


Ein Teil dieſes Wachstums werben fich freilich die in der Mitte 
liegenden großen Städte von Zeit zu Zeit durch Eingemeindungen an- 
eignen, aber diejes Wachstum iſt damit natürlich nicht erſchöpft, und 
noch viel weniger da3 ganze hier erwachſende Problem. 


Die Ergebniffe, zu denen wir vorftehend gekommen find, find ja 
gewiß feine überrajchenden, aber fie find doch vielleicht geeignet, Die 
landläufigen Borftellungen etwas zu lorrigieren. Dieje Vorftellungen 
find im allgemeinen geradezu bypnotifiert von dem Wachstume der 
Großſtädte. Gewiß, bie jegigen Großftädte und großen Mittelftädte 
werben weiter machjen, auch nach unfrer Anfchauung. Aber wir dürfen 
ziveierlei darüber nicht vergeffen: einmal daß ein ftarfes und geſundes 
Wachstum aller Vorausficht nad) aud) zahllofen Heineren Orten bevor⸗ 
fteht und daß fomit auch dba außerordentlih wichtige Anfieblungsauf« 
gaben zu löſen find; und zum andren und vor allem, daß das, was 
man gemeinhin da3 Wachstum der großen Städte nennt, zum guten 
Teile gar nicht deren eignes Wachstum ift, fonbern das ihrer Bannkreiſe, 
von dem fie fi) von Zeit zu Zeit durch Eingemeindungen erhebliche 
Stüde aneignen. Diefe mächtige Entwidlung ber Bannkreiſe ber 
Großſtädte und großen Mittelftäbte wird aber aller Vorausſicht nad) 
auch in Zukunft vor ſich gehen, ja wahrfcheinlich da erft recht. Damit 
rüdt aber die ganze Frage ber Anfiedlungs- und Wohnungsreform der 
großen Städte von vornherein auf ein viel meiteres und, um es gleich 
zu jagen, viel hoffnungsreicheres Feld. Neuland tut ſich auf und der 
Gedanke gewinnt feften Untergrund, daß die Reform der großen Städte 
zwar gewiß auch von innen heraus, in erfter Linie aber bon außen 
herein zu erftreben iſt! — 
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11. Die Ziele der Dezentralifation. 

Vie ber göttlide Dulder Odyſſeus durch zehn Jahre herumirte, 
ehe er zur füßen Heimat zurüdfehrte, jo haben auch wir nunmehr 
zehn Abſchnitte durchmeſſen voller Fährlichleiten und Mühen, che wir 
jegt in diefem und bem folgenden Abſchnitte zum Ziele kommen, md 
wir fürchten nur, baß ber brave Leſer, der uns bis hierher begleitet 
hat, unter ben mancherlei ſtatiſtiſchen und fonftigen Abenteuern feine 
fo unterhaltfam und anziehend gefunben haben wird, daß er, wie weiland 
die Gefährten des göttlichen Dulbers bei den Lotophagen, den Wunſch 
gehabt Hätte, für immer dabei zu verweilen. 

Aber nun ftrebt unfer Kiel mächtig der Heimat zu, d. h. in dieſen 
Falle dem Ende, um deſſentwillen wir und eigentlich) doch die ganz 
Mühe in den vorftehenden Abfchnitten gemacht haben. Denn felbh- 
verftänblich erörtern wir hier die Dezentralifation nicht ala Selb 
zwed, nicht aus findlicher Freude am Hin- und Herſchieben der Be 
völferung, ſondern weil fie ein äußerſt wichtiges Stüd ber gejamten 
inneren Politik und insbeſondere, weil fie nad) unfrer Anfang 
ein Hauptmittel zur Löſung der ftädtifchen Bodenfrage bildet. Wem 
man aber dieſes Mittel, dieſes Stüd innere Bolitif richtig anwenden 
will, fo ift es unerläßlich, fich zuvor wenigſtens einigermaßen Ha 
barüber zu werben, wo nach bem Stande ber wirtfchaftlichen, gefrll- 
fheftlihen und fonftigen Xerhältniffe dieſes Mittel überhaupt aw 
wendbar erfcheint, wie weit es vorausſichtlich führt, mas von ihm zu 
erhoffen und nicht zu erhoffen ift, welche Strömungen e3 tragen und 
fördern, welche Dagegen es hindern u. dgl. m. Denn die bewußte Poli 
tif vermag doch nur ausnahmameife die Verhältniſſe willkürlich zu 
beherrſchen; ihre Haupttriumphe feiert fie, indem fie Hug die gr 
gebenen Berhältniffe benußt. Und insbefondere Hei einem fo gemelr 
tigen, umfaffenden und verwidelten Probleme wie ber Dezentralijation 
wird e8 gelten, die Wafjer nicht gegen ben Strom treiben zu wollen, 
fondern Hug ihr natürliches Gefälle und ihre natürliche Richtung 
zu benugen. Deshalb haben wir denn auch in den vorftehenden W 
ſchnitten mit ſoviel Mühe verfucht, ung darüber Mar zu werben, wohin, 
unter dem Gefichtspuntte der Dezentralifation gefehen, die ſozuſagen 
natürliche Entwicklung bei uns geht und welche Kräfte fördernd um 
hemmend in ihr wirffam find. Und danach erft, jet erft können wir 
fagen, was unfrer Meinung nad) auf Grund diefer Entwicklung um 
mit Hilfe eines bewußten Eingreifens in fie auf Diefem ganzen Welt 
erreicht werden kann und erreicht werden follte. Wir wollen und dabei 
fo kurz wie möglich faffen. Wenn die Pferde den Stall wittern, lieben 
fie feine Ummege mehr. 
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a3 alfo kann mit Hilfe der Dezentralifation auf unjrem Gebiete 
erreicht werden oder mit andren Worten: welche Ziele hat die De- 
zentralifation auf unfrem Gebiete zu verfolgen? 

Da bietet jich zunächft einmal der ganz. allgemeine Geſichtspunkt 
ber VBerbefjerung ber Landeskultur dar. Hier kommt nament- 
lich bie Berteilung ber Induſtrie auf die einzelnen Landſchaften unfres 
Baterlandes in Betracht. Wenn bieje Verteilung, wie wir in Abſchnitt 8 
dargelegt haben, gegenwärtig bie Neigung bat gleihmäßiger zu wer⸗ 
ben, und wenn diefer Vorgang, Hoffentlihd mehr und mehr gefördert 
durch bemußte Einwirkung, weiter fortjchreitet, jo ergibt ſich eine un- 
leugbare Verbeſſerung der Landeskultur. Die Überlaftung einzelner 
befonber3 inbuftriellec Gegenden mit Häufermaffen, mit Rauch und 
Ruß, mit all dem Hunderterlei Unangenehmen, was eine lebhafte In⸗ 
buftrie- und Städteentwidlung mit fich bringt, wird, wenn nicht an ſich, 
fo doch im ihrer weiteren Steigerung abgemildert. In bie bisher 
agrariſchen Gegenden andrerſeits kommt ein lebhafterer Verkehr, bie 
Bodenſchätze werben beifer ausgenugt, Iohnender Wſatz ift vor der 
Türe, die Bildung wird mannigfaltiger, der Geſichtskreis weiter u.dgl.ım. 
Daß mit dem allen freilich auch mancherlei Gefahren verbunden find, 
verfteht ſich von jelbft. 

Biel wichtiger für uns ift die Dezentralifation jedoch noch als 
Mittel zur Löfung der ftädtifhen Bodenfrage, wobei mir 
unter „Stadt” alle Orte von 2000 und mehr Einwohnern verftehen 
wollen. 

Wir find wohl alle ber Überzeugung, daß, wenn wir jept unfre . 
Städte neu anzulegen hätten, auf einem Boden, ber noch jeine ein- 
fachen Ianbwirtfchaftlihen Preife Hätte und auf bem wir nicht duch 
ſchon bejtehende Bebauung und Hundertfältige Widerftände mächtiger 
mtereifentengruppen gehindert wären, — daß wir auf einem folchen 
Boden ganz andre, lichte, freundliche und zweckentſprechende Stäbdte 
aufbauen würden, Städte voller Grün, Städte voller Schönheit, Heiter- 
feit und Gerechtigkeit, wie jie und oft in den Stunden unſrer Sehn- 
fucht vorjchweben: 

„Ah! jenes Land der Wonne, 
Das jeh’ ich oft im Traum; 

Doch, kommt die Morgenfonne, 
Berfließt’3 wie eitel Schaum.” 


Nun, bis zu einem gewiſſen Grabe wenigſtens bietet und bie 
Dezentralifation bie Möglichkeit, dieſes Ziel der Sehnſucht zu erreichen. 
Wir haben im vorjtehenden Abſchnitte gejehen, baß ſchon infolge ber 

Die Wohnungsfrage und das Reid, 8. Heft. 40 
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natürlihen Entwidlung aller Wahrſcheinlichkeit nach ein großer Tail 
unſres zu erwartenden Volkszuwachſes in einer Anzahl jet noch Heiner 
oder mittlerer Orte und weiter namentlich in den Vannkreiſen be 
jegigen Großſtädte und großen Mittelftäbte Pla finden wird; und bei 
einer energifchen bewußten Pflege läßt ſich biefer Vorgang natürlich 
noch ausdehnen. Diefes natürliche Feld ber Dezentralifation ift aber 
bis zu einem gemwiffen, gar nicht geringen Grade ein Neuland im obigen 
Sinne. Die Bodenpreife dürften an vielen ber in Betracht kommen⸗ 
ben Orte jebt noch jehr gering fein, und mo fie es nicht find, werben 
ſich doch in vielen Fällen Gegenden billiger und billigiter Wodenpreik 
noch in folder Nähe finden, bat die Stadtermweiterung unfchiver zum 
großen Teile auf fie gelenkt werben Tann. Zum Belege veriweijen wir 
nur auf unfre Feſtſtellung oben S. 80-83 biefed Buches, wonad in 
großer Nähe jelbft unfrer bebeutendften Großftäbte immer noch Stride 
fehr billiger Bodenpreife vorhanden waren. Außerdem läßt fich dur 
eine zielbewußte und kraftvolle Bodenpolitik natürlich auch fehr wid 
tun, um zu hoch geſchraubte Preife wieder herunter zu bringen. 

Ebenfo haben wir in diefen Gegenden der Dezentralifation af 
zu einem geringen Grade mit den Schwierigkeiten einer vorhandener 
Bebauung und des MWiderftandes mächtiger Intereffengruppen zu 
rechnen. 

Das Feld ift alfo frei — bis zu einem ziemlich hohen Grade 
wenigftens, unb wir dürfen nur ben Verſtand haben es als frei zu 
erfennen und ben Mut, es danach zu behandeln. Uber es fcheint frer 
lich, ala ob wir noch Furzfichtiger und zaghafter feien im ftäbtijchen 
Unfiedlungswefen ala unfre vielgefcholtenen Väter und Vorväter; dem 
diefe hatten mwenigftens nicht bie Erfahrung bes rapiben fräbtifchen 
Wachstums, die wir haben; für una aber gibt e3 feine folche Ent 
ſchuldigung. Das Feld ift alfo frei, wiederholen wir, und bie Möglid- 
feit beiteht, wenigſtens bis zu einem ziemlich hohen Grabe, in Diele 
Dezentralifationsgegenden die ungeheueren Vorteile für die dortige 
Unfiedlung zu verwirklichen, die auf Grund billigen Bodens ufw. zu 
erlangen finb. 

Welche Ausfichten eröffnen ji damit! In den in Rede ftehenden 
Dezentralifationsgegenden können fiher Millionen und Millionen 
unſres anmwachfenden Volkstums unterlommen. Für biefe Millionen 
fönnen wir dort billige Wohnungen fchaffen, denn dieſe Wohnungen 
können frei gehalten werben von ben ungeheuerlihen Auffchlägen 
monopolähnlicher und privatfapitaliftifcher Verteuerung. Für biek 
Anfieblungen von vielen Millionen können wir ausgebehnte Parks und 
Spielpläge, Gärten die Fülle, Fluten von Licht und Luft fchaffen. Der 
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Arzt, der Hygieniker wird dort erſt ſein Genügen finden, denn dort 
erſt, im Wiederanſchluß an die Natur, wird der Kampf gegen die 
Tuberkuloſe, gegen den Alkoholismus, gegen die Nervenkrankheiten 
richtig möglich ſein. In dieſen Dezentraliſationsgegenden werden wir 
auch jo manches pädagogiſche Ideal erreichen können, das in unſren 
jetzigen eng gedrängten Städten unerfüllt bleiben muß: kleinere Schul- 
häuſer ftatt der fo vielfältig anzutreffenden Maffenguartiere für Schul- 
finder, große Schulhöfe, Schulgärten u. bgl. Der Städtebaufünftler, 
der Verfehrötechniler, fie werben bort erft, wo fie von ben taufend 
bentmenden Schranken des Beitehenben viel freier find, ihr Können 
richtig zu entfalten vermögen. Suhft Du Stäbtefchönheit, fuchft Du 
Städtezwedmäßigfeit — hier ift ein Feld fie zu Schaffen. Auch der 


. Produzent, der Induſtrielle, der Handwerker werben ihr Teil erlangen, 


denn fie werden billigen Boden für ihre Betriebsſtätten bekommen unb 
werden e3 mit einer gejünderen und leiftungsfähigeren Arbeiterjchaft 
zu tun haben. Und nicht an letzter Stelle wirb die Gerechtigkeit ftehen, 
denn in biefen Dezentralifationdgegenden beginnt der Wertzuwachs bes 
Bodens erft; es ift dort alfo möglich, ihn in großem Umfange und 
doch ohne weſentliche Härten Für die Vertreter der Gefamtheit, für Staat 
und Gemeinde, aufzufangen. 


FIR das nicht eine Fülle von Segnungen, welche bie Dezentrali- 
fation über und auszugießen vermag, und lohnt beshalb nicht ber 
lange, mühevolle Nachweis in ben vorangehenden Wbfchnitten dieſes 
Kapitels, daß es fich Hier um feine Träume, um feine Utopien handelt, 
fondern daß ung die natürliche Entwicklung fo mie fo in Gegenden — 
in jegt noch Heinere Orte ſowie in die Bannkreije der großen Städte — 
führt, wo derartiges durchaus möglich iſt? — 

Übrigens ift diefe ganze Auffaffung von den großen Ausfichten, 
welche die Pezentralifation als Eröffnung von „Neuland” bietet, 
keineswegs mehr eine rein private des Verfaſſers biefes Buches, 
Im September 1906 iſt der Deutfhe PBerein für Wohnungs- 
reform mit einer ausführlichen Eingabe „Neue Aufgaben in ber 
Bauordnung» und Anfiedlungsfrage”*) an bie zufländigen Mini- 
ferien der deutſchen Bundesftaaten herangetreten, in welcher er gerade 
auf die im Fluß befindliche Dezentralifation Hinmweift und daraus die 
Notwendigkeit einer rechtzeitigen Reform der Bauordrnungen und Be— 
bauung3pläne in den betreffenden Bezirken ableitet. In den Leitjägen, 


*) Neue Aufgaben in der Bauordnungs⸗ und Anſiedlungsfrage. Eine Ein⸗ 
gabe des Deutſchen Vereins für Wohnungsreform. Vandenhoeck u. Ruxrecht. 
Göttingen 1906. Preis 1 ME. 
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welche biejer Eingabe vorangeftellt find, wirb auf die beporfichente 
intenfivere ſtädtiſche Beſiedlung in vielen bisher ländlichen oder Heim 
ftäbtifchen Bezirken aufmerffam gemadt, und dann heißt es wmkr 
A IV meiter: 


„Diele Entwidllung ftellt naturgemäß ber Tätigleit der Behörben große u 
verantwortungäfchwere, zugleich aber auch Außerft Iohnende Aufgaben. In den 
eben genannten Bezirten find bie Bodenpreiſe noch niebrig, oft noch rein lan» 
wirtſchaftliche; außerdem ftellen diefe Bezirke auch ſonſt in bezug auf Die für fur zu 
erwartende ftarle Entwidlung gewiflermaßen ein Neuland dar, auf dem mu 
wie in unferen Städten fo vielfach, mit den Hinbernifien ber einmal vorbandens 
Bebauung und den Wiberftänden mächtiger Interefientengruppen zu länıpfen & 
Diefe Bezirke find baber bazu berufen, die an und für fih an eine Fläbtiike 
Siedlung zu ftellenden Anfprüde in bezug auf Gefunbbeit, Weiträumigfeit, Berker 
mäßigteit, Anſchluß an die Natur, wirtfchaftliche, äfthetifche und bergleidhen Ge 
fihtspuntte in ganz andrem Maße zu verwirklidden, ald dies in fo vielen unfe 
jegigen Städte möglich iſt.“ 


ber allerdings, eine Vorausfegung ift zu machen, wenn wir be 
Segnungen ber Pezentralifation genießen wollen, nämlich daß mir 
fittlide Kraft genug befigen, für bie Dezentralifationdgegenben mi 
dem alten, verkehrten und — man barf wohl fo jagen — im Tiefſten 
unfittliden Syftem ber Stadterweiterung zu brechen und bort vielmehr 
eine Bodenpolitif zu treiben, bie rückſichtslos Teine Privatintereffen, 
fondern nur noch das Gemeinwohl kennt. Welche Maßregeln bazı 
notwendig find, ergibt das Hier porangehende Kapitel, Und folche Boden 
politit nit erft, nach dem durch Anlegung von Verkehrsmitteln u. dgl 
bie Bobenpreife in die Höhe gefchnellt find und das Kind in be 
Brunnen gefallen ift, fondern gerade notwenbigerweife [don vorher. 

Geſchieht das nicht, unterbleibt eine folche energifche und rechtzeitige 
Bodenpolitif, jo wird die Dezentralifation nur einen Heinen Teil ihrer 
Segnungen entfalten können. Sehr lehrreich find in Diefer Beziehung einige 
Mitteilungen aus dem Großherzogtum Baben von Prof. Fuchs im ber 
„geiticehrift für Wohnungsweſen“ vom 10. Mai 1906, auf Grund einer 
damals noch unverdffentlichten Arbeit eine® Dr. Walli. In Baden 
herrſcht befanntlich eine ſehr meitgehende Dezentralifation ber Sn 
duftrie, und von den induftriellen Urbeitern wohnen ?/,, aller männ- 
lichen und ®/,, aller weiblichen in Orten unter 10000, zum großen Teile 
fogar unter 4000 Einwohnern; in Verbindung damit ift landwirtſchaft⸗ 
licher Nebenerwerb diefer Arbeiter fehr verbreitet. Neuerdings aber 
bürgert fih, nach den eben erwähnten Mitteilungen, die Mietkaferne 
auch in biefen Meinen Gemeinden ftarf ein, und Die Bobenpreife ſchnellen 
in bie Höhe. „Infolgedeſſen verlieren die Dörfer ihre Anziehungskraft, 
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da die YJuziehenden doch leben müfjen wie in der Stadt... Das 
Steigen ber Grundftüdpreife auch in ländlichen Orten infolge des Ent- 
ſtehens von Mietlafernen wird nach der Anfiht von Walli,“ jagt Prof. 
Fuchs, „der ich mich vollkommen anjchließe, eine weitere Dezentrali- 
fation ber Anbuftrie, die bisher die billigen Grundftüdspreife und die 
vor allem infolge billigerer Miete niedrigen Arbeitzlöhne auf Das 
Band gezogen haben, hindern.” „Die Urbeiterfchaft” — fagt Walli — 
„zieht fort vom Lande in die Stadt, die Induſtrie zentralifiert fich, 
beide Bewegungen fördern ſich gegenfeitig — das ift die Gefahr, die 
da3 Auflommen ber Mietlaferne auf bem Lande uns bringt.” inige 
Abhilfe in diefer Richtung wird hoffentlich die bevorftehende neue 
badiſche Landesbauordnung bringen, aber es wäre verfehlt zu denken, 
daB eine Bauordnung mehr ala etmas tun kann; was notwendig ift 
und allein Heil bringen kann, ift eine umfafjende und kraftvolle Boden⸗ 
politit überhaupt auch in ſolchen Heinen Orten. 

Aber nit nur zur direkten Schaffung ausgezeichneter An⸗ 
fiedlungsverhältniffe für viele Millionen unfres Volkszuwachſes kommt 
die Dezentralifation in Betracht, fondern fie ift auch als in- 
direktes Mittel zur Verbeſſerung der jhon beitehenden 
Siedlung3- und Wohnungdverhältniffe von größter Wichtig- 
feit. Die eben erwähnten Siedlungen, bie auf dem durch die Dezen- 
tralifation zu erreihenden Neulande anzulegen wären, würden ja nicht 
auf dem Monde liegen, jondern an hundert Orten, an bie man leicht 
gelangen Tann, und zum großen Teile in unmittelbarer Nachbarſchaft 
ber großen Städte, alfo ber Hauptitätten ber privatfapitaliftifchen 
Bodenverteuerung und all ihres unfäglichen Unheils. Meint man denn 
aber, daß da dieſes handgreiflich deutliche Gegenbeifpiel, wa3 auf einem 
nicht Tünftlich verteuerten Boden gefchaffen werben Tann, nicht aud) 
eine Fräftige Rückwirkung auf die beftehenben Städte, namentlich die 
großen Stäbte, ausüben mürbe? Teils indireft durch Beeinfluffung 
der ganzen Begriffe darüber, wie eine ftädtifche Siedlung zu fein und 
was fie zu bieten Hat, teild auch direft durch Konfurrenz der neuen 
Viertel und Siedlungen mit den. alten, namentlich auch mit Hilfe des 
Vorortverkehres. Kurz, auch diefe Seite der Sache ift von großer 
Wichtigkeit. 

So erftreden fich die Wirkungen ber Dezentralifation, indem dieſe 
uns „Neuland“ mit billigem Boden u. dgl. erjchließt, weithin. Im 
übrigen müſſen wir bezüglich deſſen, was eine vernünftige Siedlungs- 
politit erftreben muß und was in den Dezentralifationsgegenden aud) 
großenteils erreicht werben Tann, auf bie vier Forderungen am 
Anfange bes Hier nächitoorangehenden Kapiteld verweifen. Uber 
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andrerſeits doch auch feit, daß wir immerhin recht viel zur Förderung 


ober Hemmung ber Dezentralifation tun können. Nur wird man dabei 
unterfheiden müffen. Es gibt eine Menge von Maßregeln, die zwar 
gewiß für Die Dezentralifation von Bedeutung, nicht felten fogar von 
großer Bebeutung find, bei benen dieſer Gefihtspunft aber doch nur 
eine mäßige Rolle ſpielen kann und andre Rüdfichten ganz im Vorder⸗ 
grunde ftehen, fo 3.8. bei ber Zollpolitik, bei der Frage ber Arbeiter- 
organifationen, vielen Maßregeln der Agrarpolitif u. dgl. m. Über- 
Haupt wird es wohl nicht leicht einen wichtigeren Vorgang in ber inneren 
Politik geben, der nicht irgendwie wenigſtens feine Wirkungen aud) 
auf Konzentration oder Dezentralifation in ber Anfiedlung ausftrahlte; 
und doch können wir ihn in zahllofen Fällen felbitverjtändlich nicht nad) 
diefen Wirkungen in erfler Linie beurteilen und behandeln. Bei biefer 
großen Fülle von Maßregeln, die zwar auf die Dezentralifation ein- 
wirken, bei denen aber doc andre Rückſichten weitaus zu überwiegen 
haben, können wir zur Pflege ber Dezentralifation nur verlangen, daß 
dieſer Geſichtspunkt, ſoweit möglich, mit beachtet und berüdiichtigt wird. 
Das aber lönnen wir auch wirklich verlangen. Wie die Anfiedlungs- 
politit bei uns überhaupt im argen liegt, fo ift es wohl auch kaum zu 
viel gejagt, wenn wir behaupten, daß die Rückwirkung der einzelnen 
Mapregeln des Staates, der Kommunallörper, der Gejellichaft, der 
wirtfhaftlihen Organifationen uſw. auf die Verteilung ber Bevölkerung 
bei ung bisher noch viel, viel zu wenig berüdjichtigt wird. Statt deſſen 
follte fich die Förderung der Dezentralifation wie der berühmte rote 
Taden durch alle Vorgänge unſrer inneren Entwidlung Hindurchziehen, 
und es wird eine wichtige Aufgabe ber Wohnungs- und Anfiedlungs- 
teformer fein darauf Hinzumirken, baß dies immer mehr gefchieht. 
Deshalb ift auch der Vorfchlag gar nicht übel, den Yriedrih Naumann 
in der neuen Auflage feiner „Neudeutſchen Wirtſchaftspolitik“ (Buch⸗ 
verlag ber „Hilfe, 1906) macht, e8 möchten die Gemeindevertretungen 
ber Heinen Provinzialftädte alljährlich zu einem Berichte darüber an- 
gehalten merben, wieviel Leute in ihrer Gemeinde abgewandert feien, 
wohin, welche gewerblichen Betriebe fich in der Gemeinde anlegen ließen, 
was man tun könne, um die Mbwandernden ber Gegend zu erhalten 
u. dgl. m. 

Am Gegenfaß zu diefer erften, natürlich vielmal größeren Gruppe 
von Maßregeln gibt e3 nun aber offenfichtlich noch eine zweite. Das 
find Maßregeln von Bedeutung, teilmeife jogar jehr großer Bedeutung 
für die Degentralifation, bei denen — und das iſt das eigentlih Wid- 
tige — die Rüdficht auf Förderung diefer legteren immerhin eine recht 
beträchtliche, nicht felten fogar die ausfchlaggebende Rolle zu fpielen 
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vermag, alfo Maßregeln, bie wir mehr oder minder au) um der Dezen- 
tralifation willen anftreben können. Natürlich Täßt fich zwifchen ber 
erften und biefer zweiten Gruppe feine fcharfe Grenze ziehen. Auch 
fönnen wir, wenn wir nachſtehend die legtere etwas näher beiprechen, 
durchaus nicht vollftändig fein; bloße Unterlaffungen zugunjten ber 
Dezentralifation laffen wir ohnehin ganz weg; doch düurfte nachſtehend 
immerhin ein großer Zeil der michtigeren Maßregeln ber ziveiten 
Gruppe aufgeführt fein. 

Wenn wir nun im einzelnen zu biefer übergehen, jo halten wir uns 
im großen und ganzen an das ſchon in Abjchnitt 10 benugte Schema 
der hauptſächlichſten Umftände, welche Die örtliche Anfieblung der Men- 
fhen bei und nad) Ortsgrößenklaſſen beftimmen, und fragen der Reihe 
nach, welche Maßregeln vielleicht geeignet wären, diefe Umftänbe zu- 
gunften ber Dezentralijation zu beeinfluffen. Auf diefe Weife erlangen 
wir auch wenigſtens eine gewiſſe Bürgfchaft für Vollſtändigkeit. Dabei 
beiprechen wir zunähft die Maßregeln, bie für bie Dezentralifation 
überhaupt in Betracht kommen, einerlei, ob bie Orte, nach welchen 
bie Bollömengen gelentt werben follen, inner- oder außerhalb ber 
Banntreife ber großen Städte Tiegen. 

Übrigens find mit Anwendung biefes Schemad dann auch ohne 
weiteres, zum Zeile wenigſtens, die Maßregeln erledigt, die zur För- 
derung ber landſchaftlichen Dezentralifation der Bevöllerung — alfo 
ber Dezentralifation in einem Sinne, in dem wir das Wort bier im 
allgemeinen nicht gebrauchen — etwa zu ergreifen wären; denn bie 
zur Förderung ber Heineren Orte dienenden Maßregeln werden zum 
guten Teile in folchen beftehen müffen, bie den bisher ftäbtifch und ge 
werblih weniger entwidelten Landſchaften gewiſſe Entwidlung3bebin- 
gungen, 3.8. im Verkehrs⸗ und im Bildungsweſen, verfchaffen, bie in 
ben andren ſchon vorhanden find. 

Un diefe Erörterung der Dezentralifationsmaßregeln im aflge- 
meinen aber ift noch eine weitere anzuschließen betreffend die Bann- 
freife ber großen Städte im fpeziellen, denn Hier nimmt die Dezentrali- 
fation eine befondere Geftalt an und erfordert eine Anzahl weiterer, 
befonderer Maßregeln. 

Endlich bemerken wir noch, daB wir im folgenden in Diefem 
ganzen Abſchnitte verftehen unter „Großſtädten“ Gtäbte über 
100000 Einwohner, unter „großen Mittelftäbten” Orte von 50% 
bis 100000 Einwohnern und unter „großen Stäbten” alle Orte 
über 50000 Einwohner, ferner unter „Dezentralifationsorten“ 
ſolche Orte, nad) benen die Bevölkerung gelenkt wird, und nicht etwa 
Diejenigen, von denen fie abgelentt werden foll. Und Schließlich machen 
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wir noch darauf aufmerffam, daß wir bei der Erörterung der Pflege 
der Dezentralifation in diefem Abjchnitt als Zielpunkte der Anfiedlung 
im allgemeinen doch immerhin in erjter Linie Städte — Orte über 
2000 Einwohner — im Auge haben und erft in zweiter Linie das 
platte Land. 

Wenn wir nun aljo im Anfchluffe an die für die Unfiedlung in 
Dezentralifationsorten, einerlei ob inner- oder außerhalb der Bannkreiſe 
ber großen Städte, beftimmenden Umftände die etwa möglichen Maß- 
regeln ganz kurz durchgehen, fo fteht natürlich, wie oben in Abſchnitt 10, 
voran der Hauptberuf. Prüfen wir feine einzelnen Abteilungen! 
Bei ber Abteilung A — Landwirtſchaft uſw. — wird zwar eine 
verftändige Agrarpolitit durch Beförderung der Intenſität des Lande 
baue3 und der Ummandlung großer Güter in Hleinere ſehr Wichtiges zur 
Dezentralijation beizutragen vermögen; aber wir können das doch kaum 
unter die Maßregeln ber Dezentralifation in unfvem Sinne hier rechnen, 
da andre Geſichtspunkte ganz überwiegen. Wichtige Maßregeln zur 
Förderung der Dezentralifation fallen dagegen in unjren Rahmen bei 
der Abteilung B: Induſtrie im weiteren Sinne. Zunächſt wirb 
man von einem großen Teile ber zur Entwidlung von Induſtrie und 
Handel in den bisher gewerblich weniger vorangefchrittenen Landſchaf⸗ 
ten, namentlich dem preußiſchen Oſten, beflimmten Maßnahmen fagen 
dürfen, daß fie zugleich in beträchtlihem Grade ber PDezentralifation, 
der Unfiedlung in unferm Sinne hier, dienen und ba man auch bewußt 
hierauf teils ſchon Hinftrebt, teil3 mit der Zeit doch wenigſtens dabei 
hinftreben kann und hinftreben ſollte. Es it ung natürlich völlig un⸗ 
möglich, diefe Politif Hier im einzelnen burchzugehen, wir weiſen nur 
ſchnell auf einige bejonders große Unternehmungen in biefer Nichtung 
hin. So ift die Danziger Techniſche Hochſchule vor einigen Jahren mit 
ber ausgeſprochenen Abſicht gegründet worden, zur inbuftriellen Be⸗ 
lebung bes Oſtens beizutragen; fo wird der Rhein⸗Weſerkanal zum Teil 
deshalb gebaut, um „die großen, in ben Stohlenrevieren zuſammen⸗ 
gedrängten Induſtriebezirke zu entlaften‘; und in ber gleichen Nich- 
tung liegen, darf man mohl fagen, auch die Schaffung de Dortmund⸗ 
Emskanals und ber Ausbau bes Embener Hafens. Im Intereſſe der 
Dezentralifation liegt e3 unſeres Erachtens, daß dieſe ganze Politik 
nach Kräften fortgeſetzt und ausgebaut wird. 

An die Seite tritt den eben genannten Maßregeln als überaus 
wichtig die ſchon oben in Abſchnitt 8 dargelegte ſtärkere Entwicklung 
des Verkehrsweſens in den bisher dünner bevölkerten und gewerblich 
weniger entwickelten Landesteilen durch Nebenbahnen, Kleinbahnen, 
Verbeſſerung ber Poſteinrichtungen, Fernſprecher, Automobil, Fahr⸗ 
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rad uſw. uſw. Durch dieſe Dinge vermögen bie Heinen Orte in wid 
tigen Beziehungen wenigſtens eines Teils der Vorzüge der großen teil- 
hoftig zu werben. Diefe Dinge bilden alfo fehr wichtige Hilfsmittel 
ber Dezentralijation und follten von allen Anhängern biefer legteren 
bementfprechend befördert und behandelt werden. Insbeſondere find fie 
aber natürlich für die Entwidlung von Induſtrie und Handel in den 
Heineren Orten wichtig. Was vermag wohl in biefer Richtung ſchon 
eine einzige Kleinbahn ober eine Telepkonanlage für dad Lanb oder 
einige abgelegene Heine Städte! 

Wir kommen weiter zu einer Maßregel, an die nur felten gebadt 
wird. Induſtrielle Anlagen in Heinen Orten haben öfters mit 
Schwierigkeiten in ber Abführung der Abwäſſer zu lämpfen; bafür 
find nicht felten größere Einrichtungen notwendig, welche natürlich Leicht 
bie verfügbaren Mittel des einzelnen Induſtriellen überfleigen merben 
und für bie dag Eintreten andrer Stellen notwendig ift. So gibt z. B 
die Königl. Sächſiſche Landeskultur⸗Rentenbank Kapitalien auch „zu 
Ausführung oder zum Umbaue einer im öffentlichen Intereſſe nötigen 
Anlage zu Entmwäfjerung eine Ortes oder von Teilen eined Ortes“ 
(Geſetz vom 1. 6. 1872), und wir nehmen an, daß damit öfters aud 
ſolche im Intereſſe der induftriellen Entfaltung notwendigen Entwäfle 
rungsanlagen gemeint find. 

Es kommen weiter in Betradht zur inbuftriellen Hebung Heinerer 
Orte Gewährung von Steuerfreiheiten an Induſtriebetriebe, bie 
fi) dort anfiedeln, unentgeltliche ober befonders billige Überlaffung 
bon geeigneten Baugelände durch die Gemeinde uſw. 

Bon ganz direktem förbernden Einfluffe auf die induftrielle Ent- 
widlung Beinerer Orte fann ferner die Haltung der Behörben m 
der Ausübung ihrer polizeilichen Gewalt werben. Einerjeit3 werben bie 
Behörden gut tun, auf Die SYnbuftriebetriebe in den großen Städten ein 
iharfes Auge zu haben und bort auf bie Anforderungen zur Verhütung 
bon Geſundheitsſchädigungen und Beläftigungen ber Nachbarjchaft be 
fonder3 genau zu achten. Natürlich liegt es und ganz fern, auch nur 
irgendwie einem Syſtem der Schilanierung von Snduftriebetrieben in 
den großen Städten, das Wort zu reden; aber auf ber andren Seite 
fehen wir, vorbehaltlich der Würdigung des einzelnen Falles, auch Beinen 
Grund ein, burch beſondere Milde das Verbleiben oder Die Neugründung 
bon Snduftriebetrieben an Stellen möglich zu machen, wo fie, wie fo 
oft in ben Gropftäbten, in Rüdficht auf die Nachbarfchaft nun einmal 
feinen recht geeigneten Standort Haben. Natürlich aber würde eine 
derartige Einwirkung der Behörden, die übrigens wohl jetzt ſchon zum 
Zeil geübt wird, ſtark zugunften ber induftriellen Entfaltung ber 


Eiftes Kapitel: Über ftädtifche Dezentralijation. 645 


Meineren Orte, in melde bie die Großſtädte verlaffenden Induſtrie⸗ 
betriebe jedenfall vorwiegend wandern würden, wirfen. Auf ber 
andren Seite herrfcht in den Heineren Orten jetzt öfters noch ein ftarker 
Widerftand gegen Induſtrieniederlaſſungen, namentlich weil man ben 
Arbeiterzuzug und bie daraus entipringenden Steuerlaften fürchtet. Da 
wird es nun im Intereſſe der Dezentralijation die Aufgabe der höheren 
Behörden fein darauf Hinzumirken, daß diefer Widerftand gebrochen, 
daß dieſe Hinderniffe der induftriellen Entwidlung der Heineren Orte 
befeitigt werben. 
| Eo ließe fich gewiß noch manches zur Förderung ber örtlichen De- 
zentralifation. ber Induſtrie anführen; wir wollen jedoch Hier nur noch) 
auf zwei ung beſonders wichtig erfcheinende Geſichtspunkte aufmerkſam 
maden. Einmal kann mit ber Zeit für die Hier in Rede ſtehende 
induftrielle Dezentralifation die Politik der induftriellen Kartelle 
und Syndikate von entjcheibender Bedeutung werden. Profeſſor 
Waentig*) 3.9. hält es für möglich, ba in ben Vereinigten Staaten 
von Nordamerita für die ftarfe Verlegung von Snduftriebetrieben aus 
ben großen Städten weg in ber Periode 1890100 die Wirkſamkeit 
der Truſts dort entfcheibend geweſen fei. Bei dem immer ftärferen 
Einfluffe auf die ganze Regelung der Produktion, welchen auch bei ung 
biefe inbuftriellen Vereinigungen gewinnen, ift e8 nicht ausgeſchloſſen, 
daß ihre Haltung für die Yrage des Standortes eine großen Teiles 
unfrer Snduftriebetriebe eines Tages maßgebend wird. 

Von ähnlicher Wichtigkeit, wenn auch kaum fo großer, kann aud) 
die Haltung der Urbeiterorganifationen ber induftriellen Dezen- 
tralifationdfrage gegenüber werden. 

Endli aber möchten wir hier noch einen Gedanken ernithafter 
Beachtung empfehlen, für den fchon die Deutfche Gartenftadtgefellichaft 
in ihrer von Herrn Bernhard Kampffmeher verfaßten trefflihen Flug⸗ 
fchrift „Der Zug der Induſtrie aufs Land” *) Iebhaft eingetreten ift: 
die Gründung von Genoſſenſchaften von Snduftriellen zum Zwecke der 
gemeinfamen Berlegung ihrer Unternehmungen aus der Großſtadt weg 
dam. gemeinfamer Gründung glei außerhalb. In der Tat ſcheint ung 
diefer Gedanke jehr fruchtbar zu fein. Daß bas Land oder kleine Orte 
für eine Anzahl Unternehmungen ein günftigerer Standort ift als 
unsre jegigen großen Städte, glauben wir in Abfchnitt 9 nachgemwiefen 
zu haben; ebenfo, daß ſchon jeßt viele größere Induftrieunternehmungen 


*) Die Großftabt, Vorträge und Auffäke, herausgegeben von ber Gehe: 
fliftung, Dresden, v. Zahn & Saenfch, 1903. ©. 161/2. 

*") Zu beziehen durch die Gefchäftftelle der Deutfchen Bortenftabt-Gefell: 
ſchaft, BerlinsSchlachtenfee, Seeftraße Bd. Preis 10 Pfg. 
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ſich von ben großen Stäbten wegziehen. Aber für ben einzelner 
Unternehmer bietet das naturgemäß große Schwierigkeiten, jolange es 
fih nicht um fehr große Unternehmungen handelt. Wieviel leichter 
und günftiger ließe fich bie Sache ba bewerfitelligen, wenn jich bie 
Unternehmer zu ihrer Durchführung genoffenfchaftlih zufanımientäten! 
Schon das Land draußen wäre billiger zu erhalten, da man e3 in ben 
meiften Fällen in großen Komplexen wohlfeiler beläme al3 in Heineres 
Stüden. LZufahrtsftraßen, Anlegung von Güterverladungseinricdhtun- 
gen, Gleisanſchluß uſw. ufm., alles käme billiger, ba es fich auf viel 
mehr Teilnehmer verteilte. Die mehrfach erwähnten Borteile einer 
gewiſſen Zufammenhäufung induftrieller Betriebe ließen jich wenigſtens 
zum Teil erreichen, bie Arbeiter würden vermutlich leichter mit hinans 
ziehen, Bau- und Hypothekenkredit wäre leichter zu erhalten u. DgL. m. 
Kurz, wir jehen feinen Grund ein, warum foldhe induftrielle Sieb- 
lung3ögenoffenfhaften, wie wir fie nennen möchten, nicht gedeiber 
follten. Im Gegenteil: fie gewinnen vielleicht mit der Zeit noch ein: 
große Bedeutung für die Dezentralifation, und es ift nicht unmöglich 
daß fie Speziell für die Heineren Unternehmer noch einmal ein Hanpt- 
bebel werden, um ſich von dem Druck der großſtädtiſchen Boden- 
teuerung zu befreien. Sebenfall3 verdient aber ber Gedanke folde 
induftrieller Siedlungsgenoffenfchaften noch injofern die ganz bejondıe 
Beachtung aller Freunde ber Dezentralifation, als fie ein gemwichtige 
Mittel der Selbfthilfe auf dieſem Gebiete barftellen. Wir müſſen Damit 
rechnen, daß jede größere Dezentralifationzbermegung bei ber Menge be- 
ſtehender Intereſſen, bie fie verlebt, auf den erbitterten Widerftand 
zahliofer mächtiger Stellen ftößt. Da ift jedes auch nur einigermahen 
wirffame Stüd Dezentralifation, das die Freunde Diefer auf dem Wege 
ber Selbfthilfe Durchführen können, boppelt ſchätzbar. Natürlich wären 
ſolche Unternehmungen, foweit irgend möglich, den modernen Gedanken 
entfprechend auf der Grundlage des dauernden gemeinfamen Boben- 
befiges (Erbbauredht ufw.!) zu errichten und müßten bezüglich der An- 
fiedlung ber Arbeiter ſich von jeder Art von Unfreiheit völlig fernhalten. 

Wir gehen über zur Abteilung C der Berufsftatiitit: Handel 
und Verkehr. Wie weit e3 hier gelingt, eine gewilfe Dezentralifation 
herbeizuführen, wirb großenteil3 von dem Maße abhängen, in welchem 
Tih die Dezentralifation bei den übrigen großen Verufsabteilungen 
Durchführen läßt. Die Dezentralifation bei diefen ift zugleich das wirk⸗ 
famfte Dezentralifationsmittel für die Abteilung C. Tritt eine Ab 
lentung des Bevölkerungsſtromes überhaupt zuguniten der Tleineren 
Orte ein, fo muß natürlich vor allem der Kleinhandel folgen, aber 
ebenfo auch die Berkehrseinrichtungen ber Poſt, der Eifenbahn und 
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fonftiger Berfehräunternehmungen und natürlih auch die Gaſt⸗ und 
Wirtöhäufer. Abgeſehen Hiervon, gibt es wohl fein wirffameres Mittel 
zur Dezentralifation bei der Abteilung C, als kräftigen Ausbau ber 
Verkehrseinrichtungen nach und in ben Heinen Orten; denn diefe Ein- 
richtungen find natürlich gerabezu die Lebensluft des Verkehrs nicht 
nur, fondern auch des Handeld. Auf der andren Seite freilich Führen 
gerade verbefferte Verkehrseinrichtungen für die Meinen Orte oft dazu, 
einen Zeil des Handelsverkehrs uſw., der fich bisher dort abipielte, 
in die großen Städte zu ziehen, und es ift fraglich, ob diefer zweite 
Einfluß den erften nicht öfters überwiegt. Endlich ift für die Dezen- 
tralifation in biefer Abteilung von Wichtigkeit auch die immer zu— 
nehmende Gründung und Entfaltung neuer Sommerfrifchen, Badeorte 
u. dgl., denn dadurch wird eine Dezentralifation bed nach ber letzten 
Berufsſtatiſtik immerhin annähernd eine Million zählenden Heeres ber 
zur „Beherbergung und Erquickung“ gehörenden Perfonen herbeigeführt 
und darüber hinaus nod) eine wirtichaftliche Stärkung zahllofer Heinerer 
Orte überhaupt erzielt. 

Die Abteilung D laffen wir auch hier al3 zu unbebeutenb weg. 

Bei der Abteilung E: — „Militär⸗, Hof», bürgerlicher und 
firchlicher Dienſt, auch fogenannte freie Berufsarten” — kommt ernitlich 
in Betracht, ob nicht im Intereſſe ber Dezentralifation der Anfieblung 
auf eine ſtärkere Berüdfichtigung ber Heineren Orte als Sitz von Be— 
börden, Garnifonen, Erziehungsanftalten u. dgl. planmäßig Hinge- 
arbeitet werden follte. ebenfalls ift dies ein Geſichtspunkt, der immer- 
hin auch gegenüber den dienftlichen Rüdfichten noch Beachtung verdient. 

Bei der Übteilung F: — „Ohne Beruf und Berufsangabe”’ — 
iſt jchon rein zahlenmäßig weitaus die wichtigfte Gruppe die der Rentner 
und Penfionäre. Um diefe na Möglichkeit in die Meineren Orte zu 
ziehen, wird es vor allem gelten, die allgemeinen Lebensverhältniffe 
in diefen Orten jo angenehm und vorteilhaft wie möglich zu geftalten. 
Da wir hierauf fogleih unten ſowieſo näher eingehen, Tönnen wir uns 


“ hier eine befondre Erörterung fparen. Die andren Angehörigen ber 


Abteilung F jegen fich zum allergrößten Teile zufammen aus nicht in 
ihrer Familie lebenden Schülern u. dgl., und ferner aus den Inſaſſen 
von Armenhäuſern, Siehenhäufern, Zrrenanftalten, Strafanftalten ufw. 
Hier erhebt ſich, wie fchon eben oben bei Abteilung E, bie Frage, ob 
es nicht im Intereſſe der Dezentralifation möglich wäre, für diefe An- 
falten fowie auch für die Bildungsanftalten, von denen natürlich der 
Aufenthaltsort der Schüler abhängt, in ftärlerem Maße als bisher 
Heinere Orte ald Sig zu wählen. 

Aber nicht nur an den Hauptberuf, auch an den Nebenberuf 
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« 
und Nebenerwerb lajfen fih Maßregeln anfnüpfen, welche die De 


zentralifation fördern. Wir haben in ben früheren Abfchnitten gejehen, 
daß unter den Nebenberufsfällen bie Iandwirtichaftliche Tätigkeit eine 
jehr hervorragende Rolle fpielt. Da müßte es doch, follte man denlen, 
möglich fein, gerabe in den Heineren Orten, wo dad Land noch billig 
ift und der einzelne nicht fo weit hat hinaus ind Freie, Diefe immerhin 
recht wichtige Ernährungsquelle reichlicher fließen zu maden. BDazı 
gehörte vor allem eine planmäßige Bereitftellung Peiner Landlofe um 
bie Heineren Drte herum, namentlich pachtweiſe, zur neberiberuflichen 
Bewirtſchaftung durch ftädtifche Familien; übrigens wäre auch im bes 
großen Städten unb ebenfo auf dem Lande eine berartige Mafregef 
gewiß oft jehr angebracht und ein Mittel zur Verhütung des über- 
mäßigen Abftrömens ber Arbeitskräfte von diefem letzteren. Aber es 
fcheint, daß an zahlreichen Stellen in Deutichland die Geſchloſſenheit 
des Grunbbejiges die Erlangung folder Heinen Parzellen unmsglich 
madjt, und es würde alfo im Intereſſe der Dezentraliſation Tiegen, 
wenigſtens in ber unmittelbaren Nachbarſchaft der Städte Diefe Ge⸗ 
fchloffenheit irgendwie zu befeitigen. Aber natürlich wäre mit eimer 
folden rein negativen Maßregel noch längft nicht alles getan. Unſeres 
Erachtens follten fi die Kommunallörper, vor allem die Gemeinben, 
diefer Sache Träftig annehmen. Schon ein Vorgehen, wie e3 in bem 
legten Kapitel dieſes Buches dargelegt ift, wäre fehr gut; aber in den 
Heineren Orten, von denen wir bier ja reden, könnten unferes Er⸗ 
achtens die Gemeinden uſw. noch erheblich weiter gehen. Sie follten 
größere Grundfläden in möglichiter Nähe der bebaufen Quartiere er- 
werben und aus ihnen nicht nur Kleingärten von einigen Humdert 
Duadratmetern, fondern auch Heine Lanblofe von etwa 1/, Morgen 
Größe gegen mäßige Bacht zur Verfügung ftellen. Eine günftige Wir 
fung auf bie Erwerböverhältniffe und die Bevölkerungsentwicklung bes 
betreffenden Ortes bliebe gewiß nicht aus. Freilich kann ja auch eim 
folder Tandwirtfchaftlicher HeinerRtebenbetrieb feine Schattenfeiten haben: 
gar zu große Unrentabilität, Überanftrengung ber betreffenden Fa- 
milien uftv., doch muß e3 der Beurteilung im inzelfalle überlaffen 
bleiben, ob diefe fo ſtark find, daß man beffer auf die ganze Einrichtung 
verzichtet, und es bleibt dann immerhin noch die Aufgabe übrig, wenig⸗ 
ſtens für Kleingärten im Sinne bes lebten Kapitels hier zu forgen. 
Endlih kommt noch in Betracht, daß für eine nicht geringe Zahl 
bon Perſonen ihr Einkommen ganz oder teilweife aus Unterſtützungen 
fließt. Die Frage der Armenhäufer, Siechenhäufer, Srrenanftalten uſw. 
in Heinen Orten haben wir ſchon oben berührt; aber es Handelt ſich 
ja zum guten Zeile auch um die außerhalb folder Anftalten lebenden 
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Unterſtutzungsempfänger aller Urt, und da erhebt ſich die Frage, ob 
fih etwas Bernünftiges tun läßt, um den jebigen ftarfen Zuzug von 
Unterftügung3bedürftigen zu den großen Städten, der ja fchließlich auch 
beren Urmen- und GSiechenhäufer u. dgl. füllt, von ihnen fernzuhalten. 
Bis zu einem gewiffen Grade erörtern wir diefe Frage weiter unten mit 
bei den Auseinanderfegungen über die Bannkreiſe der großen Städte. 
Hier fei nur darauf Hingewiefen, daß in diefem Betracht die Dezen- 
tralifation eng zufammenhängt mit der Reform unſres Armen- und 
Wohltätigleitswefend. Wenn ed mit ber Zeit einmal bahin kommen 
follte, daß die Armenlaften von den Gemeinden, mwenigften3 von ben 
Hleineren, auf größere Verbände übernommen, baß auch unfre Wohl- 
tätigleit foviel irgend möglich entiprechend umorganifiert würbe unb 
daß in Bufammenhang mit alledem außerhalb der großen Städte eine 
weſentlich zwedmäßigere, durchgreifendere und reichlichere Berforgung 
der Unterftügungsbebürftigen einträte, — wenn aljo das alles gejchähe, 
fo wäre damit jedenfall auch ein wichtiges Stüd Dezentralifation ge- 
feiftet und der Zudrang der Unterftüßungsbedürftigen zu den großen 
Städten abgeſchwächt. 

Aber bie materiellen Umftände, welche die Anfiedlung bejtimmen, 
erihöpfen fich nicht in ben Faktoren bes Einkommensbezuges: auch bie 
Frage, welche Vorteile ein Ort für ben Berbraud, für den Konſum 
bietet, ift von Wichtigfeit. Orte mit billigen LXebensverhältniffen werben 
unter fonft gleihen Umftänden von ber Bevölkerung mehr aufgeſucht 
werden als teure Orte. Und da ergibt ſich für die Heineren Orte ohne 
weitere3 Die bedeutſame Aufgabe, vielleicht den größten Borzug, den 
fie in diefer Beziehung vor ben großen voraus haben, nämlich bie größere 
Billigfeit der Wohnungen und des Grund und Bodens für Gärten u.dgl., 
fih nad) Kräften zu erhalten. Eine burdhgreifende Boben- und Woh- 
nung3politit in den kleineren Drten, gerade auch durch die Gemeinden 
jelber, welche Politik das Biel billiger und guter Wohnungen, mög« 
chf verbunden mit Gärten und mit einer fchönen, dem Grün und der 
Natur reihlih Raum gemährenden ganzen Ortsanlage, energifch und 
mit Umficht verfolgte, wäre ficher ein Hauptmittel, um den Zuzug zu 
ben Heineren Orten zu fteigern und namentlich auch die von den 
Stadtgewaltigen fo ſehr geſchätzten Rentner und Penfionäre heran 
zuziehen. Mannigfache Maßregeln fchlagen hier ein, und nur auf eine 
wollen wir im Borübergehen aufmerffam maden: e3 wird u. a. auch 
gelten, den Kleinhäuſern in bezug auf ihre bauliche Beichaffenheit jede 
nur irgend zuläſſige baupolizeiliche Erleichterung zu gewähren und fie 
nicht mit dem ganzen Heere der bei einer Mietlnferne ja wohl ange- 
brachten Anforderungen zu belajten. Die Möglichkeit, zu einem eigenen 
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Heinen Haufe zu kommen, bildet ficherlih einen Hauptreiz der Heineren 
Drte, und deshalb muß man auch die Erftellung folder Kleinhäuſet 
fo billig machen mie möglid). 

Gehen wir nun über zu den immateriellen Umftänden, welde 
Einfluß darauf haben, in welcher Ortsgrößenklaſſe die Bevölferung jid 
anjiedelt. Auch auf diefem Felde läßt fich vieles zur Förderung der 
Dezentralifation tun. Zunächſt gewährt auch hier wieder die natürlide 
größere Möglichleit der Heineren Orte, die Bevölkerung in ihrer ganzen 
Lebensweife in engeren Zuſammenhang mit der Ratur und bem Boden 
zu bringen, "gewichtige Förderungsmittel der Dezentralifation. Des 
Familienleben kann durch reichliche Schaffung von Hausgärten oder 
auch von Kleingartentolonien begänftigt und gepflegt werden, dem 
Sport und ben Leibesübungen kann man leichter al3 in ben großen 
Städten durch umfaffende Gewährung von großen Spielplägen entgegen- 
fonımen, dem ganzen Erholungs- und VBergnügungsleben Tamı 
durch ausgiebige Schaffung von Öffentlichen Anlagen u. dgl. der fo an- 
ziehende und fegengreihe Freiluftharatter aufgebrüdt werden. 

Über weiter: wieviel läßt fich auch fonft auf dem Felde des Ber 
gnügungs⸗ und ferner dem des Bildungslebend tum, um die Heineren 
Orte anziehenber und reicher in ihrem Lebenzgehalte zu maden! 3 
nächſt eröffnet fich hier ein wunderbares Yeld für eine einfichtige und 
tatlräftige Gemeinbeverwaltung. Iſt Die Ode und Langeweile fo mandher 
Heinen Stadt bei und eine unausweichliche Notwendigleit? Wäre es 
nicht in vielen von ihnen der Stadtverwaltung möglidy, Durch ihre Bei- 
hilfe und Unterftügung, für eine Anzahl von Wochen wenigftens, für 
das Borhandenfein einer guten Theatertruppe zu forgen, gute Konzerte 
ins Leben zu rufen, eine bejfere Bibliothek und ein Meines Ortsmuſeum 
zu gründen, gute Vorträge zu veranftalten u. dgl. m.? Wo bie Kraft 
der einzelnen Stadt für derartige Dinge nicht ausreiht, wäre es 
gewiß oft möglich das Ziel zu erreichen, wenn fich mehrere nahe bei- 
einander gelegene kleinere Orte zufammentäten. Wir kämen fo zu 
einer Art Städtegenoffenfhaften, und es will und feinen, als 
ob für eine derartige Anwendung des Genoſſenſchaftsgedankens auf 
die fommunale Fürforge noch ein weites und fruchtbare Feld gegeben 
wäre. Wenn einft im Mittelalter durch die Hanfa deutſche Städte, bie 
fiher im Durchſchnitt erheblich, Heiner waren al3 etwa unfre 20000 
Einwohner-Städte, fogar gemeinfam Krieg geführt, Yrieben gefchlofjen 
und Könige ein- und abgefegt haben, warum follten da nicht heute amfre 
Heineren Städte gemeinfam Theater unterhalten oder Konzerte und 
Vorträge veranftalten u. dgl. m.? Es ift übrigens fehr interefjant, 
daß 3.8. der Gedanke eines gemeinfamen ftädtifchen Theater mehrerer 


Eiftes Kapitel: Über ſtädtiſche Dezentralifation. 651 


Heinerer Städte in Deutjchland bereit3 verwirklicht if. Sn ben ber 
fannten ‚Aufgaben der Gemeindepolitil”*) von Adolf Damafchke, 
5. Wuflage, ©. 43, finden wir mitgeteilt, daß fich die Städte Köslin, 
Kolberg, Stolp, Neuftettin, Lauenburg und Belgard zur Organifierung 
eined „Hinterpommerſchen Städtebund⸗Theaters“, das abmwechjelnd je 
eine Zeitlang in den beteiligten Städten fpielt, zufammengetan haben 
und daß in Vorpommern, Oberfchlefien, Oberheifen, im Harz und in 
Mittelfahjen Damals ähnliche Beitrebungen im Gange waren. a, 
warum follten unjre Heineren Städte mit der Zeit unter Umjtänden 
nit noch ganz andre Aufgaben gemeinfam, genoſſenſchaftlich löſen? 
Etwa eine gemeinfame Hypothekenbank haben oder, wenn wir einmal 
fühn ins Weite fchweifen wollen, vielleiht ſogar in eignen Bergwerken 
Kohlen graben oder auf eignen Schiffen Seetransporte ausführen 
u. dgl. m.? 

Doch wir wollen aud nit in den alten deutichen Fehler ver- 
fallen, alle8 von der Behörde zu verlangen, felber aber die Hände in 
den Schoß zu legen. Nein, wenn eine Träftige Dezentralifationd- 
bewegung zugunften der Heineren Orte einjegen foll, fo müffen die 
Bewohner diefer Orte und alle, welche fich für dieſe Sache intereffieren, 
felber Träftig Hand anlegen. Damit ändert man nicht, und das ift 
auch eine fehr billige und nur eines Häglichen Philifterd würdige Art 
und Weife, daß man am Biertifch über da3 „Ichredliche eine Neſt“ 
Ihimpft, im übrigen aber alles beim alten läßt. Nein, man pade friſch 
an, der eine Hier, ber andre dort, um dem Heinen Orte nad) Möglich- 
feit größere gefellige, geiftige u. dgl. Vorzüge zu verfchaffen: der eine 
verſuche fich auf hygieniſchem Gebiete, ber andre auf dem der Volks⸗ 
bildung, der dritte bemühe ſich um die Fünftlerifche Kultur und fo fort 
— und ein fröhliche3 Leben wird erblühen, und nicht zuletzt wird ge- 
rade auch auf die, welche ſich in den Dienſt diefer Dinge geftellt haben, 
reicher Segen zurüdfließen, und e8 wird ihnen der „Aufenthaltzort‘' 
mehr und mehr zur Heimat werden. Insbeſondere aber muß es aud) 
für die Aufgabe der mannigfadhen großen Körperſchaften, Stif- 
tungen u. dgl., die fih bei ung bie Förderung der Bildung und der 
jozialen Wohlfahrt zum Ziele gefegt haben, gelten, noch mehr als bis- 
ber die Tleineren Orte zu berüdfjichtigen und fo auch an ihrem Zeile 
dezentralifierend zu wirkten. 

Und ähnlich wie auf den Gebieten des Bildungs“, Vergrügungs- 
und Erholungslebens läßt ſich gewiß auch auf fonftigem gemeinnüßigen 
fowie auf religiöfem, kirchlichem und politiichem Gebiete durch rege 


*) Sena, ©. Fiſcher, 1904. Breis 1,50 Mt. 
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3 erreichen tradıten. Aber, wie gleichjalls chem im Ubidgmitt 11 zu 
gefſihri, ift dieſe Sröbe ſchließlich doch nicht fo icht Debentenb Zuerae 
Sat die Mleinheit eines Ortes doch amd ihre eigentämluhen Bariäge. 
und eb iſt uns hier nicht möglich, all diefe Momente jehgemäi gegen 
einander abzmwägen; wir müffen uns bamit begnügen, auj ben Ge 
ſicht⸗s puult ber „gewilfen Größe” aud im diefem Zufemmenhauge au 
merffam gemacht zu haben. Eine weſentliche Überidjreitung ber „ge 
wiffen Groͤhe“ hat aber für Beine Orte ficher ſehr bebeutenbe Gejahzrn 

Enblih wollen wir biefen Teil be3 vorliegenden Abſchnittes be⸗ 
fließen, indem wir noch kurz einige verfchiebene Dinge aufzählen, 
bie für die Dezentralifation von Wichtigkeit find. Zunächſt ein Städ 
Bohnungsreform. Wir haben im vorigen Abfchnitte geiehen, def 
es oft große Schwierigkeiten macht für Meinere Orte, Hypothelen auf die 
DHäufer zu belommen; ebenfo jcheint e3, dab das private Baugeiverbe 
gerade in kleineren Orten oft nicht vermag, ben bereditigten Bebärf- 
niffen auf Errichtung von Wohnungen nahzulommen. E3 läge Daher 
wohl ganz befonders im Antereffe ber Hleineren Orte und würde wahr- 
ſcheinlich ein wirkſames Stüd Dezentralifation bedeuten, wenn Die jchon 
häufig von wohnungsreformeriſcher Seite verlangten öffentlich-rechtlichen 
Bau- und Onpothelenbanlen je etwa für den Umfang einer Provinz be 
grünbet würden, fei e3 nun, daß man fie als Provinzialinftitute er- 
richtete, fei es, daB man die Lanbeöverficherungsanftalten in Diefer 
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Richtung ausbildete, oder fei ed endlich, Daß man noch einen andren Weg 
wählte. Immer würden diefe Banken doch jedenfalls in erfter Linie 
die Aufgabe haben, die in der privatlapitaliftiihen Organijation des 
Bauweſens und des Bau und Hppothelarfredit3 befindlichen Lüden 
auszufüllen, und deshalb würden fie vermutlich den Heineren Orten 
bejonderd zugute kommen. 

Ein weiterer Punkt ift die Pflege des Sinne für die Natur. 
Kleinere Orte vermögen in höherem Grabe als große Städte für bie 
Bevölkerung den Zufammenhang mit der Natur zu erhalten. Die Pflege 
des Sinnes für die Natur muß alfo auch in der Nichtung wirken, die 
Bevölkerung den Heineren Orten geneigt zu machen. Daher dürfen wir 
auch in den zahlreichen Veranftaltungen inner» und außerhalb der Schule, 
welche die Pflege des Sinnes für die Natur zum Haupt» oder Nebenzweck 
haben — Schulgärten, Ferientolonien, Schülerwanderungen uſw. —, 
ein Stüd Arbeit für die Dezentralifation erbliden. 

Eine wichtige Aufgabe bei ber Dezentralijation fällt auch ber 
Preſſe zu. Richt nur, daß fie in alle Wege die Intereſſen der Heineren 
Orte befjer ftudieren und fräftiger vertreten jollte al3 bisher, jondern 
fie follte vor allem auch von ber jet noch öfter anzutreffenden gering- 
ſchätzigen Haltung gegenüber dem Kleinftädter, dem Brovinzler ablajjen. 
Un der Dezentralifation hängt ein gutes Stüd Zukunftshoffnung unſres 
Volkes, deſſen follte auch die Prejje mehr und mehr eingeden? werden! — 

Daß auch eine Reihe gefegliher Beſchränkungen der Dezen- 
tralifation im Wege ftehen, fei hier nur im Vorbeigehen erwähnt; 
e3 iſt dies ein viel zu weites Feld, ald daß wir uns hier näher darauf 
einlafjen Tönnten. Nur beifpiel3weife möchten wir anführen, daß e3 
doch fraglich ift, ob 3.8. die fogenannten preußifchen Anfiedlungsgejebe 
in der Richtung der Dezentralifation im allgemeinen Sinne ganz ein- 
wandfrei find. Neuerdings wird ferner 3.8. in der Zeitfchrift „Die 
Landinduſtrie“ Klage geführt über bie Schwierigkeiten, die fich für die 
Anlegung von Snduftriebetrieben auf bem Lande aus dem preußiſchen 
Geſetze über die Vorausleiftungen für Wegenugung vom Auguft 1902 
ergeben. Wenn wir bie Dezentralifation ernitlich wollen, werben wir 
kaum umhin Tönnen, nicht nur bie kommenden neuen Gefebe, fondern 
auch) das ganze Netzwerk der beitehenden einmal Daraufhin zu durch⸗ 
mulftern, was daraus im Intereſſe der Dezentralifation zu entfernen wäre. 

Endlih können und dürfen wir nicht übergehen das gewichtige 
Mittel zur Pflege der Dezentralifation, da in der neuerdings immer 
ſtaͤrker erörterten Gründung fogenannter Gartenftädte liegt. Was 
will die Gartenſtadtbewegung, fo wie fie etwa von ber Deutfchen Garten- 
ſtadt⸗Geſellſchaft (Gefchäftsftelle: Schlachtenfee bei Berlin, Seeftraße 35) 


u 


5 v. Mangeiiz- Zir Zrübtiide Bebeufrage. 
vertreten wirb ? Da es Tich hie: wech um junge, exit werbenbe Ideca 


fehen wollen Ju England if die Gründung einer Gertenftabt bereit: 
erfolgt, und end im Zrexridlaxd i:md zurzeit mechrere Mleinere, wen 
and, etwas abgeänderte Beriuche im Gen. 

Betrachtet man ich dieſen Plan, jo iicht man, bei er wor allem 
eine Tüßme und radilıle Zwiammeniafiung von verichiedenen zeichtigen 
Reisrmgebanfen euıhält. die jegt amdh jeuf im den reifen der Unbämger 
der Dezentteliſatien unD der Bohnungs- und Bebeureisrm umb veibt 
ze; weit darüber hinans werfolgt werben: als Jdeni muht mehr ze 
schenere Greifäbte, jendern Heinere Etäbte, eine gewire Adler zur 
Razur and für die Szunıbewoßmer, Behandlung de3 Einbtbedens ab 

überwiegend 


Erübiebex u del m In dieien Retormgedanten an ſich fann afle mic 
frömmmzen gr’unden werden, jondern dieſes Unterfcheibenbe firgt im ber 
radialen Zurcchrüäßtenz und Zuiammerisiung all dieſer Gebanken, 
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durch die Gründung ganz neuer Orte auf Boden von noch landwirt⸗ 
ſchaftlichem Preiſe; und es Liegt weiter in. der Abficht, diefe Durchfüh- 
rung auf dem Wege der Selbfthilfe ber unter ben jegigen Übelftänden 
Leidenden anzuftreben. In diefen Momenten liegt eine nicht geringe 
Stärke ded ganzen Gedankens. Natürlich würde in folden ganz neuen 
Orten der Boden billiger fein ala bei Anlehnung an ſchon beftehende 
Orte; ebenjo wäre man durch beitehende Baulichleiten, Verfehrslinien 
uſw. fo gut wie gar nicht in der planmäßig beiten Entfaltung der Orte 
gehindert. Man märe alſo jedenfall® in der Lage, vorausgejeht daß 
diefe neuen Städte überhaupt zur Entiteamg und Entwidlung fommen, 
in vieler Beziehung den Bewohnern mehr und Schöneres zu fchaffen 
als bei Anlehnung an fchon bejtehende Orte, und man würde demgemäß 
auch eine größere Unziehungstraft auf die Bevölkerung ausüben können. 
Auf der andren Seite Liegt aber in den angeführten Momenten auch die 
große Schwäche des Gedankens. Ganz neue Orte zu gründen und in 
die Höhe zu bringen, ftößt eben auf jehr große Schwierigkeiten. Das 
einmal Beftehenbe ift im Beſitz und hat den Vorteil! Schwierig ift es 
ſchon, mit einem Male eine bedeutende Zahl von Bewohnern in diefe 
neuen Orte zu ziehen, und ohne das find diefe lepteren boch auf eine 
ſehr langſame Anfangsentwidlung angewiefen, durch bie oft gewiß jogar 
ihre Exiſtenz gefährbet werden würde. Aber auch abgefehen hiervon 
it doch bie Schwerkraft ber beflehenden Orte außerordentlihd. 8. 8. 
felbft ein Fabrikant, ber fein Unternehmen von ber Großftabt weg ver- 
legen will, wirb ſich doch in zahllofen Fällen fcheuen, über den groß. 
ftäbtifchen Bannkreis Hinauszugehen, denn er haftet perfönlich wie ge⸗ 
Ihäftlih mit zu vielen Fäden an der Großſtadt, als daB er ſich ganz 
von ihr loslöſen könnte. Ebenfo haften die Behörden, ohne welche eine 
auch nur etwas größere Stadt doch nicht zu denken ift, zunächſt an ihren 
einmal vorhandenen Siten, und die Zahl der Behörden kann nicht 
beliebig vermehrt werden. Weiter: ftellt man fich einen ſehr fchnellen 
und durchſchlagenden Erfolg der Gartenſtadtbewegung vor, eine wirklich 
große und allgemeine und ſchnell eintretende Ummwälzung durch fie, wie 
fie allerdbingd ganz unwahrſcheinlich if, jo würde damit auch eine 
plögliche, Tataftrophenähnliche und vollswirtichaftlich fehr gefährliche 
Entwertung ber vielen Milliarden Nationalvermögens gegeben fein, 
die jeßt Durch die beftehenden Städte, ihre Gebäude, ihren Boden, ihre 
Verkehrs⸗ und fonftigen Einrichtungen, die zu diefen Städten führenden 
Eifenbahnlinien uſw. uf. dargeftellt werben. 

Wir möchten mit dem allen natürlich nicht die Rolle des Flau- 
maderd gegenüber der Gartenſtadt⸗ oder Dezentralifationsbewegung 
Ipielen, vor diefem Verdachte find wir wohl geſchützt; aber wir möchten 
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Wir haben bisher die Pflege der Dezentralifation im allgemeinen 
behandelt, jebt gilt e8 zum Schluß, jich noch befonders der Dezentrali- 
fation in bezug auf die Bannkreiſe unfrer Großftädte und großen 
Mittelftädte zuzumenden. 

Unftreitig werden dieſe Bannkreiſe ein Hauptfeld der Anfammlung 
unfrer wachjenden Bevölkerung fein; wir verweisen in diefer Beziehung 
nur auf bag, was wir oben im 10. Abjchnitt ausgeführt haben. Unb 
natürlich läßt jich diefe Bewegung durch planmäßige Maßregeln noch 
ſehr fördern. Schon diefe® Wachstum macht eine große Siedlungs- 
politit in den Bannkreiſen notwendig; nod) mehr wird eine folche aber 
dadurch erfordert, daß fich in diefen Bezirken natürlih an und für fi 
ganz andre erfreuliche Erfolge erzielen laffen als in den Bezirken der 
großen Städte felber, mo die Bodenpreife bereit3 viel höher find und 
die einmal vorhandene Bebauung allem löblichen Streben große Hinder- 
niffe entgegenfegt. So fagte aud) Paul Boigt*) etwa 1899 von Berlin: 
„Vom praktiſchen Standpunfte aus aber kann die Umgegend vielleicht 
noch ein höheres Intereſſe als Berlin jelbft beanfpruchen. Denn in 
Berlin haben fi) alle Berhältniffe fonfolidiert, hier hat der Vodenwert 
eine erfchredende Höhe erreicht, und alle Reformoorfchläge würben der 
hartnädigften Oppofition der gefchädigten Intereſſenten begegnen und 
nur ſchwer durchzuführen fein. Dagegen ift im Außengebiet — wie von 
vornherein Mar zutage liegt — eine planmäßige, tiefgreifende und um⸗ 
faffende Reform auch ohne Verlegung zahlreicher VBermögensintereffen 
im allgemeinen meit eher möglich, da der größte Teil des Gebietes noch 
unbebaut ift und der Bodenwert in den meiften Vororten meit hinter 
dem Berliner zurädbleibt.‘ 

Zu dem allen kommt aber als fehr wichtig noch weiter hinzu, daß 
wir in ber fachgemäßen Entwidlung der Bannkreiſe auch ein gemwaltiges 
Mittel in der Hand haben, auf die in der Mitte gelegenen 
großen Städte zurückzuwirken. Schon oben, bei den Zielen ber 
Dezentralijation, haben wir hierauf Hingemwiefen. Glaubt man denn, 
daß es ohne Rückwirkung auf diefe Städte bleiben würde, wenn dicht 
an ihren Grenzen immer mehr blühende Orte fich entmwidelten, die in 
bezug auf dag ganze Anfiedlungswefen und alles, was damit zufammen- 
hängt, unendlich viel bejjere Werhältniffe böten al3 die Städte in ber 
Mitte? Unter dem Drud diefer Konkurrenz werden dieſe legteren gar 
vieles tun müſſen, wozu fie fonft nie die Kraft gefunden Hätten. Und 
auch die fachliche Möglichkeit, die Wohnungs⸗ und Anfiedlungsverhält- 


*) Srundrente und Wohnungsfrage in Berlin und feinen Vororten. 
Sena, ©. Fiſcher. 1901. &. XI. 
Die Wohnungsfrage und daß Rei, 8. Heft. 43 
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*eßt der Reichtum ganzer Landfchaften zufammen. Was auswärts 

“it Hilfe ungezählter Arbeiterfcharen ufw. ertvorben worden ift, an einer 
ieihe bevorzugter Bläße, und inZbefondere in den großen Städten, wird es 
=. Srzehrt. „Beſäße ich Nürnberg, ich würbe es zu Bamberg verzehren“ 
"rein altes Wort, wenn hier auch zufällig das Verhältnis zwifchen 
—roßer und Heinerer Stadt umgekehrt if. Man vente au an ben 
heinifcheweitfäliichen Reichtum, der im Kohlen- und Induſtriebezirk 
er zeugt und in Düſſeldorf, Bonn, Köln, Berlin verzehrt wird. Auf 
me iieſe Weife entiteht aber in den einen Orten eine vergleichSmweife 
.: ehr günftige fteuerliche Lage, während in den andren, vorwiegend von 
—en Maſſen ber ärmeren Bevölkerung beivohnten Orten ein hoher 
..ommunaler Steuerdrud unausbleiblich ift; und man wird gewiß nicht 

- jagen können, daß dieſes Augeinanderreißen von Stenerfähigleit und 
— .tatfählicher Beſteuerung innerlich berechtigt fei. Auch Durch die Be⸗ 
_ fteuerung der fogenannten Forenſen im preußifchen Kommunalabgaben- 
— .geieg ift es offenbar keineswegs vollftändig bejeitigt. Nein logiſch 
- _ würde man von hier aus zur Forderung einer ſteuerlichen Ausgleichung 
.._ in den Kommunallaften der den Reichtum erzeugenden und der ihn ver- 
„.. zehrenden Orte überhaupt fommen. Ob wir e3 jemals bahin bringen 
_ _ werden, ſteht dahin; aber das darf man mwohl jagen, daß wenigſtens 
— zwiſchen ben Bannkreifen und ihren Stabtlernen eine derartige Aus- 
gleichung ftattfinden follte, beruht Doch der Reichtum der großen Städte 

* immerhin zu einem erheblichen Teile auf der Bevölkerung der Bann- 
freife. Es ift noch gar nicht gejagt, daß die Städte in der Mitte der 

- ” Banntreife dabei fo Schlecht fahren würden, denn fie würden dann ja 
auuch, mie oben ausgeführt, von ben großen Bodenmertfteigerungen 
draußen fteuerlich profitieren; vor allem aber würde bann der fteuerlid) 

— prioilegierten Stellung jener „vornehmen Bororte ein Ende gemacht, 
die liberwiegend der Sit wohlhabender Leute find und die in gänzlicher 
Mikachtung des Satzes „Noblesse oblige“ fich bisher der Eingemein- 
dung und damit der’ Zahlung eines verhältnismäßigen Beitrages zu 
den Laſten des großen Ganzen, zu dem fie gehören, zu entziehen gewußt 
: Haben. Welche kraſſen Verhältniſſe jegt da vielfach. beftehen — kommunale 
Steuerliche Überlaftung ſchlimmſter Art in armen Arbeitervororten einer- 
feit3, außerordentlich niedrige Gemeinbefteuern in den Villenvororten 
derfelben großen Stadt andrerfeit3 — dafür meifen wir nur auf die 
Bahlen hin, bie A. v. Nojtig-Wallwig 1900 für das Königreich Sachſen 
geliefert hat.*) Danach zahlten 1897/98 3.8. im Gebiet von Dresden 


— 


bi 


*) Dr. Fiſchers Zeitſchrift für Praxis und Geſetzgebung der Verwaltung. 
Leipzig, Roßberg & Berger, 1900. XXI. Bp., 3. und 4. Heft. 
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und Umgegenb die Billenvororte auf je 100 ME. Staatäfteuern im all- 
gemeinen noch nit 100 ME. Gemeindefteuern, Dagegen waren bie 
Arbeitervororte viel höher mit Gemeinbefteuern belaftet, zweie ſogar 
mit 245 und 328 ME. auf je 100 ME. Staatöfteuern. Ahnlich fand es 
auf dem Leipziger und Chemniger Gebiete; auf legterem war 3. 2. 
ber am günftigften geftellte, nur wenig Arbeiter beberbergende Vorort 
Siegmar mit mır 95 ME. Gemeinbdefteuern auf 100 ME. Staatäfteuern 
belaftet, die beiden Induſtriedörfer Kappel und Neuftabt bei Chemnisg 
Dagegen mit 201 und 334 Mk.! Und doch gehören die einen Bororte 
fo gut wie die andren zu bemfelben wirtjchaftlichen Leibe, und bie einen 
find für deffen Erhaltung fo notwendig wie die andren! 

Alfo aud die Steuerverhältniffe drängen dazu, die großen Städte 
und ihre Bannkreiſe wenigſtens bis zu einem gemwiflen Grabe als Ein- 
heit zu behandeln. Wenn dann in zahlreichen, bisher wenig leiſtungs⸗ 
fähigen Orten ber Bannkreiſe gerade auch für bie ärmere Bevölkerung 
mehr geleiftet werben kann, fo wird das für die großen Städte bie fehr 
angenehme Folge haben, daß die Unterftügungsbedürftigen von da 
draußen weniger in fie abftrömen und ihre finanzen auch weniger 
belaften. 

Eine gemiffe einheitliche Behandlung der Bannkreiſe von höheren 
Geſichtspunkten aus ift aber auch um beswillen notwendig, weil bie 
jegigen Ortöverwaltungen in den betreffenden Orten in zahllofen Fällen 
ber großen Aufgabe, ihr Gebiet als Anfiedlungsgebiet großer Menfchen- 
maffen für eine weite Zukunft hinaus zu behandeln, gar nicht ge 
wachſen find, ja gar nicht gewachſen fein fönnen. Wo jollen die bieberen 
DOrtsvorfteher und Gemeindevertretungen von ftillen Dörfchen und 
fleinen Städtchen mit einem Male die Erfahrung, die Kenntniffe, ben 
weiten Geſichtskreis, das Gefchid her haben, bie notwendig find, wenn 
ihre Orte mehr und mehr in den Strudel großftäßtifcher Entwidlung 
gezogen werden? Dazu bie großen moralifhen Berfuchungen und 
Gefahren für ein tadellofes öffentliches Negiment, bie in dem rapiden 
Anwachſen bes Bodenmwertes und ber dadurch gegebenen Möglichkeit 
ſchnell zu Gelde zu kommen Liegen. So fagt aud) Brof. Fuchs in einem 
Auffage in der ‚„„Zeitfchrift für Wohnungsweien” vom 10./5. 1906 über 
den Entwurf einer neuen Landesbauorbnung für dad Großherzogtum 
Baden auf Seite 199: 


„ — — Nun if e8 aber eine allgemein zu besbadhtende und auch Don 
Dr. Walli Lonftatierte Erfahrung, daß Die Gemeindeverwaltungen Heinerer und 
mittlerer, ja felbft laͤndlicher Ortſchaften das Auflommen von Wietlafernen in 
denfelben nicht nur nicht verhindern, fondern im Gegenteil freudig begrüßen als 
einen Anfang „ftäbtifcher” beziehfungsweife „großftädtifcher Entwicklung“. Außer: 
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dem find die Mitgliever der Gemeindevermaltung als Grunbftüdsbefiger in ber 
Regel an der durch die Dlietöfafernen verurfadhten Steigerung der Grundſtücks⸗ 
preife ganz unmittelbar ſehr interefiert, ohne fih in kleineren Gemeinden durch die 
Rüdfiht auf die öffentlihe Meinung in der Verfolgung diefes Intereſſes be- 
ſchränkt zu fühlen, wie bie in ben größeren Städten immerhin einigermaßen 
der Fall iſ. — — — — — — — — — — — — — — — — — — 

Dieſe Autonomie (d. h. die gemeindliche) war ihren Aufgaben mehr oder 
weniger gewachſen, ſolange die kleineren Orte ihren bisherigen ländlichen Charakter 
behielten. Mit der eintretenden ſtädtiſchen Entwicklung aber ergeben ſich Auf⸗ 
gaben, welche über das Verſtändnis und die Kompetenz bäuerlicher Gemeinde⸗ 
räte hinausgehen und ein ſtaatliches Eingreifen erheiſchen, wenn nicht eine 
Trage von fo eminenter Bedeutung für die ganze Volkswirtſchaft des Landes 
nad) den engften Gelbbeutelintereifen der zunächſt Beteiligten entſchieden werben 
fol. — — — — " 

Und ähnlich bezeichnend ift aud) die Stelle bei P. Voigt, „Grund- 
rente und Wohnungsfrage in Berlin und feinen Vororten“, Seite 121/22. 

So ließen fich gewiß noch mannigfache weitere Geſichtspunkte für 
eine gewiſſe einheitliche Behandlung der großen Städte und ihrer Bann- 
freife anführen, aber das bisher Gebotene mag genügen. Schließlich 
ergibt fich die Notwendigkeit einer foldhen Behandlung doch auch Schon 
einfach aus der Tatfahe des Bannkreifes felber. Wenn ed um einen 
Drt herum eine Zone gibt, die in Erzeugung wie in Verbrauch, im 
wirtjchaftlichen wie im geitigen und fozialen Leben entjcheidend von 
ihm beeinflußt ift und Die umgekehrt auch wieder auf diefen Ort einen 
außerordentlichen Einfluß ausübt: ergibt ſich da nicht eigentlich von 
jelbft ald Forderung, daß der betreffende Ort und dieſe Zone wenigfteng 
bi3 zu einem gemwilfen Grade nach einheitlichen Geſichtspunkten zu 
behandeln und zu entwideln find und daß das vor allem für die An— 
jiedlungspolitif zu gelten hat? — 

Es ift denn auch zu beobadhten, daß an verjchiedenen Orten bereit 
mehr oder minder derartige Gedanken verfochten worden find. In 
Dresden murbe vor einiger Zeit in einem Vortrage im dortigen 
Mietberohnerverein (Monatsblatt diefed Vereins, Dezember 1905) ein 
höchſt anziehender Plan eines Herrn Fribfche „Dresden im Jahre 
2000” entwidelt, nach welchen die Umgebung Dresdens meithin in die 
Dresdner Entwidlung hereingezogen und nad) einheitlichen Geſichts— 
puntten behandelt werben ſollte. In Leipzig richtete der dortige 
Mieterverein im Oktober 1905 eine jehr intereffante gedrudte Eingabe 
an den Rat der Stabt. Es wurde darin aus Ähnlichen Gründen, wie 
wir fie hier dargelegt haben, um die Eingemeindung eines weitreichenden 
Kreifes von Drtfchaften in das Stadtgebiet gebeten. Vor allem aber 
hat der Naturforfcher und Arzt Prof. Dr. med. Kobelt in Schwan- 
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andren Seite erfcheint auch eine verwaltungsrechtliche Verbindung der 
einzelnen Bannfreiorte mit der großen Stadt nicht als bie richtige 
Löſung, denn eine folde Organifation würde wohl zu vermwidelt fein 
und vor allem zu einfeitig unter dem Einfluffe der großen Stadt ftehen 
und endlih auch zu ſtark durch die Engherzigfeit und Kleinlichkeit der 
Verwaltung vieler Bannkreisorte behindert werben. 

Die Organifation, die zu jchaffen wäre, muß ſich nach dem Zwecke 
richten, der verfolgt werden ſoll. Diejer Zweck ift gewiß bie einheit- 
fiche Behandlung von Stadt und Bannkreis, aber zunächſt und vor allem 
doch die einheitliche Behandlung und möglichfte Entwidlung des Bann⸗ 
freifes in fich unter dem Geſichtspunkte, daß er ein großes einheitliches 
Wirtſchafts- und Anfieblungsgebiet mit der Stadt zufammen fein und 
werden foll. Da liegt e3 nahe, zunächſt einmal den Bannkreis in ſich, 
ohne die Stadt, al3 Vermwaltungsgebiet zufammenzufaffen. Dadurch wäre 
jedenfall3 die Einheitlichfeit eben des Bannkreiſes gefichert und damit 
vor allem auch feine Leiftungsfähigkeit für eine Menge von Aufgaben, 
denen der einzelne Bannkreisort nicht gewachſen ift. Damit wäre aber 
weiter ein großer, mächtiger und einheitlicher Körper geichaffen für da3 
nun weiter herzuftellende Verhältnis zu der Stadt in der Mitte, von 
welchem Körper nicht anzunehmen ift, daß er in diefem Berhältnig dem 
einfeitigen Einfluffe der Stabt erliegen würde. Der Vorſchlag, den 
wir zur Erwägung geben mödjten, geht alfo dahin, zunächft einmal die 
Bannkreiſe in fich, ohne die Städte in der Mitte, zu leiftungsfähigen, 
großen Kommunalflörpern mit der befonberen Aufgabe der großen ein- 
heitlichen Dezentralifationd» und Anſiedlungspolitik zufammenzufafjen 
und dann erft zwifchen diefen Körpern und den Städten in der Mitte 
ein geordnetes Verhältnis zur Pflege der gemeinfamen Intereſſen und 
Herftellung der nötigen Einheitlichleit in der Behandlung des Geſamt⸗ 
gebiete8 zu jchaffen. Und da es immer praftifch ift, dem Kinde beizeiten 
einen Namen zu geben, fo wollen auch wir das hier nicht verfäumen.. 
Wir Schlagen deshalb vor, diefe großen zufammenfaffenden kommunalen 
Banntreisorganijationen ebenfo zu nennen mie die betreffenden Städte 
in ber Mitte, nur mit dem Zuſatze „Außen“, aljo von „Außen- 
Berlin”, „Außen-Frankffurt”, „Außen-Dresden” zu reden. 
Bannkreisorganifation und Stadt zufammen aber möchten wir vor⸗ 
ſchlagen, wiederum ebenso zu nennen wie die betreffenden Städte, jedoch 
mit dem Bufage „Groß“, alfo „Groß⸗Berlin“, „Groß⸗Frank⸗ 
furt”, „Broß⸗Dresden“. Wir würden dann beiſpielsweiſe folgende 
Namengebung haben: „Köln“ bedeutet die Stabt Köln auf ihrer jegigen 
Gemarkung, „Außen⸗Köln“ die Rommunalorganifation oder den Kom⸗ 
munalverbandb des Bannkreifes Köln, „Groß⸗Köln“ aber Stadt und 
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Bannkreisorganifation Köln zufammen. Empfehlenswert wäre e3, dann 
noch weiter zu unterjcheiden und unter „Außen-Köln” den Bannkreis 
nur dann und nur infofern zu verftehen, ald er nach den vorftehenden 
Vorſchlägen organifiert ift; wenn man aber ohne Rüdjicht darauf, ob 
eine ſolche DOrganifation für den Bannkreis vorliegt oder nicht, von 
diefem reden will, einfa vom „Banntreis Köln’ zu fprecdhen. 

Die Aufgabe, biefe neuen verwaltungsrechtlichen Gebilde der Banıı- 
Treisorganifationen zu fchaffen, den nötigen Inftanzenzug für den Tall 
von Konflitten — Konflikten zwifchen der Banntfreisorganijation und 
den einzelnen Bannkreisorten, und Konflikten zwiſchen der Bannkreis⸗ 
organifation und den in der Mitte liegenden großen Städten — ein⸗ 
zurichten u. dgl. m., muß natürlich durch die ftaatliche Geſetzgebung 
gelöft werben. Wahrlid, eine Wufgabe an Größe und Wichtigkeit Der 
GStädtereorganifation des Freiherrn v. Stein vergleichbar! 

Natürlich dürfte die Bannkreisorganijation die kommunale Selbit- 
verwaltung ber einzelnen Bannkreisorte nicht auffaugen, jondern Diefe 
muß im Gegenteil, fomweit irgend möglich, nicht nur weiter beftehen, 
fondern auch mit neuem, frifchem Leben, wie e3 ji) aus den nun heran- 
tretenden großen Aufgaben ergibt, erfüllt werden. Auf der andren 
Geite muß aber der Banntreisorganifation teils fchon in eriter, teils in 
zweiter Inſtanz doch ein weitgehender Einfluß auf die Verwaltung des 
ganzen Gebietes und feiner einzelnen Teile eingeräumt werden. Die 
ganze Banntreißorganifation würde ja doch vor allem gejhaffen, um 
ben Gedanken einer großen einheitlichen Dezentralifationd- und An- 
fiedlungspolitit in dem ganzen Gebiet von Stadt und Bannfreis zur 
Durchführung zu bringen. Diefer erfte und wichtigſte Zweck darf nicht 
vereitelt werden burd) Selbftfucht und Kirchturmspolitik einzelner Bann⸗ 
freisorte, und deshalb eben müſſen den Bannfreisorganifationen meit- 
gehende Befugniſſe zugeftanden werden. Im übrigen möchten wir nur 
bemerfen, daß eine ftarfle Mitwirkung und ein ftarter Einfluß 
des Staates in den Banntreisorganifationen uns gleichfall3 um Des 
ebengenannten Zweckes willen notwendig erfcheinen. 

Es Tann uns nicht einfallen, bad Wirfungzfeld diefer Bannkreis- 
organifationen genauer bejtimmen zu mollen; nur um wenigſtens un⸗ 
gefähr ein Bild davon zu geben, zählen wir nacdhftehend eine Anzahl 
Dinge auf, deren ſich diefe Organijationen jedenfalld anzunehmen hätten. 
Wir bemerken dabei, daß gewiß in vielen Fällen diefe Dinge auch erſt 
in Gemeinfhaft mit ber in ber Mitte liegenden Stadt zu regeln wären 
und daß ber Zufag „in I. Inſtanz“ bzw. „in II. Inſtanz“ fagen ſoll, 
ob unfrer Meinung nad) die Banntreisorganifation die betreffende 
Sache von Anfang an in die Hand nehmen oder nur einen Obereinfluß 
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hinter der Gemeindevermwaltung des einzelnen Bannkreisortes babei 
haben joll: 

Ausbildung des Verkehrsweſens in I. Inſtanz. 

Grundzüge des Straßenneßed und feines Ausbaues in I, Ausbau im 
einzelnen in II. Inſtanz; 

Orundzüge der Bauordnung und Bebauungspläne in L, Baugenehmi- 
gungen und jonftige Einzelheiten in II. Inſtanz; 

Errihtung und Betrieb gemeinfamer Gas⸗, Wafjer- und Eleltrizitäts- 
werte; 

Erwerbung von Grundbeſitz; 

mindeſtens fafultative foziale Wohlfahrtäpflege ; 

Mitwirkung bei ber Handhabung des nach dem vorangehenden Kapitel 
zu reformierenden Enteignungsrechtes; 

wichtige Teile des Finanz⸗ und Steuerweſens in I. Inſtanz, insbeſondere 

Bertzumachsiteuer ; 

Ausbildung eines gemeinfamen Kommunalhaushaltes des Bannkreiſes; 
Maßregeln zur Durchführung einer richtigen Dezentralifationd- und 

Anſiedlungspolitik teil3 in I., teils in II. Inſtanz, darunter auch 

die oben den „Stäbtegenoffenjchaften” zugewieſenen Aufgaben; 
Negelung der Beziehungen zur Stadt in der Mitte. 

Natürlich ift diefe Aufzählung durchaus nicht vollftändig. Gie 
kann und foll nicht mehr fein als eine flüchtige Skizze. Und fchließlich 
gilt dasſelbe ja auch von den ganzen Ausführungen hier über dieſe 
Trage der ſachgemäßen Drganifation für die notwendige einheitliche 
Behandlung unfrer großen Stäbte und ihrer Dezentralifationd- und 
Erweiterungsgebiete. Wenn jemand bejfere Vorichläge zu machen weiß, 
fo foll e3 ung fehr freuen; wir halten die unfren in feiner Weife für 
ein letztes, ſondern durchaus nur für ein erfte® Wort in diefer Sache. 
Über da3 eine ſei allerdings nochmals mit aller Deutlichkeit feſtgeſtellt 
und ausgeſprochen: fein Vorſchlag kann hier genügen, der nicht wenig⸗ 
ſtens einigermaßen Bürgfchaft dafür bietet, Daß bie eine große Haupt- 
aufgabe in den Bannkreiſen, nämlich ihre kraftvolle Entwidlung im 
Sinne einer großen PDezentralifationg-, Boden- und Anfiedlungspolitik, 
auch wirflich gelöft wird! 


* * 
* 


Es fragt ſich endlich noch, was materiell zur Entwicklung der 
Bannkreiſe der großen Städte, zur möglichſten Entfaltung der Dezen⸗ 
traliſation in dieſer Richtung geſchehen ſoll. Eine ganze Anzahl von 
Maßregeln zugunſten der Dezentraliſation überhaupt haben wir in der 
langen erſten Hälfte dieſes Abſchnittes vorgeführt. Ein großer Teil 
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Bannkreisorganijation Köln zufammen. Empfehlenswert wäre e3, dann 
noch weiter zu unterjcheiden und unter „Außen-Köln‘ den Bannkıeis 
nur dann und nur infofern zu verftehen, ald er nach den vorftehenden 
Vorſchlägen organifiert ift; mern man aber ohne Rüdficht darauf, ob 
eine folde Organifation für ben Bannkreis vorliegt oder nicht, von 
diefem reden will, einfah vom „Bannfreis Köln” zu ſprechen. 

Die Aufgabe, dieje neuen verwaltungsrechtlichen Gebilde der Vann⸗ 
Treisorganifationen zu fchaffen, den nötigen Inſtanzenzug für den Fall 
von Konflikten — Konflikten zwifchen der Banntfreisorganifation umd 
ben einzelnen Banntreisorten, und Konflikten zmwifchen der Bannkreis⸗ 
organifation und den in der Mitte liegenden großen Städten — ein⸗ 
zurichten u. dgl. m., muß natürlich durch die ftaatliche Geſetzgebung 
gelöft werden. Wahrlich, eine Aufgabe an Größe und Wichtigkeit der 
GStäbtereorganijation des Freiherrn v. Stein vergleichbar! 

Natürlich dürfte die Bannkreisorganifation die kommunale Selbt- 
verwaltung der einzelnen Banntreigorte nicht auffaugen, fondern Diele 
muß im Gegenteil, fomweit irgend möglich, nicht nur weiter beftehen, 
fondern auch mit neuem, frifchem Leben, wie es ſich aus den nun heran 
tretenden großen Aufgaben ergibt, erfüllt werden. Auf der andren 
Seite muß aber der Bannkreisorganifation teils fchon in erfter, teild ın 
zweiter Inſtanz doch ein weitgehenber Einfluß auf die Verwaltung de 
ganzen Gebietes und feiner einzelnen Teile eingeräumt werden. Die 
ganze Bannktreisorganijation würde ja doch vor allem gefchaffen, um 
ben Gedanken einer großen einheitlihen Dezentralifationg- und An 
fieblungspolitit in dem ganzen Gebiet von Stadt und Bannkreis zu 
Durchführung zu bringen. Diefer erfte und wichtigfte Zweck darf nicht 
vereitelt werden burch Selbſtſucht und Kirchturmspolitik einzelner Ban 


Treisorte, und beshalb eben müffen den Bannkreisorganifationen wei 


gehende Behugniffe zugeltanden werden. Im übrigen möchten wir nu 
bemerfen, daß eine ftarle Mitwirkung und ein ſtarker Einfluß 
bes Staates in den Bannkreidorganifationen ung gleichfalls um de 
ebengenannten Zweckes willen notwendig erfcheinen. 

63 kann ung nicht einfallen, das Wirkungsfeld diefer Vannktei⸗ 
organifationen genauer bejtimmen zu wollen; nur um wenigſtens uw 
gefähr ein Bild davon zu geben, zählen wir nachftehend eine Anzahl 
Dinge auf, deren ſich dieſe Organifationen jedenfalls anzunehmen hätten. 
Wir bemerken dabei, daß gewiß in vielen Fällen diefe Dinge auch er 
in Gemeinschaft mit der in der Mitte liegenden Stadt zu regeln wäre 
und daß der Zufag „in I. Inſtanz“ bzw. „in II. Inſtanz“ fagen fell, 
ob unfrer Meinung nad die Bannkreißorganifation die betreffen 
Sache von Anfang an in die Hand nehmen oder nur einen Obereinflus 
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hinter der Gemeindeverwaltung be3 einzelnen Banntreisortes dabei 
haben foll: 

Ausbildung des Verkehrsweſens in I Inſtanz. 

Grundzüge des Straßennebes und feine Ausbaues in IL, Ausbau im 
einzelnen in IL. Inſtanz; 

Grundzüge ber Bauordnung und Bebauungspläne in I, Baugenehmi- 
gungen und fonftige Einzelheiten in II. Inſtanz; 

Erridtung und Betrieb gemeinfamer Gas⸗, Waffer- und Elektrizitäts⸗ 
werte; 

Erwerbung von Grumdbefih; 

mindeſtens fahultative ſoziale Wohlfahrtspflege; 

Mitwirkung bei der Handhabung des nad) dem vorangehenden Kapitel 
zu reformierenden Enteignungstechtes; 

wichtige Teile des Finanz» und Steuerweſens in I. Inſtanz, insbeſondere 

Bertzumachziteuer ; 

Ausbildung eined gemeinfamen Kommunalhaushaltes des Banntreifes; 
Maßregeln zur Durchführung einer richtigen Dezentralifationdg- und 

Anſiedlungspolitik teils in L, teil3 in II. Inftanz, darunter auch 

die oben ben „Städtegenofjenfchaften” zugemwiefenen Aufgaben; 
Regelung der Beziehungen zur Stadt in der Mitte. 

Natürlich ift diefe Aufzählung durchaus nicht vollitändig. Gie 
kann und foll nit mehr jein al3 eine flüdhtige Skizze. Und fchließlich 
gilt dasfelbe ja auch von den ganzen Ausführungen bier fiber biefe 
Frage der fachgemäßen Drganifation für die notwendige einheitliche 
Behandlung unfrer großen Städte und ihrer Dezentralifationg- und 
Ermweiterungsgebiete. Wenn jemand bejfere Vorſchläge zu machen weiß, 
jo foll es uns fehr freuen; wir halten die unfren in Teiner Weife für 
ein letztes, ſondern durchaus nur für ein erſtes Wort in dieſer Sadıe. 
Aber das eine fei allerdings nochmals mit aller Deutlichkeit feitgeftellt 
und ausgeſprochen: fein Vorſchlag Tann hier genügen, der nicht wenig- 
ftend einigermaßen Bürgfchaft bafür bietet, daß die eine große Haupt- 
aufgabe in den Bannkreiſen, nämlich ihre kraftvolle Entwidlung im 
Sinne einer großen Dezentralifationg-, Boden- und Anſiedlungspolitik, 
auch wirklich gelöft wird! 


* * 
* 


Es fragt fih endlid) noch, was materiell zur Entwidlung ber 
Banntreife der großen Städte, zur möglichften Entfaltung der Dezen- 
tralifation in diefer Richtung geichehen foll. Eine ganze Anzahl von 
Mapregeln zugunften der Dezentralijation überhaupt haben wir in ber 
langen eriten Hälfte diefes Abfchnitte3 vorgeführt. Ein großer Zeil 
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getan werden Tann, wird nicht zu leugnen fein; nur wird man freilich, 
wenn aud viel, jo doch nicht alles auf biefem Gebiete vom Staate ver 
langen bürfen, fondern es müſſen fid) auch hier die Gemeinden und fon- 
ftigen Kommunallörperfchaften und andre Faktoren Träftig beteiligen. 
Im übrigen wird es nicht nur gelten, neue Verkehrslinien zu fchaffen, 
fondern auch auf den beftehenden die Tarife zu verbilligen, die Ankunfts⸗ 
und bie Abfahrtszeiten und bie ganze Zugfolge für die Bedürfniſſe der 
ärmeren Bevölferung ber Bannkreiſe günitiger zu geitalten, den Nah- 
ſchnellverkehr zu entwideln u. dgl. m. Außerdem aber möchten wir dod 
auf einige Punkte noch befonbers aufmerkſam machen. 

Erftens ift die Idee aufgetaucht, für die ganze Zone des Bann- 
kreisverkehrs für die Fahrt nach und von der Wohnung zur Arbeits 
ftätte in der Stabt nicht verfchiedene Säte je nach der Entfernung zu 
erheben, fondern nur einen, aber ſehr billig gegriffenen Cinheitsfag, 
ohne Rückſicht auf die Verfchiebenheit der Entfernung. Dieſe Maßregel 
läge in hohem Grabe im Antereffe einer ſtärkeren Befieblung ber ent- 
fernteren Teile der Bannkreiſe und damit einer Ablenkung der Bevöl⸗ 
ferung von den näher an ber Stadt gelegenen und bereits viel teureren 
und dichter bewohnten VBororten. Die Idee ift ſehr der Beachtung 
wert. Es ift intereflant, daß für Güter ftarle Anſätze zu einer 
ſolchen Einheitötare in Neuyork beftehen. (Weber, Growth of Cities, 
1899, P. ©. King & Son, London, Seite 202— 204.) 

Zweitens möchten wir zur Erwägung geben, ob fiy nit zur 
Einrichtung des hier in Rede ftehenden Verkehrs neuerdings auch das 
Automobil, auch für den Güterverkehr, recht gut eignete. Die bayes 
riſche Staatsbahnverwaltung ift neueftens dazu übergegangen, Xofal- 
verfehralinien, auch für Güterverkehr, in dieſer Weife einzurichten, und 
der Erfolg fcheint gut zu fein. 

Drittens kann den öffentlichen Körperfchaften gar nicht genug 
der Gedanke empfohlen werden, die Einrichtung einer Lokalverkehrs⸗ 
[inie eventuell dadurch zu ermöglichen, baß bie öffentlichen Körperfchaften 
felber, auf dem Wege der Gründung großer Siedlungen draußen, ben 
fteigenden Bobenwert dort zur Dedung der Verlehrskoſten mit heran 
ziehen. Verkehrslinien, die einer gefunden Anfieblung bienen follen, 
müſſen vor allem in Gegenden führen, wo das Land nod) jehr billig if; 
das ift es aber natürlich vor allem da, mo noch Feine dichte Beſiedlung 
herrſcht, gerade dorthin aber wird fich der Betrieb einer Verkehrslinie 
leicht unrentabel geftalten. Aus dieſem verderblichen Kreislaufe wird 
man gewiß oft herausfommen können, indem die die Verkehrslinie er- 
richtende Stelle zugleich das Land draußen in die Hand nimmt und fo 
deffen Wertfteigerung durch die Beliedlung mitgewinnt. Jedenfalls 
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wäre das fehr viel gerechter als der jebige Zuftand, wo zwar die Koſten 
ber Verkehrslinien von der Offentlichleit getragen werden, die durch 
biefe Linien aber großenteil3 erft ermöglichten Bodenwertfteigerungen 
Privaten zufallen. Es kann auch gar nicht jo ſchwierig fein für öffent- 
lihe Körperjchaften, ein derartige® Syitem zu handhaben. Weiter 
braußen gelegenes Land ohne Berkehröverbindung wird mohl meift noch 
fehr billig zu haben fein; wo man aber Verfehrslinien hinlegen und 
damit eben ben Bodenwert fteigern will, hängt ja doch in erfter Linie 
von den Öffentlichen Körperfchaften ab. 

Biertens endlich ift von großer Bedeutung für die Möglichteit, 
Wohnort und Arbeitsort voneinander zu trennen und die verbindende 
Verkehrslinie zu benugen, bie Verkürzung ber Arbeitözeit. Diefe Ver⸗ 
fürzungen find daher auch unter dieſem Geficht3punfte zu begrüßen. 

Zum Scluffe möchten wir noch darauf aufmerkſam machen, daß 
e3 fi im übrigen bei der Entwidlung des Verkehrsweſens in den Bann⸗ 
freifen nicht nur um Eifenbahnen, Trambahnen und die andren Mittel 
zur Berfonen- und Güterbeförderung, wie Automobile, Yahr- und 
Motorräder handelt, fondern aud) um den ganzen poftaliihen Ber- 
fehr, ingbefondere auch um den Fernſprecher. 


Wir find am Ende ber langen Wanderung dieſes Kapitel, und 
wenn wir jegt zurüdichauen, jo glauben wir wohl, daß jo manches, mas 
wir gejagt haben, nicht allenthalben Gefallen erregen wird. Aber des⸗ 
wegen fonnten wir doch nicht3 andrea fagen, als was wir vorgetragen 
haben, Haben wir uns doch nad) beftem Wiſſen und Gewiſſen bemüht, 
das Richtige zu finden. Wenn jemand auf diefem fchwierigen und noch 
wenig bearbeiteten Felde bejfere Vorfchläge zu machen weiß, wird fie 
niemand mehr willlommen heißen als wir. Aber freili müſſen e3 
Borjchläge fein, die wenigfteng einigermaßen das Problem der ftädtifchen 
Dezentralifation in feiner Tiefe erfaſſen. Worum es fich bei dieſem 
Probleme handelt, das ift nicht Geringeres als da3 Siedlungsweſen 
unſres Stadtvolkes im ganzen, d. h. das bes größeren und immer mäd)- 
tiger anfchwellenden Bruchteiles der Nation. Dieſe Millionen und 
Millionen bereit3 Lebender und erft no Kommender haben ein An= 
recht darauf, daß ihr Siedlungsweſen, das iſt die Grundlage ihres 
ganzen äußeren Dafeins, fo gut und fo tief innerlich befriedigend ge— 
regelt werbe wie nur möglich. Dafür arbeiten heißt wahrlich an ber 
Zukunft unfres Volkes bauen. Und wenn dafür Opfer nicht zu um- 
gehen find, fo werden fie doch gebracht unter dem alten und glorreichen 
Banner: Salus publica suprema lex! — 
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Bmölftes Kapitel.*) 


Uber Bartenkokonien als Geſtandteike 
der Ortsanfage. 


A. BVolkswirtſchaftlicher Teil, 


Aus dem Mutterboden der Natur fprießt das ganze menjdlicde 
leben empor, von ihm empfängt e3 dauernd Kraft und Nahrung, zu 
ihm geht e3, wenigftens in feinem fterblichen Zeile, wieder zurüd. Da 
ift e8 wohl fein Wunder, daß mir ein unaugtilgbares Gefühl dafür haben, 
daß e3 eine notwendige und wichtige Sache für den Menfchen ift, mit 
diefem Mutterboden der Natur, mit dieſer Pflanz= und Werdeftätte alle 
Zebendigen, dauernd in enger Berührung zu fein. Aber wie fteht & 
damit in unferen modernen Städten, infondberheit in ben Großftädten? 
Da ift diefer Zufammenhang in zahllojen Fällen, insbeſondere für die 
weniger bemittelten Klafjen, faft ganz zeritört. Der tägliche Anbiid 
von der Natur, den dieſe legteren haben, beſchränkt fich auf die paar 
kümmerlichen und verzärtelten Bäume und Sträucher in ben öffentliden 
Anlagen, in feltenen Fällen auf den eines geringen Gartens. fein 
dampfender Erdgeruch erquidt fie, fein Baum und fein Strauch blüht 
als ihr Eigen. Der Wechſel der Jahreszeiten bedeutet nicht mehr den 
erhabenen Kreislauf des Lebens, fondern feine Bedeutung exfchöpft ji 
beinahe darin, daß im Winter mehr Geld für Yeuerung und Kleidung 
ausgegeben merden muß! Arme Kinder, die jo aufmwachjen! hr 
Wohnung ift ber Zellenkäfig der Mietlaferne, ihr Boden das Pflafter, 
ihr Zummelplag die Straße. 


*) Dieſes Kapitel ift ber mortgetreue Abdrud einer gleichnamigen Ib 
handlung aus ber 1906 erfdhienenen Schrift ded Deutſchen Vereins für 
Wohnungsreform: „Neue Aufgaben in der Bauordnungs- und Ir 
fiedlungsfrage” (Göttingen, Vandenhoeck K Ruprecht, 1 M.). Der voll# 
wirtjchaftliche Teil rührt von dem Verfaſſer des hier vorliegenden 
Wertes ber, ber juriftifhe von dem jegigen Leiter der ftädtifchen Recht— 
ausfunftöftelle in Effen (Ruhe), Herrn Aſſeſſor a. D. Hüttner. Da dw 
Kapitel fomit von Haus aus für einen andren Zufammenhang ala den de 
hier vorliegenden Buches gejchrieben und Hier nur zur PVervollftändigung 
herbeigezogen worden ift, um einen befondren Neformgedanfen darzulegen, ſo 
dürfen die Ausführungen, Begriffäbeftimmungen uſw. der übrigen Teile biete: 
Werkes natürlich auch nicht ohne weiteres auf dieſes Kapitel angewendt werben. 
Auch wolle man aus dem gleichen Grunde einige Wiederholungen ichon früber 
gefagter Dinge entichuldigen. 
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Noch nie, darf man mwohl fagen, in ber langen Geſchichte unferes 
Volkes ift eine derartige Entfremdung breitejter Bollsfhichten von 
ber Natur vorhanden gemefen. Ob die Städte des Mittelalterö jo eng 
gebaut waren wie die modernen, möge dahingeſtellt bleiben. Sicher aber 
it, daß felbft wenn fie e3 geweſen fein follten, dies nicht entfernt die 
Bedeutung gehabt haben kann wie heute, Denn dieje Städte waren Hein, 
die bedeutendften von ihnen nicht ftärfer an Einmohnerzahl als Heute 
eine beicheidene Mittelftadt, und von überall her war das Freie leicht 
zu erreichen. Und das ganze wirtfchaftliche Leben der Städter kreiſte 
noch zum guten Teile um Ader, Feld, Wald und Vieh. Denn vor den 
Toren und in manchen Fällen fogar innerhalb derfelben lagen die 
Felder und Wiefen der Bürger, und ihre Bebauung durch die Bürger 
felber lieferte einen wichtigen Teil des Einkommens. Mehr oder minder 
haben fich diefe Zuftände bei ung, vielleicht mit Ausnahme der wenigen 
allergrößten Städte, bis etwa Mitte des neunzehnten Jahrhunderts 
erhalten; erft von da an allmählich wird die völlige Loslöfung der 
ſtädtiſchen und gemerblichen Bevölkerung von der Natur und ihrer 
Nutzung eine Mafjenerfcheinung, bi3 fie jet einen geradezu gefahr- 
drohenden Umfang erreicht hat und mit jedem Jahre wächſt. 

Mit Sorge fragt fich der Volksfreund, ob bei einem Syftem, dad 
ſich jo weit von allem bisher Dageweſenen entfernt und das allen natür=- 
lien Snitinkten jo fehr widerſpricht, Kraft und Gefundheit dauernd 
‚beitehen können, und ob wir nicht vielleicht einer kurzen trügerifchen 
Blüte die Grundlagen unjerer Wohlfahrt opfern. Derartige Gedanken 
find auch für ung hier einer furzen Erwägung wert. Laſſen wir daher 
im folgenden ganz kurz die hauptjäcdhlichften Bedenken, welche gegen den 
geichilderten modernen Zuſtand jprechen, an ung vorüberziehen und ver- 
gleichen wir damit die etwaigen Borteile eines Zuftandes, wie er jenen 
älteren Berhältniffen entipricht, wo auch der Mann der weniger be— 
mittelten Klaſſen in der Stadt oder im Gewerbe nebenher ein Stüd 
Zand bebaut und mo er derart materiell und ideell noch in einem 
dauernden engen Zufammenhange mit der Natur fteht. 

Zunädft iſt Mar, daß ein ſolches Syſtem große geſundheit— 
fie Borteile bietet, während man fich jegt der Einficht wohl nicht 
mehr verfchließen Tann, daß im allgemeinen unfre ärmere jtäbtifche und 
gewerbliche Bevölkerung viel zu wenig friſche Luft und allfeitige förper- 
lie Ausarbeitung hat; das letztere Moment, das vielleicht jetzt noch 
weniger in die Wagſchale fällt, wird dabei übrigens immer wichtiger, je 
mehr die Mafchine in den ftädtifchen und gewerblichen Beichäftigungen 
den Menfchen von groben förperlichen Arbeiten befreit und je mehr feine 
Nerven und feine Intelligenz jtatt feiner Muskeln beanjprucht werden. 
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Ein weiterer fehr wichtiger Punkt ift die Ernährung. Zur Zeit 
müffen in den Hier in Frage kommenden Orten unfre ärmeren Mafien 
fo ziemlich alles, was fie verzehren, von Anfang bis zu Ende Taufen 
und nichts wächſt ihnen zu. Es ift nun aber wohl kaum ein Zweifſel, 
daß für eine gute Ernährung unter ſolchen Umſtänden und bei dem 
Stande der übrigen Lebenskoſten nicht nur die heutigen, fondern felbft 
noch bejjere Löhne, in einem großen Bruchteile der Fälle nicht aus 
reichen bzw. ausreichen würben. Wie außerordentlich viel beſſer ftänden 
ba die ärmeren Mafjen da, wenn fie von einem Stüd eignen Bodens 
wenigftenz einen Teil ihres Nahrungsbebarfes beziehen könnten, zumal 
fie fich in dem gleichen Umfange auch von dem Auffchlage des Zwiſchen⸗ 
handels und von den Schädigungen ber Nahrungsmittelverfälfchung be⸗ 
freien würden. Der Bedarf einer mittleren Haushaltung an Gemüle 
und Obſt, ebenjo au — menigftens in Berbindung mit ben Abfällen 
des Haushaltes und leicht zu erlangenben anderen Quellen — Das 
Sutter für ein paar Kaninchen läßt fich ſchon von einem ziemlich Heinen 
Stüd Landes, jagen wir etwa 500 qm, ernten. Dabei wäre ber et 
diefer ganzen Produktion nicht etiva nur dem Geldiwerte gleichzufegen, 
fondern er beitände zum Teil auch darin, daß die ärmeren Klaſſen 
gemwiffermaßen mit Notwendigkeit burch diefe Naturalien zu einer befferen 
Ernährung kämen, während e3 vom Gelbe immer noch zweifelhaft bleibt, 
wofür es fchlieflid) verwandt wird. Dauernde gejunde Gewohnheiten 
der Bollgernährung könnten ſich jo viel leichter wieder einbünrgern. 
Nebenbei bebenfe man auch einmal, um wieviel beffer auf Grundlage 
folder Serhältnifie die Vollgernährung im Kriegsfalle ſichergeſtellt 
wäre, two mir bei Abfperrung der ausländifchen Transporte und Stoden 
unſeres eigenen, zur Bezahlung dienenden Exportes möglichermeije ein⸗ 
mal über jede Kartoffel froh fein werden, die wir im eigenen Lande 
erzeugen können. Auch in Zeiten ber Arbeitsloſigkeit übrigens 
gewinnt ein folcher Anhalt am Boden beionbere Bedeutung. 

Weiter die moralifhen Faktoren! Die Pflege einer Scholle, 
namentlich einer eigenen oder einer mit ähnlicher Sicherheit befefjenen, 
gewährt denen, die überhaupt Sinn für foldde Dinge haben, eine tiefe 
Befriedigung. Sie fegt fie in direften Bufammenhang mit den ge 
heimnisvoll wirkenden Mächten ber lebendigen Natur, fie bietet im 
Gegenfag zu fo vieler Fabrikarbeit eine ganze, Ichaffende Tätigfeit. Sie 
hebt den Wert des eigenen Lebens und das freudige Berwußtjein davon. 
Aber auch abgefehen von dieſen feinften und innerlichften Dingen ergibt 
fih ein großer moralifcher Nugen. Durch einen Garten, burd; ein Stüd 
Boden und feine Pflege werden die Familien bahin geführt, ihre beſten 
Freuden in gejunder Weife im Freien zu juchen. Das Vergnügungd- 
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und Erholungsleben befommt einen anderen Stil, Wirtshaus und 
Altohol treten zurüd, zahllofe unnüge Ausgaben werben vermieden. 

Und weiter: welche ganz andere Bollfinnigfeit wird auf Dieje 
Weile erzielt ald in „der Straßen quetfchender Enge”! ‚Dan fage fich 
doch,” leſen wir bei Friedrih Naumann, Neudeutfche Wirtfchaftspelitif, 
1906, ©. 54/55, „wie klein die Welt eines großftädtijchen 
Kindes ift! Nach der Weite feiner Welt aber mweitet fich der Menſch. 
Und wenn mir aucd erreichen, daß die Großſtädte hygieniſch nicht 
Schlechter, fondern beſſer find als das Land, fo bleibt der Verluſt an 
Naturzufammenhang und Naturerlebnis, an Gemeinſchaft mit der Tier- 
und Pflanzenwelt fo groß, Daß ed uns bange werden mag vor einem 
Geſchlecht, das ohne freien Raum aufwächſt. Die Qualität des Maffen- 
volfes leidet unter feiner räumlichen Zufammendrängung, die Moral 
leidet und der Reichtum an inneren Werten. Es ift Deshalb ein Haupt⸗ 
erfordernis der deutſchen Bollswirtfchaft, die Menſchen zu dezen— 
tralifieren, um fie zu erhalten.” Und, möchten wir diefem Zitat 
noch Hinzufügen, glaubt man denn, daß dieje innere Verarmung fich 
auf die Dauer nicht auch äußerlich, materiell rächen wird? Es ift 
ſehr mohl möglich, daß auf diefe Weife fchließlih Phantafie, Geital- 
tungskraft, Erwerbsfähigkeit unjerer gewerblichen Klaſſen ernitlich 
Schaden nehmen. 

Daß erſt auf ber Grundlage ber Wiederherftellung des Zufammen- 
hanges mit dem Boden, mit der Natur in viele Herzen die rechte Freude 
an der Heimat und die Vaterlandsliebe zurüdfehren werden, fei 
nur nebenbei bemerft. Aber darauf möchten wir doch noch befonders 
Binweifen, daß wir ung, wenn wir für bie ftädtifchen und gewerblichen 
Klaffen einen wirklich engen Zufammenhang mit dem Boden und feiner 
Bebauung fchaffen und erhalten, aller Wahrfcheinlichkeit nach auch ein 
erheblich höheres Maß von Kolonifationsfähigkfeit fihern werben 
al3 ohnedem. Der eigentliche Kolonift ift derjenige, der fich auf den 
Boden und feine Pflege verfteht. Wenn danach auch der Aderbauer, 
der Landwirt in erfter Linie in Betracht kommt, fo ift e& doch gewiß 
nicht einerlei, ob die ftetig anfchwellenden Maffen unferer ftäbtifchen und 
gewerblichen Bevölkerung mwenigitens einigermaßen noch Neigung und 
Geſchick zur Bodenbebauung mitbringen oder ob fie deffen ganz bar find. 
Wenn das zwanzigite Jahrhundert in der Tat das werben foll, mas e3 
nad) fo manchen Anzeichen zu fchließen an und für fi) werben fann, 
nämlich das Jahrhundert ber beutfchen Rolonifation, jo werden wir auch 
dieſen Geſichtspunkt nicht vernachläffigen Dürfen. 

Roh manden Vorzug könnten wir zu Gunſten bes von und ver- 
teidigten Syſtems anführen, doch wollen wir una damit begnügen, nur 
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noch Darauf hinzumeifen, daß ein Syftem, wonach den weniger bemittelten 
ftädtifchen und gewerblichen Klaffen Bodenparzellen zur Nutzung zur 
Verfügung ftehen, auch einen wichtigen Beitrag zu liefern vermödte 
zur Löſung der Trage ber Erwerb3arbeit der verheirateten 
Frauen und der Kinder. Beide Arten von Arbeit haben das Eigen- 
tümliche, daß fie an fich in fehr zahlreichen Fällen nötig und nicht zu 
verwerfen find, daß fie jich aber fchlecht vertragen mit der Anfpannung, 
ber ftrengen Regelung unb der dauernden Entfernung vom Haufe, die 
mit der Arbeit in fremden, größeren Betrieben verknüpft jind. Da würde 
bie Arbeit für ein eigenes Garten- oder Felditüd im vielen Fällen einen 
guten Erſatz bieten. 

Gewiß laſſen ſich nun andererfeit? auch manche Bedenken gegen 
die Durchführbarkeit und Wünſchbarkeit unferes Syftem3 geltend machen. 
Das erfte und fchwerfte von ihnen, die Frage der Befchaffung des 
nötigen Landes, mird weiter unten ausführlicher erörtert werben. 
Was aber die anderen anlangt, auf die wir hier nicht näher eingehen 
können, fo vermögen fie ung nicht in der Überzeugung zu erjchüttern, 
daß die Durchführung unferer Wünfche, wenigſtens in weiten Umfange, 
möglid und — alles in allem genommen — aud von größtem Segen 
fein würde. Wenben wir uns daher jegt der Frage zu, wie diefe Wünſche 
im einzelnen praftiich zur Durchführung und Ausgeftaltung kommen 
könnten. 


Soweit bisher in unſeren etwas größeren Orten bei den Beſtim⸗ 
mungen und Plänen über die Ort3anlage, aljo vor allem bei den Br 
bauungsplänen und Bauorbnungen, dad Ziel verfolgt worben ift, ber 
Einwohnern ein Stüd Boden als Privatbefig zum Naturgenuß und 
zum Gartenbau zu fichern, ift man wohl mit mwenigen Ausnahmen 
Darauf ausgegangen, Hausgärten zu ſchaffen. Nun bleibt ja bie 
Gewährung eine genügenden Gartens am Haufe möglichft für jede 
Familie ficher immer das Ideal, und es ift auch zu Hoffen, daß dieſes 
Ideal mit der Zeit in einem fehr viel weiteren Umfange erfüllt werden 
wird, ala man 3. 3. im allgemeinen für möglich hält. Aber andererfeitz 
fann eine nüchterne Betrachtung doch nicht verfennen, daß fich trotzdem 
das vorſchwebende Ziel auf diefem Wege in abjehbarer Zeit nur fehr 
undolllommen erreichen laffen wird. Für die einmal ohne Hausgärten 
angefiebelte Bevölkerung bringt auch die Schaffung neuer Duartiere 
mit jolhen Gärten nur in bem Bruchteile der Fälle dag Gewünſchte, 
wo eine Überjiedlung in dieſe Quartiere ftattfindet. Aber auch ber 
Anlage von zahlreihen und großen Hausgärten in den neuen Duat« 
tieren, wie fehr fie aud) erftrebt werben muß und mit der Beit hoffentlich, 
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auch durchgeführt werden mwird, jteht vorderhand doch noch das große 
Hindernis der teuren Bodenpreife innerhalb der Baulinien entgegen. 
Uber felbjt wenn dag nicht wäre, würde man doch oft Bedenken tragen, 
zumal in großen Orten, in den neuen Duartieren Hausgärten in folcher 
Menge zu fchaffen, Daß dem Gartenbedürfnis wirklich genügt wäre. Denn 
man würde fich dann allerdings auf eine jehr ausgedehnte Stadtanlage 
und ein ſehr umfangreiches Straßenneg gefaßt machen müfjen, das 
jedenfalls erheblich Höhere Koften verurfachen würde als ein minder um⸗ 
fangreiched. Aus allen diefen Gründen find denn auch biöher in den 
neuen Quartieren unferer Städte Viertel mit größeren Hausgärten wohl 
ganz überwiegend nur für die Wohlhabenderen al3 Billenviertel angelegt 
worden, während die ärmere und vielfach auch die mittlere Bevölkerung, 
die aus hygieniſchen und wirtichaftlichen Gründen Gärten eigentlich viel 
dringender braudt, offenbar in weitem Umfange leer ausgegangen ift. 

Weſentlich anders fteht die Sache Dagegen, wenn man bei der An⸗ 
lage und den Plänen für neue Quartiere nicht ausſchließlich darauf 
ausgeht, Gärten nur in Form von Hausgärten zu gewähren, fondern 
wenn man außerdem darauf binarbeitet, in oder bei diefen Duartieren 


‚große gejchloffene Flächen zu refervieren, die überhaupt nicht mit 


Häufern bebaut werden, fondern die nur dazu dienen, das nötige Land 
für fleine Gärten, einen am andern, jagen wir jeweils ein big einige 
Hundert zufammen, zu bieten. Alfo Gärten nicht bei den einzelner 
Häufern, jondern große Kleingartenkolonien innerhalb des zur 
Bebauung beitimmten Gebietes oder doch in feiner Nähe! 

Das iſt ein Gedanke, der bei der Ausarbeitung und Reviſion 
unferer Ort3baupläne, bei unferer ganzen Stadterweiterung auf8 erniteite 
erwogen und verfolgt werben ſollte. Zunächſt leuchtet ein, daß es auf 
diefe Weife möglich ift, auch einem nicht unerheblichen Bruchteile der 
Bewohner der ſchon bebauten Ortsteile noch nachträglich zu Gartengenuß 
zu verhelfen — wenigftens, ſoweit fie vor einem etwas meiteren Wege 
nicht zurüctichreden. Sodann ift, auch wenn man von den gegenwärtigen 
Bodenpreisverhältnifjen ausgeht, das Hindernis der Bodenteuerung hier 
viel geringer al3 bei Hausgärten. Denn entweder wird man bei der 
dauernden Anlage joldder Gartenkolonien weiter hinaus oder überhaupt 
auf Flecke gehen, wo der Boden aus irgendwelchen Gründen billiger ift 
al3 gewöhnliche Bauland; oder man wird — was freilich das weniger 
Wünſchenswerte ift — Landitreden dazu benutzen, die allerdings fünftig 
einmal der Bebauung dienen follen, einftweilen aber zu den angegebenen 
Zwecken zu niedrigen Preiſen verpachtet werben. 

Endlich fpricht Hier auch dad Moment der zu großen Ausdehnung 
des Straßennetzes und der Stadtanlage überhaupt bei weitem nicht fo 
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mit wie bei den Demögärten. Denn einmal werben im biefe Garten 
tolonieen natürlich Te gut wie feine eigentlichen Straßen hineingelegt, 
fondern nur ein paar große Zuiahrten au beu Rand und im übrigen 
nur ein paar fdymale Trrbinbungswege. Und zum amberen ik bei 
dDiefem Syftem and; nur eine ungleich viel geringere Zahl von Gärten 
erforderlich, al3 wenn man des gleiche Ziel durch Hausgärten erreichen 
wollte. Der Hausgarten wirb immer in erſter Linie ala ein Zubehk 
der Wohnung und als eine Exhöhung ihrer Anmchmlichkeit gewertet 
werben. Wohnungen, zu benen eim Hausgarten gehört, werden dab, 
folange die Hansgärten nur in beichränfier Zahl vorhanden find, me 
fchon oben angedeutet, in erſter Linie von ben Wohlhabenderen, bie 
hößere Aufwenbungen für bie Wohnung zu machen in ber Lage fie, 
beiegt werben, und nur bei ganz allgemeiner Verbreitung der Gau 
gärten werden biefe andy den Ärmeren zugute kommen. Anders bei 
unferen Gartenlolonien. Hier Iommen als Kandidaten für die Gärten 
die Wohlhabenderen, die fi) Hansgärten verichaffen lönnen, von vor 
berein nur in viel geringerem limfange in Betradht. Aber auf ven 
der minderbemittelten Wevölferung kommen angeficht3 ber Entjerumg 
des Gatten vom Haufe und ber Mühen, die jeine Anlegung immerhix 
verurfachht, nur Diejenigen in Frage, die wirfiih ein ernſtes Bedäcs 
nach einem Garten haben, während bei bem Suftem der Hausgätten 
auch andere Familien ojt al3 Konkurrenten auftreten nnd andererfeiti 
Familien, die einen Garten fehr wimfchen und brauchen, oft auf em 
folchen verzichten werben, weil ihnen die betreffende Wohnung nicht pet 
Es ergibt fich wieder, baß nur bei ganz allgemeiner Verbreitung der 
"Hausgärten dieſe Übelftände wegfallen würden, und fo wirb man imme 
wieder darauf hingeführt, daß, um ben gewollten Zweck zn erreichen, 
bei dem Syftem der Hausgärten eine viel größere Menge von Gärtt 
und damit auch eine viel größere Ausdehnung des Straßennepes un 
der Stabtanlage erforderlich wäre als bei unferen Gartenkolonien. 
Man verftehe uns nicht falfch! Wir wünjchen und erftreben, wit 
ſchon gefagt, eine möglichft große Ausdehnung bed Hausgartenſyſten 
al3 des an ſich viel Bolllommeneren. Aber wenn man fich unter dem 
Drud ber Berhältniffe doch einmal befchränten muß, fo bieten unjert 
Sartenlolonien jedenfalls zunäcft einen guten Ausweg. Und überhaupt 
darf das eine auf alle Fälle nicht verfannt werden: der Hausgarten iR 
nicht die einzige mögliche Form, mittelft deren für die ſtädtiſche und 
gewerbliche Vevöllerung der notwendige Anfchluß an die Ratur erreift 
werben fann, und e8 muß als ein hervorragendes Fiel unferer Stadt 
baufunft, unferer Bebauungspläne und Bauorbnnungen, unjerer ganzer 
Stadterweiterung anerlannt werben, da, wo biefe eine und erſte Jo 
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nicht recht anwendbar ift, nad) Möglichkeit wenigftens eine andere Form, 
und fo vor allem unfere Gartenkolonien, zur Anwendung zu bringen. 
Denn das wäre doch auf alle Fälle eine ſchlechte Stadtbaufunft, die 
es nicht fertig brächte, der ftädtifchen und gewerblichen Bevölkerung 
wenigſtens in irgend einer Form ben engen Zufammenhang mit dem 
Boden und fo die erjte Grundbedingung jeder dauernd gejunden und 
befriedigenden Anfiedlung zu jchaffen und zu erhalten! 

Wenn wir ung nun die Frage vorlegen: ift es denn überhaupt 
möglich, ſolche Gartenkolonien bei ung in größerem Umfange zu fchaffen, 
fo wollen wir und zunächſt erinnern, daß ähnliche Dinge ja, in einer 
Menge Heinerer Orte mwenigftend, heute jchon oder vielmehr noch bei 
uns anzutreffen find. Wohl in allen Teilen Deutſchlands gibt es Heinere 
Orte, wo ber in der Induſtrie oder in einer fonftigen nichtlandwirt⸗ 
Ichaftlichen Tätigkeit befchäftigte Mann außerdem ein Stüd Land, fei es 
eigen, ſei es gepachtet, hat und bearbeitet. Nicht nur in Dörfern mit 
Induſtrie fommt das vor, fondern auch in einer Menge Teinerer 
Stäbte. Und das Eigentümliche diefed Zuftandes ift dann in zahlreichen 
Fällen, daß die betreffenden Landftüce nicht bei den Häufern der Be- 
treffenden, fondern draußen, „vor den Toren”, auf ber Yeld- und 
Wiefenflur liegen. Bor allem aber ift auf eine verwandte moderne 
Entwidlung gerade in den großen Städten hinzumeifen: auf die be= 
fannten Schrebergärten und Laubenkolonien. Allem Anfcheine 
nad) hat diefes Syftem, wonach befanntlich jeweils eine Menge Heiner 
Pachtgärten von je Hundert oder einigen hundert Quadratmetern Flächen⸗ 
inhalt, kolonieweiſe zufammen in den Außenteilen oder an der Peripherie 
der Städte angelegt werden, neuerdings eine weite Verbreitung in unferen 
größeren Städten gefunden und fchon ziemlich feft Wurzel gejchlagen. 
Für Berlin und Umgegend wird die Zahl der Laubenkoloniften bereits 
auf 30000! geſchätzt; fie Haben ein eigenes, zweimal monatlich erfcheinen- 
des Organ: „Der Zaubenfolonift‘. Denken wir ung diefen ganzen Vor⸗ 
gang jehr erweitert und verbeffert, einer ſyſtematiſchen Pflege, Yörde- 
rung und Ordnung unterworfen und zu einer dauernden Einrichtung 
gemacht, fo Haben wir ungefähr dag, worauf unferer Meinung nad) 
für die größeren Städte zuzufteuern ift. 

Machen wir uns zunähft ein Bild von ben erforderlichen 
Landflähen Die Größe bes einzelnen Gartens in den Lauben« 
und Schreberfolonien ift jeßt oft fehr gering, oft nicht mehr als 100 
bi3 200 qm. Für Berlin und Umgegend wird die durchichnittliche 
Größe auf 300—350 qm angegeben. In der berühmten englifchen 
Sartenftadt Bournville bei Birmingham haben bie Gärten etwa 550 qm 
im Durchſchnitt. Nehmen wir 500 qm für einen Garten an, fo genügt 
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das vollftändig, um ben Gemüfebebarf für eine Familie zu ziehen, da⸗ 
neben noch Obft, Blumen und — in Verbindung mit den Abfällen der 
Haushaltung ufm. — Futter für einige Kaninchen. Nehmen wir nun 
weiter eine wirkliche Großftabt wie 3. B. etwa Dresden mit jegt rund 
500000 Einwohnern an. Wenn wir da die Fülle der zunächſt entgegen 
ftehenden Hinderniffe bedenken — ben Umftand, daß die Gartentolonien 
doch nur am Ranbe des bebauten Gebietes, alfo in ziemlich weiter Ent- 
fernung von den Wohnungen be3 größten Teil der Bevölkerung an- 
gelegt werben können, ferner das mangelnde Bebürfnis bei vielen Ein 
wohnern, bie Unvertrautheit mit Gartenpflege und dergleichen bei anderen 
— wenn wir dad alles recht erwägen, fo werden wir wohl faum an- 
nehmen können, baß in ben erften zehn Jahren mehr ala etwa 5—10% 
ber Bevölkerung fich aktiv als Gartentoloniften an der Sache beteiligen 
würden, felbft wenn dieſe noch fo fehr gefördert und gepflegt würde. 
Nehmen wir alfo, hoch gegriffen, 40000 Menſchen an, für die in den 
erften zehn Jahren Land zu befchaffen wäre. Das würde die allmählide 
Bereititellung von 10000 Landlofen zu je 500 qm erfordern, da vier 
Menfchen auf eine Haushaltung und einen Garten gerechnet werben 
fönnen. Das ergäbe aljo ein Erfordernis von 50000 a oder 500 ha 

Iſt das nun etwas fo Unerfchwingliches für eine Großftabt? Die 
Gefamtfläche von Dresden betrug 1903 nicht weniger als 6730 ha, 
Davon machte allein derjenige Teil des noch richtig landwirtſchaftlich 
benugten Geländes, der ftatiftifh nachzumeifen war, 1782 ha au—s. 
Weit weniger als ein Drittel der 1903 nod) Iandwirtfchaftlich benupten 
Stadtgemarkung würde alfo genügen, um für die erften zehn Jahre 
etwa einen ganz umfafjenden Anfang einer Reform großen, ja größten 
Stiles zu machen. 

Nach dieſem Beiſpiel möge man ermeſſen, daß es ſich keineswegs 
um utopiſtiſche Pläne handelt. Es find feine Landmaſſen von au% 
fchweifender Größe erfordberlih. Nach den eben gegebenen Dresdner 
Biffern dürfte 1 ha pro 1000 Einwohner wohl meiſt auch für einen 
ganz umfafjenden Anfang genügen. Allerdings ift dann noch der Ju 
wachs an Einwohnerzahl zu berüdfichtigen, bei dem das Bedürfnis nach 
ſolchen Gärten ftärfer fein wird. Zahlreiche Städte in Deutjchland 
beſitzen bereits jegt viel mehr Land zu eigen, als für derartige Reformen 
erforderlich wäre. 

Und liegen etiva derartige Dinge nicht im Zuge der Zeit? Ber 
daran zimeifelt, den vermweifen wir neben fo vielem anderen auf das 
großartige Unternehmen der Stadt Wien, den im Mai v. J. vom Wiener 
Gemeinderat auf Anregung des Oberbiürgermeifterd Queger einftimmig 
‚befchloffenen Wiener Wald- und Wiefengürtel. Um bie ganz 
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Stadt Wien herum foll ein breiter Streifen von großartigen, dauernd 
freibleibenden Bollsparfanlagen im Ausmaße von nicht weniger als 
insgefamt 4400! ha, das find rund 700% der gefamten Gemarkungs⸗ 
fläche Berlins im Jahre 1901/02, geführt werden und in feiner Mitte 
eine Höhenjtraße, welche die herrlichiten Blidle bietet. Wenn derartige 
Unternehmungen für Bollsparlzwede möglich find, jo müßten, follte 
man denken, doch auch die vergleichäweife geringfügigen 500 ha in 
unjerem obigen Beiſpiele zu befchaffen fein, inöbejondere da jie ja 
immerhin einen hohen wirtjchaftlichen Ertrag liefern würden. 

Vielleicht werden ängftliche Gemüter da nun wieder eine zu zer- 
ftreute Stadtanlage befürchten. Aber würde fich wohl jemand darüber 
beflagen, wenn in Frankfurt a. M. die berühmte Promenade um die 
Altftadt die dreifache Breite der jegigen hätte? Oder wenn in das 
Häufermeer von Berlin nicht ein Tiergarten, jondern ſechs eingejchloffen 
wären? Und endlich: find nicht in folchen Kompleren, wie fie 3. B. 
Berlin mit Bovorten oder Leipzig mit Bororten darſtellen, ganze große 
und wichtige Teile, wie eben Die Vororte, viel weiter von dem Haupt⸗ 
förper abgetrennt, ala e3 bei allmählicher Umbauung unferer Freiflächen 
mit den jenfeits derfelben gelegenen Bauguartieren wahrjcheinlich der 
Fall fein würde? 


Wenn wir und nun der Frage zuwenden, wie man jich ein um⸗ 
faflendes Vorgehen zur Beichaffung einer ſolchen breiten Maffe Heinerer 
Gärten im genaueren vorzuftellen hätte, jo möchten wir dafür folgende 
Grundzüge aufftellen: 

1. Die Yörderung der ganzen Angelegenheit und namentlich die 
Landbeſchaffung ijt in erfter Linie ala eine Aufgabe der öffentlichen 
Faktoren, inöbejondere aber der Gemeinden zu behandeln. Zwar 
verdanfen die Laubenkolonien 3. B. wohl ganz Überwiegend privater 
oder gemeinnüßiger Initiative ihre Entftehung, und auch das Land wird 
zurzeit wohl meiſt von privaten Grundbefigern erpachtet. Uber e3 ijt 
etwas anderes, ob die private und gemeinnüßige Initiative für die 
erjten Anfänge die Bahn bricht, oder ob man von ihr verlangt, daß fie 
einer au fich bewährten Sache die nötige allgemeine Ausdehnung und 
Verbreitung geben fol. Für jenes ift fie in ber Tat berufen, für 
dieſes find bie öffentlichen Faktoren mit ihrem großen Einfluß, ihren 
reihen Mitteln und nötigenfall® ihrer Zwangsgewalt die gegebenen 
Stellen, haben wir doch dieſe Entwidlung auch auf zahlreichen anderen 
fozialen Gebieten durchgemacht. 

Snöbefondere aber ift, wie ſchon gejagt, das Eingreifen der öffent- 
lihen Faktoren notwendig für die Qandbefhaffung Die Löfung 
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Wir haben auf die Gemeinde als auf den mwichtigften der öffent- 
lichen Faktoren hingewieſen, auf welche für die Landbeſchaffung gerechnet 
werden muß; aber es fei doch noch ausbrüdlich gejagt, daß auch zahl- 
reiche andere öffentliche und außerdem auch private Stellen hier mit- 
wirfen können und follen. Welches Feld fegensreicher Verwertung er- 
öffnet ſich Hier für den Landbefig bes Staates und feiner verjchiedenen 
Verwaltungen! Wie mande Kirchengemeinde, wie viele Stif- 
tungen fönnten bier mit ihrem gegenwärtigen oder fünftigen Land- 
befige eingreifen — um jo mehr, ala jich auf dieſe Weife ja auch, wie 
ſogleich unten noch berührt werden wird, ein guter Pachtertrag erzielen 
läßt. Auch Genoſſenſchaften, Gefellfhaften, Vereine und wohl⸗ 
mollende Brivate follten ſich durch Beichaffung von Land für derartige 
Gartenlolonien und Anlegung diefer legteren betätigen. Insbeſondere 
aber denfen wir aud) daran, daß von den großen Landmengen, welche 
der preußifche Staat jegt — gottlob! — bei dem zu erbauenden Rhein- 
Weſerkanal, Hoffentlich auch bei den öſtlichen Kanälen, erwirbt, er- 
hebliche Stüde fo eine pafjende und beftimmungsgemäße Verwendung 
finden würden. 

Die Hilfe, welche die öffentlichen Faktoren zu gewähren hätten, 
wäre indes nicht auf Die Yandbeichaffung zu befchränken. Schon an ber 
Propaganda für die ganze Sache, an ber Werbearbeit würben fie ſich 
lebhaft zu beteiligen haben, wenn natürlich anbererjeitö dieſe Arbeit auch 
zum guten Zeile von privater, genofjenfchaftlicher und ähnlicher Seite 
zu verrichten fein würde, ebenjo wie für die Verwaltung der einzelnen 
Gartenkolonien zum großen Teile Vereine und dergleichen heranzuziehen 
fein werden. Aber was weiter jedenfall3 von den öffentlichen Faktoren 
zu übernehmen wäre, das iſt die notwendige gärtnerifche und dergleichen 
Unterweifung, ferner billige Lieferung von Sämereien, Pflanzen, Dünge- 
mitteln, Werkzeugen und dergleichen mehr, endlich, wo es vielleicht 
beſonders ſchwere Arbeit gibt, etwa Pflugarbeiten, Ausführung dieſer 
gegen billige Säte. 

2. Es fragt ſich weiter, wer benn die eigentliche Initiative zur 
Heranziehung der Gartenfolonijten und zur Bildung ber 
Heinen Verwaltungsgemeinſchaften, die fir den dauernden Be- 
trieb der einzelnen Gartenkolonien notwendig fein werden, entfalten ſoll, 
— eine Frage, die wir vorftehend fchon gelegentlich berührt haben. 

Zunächſt darf man hier getroft bi3 zu einem gewiſſen Grabe auf 
den außerordentlich jtarfen freiwilligen Drang der Bevölkerung nad 
einem Stüd Boden und auf das freimillige Wirken zahlreicher gemein- 
nüßiger Kräfte rechnen. Viele Einzelperfonen: Lehrer, Geiftliche, Arzte, 
Benfionäre, Menfchenfreunde aller Art, werben ſich gerne in den Dienit 
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zu große Schwierigkeiten die gebotene Initiative zu entfalten und bie 
nötige Orgeanifation zu fehaffen. Welchen Weg man wählt, wird natür- 
ich immer von ben Umſtänden des Einzelfalles abhängen. Doc) würde 
ed, wenn man die Sache, wie e3 fein foll, im großen anfaßt, immer 
empfehlenswert fein, eine gewiſſe Oberleitung von Anfang an einzu⸗ 
richten. Wo ein tatkräftiger und für die ganze Sache eingenommener 
Leiter des ſtädtiſchen Kämmereiamtes vorhanden ift, wirb man ihm 
und feinem Amte paffend die Oberleitung geben. Doch gibt es natür- 
lich auch noch eine Menge anderer Möglichkeiten. Nur kein Schema- 
tismus! Der Weg, der zum Ziele führt, ift der befte. Endlich wird 
es fich oft empfehlen, einen für die ganze Gemeinde berechneten Spezial- 
verein oder =genofjenfchaft zur Förderung und Regelung der ganzen 
Sache zu gründen. 

3. Da3 ganze Vorgehen wäre aufzubauen auf dem Boden ber 
Verpahtung, nicht des Verkaufes der Gärten oder Landloje. Aber 
freilich müßte e3 eine Verpachtung fein etwa zu den Selbitfoften des 
Verpachtenden vder doch jedenfalls zu billigen Preifen und unter fonftigen 
Bedingungen, welche dem Pächter völlige Sicherheit geben, daß er in 
feiner Weife mwillfürlich ferngehalten, willfürlich gekündigt oder ſonſt 
willfürlich behandelt werden Tann. 

Was übrigens die Bachtpreife anlangt, fo ift andererfeit3 Doc) 
zu bemerfen, daß die Gemeinde, oder wer fonft die verpachtende Stelle 
ift, auch bei aller Rüdficht auf die Pächter, doch immerhin einen hübfchen 
Erlös aus diefen Flächen durch die Gartenverpachtung ziehen könnte und 
jedenfalls einen fehr viel bedeutenderen al3 bei der Verpachtung zu ge- 
wöhnlidhen Iandwirtfchaftlihden Zwecken und Preijen. Denn die fo viel 
intenfivere Kultur Liefert natürlich) auch ganz andere Bodenerträge. 
Auch Yießen fich diefe durch zmedimäßige gemeinfame Bewäfjerung und 
dergleichen gewiß noch außerordentlich fteigern. Für das ſchon oben 
erwähnte VBournpille bei Birmingham wird angegeben, daß der Boden=- 
ertrag pro Flächeneinheit mehr als jech3mal fo viel beträgt, al3 vorher 
bei einer ordentlichen Farmwirtſchaft daraus herauszuholen war. 

Eine andere Duelle, die dem Landverpächter leicht recht erhebliche 
Einnahmen liefern könnte, wäre bei größeren Gartenlolonien der Be- 
trieb oder die Verpachtung einer einfachen Sommermwirtfchaft und 
Rahrungsmittelhandlung, wo die Gartenkoloniften zu feiten Tar- 
preifen ihre Bedürfniffe deden könnten. 

Rechnet man pro Quadratmeter der Gärten eine Jahrespacht von 
5—10 Pfg., fo ergibt ſich, daß bei einer Kapitalifierung auf der Grund⸗ 
lage von 4% ein Duadratmeterpreis von 1,25 ME. bis 2,50 ME, voll 
verzinft wird. Nimmt man dazu noch andere Einnahmen, wie die oben 
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= Hatten bliebe, und, wenn auch bad nicht möglich fein follte, daß fie dann 
"= menigitens als Freifläche, alſo etwa als Part, als Schmudplag, als 


= Spielplag benußt würbe. : 


5. Als Anwendungsgebiet der ganzen Einrichtung wären 
grundfäglich alle Orte ind Auge zu faſſen, wo nicht rein landwirtſchaft⸗ 


— liche Berhältniffe vorliegen, alfo Orte von ben größten Großftädten an 


bis hinab zu Heinen, von gemerblicher und dergleichen Bevölkerung 


- bewohnten Dörfern. Aber allerdings würde ein erheblicher Teil der 
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Heinen Orte weggelaffen werben können, weil der allgemeine Zufammen- 
Hang mit der Natur noch nicht jehr geitört und weil auch für diejenigen, 
die Land bebauen wollen, ohne bejondere Vorkehrungen genügend &e- 
Legenheit dazu da ift. Auf der anderen Seite fommen aber doch fchon 
viele jelbjt der recht Heinen Orte in Betracht, teild weil die Möglichkeit 
beſteht, daß fie ſich ſchnell vergrößern, teild weil es an Gelegenheit 
zu Land» und Gartenbau für die nichtlandwirtfchaftlide Bevölkerung 
fehlt; namentlich in den Gegenden de3 größeren gejchloffenen Grund- 
beſitzes dürfte dag letztere oft der Fall fein. Ja, es ift nicht unwahr- 
fcheinlih, daß auch in vielen rein landbwirtfchaftlichen Orten ein Be— 
dürfnis nad ſolchen Einrichtungen, wenn auch in viel geringerem 
Umfange, vorhanden ift. Das eigentliche Anwendungsfeld, mo bie 
Einrihtung der Gartenkolonien am dringendften ift, bilben aber natür⸗ 
lich die größeren Orte. 


Derart etwa aljo würden wir und die Grundzüge der Durdy- 
führung unſeres Gedankens vorftellen. Wie aus DObigem erjichtlich, 
rechnen wir jehr ſtark auf Die Gemeinden. Es fei ung daher geftattet, 
nod mit einigen Worten auf das befondere Intereſſe einzugeben, 
das fie an der Schaffung derartiger Gartenkolonieen haben. 

Klar ift zumächft, daß die große Verbefferung des Gefundheits- 
und Ernährungsguftandes, die von einer derartigen Reform zu 
erwarten märe, der Gemeinde ald Trägerin der Armen- und zum Teil 
auch der Krankenlaſten fehr zugute fommen müßte. Auch bedenke man, 
um wieviel die Unterftügung vieler Armer, 3. B. armer Witwen, ehe- 
verlaffener Frauen und ebenfo auch ber Arbeitslofen erleichtert 
würde, wenn man ihnen Bodenparzellen zur Bearbeitung und Nutzung 
übermeijen könnte. In Berlin hat Übrigens tatfächlih von 1833 bis 
1897 die Einrichtung beitanden, daß die ſtädtiſche Armenverwaltung 
ihren Armen Rartoffelland zur Bebauung überwied. 1882 wurden 
3. ®. beinahe 3000 Familien auf diefe Weife unterftügt. Ferner würde 
wohl oft die Frage der Abfuhr und nubbringenden Verwertung der 
ftädtifchen Fäkalien durch eine ſolche Gartenkultur eine wejentliche 
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Über werben, wirb man immer wieder einwenden, folche Garten 
folonieen nicht doch Schließlich an der Teuerung des Bodens bei und 
Scheitern? Eine Antwort auf diefe Frage geben zum Teil ſchon Die 
porftehenden Ausführungen an verjchiedenen Stellen; hier ſei indes, 
unter teilmeifer Wiederholung diefer Argumente, noch folgendes gejagt: 

Zunächſt wird es, bis zu einem gemiffen Grabe wenigſtens, 
gelingen, den Preis der nötigen Flächen dadurch niedrig zu halten, daß 
man fie eben durch Hffentlicherechtlidhe Beitimmungen der Bebauung 
entzieht und für die Zwecke der Gartenkolonieen rejerviert; denn felbit- 
verftändlich richtet fich der Bodenpreis immer in hohem Grade nad 
dem Maß von Ausnugung, das für die betreffenden Flächen zugelaffen 
wird. Weiter aber wird man darauf rechnen dürfen, daß wir in unjeren 
anwachſenden Orten mehr und mehr überhaupt eine kraftvolle öffentliche 
Bodenpolitif befommen, welche die jetige gewiſſermaßen fünftliche und 
übermäßige Bodenteuerung erfolgreich befämpft. Aber auch von dieſen 
Momenten abgefehen, wird niemand leugnen können, daß tmenigitens 
in unferen kleineren Orten noch fehr vielfach für unſere Zwecke günftig 
gelegenes Land nod) billig genug zu haben ift, handelt e8 fich Doch immer 
nur um Land in den äußeren Bezirfen und noch dazu um unauf- 
geihloffenes Land in großen Kompleren. Ebenſo jteht es mit den Preiſen 
offenbar in vielen der entfernteren Außenbezirfe um unjere großen 
Städte. Und bei dem allen wollen wir und nun erinnern, daß das 
Ergebnis der erften Abhandlung diefes ganzen Heftes*) war, daß in 
unferen Städtemwejen zurzeit ftarfe Tendenzen zur Dezentralifierung 
wirffam find und daß infolge Davon gerade in zahllojen Heineren Orten 
ſowie aud) in den oben genannten entfernteren Außenbezirken in und 
um unfere Großftädte ein ſtarkes Wach3tum der ftädtifhen und gewerb⸗ 
lichen Bevölkerung zu erwarten fteht. Billiged Land wird alſo auch 
abgefehen von Bauverboten, Bodenpolitif und dergleichen in zahlreichen 
Fällen zu erhalten fein, und erft recht natürlich mit ihnen. Im übrigen 
muß bie einftweilige Heranziehung künftigen Baulandes außhelfen, und 
endlich darf man auch von den Gemeinden, dem Staate uſw. angejicht3 
der außerordentlichen Bedeutung der vorgefchlagenen Einrichtungen 
gerade auch für dieſe öffentlichen Körperfchaften felber verlangen, daß 
fie, bi8 zu einem gemiffen Grade wenigſtens, Opfer für diefe Sache 
bringen. Da die Gartenfolonien, wie jhon erwähnt, immerhin erheb⸗ 
liche Einkünfte dem Verpächter zu gewähren in der Lage find, fo würden 
die Opfer felbit in den ungünftigiten Fällen wohl faum fo außerordent- 


*) Gemeint bie „Neuen Aufgaben in der Bauorbnungs-, Anfiedlungs- 
frage”. 


1-2) n. Hengst: Tee Exäbrice Beberiiage. 


lich ſchwer zu iein brandien. Gublich vermögen ja Die önentlicher 
Feltsren, namentlich bei einheitlichen Zufammenwirken, ſchon «u 
ihrem gegenwärtigen Befige im einer großen Zahl von zällen cha 
weientliche Uyier Lamb im hinreichenden Mengen genügend billig zu 
Berfügung zu Rellen. 

Bir glauben ned allcbem, bai ohne beisndere Schwierigkeiten bie 
Lanbirage in dem Heineren Orten im allgemeinen ziemlich wmiajiend, 
in ben großen wenigiens zu emem guien Zeile gelößt werben fünntz. 
Zamit fällt aber wohl das einzige wirliuh ſchwere Himberni3 uufeer 
Fläne fort, und wir tounen daher hier nur uniere Korderung zu— 
jammenjaliend wiederholen: 

Man uchme in die Anlage unterer Städte, in Die Anlage de 
großen und Meinen Sige unjerer nicht-iandwirticheftlichen Bevöllerus 
überhaupt bis hinauf zu den gröhten Großtädten, ja bei biejen gerade 
beionder3, man nehme alio in die Anlage diefer Orte große, möglidi 
al3 dauernd angelegte Meingarten-Badhtlolonien als notwendigen De 
Randteil auf. Wan richte hiernady Bebauungöplan und Bauorbuum 
und überhaupt dem ganzen Sompier von Borichriiten ein, welde di 
Ert3anlage regeln; man Ienfe auj dieied Ziel die Boben- und Lars 
politit der Gemeinden und der anderen öfentlich⸗rechtlichen Faltoren 
man entfalte endlich von feiten der Gemeinden und anderer Stella 
eine umfaffende mund Fraftvolle Initiative zur Heranziehung Der Carter 
toloniften, zur Bildung der nötigen Urganifationen, zur Beſiegung der 
Anfangsfchwierigleiten, zur Einbürgerung der ganzen Sache. Man ist 
da3 alles, und eine ber beiten, nachhaltigfien und jegensreichiten Rreivr- 
men unferes Städtewefens, unjerer Ortöbaufunft überhaupt, wird burd> 
geführt fein! 

Bor allem aber vergefie man eines nicht, dasſelbe, woranf ſchon 
am Schluffe der erfien Abhandlung diefes Heftes hingewieſen morbe 
if: Eile tut not! Die Entwidlung unferer Städte geht ſchnell, de 
Preife Reben nicht Kill, und jeder Tag kann die Lage fhwieriger maden. 
Auf der anderen Seite mag man freilid) auch beherzigen, daß Die Voder⸗ 
yreife im allgemeinen bie Tendenz haben, ji in wellenförmig au 
fleigenden Terraſſen zu entwideln, dab alfo auf einen beſonders hoher 
Preisſtand häufig, wenn auch gewiß nicht immer, ein Rüdfchlag folge 
wirb, der freilich die Breife bei weiten: nicht wieder auf den vor de 
legten Steigung erreichten Stand zurüdzuführen pflegt. SJebenfall? 
aber, wenn man auch Ankläufe naturgemäß auf die paſſendſte Zeit ver 
ſchicben wirb: baldigft und energijch muß zur Erreichung unferes Hide 
borgegangen werden. 

Dabei mögen alle beteiligten Faktoren gewiß fein, daß die öffent” 
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liche Meinung mehr und mehr hinter ihnen fteht. Eine Zeit, welche 
das Erbbaurecht immer häufiger anwendet, welche in einer Stadt nad} 
Der anderen bie Wertzumachsfteuer einführt und in Der neuelten bei 
Gelegenheit der Erbauung der neuen preußifchen Kanäle fogar da3 
preußijche Herrenhaus vor weitgehenden Maßregeln zur Herbeiführung 
gefunder ſozialer Bodenzuftände entlang diefen neuen Verkehrslinien 
nicht zurüdichredt, eine ſolche Zeit wird auch ein ſcharfes Eingreifen 
im Sinne unferer Vorſchläge gutheißen. Insbeſondere ift jedoch noch 
Binzumeifen auf die Stellung, welche die I. Deutſche Wohnungstonferenz 
im März 1906 in Frankfurt a. M. unferen Vorſchlägen gegenüber ein- 
genommen hat. Diefe von faſt allen hauptſächlichſten großen deutfchen 
Wohnungsreform-Bereinigungen beihidte Tagung bat einftimmig 
„Srundlinien der Wohnungsreform” angenommen, in denen 
e3 u. a. heißt: 

C. Boden- und Anjieblungspolitit durch Neid, Staat, Gemeinden unb 
anbere öffentlicherechtlihe Körperichaften, fowie auch von genofjenichaftlicher, 
gemeinnüßiger und privater Seite. 

Hier lommen in Trage: 


lU.— — — — — — — — — — — — — — — — — 

IL Sicherung einer hygieniſchen und in engerem Zuſammen— 

hange mit der Natur ſtehenden Art und Weiſe der Anſied⸗ 

lung und Bebauung für die ſtädtiſche und gewerbliche Bevöllerung. 
Deshalb insbeſondere: 

a) Reform der Bauordnungen und Bebauungspläne im 
Sinne möglichſter Weiträumigfeit und zur Ermöglichung ber Er⸗ 
rihtung von Kleinhäufern mit Gartenabteil, namentlich auch für 
die weitere Umgebung der großen Städte und Induſtrieorte. 

b) Schaffung von dauernden Freifläden für Tandiwirtfchaftliche 
und gärtnerifhe Nutzung durch die ftädtifche oder gewerbliche 
Bevölkerung, fowie für Vollsparks. 


Scharfe Bauordnungen und dergleichen find außerordentlich wichtig 
in den verjchiedenften Beziehungen, aber fie allein genügen nicht. Wollen 
wir ein wirklich in weiteſtem Sinne gefundes und freubevolles Neben 
der ftädtifchen und gewerblichen Bevölkerung erzielen, fo handelt e3 fich 
um weit mehr: jo Handelt es fich um bie Erringung und Erhaltung 
eined dauernd freien Zuganges zum Mutterboden ber Natur und zu 
allen feinen idealen und materiellen Segnungen. Groß und ausfichts- 
reich ift diefe Aufgabe in den Heineren Orten, ganz befonders dringlich 
aber natürlich in den mittleren und großen. In ben beutfchen Groß- 
fädten über 100000 Einwohner wohnten nach ber legten Volkszählung 
(1905) rund 111 Millionen Menſchen; in den Städten von 50—100 000 

Die Wohnungsfrage und bas Reich, 8. Heft. 4 
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Einwohnern mögen gleichzeitig noch etwa 3Ys—Al/s Millionen gewohn 
haben. Das gibt zufammen rund 16 Millionen. Auch wenn man da 
Rahmen noch fo weit jpannt, kämen für die nächften 10-20 Jahr 
gewiß nicht mehr als der vierte Teil diefer Maffe ala altive Inhaber 
und Beteiligte an den Sartenkolonien in unferem Sinne in tage, m) 
wenn man ben Zuwachs in dieſer Zeit in Betracht zieht, vielleidk 6 be 
7 Millionen. Nach unferer Berechnung weiter oben, daß auf etw jr 
4 Berfonen ein Landlos unb für jedes Landlos im Durchſchnitt eim 
500 qm zu rechnen find, wären aljo für diefe Maſſe, wenn wir 6 Ri- 
lionen anjeßen, 500 qm mal 11; Millionen, das gibt 750 Milliem 
Duadratmeter, erforberlih. Mit anderen Worten, ba ber Duadnt 
filometer 1 Million Quabratmeter hat, 750 qkm. Das Deutiche Arad 
zählt rund 540000 qkm; mit etwa 0,14% feiner Fläche wäre alſo fs 
fämtliche größeren Städte für viele Jahre hinaus ber Lanbbeberf fi 
bie Reform zu decken. 

Natürlich find gegen biefe Art der Nechnung hundert Einwärk 
geltend zu machen, aber wir wollen und doch überlegen, ob von did 
0,14% nicht unter Umftänden einmal Schidfal und Zukunft unfen 
Baterlanded abhängen Tönnen!*) 


B. Juriſtiſcher Teil. 


Bei der Prüfung ber Frage, ob und in welchem Umfange ud 
dem Boden des heute geltenden Rechts die Schaffung von freien, be 
landwirtſchaftlichen bez. gärtnerifchen Nugung gewibmeten Flädhen u 
bem oben entmwidelten Sinne durchführbar ift, hat man bavon aus 
gehen, daß ein foldhes Unternehmen notwendigerweife mit einer % 
ſchrankung des privaten Eigentums an Grund und Boden verbunkı 
fein würde. Und zwar wären zwei Formen denkbar, in benen fid die 
Beſchraͤnkung vollziehen könnte. Bei der einen, weniger weit reichende, 
verbliebe der Grund und Boben in den Händen feiner bisherigen Eiger 


*) Solche, welche ber Errichtung von Gartenkolonieen näher treten wolks, 
meifen wir nachfiehend auf einige Stellen hin, bie in dieſer Angelegenheit Hier 
praltifche Erfahrungen verfügen. 

1. Herr Geheimrat Bielefelbt, Charlottenburg, Mommſenſtt. 8slll 

2. Herr Lehrer R. Siegel, Leipzig-Meubnig, Untere Münfterfir. 6, Bari, 

des Verbandes der Schrebervereine in Leipzig. 

8. Herr Oberlehrer Eronenberger, Frankfurt a. M., Arnsbutge-· 

ftraße 40, Vorſ. bes Frankfurter Vereins zur Sörberung vn. 
Kleingartenkultur. Ä 
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tümer ımd e3 würde nur die Möglichkeit der baulihen Ausnugung 
ausgeſchloſſen (unter I), während bei der anderen das Eigentum an ben 
betreffenden Flächen den Eigentümern gänzlid) entzogen würde; ba3 
mwürbe der Fall der Enteignung fein (unter II). 

Ob eine Beichränfung des Eigentums in ben beiden herbor- 
gehobenen Richtungen rechtlich zuläffig ift, foll im folgenden auf ber 
Grundlage ber zurzeit beftehenden Gefeggebung einiger deutfcher Bundes⸗ 
ftaaten unterfucht werben. 

Da es fi in beiden Fällen um Eingriffe in die Privatrechts« 
fphäre des Einzelnen handelt, wird man indes zunächſt prüfen müjfen, 
welchen Standpunkt das beutfche Bürgerliche Geſetzbuch, das ja das 
Fundament unſerer gefamten privaten Rechtsordnung bildet, in der be⸗ 
zeichneten Frage einnimmt. Wie bekannt ift, erkennt unſer neues Reichs⸗ 
recht die volle, uneingefchränkte Verfügungsfreiheit de Eigentümers 
einer Sache an. Diefer Grundfag ift in 8 903 ausgeſprochen, ber 
beftimmt: 

„per Eigentümer Tann, foweit nicht das Geſetz oder Rechte 
Dritter entgegenftehen, ntit der Sache nad) Belieben verfahren und 
andere von jeder Einwirkung ausſchließen.“ 


Da diefer Grundfag für bewegliche wie unbewegliche Sachen gilt, 
kann aljo auch der Eigentümer eines Grundftüdes dieſes ausnügen und 
verwenden, wie e3 ihm beliebt, und es folgt mithin aus der angezogenen 
Beſtimmung ein zweiter Grundſatz, nämlich der der Baufreiheit. 
Es ift dem Grundeigentümer, grundfäglich wenigſtens, völlig freigeftellt, 
ob er fein Eigentum zu Bauzmweden ausnutzen will und in welcher Weiſe 
diefe Ausnutzung gefchehen foll. Das Bürgerliche Geſetzbuch hat ſich 
damit begnügt, in einigen wenigen Punkten, bie ſich auf nachbarredit- 
lie Rerhältniffe beziehen, die Berfügungsfreiheit des Eigentümers 
einzufchränfen (88 904924), während es im übrigen eine Beichrän- 
tung der Befugnifje des Eigentümers, fein Grundftüd nach Belieben 
zu Bauzmweden zu benugen, felbft nicht vorfieht. Dagegen enthält das 
Einführungsgefeß zum B. ©. B. mehrere Beitimmungen, die e8 ber 
Landesgejeggebung ermöglichen, die Privatwillkür des Einzelnen ſtarken 
Schranken zu unterwerfen, und zwar kommen für die hier aufgerolite 
Frage zwei Vorſchriften in Betracht: 

Art. 109. 
Unberührt bleiben bie Ianbeögejeglichen Vorſchriften über die 
im öffentlichen Intereſſe erfolgende Entziehung, Beichäbigung ober 
Benupung einer Sache, Beſchränkung des Eigentum und Ent» 
ziehung ober Beſchränkung von Rechten. Auf die nach Iandesgejeh- 
licher Vorfchrift wegen eines folhen Eingriffs zu gewährende Ent- 
44* 
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ſchädigung finden die Vorſchriften ber Artikel 52, 53 Anwendung, 
foweit nicht die Landesgefege ein anderes beitimmen. 
Urt. 111. 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorjchriften, melde im 
Öffentlichen Intereſſe das Eigentum in Anfehung tatfächlicher Ver⸗ 
fügungen befchränten. 
Während Art. 109 vornehmlid) die Enteignung behandelt, bildet 
Urt. 111, deifen außerordentlich große Bedeutung im Laufe diefer Dar- 
ftellung noch zu würdigen jein wird, ben Ausgangspunkt für die Landed- 
gejebgebung auf dem Gebiete des Bauweſens. Durch den Borbehalt 
bed genannten Artikels wirb die Landesgeſetzgebung inftand gejegt, bie 
Baufreiheit zu beſchränken, und bie Betrachtung menbet ſich zunächſt der 
Baugeſetzgebung zu, ba an erfter Stelle unterfucht werden foll, inwie 
weit die dauernde Freihaltung gewiſſer, in der Nähe anwachſender Orte 
gelegener Grundflächen von Bebauung ohne Enteignung möglich iſt. 


J. 

1. In Preußen gilt an ſich in voller Übereinftimmung mit dem 
Bürgerlichen Geſetzbuch der Grundfag ber Baufreiheit; denn 866 
bes Titel 8 Teil I des infomweit noch in Kraft befindlichen Allgemeinen 
Landrechtes beitimmt: 

„In der Regel ift jeder Eigentümer feinen Grund und Boden 
mit Gebäuden zu befeßen oder fein Gebäude zu verändern wohl 
befugt.” 

Sedo ift e8 Mar und bebarf an diefer Stelle keiner näheren 
Darlegung, daß eine ſchrankenloſe Durchführung dieſes Grundſatzes bie 
größten Unzuträglichkeiten und Nachteile für das Gemeinwefen zur Folge 
haben würde, So ift denn auch die Privatwillfür auf dem Gebiete der 
Bautätigkeit mandherlei Einſchraäͤnkungen ımterworfen, und es wird bie 
Aufgabe fein, bie in dieſer Beziehung in Preußen geltenden Beſtim⸗ 
mungen Daraufhin zu prüfen, ob fie etwa für ben hier in Frage ftehenden 
Zweck verwendbar find. Mit Rüdficht auf diefen Zweck fcheiben aus 
dem reife der Erörterungen zunächſt ohne weiteres aus alle bie 
jenigen teil3 in der ganzen preußifchen Monarchie, teils nur in einzelnen 
Landesteilen geltenden Gefege und Verordnungen, die aus amberen 
Gründen al3 den hier maßgebenden eine Einfchränfung der allgemeinen 
Baufreiheit enthalten. 

Faßt mar die für unfere Aufgabe in Betracht kommenden geieh 
lichen Beitimmungen in3 Auge, jo fann man ſich — um dies vorweg 
zu bemerken — allerdings nicht der Einficht verjchließen, daß ed an 
Beitimmungen, die die Durchführung des hervorgehobenen Zwecdes 
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unmittelbar ermöglichen, zur Zeit noch gänzlich fehlt. Handelt es ſich 
Doch auch um einen fehr tief einjchneibenden Eingriff in die Verfügungs⸗ 
freiheit bes Einzelnen, nämlich ein völlige Bauverbot für ganze Land⸗ 
flächen, während unjere Rechtsordnung und das Rechtsempfinden unferer 
Beit fi) durch eine große Zurücdhaltung gegenüber Eingriffen in das 
Privateigentum Tennzeichnen. Indeſſen erſcheint e8 doch nicht ganz 
unmöglid, auch dann, wenn man fi) auf den gegenwärtigen Rechts⸗ 
boben ftellt, die rechtliche Möglichleit der Schaffung von Freiflächen zu 
begründen, fobald man fi nur von engherziger Auffaffung, Die aus- 
ſchließlich dem Egoismus des Individuums dient, freihält und Die 
Trage von höheren Geſichtspunkten aus prüft. 

Schon dad Allgemeine Landrecht enthält eine nicht unmichtige 
Einſchränkung des von ihm ſelbſt proffamierten Grundſatzes der Bau- 
freiheit, indem es im Anfchluffe an den oben zitierten 8 65 Teil I 
Titel 8 in 8 66 fortfährt: | 

„Do ſoll zum Schaden oder zur Unficherheit bed gemeinen 
Weſens oder zur Verunftaltung der Städte und öffentlihen Pläbe 
fein Bau und keine Veränderung vorgenommen werden.” 

Es find alſo fozial- und verfehrspolitiiche ſowie fanitäre und 
äfthetifche Sntereffen, denen hier zur Geltung verholfen werden fol. 
Die Baufreiheit des einzelnen darf nicht fo weit gehen, daß darunter 
das Gemeinwohl leidet und zu Schaben Tommt, fie muß vielmehr, pofitio 
ausgebrüdt, dem Wohle und Vorteile der Gejfamtheit meiden. Bon 
der Nuslegung der Beitimmung, daß die Bautätigkeit nicht „zum 
Schaden des gemeinen Weſens“ ausgeübt werben darf, wird es haupt⸗ 
fählich abhängen, ob man die Freihaltung zufammenhängender Grund- 
flächen von der Bebauung in dem hier in Rebe ftehenden Sinne für 
zuläflig halten mill oder nicht, während die Geſichtspunkte der „Un⸗ 
figerheit” und „Berunftaltung” Hier ausſcheiden. 

Es ift nicht die Abſicht, in eine ausführliche Erörterung der Be- 
griffe des „Schadens und feine Gegenftüdes „des Wohles“ des 
‚gemeinen Weſens“ einzutreten. Indeſſen läßt fich ſehr wohl die 
Meinung vertreten, daß es unter Umftänden allerdings im Intereſſe 
des Gemeinwohles Liegen kann, wenn zufammenhängende Grundflächen 
mit einem Bauverbot belegt werden. Dan denke nur beifpielsmweife 
an zwei Induſtrieſtädte, die in mäßiger Entfernung voneinander liegen 
und in voller Entwicklung begriffen find. Die induftriellen Anlagen 
ziehen aus den Städten hinaus in den bisher frei gebliebenen und land⸗ 
wirtfchaftlich genutzten Lanbftrich, ber zwiſchen den beiden Städten Tiegt. 
Jetzt entftehen dort Yabrifen mit zahlreichen Wrbeiterfolonieen, bie 
Bonen beider Städte rüden immer näher aneinander heran und bald 
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werben beide zu einem Ganzen verfchmolzen. In einem ſolchen Falle, 
ber an vielen Stellen Deutfchlands praftifch werben Tann, läßt ſich wohl 
mit Yug die Anſicht verteidigen, daß e3 zum Schaden des gemeinen 
Weſens beider Stäbte im Sinne von 8 66 a. a. D. gereichen würde, wenn 
ba3 gefamte Gebiet zwifchen ben beiben Städten ausfchließlih zu Bau- 
zwecken verwendet und mit Gebäudemaſſen bededt würde. Denn einmal 
tft ein folder Zuſtand mit ben Anforderungen der Hygiene nicht ver- 
bar, vielmehr verlangt das Intereſſe der VBevölferung in geſundheit⸗ 
licher Beziehung bringenb, daß die Zufuhr frifcher, reiner Luft gewahrt 
bleibe, und hierzu ift ein breiter Streifen unbebauten Landes im höchſten 
Maße geeignet. (Cine ähnliche Auffaffung klingt bereit in dem Urteile 
des Preußiichen Obervermwaltungsgericht3 vom 7. März 1898, mitgeteilt 
bei von Kamptz, Die Nechtiprehung des Dberverwaltungsgerichtes, 
L Ergänzungsband ©. 450, an.) Wllerdings glaubt man bisher dem 
Bebürfnis nach Zufuhr von frifcher, reiner Luft, das allfeitig anerkannt 
wird, völlig ausreichend Rechnung zu tragen, indem man etwa eine 
Bonenbauordnung einführt, oder freie Pläge, PBromenaden, Anpflan- 
zungen in den Stäbten fchafft. Hierher gehört auch die Schaffung von 
Barlanlagen und Spielplägen, namentlih in ben Außenbezirten 
der Städte, Einrichtungen, die heute wohl überall aus Gründen der 
Hygiene rechtlich zuläffig find. Allein die Frage ift wohl Der Er 
wägung wert, ob in allen Fällen durch folche gewiß jehr verdienſtvolle 
Schöpfungen den Anforderungen ber Hygiene und der Volkswohlfahrt 
in dem Maße genügt wird, wie ed dem Interefſſe des Staates an ber 
Erhaltung einer gefunden, Iebensfräftigen Bevölkerung entjpricht. Aber 
auch ber andere, auf fozialpolitiichem Gebiete liegende Geſichtspunkt muß 
in den Kreis der Betrachtung gezogen werben, baß die Freihaltung eines 
größeren Gebietsteiles für gärtnerifche und landwirtſchaftliche Be 
nutzung die Schaffung befferer Eriftenzbedingungen für die Bevölkerung, 
insbeſondere für die Induſtriebevölkerung, gewährleiſten würde, infofern 
legterer dadurch die Möglichkeit landwirtſchaftlicher und gärtnerifcher 
Nebenbefchäftigung geboten würbe. Und diefer Gedanke würde nament- 
lih dann befondere Bedeutung erlangen, wenn fid) einmal in weiteren 
Kreifen die Auffaſſung Bahn brechen follte, daß die jegige Tätigkeit und 
Lebensweiſe ber arbeitenden Klaſſen oft nicht nur materiell, ſondern 
auch ethifch ſchwere Gefahren und Schädigungen in fi birgt. Der 
herrſchende Zuſtand würde aber nur verfchlimmert werben, wenn auch 
aus den Außenbezirken der großen Städte Garten und Feld immer 
mehr verſchwänden und an ihrer Stelle Fabriken und bichte Urbeiter- 
tolonieen empormüchfen. 

Diefe Gedankengänge hier weiter zu verfolgen erjcheint indeſſen 
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nicht nötig: vielmehr barf infoweit auf den übrigen Inhalt der Ge⸗ 
famtabhandblung verwiejen werden. 

Begrifflich laͤßt fich jedenfalls die rechtliche Möglichleit der dauern- 
den Freihaltung von Landftreifen in der Nähe anwachſender Drte ala 
allgemeinshygienifche Vorkehrung und ala Wohlfahrtsmaßregel für die 
ärmere Bevölkerung ſchon auf Yrund des $ 66 a.a.D. big zu einem 
gewiſſen Grabe rechtfertigen, und e8 wird jich weiter unten noch Gelegen- 
beit bieten, auf die vorftehend angebeuteten Geſichtspunkte zurüdzu- 
fommen. 

Außer dem Allgemeinen Landredt enthält dag Straßen- und 
Baufluchten-Geſetz vom 2. Juli 1875 nicht unbeträchtliche Ein- 
ihränfungen der allgemeinen Baufreiheit. Wenn ed nun auch an- 
fcheinend für unfere Zwecke fein geeignetes Material bietet, da e3 die 
Feſtſetzung von Straßen- und Baufluchtlinien für die Anlegung oder 
Veränderung von Straßen und Pläben behandelt, fo find feine Beitim- 
mungen doch auch für die hier behandelte Frage nicht völlig bedeutungs- 
los, infofern fie vielleiht mittelbar die Möglichleit gewähren, Boben- 
flächen von der Bebauung freizubalten. Nach $ 12 Abſ. 1 des Gejehes 
kann nämlich durch Ortsſtatut feftgefeht werden, daß an Straßen oder 
Straßenteilen, welche noch nicht gemäß ben baupolizeilichen Beſtim⸗ 
mungen bed Ortes für den öffentlichen Verkehr und ben Anbau fertig 
bergeftellt find, Wohngebäude, die nad) diefen Straßen einen Ausgang 
haben, nicht errichtet werden dürfen. Das Bauperbot geht alſo, kurz 
außgedrüdt, dahin, daß an noch nicht fertig geitellten Straßen feine 
Wohngebäude errichtet werben bürfen, die nach diefen Straßen einen 
Ausgang haben. Ba ferner nach $ 1 des Geſetzes die Straßen- und 
Baufluchtlinien vom Gemeindevorſtand im Einverftändnis mit der Ge⸗ 
meinde dem öffentlihen Bedürfnis entjprechend feſtgeſetzt werden, ſo 
kann die Gemeinde bei der Aufftellung von Bebauungsplänen in ge- 
eigneten Yällen bejchließen, daß auf gewilfen Flächen des Gemeinde- 
bezirtes feine Straßen angelegt werben follen, wobei insbejondere ber 
Geſichtspunkt des „öffentlichen Bebürfniffes eine bedeutende Rolle 
fpielen wird. Auf diefe Weife kann die Entftehung neuer Straßen 
wiber den Willen ber Gemeinde verhindert werden,*) und die Folge 
davon würde fein, daß auf dem betreffenden Gebiet gemäß $ 12 Mi. 1 
bes Geſetzes feine Wohngebäude errichtet werben dürfen. Es ift be= 
fannt, daß in Preußen fchon Heute viele Gemeinden von dem $ 12 
Abſ. 1 a.a..D, wenn auch nicht gerade zu dem hier erörterten Haupt⸗ 


*) Vergl. Friedrichs, Kommentar zum Straßen⸗ und Baufluchten-Sefep, 
in V. Auflage herausgegeben von v. Strauß und Tomey, ©. 111. 
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Preußen die Gemeinden nicht befugt feien, im Wege des Ortsgeſetzes 
Baubeichräntungen auf Grund des Art. 111 a.a.D. anzuordnen, weil 
in Preußen das Baumefen zum mindeften in ben mwejentlichen, grund«- 
fäglichen Fragen durch da8 Allgemeine Landrecht (Teil I Titel 8) und 
da3 Straßen- und Baufluchtengefet geregelt fei, jo daß für abweichende 
oder weitergehende Ortsgeſetze fein Raum fei. Dieje überaus fchwierige 
Kompetenzfrage Tann an dieſer Stelle nicht eingehender unterfucht 
werden. Es würde wohl auch kaum gelingen, alle Zweifel und Be- 
denken endgültig zu bejeitigen. Immerhin fei hiermit doch auf Diefen 
Weg hingewiefen, der bis zur Erreichung eines befferen Rechtszuſtandes 
doch vielleicht zu wertvollen Ergebniffen führen kann. 

Um jeder Ungewißheit über die Befugnis der Gemeinden, einzelne 
Flächen dauernd von ber Bebauung für die hier aufgeftellten Zwecke 
freizubalten, ein Ende zu machen und einen klaren, zweifelsfreien 
Nechtzzuftand zu jchaffen, bliebe nur ein Mittel übrig, das angefichts 
ber gegenwärtigen Rechtslage lebhaft zu befürworten ift. Es ift ein 
auf Grund des Art. 111 a.a.D. erlaffenes Spezialgeſetz, welches 
den Gemeinden und eventuell auch den Kreiſen, Negierungsbezirken und 
Provinzen in geeigneten Fällen bei Borliegen eines Bebürfniffes bie 
Befugniz gibt, gewiſſe Flächen zum Zwecke ber landwirtſchaftlichen oder 
gärtnerifhen Benutzung für bie ftädtifche und gewerbliche Bevölkerung 
von der Bebauung dauernd freizuhalten. Mit Nüdficht auf die große 
Wichtigkeit des Gegenitandes erfcheint es vielleicht nicht unangemeffen, 
an biefer Stelle etwas näher darauf einzugehen, wenn auch die nach⸗ 
folgenden Bemerkungen ebenfo für die unten erörterten fächfifchen und 
badischen Verhältniſſe zutreffen. 

Ein foldhes Spezialgefeß würbe, wie gefagt, in Urt. 111 des Ein- 
führungsgejebes zum BGB. feine Grundlage zu finden haben, welcher 
der Landesgejebgebung die pofitive Ermächtigung gibt, das Eigentum 
in Anfehung tatfähliher Verfügungen zu beſchränken, ſoweit die Be- 
ſchränkung im öffentlichen Intereſſe zu verjtehen ift; dern baß es ſich 
bei der Schaffung von Freiflächen um Beichränfungen des Grundeigen- 
tum3 in Unfehung einer tatſäch lichen Verfügung handelt, kann nicht 
zweifelhaft fein. Der Begriff des öffentlichen Intereſſes, auf den etwas 
näher eingegangen werden muß, ba er im Laufe ber Varftellung noch 
mehrfad) wiederfehren wird, gehört nun zu jenen unbeftimmten, wandel⸗ 
baren Begriffen, deren Inhalt fich niemals völlig exakt und endgültig 
beſtimmen laffen wird. Bedeutende Rechtälehrer Haben unendlihe Mühe 
auf feine nähere Erflärung verwendet. Aber alle Verſuche einer Defi- 
nition find bis zu einem gewiſſen Grade müßig. Denn die Beſtimmung 
bes Begriffes hängt ganz ab von den jeweiligen Aufgaben, Zwecken und 
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Bielen des Staates und wird ſich baher im Laufe ber Entwidlung mit 
der Wandlung jener Aufgaben, Ziele und Zwecke gleichfall3 fortwährend 
ändern. Es bleibt baher nicht? anderes übrig, al3 von Fall zu Zall 
feftzuftellen, was jeweils dem öffentlichen Intereffe gemäß fei. 

Wird nun dieſer Begriff auf die Hier befprochene Yrage ange⸗ 
wenbet, fo erjheint bie Auffaffung recht wohl gerechifertigt, daß Die 
Schaffung freier Flächen, weldhe zur landwirtſchaftlichen oder gärt- 
nerifchen Benutzung für die ftäbtifche und gewerbliche Bevölkerung 
dienen follen, im öffentlichen AInterefie liegt. Denn der Staat Hat ein 
hohes Intereſſe daran, die ftäbtifche und gewerblidde Bevölkerung jo 
gefund, leiftungsfähig und mit ihrem Loſe zufrieden zu maden wie nur 
möglih. Schon der außerordentliche und immmer noch weiter ſteigende 
Umfang, in bem ber Staat für die Steuer- und Militärleiftungen auf 
dieſe Bevölkerung angewieſen ift, beweift dies. Und andrerjeit3 Tann 
wohl kaum bezweifelt werben, baß in der umfangreichen Darbietung ber 
Gelegenheit zu landwirtſchaftlicher und gärtnerifcher Beſchäftigung für 
die ftädtifche und gewerbliche Bevölkerung eines ber notwendigiten und 
wirffamften Mittel zu erbliden ift, um für dieſe Bevölkerung die eben 
bezeichneten Biele zu erreichen. 

Gegen die Annahme bes öffentlichen Intereſſes könnte auch nicht 
eingewendet werben, daß biefe Lanbflächen, die nicht mit Gebäuden 
befett werben follen, nur einer beftimmten, Tonfreten Minderheit von 
Berfonen zugute kämen, ein Umftand, der mit dem Begriff des öffent- 
lichen Intereſſes als des Antereffed der unbegrenzten Allgemeinheit un- 
vereinbar fei. Demgegenüber ift zunächft darauf hinzumweifen, daß für 
den Begriff des öffentlichen Intereſſes die Zahl ber AInterejfenten nicht 
unbedingt maßgebend ift. Bor allem darf aber nicht außer acht gelaffen 
werden, daß, wenn man das ganze eich berüdfichtigt, eine überaus 
große Zahl von Perſonen Nuten und Vorteil aus foldem Grumdbefig 
ziehen würden und daß ferner diefe Borteile nicht auf die Dauer bes 
Lebens eines beftimmten Individuums befehräntt bleiben, fondern ganzen 
Generationen zufallen würden. Und gerade diefesg Moment ber Dauer 
ift außerordentlich wichtig für die Beſtimmung des öffentlichen Inter⸗ 
eſſes. (Vergl. Layer, Prinzipien des Enteignungsrechtes, S. 214 ff.) 

Aus diefen Gründen Tann die rechtlihe Zuläffigfeit eines auf 
Grund des Art. 111 des Einführungsgefebes zum BGB. zu erlafienden 
fpeziellen Landeögefeges nicht in Biveifel gezogen werben, ebenjomenig 
wie die Zweckmäßigkeit eines ſolchen Geſetzes zu verfennen ift. — 

Die bisherige Darftellung hatte immer die Verhältniffe in Ort⸗ 
haften bez. deren Außenbezirken im Auge. Bei dem heute vielfach zu 
beobachtenden Zuge zur Dezentralifation muß aber awch der Fall be» 
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rüdfichtigt werben, daß ſich außerhalb einer Ortſchaft, z. B. an 
einem Kanal ober in der Nähe einer fonftigen Wafjerfraft, eine Induſtrie 
niederläßt und meitblidende Spefulanten das ringsum liegende Land 
auflaufen in der Abſicht, es fpäter al3 Bauland vorteilhaft zu ver- 
werten. In diejen Fällen gewinnt die preußiiche Anjiedelung?- 
gefeggebung erhöhte VBedeutung, und zwar kommen in Betracht: 
1. das Gefeß betr. die Gründung neuer Unfiedlungen in den Provinzen 
DOftpreußen, Weftpreußen, Brandenburg, Pommern, Bojen, Schlefien, 
Sadjen und Weftfalen vom 10. Auguft 1904. 2. da3 Gejeg betr. die 
Verteilung ber öffentlihden Laſten bei Grunditüdsteilungen und bie 
Gründung neuer Anfiedblungen in der Provinz Hannover, vom 4. Juli 
1887. 3. Das gleiche Geje für die Provinz Schleswig-Holftein vom 
13. Zuni 1888 und da3 Gejeh, betr. die Gründung newer Anfiedlungen 
in ber Provinz Heſſen⸗Naſſau, vom 11. Juni 1890. 

Ein Blick auf diefe Geſetze lehrt nun zunächit freilich, daß die Arı- 
fiedlung und Gründung von Kolonien außerhalb im Zuſammenhange 
bebauter Ortſchaften freigeftellt ift und nicht verboten werden Tann, 
dafern nur gewiſſe Vorausſetzungen, die hier nicht näher erörtert zu 
werden brauchen, erfüllt find. Scheinbar fehlt hier jede Möglichkeit, 
den Aufbau und die Entwidlung der Kolonie in der hier interefjierenden 
Richtung zu beeinfluffen. Und dennoch gibt e3 einen Punkt, von dem 
aus vielleicht der Berfuch unternommen werben kann, auch bei der Un- 
legung folder Kolonieen die Freihaltung eines in unmittelbarer Nähe 
liegenden Landſtreifens bdurchzufegen, auf dem die Induſtriearbeiter 
Landwirtſchaft betreiben können. In allen vier Anfieblungsgejegen 
werden nämlich Anlagen erwähnt, bie im öffentlichen Intereſſe not- 
wendig find und von deren Einrichtung und Sicherung für die Zukunft 
die Anfiedlungsgenehmigung abhängig gemacht werden Tann (8 17a des 
Gefeged vom 10. Auguſt 1904, 8 19 Abf.2 de Hannoverfchen, 8 18 
Abf. 2 des Schleswig-Hoffteinifchen und $ 6 Abf. 2 des Heffen-Rafjaui- 
ihen Anſiedlungsgeſetzes). Wenn nun auch nicht verfannt werben foll, 
daß man bei Aufnahme diefer Beſtimmungen hauptſächlich an Anlagen 
wie Entwäfjerungsanlagen, Wafferleitungen, Kommunikationswege uſw. 
gedacht Hat, fo find die Motive des Gejepgeberd und feine Auffaffung 
vom Inhalt des Geſetzes nicht Geſetz. Vielmehr wird man unter das 
Geſetz auch andere Fälle fubfumteren können, wenn fie nur mit feinem 
Wortlaut und Sinn vereinbar find. Außerdem ift e8 nicht wminter- 
ejjant, darauf hinzuweiſen, daß bei Gelegenheit ber Beratungen über 
das Anfiedlungsgejeb von 1904 die Regierung auf eine Anfrage des 
Herrenhauſes erklärt hat: 

„Wie ſich aus der Begründung Seite 21 und insbeſondere 
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Seite 25 ergibt, fallen unter den Fall bes $ 17a nicht bloß die im 
Landeskulturintereſſe erforderlichen Vorkehrungen, wenngleich biele 
in erfter Linie hervorgehoben find, fonbern überhaupt alle nach ber 
Lage bed Einzelfalles im öffentlichen Intereſſe erforderlichen An 
lagen, einfchließlich folder gemeinwirtichaftlicher Anlagen, bie dem 
öffentlichen Beften dienen.” 


Man braucht alfo dem Anſiedlungsgeſetze keineswegs eine ge 
ziwungene Auslegung wiberfahren zu laffen, um unter „Anlagen“ audı 
die Anlegung und dauernde Unterhaltung eines für landwirtſchaftliche 
und gärtnerifche Zwecke beftimmten Landftreifens zu verjtehen, und es 
würde fchließlich wiederum mur darauf anfommen, feitzufitellen, was 
unter dem öffentlichen Intereſſe zu veritehen ſei. Entjprechend deu 
oben zu biefem Begriff gegebenen Erklärungen muß aber auch an dieſer 
Stelle die Meinung vertreten werben, daß bie Yreihaltung eine be 
ftinnmten Gebietes zu ben genannten Zwecken ala im öffentlichen Jr 
terefje liegend anzuſehen ift. " 

Bevor die Darſtellung bed preußifchen Rechtszuſtandes verlafien 
wird, mag der Rollftändigfeit halber kurz noch eines Mittels gedacht 
werben, um ben Arbeitern, die mit ber Induſtrie auf das flache Land 
hinausgezogen find, die Möglichkeit landwirtſchaftlicher Betätigung zu 
verjchaffen. Es ift die Einrichtung der Nentengüter. Streng ge 
nommen gehört diefer Punkt nicht hierher, da er mit dem Bauweſen 
nichts zu tun hat. Immerhin erjcheint es, bei der großen Wicdhtigfeit 
bes Gegenftanbes nicht unangemeſſen, auf dieſes Rechtzinftitut wenig 
ftens ganz kurz hinzuweiſen. Allerdings hat man die Rentengutögejek 
bisher faft immer nur auf die Amfiedlung von Bauern und Ländliche 
Ürbeitern angewendet, wiewohl ber Wortlaut ber Geſetze keineswegs zu 
einer ſolchen Einſchränkung nötigt. Indeſſen befteht gegenwärtig bie 
Wbjicht, auch Anduftriearbeitern unter gewiſſen Vorausfegungen ben 
Erwerb von Rentengütern zugänglich zu machen, eine Abjicht, bie im 
Sntereffe der Gefundung und Stärkung unferer wirtſchaftlichen Ver⸗ 
Hältniffe nur mit Freude begrüßt werben Tönnte. 

2. Eine zum Teil anders geftaltete Nechtslage bietet jich dar, wenn 
man das Bauweſen im Königreih Sachſen betrachtet. Sachen 
erfreut fich gegenüber Preußen der allgemeinen Regelung bes Baw 
wejen? auf Grund des Baugefeßes vom 1. Juli 1900. Un 
biefer Umftand bildet die Veranlafjung, das hier geftellte Thema auf 
vom ſachſiſch⸗rechtlichen Standpunkte aus zu erörtern. 

Man rühmt bem ſächſiſchen Baugeſetze nach, daß e8 ben mobernen 
Anforderungen auf bem Gebiete bes Bauweſens in weitgehendem Maße 
Rechnung trage, und fo erfcheint die Hoffnung nicht unbegründet, aud 
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für unfere Frage geeignetes Material zu finden. Freilich wird man 
zunädft vergeblich nach Beitimmungen fuchen, die ſich unmittelbar auf 
dieſen Gegenitand beziehen, und e3 kann nicht in Wrede geftellt werben, 
daß nur auf bem Wege einer von großen, allgemeinen Geſichtspunkten 
getragenen Auslegung ein günftiged Ergebnis geivonnen werden Tann. 

Bedeutungsvoll ift vor allem der Umftand, daß die Bebauung eines 
Terrains in ber Regel die Aufftellung eines ortögejeglich feitgeitellten 
Bebauungsplanes zur Vorausſetzung hat. Ya, dad Oberverwaltungse 
gericht fpricht in feiner Entfcheidung vom 22. Februar 1902 (Jahrbücher 
Bd. II, ©. 75) fogar aus, daß nad) dem Wortlaut und der Abficht des 
Geſetzes in den Städten die Bebauung eines Geländes überhaupt un⸗ 
zuläflig ei, folange nicht die Urt und Weife der Bebauung ortsgeſetz⸗ 
liche Negelung erfahren habe. Die für diefe Auffaſſung maßgebenden 
Beitimmungen find insbefondere in ben 88 8, Abf. 1; 9, Abi. 1, 15 
enthalten. Welche Grundſatze bei der Aufftellung der Bebauungspläne 
zu beobachten find, ift dag Nähere in $ 18 dargelegt. Dabei kommt vor 
allem für den hier erörterten Zweck in Betracht, daß auf die Anforde- 
rungen der Gejundheit, auf die Lage und Entwidelung des Ortes oder 
Ortsteile und auf das den örtlichen Verhältniffen entprechende Woh- 
nung3bebürfnis Bedacht zu nehmen if. Nicht unwichtig ift auch Die 
Vorſchrift (8 18 lit. g), daß bei den Beltimmungen über Die Baumeife 
und die Zulaffung von Fabriken und gewerblichen Anlagen der bis- 
herige Charakter de3 Ortes oder Ortsteiles ſowie das vorhandene Be- 
dürfnis zu berüdjichtigen ift und in ben Außenbezirfen eine zweck⸗ 
mäßige Beichränfung der Bau- und Wohndichtigfeit einzutreten Hat. 
Nach 8 21 hat endlich die Baupolizeibehörde den Bebauungsplan darauf⸗ 
hin zu prüfen, daß alle öffentlichen Intereſſen gewahrt werben. 

Es find alfo zum Teil diefelben Geſichtspunkte, Die bereits er- 
örtert worden find und bezüglich deren daher, um Wiederholungen zu 
vermeiden, auf das oben Geſagte verwieſen werden Tann, namentlich 
was da3 öffentliche Intereſſe und die Hygiene anlangt. 

Neu erjcheint die Berücdfichtigung der Beblirfnisfrage und bes bis- 
herigen Charafter3 und der Entwidelung des Ortes. Hiermit wird 
zweifellos ein höchſt fruchtbares, bedeutungsvolles Prinzip aufgeftellt, 
das bei rechter Wuögeftaltung für die Frage nach der Schaffung von 
Freiflächen in unfrem Sinne hier verwertbar if. Als Beiſpiel mag 
der Fall gedacht werden, daß in einer Gegend, in der bisher augfchließ- 
lih Landwirtſchaft getrieben worden ift, fich eine neue Induſtrie an- 
jiedelt, die weite Ylächenräume ergreift und der Landwirtſchaft ent- 
ziehen würde Sollte man bier nicht jagen können: es entſpricht 
ſowohl der bisherigen Entwidelung und dem Charafter ber Gegenb mie 
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auch dem vorhandenen Bebürfnis, daß beitimmte Gebietäteile auch in 
Buhmft für die landwirtſchaftliche Nutzung frei bleiben, und es ift zur 
Befriedigung des Wohnungsbebürfniffes nicht notwendig, Daß Das ge- 
famte neu bejiebelte Gebiet ausfchlieglih mit Fabril- und Wohngebär⸗ 
ben beſetzt wird? In der Tat erfcheint eine ſolche Betrachtungsweiſe 
wohl gerechtfertigt. Das Geſetz bietet ſogar einen fehr geeigneten Weg, 
um in ſolchen Fällen zu verhindern, daß die Bodenipefulation fich des 
Gebietes bemächtigt und e3 zu Bauzwecken ausnußt. Denn nach $ 35 
bes Baugeſetzes kann die Baupoligeibehörbe, wenn die Aufſtellung oder 
Anderung eines Bebauungsplanes angezeigt erjcheint — das wird bei 
ſolchen Neubejieblungen häufig der Fall fein —, über das Plangebiet 
bie Baufperre mit der Wirkung verhängen, dab Neu⸗ oder KBer- 
änderung3bauten nicht oder doch nur infoweit genehmigt werben, ala ſie 
nicht Die Durchführung ber neuen Planungen zu erjchiweren geeignet find. 

Daß man fi durch die Bier vorgetragene Auslegung nicht mit 
bem Geiſte bes Geſetzes in Widerſpruch feßt, zeigen neben mannig 
fachen Außerungen, bie bei der Beratung des Geſetzes getan worben find, 
unter anderem die in der Begründung zu bem Geſetzentwurf ©. 79 ent- 
haltenen Worte: 

„Der Geſetzentwurf will den eigenartigen örtlichen und tm 
bividuellen Wünfchen und beredtigten Gefhmadsrichtungen, fowie 
auch der meiteren Entwidlung der Bautechnik möglich freien 
Spielraum ſchaffen und eine Grenze nur dort ziehen, wo bie Rüd⸗ 
fihten auf bie öffentliche Sicherheit und Geſundheit, fowie auf deu 
Verkehr beziehentlich die aus wirtſchafts⸗ und fozialpolitifcden Grän- 
den nötige Verhinderung einer die ungefunde Grundftüde- und 
Baufpelulation fördernden übermäßigen Wuanukung bes Grund 
und Bodens, fo 3. B. die Verhinderung unnötiger Mietlafernen 
dies verlangen.” 


Bivar gehen die hier entwidelten Gedankengänge noch über biefe 
Anſchauung, die in ben vorftehenben Worten ausgeprägt ift, hinaus, 
aber fie bewegen fich doch in berfelben Richtung und find von bemfelben 
Geiſte getragen, und es ift nicht ausgefchloffen, daß eine nähere oder 
fernere Zukunft ihnen praftifche Verwirklichung bereitet. 

3. Um bei ber gegenwärtigen Unterfuchhung auch die Berhältnifie 
eines fübdeutichen Bundesſtaates zu berüdfichtigen, foll jchließlich noch 
erörtert werden, inwieweit im Großherzogtum Baden die Scaf- 
fung von der Bebauung frei bleibender Flächen darchführbar ift. Das 
Gefegesmaterial ift allerdings bier ziemlich dürftig und gewährt fehr 
wenig Anhaltspunkte. Bor allem kommt die Landesbauordnung 
vom 5. Mai 1869 in Betracht, während das Ortsſtraßengeſetz vom 
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6. Juli 1896 und da3 Straßengefeg vom 14. Juni 1884 feine ver⸗ 
wertbaren Geſichtspunkte für unjere Frage bieten. 

In der Landesbauorbnung vom Jahre 1869 find es hauptſächlich 
zwei Beitimmungen, die hier intereffteren. $ 2 a. a. O. bejtimmt, daß 
in ben einzelnen Gemeinden nad) Bedürfnis unter Berüdfichtigung der 
örtlichen Verhältniſſe Bauordnungen nad) Maßgabe der für die Er- 
laffung ort3poligeilicher Vorfchriften geltenden Beſtimmungen erlaffen 
werben follen, und nad) 8 42 bleiben behufs der nötigen Berüdfichtigung 
ber Himatifchen, ber Terrain«-, Erwerbs⸗, Verkehrsverhältniſſe der ein- 
zelnen Gemeinden ben örtlichen Bauordnungen weitere Beſtimmungen 
vorbehalten. 

Der Gemeindenutonomie ift aljo für bie Aufſtellung von Ba 
orbnungen ein ziemlich weiter Spielraum gelaffen, und fie können da⸗ 
her, in3befondere durch rechtzeitige Wufltellung von Ortsbauplänen, in 
jeder Weife den Snterejfen der Gemeinden Rechnung tragen, fo daß fie 
auch für befugt gehalten werben müſſen, in geeigneten Fällen und bei 
Vorhandenſein eines VBedüirfniffes einzelne Bodenfläckhen mit einem Bau- 
verbot in dem hier fraglichen Sinne zu belegen, wenn auch für Baden 
ber Erlaß eines Spezialgeſetzes gewiß ebenfall3 wünſchenswert fein 
würde. Auf die hierbei in Betracht kommenden Gefichtspuntte braucht 
an diefer Stelle nicht nochmals eingegangen zu werben, ba fie bereit3 
oben genügend beſprochen worden find. 

Es wird jegt in der Hauptſache von der Auffaffung und Anſchau⸗ 
ung der einzelnen Gemeinden abhängen, ob und in welchem Maße fie 
den hier entwidelten Gedanken zur Anerfennung und Durchführung ver- 
helfen wollen. 

Übrigens ift in Baden zurzeit eine newe Lanbesbauorbnung in 
Vorbereitung. 

II. 

Bei der bisherigen PDarftellung war davon ausgegangen worden, 
dab das für die Freiflächen beftimmte Land in den Händen der big- 
Berigen Eigentümer bleibt und diefe nur in ber tatfählidhen Ber- 
fügung über ihr Eigentum befchränft werben. Es ift aber bereitz in 
ben einleitenden Bemerkungen barauf bingeiviefen worden, daß für bie 
Schaffung folder freier Flächen auch noch ein anderer Weg gangbar 
erfcheint: die Enteignung. Sie wird vor allem: dann in Betracht 
fommen, wenn bie Eigentümer ber betreffenden Gebietöteile es ab- 
lehnen, ihr Land zu bem Zwecke, ber ummohnenden Bevölkerung Ge- 
legenheit zum lanbwirtfchaftlichen und gärtnerifchen Betriebe und Er- 
werbe zu bieten, pacht- oder kaufweiſe zu angemeffenen Breifen her⸗ 
zugeben. 
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Iſt es nun zuläffig, für diefen med Enteignungen vorzunehmen? 
Bei Beantwortung der Frage können die gefehlichen Beſtimmungen ber 
brei bei biefer Unterſuchung berüdfichtigten Länder in Zuſammenhang 
betrachtet werben, da in ihnen, wie in ben meiften Enteigmungsgefegen, 
ber Rechtsgrund der Enteignung berfelbe ift, nämlich das Öffentliche 
Sintereffe, biefer im Laufe der Darſtellung ſchon mehrfach befprocheme 
Begriff. 

Das preußifche Geſetz Ipricht von Gründen bes öffentlichen Wohles 
(8 1), das ſächſiſche von einem dem öffentlihen Nuten gewibmeten 
Unternehmen (8 1) und das babifche von einem bem öffentlichen Nutzen 
dienenden Unternehmen (8 1). Alle dieſe Uusdrüde find im mejent- 
lichen gleichbedeutend und bemühen fich nur, das, was jie zum Aus 
drud bringen wollen, möglihft genau zu formmiieren, ohne daß fid 
jedoch fagen ließe, es fei gelungen, ben den hervorgehobenen Wen⸗ 
dungen zugrunde liegenden Begriff zweifelöfrei für alle Fälle Harzu- 
ftellen. Das wird auch weder in ber Wilfenfchaft noch in ber Praxis 
in Wbrede geftellt und läßt ſich auch gar nicht vermeiden, wenn man 
nicht, wie das in einigen Ländern ber Fall ift, beftinnmte Enteignung: 
fategorieen aufftellt (3.8. Bayern) ober für jeden einzelnen Yall ein 
befonderes Geſetz für notwendig erflärt (3.8. England). Der Vorzug 
einer allgemeinen Formel, wie fie ba3 preußifche, ſächſiſche und badiſche 
Geſetz aufweiſen, Tiegt zweifellos darin, daß durch fie die Verwaltung in- 
ſtand gefeßt wird, in jedem einzelnen Yalle, in dem ed das Intereſſe 
der Allgemeinheit fordert, die Enteignumg anzumenden. 

Es ift nun bereitö oben augeinandergejeßt worden, welche Schwie⸗ 
rigleiten der Definition des Begriffes „öffentliches Anterefje” entgegen- 
ftehen, und dasſelbe gilt von den adäquaten Ausbrüden: „öffentlicher 
Nutzen“, „Öffentliches Wohl”. Es ift bes weiteren auch bereits dar⸗ 
getan worden, daß es in ber Tat im öffentlichen Intereſſe liegt, wenn 
der ftäbtiichen und gewerblichen Bevölberung umfaffende Gelegenheit 
zu Ianbwirtichaftlicder und gärtnerijcher Betätigung gegeben wird. Die 
große, allgemeine Bedeutung eines darauf Hinftrebenden Unter 
nehmens kann nicht verlannt werden, und gerade hierin liegt ein wid. 
tiges Begriffsmerkmal des öffentlichen Antereffes. In unferer Zeit, 
in der die Enteignung meift zu militäriihen und Verkehrszwecken 
(Eifenbahnen, Häfen, Kanäle) vorgenommen wird, birfte der Plan, 
das Grundeigentum zu dem bier erörterten Zwecke in Anſpruch zu neh⸗ 
men, allerdings wohl auf große Bedenken ftoßen. Und doch Liegt in 
einem ſolchen Gedanken nichts fo Ungeheuerliches. Es braucht nur an 
das Beifpiel England3 erinnert zu werden. Dort ift bereit in 
den Jahren 1887 und 1890 durch die Alloments Acts der local ad- 
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ministrative authority (lofale Verwaltungsbehörde), bez. bem county 
council (Graffchaftsrat), bie Ermächtigung gegeben worden, Land zu 
enteignen, um ben arbeitenden Klaſſen die Möglichkeit zu gewähren, 
Heine Landlofe zu erwerben. Dabei ift noch zu bedenken, daß in Eng- 
fand die Unantaftbarkeit bes Privateigentums und der Individualrechte 
in befonders hohem Maße anerlannt wird. Wa8 aber dort möglich ift, 
follte auch bei und nicht auf unüberwindliche Schwierigkeiten ſtoßen. 

Sn diefem Zufammenhange darf vielleiht noch auf ein groß- 
artigeö Unternehmen hingewiefen werben, da3 zwar unferen Gegenſtand 
nicht unmittelbar betrifft, da3 aber auf einem noch verwandten Gebiete 
liegt, fi mit den Hier verfolgten Beſtrebungen eng berührt und auf 
das ſchon im volkswirtſchaftlichen Teile dieſer Abhandlung aufmerkſam 
gemacht worden if. Wir meinen den Wald⸗ und Wieſengürtel 
und die Höhenftraße ber Stadt Wien,*) ein Projelt, dag im 
Mai 1905 vom Wiener Gemeinderat einftimmig beſchloſſen worden ift 
und in der Art verwirklicht werben foll, daß die in den Wald» und 
Wieſengürtel fallenden Flächen, foweit fie der Gemeinde nicht ſchon jetzt 
gehören, von dieſer erworben werden, „bamit deren dauernde unein- 
geſchränkte Benutzbarkeit für die Bevölkerung ſichergeſtellt werde.“ 
Soweit es nicht gelingt, das erforderliche Areal im Wege des Ankaufes 
zu erwerben, beabſichtigt die Stadtverwaltung, ein beſonderes Ent- 
eignungdgefeß zu erwirken, und es ift im Intereſſe des Unternehmens 
lebhaft zu wünfchen, daß ein folches Geſetz zuſtande fomme, falls es ſich 
nötig machen follte. Bei diefen geplanten Wald- und Wiejengürtel ift 
es zwar zunächſt nicht auf Bereititellung von Flächen zu landwirtichaft- 
licher und gärtnerifcher Benugung, jondern auf großartige Volkspark⸗ 
anlagen abgejehen; doch barf man wohl annehmen, daß auch der erfteren 
Art der Benutzung, wenn fie fi) mit der Zeit als wirnſchenswert heraus⸗ 
ftellen follte, fein Hindernis im Wege ftehen wird. 

Blättert man im übrigen heute Schriften und Abhandlungen durch, 
die jih mit der Wohnungs» und Stabterweiterungsfrage und ähnlichen 
Dingen befaffen, jo jtößt man int allgemeinen höchftend auf die Yorbe- 
rung, dat den Gemeinden bie Enteignungsbefugni3 zur Befriedigung 
eined vorhandenen Wohnungsbedürfnifjes verliehen werden müſſe. Auch 
findet man hier und da Beſtimmungen, wonad) die Enteignung zu Um- 
legungszwecken zuläſſig ift (vergl. Sächſ. Baugef. 88 64ff., Bad. DOrts- 
ftraßengef. 88 11ff.), oder die Enteignungsbefugnis für ein Gelände 


*) Bergl. „Der Wald» und Wiefengürtel und die Höhenftraße der Stabt 
Wien‘. Wien 1905. Kommiffionsverlag von Gerlach & Wiedling, Wien, 
Elifabethitr. 13. Preis ca. 1,50 ME, 

Die Wohnungdfrage und bad Reid, 8. Heft. 45 
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erteilt werden Tann, wenn bie Niederlegung von Gebäuden im Jnterir 
der öffentlichen Geſundheitspflege wmerläßlid iſt (Sächſ. Bangei. 88, 
Bemerkenswert ift aud) die Beitimmung des 8 16 des Preukilhe 
Kanalgejebed vom 1. April 1905, wonach bem Staate an deu An 
Weſer⸗Kanal und einigen Anfchlußftreden dur Königliche Berorum; 
das Recht zur Enteignung folder Grundſtücke verliehen werden fm, 
„deren Erwerb zur Erreihung ber mit dem Unternehmen ü 
Verbindung ftehenden, auf das öffentliche Wohl gerid: 
teten ftaatlihen Zwecke erforberlih ift“. Dieſes Enteignnp⸗ 
recht darf aber zu beiden Geiten des Kanals nicht über eine Linie han 
ausgebehnt werben, bie ſich in der Entfernung von 1 km von m 
Ranalmittellinie hinzieht. Wir laſſen unerörtert, wieweit dieſe Gone 
beftimmungen ſich etwa für unfre Zwede nugbar machen ließen. tt 
Enteignungögefege bieten ſchon in ihrer jeßigen Faffung zweifellos # 
Mittel, um Land zu dem erörterten Zwecke zwangsweiſe zu ermwer, 
unb e3 bebarf nur einer meitblidenden, die Wohlfahrt des Volle = 
Auge faffenden Anfchauung von den Aufgaben und Bielen des Stone, 
um Einrichtungen zu fchaffen, die Taufenden, Hunderttauſenden m 
Millionen von Menfhen zum Segen gereichen würden. Hat fih e 
mal die Auffaſſung durchgerungen, daß e3 im bygienifchen, materele 
und ethifchen Intereſſe weiter Bevölkerungskreiſe Liegt, in der Rähe de 
ftäbtifhen und geiverblihen Anfiedlungen und Niederlaffungen % 
länbeteile für Iandwirtfchaftliche und gärtnerifche Nutzung dauernd fe 
zu erhalten, jo wird die Enteignung für folche Unternehmen kaum gufe 
Schwierigkeiten begegnen. — 

Wenn au nach den vorftehenden Ausführungen an fid pri 
zipiell die Möglichkeit gegeben ift, auf Grund des heutigen Reth⸗ 
zuftandes die Schaffung von Freiflächen in dem hier in Rede fehme 
Sinne durchzuführen, wiewohl das geſetzliche Material zum Teil em 
bürftig ift, fo wird man fich doch der Einficht nicht verfchließen fon 
daß vorberhand der Erreichung des erftrebten Zieles auf dieſen & 
biete noch große Schwierigkeiten entgegenftehen. Zwar haben fih de 
Stimmen gemehrt, die eine ftärkere Beſchränkung des Privateigentun 
namentlich des Grundeigentums, zugunften ber Allgemeinheit order 
Indeſſen ift der Umſchwung in der Nuffaffung und Denkweije doc nd 
nicht fo recht ftarf und allgemein. Man muß daher damit redjnen, bi 
namentlih die Belegung ganzer Landitreifen mit einem dauernd 
Bauverbot auf große Bedenken bei den Gerichten flogen wird, die ĩ 
in diefer Frage ſchließlich das letzte Wort zu fprechen Haben, fon 
nicht bie Gefepgebung reformievend eingreift. Es Tann daher will 
dringend genug geraten werben, baf die Gemeinden, der Staat um 
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anbre in Betracht kommende Stellen beigeiten die erforderlichen Län⸗ 
bereien antaufen*), oder daß fich Genofjenfchaften bilden, bie e3 ſich zur 
Aufgabe machen, an geeigneten Stellen Land zu erwerben, bevor bie 
Spekulation ihre Hand darauf legt und durch maßloje Preisfteigerungen 
bie Verwendung des Landes zum Wohle weiter Bevölkerungskreiſe un⸗ 
möglich macht. Ebenſo wird es bie Aufgabe der Gemeinden fein, recht⸗ 
zeitig Bebauungspläne aufzuſtellen und hierbei bie Freihaltung einzelner 
Gebietsteile von der Bebauung nad) Kräften anzuftreben. 


*) Vergl. Erlaß ber zuftändigen preußifchen Minifter vom 19. März 1901. 
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Schlußwort. 


Völker kommen, Völker gehen; fie ſteigen auf, aber fie ſinken um 
wieder. Sie brauchen nicht gerade phyſiſch zu flerben, aber fie verlinn 
wieder ihre Formen des Staatslebens und die ihnen eigentümlik 
Kultur und Bedeutung in ber Welt. Sieht bu ihn ziehen über ie 
Erbe, ben enblofen Zug? Voran die Völker der grauen Borzeit, Summe 
und Babyloner, Aſſyrer und Agypter, Phönicier und Berfer, dam de 
Glanz von Athen und Sparta, von Rom und Karthago, von Aleranıı 
und Byzanz. Wo find fie Hin, die Völker? Dahin und entfchiwunde 
eingeftampft wieder, wenn auch nicht fruchtlos, in den großen St 
des weltgefchichtlichen Geſchehens. 

Und noch verftehen wir faum bie gröbften Umriffe in ber dv 
urſachung und vollends in ber Geſetzmäßigkeit all biefer Völterichiditk 
und noch fragen wir ung, mehr ftaunend ala fruchtbar: woher fnm 
e3, daß dieſe Nation verfintt und daß jene auffteigt? Daß der aim 
Stunde abläuft, während der andren Tagesgeftirn in die Höhe geh’ 

Aber gewiffe Wahrheiten liegen bei all bem Drängen und Schiebo 
bes Völlerlebens doch auf ber Hand: wenn fich die Daſeinsbedingunp 
eined Volles grundlegend ändern, fo muß fich Das Volk diefer gef 
Umwälzung möglichft auf allen Gebieten innerhalb einer gewiſſen A 
anpafjen, oder es wird untergehen oder Doch wenigſtens verkümmen 
Das ftarre oder auch mur zu bequeme und zu träge Sefthalten an bes 
Hergebrachten, ja felbft ſchon die Verſäumung ber richtigen Frift wa 
in foldem Falle mit dem Völkertod oder mit dem KBölterfiehten 
beftraft. Und es handelt ſich da nicht etwa nur um alte, abgeflunge 
Tatfahen und Gefahren, ſondern diefer Prozeß geht auch heute nd 
fort und fort vor fi, und auch über unfrer modernen induftriela 
Welt hängt eine ſolche Schickſalswolke. In der langen Gefchichte da 
wefteuropäifchen Völker und fpeziell auch unfres deutſchen Volles kt 
wohl kaum eine tiefgreifendere Ummälzung ber Dafeinsbebingungt 
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ſtattgefunden, als die letzten hundert Jahre ſie gebracht haben. Vom 
landwirtſchaftlichen zum Induſtrievolk, vom Dorf⸗ zum Stadtvolk, das 
ſind die großen Stationen der Reiſe. Unzweifelhaft iſt, daß wir da 
ungeheure Anpaſſungsvorgänge durchmachen, daß wir planmäßig und 
mit aller Energie beinahe auf allen Gebieten des Lebens große Ver⸗ 
änderungen, ſchwere Übergänge vornehmen müſſen, wenn wir auch 
unter den neuen Verhältniſſen dauernd geſund und glücklich leben, ja 
wenn irgend möglich mit und durch ſie noch um eine große Stufe auf⸗ 
ſteigen wollen. 

Aber wir brauchen in Deutſchland die Flinte nicht ins Korn zu 
werfen. Die Entwicklung iſt auf dem Wege, und ſie ſchreitet jedes Jahr 
vorwärts. Zwar ſind ſchwere Erſcheinungen von Krankheit und ſelbſt 
von Degeneration, hervorgerufen durch den gewaltigen Übergang, nicht 
zu verkennen, aber auch die Entwicklung zum Guten ſchreitet mit großen 
Schritten voran. Das neue Stadt- und Induſtrievolk ftrebt in mächtigem 
Kampfe, fi” die neuen Formen feines Lebens fo umzufchaffen, daß es 
in ihnen eriftieren und aufblühen Tann. Der außerorbentlidhen und 
vielfach verheerenden Entwidlung und Umſchichtung in den technifchen, 
wirtfchaftlihen und fozialen, ben phufifchen und den moralifchen Ver⸗ 
hältniffen tritt eine zweite große Entwidlungsreihe zur Eeite, die darauf 
gerichtet ift, bie Schäden der neuen Verhältniffe zu befeitigen, ihr Gutes 
aber auszubauen: Arbeiterfchußgefeßgebung und Urbeiterorganijation, 
Verſicherungsgeſetzgebung und Genoſſenſchaftsweſen, Entfaltung des 
Ferienaufenthalts und Erholungsreiſeweſens, veränderte Ernährungs⸗ 
methoden, Pflege des Sports, Ausbau des Volksbildungsweſens, ſyſtema⸗ 
tiſche Beobachtung der Maſſenerſcheinungen durch die Statiſtik, ſieg⸗ 
reiches Vordringen gemeinwirtſchaftlicher (ſtädtiſcher, ſtaatlicher) Unter⸗ 


nehmungsformen an Stelle der privaten, und vieles andre mehr. 


All das läuft am letzten Ende darauf hinaus, der Nation durch die 
ſchwere Ubergangszeit hindurch, die ſie durchmacht, zu weiterem dauern⸗ 
ben Daſein zu verhelfen und fie womöglich einer neuen Blüte⸗ und 
Entwicklungsſtufe entgegenzuführen. 

Noch find die Würfel nicht gefallen, noch vermag Fein menjchliches 
Auge mit Sicherheit zu fehen, ob Die deutfche Nation, ob die modernen 
Induſtrievölker überhaupt die ſchwere Entwicklungskriſe glüdlich und 
fiegreich überftehen werben, in der fie fich derzeit befinden. Aber e3 
ann fpeziell ung in Deutfchland dabei tröften, daß uns bei ber Löfung 
diefer aroßen Aufgabe vielerlei große und gute Kräfte und Einrichtungen 
zur Geite fteven: vor auiem und in erjter Ninie der gediegene Charakter 
der Nation faft in allen ihren Schichten, eine gute Bolksbildung, eine 
vortrefflihe Wiffenfchaft, ein fleifiges, unterrichtete® und ſauberes 
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Beamtentum, eine vorzügliche Wehrmacht zu Lande und zu Bafler, au 
deren Schuß wir una verlaffen fönnen, und vieles aubre mehr. Aber 
freilich find ja andy bie Gegenträfte gewaltig, und insbeſondre ein: 
große Gruppe von Einrichtungen, Anfchaunngen und Gewohnheiten, 
die fo recht im Schidfaldmittelpuntte ber modernen Entwicklung ſteht, 
hilft una nicht vorwärts, fondern belaftet unb hindert ung im Gegenteil 
auf das fchwerfte; eine große Gruppe ftellt ſich dar nicht als eim 
Macht zum Guten, fonbern als eine Macht zum Böfen, bie wir brechen 
und zertrümmern müffen, um richtig vorwärts zu fommen. Der Leer 
weiß, welche Gruppe von Einrichtungen, Anſchauungen und Gewohs- 
heiten wir meinen. Es ift bie, welche ſich um bie Behandlung und Be 
wendung be3 fläbtifchen Bodens, um die ſtädtiſche Bodenfrage, 
um bie ganze ſtädtiſche Anfieblungsfrage gruppiert. Mag e3 gewiß nd 
verfchiebne andre folder Bollwerle des Üblen derzeit im dentſcher 
Landen geben, ficher ift, daß wir es hier mit einem ber ſtärkſten mi 
verhängnispolliten zu tun haben. 

Brauchen wir dieſes Urteil noch näher zu begründen? Bu 
ſchlagen unjer 7., 8. und 9. Kapitel nach und finden die Begründung, 
und dabei haben wir dort ba3 Elend noch nicht einmal vollſtändig 
ausgeichöpft. Ober ift es etwa ein normaler und fegenäreicher Zuſtand 
unter dem wir hoffen bürfen, auf die Dauer una in Gejundheit, Sid 
und Sittlichleit zu entwideln, daß in unfren größeren Städten die &- 
völferung in einer grauenerregenden Weife zufammengebrängt und mn 
bem Zufammenhang mit der Natur abgefchnitten it? Daß die Kinder 
welt in Diefen Städten, wenigſtens in ber breiten Maſſe der ärmeren 
Maffen, der natürlichſten Freuden beraubt ift, welche das Leben feibt 
des legten Tagelöhnerkindes auf dem Lande noch vergolden? Daß die 
Mietlaſten durch bie Vodenpreiſe dort einen geradezu unerhörten Ar 
ſchlag erfahren und daß diefer Auffchlag anfcheinend die Tendenz hat, 
mit der Steigerung bes Volkswohlſtandes ohne weiteres mitzufteigen? 
Daß auf der andern Seite ungeheure unverdiente und oft genug en’ 
fittlichendb wirkende Reichtümer aus diefem felben deutfchen Boden fit 
relativ Wenige emporquellen? Daß ein widerwärtiges Spekulation⸗ 
treiben fich breit macht? Daß Telbft fchon das äußere Untlig der 
Städte in fehredenerregender Weiſe bie Häßlichleit der leitenden Grund⸗ 
fräfte zur Schau trägt? Huf diefe und viele andre Umſtände gründen 
wir unfer Urteil, und deshalb fagen wir: hier muß Wandel geſchafft 
werben, wenn mir vorwärts kommen wollen, wenn wir bie groß 
Entwicklungskriſe, in ber wir ftehen, fiegreich beftehen wollen! Hier 
muß Wandel geſchafft werden, und zwar gründlih! 

Und nicht nur gründlich, fondern auch bald! Es iſt bie elfte 
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Stunde für ein Vorgehen. Schon oben in Abſchnitt 4 des 10. Kapitels 
haben wir darauf hingewieſen, daß nicht anzunehmen iſt, daß das An- 
ſchwellen unfrer Städte in alle Ewigkeit fortdauern wird. Schon fallen 
die Geburtenziffern in PDeutfchland in bedenklicher Weife, und mir 
miüffen und barauf gefaßt machen, daß im Verlaufe einiger Jahrzehnte 
an die Stelle des jebigen ungeheuren Städtewachstums ein ſehr lang- 
fame3 oder gar ein Stillitand treten wird. Diefe Jahrzehnte alſo, big 
diefe Erjcheinung herrſchend wird, gilt es auszunutzen; wenn mir jie 
verfäumen, ift das Spiel aller Wahrſcheinlichkeit nach, überhaupt zum 
allergrößten Teile verloren! Einmal vermehrt jedes unbenußt weiter 
verftreichende Jahr die Maſſe des Schlechten, des der Verbeſſerung 
Bedürftigen in unfren Städten in großem Umfange; zum andren aber 
wird aller Vorausſicht nach die Kraft, mit der eine gründliche Ver⸗ 
befferung unfrer ſtädtiſchen Boden- und Anfiedlungsverhältniffe bewirkt 
werden Tann, außerordentlich viel Heiner fein, wenn erjt einmal die 
Beit fehr langſamen oder gar überhaupt fehlenden ſtädtiſchen Wachs⸗ 
tums eingetreten ift, al3 jegt und in den nächſten Jahrzehnten, mo 
wir noch mit einer gewaltigen Vorwärtsentwicklung rechnen dürfen. 

So wird ein baldiges und gründliches Eingreifen in die jtädtifchen 
Boden- und Unfiedlungsverhältnijfe für und geradezu zu einer Schick⸗ 
falsfrage. Wenn unfre Monardhie die Hoffnungen erfüllt, die wir auf 
fie feßen, daß fie, über den Parteien und den einzelnen Klaſſen thronend, 
das Gemeinwoh! wahrnimmt, wenn wir noch wirklich fittliches Mark 
in unjren Knochen Haben, dann muß hier eingegriffen mwerden, — 
fchnell, feit und gründlich! 

Eine außerordentlihe Verbejferung ift möglich, wir haben 
e3 in den vorangehenden Kapiteln gefehen. Dezentralifation und öffent» 
lie Stadtermweiterung, Bannkreigorganijationen und Gemeindeverbände, 
Enteignungsrecht und Stabterweiterungstare, Stadterweiterungsrecht, 
Reform der kommunalen Wahlrechte, Nutzbarmachung ber Wertfteige- 
rungen für die Allgemeinheit, planmäßige Berbefferung der jchon be- 
bauten Gebiete unter Heranziehung der Durch die Wertjteigerung Draußen 
geivonnenen Geldmittel und andre Maßregeln können und werden zum 
Biele führen. Es muß gelingen, die vielen Millionen kommenden 
Stadtvolfs, die wir noch zu erwarten haben, und bie Milliarden neuer 
ftädtifcher Bodenmwerte, bie wir gleichfall3 noch zu erwarten haben, 
einer großen Reformpolitif bienftbar zu machen. 

Es handelt ſich um unfres Volles Schidfal, aber nicht nur um 
unſres Volkes! Diefelbe Frage, die und auf den Weg gelegt ift, Liegt 
auch andren Nationen auf dem Wege. Anfcheinenb haben wir e3 
ungefähr, foweit die Tapitaliftiiche Entwidlung reiht — und das ift 
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jett die halbe Welt und wird bald genug vielleicht die ganze fein —, 
mit einer außerordentlihen Entwidlung der Städte zu tun. Und zur 
gleichen Beit, wo biefes ungeheure Städtewachstum ftattfindet, wird es 
anicheinend wohl auch fo ziemlich überall in ben Tapitaliftifch organi- 
fierten Ländern beherrſcht von den grundlegenden Einrichtungen de 
Privateigentums am ftädtifhen Boden und der Behandlung der Stadt- 
erweiterung als einer mehr oder minder privaten Angelegenheit. Und 
al3 Folge dieſes Zuſammentreffens jcheint es denn auch, daß ſich weithin 
ähnliche Mißftände wie in unſrem Städtewefen entwidelt haben. Ans 
dem modernen Ägypten, aus Buenos Wires, aus Kapftabt fchallen laute 
Klagen über die ftäbtifche Bodenſpekulation und alle möglichen damit 
verfnüpften Mißftände an unfer Ohr. Wenn wir alfo in Deutſchland 
ber ftäbtifchen Bobenfrage zu Leibe gehen, fo löfen wir nicht nur eme 
beutjche, jondern wir löfen zugleich eine Menfchheit3aufgabe. Die 
alte Erde wird noch viele Städte auf ihrer Rinde entitehen und vergehen 
jehen, aber mit Dankbarkeit wird man immer der jet und in den nächſten 
Sahrzehnten in Deutichland Iebenden Generationen gedenten, wenn es 
ihnen gelingen follte, da3 große Problem der ſtädtiſchen Boden⸗ und 
Anfiedlungsfrage zu Iöfen. Und welcher nationale Gewinn würde auch 
für und daraus entfpringen! Unfre Kolonifationsfähigfeit würde, wie 
wie Schon an verfchiebnen Stellen dieſes Buches bemerkt haben, burh 
Hebung der Gefundheit und der Tolonifatorifhen Geeignetheit ber 
Bevölkerung erheblich fteigen ; unfer internationales Anfehen würde ſich 
außerordentlich vermehren, und wir würden uns durch eine folche große 
Rulturtat unzählige Herzen gewinnen. „Die deutſche Stadt” würk 
das Mufter ber Entwidlung auf dem Erdbenrund werben, und es it 
nicht unwahrſcheinlich, daß man in vielen Fällen deutſche Einwande⸗ 
rung begünftigen würde, um das Stäbtewefen nach deutſchem Vorbilde 
zu vorganifieren. 

3a, höher und Höher noch fliegen unfre Hoffnungen! Es bat 
eine Zeit in unfrer Gefchichte, in ber Gefchichte Europas gegeben, mo 
fozufagen nur das Land eriftierte; es hat weiter eine Zeit gegeben 
— im Mittelalter —, wo bie Stadt ftrenge vom Land gefchieben war: 
follte es nicht möglich fein, in einer befferen Zukunft höher zu kommen 
als diefe früheren Stufen, dem Lande die Vorteile der Stadt und ber 
Stadt die Vorteile bes Landes, wenigſtens bis zu einem gewiſſen Grade, 
zugänglich zu machen. Mögen das vorderhandb noch Utopien fein, fo 
find es doch jedenfalls Gedanken, die uns Begeifterung einflößen können! 

Und fo laßt uns denn nun Hand ans Werk legen, — uns alle 
mwenigftens, bie mir an bie Notwendigkeit und Möglichleit einer Anderung 
glauben, und die wir una zugeftehen müffen, daß wir wohl in der Lage 
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wären, etwas für fie zu tun. Freilich, Berge von Schwierigkeiten und 
Opfern ftehen noch auf dem Wege, und da Ende ift ficherlich ungewiß. 
Aber wie dem auch fei: wir, die wir den Auf diefer großen Sade 
vernommen haben, wir wollen für fie fämpfen! Ob Sieg oder Nieder- 
Inge — höher fteht una der Gedanke an etwas anderes, an etwas, bag 
uns noch tiefer faßt und noch feiter bindet, nämlich der Gedanke daran, 
dem Willen, der und nach oben leitet, dem göttlichen Willen aud in 
biefer Sache zu dienen. Nicht als ob wir diefen Willen für ein be- 
ftimmtes volkswirtſchaftliches oder jozialpolitiiches Programm in An⸗ 
Ipruch nehmen wollten; — das fei ferne! — mohl aber dafür, dem 
Guten, fo wie wir es erfannt haben, aud; in diefer Angelegenheit nad) 
beiten Kräften und Vermögen vorwärts zu Helfen. Denn nur fo 
werben wir Jünger und Träger dieſes Willen fein, und jo läuft 
fchließlich, unfre innere Stellungnahme aud zu diefen Dingen wieder 
hinaus auf unfre Willensentfcheidung in den lebten und höchſten 
Lebensfragen. Wohlan denn: fo ftellen wir über und auf das Wort, 
da3 von je und je ber beite Leitftern für und Menfchen gemwefen iſt 
und zu deſſen Verwirklichung wir alle mitberufen find, das alte heilige 
Wort: 
Dein Wille geſchehe! 


Ja, er geſchehe! Dazu wollen wir helfen, ſo gut wir es verſtehen, 
auch in dieſer großen Sache, und dazu ſagen wir aus tiefem, in« 
brünftigem Herzen: Ja und Amen! — 


Anbang Rr. 1. 


Zum Derftändnis der Arbeit von M. Conrad: 
„wie Entwicklung der Häuferpreife in Freiburg im 
Breisgau‘‘.”) 


I. Einfeifung. 


Die Conradſche Urbeit bietet dem Verftänbnis und ber Verwertung gar; 
außerorbentliche Schwierigleiten. Die an fich ſchon fehwierigen Verhältiſe 
werben durch eine übertrieben knappe und oft recht dunkle Ausbrudsmeie 
vollends verwirrt unb über eine Reihe wichtiger Punkte bleibt ber Berfalle 
und mehr ober minder bie Auskunft ſchuldig. Dazu gejellen ſich eine gang 
Anzahl ftörender Drud- und Rechenfehler oder mwenigftens „Unſtinunigleiten 
fowie mancherlei Einwände gegen bie Buverläffigleit des Materials ober bie 
Art feiner Verwertung. Hier fei 3. B. nur auf ben einen BDrudfehler au— 
merffam gemacht, daß in ber Conradſchen Tabelle IV, zweiter Teil, in da 
abteilung „Ohne Bauveränderung“ in der oberen Neihe bie Zahl für da erfe 
Dezennium ba ſtehen muß, wo jegt bie Zahl für das zweite Dezennium fehl 
und umgefehrt. Wber beinahe noch wichtiger ift, daß Conrad aus dem Wateriskt 
nicht entfernt das gemacht hat, was daraus hätte gemacht werben können. Bil 
man trog alledem eine richtige Verwertung ber Conradſchen Dlitteilungen vor⸗ 
nehmen, fo bebarf e8 einer ganzen Reihe ber mühfeligften Gedankenoperationen 
babei fommt man nicht ohne verfchiebene Annahmen aus, beren Richtigkeit 
zwar wahrfcheinlich ift, ſich aber eben boch nicht unbedingt beweifen läßt; auf 
iſt nicht auögefchloffen, daß bei fo mannigfachen fich kreuzenden Annahmen und 
Überlegungen auch eigne Srrtümer mit unterlaufen find. Und dabei ſoll noch 
nicht einmal gefagt fein, daß unbedingt allen bebenflichen Punkten in ber 
Conradſchen Urbeit nachgegangen worden fei. Nach allebem läge es nat, 
bie Conradſche Arbeit al3 unbrauchbar überhaupt zu übergehen. Aber bagegen 
ſpricht der außerordentliche Wert des in ihre dargebotenen Materials. Cine 
fortlaufende zahlenmäßige Entwidlung des Grundbefigfaufiertes über 120 Jahre, 
bereit3 von ber Mitte des 18, Jahrhunderts an, wie fie Conrad für Freiburg 


®) Die Entwicklung ber Häuferpreife in Freiburg 1. B. während der legten hundert Jchtt- 
Bon M. Conrad. Jena, G. Fiſcher, 1881. 47 Selten. Brei: 1,50 Marl. 
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gibt, überdies in höchſt lehrreichen BZufammenhang gebraht mit ben zeit- 
geſchichtlichen Ereigniffen, ift in unferer Literatur big jegt fo felten, wenn nicht 
überhaupt einzigartig, daß man fie Taum beifeite laſſen kann. Für ben 
Verfaffer der hier vorliegenden Abhandlung kam überbie ber Umftand in 
Betracht, daß er num einmal auf das Conradſche Material in vielen heißen 
Arbeitswochen einen relativ jehr großen Aufwand von Mühe und Zeit ver- 
wendet hatte unb davon natürlich wenigftena etwas Frucht jehen wollte. Wenn 
dies auch nur ein rein menjchliches und perſönliches Moment ift, jo wird es 
der geneigte Lefer doch in wohlwollende Nüdficht ziehen. Aber das muß freilich 
auf alle Fälle feftgehalten werben, baß alle aus ber Conradſchen Arbeit 
gewonnenen Ergebniffe und Schlüffe etwas recht Unficheres und 
Problematiſches behalten und nicht mit denjenigen aus beffer begründeten 
und beffer durchgeführten Arbeiten auf eine Stufe geitellt werben dürfen. 

Es wäre in hohem Grade zu mwünfchen, daß durch die weitere wiſſen- 
ſchaftliche Forſchung recht bald bie Berückſichtigung der Conradſchen Urbeit 
überhaupt überflüffig gemacht würde. Das würde ſich erreichen laſſen, wenn 
wir aus einigen anderen Orten Unterſuchungen über ähnlich lange Zeiträume 
erhielten oder wenn womöglich für Freiburg ſelber die Arbeit wiederholt wurde, 
aber in ausführlicherer, geſchickterer und Harerer Weiſe. Bis das aber geſchehen 
iſt, muß jeder gewarnt werden, der nicht ganz außerordentlitze Mühe aufwenden 
will, ſich mit dieſer Arbeit eingehender abzugeben. 

Endlich ſeien der eingehenderen Erörterung der Conradſchen Arbeit noch 
folgende Bemerkungen vorausgeſchickt: 


1. Unter „Grundſtücken“ wie unter „bebauten Grundſtücken“ find überall, 
wo nicht etwas andere ausbrüdlich gefagt ift ober deutlich aus dem Zu⸗ 
fammenhange hervorgeht, bebaute Privatgrundftüde zu verſtehen. 

2. Unter „durchſchnittlichem Kaufwerte” bei einer Mehrheit von Grund» 
ftüden wird hier im allgemeinen berjenige Preis verftanden, ben man nach Lage 
der jeweiligen Umftänbe im Durchſchnitt für eines berfelben erzielt haben würde. 
Er ift unten in Tabelfe 1 und 2 und überhaupt im allgemeinen ibentifch gejeßt 
worden mit den tatfächli erzielten burchjchnittlichen Kaufpreifen, deren Ge 
winnung nachſtehend geichilbert wird. Es ift jedoch zu beachten, Daß unter dieſe 
dem durchſchnittlichen Kaufwerte zugrunde Liegenden Berlaufsfälle im all 
gemeinen auch bie Öffentlichen Berfteigerungen aufgenommen worden find. (Siehe 
die unter 3 folgende Bemerkung.) 


3. Conrad Hat in bie im folgenden betrachteten durchſchnittlichen Kauf 
preife auch die bei öffentlichen Berfteigerungen erzielten mit aufgenommen 
(Conrad, Seite 2). Anderſeits find die Verkäufe, mo Ader oder größere Gärten 
mitverlauft oder andere Gegenftände oder Bebingungen in ben Verlauf herein- 
gezogen wurden, die ben Preis beeinflußten, weggelaſſen worden; ebenfo bie 
Tälle, wo es ſich nicht um wirkliche Verkäufe, fondern nur um Übertragungen 
nah Schätzung handelte. indes, troß biefer Ausſcheidung vieler anormaler 
Kaufpreife find doch eine Anzahl folcher geblieben und mitverwendet, 3. B. bei 
Berläufen zwiihen nahen Verwandten. Die in der Tabelle I, Kolonne 1, und 
Zabelle II, Kolonne 1 bei Conrad angegebenen Bahlen aller jeweils verfauften 
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Grunbftüde enthalten offenbar nur bie nach Ausfcheibung ber eben angegebenen 
verbleibenden Umfäge. Natürlich find außer Verkäufen auch noch anbere Umfäpe 
von Grundftüden vorgelonmen, namentlich Erbſchaften, aber Conrad hat ur 
Diefenigen Umfäge berüdfichtigt, die ſich als wirkliche Verläufe daralterifierten, 

4. Conrad gibt an, daß von 1755—1874 nur zwei verfchiebene Gelb- 
forten in Freiburg gangbar unb bei den Grundftüds-Kaufverträgen in An 
wenbung geweſen feien, nämlich von 1755 an und früher bis 1. Januar 1767 
ber Gulden „rauher Währung” zu 50 Kreuzer und dann von ba an bis zu 
Einführung unferer Reichsmünze, den 1. Januar 1875, der Gulden „cheizükcher 
Währung“ zu 60 Kreuzer. Er Hat bemgemäß bie Preife von 1755 bis 
mit 1766 in Gulden rheiniſcher Währung und barauf fäntlihe Gulbenpreie 
in Reichsmark umgerechnet. Dieſe letztere Umrechnung ift nad) einer Münziabelle 
von 1876, alfo jebenfall® nad dem offiziellen Umrechnungsverhältnifie bei 
Einführung ber Reichsmunze, erfolgt. Heute nad bem ungeheuren “Preis 
falle de Silber8 würde bie Umrechnung natürlich eine andere fein. Bes 
übrigens die eben oben berüßrten Diünzverhältniffe anlangt, fo erfdheint es dei 
zweifelhaft, ob bei dem großen Wirrwarr, ber früher in ben Münzverhältuiiies 
berrfchte, wirklich in der ganzen Zeit von 1755 —1874 nur zwei Guldenfortrz 
in Freiburg offizielle Münze und gangbar gemweien find. Indes wäre es ja leich 
möglich, daß dies zwar im allgemeinen nicht der Fall war, wohl aber gerede 
bei Grundftüdsverläufen, und jedenfalls bleibt una nichts weiter übrig, ala be 
Conradſchen Angaben auf Treu und Glauben hinzunehmen. Bon 1838 az 
übrigens fteht auf jeden Fall feit, daß ein einheitlicher, bi8 zur Einführung ber 
Reichsmunze nicht mehr veränderter „Gulden ſuddeutſcher Währung‘ hertjchte 
Immerhin ift nicht zu leugnen, daß durch das hier erwähnte Montent eine nem 
Unficherheit in unfere Bahlen hineingetragen wird. 


IL. Vermerfung des Eonradfehen Materiakes, Beminnuns 
unfrer Tabelle Seite 4 u. 5 daraus. 


Die für unfere Betrachtungen grundlegende Tabelle ift bie Eonrabfe 
Tabelle II, Seite 42 feiner Arbeit. Diefe Tabelle ift und tro& aller Mühe um 
bis einfchließlih Kolonne 6 verftänblich geworden, wobei als Kolonne 1 bie 
fogleid nah den Sahreszahlen folgende Kolonne gerechnet wird. Wir find 
alfo genötigt, unfere Schlüffe und Folgerungen unter Verzicht auf ben zweites 
Teil der Tabelle II (von Kolonne 7 an) im weſentlichen auf ihrem erſten Tel 
aufzubauen. Unter Bugrundlegung biefes Tabellenteil3 und der anderen Cor- 
radſchen Tabellen ſowie feines Tertes ift die oben Seite 4 u. 5 gegebene Tabelle 
aufgeftellt. Der Wuseinanderfegung ihrer Gewinnung und ihrer Erläuterung 
überhaupt find die folgenden Betrachtungen in der Hauptfache gewidmet. 

Conrad gibt in Tabelle II (Seite 42), Kolonne 5 eine Überficht der 
Entwidlung des Käufwertes der Freiburger bebauten Privatgrund— 
ftüde von 1755—1374. Das heißt: Kolonne 5 enthält zunächft nur ben 
durchſchnittlichen Kaufpreis für beftimmte Gruppen von Grundftilden im ber 
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Zeit von 1755—1874, aber dieſer durchſchnittliche Kaufpreis repräſentiert den 
burchichnittlichen Kaufwert ber Freiburger bebauten Privatgrundſtücke überhaupt. 


Der „durchſchnittliche Kaufpreis‘ in Conrads Tabelle II, Kolonne 5 
it folgendermaßen zu verftehen: Für jede der 19 Perioden, in welche bie 
Beit von 1755 —1874 geteilt ift, find von Conrad die in der Stadt Freiburg 
vorgelommenen Berläufe einfchließlich öffentlicher Subhaftationen auögezogen 
worden. Ebenſo wurde die prozentuale Berteilung aller Brivatgrundftüde 
ber Stadt über die einzelnen Stadtteile für jebe Periode feitgeftellt. Dann wurde 
durch geeignete Operationen, nach möglichiter Ausſcheidung der anormalen Ver⸗ 
Faufsfälle, für jede einzelne Periode aus der Gejamtzahl der vorgefommenen 
Berläufe eine Hauptmaſſe herausgeſchält, welche fich wenigftend einigermaßen 
entfprechend ber prozentualen Belegung der einzelnen Stadtteile mit Privat- 
grunditüden über die einzelnen Stadtteile verteilte. Und für diefe Hauptmaſſe 
find die durchſchnittlichen Raufpreife pro Periode in Kolonne 5 ber Tabelle II 
mitgeteilt. Danach wird man wohl fagen dürfen, wie oben geichehen, daß 
dieſe Ziffern menigftens ungefähr die Entwicklung bed durchſchnittlichen Kauf⸗ 
wertes der bebauten PBrivatgrundftüde in Freiburg überhaupt darftellen, wenigitens 
wird man da3 dann fagen dürfen, wenn man annimmt — wie e3 hier gefchieht —, 
baß die in jeder Periode tatfächlih vorgelommenen Verkäufe, nachdem man, 
wie eben bargelegt, ihre Zahlen für bie einzelnen Stadtteile entfprechenb dem 
Umfange diefer Iegteren untereinander in da3 richtige Verhältnis gefett Bat, 
jeweils ben durchſchnittlichen Kaufwert der Freiburger bebauten Privatgrund- 
ſtucke überhaupt in ber betreffenden Periode wenigſtens einigermaßen richtig 
wieberfpiegeln. Dieſe Annahme wird noch befonderd dadurch geftübt, daß 
fi fir die Periode 1850—1854 der burchfchnittliche Kaufwert aller bebauten 
Privatgrundftüde ohne beſonders gewagte Annahmen feftftellen läßt und daß er 
ſich in der Tat al3 mit bem durchfchnittlichen Kaufpreife ber zur Repräfentierung 
des Kaufwertes biefer Periode von Conrad herangezogenen 173 Verläufe als 
faft genau übereinftimmend herauögeftellt. (Siehe insbeſondere Conrad Seite 14.) 

Eine gleihmäßige Berüdfichtigung der einzelnen Jahre innerhalb jeber 
Periode bei den Verkäufen hat übrigens anfcheinenb nicht ftattgefunden. Indes 
wird man auch ohne das die in ber eben angegebenen Weiſe gewonnenen 
Werte al3 wenigſtens ungefähr richtig die Werte ber ganzen betreffenden 
Perioden wiebergebenb betrachten bürfen. 


Nach alledem werben in unfrer Tabelle oben Seite 4 u. 5 als durchſchnittliche 
Kaufwerte eines bebauten Freiburger Privatgrundftüdes die Biffern aus ber 
Eonradichen Tabelle II, Kolonne 5 eingefeßt. ber nur bis aufwärts ein- 
ſchließlich der Periode 1885/39 ift dies gefchehen. Bom Jahre 1840 an bat 
Conrad eine befondere V. Stabtabteilung gebildet, beftehend im weſentlichen aus 
ben jeit Anfang ber dreißiger Jahre entftandenen neuen Anlagen. Diefe 
V, Stabtabteilung umfaßt anfänglich nur 10,5 Prozent aller Grundſtücke, fteigt 
aber fchnell, inäbefondere von 1860 an durch bie Hinzufchlagung ber beiden 
Bororte Herbern und Wiehre (1860) und durch bie von ba an beginnende lebhafte 
Bautätigkeit. Sie umfaßt in ben brei lebten Perioden 1860/64, 1865/69 unb 
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1870/74 nicht weniger als 40, 48,5 unb 60,4 Prozent aller Grunbfäk. % 
Repräfentierung bes durchſchnittlichen Kaufivertes ber Grunbftüde die 8 
teilung find nun in ben einzelnen Berioben faft nur Imfäge von Reakam 
die erft in ber betreffenden Periode felber entflanben waren, verwendet mach 
(fiehe Conrad Seite 28 oben), weil andere nicht zur Verfügung ſtanden Ihe 
biefen Umftänden erfchien es bedenklich, die in biefer Abteilung fattgefumien 
Umfäge als richtige Repräfentanten des durdjichnittlichen Kaufwertes ber Gem 
ftüde ihrer Stabtabteilung gelten zu laffen, und e8 wurde beöhalb für ei 
wenbung in unfrer Tabelle Seite 4 u 5 bie ganze V. Stabtabteilung mt im 
Umfägen weggelaffen. Die durchſchnittlichen Kaufwertziffern in Selm i 
unferer Tabelle Seite 4 u. 5 zeigen alfo nur bis einſchließlich Der Periode 1853 
den burchfchmittlichen Kaufwert der Grundftüde ber ganzen Stadt, von IK 
an aber nur mehr den burchichnittlichen Kaufwert der Grundftüde oje x 
V. Stabtabteilung, d. h. in ber Hauptfache nur ber ſchon anfang ber beeihr 
Jahre vorhandenen Grundftüde. Denn ben ganzen Zuwachs an neuen, uk 
an Stelle alter tretender Grundſtücke hat die V. Stabtabteilung aufgenum 


Für bie brei lebten Perioden 1860/64, 1865/69 und 1870/74 Finde id 
ber durchſchnittliche Kaufwert der Grundftüde ber vier erften Stabtahteir 
— alfo ohne V. — bei Conrad Tabelle II, Kolonne 5 birelt anggie 
und ift von ba in unfere Tabelle Seite 4, Kolonne 6 übernommen mer 
Für bie vier Perioden 1840/44, 1845/49, 1850/64 und 1855/59 mußte a» 
gegen berechnet werben. Dies geichah in folgender Weile: Bunächit wur e 
Gefamtzahl der in allen fünf Abteilungen von Conrad berückſichtigten In 
(fiehe die Conradſche Tabelle I, dritter Teil) mit dem bei ihnen erzielten tark 
ſchnittlichen Kaufpreife (fiehe bie Conradſche Tabelle II, Kolonne 5) multipljet 
So ergab fich der bei allen berüdfichtigten Umfägen erzielte Geſamterlös. be 
diefem mwurbe ber bei ben berüdfichtigten Umfägen in ber V. Gtadtabteim 
erzielte Erlös abgezogen. Dieſer letztere Erlös läßt ſich berechnen, indem ma 
bie in der Conradſchen Tabelle I, dritter Teil für die V. Gtabtableilug ® 
gegebene Anzahl von berückſichtigten Umfägen multipliziert mit dem bei Coma 
Seite 27 angegebenen, bei biefen Umfäen erzielten Durchſchnittspreiſe Ir 
nach ber eben angegebenen Gubtraftion verbleibenden Reſt murbe dann 
mit ber Geſamtzahl ber für die Stabtabteilungen I—IV berüdjichtigten, si 
Eonrabs Tabelle I, dritter Teil, zu entnehmenden Umfjäge hineinbivibiert, v 
ber fo erzielte Quotient ift für bie einzelnen Perioden der gefuchte Durcchichuitiilt 
Kaufwert. 


Beſonders hervorgehoben zu werben verdient noch ber Umſtand, beb IM 
1840 an mit ber Entftehung der V. Stabtabteilung 64 Grundſtüde, die W 
dahin zu den vier erften Stabtabteilungen gehört hatten, an bie V. ühergehet 

Einer Erläuterung bedürfen auch bie in unferer Tabelle Seite 4 # 
gebenen Jahreszahlen. Die durchſchnittlichen Kaufwerte, deren Gewinnmz 
eben dargelegt worden ift, beziehen fich famt unb ſonders auf Perioden, ® | 
fänglich zehn-, von 1805 an fünfjährige Perioden. In unferer Tabelle fa | 
ſtatt der Perioden ihre Mitteljahre gefeht, alfo z. B. flatt 1795/18 be⸗ 
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IR. SKahı 1800, ſtatt 1860/64 das Jahr 1862. Wir nehmen an, daß ber durch⸗ 
fuher ti fchnittliche Kaufiwert ber in diefen Mitteljahren vorhandenen Grundſtücke ber 
Mn; felbe fei wie ber für Die ganze Periode gewonnene durchſchnittliche Kaufwert. 
lee Wenn das auch nicht genau zutrifft, fo doch einigermaßen. Uber jedenfalls 
ze muß man immer in Erinnerung behalten, was eigentlich mit bem durchſchnitt⸗ 
eım% lichen Kaufwert im Jahre x oder y gemeint iſt. 
= Gehen wir nun zur Erläuterung der anderen Teile umferer Tabelle 
mie: Seite 4 u 5 über. 
miz Die Einmwohner- und Gebäudezahlen unferer Tabelle Seite 4 
2 ber find an ber Hand ber Tabelle III bei Conrad Seite 43 feftgeftellt. Doc war 
en: es nur in wenigen fällen möglich, diefe Bahlen aus der Tabelle birelt zu 
em entnehmen. Diefe verbot fich baburch, daß e3 im Intereſſe bes eigentlich erſt 
exe wertvollen, tieferen Verjtändniffes ber ganzen Vorgänge bringenb wünſchenswert 
tiere war, bie Einwohner- und Gebäudezahlen für die gleihen Jahre feftzuftellen, 
an wie die durchſchnittlichen Kaufwerte, alfo für die Mitteljahre ber 19 überhaupt 
Aue vorhandenen Perioden. Für diefe Mitteljahre fanden ſich aber nur in wenigen 
. Sahren bie Einwohner und Gebäubezahlen in ber Conradſchen Tabelle III 
.. Direft angegeben, vielmehr mußten fie in ben meiften Fällen aus den Angaben 
ME für das näcftflehende vorangehende und nadjfolgende Jahr beredjnet werben 
biz (melde Rechnung übrigens nicht immer bis auf jeden Einer genau ausgeführt 
ale wurde). Schon aus biefem Grunde können fie auf genaue Wiedergabe ber 
23 Wirklichkeit keinen Anſpruch machen. Dazu kommt aber, daß ſchon bie be 
Bar: treffenden Angaben von Conrad felber, aus denen berechnet worden ift, nicht 
a ii fo recht genau find. Die Einwohnerzahlen leiden” nad Conrad eigener Mit- 
— teilung (Seite 25) „bis zum Jahre 1852 an großen Ungenauigkeiten“ und auch 
fe! in Die Gebäubezahlen, namentlich bie älteren, wird man wohl geiviffe Zweifel 
pin ie fepen müfjen. Nach alledem können bie Einwohner» und Gebäubezahlen unferer 
ki? Tabelle Seite 4 nur ganz ungefähr einen Anhalt bieten, beſonders bie älteren, 
v⸗ Ubrigens iſt nicht zu überſehen, daß in unſerer Tabelle oben Seite 4 bie 
.E gahl ber Gebäude und nicht die ber Privatgrumdftücde angegeben if. Die 
EB Baht diefer Iegteren iſt naturgemäß etwas Meiner und wird von Conrab in 
BE feiner Tabelle I, Seite 41 mitgeteilt. Es ift fehr wahrſcheinlich, daß Conrad 
2 nur bie zu Privatgrundftücden gehörenden Gebäude herangezogen hat, und wir 
—2 nehmen das an. 
ur Ob unter der von Conrad in Tabelle III angegebenen und von uns in 
er unſere Tabelle Seite 4 übernommenen Bahl von Gebäuden nur foldhe, in 
denen jih Wohnräume befanden, aufgenommen find oder auch andere, 3. B. 
5 Hinterhäufer, die nur Werfftätten ober Magazine u. dgl. enthielten, ift nicht 
u ganz Har erſichtlich. Weitaus mahrfcheinlicher ift das erftere unb wir nehmen 
N es als gegeben an. 
1 Die der Tabelle hinzugefügten „Bemerkungen“ geben im weſentlichen in 
L furzen Stichworten wieber, was für bie betreffenden Perioden und Jahre an 
in Betracht Tommenben Ereigniffen uſw. von Conrad im Texte mitgeteilt ift. 
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II. (BaufmerfBewesung der Stammgrundſtückte“, 
Brundffücksfiaufmerfe nach 1840. 


Der durchſchnittliche Kaufwert aller jeweild vorhandenen bebauten Frei- 
burger Privatgrumbitüde, alfo einer in Zahl und Art immer wieder anderen 
Summe von Objekten, ift indes nicht recht verwendbar für unjere Zwecke. Wir 
brauchen vielmehr die Raufmwertentwidlung ein und berjelben Objekte für längere 
Beit. Bu biefem Behufe faffen wir bie in den Mitteljahren unjerer Perioden, 
5. B. 1789, 1800, 1837 einmal vorhandenen Grunbftüde ins Auge Dieſe 
Grundftüde allein ohne bie mit ber Leit weiter hinzutretenden Grundb- 
ftüde nemmen wir die Stammgrundſtücke diefer Jahre und betrachten 
als ihre Kaufwerte in den betreffenden Jahren bezw. Berioben die von uns in 
der im vorigen Abſchnitte angegebenen Weiſe für die ganzen betreffenden Berioben 
gewonnenen burchichnittlichen Kaufwerte. Bivar flimmen biefe legteren nach ber 
Urt und Weiſe ihres Zuſtandekommens mit den hier gefuchten durchſchnittlichen 
Käufwerten ber „Stammgrundftüde” ber Mitteljahre nicht ganz genau überein, 
aber doch fo weit, daß wir fie ald Erfah für diefe verwenden können. Wem 
wir nun ferner in fpäteren Perioden zum Berglei ben burchichnittlichen 
Kaufwert zu beftimmen fuchen, ben dann die Stammgrundftüde früherer Dittel- 
jahre erlangt haben, fo gehen wir babei weiter von der Fiktion aus, daß biefer 
Wert identifch fei mit demjenigen, ben bie am Schluffe, nicht die im Mittel- 
jahre der früheren Periode vorhandenen Grundftüde erlangt haben. Auch das 
trifft nicht genau zu, aber der Unterſchied dürfte auch hier nicht fo groß ſein, 
daß man nicht über ihn megjehen könnte. 

Endlich ift zu dem allen noch eins zu bemerken, nämlich daß ſich vom 
Sabre 1840 an ber Begriff der Stammgrundftüde in gewiſſer Weife ändert. In⸗ 
folge der Hier eben oben dargelegten Ausfcheibung der vom Jahre 1840 
an eriftierenden V. Stadtabteilung verbunden mit dem 1840 erfolgten Übergang 
von 64 ſchon vorher vorhandenen Grunbftüden an biefe V. Wbteilung wird unter 
Stammgrunbftüden des Jahres 1840 oder fpäterer Jahre immer nur der 1840 nad) 
btrennung ber V. Stabtabteilung verbliebene Beſtand an Grundſtücken verftanden. 
Diefer Beltand bleibt bi3 auf unmefentliche Kleinigfeiten unverändert, und e3 find 
daher, wenn wir im Sinne unferer Tabellen Seite 4, 5 u. 7 3. B. von Stamm- 
grundftüden des Jahres 1862 oder 1872 ſprechen, bis auf Heine Veränderungen 
biefelben Grunbftüde gemeint wie bei den Stammgrundftüden bes Jahres 1842. 
Natürlich ift Hierbei davon abgefehen, daß alte Baulichleiten durch neue, durch 
Bufammenlegung verſchwundene Grundftüde durch Abtrennungen und Neubauten 
erjegt worden fein Lönnen und daß Umbauten vorgelommen find. 

Es läßt ſich num, wenigſtens bis zu einem hohen Grabe von Wahrfcheinlic- 
Teit nachweifen, baß die Stammgrunditüde von ihrem Anfangsjahre an mindeſtens 
eine ebenfo ftarfe, wahrjcheinlich fogar eine noch ftärkere Steigerung ihred durch⸗ 
ſchnittlichen Kaufwertes durchgemacht haben, wie ber auf unferer Tabelle Seite 4 
angegebene Durchſchnitt aller jeweil vorhandenen Grunbftüde bezw. — von 
1340 an — ber nad; Wbtrennung ber V. Stadtabteilung verbleibenden Grund» 
fiüde. Soweit ſich unfere Betrachtung mit den Stammgrundftüden ber Periode 
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1840/44 ober fpäterer Perioden beichäftigt, ift natürlich ein derartiger be» 
fonderer Nachweis überflüffig, da es fich ja, wie eben bargelegt, vom Jahre 1840 
an in unferer Tabelle Seite 4 ohnedies um die Kaufmwertentwidlung ein und 
derfelben Grundſtücke Hanbelt. 

Was nun den eben angekündigten Nachweis anlangt, jo ift zunächſt feit- 
zuftellen, daß es nach der Mitteilung von Conrad Seite 19 unten jehr wahr- 
ſcheinlich if, daß in den Perioden von 1788—1839, mit Ausnahme allenfalls 
einiger weniger Perioden, bie ohnedies nicht allzu zahlreichen, jeweils in ber 
einzelnen Periode neu Hinzutretenden Grundftüde in einigen Perioden einen 
geringeren, in anderen boch wenigſtens keinen größeren durchſchnittlichen Kaufe 
wert hatten als alle in der betreffenden Periode vorhandenen Grundftüde, und 
mithin, da wir biefen legteren Wert als ben der Stammgrundftüde bes Mittel- 
jahres ber betreffenden Periode annehmen, auch als biefe Stammgrunbftüde. 
Weiter fteht für die Zeit nad 1840 auf Grund ber bei Conrad Seite 27 
gegebenen Ziffern (i. V. mit Seite 28 oben) feit, daß in allen einzelnen Perioden, 
mit Ausnahme derjenigen von 1850/54 unb 1860/64, ber durchſchnittliche 
Kaufwert ber neu Hinzutretenden Grundftüde niedriger war al3 der der fchon 
vorhandenen Grundftüde ber vier alten Stabtabteilungen. Und nach alledem 
wird man wohl annehmen bürfen, mas ohnehin debuftiv die allergrößte Wahr- 
fheinlichleit für fich hat, daß auch in den einzelnen Perioden von 17551788 
im allgemeinen die neu hinzutretenden Grundftüde im Durchſchnitt jebenfalls 
nicht mehr Kaufwert befaßen als der Durchſchnitt aller in ben betreffenden 
Berioden vorhandenen Grunbftüde und fomit alfo auch als ber Stanım- 
grundftüde der betreffenden Mitteljahre. 

Wenn num troßdem von 1755/64 bis 1835/39 ber durchſchnittliche 
Kaufwert aller Grundftüde mit Ausnahme einiger weniger Perioden regel- 
mäßig von einer Periode zur andern fteigt, fo tft Har, daß mit Aus 
nahme der wenigen Perioden, wo möglicherweije die neu hinzutretenden 
Grundſtücke einen höheren durchſchnittlichen Kaufwert als alle vorhandenen 
Grundſtücke Hatten, dieſes Auffteigen von einer Periode zur anbern nicht auf 
ben Einfluß ber in ber jeweils zweiten der beiden aufeinander folgenden Perioden 
neu hinzutretenden Grundſtücke zurücgeführt werben Tann. Es ſetzt vielmehr 
dieſes Auffteigen eine eigene Kaufwertzunahme ber in ber eriten der beiden 
Perioden ſchon vorhandenen Grundftüde voraus, die mindeſtens ebenfo ſtark 
oder ftärler ift al3 die in Kolonne 6 unferer Tabelle Seite 4 angegebene bes 
Durchſchnitts aller jeweild vorhandenen Grundftüde. 

Und aud) der Einfluß der wenigen Perioden, wo möglicherweife der Durch⸗ 
ſchnittskaufwert der neu binzutretenden Grundftüde höher wur ala der aller 
vorhandenen, gleicht fich bei der Betrachtung längerer Beiträume wieder aus 
dur den Einfluß folder Perioden, wo umgelehrt der Durchſchnittskaufwert 
ber neu hinzutretenden Grundſtücke geringer war. 

Weiter wird man wohl annehmen bürfen, daß die Stammgrundſtücke ber 
Mitteljahre unferer Perioden, welche Grundftüde ja mit: der Zeit durch das 
Umgebenwerden mit neuen Grunbftüden immer mehr nah innen rüden, im 
allgemeinen, von einzelnen Perioden abgefehen, in ihrem durchſchnittlichen 
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Kaufwerte regelmäßig etwas ſtärker, minbeftend aber ebenjo fteigen wie bie 
Geſamtheit der fpäter fih an fie angliedernden Grunbftüde. Sollten doch 
einzelne Perioden hiervon Ausnahmen bilden, in ihnen bie ins Auge gefahten 
Gtammgrundftüde ſchwächer fleigen als bie eben erwähnte Geſamtheit ber fpäter 
Hinzugetretenen, fo wirb für längere Zeiträume Das jedenfalls mehr ald au 
ausgeglichen durch Perioden, wo ba8 Umgekehrte ber Fall iſt. 

Beweifen Täßt fich diefe ganze Annahme nicht, aber fie hat große innere 
Wahrſcheinlichleit für fich And wir nehmen fie als gegeben an. 

Auf Grund aller diefer Erwägungen kommt man zu bem bereit am 
Eingang dieſes Abfchnittes bezeichneten Ergebnifie, bat die Stammgrimbitüde 
unferer Mitteljahre für die auf ihre Periode folgenbe Leit noch eine etwas 
flärlere, mindeitens aber Leine geringere Steigerung ihres durchſchnittlichen 
Raufwertes erfahren haben als alle jeweils vorhandenen Grunbftüde, ba alfo 
die Steigerungsziffern der Kolonnen 6 und 7 unferer Tabelle Seite 4 auf 
fie als Minimalziffern Anwendung finden. Wenn ſich dieſe Behauptung vielleicht 
auch nicht für kurze Beitabjchnitte aufitellen Täßt, fo boch für längere, etwa 
foldde von breißig Jahren, wo bie Abweichungen in den das Gejamtergebnis 
verurfachenden Momenten ſich miteinander einigermaßen auögleichen. 

Für die Stammgrundftüde der Periode 1840/44 und ber folgenden 
Perioben find diefe Erwägungen, wie ſchon oben bemerkt, überflüffig, da für 
biefe Zeit bie Biffern unferer Tabelle Seite 4, Kolonnen 6 und 7 fi nicht 
auf einen durch Hinzutritt neuer Grundftüde wachſenden, fondern auf einen ſich 
im weſentlichen gleichbleibenden Beſtand von Grundflüden beziehen. Wenn 
man bie Stammgrundftüde von Perioden vor 1840 in ihrer Kaufwertentwicklung 
in die Beit nad; 1840 Hinein verfolgt, fo gilt bie zweite Der Hier eben oben 
gemachten Annahmen natürlich auch für die Zeit nach 1840, ſoweit in der ind 
Auge gefahten Summe von Grundftüden noch Grundftüde außer ben betrefjenden 
Stammgrundftüden vorhanden finb. 

Bei bem allen ift natürlich noch eine Borausfegung gemacht: daß bie 
jeweil3 zur Nepräfentierung des Durchſchnittslaufwertes ber Grunbſtücke ber 
bier erſten Stabtabteilungen verwandten Umfäge alle biefe Verhältniffe einiger 
maßen richtig wieberfpiegeln, insbeſondere daß diejenigen Umfäße, welche zu ben 
Stanmmgrundſtücken früherer Perioden hinzugetretene neue Grundſtücke betreffen, 
nicht doc zufällig höhere Durchſchnittskaufwerte ergeben al3 bie Umſätze eben 
diefer Stammgrunbftüide. Indes, wenn biefe Möglichkeit auch ein neues Moment 
der Unficherheit in unfere Zahlen für die Kaufwertentwicklung ber Stamm 
geundftüde Bineinträgt, fo ift doch bie Wahrfcheinlichkeit für folche zufällige Ab 
weichungen nicht groß, und jebenfall® kann ber Fehler, wenn man längere, ca. 
BOjährige Perioden ins Auge faßt, nicht bedeutend fein. Übrigens dürfte ed 
auch, wenn man mie hier ausgeht von der Annahme richtiger Nepräfentierung 
aller jeweild vorhandenen Grunbftüde burch bie überhaupt in Rüdficht gezogenen 
Umfäge, öfter? ausgeglichen fein burch Nepräfentierung ber entfprechenden 

Stammgrunbftüde durch etwas zu niebrige Umſuͤtze. 





Anhang Nr. 1. 123 


IV. Oerdienfer und unverdienfer Wertzuwachs. 
Scheinßare MWertfleiserung. 


Unfere Unterfuchung ftellt recht bebeutende Kaufwertftelgerungen ber Frei⸗ 
burger Stammgrunbftüde feſt. Wenn von ſolchen Wertfteigerungen bie Rede it, 
fo wird in ber Regel nur an ſolche gebadjt, die ohne Zutun ber betreffenden 
Grundſtücksbeſitzer zuftande kommen und auf welche dieſe infolgebeifen eigentlich 
auch Tein fittliches Anrecht haben, an ben fogenannten unverbienten Wertzuwachs. 
Indes, wenn biefer im Geſamtbetrage auch ben überwiegenden Teil ausmachen 
mag, fo gibt e8 doch auch Teile des Wertzumachfes, welche als durch den 
Grundftüdsbefiger hervorgebracht ober ihm fonft aus gerechten Gründen 
zuftebend zu betrachten find. Auf diefe allgemeine Frage näher einzugehen, iſt 
bier nit der Ort. Hier foll damit nur gejagt fein, daB die bedeutende 
Kaufwertſteigerung ber Freiburger Stammgrundftüde jedenfall nicht in ihrem 
vollen Betrage als ein den Grundſtücksherrn unverdient in ben Schoß fallenbes 
Geſchenk zu betrachten iſt. 

Eine etwas eingehendere Unterſuchung muß dagegen einem anderen Punlte 
gewidmet werben, nämlich dem, inwieweit die feſtgeſtellten Kaufwertſteige⸗ 
rungen ber Stammgrunbftüde vielleiht nur ſcheinbare find. Was durch bie 
Biffern unfrer Tabellen Seite 4, 5 u. 7 und bie hier vorftehenb unter III gegebenen 
Erläuterungen feitgeftellt ift, das ift zunächſt nur, daß für die Stammgrundftüde 
ber einzelnen Jahre mit der Zeit burchfchnittlich fo und fo viel höhere Gelbbeträge 
gezahlt worden find, Eine wirkliche Kaufwertfteigerung und nit nur eine 
fheinbare ift damit nur infoweit gegeben, als das bezahlte durchſchnittliche 
Duantum inzwijchen nicht größer geworben ift und als ber höhere Gelbbetrag 
auch wirklich ein größere Quantum Kaufkraft im allgemeinen bedeutet. 

Was nun zunächft diefes Iehtere Moment, das etwaige Sinten bes Geld- 
wertes anlangt, fo ift Davon weiter unten bie Rebe. Dagegen übergehen wir 
die möglicherweife eingetretene Bergrößerung des burchichnittlich auf eins der 
umgejegten und berüdficstigten Grundftüde entfallenden Flächeninhaltes ala 
zu unbedeutend. Etwas mehr als bies letzterwähnte Moment fällt ins Gewicht 
der Umftand, daß durch Zufammenlegung von Grunbftüden allmählich eine 
Berkleinerung bes Diviſors eingetreten ift. Conrad teilt hierüber nur das eine 
mit (auf Seite 19 unten), daß 721 im Jahre 1788 aufgeführte Grundftüde 
bi8 zum Jahre 1855 auf 702 Srunbftüde durch Bufammenlegungen ſich ver- 
ringert haben. Es ift das eine Verkleinerung des Diviford um 2,6 Prozent feines 
Anfangsftandes. Wenn wir annehmen dürften, baß für die ganze Beobachtungs⸗ 
zeit von 1755—1874 die Zufammenlegungen in demfelben Maßſtabe ftattgefunden 
haben, fo würde in diefer ganzen Zeit eine Verringerung bed Diviford um etwa 
5 Prozent feines Anfangsſtandes eingetreten fein und um eben fo viel wäre 
alſo der Quotient — der burchichnittliche Wert der Stammgrımbftüde ber 
Periode 1755/64 in ber Periode 1870/74 — zu hoc; in biefem Betrage wäre 
die Kaufmwertfteigerung nicht eine wirkliche, fondern nur eine fcheinbare. Fur 
die Reduktion ber Durchſchnittskaufwerte aller jeweils vorhandenen Grundſtücke 
würden natürlich andere, vermutlich geringere Ziffern gelten. Indes geht ſchon 
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aus ben angegebenen Biffern hervor, daß e8 fich auch hier nur um unbedeutende 
Korreituren handelt; unb wenn auch in ber Zeit ber lebhaften Entwidiung 
Freiburgs von 1860 an die Zufammenlegungen möglicherweife etwas häufiger 
geweſen fein Eönnen, fo wird biefes ganze Moment, für ſich Allein betrachtet, 
doch immer höchftens für fehr Tange PBerioben von etwa 60 Jahren und mehr 
allenfalls beachtlich erſcheinen. Übrigens gilt dieſes ganze Moment des Meiner 
werbens bes Diviſors auch für die Entwidlung der Durchſchnittskaufwerte ber 
Stammgrunbftüde in bie Beit nad 1840 hinein ımb für die Stammgrunditäde 
der Berioben von 1840/44 an. 

Weit wichtiger jedod als alle biefe Umfände find in bezug auf be 
icheinbare Wertftieigerung bie Umbauten u. berglL Mit der fortfchreitenden 
Entwidiung der Stabt find im Laufe ber Zeiten ſehr bebeutende Summen auf 
gewendet worden, um die vorhandenen Baulichleiten inflanbzuhalten, umzu⸗ 
änbern, zu verbeflern, außzubauen, fie durch Reben- und Hintergebände auf 
bemjelben Grundſtück zu ergänzen. Diefe Aufwendungen find billigerweife ab 
zuziehen, ee man von einer wirklichen, reinen WWertfleigerung fprechen Tann. 
Mllerdingd andy wiederum nicht ganz abzuziehen — wenigſtens an und für 
fi nicht. Denn ein Zeil diefer Uufwendungen muß als Ausgleich für den 
allmählich eintretenden Verſchleiß der Baulichleiten betrachtet werben. Eigent⸗ 
lich gibt ja die Steigerung bes Kaufwertes die Wirkſamkeit der werk 
leigernden Momente nicht voll an. Außer der pojitiven Wertfteigerung ik 
zu berüdjichtigen, baß biefe Momente auch die an und für ſich mit der Zeit 
buch bie Wbnupung u. bergl. eintretende Wertminderung überwinden, und 
biefe Wirkung müßte eigentlich der pofitiven Wertfleigerung noch zugezählt 
werben, um bie volle Wirkſamkeit der wertfleigernden Momente zu ermefien. 
Statt deffen kann man auch einen Teil der Aufivenbungen für Umbauten u. bergl. 
gegen fie aufrechnen, und bies ift um fo Paffenber, alö die Umbauten uw. 
ja zum Teil gerade beshalb vorgenommen werden, um bie Schäden ber Ab⸗ 
nußung wieder zu befeitigen. Bei ben gleich hier folgenden Conradſchen Zahlen 
angaben find indes die angegebenen Umbaufummen vollftändig von ber Ver 
fleigerung abzuziehen, ba über diefe angegebenen Summen hinaus noch Yuf 
wenbungen in bie beftehenden Baulichleiten gemacht worden find, welche bie 
Wertverringerung buch Abnugung uſw. ausgleichen. Tatſächlich haben ſich 
nämlid — nad Conrad — bie Koften für die Umbauten wahrſcheinlich noch 
höher belaufen, als er angibt. ferner find bei feinen Biffern bie einfachen 
Neparaturbauten, welche keine Vermehrung bed Bauwertes für bie Feuerlataſter 
veranlaßten, fowie diejenigen Umbauten, „bie unter 85 Mark betragen“, nid 
berüdfichtigt. 

Noch nicht audgeglichen ift durch biefe Poften diejenige Wertminderung, 
welche bei Häufern häufig eintritt nicht durch baufiche Werfchlechterung, ſondern 
durch Unmoderniwerben, buch Hinauswachſen ber Beitanfprücke über das, mas das 
Haus zu bieten vermag. Man Tann bie nad; P. Voigt den ibeellen Verſchleiß 
nennen. Möglicher-, ja faft wahrſcheinlicherweiſe ift ein folcher auch in Freiburg in 
unferer Beobachtungszeit vor ſich gegangen, inbes fehlen bie näheren Anhalts 
punlte, unb wir Tönnen baber nur jagen, daß im Hinblid auf biefen ibeellen 
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Verſchleiß zwar nicht die pofitive Wertfteigerung, wohl aber bie Kraft ber wert- 
fleigernden Momente wahrfcheinlich noch höher zu bemeifen ift, als zunächt aus 
unferen Ziffern hervorgeht. 

Irgendwelche zahlenmäßigen Angaben über bie für Umbauten u. dergl. 
aufgetvendeten Koften finden fich bei Conrad nur für bie Beit von 1837—1868 
und auch für diefe nur mit den eben angegebenen Befchränfungen. Das Heißt, 
es find eben nur biejenigen Umbauten berüdfichtigt, melde Erhöhungen des 
Feuerverſicherungswertes herborriefen, und zwar auch nur ſolche über 85 Mark. 
Nach den Angaben, die Conrad Seite 28 macht, kommt man zu bem Schluſſe, 
daß, wenn man nur die von uns in dieſer ganzen Unterſuchung ins Auge 
gefaßten rund 806 Grundſtücke der vier erſten Stadtabteilungen berückſichtigt, 
pro Grundſtück von 1837—1868 etwa 2000 - 2100 Mark Umbaulkoſten in bem 
hier in Rede ſtehenden Sinne aufgewendet worden ſind, und daß die ganze auf 
alle 805 Grundſtücke verwandte Umbauſumme etwa 17 Prozent ber nominellen 
Raufwertfteigerung derjelben Grundftüde von der Periode 1835/39 bis 1865/69 
ausmacht. Dabei find die Umbaufoften nad den Preifen ihrer Zeit veranfchlagt. 
Indes können auch diefe Ziffern auf völlige Genauigkeit und Sicherheit leinen 
Anſpruch machen. Als Anhalt für die anderen Zeiten, für welche Conrad Teine 
Biffern beibringt, können natürlih nicht die abfoluten Biffern gelten, da bie 
Umbaufummen offenbar mwefentlic von ber Größe der Häufer und dem Tempo 
der Entwidlung der Stabt abhängen. Als folder Anhalt kann höchitens bag 
eben angegebene Prozentualverhältnis zwifchen Kaufmwertfteigerung und den nach 
Ausgleich des materiellen Verfchleißes verbleibenden Umbauaufwendungen be 
trachtet werben, wonach dieſe Iegteren etwa 17 Prozent ber nominellen Kaufe 
wertfteigerung ausmachen mwürben. Indes fehlen Hier überhaupt zu fehr alle 
Grundlagen, und wir müſſen und daher damit begnügen, zu fagen, daß ein 
Bruchteil der von uns feftgeftellten Kaufwertfteigerungen, aber nur ein fehr 
mäßiger Bruchteil, infofern nur fcheinbare und feine wirkliche Wertjteigerung 
if, ald er auf einer Vermehrung des verglichenen Quantums berußt. 

Übrigens ift auch diefes ganze Moment nur bei Betrachtung längerer 
Beiten recht verwendbar. Denn bei Vergleichung etiva einer fünfjährigen Periode 
mit ber nächſten ift ſchon die Bürgichaft, eine entiprechende Zahl der inzwifchen 
baulich veränderten Grundftüde unter den Umſätzen zu haben, zu gering, und 
weiter trifft auch das regelmäßige, eben oben angegebene Verhältnis der Um⸗ 
bauaufmwendungen zu ber Kaufwertiteigerung filr diefe Furzen Perioden nicht zu, 
da fowohl die Kaufwertveränberungen der Grundftüde wie die Umbauaufwen- 
bungen in durchaus unregelmäßiger Weife auftreten und erft für längere Beiten 
eine gewiſſe Ausgleihung auf das angegebene Verhältnis eintritt. Für bie 
furzen Perioden müffen wir und damit befcheiden, daß der Anteil ber Aufe 
wendungen für Umbauten u. dergl. an ben Kaufwertjteigerungen bei flarken 
Steigerungen wahrfcheinlich fehr viel geringer, an anderen Stellen dafür wahr⸗ 
ſcheinlich ehr viel größer ift als das Durchſchnittsverhältnis, daß wir aber 
überhaupt darüber bei kurzen Perioden nichts Beſtimmtes ſagen können. 

Taßt man die angeführten Momente, welche eine jcheinbare Raufwert- 
feigerung bewirken, zufammen, fo ergibt fich, daß ihre Geſamtwirkung doch nur 
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eine fehr mäßige, nur wenig über bie eben gefchilberte ber Umbauauftivendungen 
Kinausgehenbe ift und baß es, hiervon abgejehen, überbied bei ber Betrachtung 
turzer Berioden kaum möglich ift, fie in Rechnung zu fegen Denn nicht bloß 
bei den Umbauaufwendungen, fondern auch bei den anderen, eine ſcheinbare 
Wertfteigerung verurſachenden Momenten — bem Sinten des Geldwertes, ber 
Bunahme des durchſchnittlichen Flächeninhaltes, ben Zufammenlegungen von 
Grundſtücken — iſt für die kurzen Perioden abfolut nicht feftzuftellen, wie fie 
fi) zu den Schwankungen ber Burdfchnittälaufwerte der Stammgrundftüde 
verhalten. 

Zu dem alten kommt nun noch, daß bie Stammgrundftüde, für längere 
Berioden, etwa 30 Jahre betrachtet, hoch wahrfcheinlich etwas ſtärker geftiegen 
find al3 bie uns bis 1839 allein zur Verfügung fiehenden Durchſchnittslauj⸗⸗- 
werte aller jeweild vorhandenen Srunbftlide. Indes möchten wir doch glauben 
— wenigftend für die von uns allein in Betracht gezogenen vier erften Stabt- 
abteilungen —, daß jchon bis 1839 die ſcheinbare Kaufwertfleigerung nicht uner⸗ 
heblich mehr ind Gewicht fällt, ala die über die Ziffern unferer Tabelle Seite 4 
Hinausgehende Steigerung ber Stammgrundftüde. Immerhin ſchwächt diefes 
Moment bie VBebeutung, die ber fcheinbaren Kaufmwertfteigerung beizulegen if, 
einigermaßen ab. 

Für die Stammgrundbftüde der Periode 1840/44 unb fpäterer Perioden 
gilt dann biefe Abſchwächung natürlich nicht mehr, fondern ba tritt bie ſchein⸗ | 
bare Käufmertfieigerung wieder in ihre vollen Rechte. Und für Die Stamm 
grundſtücke von Perioden vor 1840 gilt für ihre Kaufwertentwicklung nad | 
1840 die Abſchwächung nur in fehr viel geringerem Grabe. 

Endlich ift €3 für kur ze Perioden unmöglich, biefes abſchwächende Moment 
gegenüber ber ſcheinbaren Kaufwertfleigerung zu verwenden, ebenfo wie es ſich 
ſchon als unmöglich erwieſen Hat, diefe ſcheinbare Wertfteigerung für Turze 
Perioden fetzuftellen; denn e8 mangelt in bem erften Falle gerade wie in bem 
zweiten durchaus an ben nötigen Anhaltspunkten. 
| Ein anderes Moment freilich Erhöht wieder das Gewicht ber fcheinbaren 
Kaufwertfleigerung: das find die Veränderungen im Geldwerte. Gomb 
teilt darüber nichts mit. Uber im großen und ganzen bürfen wir wohl aw 
nehmen, daß von 1755 bis Anfang ber zwanziger Jahre bie Kaufkraft dei 
ſüddeutſchen Silbergulbens, um den es fich Hier ja handelt, ziemlich gleih 
geblieben if. Aber von etwa 1824—1874, und namentlich in der zweiten 
Hälfte Diefes Zeitraumes, ift diefe Kaufkraft jedenfalls auch in Freiburg all | 
mählich etwas gefallen, inbes, wenn man ſehr reichlich rechnet, doch keinesſalls 
mehr ald in dem Umfange, daß, wenn man am Anfange der Periobe 100 
zahlte, man am Ende 150 zahlen mußte. Und aud; dieſes erfcheint bei dem 
für und hier unlontrollierbaren Einfluffe Iolaler Momente zwar wahrſcheinlich, 
aber doch nicht gewiß. Immerhin müffen wir aber für die Zeit von 1824, 
namentlich aber von etwa 1850 an als wahrſcheinlich annehmen, daß ein 
weiterer mäßiger Teil der Kaufmwertfteigerung ber Grunbftüde auf Gelbentwertung 
zurückzuführen, alfo nur fcheinbar ift. Kür kurze Perioden kommt aber natürlid 
auch dieſes Moment im allgemeinen nicht in Wetracht, zumal und jebe nähere 














Anhang Re. 1. 797 


Nachricht fehlt, in welchen Abſchnitten und Stößen ſich die in Rede fiehende 
Gelbentwertung gerade in Freiburg etwa vollzogen Hat. 

Enblih find auch noch die Beränderungen in bem in Freiburg für 
Kapitalanlagen jeweils üblichen Zinsfuße zu berüdfichtigen, denn bie durch fie 
bewirkten Kaufwertfteigerungen der Grunditüde können doch nicht fo recht als 
voll gelten und werben daher befier abgeſetzt. fiber biefe Zinsfußſchwankungen 
fehlen una nun alle Nachrichten und wir find auf reine Vermutungen im Zu⸗ 
fammenhange mit den Schidfalen ber Stadt und Landſchaft angemwiefen. Im 
großen und ganzen kann jeboch auch die Abſetzung des durch bie vermutlichen 
Zinsfußſchwankungen verurſachten Anteild der Kaufwertfteigerungen das oben 
im Text des I Kapitels für Freiburg ausgebrüdte Hauptergebnid nicht ver⸗ 
ändern, wenn vielleicht auch Tpeziell bei Gegenüberftellung ber Jahre 1827—18567 
und 1847—1867 leine Kaufwertfteigerung der Stammgrunbftüde mehr übrig 
bleiben follte. 





Anhang Rr. 2. 


Morfihläge zur Geſſerung der Wohnungsverhaͤltniſſe 
in Wermelskirchen. 


Borbemertung. Die nachfolgenden Auffäge find 1894 in be 
Wermelskirchener Beitung erfhienen. Sie find verfaßt von dem nod 
heute amtierenden Bürgermeifter von Wermelsfirchen, Herrn Wiel, ber 
Ihon damals an der Spitze der Stadtverwaltung ftand und durch diefe Aufiäge 
zugunften ber in ihnen dargelegten Bivede auf bie Bürgerſchaft einwirken wollte. 
Wermelskirchen Tiegt in dem rechtörheinifchen Teile ber Rheinprovinz, eiwe 
15 km ſũdlich von Elberfeld, auf einer Hochebene. 


L 


Eins der wertvoliften irbifhen Güter ift der Beſitz einer eigenen Scholle, 
bon der man nicht vertrieben werben Tann, eines eigenen Hauſes, in Dem man 
Herr ift, das man nach feinem Belieben einrichten und ſchmücken Tann. Leider 
machen e3 bie ſozialen Berhäftniffe der Gegenwart in unfren Sulturftaaten ber 
Mehrheit der Familien unmöglih, in ben Befig eines ſolchen eignen Heimd 
zu kommen. Insbeſondere gilt die für die großen Städte, wo nur die reichen 
Leute fi den Luxus eines eigenen Haufes geftatten Lönnen, während die wohl⸗ 
habenden und bie weniger begüterten, ebenfo wie die vermögensfofen Leute 
genötigt find, mit einer BHeineren ober größeren Anzahl andrer Familien zw 
fammen in einem fremden Haufe zu wohnen. Die Haupturfadhe dieſes foziaten 
Abels — und als folches barf man es wohl ungefcheut bezeichnen — Jiegt in 
ber immer noch zunehmenden Verteuerung ber Bauftellen. Letztere nötigt 
dazu, vielftödige, zur Aufnahme mehrerer oder fogar vieler Familien beftimmie 
Häufer zu bauen, weil fonft der Mietwert bes Haufes entfernt nicht bie Zinien 
bes durch den Hohen Preis ber Bauftelle verteuerten Haufes beden würbe. BolB- 
freunde haben fchon den Vorfchlag gemacht, auch in dem großen Haufe der 
Großſtadt jeder Familie ein eigenes Heim in der Art zu gründen, ‚baß eine 
Häufergenoffenfchaft ein folhes großes Haus erwirbt und jebe zur Käufer 
genofienfchaft gehörige Familie eine Wohnung, die ihr dauernd verbleibt, al 
Anteil an bem gemeinfamen Eigentum erhält. In der menſchlichen Natur iR 
es eimmal tief begründet, daß jeder lieber ein Eigentum für fi als in 
Gemeinſchaft mit andren befigt, und baran wird die Ausführung diefes Bor 
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habens, fo gut es auch if, in ber Regel jcheitern. In den wenigen Tällen, 
wo der Plan gelingt, wird ſchon ber Hader bei ber Verteilung der Wohnungen 
unter bie einzelnen Familien entbrennen. Das in gefundheitliher und fittlicher 
Beziehung nachteilige Zufammenleben vieler Yamilien in dem nämlichen Haufe 
kann aber auf die vorgefchlagene Weife überhaupt nicht befeitigt werden. Andere 
Bollsfreunde molfen in größerer Entfernung von ber Großſtadt Häufer- 
Kolonien gründen und Iebtere mit ber Großftadt durch Straßenbahnen in 
Berbindung bringen. Ya, wenn ber Bauftellenmucher nicht wäre, menn der 
Bauftellenmwucjer nicht fehr bald in ben für die Häufer-folonien auserjehenen 
Lagen bie Bauftellen ins Ungemeſſene verteuerte, wäre auf dem legtgebachten 
Wege eher etwas Dauerndes zu erreichen wie auf dem anderen. Alfo auch 
hier hängt das Gelingen davon ab, ob ein Mittel gefunden werden kann, welches 
die übermäßige Verteuerung der Bauftellen verhütet. In den meiften Dkittel- 
und felbft in vielen in der Ausdehnung begriffenen Stleinftäbten haben Die 
Wohnungsverhältniſſe fich fchon ähnlich geftaltet wie in den Großftäbten, oder 
fie drohen, ſich ähnlich zu geftalten. Finden wir doch auch hier ſchon das 
drei⸗, vier- und mehr ala vierftödige, von einer größeren oder großen Anzahl 
Familien bewohnte Haus. Nur in wenigen Städten fehlt dag zu Bauftellen nötige 
Land, in der Megel ift dasſelbe fogar im Überfluffe vorhanden. Die Ber- 
teuerung der Bauftelfen ift alſo eine künſtliche, und ſoll es unfre erfte Aufgabe 
fein, zu erforfchen, welche Urſache ber künſtlichen Berteuerung zugrunde liegt. 
Die Urſache finden wir in ber in faft allen in der Entwidlung ‚begriffenen 
Städten erfolgten Beſchrünkung ber Baufreiheit und der dadurch begünftigten 
Spetulation in Bauftellen. Die Beichränkung der Baufreiheit iſt an ſich gewiß 
durchaus berechtigt. Keine Stadtverwaltung kann e3 dulden, daß jeder Bauluftige 
auf einem ihm beliebigen Grunbftüde in einer ihm beliebigen Weife baut, denn 
fonft würden niemals regelmäßige Straßen entftehen, auch könnte für die gehörige 
Entwäfferung der Baugrundftäde und ben Anſchluß derfelbden an die Gas⸗ und 
Wafferleitung in zwedentfprechender Weife nicht geforgt werden. Wird nun 
die Baufreiheit auf die zum Anbaue bereit3 fertig geftellten Straßen und 
Öffentlichen Plätze befchränkt, fo vermindert fich die Zahl derjenigen in und bei 
der Stadt belegenen Grunbftüde, auf welchen gebaut werden darf, in ganz 
außerorbentlicher Weife. Der Preis der Bauftellen richtet ſich, wie der aller 
andren Verkaufsgegenftände, nach Angebot und Nachfrage. Jede Verminderung 
ber Bauftellen muß demnach eine Verteuerung ber legteren zur Folge haben, 
und die Verteuerung muß um fo größer fein, je geringer die Zahl ber 
in einem Orte vorhandenen Bauftellen im Verhältniffe zu den Neubauten ift. 
Das Steigen ber Preife ermutigt zu Spekulationen in Bauftellen, und bie 
Spekulation führt zur Übervorteilung derjenigen Leute, welche einer Bau⸗ 
ftelle zu einem Baue bebirfen, fie führt zu dem, mas heute vielfach Bau- 
ftellenwucher genannt wird. Noch ein andrer Umftand trägt zur Berteuerung 
der Bauftellen bei. Die Groß- und Mittelftäbte und in neuerer Beit auch viele 
Kleinftäbte fireben dahin, fehr breite, mit Baum- und Strauchſchmuck und allen 
Annehmlichkeiten ausgeftattete Straßen und öffentliche Plätze zu fchaffen, Straßen 
und Pläte, bie der Stabt zur Bierbe gereihen. Die größeren Anforderungen 
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vertenern bie Koften ber Straßenanlagen unb erhöhen ben Preis ber Beuhrlien 
Mit Recht laßt fich biefen Städten ein Borwurf barams madrn, Dei fir ncıen 
ben reich ausgeſtatteten, Tofipieligen Straßen nicht auch einher, bil 
angelegt haben. 

Jeder wahre Bollsfreund, mag er in ber eimen ober ambrra jeguls 
Stelung fein, mag er zu der eisen ober andren pelitiidgen Partei zühfen, 
mag er bem einen oder andren GBlagibenöbeleuntuiffe angehören, mus ben 
evruſten Willen haben, dahin zu wirlen, daß überall bert, we med; cine anbı 
Löfung der Wohnungsftage möglich iR — umb dies wirb in bez meifien Binwi- 
und faft allen Aeinſtädten der Fall jein — bie Wohnungsverhältuiije juh mık 
in der unheilvollen Weife wie in den Großftäbten entwudels, ım einer Ber. 
bie auf der einen Seite zu einem durch Spefulntion in Bauſtellen und SHdren, 
durch Bauſtellenwucher leicht erworbenen Reichtum, auf der andren Exile zu 
Beliglofigleir und damit zur Berarmung führt, im einer Weiſe, mehhe be 
fozialen Gegenfäge in höchſten Maße verichärft unb auf die Damer mit zu 
Untergrabung unfrer heutigen Gefellichaftsorbuung beitragen meub- Deu mie 
heutige Gefellihaftsorbuung und bie damit verbundene ungleiche Berieilum 
ber Güter kaun nur als bereihtigt gelten, wenn ber Bejig emüweber bei 
Erbe der Väter bildet ober erzeugt iR durch ehrliche körperliche oder geiig 
Arbeit und durch Einfchränlung im Genuffe (Sparfamleit), wicht aber bau, 
wenn Spelulation oder Wucher Mittel zur Erlangung des WBefipes geweis 
find oder fein lönnen. 

Gerade die Stadtverwwaltungen haben au einer glädlicheren Gehaltung 
ber Wohmungsverhältniffe ein großes Intereſſe, denn es faun jeder Stadt zu 
zum Schaden gereicyen, wenn fie neben einer verhältnismäßig winzigen Unze 
von Bürgern, die ald Beſitzer einer eigenen Scholle bie Stadt als ihre banerait 
Heimat betrachten und denen das Wohl und Wehe der Stabt gleichbebeuien 
mit ihrem eigenen Wohl und Wehe ift, eine Unzahl von Bürgern Hat, die um 
fahrende Habe befigen und den Möbelmagen beladen, um weiterzuzichen, wen 
es vorübergehend der Stadt und ihnen in der Stadt fchlecht geht. Viele Etabr 
verwaltungen find denn auch eifrig benrüht geweſen, zur Löfung ber Weohuungr 
frage ihren Teil beizutragen, und zu diefen Stabtverwaltungen gehört auch ie 
jenige von Wermelslirchen. In Wermelskirchen hat man, um ein größeres Ir 
gebot von Bauftellen herborzurufen und daburch den Preis berfelben mäßig # 
halten, in ben Iegten Jahren Bauftellen in einem fberfluß gefchaffen, daß de 
Bebarf für ein Menfchenatter und auch wohl noch für länger gebedt iR. © 
ſoll jest gefchildert werden, welchen Gang bie Entwidlung ber Bautätigleit und 
die Herftellung neuer Bauſtellen in Wermelölirchen genommen, welche Erfolgt 
und Mißerfolge die Stadtverwaltung bei ihren auf die Beförderung ber Das 
tätigleit gerichteten Beſtrebungen gehabt bat und welche Vorteile und Nachteile 
für das Gemeindeweſen die Folgen Davon find. 


II. 


Der Grund zu dem Aufblühen von Wermelsficchen wurde durch die 
Einführung der Fabrifation von Lafting-Stiefelfchäften im Jahre 1860 gelegt 
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Im erſten Jahrzehnt hatte der neue Erwerbszweig feine erheblichere Zunahme 
ber Bevöllerung im Gefolge, vielmehr Tieferte bie alteinheimifche Einwohnerfchaft 
ben fortwährend mwachfenden Bedarf an Arbeitern unb Arbeiterinnen. 1871 
trat zu ber Fabrikation von Lafting-Stiefelihäften die mechanifche Weberei 
von Laſting und die Fabrikation von Leder-Stiefelfchäften Hinzu, jpäter wurde 
die Fabrikation noch andrer Xrtilel eingeführt, die Zahl der Yabrilanten ver- 
größerte fi), die Fabrikan wurden erweitert und die Bevölkerung nahm in 
bem Dorſe Wermelsfirhen, welches mit dem umliegenden Landbezirke im 
Jahre 1873 zur Stadt erhoben wurbe, jährli um 4 bis 6% und in den 
nächſten, im Jahre 1893 mit der Innenſtadt vereinigten Nachbarmohnplägen um 
3 bis 4% zu. Die Einwohnerzahl in dem gegenwärtig bie Innenſtadt bildenden 
Teile des Stadtbezirfes flieg in ber Beit vom 1. Dezember 1871 bi3 zum 
1. Dezember 1890 von 2800 auf 6054, die in dem gegenwärtig die Außenſtadt 
bildenden Teile von 5217 auf 5720, die Gefamteinwohnerzahl aljo in 19 Jahren 
von 8017 auf 11774. Auch in Wermeldfirchen trat dieſelbe Erſcheinung wie 
anderswo zutage, es fehlte tm Anfange das Vertrauen zu der Stetigleit 
der Entwidlung, und die Bautätigkeit beſchränkte fich im weſentlichen auf An⸗ 
und NAusbauten und die Bemohnbarmahung von Räumlichkeiten, bie bis 
dahin nicht zu Wohnzweden benugt morden waren. Erſt als es ficher war, daß 
Wermelskirchen in den Beſitz einer Eifenbahn-Berbindung kommen mürbe, 
erfolgte der Neubau von Wohnhäufern in größerer Anzahl. So entftanden in 
den Jahren 1874 bis 1878 einjhließlih 65, in ben Jahren 1879 bis 1883 
einfchließlih 72, in ben Jahren 1884 bis 1888 einfchließlih 90 und in den 
Sahren 1889 His 1893 einfchließlich 107 neue Wohnhäufer. Bon ben 197 Wohn- 
häufern, Dice in den lebten 10 Jahren gebaut worden find, entfallen wieder 
136 auf ben jebigen Bezirk der Innenſtadt und 61 auf den jehigan Bezirk 
ber Außenſtadt. 

Un den Provinzialftraßen und Gemeindemwegen 1. und 2. Klaſfe in 
ber Außenſtadt ſind überall Bauftellen in großer Auswahl und zu billigem 
Preife käuflich. Letzterer beträgt in bejonders bevorzugten Lagen bis zu 
70 Pfennigen, ſonſt 42 bis 43 Pfennige und weniger für dad Quadratmeter, 
und fteigt nur höher in der Nähe ber Eifenbahnftationen Born und Hilgen. 
Der Koſtenaufwand für die Bauftelle, einfchließlich Garten und Obftgarten, iſt 
im Verhältnis zu den Koften ber Herftellung des Haufes fo gering, daß die 
Außenftadt in ber Wohnungsfenge einer befonderen Fürſorge der Stadt» 
verwaltung nicht bebarf und bie Berhältniffe in der Außenſtadt bei ber 
gegenwärtigen Beiprechung völlig außer Betracht bleiben können. 

Bur Zeit des Beginnes der Bautätigfeit waren an ben Provinzial- 
fraßen in der Innenſtadt, ja felbft im Kerne berielben, auf der Eich, ber 
Kölnerſtraße, dem oberen Teile ber Berlinerftraße und ber Remſcheiderſtraße, 
Banftellen in größerer Anzahl vorhanden. Dazu ſchuf die Gemeinde eine 
Reihe neuer, indem fie, um befjere Verbindungen mit dem Bahnhofe und den 
Nachbargemeinden herzuftellen, gegen Enbe der fiebziger und Anfang der 
achtziger Jahre die Telegraphenitraße, die Kaiferftraße ımd die Babring- 
haufenerftraße ausbaute bzw. baute und die verwahrloſte Burgerftraße neu 
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einrburte und beiefligte. Gegen Ende ber adhiziger Jahre erfolgte baranl ke 
Uniben der Wilfeimfrabe umb mit Hilfe ber Prewinz bie Mnlage ie 


amögebauiez 
meinbewege. So entſtanden Hänfer an der Telegrapbenfraße, ber Bilkelmfuke, 
der Wolfhagenerſtraße und ber Königfirafe, als diefe Strahen mech fümel, 
tief anögefahrene, ſchuuutzige Hohlvege waren, unb au ber Seheitraie, be 
Ausbau bis heute noch auf Hinbernifle geflohen iR. Die Schoierigkeiten, wei 
diefe Häufer beim fpäteren Ausbaue ber betreffenden Wege zu Straher 
bereiteten, daneben aber auch bie Hinderniſſe, weiche bis dahin bei der Er 
werbuug ber Grundflächen für Straßenanlagen in ben Weg getreten weit, 
veranfaßten bie Stabtverorbmeten-Berfammlung unterm 22. April 1887, eix 
DOrtsftatut, betrefienb die Bebauung, Anlegung unb Veränderung von Ettex⸗ 
in der Stadt Wermelskirchen, ihre Zuflimmung zu erteilen Daugch trat a 
Beichränfung der Baufreiheit ein, indem cn Straßen oder Stuaßenteilen, wit 
nod) nicht gemäß der baupolizeilichen Bekimmimgen ber Stadt Beni 
firden für ben öffentlichen Verlehtr und ben Wnbau fertig geßellt fab 
Bohugebäude in der Regel nicht errichtet werben bürfen. Gleichzeitig echielt de 
Gemeinde das Recht, bie durch die feftgefegten Straßenfluchtlinien für Gtraier 
unb Pfäge befiimmten Geunbflähen dem (Eigentümer zu eniziefen De 
Beichränfung der Baufreiheit mußte — darüber war die Stabtverwaltung bei 
Erlaſſe des Ortsſtatuts feinen Augenblick im Zweifel — ſchon bald eine außer 
orbentliche Berteuerung der Vanftellen und die Berminderung ber Bantätiget 
herbeiführen, e8 dem weniger bemittelten Bürger erfchweren, Eigentümer and 
Haufes zu werben, und bie Weiterentwicklung von Wermelskirchen hewmen, me 
nicht rechtzeitig für eine ſtarke Vermehrung der Banftellen durch Anlage mut 
Straßen geforgt wurde. Seit dem Erlaife bed Ortsſtatuts begünfigten Der 
ſchiedene Umftände den Bau neuer fädtifcher Straßen. So machte dit jet 
ben Jahre 1887 wieberholt eingetretene Gtodung in Sanptzweigen ber hieſige 
gewerblichen Tätigfeit, in der Bandwirlerei und Schäftefabrifation, es notivendiß 
gewerbliche Arbeiter in größerer Anzahl und für längere Dauer auf Rechuuut 
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der Gemeinde zu befchäftigen, und diefe Notwendigkeit ließ jelbft diejenigen 
mit ihren Wiederſpruche verftummen, welche immer die in den Berhältniffen 
nicht beründete Anjicht ausgeiprochen hatten, daß in der Gemeinde [don Straßen 
und Baupläge überreichli vorhanden feien. Die Grundeigentümer maren 
inzwifchen in der Lage gewejen, zu beobachten, wie der Wert ber Grundftüde 
an ben vorher gebauten Straßen ftieg, und boten nicht nur die Freigabe 
des Grund und Bodens für neue Straßen an, fondern drängten auch bie Stabt- 
verwaltung zu bem Baue folder. Es enitftanden jebt bie 613 Meter lange 
Friedrichftraße, die 65 Meter ange Surzeftraße, die 214 Meter lange 
Viltoriaftraße, die 78 Meter lange SKarolinenftraße, bie 775 Meter lange 
Wolfhagenerftraße, die 175 Meter Iange Sedanftrafe, die 150 Meter lange 
Piarrftraße, bie 725 Meter lange Wirtömühlerftraße, bie 325 Meter lange 
Wuftbacherftraße, die 588 Meter lange Königitraße, bie 275 Meter lange 
Quifenftraße, die 160 Meter Iange Querftraße, die 140 Meter lange Hermann 
ftraße, bie 300 Meter lange Straße Hilfringhaufen und die 75 Meter lange 
Strußgaffe, aljo Straßen mit einer Gejamtlänge von 4658 Meter. Außerdem 
gehören noch die 625 Meter lange Wilhelmftraße und die Dhünnerftraße, 
von welcher wir nur das 350 Mieter lange Stüd von der Berlineritraße bis 
zur Befikung der Krankenhausſtiftung hier in Betracht ziehen wollen, zu den- 
jenigen Straßen, welche in dem 1Ojährigen Zeitraum vom 1. Januar 1884 
bis zum 31. Dezember 1893 in der Innenſtadt angelegt worden find. Die in 
den Jahren vorher in der Innenſtadt neu bzw. ausgebauten Straßen — bie 
Telegraphenitraße, die Kaiferfiraße, die Dabringhauſenerſtraße ımd die Kent- 
Baufenerftraße — werden aus dem Örunde nicht mitgezählt, weil wir auch nur 
mit den Hausbauten in der Innenſtadt während der Iepten 10 Jahre rechnen. 
Die Front einer Bauftelle, die nit in der Geſchäftslage ſich befindet, beträgt 
hier in ber Regel 15 Meter. Auf die in dem 10Ojährigen Zeitraume in 
der Innenſtadt neu gefchaffenen Straßen mit einer Gefamtlänge von 5633 Meter 
entfallen demnach 751 Bauftellen. Rechnet man, daß vor dem Ausbau ber 
betreffenden Straßen fchon etwa 70 Bauftellen mit Häufern bejegt waren und 
die Bebauung von etwa 30 andern wegen ihrer Lage erfchiwert ift, fo bleiben 
noch immer 650 für die Bebauung übrig. Weiter ſchritt die Gemeinde 
im lebten Winter, um öffentliche Arbeiten für die infolge der wieder ein- 
getretenen Gefchäftsftodung in der Bandwirkerei brotlos gewordenen Ürbeiter 
zu ſchaffen, zur Anlage eines neuen Stadtviertel mit ſechs Straßen auf 
ben Ländereien zwifchen der Berlinerftraße,. der Wirtömühlerftraße, Wirtd- 
mühle und Efbringhaufen. Dies neue Stadtviertel, für beifen Straßen bie 
beteiligten Grundeigentümer die Namen Bismardftraße, Moltleftraße, Roon⸗ 
ftraße, SKronprinzenftraße, Steinmepftraße und Werderftraße vorgefchlagen 
- Haben, wirb etwa 230 Bauftellen zu 15 Meter Front enthalten. Die Gefamt- 
zahl der in ber Innenſtadt in ben lebten 10 bis 11 Jahren neu gefchaffenen 
Bauſtellen fteigt Dadurch auf 880, während, wie oben erwähnt, in dem 10 jährigen 
Beitraum vom 1. Januar 1884 bis dahin 1894 in ber Innenſtadt nur 
. 186 Wohnhäufer neu errichtet wurden. Die Innenſtadt befigt heute alfo 
einen großen Überfluß an Bauftellen. 
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III. 


Unverlennbar find die Vorteile, welche ber Bürgerichaft von Wermsels- 
firchen durch das vorſorgliche Verfahren der Stadtverwaltung erwachſen. 

Wermelskirchen iſt mit Recht auf feinen fleißigen, jparfamen und ehr⸗ 
baren Arbeiterſtand ſtolz. Ihm biefe guten Eigenfchaften zu erhalten, if in 
heutiges Zeit, wo bie Hausinduftrie immer mehr von der Fabrifinduftrie 
verdrängt wird und die VBevöllerung, um ben Weg zur Fabrik möglich ab- 
zulürzen, fi in der Nähe ber Iehteren anfiebelt und baburd mehr und 
mehr verdichtet, nur dann möglich, menn auch unter ben neuen Verhältnifſen 
ben weniger Bemittelten die Gelegenheit zum Erwerbe von Grund» und Haus⸗ 
befiß geboten wird, und eine ſolche Gelegenheit ift jebt vorhanden. 

Der Preis der Bauftellen an den neuen Straßen ſchwankt zwiſchen 
80 Pfennig und 3 Marl 50 Pfennig für da3 Quadratmeter. An den jüngſt 
gebauten Straßen ftellt er fich nämlich, troßbem bie Bauftellen an benjelben 
nad) Lage und Beichaffenheit feinen geringeren Wert als an den etwas älteren 
haben, erheblich niedriger. Infolgedeſſen finb bie Bauftellen an den jüngften 
Straßen viel ſtärker wie die andren gefucht, und die Eigentümer ber Bauftellen 
an den etwas älteren Straßen werden, wie beitimmt angenommen werden Darf, 
die Preife bedeutend niedriger ftellen müſſen, wenn fie überhaupt noch ver- 
faufen wollen. Es ift unter diefen Umftänden wohl anzunehmen, dab in nicht 
allzu langer Zeit der Preis der Bauftellen an allen nicht verlehrreichen Straßen 
ber Innenſtadt auf den Satz von ungefähr 1 Mark für das Duabratmteter 
herabfinten wird. Bei dieſem Preiſe ftelit ſich der Koftenbetrag für die Ban⸗ 
ftelle im Rerhältniffe zu den Baukoſten bes Haujes gering, und aud ber 
weniger bemittelte Bürger ift in der Lage, das Baugrundftüd groß genug zu 
nehmen, um auf bemjelben einen Garten und fogar noch einen Obfigarten 
anzulegen. Welcher Vorteil darin liegt, wenn ber Kleinbürger feinen Bedarf ax 
Gemüfe und Obſt ſelbſt ziehen kann und davon vielleicht noch zum Verkaufe 
übrig behält, braucht Hier nicht erörtert zu werben. Außer dem Vorteile 
genießt der Kleinbürger die Unnehmlichleit, am eierabende mit feiner Familie 
auf feinem eigenen Grund und Boden im freien zu verweilen und fich gu 
feiner Befigung und bem Wachstum der Pflanzen erfreuen zu können. 

Dem Baue großer Wrbeitermohnungen, fogenannter DMietlafernen, ift fo 
ein Riegel vorgefchoben worden, was in gefunbbeitliher und noch mehr in 
fittlicher Beziehung von fegensreicher Wirkung fein muß. 

Die Zahl der anfäffiger® Bürger kann und wird fich zum Wohle ber 
Gemeinde in Zukunft ſtark und dauernd vermehren. Der verhältnismäßig 
billige Preis wirkt zudem unzweifelhaft anregenb auf bie Bautätigfeit im allge⸗ 
meinen, und einer ſehr lebhaften Bautätigkeit bebarf es, wenn unfre inımer mehr 
aufblühende und immer mannigfaltiger werdende Induſtrie künftig noch die 
für fie notwendigen Ürbeitskräfte finden fol. 

Se mehr neue Häufer entitehen, je ftärler die Benölferung zunimmt, deſto 
mehr Kundſchaft finden auch Handwerker, Ladenbefiger und andere Klein» 
gewerbetreibenbe. 
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Für die Außenftadt ift die Vergrößerung des feſten Kerns der Gemeinde, 
der Innenftadt, von nicht zu unterſchätzendem Borteile. Je weiter die Innen⸗ 
ftabt nach außen fich ausdehnt, deito näher rüdt Die Uußenftadt der Innenftabt 
und beito mehr wächſt der Wert ded Grund und Bodens in ber Außen⸗ 
ftadt, und je zahlreicher die Bevölkerung in der Innenſtadt wird, deſto beffer 
und bequemer können bie Landwirte in ber Wußenftadt ihre Erzeugnifie 
abfeßen. 


IV. 


Wo viel Licht if, ift auch viel Schatten! Dies trifft auch bei dem 
bon ber Stadtverwaltung in Wermelskirchen befchrittenen Wege zur Herftellung 
billigerer Baupläte ein. | 

Weil die Stadtverwaltung einen großen Überfluß an Bauſtellen ſchaffen 
wollte, mußte fie viel mehr Straßen beritellen, als es ber tatſächlich vor⸗ 
handene Bebarf an Bauftellen erforderte, und um ben ohnehin fehr großen 
Koſtenaufwand für bie vielen neuen Straßen nicht übermäßig zu erhöhen, 
war fie gezwungen, fich bei der Bauausführung überall auf das Notwendigſte 
zu beichränfen. Die zum Anbau beitimmten Straßen bekamen daher nur eine 
Breite von 13 Meter, wovon 6 Meter für die Krone, je 1 Meter jür den 
Graben und je 2!/, Meter für den Bürgerfteig auf jeder Seite verwendet 
wurden. Die Fahrbahn erhielt an Stelle der Badlage eine 15 Zentimeter ftarle 
Beſchotterung von gewöhnlichen hiefigen Bruchfleinen und darüber eine 5 Benti- 
meter ftarle Kiesdede. Weder Pflafter- bzw. Haufteinrinnen wurden angelegt, 
noch Borditeine gefeht, und die eingeebneten Bürgerfteige blieben ohne Befeſtigung. 
Bon Baum- und Strauchſchmuck und jeder anderen Bierde ſah man ab. Trotz⸗ 
dem war der Koftenaufmand viel größer, als wenn man jich darauf befchränlt 
hätte, jedes Jahr nur fo viel neue Bauftellen zu fchaffen, als nötig waren, 
um die Zahl auf der bisherigen Höhe zu erhalten. 

Das Ortsftatut, betreffend Die Bebauung ufw. der Straßen, fichert der 
Gemeinde zwar die Eritattung der Straßenbaukoften, jedoch erfolgt bie Er⸗ 
ftattung erft vor und nad, jowie die angrenzenden Grunditüde bebaut werden, 
und ben legten Teil der auf eine Sıraße verwendeten Soften erhält bie 
Gemeinde erft zu dem Zeitpunkte zurüd, wo die legte Bauſtelle an der neuen 
Straße mit einem Haufe befegt wird. Ie mehr Straßen gebaut, je mehr Bau- 
ftellen gefchaffen werden, deito mehr verteilt fich die Bautätigkeit und befto 
länger dauert e3, bis die neu gefchaffeneg Bauftellen mit Häufern befept 
find und die Gemeinde ihr ausgelegte® Gelb zurüderhält, und je fpäter 
die Gemeinde das von ihr vorgelegte Geld zurüderhäft, deſto größer ift ber 
Binsverluft. Der Zinsverluft trifft aber vie Gefamtheit der Bürgerichaft, indem 
jeder Bürger zur Dedung desfelben mehr Steuern zahlen muß. 

Auch durch die Unterhaltung der über das zeitige Bedürfnis angelegten 
Straßen ermachfen der Gemeinde fehr bedeutende Mehrkoſten. Der Berlehr 
auf diefen Straßen ift zwar geringer, als wenn an bdenfelben ſchon Haus an 
Haus ftände, aber die Straßen leiden befanntlich nicht allein durch ben auf 
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ihnen ftattfindenden Fuhrwerlsverlehr, jondern auch durch die Witlterungs 
verhältniffe. 

Kaum finb einige wenige Häufer an einer nenen Straße entſtanden, jo 
verlangen die Eigentümer Straßenbeleuchtung, und zwar häufig durch mefr 
Laternen, als Häufer vorhanden find. Die Stabtverorbneten-Berfanmmlung be 
fchräntt fich bei der Bewilligung aus Sparfamleitsrüdficdhten anf Das minbek 
Zuläflige, und es entſteht eine Beleuchtung, bie bei dem jehr weiten A 
ftande der Laternen voneinander fehr viel zu wünfchen übrig läßt und trogden 
ber Gemeinde im Berhältniife zu ber Zahl ber Anwohner der Strabe viel mehr 
koſtet als die Veleuchtung andrer, bicht mit Häuſern befegten Straßen. 

Die Hädtifhe Gasanſtalt wirb nicht weniger in Mitleibenfchaft gezogen 
Sie muß lange, koftipielige NRobrftreden anlegen, um einige Straßenlaternzn, 
eine Fabrik oder größere Werfflätte oder einige wenige Häufer mit Gas zu 
verforgen, und ein großer Teil des jährlichen Betriebsũberſchuſſes wird auf Diet 
Weife in die Erde gefledt, ftatt zur Berminderung ber Gasanſtaltsſchuld zu 
dienen. Steht num der Mehrabfag an Gas nicht in dem gleichen Verhöltniſſe 
wie die durch die ausgeführten Erweiterungen entftandene Erhöhung dei Ar 
lagetapitals, fo rentiert ſich das legtere infolge ber Neuanfagen geringer al 
vorher. Ohnehin wird aber durch die Verlangſamung der Schuldenabtragung 
ber Zeitpunkt immer weiter hinausgeichoben, zu dem die Gasanftalt eine Gin 
nahmequelle für bie Gemeinde wird. 

Die nämlichen Übelflände werden in noch flärferem Maße bei ber Anlage 
und dem Betriebe eines fädtifchen Wafferwerles bemerkbar werben. Di 
Gemeinde fteht gleich bei der Anlage besfelben vor der Frage, ob fie bie 
neuen, noch nicht oder nur wenig mit Käufern befegten Straßen an das Waſſer⸗ 
wer? anfchließen will oder nicht. In erfterem Falle werden bie Anlageloften 
bedeutend vergrößert, ohne daß ein entſprechender Waſſermehrverbrauch ver 
zeichnet werden Ian, was um fo unangenehmer für die Gemeinde ift, als ber 
Ertrag des Waſſerwerls in den erften Jahren ohnehin nicht bie Zinſen de 
Anlagelapitald beden wird. Im andren Falle ift jeder, der an die nit 
angeſchloſſene Straße ein neues Haus baut, genötigt, eine Eoftfpielige Brunner 
md PBumpenanlage zu machen, nach deren Ausführung er wenig geneigt fein 
wird, bie ihm fpäter gebotene Gelegenheit zum Anfchluffe an die Waſſerleitung 
zu benupen. 

Bei etwaiger Kanalifation ber Stadt wird das Vorhergeſagte ebenfalld 
zutreffen, infofern lange Streden vorzeitig berzuftellen find. . 

Wie bie Erfahrung gelehrt hat, kommt der Vorteil, welchen Die Gemeinde 
duch die Herftelfung neuer Bauftellen ihren bauluſtigen Bürger bieten will, 
ben leßteren nur zum Meinen Teil zugute, während den Hauptmitzen bie urfprüng” 
lichen Eigentümer der zu Bauftellen aufgefchloffenen Ländereien haben. Sobald 
eine neue Straße in Angriff genommen wurde, forderten bie @igentümer 
300, 400, ja 500%, unb waren erft einige Häufer an berfelben entftanden, ſogat 
bis zu 2000% mehr für ihre Grundſtücke, als diefelben vor dem Straßenbau 
wert waren. Bei dem jetzt hergeftelften großen fberfluffe an Bauſtellen ift nun 
freilich nicht daran zu denken, daß zu foldyen übermäßigen Preiſen fünftig ned 
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verfauft werden kann, indes wird auch Ipäter der Gewinn ber Grundeigentümer 
im Berhältni3 zu dem Werte ihrer Ländereien vor bem Straßenbaue ein fehr 
großer fein. Die Gemeinde, das heißt die Gefamtheit der Bürger, hat fomit auf 
ihre Koften eine Handvoll Grundeigentümer bereichert. Der weniger bemittelte 
Bürger aber, welcher, wenn er ein neues Haus bauen will, da3 Baugrundftüd 
mit feinem durd) faure Arbeit erworbenen und unter harten Entbehrungen er» 
fparten Gelbe zu einem ben Ertragswert besfelben als Ader oder Garten 
weit -überfteigenden Preiſe bezahlen muß, fieht mit Befremden, wie auf Koften 
der Gefamtbürgerfchaft einigen Grundeigentümern ohne ihr Verdienſt, ohne jebe 
Mühe und Arbeit und ohne jegliches Nifilo von ihrer Seite ein Vermögen 
in den Schoß fällt. Seine Bufriedenheit mit ben beftehenden Berhältniffen 
wird dadurch ſchwerlich wachſen. 


V 


Nachdem wir darüber Klarheit gewonnen haben, welche Vorteile und 
Nachteile das zur beſſeren Geſtaltung der Wohnungsverhältniſſe in Wermels⸗ 
kirchen von der Stadtverwaltung eingeſchlagene Verfahren gebracht hat, iſt es 
unſre Aufgabe, Mittel zu finden, welche die Vorteile vergrößern und die Nach- 
teile befeitigen oder doch möglichſt vermindern. 

In ber mit Unrecht viel gerühmten „guten alten Zeit” beſtanden inmer- 
‚bin einige Einrichtungen, die, in heutiger Zeit wieder eingeführt, zur Linderung 
des fozialen Elendes beitragen würden. Dahin gehören die Klöſter und fonftige 
Unftalten, in denen arme Reifende ein Unterlommen und für einen oder mehrere 
Tage unentgeltliche Verpflegung fanden. Als eine minderwertige Nachbildung 
berjelben find die Beutigen Natural-Verpflegungsftationen zu betrachten. Dahin 
gehört aud) die Einriätung, daß, was freilich nur in einzelnen Orten der Fall 
war, der Bürger einer Stadt oder ber Sohn eines Bürgers, welcher fich ein 
eigened Heim gründen wollte, unentgeltlich oder zu einem mäßigen Preife auf 
Gemeindeland eine Bauftelle und, wie e8 in vielen Orten Gebrauch war, aus 
dem Etadtwalde da3 zum Hausbaue erforderliche Bauholz zugewieſen erhielt. 
Dies Beifpiel können wir in heutiger Zeit nicht nachahmen. Die Gemeinde 
ländereien find in unfrer Gegend faft überall geteilt und in den Beſitz Einzelner 
übergegangen, und mit den heutigen Anfchauungen über die Wirtfchaftsweile 
in der Gemeindeverwaltung ließe e3 fich nicht vereinigen, ber Gemeinde gehörige 
Bauftellen an einzelne Bürger zu verſchenken, wenn man aud) :auf der andren 
Seite keinen Unftoß daran nimmt, vermittel3 neuer Straßenanlagen auf often 
der Gemeinde den Wert des Grund und Bodens zu erhöhen und dadurch einzelne 
Grundeigentümer zu bereichern. Zur unentgeltlihen Berabreihung von Bauholz 
fehlt — der Stadtwald. Die Einrichtungen der Vorzeit zeigen und troßbem 
den Weg, auf welchem bie Wohnungsfrage zwar nicht gelöft, aber doch ber 
fung einen Schritt näher geführt werden Tann. Zur Beſchreitung dieſes 
Weges gehört einiger Mut, nämlich der Mut, mit der fogenannten Manchefter- 
Theorie, berjenigen Lehrmeinung, die im mwirtichaftlichen Leben völlig freies 
Spiel der Kräfte will und damit den wirtſchaftlich Schwächeren eine Beute 
des wirtfchaftlih Stärleren werben läßt, zu brechen. Wir fagen „einiger Mut”, 
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und doch darf der Mut nicht gering fein, denn es ift immer fchiver, gegen 
alte, tief eingeiwurzelte, wenn auch grunbverfehrte Anfichten zu kämpfen, und 
insbeſondere fchwer ift e8 dann, wenn, wie in unfrem Falle, der Eigennup, 
bie Selbſtſucht manden veranlaßt, bei feiner alten Anſicht zu verbleiben 
und feinen Mitbürger zu bereden, daß das dem Gemeinwohle ſchädliche Alte 
gut und das angeflvebte, dem Gemeinwohle nüglide Neue ſchädlich fei. 
Der Weg, auf-welchem bie Löfung ber Wohnungsfrage einen Schritt näher ge- 
führt werden Tann, ift nach unſrer Meinung ber folgende: 

Die Gemeinde kauft in der Innenſtadt vor und nad, fowie fich eine 
günftige Gelegenheit bazu bietet, unb zwar in mehreren Lagen Ländereien an, 
wandelt biefelben durch Anlage breiterer und fchmalerer Straßen und öffent- 
licher Pläte in Bauftellen um und gibt legtere an foldde Bürger, oder folche 
Kinder von Bürgern, melde ſich durch den Neubau eines Wohnhaufes ein 
bauerndes eigenes Heim fchaffen wollen, zum Selbftloftenpreife ab. 

Anſpruch auf die Überweifung einer Bauftelle hat jeder Bürger welcher 
bie legten brei Jahre ununterbrochen in Wermelsficchen gewohnt bat, und 
jedes großjährige Kind eines Bürgers, bei dem die voher angegebene Boraus- 
ſetzung zutrifft. Jeder Tann nur einmal eine Bauftelle von der Gemeinde 
erwerben. Er bat unter ben von ber Gemeinde zum Zwecke der Abgabe fertig 
geftellten Bauftellen freie Auswahl. Das größte Flächenmaß einer ſolchen 
Bauftelle beträgt 1000 Quadratmeter — 70 Quadratruten. Die Bauftelle 
fällt in das Eigentum der Gemeinde zurüd, wenn fie nicht ſpäteſtens im zweiten 
auf das Jahr der Überweifung folgenden Kalenderjahre mit einem Wohnhaufe 
befegt wird. Der Erwerber foll verpflichtet fein, das auf der Bauftelle zu 
errihtende Haus bie erften drei Jahre, nachdem dasſelbe bevohnbar geworben 
ift, fjelbt mit feiner Familie zu bewohnen. Diefe Einfchränfungen find 
notwendig, um zu verhindern, baß Spekulanten mit Hilfe fogenannter Stroh- 
männer ſich in den Befig ber Bauftellen bringen. Alles Nähere beſtimmt 
bie zu erlaſſende Heimftätten-Ordnung für bie Stabt Wermeldficchen. 

Unter Selbftloftenpreis wird diejenige Summe verftanden, welche ſich 
ergibt, wenn man den Brei ber angelauften Grundflächen, die Koften ber 
Straßen bzw. ber öffentlichen Plätze und Anlagen und ben Binsverluft, welchen 
die Gemeinde bis zur Veräußerung der Bauſtellen erleidet, zufanmenrechnet. 
Jedoch foll die Gemeinde berechtigt fein, ben Selbftloftenpreis auf bie einzelnen 
Bauftellen fo zu verteilen, daß Ed- ımb andere bevorzugte Pläbe höher und 
Dagegen ungünftiger befegene Stellen entfprechend niebriger abgeichägt werben. 

Um den Erwerb einer Bauftelle möglihft zu erleichtern, könnte dem 
Ankaͤufer von feiten der Gemeinde freigeftellt werben, an Stelle bes Kaufpreifes 
eine jährliche Grundrente zu zahlen, d. 5. der Ankaͤufer behält, fofern er es 
wünfdht, den Kaufpreis in der Tafche und zahlt anftatt besfelben eine jährliche 
Grundrente, die 4% des Kauffchillings ausmacht. Das zum Baue erforderliche 
Rapital würde fi) Dadurch um den Kaufpreis ber Bauftelle niebriger ftellen. 

Die Vorteile des in Vorfchlag gebrachten gegen bas bisherige Verfahren 
Ipringen ind Auge. Die Gemeinde braucht, vorausgefegt, daß nicht größere 
Gefhäftsftodungen die Befchäftigung von vielen Brotlofen durch öffentliche 
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Arbeiten notwendig machen, künftig in jedem Jahre nur Straßen in derjenigen 
Länge herzuftellen, welche notwendig if, um Erſatz für die im Xorjahre 
bon ihr abgegebenen, mit Käufern bejetten Bauftellen zu erlangen. Hat die 
Gemeinde 3. B. in einem Jahre 14 Bauftellen zu je 15 Meter Front 
verkauft, fo jchafft fie im folgenden 14 neue, indem fie ein Straßenftüd von 
105 Meter Länge baut, und ein ſolches Straßenftüd Toftet bei ber bisherigen 
Art der Ausführung im Durchſchnitte etwa 10560 Darf. Die Zahl von 
14 Wohnhäufern ift angenommen worden, weil, wie früher angeführt, in ben 
legten 10 Jahren durchſchnittlich 13 bis 14 Wohnhäufer in der Innenſtadt 
neu erbaut worden jind. Um neben ben teueren auch billige Bauftellen für die 
Bauluftigen zu gewinnen, was nur dur Herftellung eines großes Überfluffes 
möglih war, hat die Gemeinde nun aber in den lebten 10 bis 11 fahren 
etwa 880 Bauftellen — 744 mehr ala in bem 10 jährigen Beitraume bebaut 
worden find — neu geſchaffen. Für diefe 744 Bauftellen waren Straßen in ber 
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eines Koftenaufmandes von 10 Mark für das laufende Meter lommt eine 
Summe von 55800 Mark heraus, die aufgewendet worden ift, um mehr 
Bauftellen zu gewinnen, als das durch die Zahl ber gebauten Häuſer nad 
gewieſene Bedürfnis es erforderte. Nechnet man 4% Zinſen von der Summe bon 
55800 Marl = 2232 Marl und nur 40 Pfemige Unterhaltungstoften für das 
laufende Meter der überflüffig Hergeftellten Gefamtftraßenftreden von 5580 
Meter — ebenfall3 2232 Marl, fo ergibt ſich eine jährliche Mehrausgabe von 
4464 Marl, bie bei dem neuen Verfahren hätte gefpart werben können, jebt 
aber der Gejamtbürgerfchaft zur Laft fällt und durch Steuern aufgebracht werben 
muß. Bei Beibehaltung des gegenwärtigen Verfahrens wäre diefe Mebrbelaftung 
auch Feine vorübergehende, fondern eine Dauernde, benn um einer übermäßigen 
Berteuerung ber Bauftellen vorzubeugen, müßte immer wieder buch den Bau 
neuer Straßen bafür geforgt werben, baß der gegenwärtige füberfluß an 
Bauftellen auch Tünftig erhalten bliebt. 

Das neue Verfahren verhütet dagegen ben Zinsverluſt für Die Gemeinde. 
Reptere befommt ihre Aufwendungen nebſt Zinſen und LBinfeszinfen zurüd, 
und unnötige Straßenunterhaltungskoften fallen ihr ebenfowenig zur Laft, weil 
fie jährlich nur ein fo großes Straßenftüd baut, wie erforderlich ift, um der 
im nächſten oder den beiden nächſten Jahren voraussichtlich entftehenden Nach⸗ 
frage nach Bauitellen zu entjprechen. Bloß für den Anfang, wo der Betrag 
für die Verzinfung und Tilgung der zur Beftreitung ber Koften für Land» 
ankäufe und Straßenbauten aufzunehmenden Schuld durch die eingehenden 
Erlöſe für verkaufte Bauſtellen noch nicht gebedt werben könnte, hätte fie 
Borlagen zu machen, indes Vorlagen, bie fpäter aus bem Kauferlöfe mit 
Binfen und Binfeszinfen mwiedererftattet würden. 

Die Gemeinde erhält bie von ihr für Straßenbauloften aufgewendeten 
Gelber immer nad) verhältnismäßig kurzer Zeit mit Zinfen und BZinfeszinfen 
zurüd und Tann daher auf ben Bau einer jeden Straße mehr Mittel als 
bisher verwenden. Sie wird alfo die Straßen nicht nur beſſer befeftigen, 
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fondern auch fofort an denjelben Haufteinrinnen mit Bordfleinen anlegen 
und die Bürgerfteige gehörig gangbar machen. Sie lann neben ben jept üblichen 
Straßen von 13 Metern auch folde von 20 und mehr Metern anlegen und 
ſich dadurch ſchadlos Halten, daß fie ihre Mehrauslagen für den zur Straße 
verwendeten Boden und an Bauloften auf den Preis der Bauftelfen an ber 
breiteren Straße fchlägt. Auch in ben Fällen, wo Baum- und Strauchſchmuck 
angebracht oder Öffentliche Plätze und Anlagen geichaffen werben, findet fie 
in gleiher Weiſe Dedung. Der Bauluftige hat eben die Wahl, ob er eine 
bilfigere Bauftelle an einer ſchmalen ober eine etwas teuere an einer breiten 
Straßen ober einem öffentlihen Plage oder einer Anlage wählen will 

Die Schwierigleiten in betreff der Gas⸗ und Wafferverjorgung und 
Straßenbeleuchtung fallen bei dem neuen Verfahren überhaupt fort. Die 
Gemeinde verfieht jebed von ihr neu fertig geftellte Straßenftüd von vorn⸗ 
berein mit Gas⸗ und Wajlerleitung und Straßenlaternen, und diefe Anlagen 
Iohnen ſich faft fofort, da jedes neue Straßenftüäd in der lürzeſten Zeit völl- 
ftändig mit Häufern beſetzt fein wird. 

Noch ein großer Übelftand verſchwindet. Werden regelmäßig Iaufende 
Straßen nad; einem einheitlichen Plane auf Ländereien angelegt, die vielen ober 
doch mehreren Grundeigentümern gehören, fo läßt e3 fich nicht vermeiden, Daß 
einzelne Srundftüde ungünftig durcdhichnitten werben. Infolge davon laufen 
die Grenzen der Baugrunbftüde von den neuen Straßen nicht im rechten, ſondern 
im fpiten ober ftumpfen Winkel ab. Eigennug, Eigenfinn, Feindſchaft mit den 
Grenznachbarn, manchmal aud Mangel an Einficht Hält Die Grundeigentümer 
vom Umtaufche ab, und die Bauftellen bleiben unſchön und find nur unvoll- 
fommen auszunugen. Noch fchlimmere Folgen hat häufig das nit zu ver⸗ 
meidenbe Rorlommen fogenannter Tyerierftreifen, welche die Bebauung für 
fange Beit überhaupt unmöglich) machen Tönnen. ft die Gemeide dagegen 
Eigentümerin ber Bauftellen, fo verfteht fich die zwedmäßige Einteilung ber 
letzteren vor der Abgabe an die Bauluftigen von felbf. 

Weiter kann die Gemeinde, jobald fie bei den Straßenanlagen nicht mehr 
von dem Willen der einzelnen Privateigentümer beengt ift, das Straßenneg 
nad einem großen einheitlihen Plane anlegen, in bem Laufe und der Bauart der 
einzelnen Straßen eine größere Mannigfaltigfeit einführen und Hin und wieder 
einen freien Plab ober eine öffentlihe Parkanlage fchaffen, ohne daß ihr da⸗ 
durd) eine Mehrbelaftung erwächſt. Es unterliegt ja feinem Zweifel, daß für 
Bauftelfen in folder bevorzugten Lage ber zur Dedung der Mebrauslagen 
erforberliche höhere Preis gern gezahlt wirb. Wermelskirchen kann in diefer 
Weiſe nicht nur zu einer gefunden, ſondern auch zu einer fchönen Stadt gemacht 
werden. Höhen und Täler, Ebenen und Abhänge wechſeln ja in maleriſch 
fhöner Weife Hier ab, und es ift nicht fchwer, aus Wermelslirchen eine ber 
ſchönſten Städte im bergifhen Lande zu machen, wenn bie jegt herrſchende 
Bilfffir und Planlofigkeit in der Stabterweiterung bejeitigt wird. 

Endlich Hat die Gemeinde bei bem neuen Verfahren biejenigen Grund» 
ftüde, deren fie zu Schulhäufern und fonftigen öffentlichen Zwecken bedarf, zu 
einem mäßigen Preife zur Verfügung. 
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Der Hauptvorteil befteht aber immer darin, daß die Bauluftigen eine 
Bauftelfe an einer beffer und ſchöner angelegten Straße mit Straßenbeleuchtung 
und Gas⸗ und Wafferleitung viel billiger wie bisher erhalten. 


VI. 


Die Ausführung des Planes, die Gemeinde zur Eigentümerin der Grund- 
ftüde zu madjen, bevor die legteren in Bauftellen umgewandelt werben, Tann 
auf feine großen Hinderniffe ftoßen. Sobuld feitgeftellt wird, daß die Gemeinde 
auf ihre Koften Feine neue Straße mehr in der Innenſtadt durch Privat- 
länbereien baut, finden die Eigentümer ber noch nicht zu Bauftellen aufge 
Ihloffenen Grundftüde nur noch einen Käufer, der ihnen mehr al3 den ort3- 
üblichen Preis für Aderländereien zahlt, und biefer eine Käufer ift die 
Gemeinde. Die Anlage neuer Straßen auf Privatloften zu Spekulations⸗ 
zweden wirb ſich ja künftig nicht lohnen, weil die Gemeinde die Bauftellen 
zum Selbfifoftenpreife veräußert und ber Spefulant für feine Bauftellen feinen 
Ubjag findet, wenn er ben Preis höher al3 die Gemeinde ftellt.. Das wird bie 
Grundeigentümer willig machen, ihre Ländereien mit einem mäßigen Gewinne 
an die Gemeinde abzutreten. Die Gemeinde kann auch ohne Gefährdung 
ihrer Zwecke ausnahmsweiſe Ländereien aufichließen, von benen ein Teil im 
Privatbejite verblieben ift. Das Ortsftatut verpflichtet diejenigen, welche Häufer 
an die neuen Straßen bauen, der Gemeinde fämtlihe Straßenbaufoften, ein- 
fchließlih derjenigen für den Grunderwerb, und außerdem die 5 jährigen 
Unterhaltungstoften zu erftatten. Will nun jemand fein Grundftüd nicht ab- 
treten, fo Tann er ſchwerlich einen höheren Preis für dasſelbe erzielen, als die 
Gemeinde für die Nahbargrundftüde nimmt, und er muß dabei immer noch 
abivarten, ob er einen Käufer findet, während er von Der Gemeinde die Zahlung 
ſchon vor bem Straßenbaue empfängt. Übrigens wird e3 in der Negel tunlich 
fein, die Straße fo zu legen, daß ber Beſitz bes wiberjpenftigen Eigentümers 
nicht berührt wird. Dann wird ber Beſitz auf Koften der Gemeinde nicht im 
Werte gehoben, er behält vielmehr bauernd den ortsüblichen Wert bes 
Aderlandes. Fälle, in denen bie Gemeinde Straßen durch Länbereien legt, 
welche zum Teil noch im Privatbefige find, können nur vereinzelt und 
werden vielleicht überhaupt nicht vorlommen. Die Gemeinde wird nämlich 
in verfchiedbenen Lagen Grundftüde eriverben und jebesmal dort die Straße 
bauen, wo ihr jämtliche bei der Anlage in Betracht Tommende Grundftüde 
eigentümlid) gehören. 

An geeigneten Lagen für Schaffung neuer fehöner Stadtviertel und 
einzelner neuer ſchöner Straßen ift in ber Innenſtadt lein Mangel. Es braucht 
in diefer Beziehung nur hingewiejen zu werden auf die weit ausgedehnten Flächen 
zwifchen Ei, Schwanen, Uinterweg, Oberweg, Hilfringhaufenerftraße, Dabring- 
haufenerftraße und Hoheſtraße, auf die Flächen zwiſchen Hilfringhaufenerftraße 
und der Eifgen, auf die Flächen zwiſchen Wirtsmühle und ber Eifgen und auf 
bie großen Zändereien bei Oftringhaufen. 

Nachdem die Landesbank der Rheinprovinz behufs Förderung der Er- 
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richtung von Arbeiterwohnungen eine Summe von einer Million Marl gegen 
31/.% Binfen zur Gewährung von Darlehen bereit geflellt bat, ift die Be 
ihaffung ber zur Wusführung des Plane erforderlichen Gelbmittel ſehr 
erleichtert. 

Trogßdem alle Umftände für die Zwedmäßigleit bes in Vorſchlag ge- 
brachten neuen Verfahrens fprechen, werben gegen das letztere mandherlei 
Bedenken erhoben werden. 

So wirb man z. B. fragen, weshalb die Gemeinde neue Koften aufwenben 
folf, um ben ſchon vorhandenen, unzweifelhaft die Berbilligung herbeiführenden 
überfluß an Bauftellen noch zu vermehren. Ya, glaubt man denn, Daß bei 
Beibehaltung bes bisherigen Berfahrens in der Innenſtadt in der nächften Reihe 
von Jahren keine Straßen mehr gebaut werden? Die Eiferfucht auf Das 
im Oſten von Wermellirchen entflandene neue Stadtviertel, die nicht unbe 
gründete Befürchtung, daß ihr Stadtteil in der Entwidlung zurüdbleiben 
werde, läßt bie Bewohner von Ei, Schwanen, Unterweg, Dberweg, Hilfring⸗ 
haufenerftraße, Dabringhaufenerftraße und Hoheſtraße nicht ruhen und vaften, 
bis die zwiſchen ben genannten Straßen und Wohnplägen liegenden weiten 
Flächen zu Bauftellen aufgeichloffen find, unb fie werben mit ihren Be 
firebungen Erfolg Haben, fobald fie den richtigen Weg einfchlagen. Davon ab- 
gejehen, werden aber die immer wiederlehrenden Zeiten der Arbeitsftodung die 
Gemeinde veranlajjen, auch fünftig größere Strafenbauten vorzunehmen. Zudem 
tritt nach dem vorgefchhlagenen Plane überhaupt leine Vermehrung der Bau- 
itellen ein. Die Gemeinde ſchafft jedes Jahr nur fo viel Bauftellen neu, ala 
fie abgefebt Hat, die Eigentümer der jetzt vorhandenen Bauſtellen fahren in 
der Veräußerung beftändig fort, und jo muß ber Überfluß an Bauftellen ſich 
allmählich vermindern, bis er zuleht verfchwindet. Die Koftenfrage dürfte 
als erledigt zu betrachten fein, nachdem ſchon früher nachgetwiefen worben ift, 
baß die Gemeinde beifer und billiger dabei fährt, wenn fie die Straßen auf 
ihren eigenen Ländereien anlegt. 

Weshalb kommt man gerabe jebt, mo die Zahl der Bauftellen voraus- 
fihtlih für ein Menfchenalter, ja wohl noch für längere Zeit das Bebärfnis 
dedt, mit dem neuen Plane? Der Plan ift nicht neu, fondem alt. Bor 
vielen Jahren wurde berfelbe ſchon in engeren reifen erörtert, aber damals 
erwies fi) die Stimmung als ungünftig. Jede Stadtverwaltung ift nun aber mit 
der Öffentlihen Meinung zu rechnen gewohnt und genötigt. Sie muß ſich 
insbefondere Davor hüten, Neuerungen zu einer Zeit einführen zu wollen, wo 
bie öffentliche Meinung für diefelben noch nicht reif if, denn die einmal 
erfolgte Ablehnung eines Planes erfchwert die Fünftige Annahme besfelben im 
hohem Maße. Die Ausführung wäre auch damals wohl kaum möglich 
geweien, ohne daß vorübergehend Schaben entftand. Zu derſelben find Lang- 
wierige Borarbeiten notwendig, und ber Bau neuer Straßen wirb infolgedejien 
bei Annahme bed Planes eine Zeitlang ıunterbleiben müſſen. Seht, wo Bau- 
ftellen im Überfluß vorhanden find, lann daraus feine übermäßige Vertenerung 
entfiehen, was wahrfcheinlid früher body ber all geweien wäre und bie 
Entwidlung von Bermelslirchen gehemmt hätte. Im Gegennteil ift anzunehmen, 
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daß jegt die Annahme de3 Planes in der Stadtverordnetenverfammlung ein 
weiteres ftarkes allen ber Bauftellenpreife herbeiführen würde. So dürfte 
gerabe der gegenwärtige Zeitpunkt befonders dazu gneeignet fein, bie Herftellung 
von Bauftellen in Wermelölichen in ganz neue Bahnen zu lenken. 

Als ferneren Einwand wird man geltend machen, daß bie Gemeinde ein 
Unrecht begehe, wenn fie ben Grundeigentümer in der beliebigen Ausnutzung 
feiner Grundftüde und der Spefulation mit benfelben beeinträcdhtige ober be⸗ 
Binbere. Diefer Einwand ift unbegründet. Die Gemeinde kränkt den Grund» 
eigentümer in feiner Weile. Er mag nad Belieben feine Grundſtücke aus⸗ 
nußen unb mit benfelben fpelulieren. Aber die Gemeinde bereichert auch ferner 
nicht mehr ben Grundeigentümer dadurch, daß fie auf Koften der ftenerzahlenden 
Bürger Straßen durch feine Grundftüde legt und die Iegteren in teuere Bau- 
ftellen ummwanbelt. Will der Grundeigentümer fünftig feine Ländereien zu 
wertvolfen Bauftellen machen, fo wendet Die Gemeinde nicht Dagegen ein, er 
muß die dazu nötige Straße aber auf feine Koften bauen. 

Das Bedenken, die gegenwärtigen Eigentümer von Bauftellen zu jchädigen, 
verdient ebenfomenig Berüdfichtigung. Die Grundftüde, um die es ſich hier 
handelt, haben ihren Wert ald Baultellen erft infolge der von der Gemeinde 
auf Koften der gejamten Bürgerihaft ausgeführten Straßenbauten erlangt, 
und jeber Eigentümer einer foldhen Grundfläche ift nach wie vor in ber Vage, 
biefelbe zu einem viel höheren Preiſe zu verkaufen, als fie vor dem Straßen- 
baue hatte. Bon einer Schädigung der Bauftellenbefiger Tann mithin nicht die 
Rede fein. Überdies wird, wie früher angedeutet wurde, eine gewiſſe Zeit Darüber 
vergehen, bevor die Gemeinde die zur Ausführung bes Planes notwendigen 
Grundflähen im gehörigen Zufammenhange erwerben und durch neue Straßen 
auffchließen kann. Bis bahin werben an ben fchon vorhandenen Straßen 
noch mehr Häufer entftanden fein und die Eigentümer der Bauftellen dadurch nod) 
einen weiteren Vorſprung erlangt haben. Werden boch mit Vorliebe von ben 
Bauluftigen folche Stellen gewählt, in deren Nähe ſchon Häufer ftehen. Freilich 
wird e3 den gegenmärtigen Bauftellenbefigern nur dann möglich fein, ihren 
Beſitz rechtzeitig zu veräußern, wenn fie in ber Preisfordberung Maß halten. 
ebenfalls dürfen die gegenwärtigen Eigentümer von Bauftelfen ber Gemeinde 
nicht zumuten, allein aus dem Grunde gemeinnüßgige Anlagen zu unterlajfen, 
bamit der Preis ber auf Koften ber fteuerzahlenden Bürger im Werte ge- 
fteigerten Grundftüde beffer in die Höhe getrieben werden Tann. Mit demfelben 
Nechte Lönnte man darüber Klage führen, wenn eine neue Straße in der bis⸗ 
herigen Weiſe angelegt wird. Auch badurd) entfteht den Bauftellenbefigern eine 
ben Preis drüdenbe Konkurrenz, und biefe Konkurrenz wirb eine ſchwere, wenn 
viele Straßen zu gleicher Zeit angelegt werben, wie das 3. B. bei Aus⸗ 
führung des Bebauungsplanes für die Grundflächen zwifchen Eich, Schwanen, 
Unterweg, Oberweg, Hilfringhaufenerftraße, Dabringhaufenerftraße und Hohe» 
frage der Fall fein müßte. Bei Annahme ber neuen Borjchläge wird ber 
Bauftellenpreis zunächſt in feiten Grenzen gehalten, der Bauftellenwucher aber 
für kommende Beiten unmöglich gemadjt. Für die Allgemeinheit und die Weiter- 
entwidlung von Wermelskirchen Tann dies nur von Vorteil fein. So wenig 
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eö dem einzelnen Grundeigentümer verargt werden Tann, wenn er jeine 
Ländereien möglichſt hoch zu verwerten verfucht, fo ſehr muß im öffentlichen 
Intereſſe Dagegen gewirkt werben, Daß dem unbemittelten Bürger feine Wohnung 
verteuert wird. Das letztere geichieht, wenn bie Bauftellen zu einem weit über 
feinen Wert verteuerten Oandelögegenftand gemacht werden. 

Weiter wirb man uns entgegenhalten, daß die Anlage eines Arbeiterviertels 
beabfichtigt werbe. Nein, e3 foll und wird Tein Arbeiterviertel entftehen. Deshalb 
ſoll jeber Bürger und nicht nur jeder Arbeiter Anſpruch auf eine Bauftelle 
haben. Bisher haben Fabrilanten und Arbeiter nebeneinander an der nämlichen 
Straße gewohnt und ſich wohl dabei gefühlt, und fo wird es auch Fünftig 
bleiben. Der fogenannte Arbeiterftand in Wermelsfirchen bejitt, wie jeder, 
ber mit ihm genauer bekannt ift, weiß, zu viel Stolz, un von einer Einrichtung 
Gebrauch zu machen, bie den Unfchein erregen könnte, al3 wenn ihm eine 
Wohltat erwiefen werben follte. Der Plan wäre denmadh ein totgeborenes 
Kind, fofern berfelbe dahin ginge, Bauftellen lediglich an Arbeiter abzugeben. 
Dazu kann es nicht Sache ber Gemeinde fein, nur für einen Stand, ben 
Ürbeiterftand zu forgen, während andere Bürger, die nicht zum fogenannten 
Ürbeiteritande gehören, aber zum Teil weniger bemittelt find, vielleicht ihrer 
- Hilfe mehr bedürfen. Soll für den Wrbeiterftand etwas Befonderes gefchehen, 
fo muß fi) ein gemeinnügiger Bauverein bilden, der bem fleißigen und fpar- 
famen Arbeiter zu mäßigem Binfe eine zweite Hypothek auf fein Haus gibt 
und auch vielleicht ausnahmsweife, wenn es ein Ürbeiter dringend wünſchen 
möchte, für benfelben ein Haus baut. Die Errichtung derartiger Vereine 
wird vom Königlichen Herm Megierungspräfidenten unaufhörlih empfohlen. 
Das BZuftandelommen eines foldhen dürfte auch in Wermelskirchen zu erreichen 
fein, fobald die Bauftellenfrage in befriebigender Weiſe gelöft jein wird. 

Über bie Stadtverwaltung lenkt in die Bahnen ber Sozialdemokratie ein, 
fie zimmert mit an dem fozialdemofratiihen Zukunftsſtaate, wenn fie den vor⸗ 
geihlagenen Weg betritt! fo ruft uns ein ängftficher Bürger zu. Durch biefen 
Ungftichrei darf man ſich nicht irre machen laſſen. Die Sozialdemokratie gibt 
zwar heutigen Tages nur zu, die Fabriken, Mafchinen und fonftigen Arbeits⸗ 
mittel in gemeinfchaftliches Eigentum umwandeln zu wollen; find dem Einzelnen 
aber exit die Erwerbsquellen genommen, fo fehlen ihm die Mittel, Vermögen 
zu erwerben, und tatjächlich ftrebt die Sozialdemokratie alfo, mag fie es auch 
noch fo viel beftreiten, die Abſchaffung des Einzelbefites an. Sie kann deshalb 
nicht wünfchen, daß die Zahl ber Beſitzenden vermehrt wird. Jeder Genoſſe, 
der Eigentümer ift, muß babei auch noch ala ein unzuverläffiger Barteigänger 
betrachtet werden. Mag er auch in Friedenszeiten recht tapfer in ber Reihe 
mit marfchieren und recht wader auf die Schlotjunter und Kapitaliften ſchimpfen, 
im Ernftfalfe wird er fchwerlich bereit fein, den Heinen Sperling — fein 
Eigentum — fliegen zu laſſen, um bie große Taube auf dem Dache des 
fozialbemofratifhen Zukunftsſtaates — den Anteil an dem Nationalvermögen 
— zu getvinnen. Je ſchwerer e8 dem Einzelnen gemacht wird, zum Beige zu 
gelangen, je mehr Leute befiglo8 werben, je größer die Unzufriedenheit wird, auf 
befto fruchtbareren Boden fallen die Lehren der Sozialdemofratie, befto leichter 
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Iann der Haß gegen bie bejigenden Klaſſen entflammt werden. Wird es nun 
den weniger bemittelten Bürgern erleichtert, in den Beſitz eines eigenen Hauſes 
nebft Garten und Obftgarten und dadurch auf die erite Sproffe der zum 
Wohlſtande führenden Leiter zu gelangen, wird bie Zahl dar Beſitzenden in 
Staat und Gemeinde vermehrt, fo gefhieht genau das Gegenteil von dem, was 
die Sozialdemokratie wünfcht. Wie immer, wenn auf bem Boden ber heutigen 
Gefellihaftsordnung etwas zum Beten der weniger Bemittelten gejchehen fol, 
werden aud) Diesmal die Sozialdemokraten in der heftigiten Weife wiberfprechen, 
und möchte der eine oder andere von ihnen anfänglich ſich beifälfig zu dem 
in Vorſchlag gebrachten Plan äußern, fo wird auch er ſich ablehnend verhalten 
und blindlings folgen, fobald feine Bartei die Parole ausgibt: Opponiert!“ 
Auf die Unterftügung der Sozialdemokraten ift beim Betreten bes neuen Weges 
nit zu rechnen, und es wird auf ihre Unterftügung nicht gerechnet. .Defien- 
ungeadtet würde unzweifelhaft aud) mancher Sozialdemofrat von dem Vorteile 
Gebrauch machen, den ihm die Gemeinde bei Ausführung bes vorgefchlagenen 
Planes böte, und dies kann nur erwünfcht fein. 

Hiermit dürften die zu erwartenden Einwände im voraus widerlegt fein. 

Die Bürgerfhaft mag jebt die Vorſchläge prüfen und dann ihr Urteil 
darüber fällen, ob fie biefelben für geeignet hält, die Wohnungsverhältniffe 
in Wermelskirchen günftiger zu geftalten und die Wohnungsfrage ihrer Löfung 
dadurch einen Schritt näher zu führen. Fällt das Urteil ber Bürgerichaft, 
wie zu hoffen ift, günftig aus, fo barf angenommen merden, daß auch bie 
Stadtverorbnetenverfammlung fich zuftimmend ausfpridt. Sedenfalld bedarf 
die Stadtverwaltung zur Befeitigung der vielen und großen Hinderniffe, die der 
fpäteren Ausführung des oben entwidelten Planes in den Weg treten werben, 
eines großen Maßes an Mut und Kraft. An Mut wird e8 ihr nicht fehlen, 
aber die erforderliche Kraft kann fie nur durch die Hilfe der Bürgerfchaft ge- 
winnen. Möge ihr die legtere zuteil werden, indem die Bürgerfchaft mit aller 
Entſchiedenheit für bie obigen Borfchläge eintritt! 





Drud von F. E. Haag, Melle i. H. 
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